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Vorwort. 


An  dieser  Stelle  sei  es  mir  gestattet,  allen  denen  Dank  zu 
sagen,  welche  sich  um  das  Zustandekommen  der  vorliegenden  Arbeit 
Verdienste  erworben  haben.  Wie  bei  meinen  sonstigen  Studien,  so  hat 
mich  auch  bei  meinem  Erstlingswerke  Herr  Dr.  E.  Liesegang  mit 
seinem  Rate  überall,  wo  ich  dessen  bedurfte,  auf  das  bereitwilligste 
und  liebenswürdigste  unterstützt.  Ihm  darf  ich  mit  der  Widmung 
des  Buches  ein  geringes  Zeichen  meiner  Dankbarkeit  gebeu.  Auch 
Herrn  Prof.  Schmoller  fühle  ich  mich  sehr  verpflichtet  für  die 
freundliche  Teilnahme,  mit  welcher  er  die  Entstehung  meiner  Schrift 
verfolgte,  und  für  die  reiche  Belehrung,  die  er  mir  in  seinem 
Seminar  und  in  privater  Besprechung  zu  teil  werden  liess.  Sehr 
erwünschte  Aufklärung  über  Fragen  der  dörflichen  Verfassung  fand 
ich  in  den  agrarhistorischen  Besprechungen  des  Herrn  Geheimrats 
Prof.  Meitzen.  Schliesslich  haben  auch  die  Beamten  des  Düsseldorfer 
Staatsarchivs,  namentlich  Herr  Geh.  Archivrat  Dr.  Harless  und  Herr 
Dr.  Forst,  durch  die  Zuvorkommenheit,  mit  der  sie  alle  meine 
Wünsche  zu  erfüllen  suchten,  mir  die  Arbeit  wesentlich  erleichtert. 
Auch  ihnen  sei  dafür  herzlich  gedankt! 

Berlin,  Februar  1888. 


Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


Die  zahlreichen  Arbeiten  auf  otädtehietoriechcm  Gebiete,  welche 
in  der  neuesten  Zeit  erschienen  sind,  befassen  sich  fast  sämtlich 
mit  der  Geschichte  der  Frei-  und  Reichsstädte.  Ganz  natürlich; 
denn  diese  haben  am  entscheidensten  in  die  Geschicke  Deutschlands 
eingegriffen,  sie  haben  auch  städtische  Wirtschaft  und  städtisches 
Recht  am  frühesten  ausgebildet  und  auf  die  höchste  Entwicklungs- 
stufe geführt.  Grade  deshalb  aber  scheint  es  sich  der  Mühe  zu 
verlohnen,  nun  auch  einmal  die  Verfassungsgeschichte  einer  Land- 
stadt eingehender  darzustellen.  Dadurch , dass  zu  den  sonst  im 
politischen  Leben  einer  Stadt  wirksamen  Factoren  ein  neuer,  der 
Stadtherr,  hinzukommt,  verliert  zwar  die  Entwicklung  aus  einer 
Dorfgemeinde  zu  einer  sich  selbst  regierenden  Stadt  viel  von  ihrer 
Energie  und  Folgerichtigkeit,  zugleich  ist  es  aber  auch  von  Interesse 
zu  sehen,  wie  sich  trotzdem  in  Recht  und  Verwaltung  die  specifisch 
städtischen  Formen  ausbilden.  Gesteigert  werden  muss  dieses 
Interesse  da,  wo  ein  reiches  Quellenmaterial  die  Möglichkeit  ge- 
währt, die  Thütigkeit  der  städtischen  Behörden  im  Detail  darzu- 
stellen und  den  Einfluss  des  Landesherrn  in  seinen  letzten  Wirkungen 
bloazulegen. 

Die  Quellen  für  eine  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Wesel 
lassen  sich  scheiden  in  Privilegien,  Briefe,  Aufzeichnungen  der 
obersten  städtischen  Behörde  und  Privaturkunden.  Von  Privilegien 
sind  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert  eine  Anzahl  Originale,  ausserdem 
viele  Copieen  in  den  von  der  Stadt  früh  angelegten  Privilegien- 
hüchem  erhalten.1)  Den  Hauptteil  der  Briefe  machen  die  vom 


')  Wo  nichts  anders  bemerkt  wird,  befinden  sich  die  Originale  der  citiertcn 
Urkunden  im  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.  Glücklicherweise  haben  sich  auch 
nicht  wenige  Copieen  von  Urkunden  erhalten,  deren  Originale  verloren  sind. 
Die  oft  gehörte  Klage,  dass  die  ältere  Verfassungsgeschichte  Wesels  uns  immer 
eine  terra  incognita  bleiben  müsse,  weil  durch  den  grossen  Brand  des  Jahres 
1364  die  Urkunden,  die  zur  Aufhellung  derselben  dienen  könnten,  vernichtet 
Rrinkuld,  Verfftssunpttiichichtr  WpipI».  I 
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Dortmunder  Rat  erteilten  Belehrungen  au»,  welche  namentlich  für 
du»  Privatrecht  und  die  Gerichtsverfassung  in  Betracht  kommen. 
Hauptsächlich  in  die  Streitigkeiten  der  Stadt  mit  dem  Herrn  von 
Cleve  führt  uns  eine  Sammlung  von  Rechtsgutachten  Kölner  Juristen 
aus  dem  15.  Jahrhundert  ein,  aus  denen  ersichtlich  ist,  was  für 
Anschauungen  in  Wesel  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  zum  Landes- 
herrn und  die  eigenen  Rechte  ihm  gegenüber  herrschten.  Die 
schriftliche  Verwaltung  des  Magistrats  beginnt  sehr  früh : I.  J 1308 
setzen  die  beiden  Bürgerbücher1)  und  am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
der  Liber  Plebiscitorum2)  ein,  welche  von  den  drei  Bestimmungen, 
die  Homeyer  den  Stadtbüchern  zuweist,  zwei  erfüllten:  Die  Zu- 
sammenstellung des  der  Stadt  eigentümlichen  Rechtes  und  Auf- 
zeichnungen über  die  städtische  Verwaltung.  Den  ersteren  Zweck 
hatte  namentlich  die  Copierung  der  der  Stadt  verliehenen  Privi- 
legien, da  diese  vorzüglich  das  städtische  Recht  bestimmten,  ferner 
die  Ueberlieferung  der  Stadtordnungen,  welche  in  das  Rechtsleben 
eingriffen,  aber  auch  die  Fixierung  des  in  der  Stadt  geltenden 
Gewohnheitsrechts.3)  Eine  wichtige  Quelle  für  das  Weseler  Recht, 
die  Dortmunder  Urteile,  findet  sich  dagegen  hier  nicht. 

Ein  Niederschlag  der  städtischen  Verwaltung  sind  zunächst 
die  Listen  der  „in  opidanos  recepti“,  von  1308  an  in  beiden  Bürger- 
büchern,  dann  Beschlüsse  des  Rats  und  der  Gemeinde,  eine  Auf- 
nahme des  Besitzes  der  Kirche  und  frommer  Stiftungen,  eine 
Uebersicht  über  die  Renten  der  Stadt,  Urfehden,  Copieen  von  Ur- 
kunden über  die  Verpachtung  städtischer  Gebäude  und  die  An- 
stellung von  Beamten  und  Dienern;  kurz,  alle  Verwaltungsgeschäfte, 
die  zu  notieren  notwendig  schien,  sind  hier  verzeichnet.  Von 
den  beiden  Bürgerbüchern  löst  das  jüngere  das  ältere  um  1350  ab 
und  enthält  vorwiegend  Aufzeichnungen  aus  der  zweiten  Hälfte  de» 


worden  seien,  kann  gegenüber  dem  umfangreichen  uns  aus  dem  13.  und  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  erhaltenen  Material  nicht  Stand  halten. 
Die  Privilegien  sind  zwar  nicht  sämtlich  (S.  z.  B.  S.  21,  Anm.  1),  aber  jeden- 
falls der  Mehrzahl  nach  im  Original  oder  in  Abschrift  auf  uns  gekommen ; und 
davon,  dass  gerade  durch  jene  Feuersbrunst  die  Urkundenbestände  irgend 
welche  Einbusse  erlitten  hätten,  fehlt  jede  Spur. 

')  Das  ältere  abgekürzt:  „A.  B.“,  das  jüngere:  „ß“. 

*)  Abgekürzt:  „L.  PI.“ 

*)  Namentlich  L.  PI.  S.  93:  „Vran  hergewede  ind  gerade  ind  van  wasstin- 
sigen  ind  eigenen  luden“  und  L.  PI.  S.  97 : „Kleringe  ind  uitdracht  sommiger 
rechten  ind  gewoenten  der  Stat  van  Wesell“  (über  mit  Zins  belastete  Häuser 
und  Grundstücke). 
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14.  Jahrhundert«,  führt  aber  die  Biirgerlisten  300  Jahre  weiter  und 
bringt  auch  sonst  noch  manches,  namentlich  (Jopiceu  von  Privilegien, 
aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert.  Die  meisten  Verordnungen  des 
Rats  finden  sich  jedoch  vom  Anfänge  des  15.  Jahrhunderts  an  nicht 
mehr  in  ihm,  sondern  in  dem  Liber  Plebiscitorum.  Dieser  endlich 
wird  zu  Ende  des  Jahrhunderts  ersetzt  durch  die  Rateprotokolle, ') 
welche,  zuerst  mit  ihm  parallel  laufend,  mit  einigen  Unterbrechungen 
von  1466  an  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  einer  jeden  Rats- 
sitzung registrieren. 

Neben  diesen  allgemeineren  und  specielleren  Nachrichten  über 
die  Verwaltung  sind  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Wichtigkeit  die 
Stadtrechnungen.*)  Von  1342  an  fast  ununterbrochen*)  geführt, 
gewähren  sie  uns  nicht  nur  einen  tiefen  Einblick  in  die  Finanz- 
geschichte der  Stadt:  dadurch,  dass  sie  jeden  Posten  in  den  Aus- 
gaben genau  begründen , gestatten  sie  auch  einen  Rückschluss  auf 
die  Thätigkeit  des  Rats  überhaupt  *)  und  ersetzen  so  einigermassen 
für  die  frühere  Zeit  die  Ratsprotokolle ; indem  sie  endlich  die  Steuer- 
nnd  Accisepflichtigen  namentlich  auffuhren,  verschaffen  sie  uns 
Aufschluss  über  die  Bevölkerung  und  ihre  Klassen. 

Ausserdem  sind  mehrere  Bände  und  Oonvolute  mit  Material 
von  geringerer  Bedeutung  gefüllt:  mit  Gerichtsordnungen,  auch 
städtischen  Statuten  und  Verwaltungsakten  *),  aber  alles  zerstreut 
und  weniges,  dessen  Kenntnis  uns  nicht  auch  durch  die  oben 
besprochenen  Archivalien  vermittelt  wird. 

Von  Privaturkunden  haben  sich  eine  Anzahl  Schöffenbriefe  im 
Original  oder  in  den  Lagerbüchern  der  Klöster  erhalten,  ausserdem 
namentlich  Urfehdebriefe.  Die  meisten  älteren  Privaturkunden  sind 
von  der  Johannitcrcommende;  sonst  aber  reichen  nur  wenige  in 
eine  frühere  Zeit,  als  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  zurück.*) 


')  Abgekürzt:  „R“. 

*)  Abgekürzt:  „St“. 

*)  Aus  dem  )4.  und  15.  Jahrhundert  fehlt  nur  der  grössere  Teil  der 
Rechnungen  von  1392,  alles  von  1444  und  von  1473. 

*)  Namentlich  auch  in  den  Rubriken  „de  propinatis“,  „de  nuntiis“  und 
„de  equitando“  auf  die  auswärtige  Politik. 

s)  Pas  Wichtigste  in  Caps.  A.  81  *;  253,  Nr.  3;  342,  Nr.  11:  341  Nr.  12 
(alles  aus  dem  15.  Jahrhundert). 

‘)  Sofern  nichts  anders  bemerkt  wird,  befinden  sieh  die  citierten  Archi- 
valien im  Weseler  Ratsarchiv  (abgekürzt:  „W.  R.  A.“),  welches  seit  einigen 
Jahren  im  Düsseldorfer  Staatsarchiv  deponiert  ist. 
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(Jedruekt  ist  von  diesem  arehivalischen  Material  noch  nicht 
sehr  viel.  Ausser  den  Urkunden  in  LaroinbletV  Urkundenbuch ') 
und  Archiv,  in  Wigand’«  Archiv,  in  Dithmnr’s  Codex  diplomaticus 
zu  Teschenraacher's  Annalen,  in  Binterim’s  und  Mooren’s  alter  und 
neuer  Erzdiöcese  Köln , findet  «ich  manche«  zerstreut  in  der  Zeit- 
schrift des  Bergischen  Geschieht« verein«  *)  und  namentlich  in  der 
hekannten  Frensdorff’schen  Publication  der  Dortmunder  Statuten. 

Die  ältesten  Werke,  welche  die  Geschichte  Wesels  bearbeiten, 
sind  von  H.  Ewich  *)  und  von  J.  N.  Seil.4)  Beide  kommen  jedoch 
für  unsern  Zweck  nicht  mehr  in  Betracht,  zumal  das,  was  sie  er- 
zählen, viel  übersichtlicher  jetzt  auch  in  Gantesweilers  Chronik  von 
Wesel  enthalten  ist.5)  Aber  auch  diese«  Buch  bietet  für  politische  und 
Verfassungsgeschichte  im  Mittelalter  nichts  Zuverlässiges,  ist  aber 
als  Beschreibung  der  Stadt  und  ihrer  öffentlichen  Gebäude  von 
Nutzen.  Von  neueren  Arbeiten  ist  Wolters,  „das  Stadtrecht  von 
Wesel“,*)  nur  als  Quellenpublication  zu  erwähnen.  Einen  guten 
Anfang  in  der  Erforschung  der  verfassungsrechtlichen  Zustände 
stellen  dagegen  die  Arbeiten  von  Heidemann  dar:  „die  villa  Wisclensis 
und  die  curtis  Wiselensis  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Grafen  von 
Cleve  bis  1241“  7);  „die  Beguinenhäuser  Wesels“8);  „Statuten  des 
Wullenampts  zu  Wesel  aus  dem  Jahre  1426“.*)  Ein  gründliches 
Werk,  unser  Thema  aber  nur  streifend,  ist  auch  Kleine’s  Geschichte 
des  Weseler  Gymnasiums  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegen- 
wart.,n)  Von  grösster  Bedeutung  für  die  Erkenntnis  des  Weseler 
Rechts  sind  die  Bemerkungen,  mit  welchen  Frensdorff  die  von  ihm 
edierten  Dortmund -Weseler  Urteile  erläutert.") 


*)  Abgekürzt:  „Lac.,  U.  B.“ 

*)  Abgekürzt:  „Ztschr.“ 

*)  Vesalia  sive  civitatis  Vesalensia  descriptio,  adornata  per  Hermannum 
Ewicbium,  Vesaliae  a.  1668. 

4)  Joh.  Nicolai  Sellii  Vesalia  obseqaeos  a.  1667. 

s)  Geschrieben  1795,  herausgegeben  1881.  Sehr  zu  bedauern  ist,  dass  die 
Beilagen  hierzu,  welche  die  Beweisstücke  enthalten  sollten,  verloren  sind.  Wie 
mir  von  glaubwürdiger  Seite  mitgeteilt  wird,  ist  bei  der  Drucklegung  so  will- 
kürlich und  kritiklos  verfahren,  dass  in  dem  Buche  nichts  weniger  als  der  ur- 
sprüngliche Text  der  Chronik  vorliegt. 

°)  Ztschr.  IV,  S.  34  ff. 

’)  Ztschr.  V,  S.  188  ff. 

*)  Ztschr.  IV,  8.  176  ff. 

»)  Ztschr.  IX,  S.  77  ff 

10)  ln  der  Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Gymnasialgehäudcs  am 
18.  Uctober  1882.  Wesel  1882. 

")  Dortmunder  Statuten  und  Urteile.  Beilage  XV. 
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'Teil  I. 

Die  Zeit  bis  zur  Schlichtung  der  inneren  Zwistig- 
keiten in  den  Jahren  1308  und  1311. 

Kapitel  I. 

Die  Anfänge  Wesels  und  seine  Erhebung  zur  Stadt. 

1. 

Dorf  und  Gericht  Wesel. 

Zuin  ersten  Male  wird  Wesel  erwähnt  in  einer  von  Karl  Marte II 
herrührenden  Urkunde '),  in  welcher  die  Schenkung  der  Kirche  in 
der  Villa  Felison  im  Gau  Kinnehein  an  die  Abtei  Epternach  ver- 
brieft wird.  Zu  Ende  derselben  findet  sich  am  Rande  die  Notiz : 
„De  ecclesia  Wesele  in  eodem  pago  sita  eadem  firmamus.“  Wenn 
diese  Eintragung  auch  begreiflicherweise  auf  Gleichzeitigkeit  mit 
der  Urkunde  keinen  Anspruch  erheben  kann,  so  muss  sie  doch  im 
früheren  Mittelalter  gemacht  sein.  Denn  i.  J.  1065’)  giebt  Hein- 
rich IV.  die  Kirche  in  der  villa  Wisele  und  alles,  was  in  dieser 
villa  zur  Abtei  Epternach  gehört,  auf  Bitten  Friedrichs  von  Luxem- 
burg, Herzogs  von  Nieder  - Lothringen , welcher  sie  vom  Kaiser  zu 
Lehen  trug,  der  genannten  Abtei  wieder  (reddimus).  Die  Schenkung 
scheint  jedoch  nicht  in  Kraft  getreten  zu  sein;  vielmehr  kam  die 
Besitzung  später  allem  Anschein  nach  an  die  Herzoge  von  Brabant, 
um  infolge  der  Vermählung  Dietrichs,  des  ältesten  Sohnes  des 
Grafen  Dietrich  VI.  von  Cleve,  an  das  Clevische  Grafenhaus  zu 
fallen.3) 

Neben  der  villa  Wiselensis  war  für  die  Entwicklung  des  Orts 
von  Bedeutung  die  curtis  Wesele.  Dieser  Hoi  wird  uns  zuerst  be- 

’)  Au#  dem  über  aurou#  Epteruaconeia.  lieber  Kirche  und  Kloster  zu 
Wesel  s.  diu  citierte  Abhandlung  vou  Heidemann,  Ztschr.  V 8.  1H8  ff. 

*)  Urk.  gedruckt  bei  Beyer,  Mittelrhciu.  U.  B.  1,  8.  415. 

*)  Vou  Hcidcmauu  u.  u.  0.  mehr  als  wahrscheinlich  gemacht. 
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kannt  unter  den  Gütern,  welche  die  Graten  von  Cappenberg  i.  J. 
1122  dem  heiligen  Norbert,  dem  Stifter  des  Prämonstratenserordens, 
schenkten.1)  Auf  ihm  wurde  dann  i.  J.  1123  4)  ein  neues  Kloster 
dieses  Ordens  gegründet.  In  der  Vogtei  über  dies  spater  Obern- 
dorf genannte  Kloster  erwarben  die  Grafen  von  Cleve  zwischen 
1163  und  1233  — genauer  lässt  sich  der  Zeitpunkt  hierfür  nicht 
bestimmen  — eins  ihrer  ersten  Rechte  in  Wesel.8)  Im  Anschluss 
an  das  Kloster  scheint  der  Ort  bald  eine  gewisse,  wenn  auch  nur 
geringe,  commercielle  Bedeutung  erlangt  zu  haben:  In  der  Urkunde 
von  1142,  welche  uns  über  die  Anfänge  des  Handels  in  diesen 
Gegenden  Nachricht  giebt,  erscheint  auch  Wesel  am  Rhein  verkehr 
beteiligt. 4)  Ferner  verlieh  Friedrich  II.  i.  J.  1217  den  beiden 
Stiftern  Cappenberg  und  Wesel  ZoIl(reiheit  auf  dem  Rhein.5) 

Doch  zeigen  die  beiden  Urkunden  nur  geringe  Anfänge  des 
Handels,  vorzugsweise  drehte  sich  das  Leben  der  Dorfbewohner 
noch  um  bäuerliche  Interessen.  Noch  i.  J.  1233  muss  der  Graf 
von  Cleve  ihren  Versuchen  entgegentreten,  dem  Klosterhofe  seine 
alten  Gerechtsame  im  Weseler  Walde  zu  beschneiden.*) 

Um  die  Formen , in  denen  sich  das  communale  Leben  jener 
Zeit  bewegte,  kennen  zu  lernen,  sind  wir  fast  ganz  auf  Analogieen 
und  auf  Rückschlüsse  aus  den  späteren  Zuständen  angewiesen. 
Von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  alten  Mark  hat  sich  die  einzige 
Spur  im  „Hemail“  erhalten.  In  einem  Privileg  v.  J.  1329  *)  ge- 


’)  Erhard,  Keg.  hist.W'estf. I,  S. 449;  die  Schenkung  bestätigt  vou  Bischof 
Theoderich  von  Münster,  Binterim  und  Mooren  HI,  Nr.  29. 

*)  Binterim  und  Mooren  HI,  Nr.  30,  S.  100. 

*)  S.  Heidemann  a.  a.  O. 

4)  Sloct,  Qeldrisches  U.  B.,  I Nr.  277,  S.  270.  (Erzbischof  Arnold  vou 
Köln  bestätigt  die  Gewohnheit,  dass  die  Kaufleute  von  Rees  in  Wosei,  Xanten, 
Hmmerich,  Elten,  Dötichcim  und  Smitliusen,  und  ebenso  die  Kaufleute  aus 
diesen  Orten  in  Kees,  frei,  ohne  Zoll  zu  entrichten,  kaufen  und  verkaufen 
dürfen).  Diese  Urkunde  wird  zwar  von  manchen  für  unecht  gehalten,  doch 
s.  darüber  Heidemann  a.  a.  O.  Dass  wenigstens  Xanten  schon  damals  keinen 
durchaus  ländlichen  Charakter  mehr  hatte,  geht  aus  der  ungefähr  gleichzeitigen 
Urkunde  bei  Lac.,  U.  B.  I,  Nr.  200,  hervor,  worin  Erzbischof  Friedrich  die 
dor  Siegburger  Celle  auf  dem  Fürstenberge  bei  Xanten  geschenkten  Güter  be- 
schreibt; unter  diesen  bestehen  die  Zinse  überall  in  Naturalien  oder  in  Na- 
turalien und  Geld,  nur  in  Geld  dagegen  bei  einer  area  domus  zu  Xanten. 

5)  Binterim  und  Mooren  111,  Nr.  62. 

6)  Binterim  und  Mooren  HI,  Nr.  89;  s.  S.  20. 

!)  Lac.  U.  B.  HI,  Nr.  241  und  Frcnsdorff,  Dortm.  Stat.  S.  265  nach  einer 
Copic  gedruckt.  Das  Original  ist  verloren. 


Digitized  by  Google 


7 


währt  Graf  Dietrich  IX.  von  Cleve  seinen  lieben  Weselern,  das« 
aus  allen  Häusern  in  den  Gerichten,  die  ihre  Beratung  in  Wesel 
zu  nehmen  pflegten,  an  einem  bestimmten  Tage  im  Jahr  ein  Mann 
dorthin  kommen  solle  „iudiciali  examini  quod  hemail  vulgo  nominatur 
coram  nostro  iudice  et  scabinis  Weselensibus  interessendo.“  Das 
Hemail  wird  durch  diese  Verordnung  nicht  erst  geschaffen,  sondern 
nur  bestätigt.1)  Es  wird  also  wohl  erlaubt  sein,  hieraus  auf  die 
frühere  Zeit  zurückzuschliessen. 

Für  deo  Charakter  des  Hemails  ergiebt  sich  aus  dem  Namen 
selbst  nichts,  denn  der  hat  wohl  jedes  Gericht  bezeichnen  können.*) 
Die  Eigentümlichkeit  dieses  Gerichts  erhellt  aber  aus  den  Vergehen, 
deretwegen  es  um  Belehrung  angegangen  wird.  Während  die  meisten 
derselben,  wie  Diebstahl,  Raub  und  Mord,  es  als  ein  öffentliches 
Gericht  erscheinen  lassen,  macht  es  eine  andere  Bestimmung  wahr- 
scheinlich, dass  es  früher  zugleich  die  Competenzen  eines  Märker- 
dings besessen:  Die  am  Gericht  Teilnehmenden  sollen  schwören, 
die  Wahrheit  zu  sagen  „de  communitate  occupata  vel  publica  via 
arta  et  aliena  terra  occupata“.  Wir  sehen  also,  dass  auch  hier  Ge- 
richtsverband und  W i rtschafta  verband  zusammenfallen.3)  Daraus 
ferner,  dass  die  diesem  Hemail  unterstehenden  Gerichte  ebenfalls 
öffentliche,  nicht  nur  communale  waren,4)  charakterisiert  sich  sein 
Gebiet  als  eine  alte  Hundertschaft,  die  sich  in  eine  Anzahl  kleinerer 
Gerichtssprengel  aufgelöst  haben  dürfte.3)  Als  diese  Gliederung  bei 


')  V.  Haeften  (öesch.  der  Niederrhein.- Westf.  Territorien,  Ztschr.  II. 
8. 3ö)  ist  der  Ansicht,  dass  die  Grafen  von  Cleve  durch  Einrichtung  des  Hemails 
ihre  Herrschaft  auf  dem  rechten  Rheinufer  zn  consolidieren  gesucht  hätten ; doch 
ist  in  dem  „bic  dubias  sententias  requirere  solentium“  ausdrücklich  von  einer 
Gewohnheit  die  Rede,  und  der  Graf  konnte  kein  „iudiciale  examen.  quod  hemail 
vulgo  nominatur“  schaffen.  Dadurch  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  später, 
als  man  die  alte  Bedeutung  des  Hemails  nicht  mehr  kannte  und  cs  nur  noch 
als  Consultationsgericht  betrachtete,  die  Grafen  von  Cleve  ihm  neue  Orte  unter- 
warfen. So  ist  in  dem  Verzeichnis  der  zum  Hemail  gehörigen  „uiederou“ 
Gerichte  im  Biirgerbuch  „Ruhrort'1  von  einer  späteren  Hand  zugcschricben- 
S.  Krensdorff,  a.  a.  O.  S.  262;  B.  F.  114*. 

’)  Nach  Grimm,  Rechtaaltertümer,  S.  863,  bedeutet  er  „gehegtes  Gericht“. 

■‘)  S.  darüber  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  I, 
8.  256  ff. 

4)  Man  konnte  in  diesen  „nederen“  Gerichten  einen  andern  friedlos  legen 
(8.  W.  R.  A.,  Caps.  A.,  81  *,  F.  137*). 

h)  Eine  andere  Möglichkeit,  für  dereu  Begründung  mein  Material  nicht 
ausreicht,  wäre  die,  dass  jeno  niedoreu  Gerichte  autonome  Gomeiuden  sind, 
Vielleicht  lassen  sich  beide  Ansichten  combinieren. 
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unserer  Hundertschaft  erfolgte,’)  blieb  dem  jetzt  zu  einem  Zent- 
gericht  herabgesunkenen  Centeneugericht  von  seiner  alten  Stellung 
nichts , als  gewisse  prozessualische  Prärogativen  ?)  und  eben  dieser 
Consultationszwang. 

Als  Spur  jenes  alten  Zustandes  erhielt  sich  über  eine  Gemein- 
samkeit der  Nutzungsrechte,  welche  die  Weseler  Markgenossen  mit 
denen  umliegender  Dörfer  am  Weseler  Walde  hatten.®) 

Ausser  der  Teilnahme  an  der  Markgenossenschaft  bewegte 
sich  aber  das  Leben  der  Bewohner  von  Wesel  schon  längst  vor 
der  Erhebung  zur  Stadt  im  Verbände  der  Ortsgemeinde. 

Einen  Blick  in  diese  Zustände  zu  thun,  ist  natürlich  unmöglich, 
doch  ergiebt  sich  aus  allgemeineren  Erwägungen  folgendes: 

1)  Neben  dem  alten  localen  Burgericht,  dessen  Spuren  dem- 
nächst nachzuweisen  sind,  hat  sich  das  Schöffencolleg  bereits 
als  oberste  Verwaltungsbehörde  constituiert.4)  Wie  sich 
dasselbe  seinem  Personalbestände  u.  s.  w.  nach  zu  dem  er- 
wähnten Gerichte  verhält,  ist  unbekannt. 

2)  Neben  dem  Vorstande  des  alten  Burgerichts  besteht  schon 
ein  Beamter,  dessen  Provenienz  nur  so  zu  erklären  ist,  dass 
er  als  Schöffenmeister  neben  einem  judex  emporgekommen 
ist.6)  Von  grösster  Bedeutung  für  seinen  Amtscharakter 
sind  die  Functionen,  die  ihm  das  Privileg  von  1241  zu- 
schreibt, die  er  nach  dem  Wortlaut  doch  wohl  schou  vorher 
versehen  hat:*)  „Jurgia,  defectum  mensurandi  et  pistrandi 
magister  civium  judicabit.“ 


')  Ueber  die  Zeit,  wo  die  Zersplitterung  der  Mark  eiiigetretcu,  lässt  sieh 
nur  soviel  sagen,  dass  i.  J.  1163  der  Markverband  nicht  mehr  bestand.  Dcnu 
in  diesem  Jahre  wird  ein  .Streit  über  die  Waldgereehtsame  des  Klosters  Oliern- 
dorf,  der  doch  vor  das  Markgericht  gehört  hätte,  vom  Grafen  von  Cleve  ent- 
schieden. (S.  u.  S.  17.) 

*)  Die  vom  Weseler  Gericht  verhängte  Friedlosigkeit  hatte  zur  unmittel- 
baren Folge  die  Friedlosigkeit  auch  in  den  niederen  Gerichten,  nicht  aber  um- 
gekehrt (S.  W.  K.  A.  Caps.  81*,  F.  137.  ff.);  s.  Lamprecht,  a.  a.  O.  I,  S.  731. 

°)  S.  Weseler  Waldweistum  (nach  der  Milte  des  15.  .Jahrh.)  hoi  Lac. 
Archiv  III,  2,  S.  262  ff.  (aus  dem  L.  PI.  S.  31  f.,i,  s.  auch  Lamprecht  a.  a.  O.  I, 
S.  273. 

*)  S.  gleich  unten. 

*)  Auch  später  ist  er  immer  der  erste  Schölle.  S.  u.  S.  27. 

6)  Sonst  würde  ein  Zusatz,  wie  „quem  instituimus“  kaum  fehlen.  Fs  folgt 
ausserdem  daraus,  dass,  wie  gleich  nachzuweisun,  das  Schöffencolleg  bereits  diu 
Verwaltung  des  Dorfes  in  lländeu  hatte. 


Digitized  by  Google 


9 


Ohne  nun  endgültig  entscheiden  zu  wollen,  ob  das  Weseler 
Sehüffencolleg  localer  Natur,  oder  ob  wir  das  alte  Hundertschafts- 
gerichtspersonal in  ihm  sehen  müssen,  geht  aus  dem  erwähnten 
Umstand  denn  doch  so  viel  hervor,  dass  zur  Zeit  der  Stadtrechts- 
verleihung i.  J.  1241  der  Ort  bereits  eine  längere  Periode  commu- 
naler  und  commerzieller  Entwicklung  durchgemacht  hatte:  Die 
Schöffen  müssen  bereits  die  neuen  communalen  Verwaltungsgeschäfte 
besorgt  haben,  während  ihr  Meister,  der  magister  civium,  ein  Gericht 
verwaltete,  das  doch  wohl  erst  bei  etwas  fortgeschrittenen  comtner- 
ziellen  Zuständen  ins  Leben  getreten  war.')  Dass  das  Schöffen- 
colleg  die  Aufgaben  der  Ortsverwaltung  bereits  in  den  Kreis  seiner 
Thätigkeit  gezogen,  ergiebt  sich  ausserdem  aus  folgender  Erwägung : 
Das  Stadterhebungsprivileg  vom  Jahre  1241  *)  ist  formell  ziem- 
lich genau  nach  den  Privilegien  für  geldrische  Städte  gearbeitet, 
vorab  nach  dem  für  Zütphen,  welches  in  das  Jahr  1190  datiert  ist.3) 
Ein  Passus,  welcher  sich  in  den  geldrischen  Privilegien  durchgehends, 
nicht  aber  in  der  Weseler  Urkunde  findet:  „ . . . instituens  in  ea 
duodecim  scabinos,  quorum  cousilio  eadem  civitas  regatur“  bedeutet 
nun  nicht  notwendig,  dass  der  Graf  das  Sehüffencolleg  erst  einsetzt, 
sondern  nur,  dass  er  es  mit  der  Leitung  der  städtischen  Geschäfte 
betraut;  denn  von  einer  dieser  Städte,  Arnheim,  wissen  wir,  dass 
bereits  vor  der  Erhebung  zur  Stadt  i.  J.  1233  ein  Schöffengericht 
in  ihr  bestand,4)  Aus  dem  Pehlen  dieser  Bestimmung  im  Privileg 
von  1241  geht  also  hervor,  dass  damals  das  Sehüffencolleg  nicht 
als  administrative  Behörde  eingesetzt  wurde,  weil  dessen  gewiss 
ebeuso,  wie  in  den  Urkunden,  welche  dem  Aussteller  des  Weseler 
Privilegs  zum  Muster  dienten,  Erwähnung  geschehen  wäre.  Da 
aber  in  den  folgenden  Jahrzehnten  das  Regiment  der  Stadt  that- 
sächlich  in  den  Händen  der  Schöffen  ist,  so  folgt,  dass  diese  schon 
vor  1241  die  Verwaltungsbehörde  bildeten. 

3)  Das  schwierigste  Rätsel,  welches  der  lösen  muss,  der  sich 
die  älteren  Weseler  Zustände  klar  machen  will,  ist  die  Er- 
klärung zweier  scheinbar  so  gleichartiger  Beamtungcn,  wie 
es  der  magister  civium  und  die  burmagistri  sind.  Der 


')  Eiu  Markt  bestand  jedenfalls  schon  vor  1241.  S.  u.  S.  lil  u.  S.  28. 

»)  Lac.,  U.  B.  II,  Nr.  258. 

■')  Sloel,  Geldriselics  L'rkimdenbuch  I,  Nr.  378. 

*J  Sloct,  JI,  Nr.  584  (a.  1233)  „iudicio,  ..  .cuius  einolunienfuni  meus  iudex 
ccpiat,  siout  ante." 
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Umstand,  dass  diese  erst  1269  *)  genannt  werden,  darf  nicht 
zu  der  Meinung  verleiten,  dass  sie  erst  städtischen  Bedürf- 
nissen ihren  Ursprung  verdanken,  vielmehr  muss  sich  die 
Entwicklung  in  folgender  Richtung  abgespielt  haben:  In 
der  villa  Wesel  hat  eine  Gemeinde  bestanden,  deren 
Vorstand  hier  wie  anderswo s)  zwei  Burmeister  waren. 
Unter  ihrem  Vorsitz  kamen  die  Dorfbewohner  zur  Be- 
ratung über  Gemeinde-,  vor  allem  natürlich  über  Allmende- 
und  Anbauangelegenheiten  zusammen.  Später  riss  dann 
das  Schöff'encolleg  die  Befugnisse  an  sich,  welche  bei  zu- 
nehmendem commercicllem  und  communalem  Leben  auf- 
kamen. Auf  eine  Entwicklung  dieser  Art  muss  geschlossen 
werden  vor  allem  aus  der  Coexistenz  von  magister  civiutn 
und  burmagistri,  deren  Geschäftskreis  so  ist,  dass,  wenn 
die  spätere  oberste  Ortsbehörde  mit  dem  alten  Burgericht 
zusammengehangen  hätte  , zwei  so  verschiedene  Ämter 
überflüssig  gewesen  sein  würden.  Ebenso  wäre  es  wider- 
sinnig zu  denken,  dass,  nachdem  bereits  der  Schöffenmeister 
sich  seine  Machtsphäre  geschaffen,  nun  neben  ihm  die  Bur- 
mcister  mit  ihrem  altertümlichen,  der  ländlichen  Phase  der 
Entwicklung  entsprechenden  Charakter  getreten  seien.  Nach 
diesen  allgemeinen  Reflexionen3)  werfen  wir  einen  Blick  auf 
die  trümmerhafte  Überlieferung  über  die  burmagistri. 

So  oft  die  Burmeister  uns  in  der  Folge  als  Polizei-  und  Finanz- 
beamte begegnen,  so  spärlich  sind  die  Zeugnisse,  welche  uns  über 
ihren  ursprünglichen  Charakter  Aufschluss  geben.  Dadurch,  dass 
das  Amt  der  burmagistri  oder  magistri  burgensium  im  II.  Jahr- 
hundert seinen  Schwerpunkt  in  der  Finanzverwaltung  hat,  könnte 
man  sich  zunächst  zu  der  Annahme  versucht  fühlen,  dass  diese 
von  Anfang  an  die  Aufgabe  jener  Beamten  war,  dass  also  die 
Schöffen  unter  sich  zwei  Männer  wählten  und  mit  der  Führung  des 
städtischen  Haushalts  betrauten ; und  in  der  That  ist  es  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  auch  schon  im  13.  Jahrhundert  die  Burmcister 
zugleich  Rentmeister  der  Stadt  waren,  wie  sic  in  späteren  Urkunden 
genannt  werden.  Nur  ist  zu  bezweifeln,  dass  die  Beamtung  grade 


*)  8.  u.  8.  27. 

‘)  8.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Dorfverfassung,  S.  23. 

a)  Diese  Dcduction  ist  nicht  allein  auf  die  Weseler  Verhältnisse  basiert: 
Wie  llerr  Dr.  E.  Liesegang  mir  mitzutoilcn  die  Freundlichkeit  hatte,  ist  dio 
Entwicklung  in  anderen  nicdcrrhciuischcn  Uaucruschaften  eine  ganz  ähnliche. 
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zu  diesem  Zweck  geschaffen  wurde;  dem  scheint  doch  der  Name 
„burmagistri“  zu  widersprechen,  der  entschieden  auf  eine  ursprüng- 
lich agrarische  Bedeutung  des  Amtes  hinweist.  Zum  Glück  lassen 
uns  hierüber  die  Quellen  nicht  ganz  ohne  Nachricht.  In  den 
Kämmereirechnungen  erscheint  zuweilen,  *)  keineswegs  regelmässig, 
eine  Ausgabe  unter  dem  Titel:  „burmagistri  servantes  dat  burgerichtc 
consurapserunt  . . 4)  oder:  „burmagistri  consutnpserunt  propter 

judicium  eorum  vocatum  dat  burgerichte“  3),  welcher  unter  den  Ein- 
nahmen der  sich  noch  seltener  findende  Posten  gegenübersteht:  „de 
vadiis  ante  burgherichte“.  *)  Über  das  Burgericht  nun  erfahren 
wir  aus  den  Stadtrechnungen  weiter  nichts,  als  dass  es  mindestens 
viermal  jährlich  gehalten  wurde;  denn  so  oft  kommt  es  i.  J.  1360 
vor.  Eine  wichtigere  Nachricht  darüber  geben  die  Ratsprotokolle, 
wenn  auch  aus  viel  späterer  Zeit.  Die  betreffende  Stelle  lautet: 
„So  vorgenamen  wart  van  den  schütten,  alz  wat  men  schut  aver 
den  mollenwech,  dat  men  die  have  to  Laickhusen  int  Schutt  brengen 
sull,  ind  den  onsen  dan  geen  recht  dar  an  geschuyt  ind  sie  ors 
schaden  sich  dan  so  nyet  bekommen  en  können : dar  uinb  to  spreken 
myt  den  Richter,  wanneer  so  geschut  wort,  dat  dat  buerricht  dan 
apen  sii  ind  malk  recht  geschie“.1') 

Wie  aus  einem  kurz  darauf  sich  ebenfalls  in  den  Ratsprotokollen 
findenden  Desideriutn  an  den  Herzog  hervorgeht,*)  begehren  die 
Weseler,  über  den  Mühlen  weg  hinaus  das  die  Frucht  verderbende 
Vieh  als  Pfand  einfangen  und  einsperren 7)  zu  dürfen.  Der  letzte 
Satz  des  obigen  Ratsbeschlusses  zeigt  uns,  dass  über  den  durch 
das  Vieh  angerichteten  Feldschaden  im  Burgericht  Recht  gesprochen 
wurde;  dieses  charakterisiert  sich  hierdurch  als  ein  Gericht  für  die 
agrarischen  Verhältnisse,  wie  es  bei  dem  noch  später  nicht  unbe- 


’)  Zuerst  i.  J.  13Ö7;  das  judicium  burinagistrorum  genannt  zuerst  i.  J.  134!). 

-)  i.  J.  1360. 

J)  i.  J.  1366. 

*)  Zuerst  i.  J.  1379.  Dass  das  Burgcricht  in  den  Stadtrechnungen  nicht, 
wie  zn  erwarten  wäre,  jedes  Jahr  vorkommt,  hat  wohl  darin  seinen  Grund,  dass 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  gegen  einander  aufgerechnet  wurden,  d.  h.  dass 
die  Burmeister  zur  Bestreitung  ihrer  Kosten  die  erhobenen  Strafgelder  ver- 
wandten, welche  das  eine  Mal  dazu  ausreichten,  das  andere  Mal  nicht,  selten 
einen  Ueberschuss  ergaben. 

*)  R.  a.  1486,  F.  40  a. 

s)  Ebenda,  F.  41b.:  „J.  to  schütten  bvnncu  der  lantwer  iu  oire  vriiheit 
oick  aver  den  mollenwech.“ 

'■)  Pies  die  Bedeutung  von  „schütten.“ 


Digitized  by  Google 


12 


deutenden  ')  Landbesitz  von  Weselern  ausserhalb  ihrer  Stadt  erforder- 
lich war.  Das  Burgericht  wird  nun  judiciura  burmagistrorum  ge- 
nannt, und  ich  stehe  nicht  an,  in  dieser  Rechtsprechung  über 
agrarische  Sachen  die  ursprüngliche  Aufgabe  der  merkwürdigen 
Beamten  zu  sehen.  Die  Abgrenzung  ihrer  Befugnisse  neben  denen 
des  späteren  Bürgermeisters  ergiebt  sich  aus  dem  Vorhergehenden: 
Sie  hatten  die  Aufgabe,  welche  in  jeder  Bauernschaft  dem  oder  den 
Dorfvorstehern  oblag,  über  Fragen  des  Anbaus,  der  Allmende- 
benutzung, über  Feldschaden  im  Burgericht  zu  entscheiden.  Der 
magister  civiurn  dagegen  als  Schöffenmeister  war  der  Beamte  für 
die  ausserhalb  des  bloss  bäuerlichen  Lebens  liegenden  Interessen  der 
Gemeinde.  Er  hatte  also  seit  Entstehung  des  Marktes  die  Aufsicht 
über  diesen  („defectum  mensurandi  et  pistrandi“)  und  war  vor 
allem,  seitdem  das  neue  Bedürfnis  einer  Ortsverwaltung  sich  geltend 
gemacht  hatte  und  vom  Schöffencolleg  erfüllt  wurde,  der  erste  Ver- 
waltungsbeauitc  des  Dorfes. 


2. 

Die  Rechte  des  Grafen  von  Cleve  in  Wesel. 

In  der  Erörterung  über  den  magister  civiurn  wurde  angenommen, 
dass  diesem  im  Privileg  von  1241  seine  Gerichtsbarkeit  nur  be- 
stätigt wird;  an  sich  wäre  es  ja  aber  nicht  unmöglich,  dass  er  hier- 
mit die  Competeuzen  eines  früheren  hofrechtlichen  Beamten  erst 
erhielt,  und  seine  Einsetzung  also  die  Verwandlung  der  hofrecht- 
lichen Verwaltung  in  eine  communale  darstellte.  Es  wäre  zwar 
speziell  am  Niederrhein  ohne  alle  Analogie,  dass  sofort  bei  der 
Erhebung  eines  Dorfes  zur  Stadt  ein  Bürgermeister  ernannt  würde, 
da  vielmehr  diese  Beamten,  falls  sie  nicht,  wie  nach  unserer  Ver- 
mutung in  Wesel,  mit  einem  alten  dörflichen  Beamten  identisch 
sind,  regelmässig  erst  nach  der  Entstehung  des  Rates  als  Ratsmeister 
erscheinen.*)  Doch  kann  ein  zwingender  Beweis  für  unsere  Ansicht 
nicht  erbracht  werden,  ohne  auf  die  Frage,  ob  die  Gewalt  des 
Grafen  von  Cleve  über  Wesel  hofrechtlichen  oder  öffentlich-recht- 
lichen Ursprungs  ist,  näher  einzugehen. 

Die  Untersuchung  hat  wieder  auszugehen  von  dem  Privileg 
von  1241.  In  diesem  finden  sich  zunächst  einige  Sätze,  welche  auf 

*)  Das  beweisen  u.  a.  die  häufigen  Beschwerden  der  Bürger  wegen  der 
.Schatzung  ihrer  ländlichen  Besitzungen. 

-')  Das  erste  Vorkommen  der  Bürgermeister  in  den  gcldrisehen  Städten 
s.  bei  Nettesheim,  Gcach.  von  Geldern,  S.  54  Anm.  21. 
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den  Leser  den  Eindruck  machen  müssen,  dass  vor  1241  die  Be- 
völkerung von  Wesel  »ich  in  den  Banden  des  Hofrechts  befunden 
hätte.  Es  sind  dies  folgende  Bestimmungen: 

1)  r.  . . quod  nos  . . . eivitati  Wiselensi  . . . omnern  liber- 
tatem  cum  integritate  reruxn  suaruni  . . . contulimus.“ 

2)  Quicunquc  civis  in  ea  obierit,  vir  uxoris  et  nxor  viri  here- 
ditatcm  libere  percipiat.  Si  ambo  decedant,  liberi  eorum 
heredes  permnncant.  Si  vero  liberos  non  habucrint,  proxi  - 
raus  in  linea  affinitatis  hereditati  sueeedat“. 

3)  rSi  quis  civium  moriatur,  census  qui  vocatur  utlose  a suis 
heredibus  non  requiretur.“ 

In  alle  diesem  könnte  man  zunächst  einen  Beweis  dafür  er- 
blicken, dass  die  Bewohner  Wesels  vor  1241  nicht  frei  gewesen, 

und  dass  daher  an  den  Grundherrn  ein  Teil  des  Erbes  gefallen 

© 

wäre.  Aus  folgender  Ueberlegung  geht  indessen  hervor,  dass  dieser 
Grund  für  eine  hofrechtliche  Verfassung  vor  1241  wenigstens  nicht 
zwingend  ist.  Wie  erwähnt,  schliesst  sich  unser  Privileg  in  seiner 
Fassung  an  die  Stadtrechtsverlcihung  für  Zütphen  an.  In  dieser 
findet  sich  der  zuerst  angeführte  Satz  in  wörtlicher  Ueberein- 
stimmung  ebenfalls  am  Eingang  der  Urkunde.  Den  beiden  folgenden 
Sätzen  entspricht  die  Bestimmung:  „Civitas  etiam  nullam  heredi- 
tatem  domus  et  armorum  dabit“.  Dass  nun  der  Schreiber  des 
Weseler  Privilegs  Stellen  des  Zütphener  absehrieb,  auch  wenn  sie 
für  Wesel  keinen  Sinn  hatten,  werden  wir  natürlich  nicht  annehmen 
dürfen,  zumal  die  Bestimmung  über  das  freie  Erben  ja  nicht  ihrem 
Wortlaute  nach  übernommen,  sondern  in  den  beiden  letzten  Sätzen 
näher  ausgeführt  wurde;  wohl  aber  kann  er  sich  von  seiner  Vorlage 
soweit  haben  beeinflussen  lassen,  dass  er  Bestimmungen,  welche  in 
dieser  einen  Bezug  auf  die  gesamte  Einwohnerschaft  haben,  auch 
dann  in  ihrer  allgemeinen  Fassung  in  seine  Urkunde  hinübernahm, 
wenn  sie  in  Wesel  nur  für  einen  Teil  der  Bürger  in  Betracht  kanten, 
d.  h.  er  konnte  nach  dem  Muster  des  Zütphener  Privilegs  von  der 
Verleihung  der  Freiheit  und  des  freien  Erbrechts  an  die  Bürger- 
schaft oder  an  die  Bürger  sprechen,  auch  wenn  sie,  da  die  meisten 
Bürger  schon  vorher  im  Genuss  dieser  Rechte  waren,  nur  wenigen 
zu  gute  kam ; der  Gefahr  einer  falschen  und  für  die  Grafen  nach- 
teiligen Deutung  der  Urkunde  setzte  er  sich  ja  dadurch  nicht  aus. 
Wie  wir  aber  sehen  werden,  gab  es  wirklich  einen  Teil  der  Ein- 
wohner, auf  den  sich  diese  Befreiungen  beziehen  konnten.  Wenn 
also,  wie  das  Folgende  zeigen  wird,  andere  gewichtige  Gründe 
gegen  den  hofrechtlichen  Ursprung  der  gräflichen  Gewalt  überWesel 
sprechen,  so  geht  daraus  hervor,  dass  jene  Abschaffung  hofrecht- 
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lieber  Basten  sich  eben  nur  auf  einen  Teil  der  Bevölkerung  be- 
ziehen kann. 

Da  uns  jede  Nachricht  vom  Erwerb  der  Gerichtsbarkeit  oder 
der  Grundherrschaft  in  Wesel  Seitens  der  Grafen  von  Cleve  fehlt, 
so  sind  wir  darauf  angewiesen,  aus  dem  Umfang  der  ihnen  später 
in  Wesel  zustehenden  Rechte  auf  deren  Ursprung  zurückzuschliessen. 
Hierfür  besitzen  wir  eine  Quelle,  wie  wir  sie  lauterer  und  reich- 
licher fliessend  uns  gar  nicht  wünschen  können:  Das  registrum  red- 
dituum  comitum  Clivensium  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts.') 
Bei  den  hier  aufgczählten  Gerechtsamen  des  Grafen  in  Wesel  lässt 
sich  ein  dreifacher  Ursprung  unterscheiden:  Sie  rühren  her  von 
dem  Besitz  der  Kirche,  der  Vogtei  über  das  Kloster  und  der  Hegung 
des  Gerichts. 

Seitdem  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  das  Patronat  über  die 
Kirche  dem  Prämonstratenserkloster  geschenkt  war,*)  beschränkten 
sich  die  Rechte,  welche  dem  Grafen  als  dem  Nachfolger  der  Abtei 
Epternach  zustanden,  im  Wesentlichen*)  auf  das  Eigentum  am  Hofe, 
den  Zehnten  und  den  Bezug  der  Curinede  von  den  St.  Willibrords- 
leuten. Der  Hof  war  mit  den  dazu  gehörigen  Aeckern  und  Wiesen 
zur  Zeit  der  Anlegung  des  Heberegisters  verpachtet.  Ein  geringer 
Teil  des  gräflichen  Grundbesitzes  wurde  von  Hörigen  bebaut.  Die 
St.  Willibrordsleute  sind  die  Wachszinspflichtigen  der  Kirche,  die 
cerocensuales,  wie  sie  im  Privileg  von  1241  genannt  werden;  sie 
müssen  an  den  Grafen  die  Curmede,  eine  Erbschaftssteuer,  ent- 
richten. Der  Zehnte  ist  ein  Getreidezehnte  und  ein  „srnaler  tyend“,4) 
welcher  für  Schweine,  Bienenstöcke,  Gänse,  Hühner  und  Flachs 
gezahlt  wurde.  Durch  den  Besitz  des  Hofes  standen  dem  Grafen 
auch  hervorragende  Nutzungsrechte  an  der  Weseler  Mark  zu, 
über  die  zwar  weniger  unser  Register,  als  ein  Weseler  Waldweis- 


')  lm  Auszüge  mitgeteilt  von  Mooren  und  Nettesheim  in  den  Annalen 
des  hist.  Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  28  u.  29,  S.  11  ff. ; und  Heft  Ml, 
S.  112  IT.  Für  die  dort  angegebene  Entstehungszcit  ergiebt  sich  ein  weiterer 
Beweis  aus  der  Vergleichung  der  sich  hier  findenden  Namen  von  Weseler 
Bürgern  mit  den  anderweitig  bekannten. 

*)  Lac.,  U.  B.  IV,  Nr.  668  (a.  1261);  und  Binterim  und  Mooren  HI, 
Nr.  188  (a.  1277). 

*)  Ausserdem  hatte  er  die  Küster  zu  bestellen. 

4)  Diese  decima  minuta  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  census  miuutus. 
welcher  an  Private  gezahlt  wird,  z.  B.  St.  a.  134M  ff.  an  Ledeehganc  und  später 
an  seine  Witwe. 
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lum')  Aufschluss  giebt,  welche  aber  in  diesem  Zusammenhang 
zu  behandeln  sind. 

Weideberechtigt  waren  im  Weseler  Walde  alle  Güter  der 
Kirchspiele  Wesel,  Hamininkel  und  Drevenick.*)  Die  Vollberechtigten 
sind  die  Erbgenossen,  minderberechtigt  sind  die  Markgenossen  und 
die  Köther,  Über  diese  drei  Klassen  giebt  uns  eine  Stelle  in  der 
Aufzeichnung  über  die  Rechte  des  Nonnenklosters  Nachricht:  „Oick 
ist  to  weten,  dat  nyemant  van  rechte  erfgenote  ys  noch  hieten  sal, 
he  en  heb  dan  erfhachtich  guet  ligghen  als  hove  offte  huven  bynnen 
den  palen  ende  voren  der  Marke;  ende  de  ghene  de  de  hove  ende 
huven  besytten,  teen  (?)  ende  bouwen,  hieten  ende  siin  marckgenoten: 
de  anderen  alle  synt  koteren.“  Die  Beschlussfassung  über  Mark- 
angelegenheiten steht  nur  den  Erbgenossen  zu;  sie  geschieht  im 
Holzding  auf  der  Matena  (einem  Platze  in  Wesel).  Es  gab  mehrere 
Höfe,  denen  besondere  Rechte  im  Weseler  Walde  eigneten;  das 
Weistum  nennt  deren  neun,  darunter  „die  hoff  to  Wesel“  und 
„die  Closter  hoff“.  Während  aber  der  Vorzug  der  anderen  Höfe 
wohl  nur  in  der  grösseren  Zahl  von  Schweinen  bestand,  die  sie 
im  Walde  weiden  lassen  durften,  hatten  die  Eigentümer  des  Hofes 
zu  Wesel,  d.  h.  der  Graf,  und  des  Klosterhofes  , d.  h.  der  Prior, 
auch  besondere  Befugnisse  in  der  Verwaltung  der  Mark.  Erstercr 
hatte  namentlich  den  Holzrichter  und  den  Waldforster,  nachdem 
sie  von  den  Erbgenossen  gewählt  waren,  zu  bestätigen,  letzterer  den 
Boten  des  Holzrichters  einzusetzen.  Der  Holzrichter  hielt  das  Holz- 
ding ab  und  pfändete  mit  seinem  Boten  die  dort  verhängten  Strafen 
aus;  diese  erhielten  der  Graf,  das  Kloster  und  die  Erbgenossen  zu 
gleichen  Teilen. 

Aus  alledem  ist  ersichtlich,  dass  dem  Grafen  das  Obereigentum 
an  der  Mark  nicht  zustand8).  Die  Erbgenossen  hatten  zwar  dem 
Eigentümer  des  Hofes  wohl  gegen  die  Verpflichtung,  sie  zu  schützen, 
gewisse  hervorragende  Rechte  im  Walde  überlassen,  aber  Rechte, 
die  nicht  einmal  viel  bedeutender  waren  als  die,  welche  anderen 
Höfen,  vorab  dem  Klosterhof,  zustanden,  und  die  noch  entfernt 


*)  Lac.,  Archiv  UI,  2,  S.  262  ff.  Speziell  über  das  Recht  des  Nonnen- 
klosters am  Walde  handelt  eine  Aufzeichnung  in  einer  Handschrift  vom  Ende 
des  15.  Jahrh.,  welche  Urkunden  des  Klosters  enthält.  (St.  A.  zu  D.) 

*)  Daher  ist  diese  Mark  schon  eine  Teilmark  und  kann  mit  der  alten 
Hundertschaftsmark  nicht  identisch  sein;  zu  dieser  gehörten  ja  nach  unserer 
Vermutung  alle  die  Dörfer,  welche  im  Bezirk  des  Hemails  lagen. 

*)  Namentlich  spricht  dagegen  die  Verteilung  der  Brüchen  und  die  Wahl 
des  Holzrichters  durch  die  Erbgenossen.  . 
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nicht  bi»  zum  Obereigentmn  an  der  Mark  gewachsen  waren. ') 
Ebensowenig  hatte  der  Besitz  de»  Hofe»  dem  Grafen  zum  Ober- 
eigentum am  Dorfe  verholfeu.  Da»»  er  aber  auch  nicht  in  früherer 
Zeit  Grundherr  der  villa  Wiselensis  gewesen  war  und  auf  »eine 
grundherrlichen  Rechte  bei  der  Erhebung  Wesel»  zur  Stadt  ver- 
zichtet hatte,  geht  daraus  hervor,  dass  er  alle  die  Rechte,  welche 
mit  dein  Besitz  des  Hofes  zusammenhingen,  zur  Zeit  des  Registrunis 
noch  besass.  Er  hatte  noch  seine  Hörigen  und  bezog  von  den 
Zinspflichtigen  noch  die  Curmede.  Wäre  da»  Privileg  von  1241 
so  aufzufassen,  dass  dadurch  die  Weseler,  die  bisher  alle  in  Ab- 
hängigkeit von  der  Kirche,  resp.  dem  Hofe  gestanden,  von  den 
Fesseln  des  Hofrecht»  hätten  gelöst  werden  sollen,  so  wäre  nicht 
abzusehen,  wie  trotzdem  einige  von  den  Hörigen  und  Zinspflichtigen 
in  ihrem  alten  Stande  geblieben  sein  könnten. 

Als  Vogt  des  Klosters  bezog  der  Graf  von  den  Vogtgütern 
eine  jährliche  Abgabe  in  Geld  und  Getreide;  ausserdem  aber  waren 
ihm  die  Vogtei-  nnd  die  Eigenleute  zu  einer  Mai-  und  einer  Herbst- 
hede*) verpflichtet.  Diese  Vogteilcute  sind  es  nun  auch,  welchen 
im  Privileg  die  persönliche  Freiheit  und  freies  Erben  zugesichert 
wird.  Auch  sie  können  aber,  weil  sie  nur  in  ganz  geringer  Anzahl 
vorhanden  sind,  nicht  einen  Hauptbestandteil  der  Einwohnerschaft 
des  Dorfes  Wesel  ausgemacht  haben. 

Hiernach  ist  es  klar,  dass  der  Graf  weder  als  Klostervogt  noch 
als  Eigentümer  des  Hofes  und  Herr  der  Kirche  das  Recht  haben 
konnte,  da»  Dorf  Wesel  zur  Stadt  zu  erheben.  Das  Recht,  durch 
dessen  Besitz  er  als  Herr  von  Wesel  erscheint,  ist  vielmehr  die 
Gerichtsbarkeit.  Wie  im  Privileg  der  Richter  sein  Richter  heisst, 
so  beginnt  auch  das  Verzeichnis  seines  Besitzes  in  Wesel:  rIn  den 
irsten  hevet  hi  aldar  hogerichte  end  neder.“  Freilich  wird  im 
Jahre  1370  *)  der  Graf  von  Cleve  von  der  Herzogin  von  Brabant, 
von  deren  Vorgängern  ja  der  Hof  Wesel  an  Cleve  gekommen  ist, 
belehnt  mit  der  ,.stat  van  Wesele  mit  hoere  toebehoirten,  gliche  si 
van  ons  in  leen  ruert,“  woraus  man  schliessen  könnte,  dass  doch 
dem  Hofe  das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  der  Stadt  zuge- 


')  S.  darüber  Lamprecht,  a.  a.  0.  I,  S.  478. 

*)  Die  Mai-  und  Herbstbede  gehört  also  hier  nioht  zu  den  auf  Grund 
der  Gerichtshoheit  cingeführten  Abgnben,  da  sie  sonst  von  allen  Weselern,  die 
ja  sämtlich  unter  der  Jurisdiction  des  Grafen  standen,  hätte  erhoben  werden 
müssen.  S.  v.  Below,  Entstehung  der  landständisehen  Verfassung  in  Jülich 
und  Berg.  Ztschr.  XXL  (1885)  S.  198  f 
*)  Lac.,  U.  B.  UI,  Nr.  701. 
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standen  hätte.  Doch  wird  in  jener  Urkunde  v.  J.  1065  *)  nur  die 
„ecelesia  in  villa  Wisele  et  quicquid  in  eadem  villa  ad  supradietam 
abbatiam  pertinet“,  nicht  die  ganze  villa  der  Abtei  Epternach  zu- 
rückgegeben,  und  haben  wir  es  hier  daher  wohl  mit  einer  Ungenauig- 
keit des  Ausdrucks  zu  thun;  aber  auch  sonst  wäre  es  ja  nicht 
ausgeschlossen,  dass  auch  die  Gerichtshoheit  ursprünglich  im  Besitz 
der  brabantischen  Herzöge  gewesen  ist,  in  welchem  Falle  der  Graf 
von  Cleve  die  Streitigkeiteu  des  Jahres  1163  nur  als  Waldgraf  ge- 
schlichtet hätte.*)  Um  die  Entstehung  der  clevischen  Rechte  an 
Wesel  festzustellen,  würde  es  also  viel  wichtiger  sein,  dass  man  die 
Frage  zu  beantworten  suchte,  wann  und  wie  die  Grafen  die  Ge- 
richtsbarkeit erworben  haben,  als  zu  erforschen,  wie  sie  in  den  Besitz 
des  Hofes  gekommen  sind.  Doch  fehlt  es  hierfür  an  allen  Anhalts- 
punkten ; nur  scheint  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen 
den  Erbgenossen  und  dem  Kloster  über  dessen  Rechte  am  Walde, 
die  dem  Grafen  Dietrich  i.  J.  1163  gelang,*)  darauf  hinzudeuten, 
dass  dieser  schon  damals  Gerichtsherr  war. 

Jedenfalls  ein  Ausfluss  der  Gerichtshoheit  ist  nun  auch  der 
Zins,  den  die  Grafen  von  365  Hofstätten  beziehen.  Er  besteht  nur 
in  einem  Huhn  von  der  Hofstätte,  während  er  in  Cleve  und  Calcar, 
nach  dem  Heberegister  ausser  Wesel  den  einzigen  Städten,  in  denen 
der  Zins  nicht  von  Hufen,  sondern  von  Hofstätten  gezahlt  wird, 
zwei  Hühner  und  sechs  Denare  beträgt.  Dass  von  Freigut  ein 
Zins  gezahlt  wurde,  kam  auch  sonst  vor;4)  dieser  Zins  speziell 
kann  deshalb  nicht  hofrechtlichen  Ursprungs  sein,  weil  dann  auch 
eine  hofrechtliche  Abgabe  beim  Besitzwechsel  gezahlt  werden 
müsste.6)  Deren  Erwähnung  würde  aber  um  so  weniger  im  Privileg 
versäumt  sein,  als  sie  sich  in  jenem  Zütphener  Privileg  findet.*) 
Allerdings  ist  ein  Satz  auch  in  unserer  Urkunde  schon  in  diesem 


')  S.  8.  5,  Anm.  2. 

*)  8.  gleich  unten. 

*)  ßinterim  und  Mooren,  III  Nr.  43.  Wenn  er  nicht  als  Waldgraf  in  der 
Sache  fungierte. 

4)  8.  Waitz,  Verfaa8ungsgeech.  V,  8.  355,  v.  Below,  a.  a.  O.  8.  199.  Anm. 
93  u.  8.  221,  Anm.  175;  Arnold,  Oesch.  des  Eigentums  S.  13. 

‘)  Dass  eine  Handänderungsabgabe  an  den  Eigentümer  auch  in  Wesel 
gebräuchlich  war,  beweisen  die  Urkunden,  in  denen  die  Stadt  Häuser  oder 
Türme  verpachtet,  und  in  denen  sie  sich  stets  eine  besondere  Abgabe  „nomine 
conquisitioms“  ausbedingt. 

*)  Areas  rneas,  quas  ad  ubus  ipsoruro  habent  infra  civitatem,  si  raedia  pars 
vacare  contigerit,  XXX  denarios  pcrsolvet.  si  tota,  quinque  solidos.“ 

BunMd,  \>rfassun|fagei»('hirhte  Wesel*.  2 
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Sinne  aufgefasst  worden.1)  Er  lautet:  ,.Quicunque  desiderat  sibi 
coinparare  dotnum  vel  aream,  assumat  duos  vel  plures  scabinos 
civitatis  in  testiraonium  et  det  tot  solidos  leves,  quot  denarios  solvit 
in  censu.“  Aber  zunächst  spricht  der  Zusammenhang  gegen  die 
Auffassung  dieser  Solidi  als  einer  hofrechtlichen  Handänderungs- 
abgabe. Wenn  bestimmt  wird,  man  solle  Schöffen  zu  Zeugen  nehmen 
und  Solidi  zahlen,  dann  ist  doch  das  Nächstliegende,  dass  man  die 
Solidi  eben  für  das  Zeugnis  bezahlt. 

Auch  wäre  hier  nie  an  jene  hofreehtliche  Abgabe  gedacht 
worden,  wenn  man  gewusst  hätte,  dass  der  Graf  von  den  Hof- 
stätten nur  einen  Naturalzins  bezog,  der  an  dieser  Stelle  erwähnte 
Geldzins  also  gar  nicht  an  ihn  entrichtet  wurde  Denn  die  Höhe 
dieser  Handänderungsabgabe  wurde  regelmässig  nach  der  Höhe  des 
Zinses,  den  man  dem  Eigentümer  zu  zahlen  verpflichtet  war,  be- 
stimmt. Grade  diese  Stelle  des  Privilegs  zeigt  uns  also  deutlich, 
wie  kaum  etwas  anderes,  dass  der  Grund  und  Roden  von  Wesel 
hauptsächlich  nicht  im  Eigentum  des  Grafen,  sondern  eingesessener 
Familien  war.  Wer  nach  Wesel  zuzog,  musste  von  einem  der 
Erbgenossen  eine  Hofstätte  in  Erbleihe  nehmen.  Wir  haben  also  in 
Wesel  dieselben  Besitzverhältnisse,  wie  in  vielen  anderen  Städten,  in 
denen  ebenfalls  die  Mitglieder  der  ältesten  Einwohnerklasse  an  die 
später  Zuziehenden  Grundstücke  zu  Wiebälderecht  verleihen.*) 

Ob  die  Grafen  schon  vor  1241  den  Wildbann  bei  Wesel  bean- 
spruchten, ist  unsicher;  in  unserm  Register  finden  sich  Wildbanns- 
hafer  und  Wildbannshühner,  welche  die  Höfe  und  Kathstellen  um 
Wesel  an  sie  entrichten  müssen.  Wie  schon  die  Herausgeber  be- 
merkt haben,  ist  hierin  vermutlich  eine  Abgabe  zu  sehen,  „welche 
der  Graf  von  einem  ursprünglichen  Mark-  oder  Gemeindegrunde, 
der  später  in  Culturzustand  versetzt  wurde,  erhob,  und  auf  dein  der 
Rentberechtigte  vorher  das  Jagdrecht  gehabt  hatte.“  Jedenfalls 
wurde  aber  auch  der  Wildbann  auf  Grund  der  Gerichtshoheit  be- 
ansprucht. 

Auch  von  den  Regalien,  in  deren  Besitz  der  Graf  sich  befindet, 
werden  wir,  dem  Vorhergehenden  entsprechend,  annehmen  müssen, 
dass  sie  ein  Ausfluss  der  Gerichtshoheit  sind. 

Eis  sind  dies  die  Zölle,  die  Münze,  das  Mühlenrccht  und  das 
Fermentum,  d.  h.  das  Monopol  der  Gruyt,  eines  zur  Bierbrauerei 
verwendeten  Stoffes. 


')  Uengler.  Stadtrcchtsaltortümer,  S.  379. 

■)  S.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  lübisclien  Hecht. 
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Die  Weseler  Münze  begegnet  uns  zuerst  in  unserm  Hebe- 
register,  doch  kommen  ihre  Fabrikate  schon  von  1241  an  vor.  Der 
Zölle,  welche  der  Graf  erhob,  waren  nach  dem  Register  nur  noch 
zwei:  Der  Marktzoll  und  der  „carrentoll  ende  upslach  van  den 
wyne“.  Die  aber,  welche  die  Einkünfte  aufnahmen,  fragten  auch 
nach  dem  Kornzoll  und  dem  Weggeld,  erhielten  jedoch  die  Ant- 
wort, dass  man  darüber  Briefe  habe;  dieser  Zoll  war  nämlich  im 

Jahre  1275  von  Dietrich  Luf ‘)  der  Stadt  übertragen.  Also  ist  an- 
zunehmen, dass  er  auch  schon  vor  1241  im  Besitz  des  Grafen  ge- 

wesen ist.  Ebenso  der  Marktzoll:  Im  Privileg  von  1241  wird  denen, 
die  ihn  nicht  entrichten,  eine  Strafe  angedroht.  Es  war  ein  Jahr- 
marktszoll; ein  Wochenmarkt  bestand  noch  nicht.*)  Jedenfalls 
wurde  auch  der  Weinzoll  nicht  erst  nach  1241  eingeführt;  wir 
können  also  auch  ihn  zu  dem  Besitz  der  Grafen  im  Doife  Wesel 
zählen.  Nicht  anders  steht  es  mit  dem  Fermentum,  dessen  früheste 
Spur  in  das  Jahr  1272  fällt,  wo  es  von  Dietrich  Luf  an  die  Stadt 
gegen  Erbzins  verliehen  wird.  Schliesslich  beanspruchte  der  Graf 
in  Wesel  auch  die  Mühlengerechtsame;  zwar  besass  er  selbst  keine 
Mühle  in  der  Stadt;  als  aber  der  Rat  eine  errichten  wollte,  konnte 
er  es  nicht,  ohne  dass  der  Graf  den  Wind  dazu  gab.*) 

Grade  der  zuletzt  besprochene  Besitz,  das  Gruytmonopol,  das 
Weggeld  und  das  Mühlenrecht,  könnte  die  Meinung  erwecken,  dass 
er  erworhen  wäre  nicht  auf  Grund  der  Gerichtshoheit,  sondern 
allein  auf  Grund  des  Obereigentums  an  der  Allmende.  Ausser  dem 
oben  Angeführten  steht  dem  nun  namentlich  noch  eins  entgegen : 
Wenn  der  Grundherr  sein  Recht  an  der  Allmende  in  dieser  Weise 
nutzbar  machen  konnte,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  er  nicht 
auch  hier,  wie  doch  in  so  vielen  Fällen,  Mass  und  Gewicht  unter 
seine  Aufsicht  zog.  Wir  kommen  hier  wieder  auf  den  Satz  zurück, 
von  dem  diese  ganze  Erörterung  ihren  Ausgang  genommen  hat: 
„Jurgia,  defeetum  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  judi- 
cabit.“  Wenn  hierdurch  dem  magister  civium  nicht  etwas  zuerst 
übertragen,  sondern  nur  bestätigt  wird,  dann  kann  Mass  und  Ge- 
wicht nicht  vorher  in  herrschaftlicher  Verwaltung  gewesen  sein. 
Wie  aber  eine  herrschaftliche  Verwaltung  in  Allmendeangelegen- 
heiten schon  nach  den  obigen  Ausführungen  nicht  stattgefunden 
haben  kann,  so  finden  wir  jetzt  ein  neues  Moment  dagegen  darin, 

')  8.  u.  8.  28,  Anra.  1. 

*)  8.  u.  8.  28. 

’)  Durch  Privileg  v.  J.  UhäSt.  l,ac.  U.  B.,  ITI,  Nr.  241.  Krensdorff  ».  s.  O. 
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dass  jede  Spur  eines  hofrechtlichen  Beamten  fehlt.  Der  einzige 
Beamte  des  Grafen,  welcher  im  Privileg  von  1241  vorkommt,  ist 
der  judex  *)  der  keine  andern  Befugnisse  als  richterliche  hat,  und 
dessen  Name  wohl  schon  einen  hofrechtliehen  Charakter  ausschliesst. 
In  Ziitphen  z.  B.  ist  der  Beamte  des  Grafen  von  Geldern  ent- 
schieden ein  hofrechtlicher  und  heisst  villicus,  in  Emmerich  dagegen 
stand  dem  Grafen  nur  die  Gerichtshoheit  zu,  und  sein  Vertreter 
wird  daher  hier  judex  genannt.  Auch  in  Cleve  ist  nach  dem  Stadt- 
erhebungsprivileg von  1242  *)  der  villicus  der  gräfliche  Beamte. 
Hätte  es  ferner  vor  1241  einen  hofrechtlichen  Beamten  in  Wesel 
gegeben,  so  würde  wohl  ebenso,  wie  im  Zütphener  Privileg  von  der 
Aufbewahrung  herrenlosen  Erbes  dieser  und  nicht  der  judex-scul- 
thetus  ausgeschlossen  werden.  Ein  sicheres  Zeugnis  giebt  uns  aber 
die  schon  erwähnte  Urkunde  von  1233®).  Brüder  und  Konvent 
des  Prämonstratenserklosters  beklagten  sich  bei  dem  Grafen  Dietrich 
von  Cleve,  ihrem  Vogt,  dass  ihnen  die  Bürger  des  Dorfes  Wesel 
Unrecht  zufügten,  indem  sie  schon  seit  mehreren  Jahren  am  Wal- 
burgisfeste in  ihrem  Forste  Holz  schlügen.  Durch  die  Vermittlung 
des  Grafen  verzichteten  die  Weseler  auf  alles  Recht  an  jenem 
Walde  und  erbaten  dafür  Lösung  vom  Banne.  Hätte  zu  dieser 
Zeit  irgend  ein  hofrechtlicher  Beamter  an  der  Spitze  der  dörf- 
lichen Verwaltung  gestanden,  so  würde  er  sicher  entweder  im  Text 
der  Urkunde  oder  wenigstens  unter  den  Zeugen  genannt  worden 
sein,  da  ein  solches  Abkommen  doch  nicht  ohne  seine  Mitwirkung 
getroffen  werden  konnte.  Er  fehlt  aber  nicht  nur  unter  den  aufge- 
führten Zeugen,  sondern  am  Schlüsse  der  Urkunde  werden  sogar 
die  „nomina  civium  qui  interfuerunt“  genannt  und  dadurch  bewiesen, 
dass  das  Dorf  allein  von  Eingesessenen  vertreten  wurde. 

Zu  alle  dem  kommt,  dass  sich  auch  später  kein  Obereigentum 
an  der  Allmende  nachweisen  lässt  Im  Gegenteil  sehen  wir  die 
Gemeinde  mit  einigen  gleich  zu  besprechenden  Ausnahmen  regel- 
mässig frei  über  die  Allmende  verfügen  ; der  Verkauf  von  Hof- 
stätten ausserhalb  der  Thore  bildet  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
quelle für  die  Stadt.  Auch  die  Viehweide  wurde  von  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  an  im  bscalischen  Interesse  nutzbar  gemacht, 
ohne  dass  ein  Consens  des  Grafen  erwähnt  würde.  Erst  nachdem 
die  Stadt  schon  in  mehreren  Jahren  Geld  für  die  Benutzung  der 


')  einmal  sculthetus  genannt. 
*)  Lac.  ü.  ß.  IL  Nr.  2fi5. 

S.  fi,  Aum.  6. 
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Viehweide  bezogen  hatte,  i.  J.  1377,  findet  «ich  die  erste  Bestätigung 
dieser  Gewohnheit.1)  Natürlich  war  auch  diese  nicht  von  nöten, 
weil  die  Allmende  im  Obereigentum  des  Grafen  gestanden  hätte, 
sondern  man  holte  seinen  Consen«,  wenn  auch  spät,  ein,  weil  er 
durch  den  Besitz  des  Hofes  allerdings  an  der  Art,  wie  die  Allmende 
verwertet  wurde,  interessiert  war.  Dass  nur  dies  Mitbenutzungs- 
recht an  der  Viehweide  es  war,  welches  die  Zustimmung  des  Grafen 
zu  ihrer  finanziellen  Ausnutzung  Seitens  der  Stadt  wünschenswert 
machte,  dafür  haben  wir  noch  ein  weiteres  Zeugnis:  Als  i.  J.  1480 
die  Stadt  sich  in  arger  Geldnot  befand,  und  deshalb  einige  Schläge 
der  Viehweide  verkauft  werden  sollten,  geschah  es  mit  Erlaubnis 
nicht  nur  des  Herrn,  sondern  auch  der  trefflichsten  Erbgenossen,  *) 
und  ebenso  werden  wir  bei  den  früheren  Verfügungen  über  die 
Allmende  deren  vorherige  Zustimmung  anzunehmen  haben. 

Das  Eigentum  der  Stadt  an  der  Allmende,  das  hierdurch  für 
das  14.  Jahrhundert  erwiesen  ist,  kann  aber  seinen  Grund  nicht 
in  dem  Stadterhebungsprivileg  hnben;  denn  dann  würde  hier  der 
Verzicht  des  Grafen  auf  die  Allmende  gewiss  ebensowohl  erwähnt 
worden  sein,  wie  er  im  entsprechenden  Clever  Privileg  von  1242 
als  Preis  für  das  Versprechen  der  Städter,  bei  dem  Ritterschlag 
der  Söhne  und  der  Heirat  der  Töchter  eine  Unterstützung  zu  leisten, 
ausgesprochen  wird.®) 


3. 

Das  Privileg  von  1241. 

Uebcr  die  verfassungsrechtlichen  Zustände  also,  wie  sic  vor 
der  Stadtrechtsverleihung  in  Wesel  herrschten,  lassen  uns  unsere 
Quellen  wenigstens  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  im  Dunkeln. 
Wir  sehen  im  Wesentlichen  eine  Landgemeinde,  die  mit  einem  Ge- 
richtsbezirk zusammenfällt,  an  deren  Spitze  das  Schöflencolleg  steht, 


')  St.  a.  1377  F.  136*:  „J.  domicello  nostro  pro  curialitate  et  veweids  et 
pro  expensis  literarum  sigillando  et  aliis  expensis  propter  hoc  facti»  799  clipei, 
fac.  1065  mr.  4 sol.“  Die  erste  uns  darüber  erhaltene  Urkunde  ist  aus  dem 
Jahre  1395.  Dass  diese  sich  nicht  auf  einen  neu  in  die  Nutzniessung  der  Stadt 
übergehenden  Teil  der  Viehweide  bezieht,  geht  aus  der  annähernden  Gleichheit 
der  Erträge  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  hervor.  I.  J.  1378  aber  kam 
bedeutend  mehr  ein,  als  vorher. 

*)  St.  a.  1480. 

s)  „Cum  vero  filios  nostros  militari  vel  iilias  maritari  contigerit,  snpple- 
mento  condecenti  ad  id  nobis  consecuturos  libcraliter  devoverunt,  qnapropter 
aquas  et  pascua  libere  concedimus  eisdem.“ 
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deren  frühere  Vorsteher  aber  gewisse  Befugnisse  in  der  Agrarvcr- 
waltung  bewahrt  haben.  In  wie  fern  verursachte  nun  die  Erhebung 
zur  Stadt  i.  J.  1241  *)  eine  Aenderung? 

Itn  Allgemeinen  lässt  sich  die  Bedeutung  des  Privilegs  dahin 
charakterisieren,  dass  der  Ort  aus  dem  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
organismus des  platten  Landes  gelöst,  und  für  seine  Stellung  zum 
Grafen,  für  Handel  und  Verkehr,  für  das  Gerichtswesen  solche 
Bestimmungen  getroffen  wurden,  welche  den  Interessen  einer  städti- 
schen, handeltreibenden  Bevölkerung  entsprachen. 

Als  die  Grund-  und  Gerichtsherren  aus  einzelnen  ihrer  länd- 
lichen Gemeinden  z.  Th.  mit  überraschender  Schnelligkeit  Verkehrs- 
plätzc  sich  entwickeln  sahen,  konnten  sie  zunächst  die  neuen  com- 
plicierten  Verhältnisse  schwer  überschauen,  fühlten  sich  demzufolge 
unfähig,  deren  Regelung  in  die  eigene  Hand  zu  nehmen,  zumal 
ihre  übrigen  Besitzungen  diese  Entwicklung  nicht  mitmachtcn,  und 
also  für  sie  die  alte  Verwaltung  noch  durchaus  angemessen  war. 
Sie  sahen  wohl,  wie  schädlich  bei  der  Sensibilität  des  Verkehrs, 
seinem  Bedürfnis  nach  Sicherheit  und  Stetigkeit  es  sein  würde, 
wenn  sie  gegenüber  den  Stadtbewohnern  ihre  Rechte  in  demselben 
Masse  aufrecht  erhielten  und  geltend  machten,  als  den  ländlichen 
Gemeinden  gegenüber;  mit  anderen  Worten:  Oie  Bildung  eines  be- 
sonderen städtischen  Verwaltungsbezirkes,  welche  in  den  grösseren, 
namentlich  den  bischöflichen  Städten  schon  früher  erfolgt  war, 
musste  allmählich  auch  in  den  kleineren  Landstädten  bewirkt  werden. 
Die  Dynasten  mussten  deshalb  einen  Teil  ihrer  Rechte  zu  Gunsten 
der  Bürgerschaft  oder  einer  aus  ihr  hervorgegaugenen  Behörde 
aufgeben  und  zugleich,  soviel  an  ihnen  lag,  die  Bürger  von  den 
Einflüssen  fremder  Gewalten  befreien.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  findet  auch  das  Privileg  von  1241  seine  Erklärung. 

Als  einer  der  wichtigsten  Bestandteile  des  neu  coustituierten 
jus  civile  wird  gleich  am  Anfang  der  Urkunde  das  Versprechen 
gegeben,  dass  keine  Steuer  ohne  der  Städter  guten  Willen  erhoben 
werden  soll.  Indess  verzichtete  der  Stadtherr  mit  solcher  Befreiung 
nicht  auf  jede  Abgabe,  sondern  versprach  nur,  von  aller  Regel- 
mässigkeit und  allem  Zwang  dabei  abzusehen , damit  er  im  Palle 
der  Not  die  geschonte  städtische  Steuerkraft  um  so  besser  in  Anspruch 
nehmen  konnte.5)  Gegen  die  Gefahr,  dass  von  nun  an  seine  Hörigen 
durch  Uebersiedelung  in  die  Stadt  sich  allen  herrschaftlichen  An- 

')  Lac.,  U.  L.  II,  258. 

*)  „Ita  ut  nullas  in  ea  faciamus  exactiouca  vel  accreditum  lionerosum 
pretcr  ipeorum  bouum  volunlatcm“.  S.  Zcumcr,  Stadteateueru,  S.  18. 
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sprächen  entzogen,  sicherte  sich  der  Graf  dadurch,  dass  er  ihre 
Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  verbot. 

Mit  jener  Entbindung  von  der  ex  actio  hängt  die  Befreiung  von 
jedem  Kriegsdienst,  welcher  die  Bürger  länger  als  einen  Tag  ausser- 
halb der  Stadt  halten  würde,  aufs  engste  zusammen.  Auch  hier- 
durch wurde,  wie  besonders  hervorgehoben  wird,1)  von  einer  be- 
deutenderen militärischen  Unterstützung  nicht  für  immer  abgesehen, 
sondern  ihre  Bewilligung  nur  in  das  Belieben  der  Stadt  gestellt. 

Beides,  die  Befreiung  von  der  exactio  und  die  Beschränkung 
der  Kriegsdienstpilicht,  sind  Exemptionen  von  Abgaben  und  Diensten, 
die  der  Graf  in  seinem  übrigen  Territorium  kraft  der  Gerichts- 
hoheit beanspruchte.  Dass  dagegen  die  Sätze  des  Privilegs,  welche 
den  Bürgern  Freiheit  von  hofrechtlichen  Abgaben  zusichern,  nur 
einem  geringen  Teil  der  Einwohner  zu  gute  kommen  konnten  und 
daher  von  mehr  untergeordneter  Bedeutung  sind , ist  schon  oben 
nachgewiesen. 

Die  Behörde,  welcher  zu  Wesel,  wie  wir  gesehen,  die  Leitung 
der  Gemeinde-Angelegenheiten  oblag,  war  das  Schöftencolleg.  Als 
ein  neues  Recht  wird  ihm  die  Aufbewahrung  herrenlosen  Erbes 
übertragen;  ausserdem  wird  seine  hervorragende  Stellung  in  der 
Gemeinde  dadurch  noch  befestigt,  dass  die  Schöffen  als  Urkunds- 
personen bei  der  Uebertragung  von  Liegenschaften  anerkannt  oder 
erst  eingesetzt  werden,  und  dadurch,  dass  ihr  Gericht  das  oberste 
genannt  wird,  vor  dem  allein  andere  Beweismittel,  als  die  blosse 
Läugnung  der  Anklage  durch  den  Eineid  zulässig  seien.*)  Wahr- 
scheinlich zur  Entschädigung  für  ihre  mit  der  Erhebung  zur  Sadt 
umfassender  und  schwieriger  werdende  Thätigkeit  wird  den  Schöffen 
ein  Teil  der  Gerichtsgelder  angewiesen,  während  der  grösste  Teil 
dem  Grafen  und  dem  Richter  Vorbehalten  bleibt;  eine  kleine  Quote 
fällt  auch  an  die  Stadt,  ebenso  wie  ein  Drittel  des  herrenlosen  Erbes 
Fremder  „ad  augendam  rem  publicam“. 


>)  „Cives  Wiselcnses  ad  expeditionem  nostram  non  cogentur,  nisi  ut  uocte 
ad  civitatem  Wiselensem  possint  redire,  nisi  sponte  voluerint. 

s)  „Nemo  infra  iudicia  a iudicio  civitatis  derivantia  aliqucm  civem  obli- 
sare  vel  proelamare  presumat  vel  amplius  gravet,  quam  ad  expurgatiunem 
ipsius  cum  sua  sola  manu.“  Das  Privileg  von  1252  und  ihm  folgend  das  Privi- 
legium majus  von  1277  (s.  u.  8.  28)  haben  den  Zusatz:  „super  aliqua  causa, 
quam  per  scabinos  probare  non  potuerit“.  Was  mit  diesem  „alia  iudicia  a 
iudicio  ciuitatis  derivantia“  gemeint  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  fest, 
stellen.  Am  nächsten  liegt  es  wohl,  an  ein  Oericht  auf  dem  Klosterhofe 
zu  denken. 
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Um  die  Stadt  auch  von  anderen  störenden  Einflüssen  mög- 
lichst zu  befreien,  wurde  den  Bürgern  die  ausschliessliche  Gerichts- 
standschaft  innerhalb  ihrer  Mauern  verliehen. 

Des  Weiteren  enthält  das  Privileg  Bestimmungen , welche  die 
Entwicklung  des  BLandels  bezwecken.  Vor  allem  ist  da  zu  er- 
wähnen die  Befreiung  vom  Zoll  an  allen  clevischen  Zollstätten; 
doch  ward  es  verboten , fremder  Leute  Gut  als  sein  eigenes  am 
Zoll  vorbeizuitihren;  und  um  gegen  derartige  Zolldefraudationen 
auch  das  Interesse  der  Stadt  zu  Engagieren,  wurde  die  Strafe,  welche 
darauf  stand,  ihr  überwiesen. 

Dahin  gehört  ferner  das  eben  erwähnte  Recht  de  non  evocando, 
da  hierdurch  bewirkt  wurde,  dass  die  Bürger  nur  nach  den  Grund- 
sätzen, welche  in  ihrem  städtischen  Gericht  galten,  zu  Hecht  stehen 
mussten.  Denn  wie  sich  in  anderen  Städten  Prozess-  und  Strafrecht 
mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Handel  und  Industrie  treibenden 
Bürger  ausbildete,  so  wurden  auch  im  Weselcr  Gericht  schon  durch 
unser  Privileg  solche  Aenderungen  getroffen,  welche  es  den  Bürgern 
erst  ermöglichten,  ruhig  und  sicher  ihrem  Erwerbe  zu  leben.  Vor 
allem  wurde  das  Beweismittel  des  gerichtlichen  Zweikampfes  ab- 
gescbaff't;  das  war  um  so  wichtiger,  als  bei  der  grösseren  Compli- 
ciertheit  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Institutionen  die  Prozesse 
an  Zahl  jedenfalls  Zunahmen.  Ferner  wurde  durch  die  schon  bei 
anderer  Gelegenheit1)  citierte  Bestimmung:  „Quicunque  desiderat 
sibi  comparare  doraum  vel  arcam,  assumat  duos  vel  plures  scabinos 
in  testimonium“  eine  spezifisch  städtische  Form  des  Güterverkehrs 
auch  in  Wesel  eingeführt. 

In  der  Entwicklung  des  deutschen  Strafrechts  nehmen  die  Städte 
eine  hervorragende  Stellung  ein.’)  Unter  allen  Arten  des  besonderen 
Friedens,  welche  sich  zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  aus- 
bildeten , indem  sie  die  an  besonderen  Personen , zu  besonderen 
Zeiten  und  an  besonderen  Orten  verübten  Verbrechen  unter  eine 
höhere  Strafe  stellten,  als  das  Landrecht,  wurde  der  Stadtfrieden 
eine  der  wichtigsten.  Wie  schon  das  Wormser  Dienstrecht  Bischof 
Burkhards’)  den  Begriff,  wenn  auch  noch  nicht  den  Hamen  des 
Stadtfriedens  kennt,  und  er  später  zum  Wesen  des  Stadtrechts  ge- 
hört, so  wird  auch  in  unserm  Privileg,  wenn  auch  das  Wort  nicht 
darin  vorkommt,  ein  Stadtfrieden  errichtet.  Denn  die  Strafen,  welche 

’)  8.  18. 

*)  Vgl.  Hälschner,  (ieach.  des  brandenb. -preussischen  Strafrechts,  S.  33 
N.  8;  und  Frensdorff,  Stadt-  und  Gerichtsverfassung  von  Lübeck,  S.  167. 

*)  S.  darüber  Arnold,  Freistädte  1,  S.  263. 
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von  nun  an  im  Weseler  Gericht  auf  Friedensbruch  stehen  sollten, 
unterscheiden  sich  von  denen  des  Laudrechts  wesentlich  durch  ihre 
Strenge.  Vor  allem  wurden  die  Geldstrafen  auf  Körperverletzungen 
teilweise  durch  Leibesstrafen  ersetzt.  Auf  Totschlag  steht  Hin- 
richtung, auf  Verwundung  Verlust  der  Hand,  während  noch  z.  ß. 
in  Cleve  durch  die  ein  Jahr  später  erfolgende  Stadtrechtsverleihung 
auf  dasselbe  Vergeheu  die  Strafe  von  100  Solidi  gesetzt  wurde. 
Die  Geldstrafen  scheinen,  wo  sic  blieben,  z.  Th.  erhöht  worden  zu 
sein.  Unsere  Urkunde  setzt  die  Strafe  von  27  Solidi  ganz  allgemein 
auf  Körperverletzung,  die  noch  nicht  unter  den  Begriff  der  Ver- 
wundung fällt,  das  Clever  Privileg  dagegen,  welches  überhaupt 
viel  geringere  Rechte  verleiht,1)  auf  dasselbe  Vergehen  nur,  wenn 
es  an  einem  Sonn-  oder  Festtage  oder  an  einem  der  beiden  letzten 
Wochentage  begangen  ist,  während  es  sonst  nur  mit  drei  Solidi 
gebüsst  werden  soll. 

Auf  einer  früheren  Stufe  der  Kechtsanschauung  steht  dagegen 
in  unserm  Privileg  die  Bestimmung,  dass  der  Fremde  wegen  un- 
rechter  Klage  gegen  einen  Bürger  jedem  mündigen  Bürger  sechs 
Denare  zahlen  soll.  Ihr  lag  die  alte  Vorstellungs weise  zu  Grunde, 
,,nach  welcher  die  Einheit  des  Ganzen  mit  der  zusammengefassten 
Vielheit  der  Einzelnen  . . . identisch  war.“*) 

Am  Schlüsse  der  Urkunde  werden  die  Schöffen  für  den  Fall, 
dass  sie,  zu  einem  Urteil  aufgefordert,  keine  Antwort  wissen,  an 
den  Rat  von  Dortmund  zur  Consultation  gewiesen,  eine  Bestimmung, 
die  späterhin  dadurch,  dass  die  Dortmunder  das  freiere  Recht  ihrer 
Stadt  wiesen,  für  die  Entwicklung  der  städtischen  Freiheit  förder- 
lich wurde.*) 

’)  Die  Clever  bleiben  z.  B.  zu  einer  sechswöchentlichen  Heeresfolge  ver- 
pflichtet. In  Cleve  gehörte  der  Grund  und  Boden  dem  Orafen;  daher  haben 
wir  hier  nach  dem  Stadterhebungsprivileg  neben  dem  judex  auch  einen  villicua; 
daher  auch  kann  der  Oraf  den  Städtern  durch  dieielbe  Urkunde  freie  Fischerei 
und  Weide  gewähren,  daher  endlich  beträgt  die  von  den  einzelnen  Hofstätten 
gezahlte  Abgabe  mehr,  als  in  Wesel.  S.  17. 

*)  Gierke,  das  deutsche  Genossenschaflsrecbt  II,  8.  364  u.  366. 

*)  S.  Teil  II.  Hier  ist  gleich  zu  erwähnou,  dass  Wolters  Ansicht 
(Ztschr.  IV.  S.  41),  das  Abhängigkeitsverhältnis  zu  Dortmund  beatehc  i.  J.  1464 
in  der  alten  Weise  nicht  mehr,  irrtümlich  ist.  In  den  Stadtrechnungen  finden 
sich  jedenfalls  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  die  Kosten  für  das  Urteil- 
holen zu  Dortmund  verzeichnet. 
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Kapitel  II. 

Die  Entstehung  des  Rates. 

l. 

Das  Schöffencolleg  nach  1241. 

Das  Privileg  von  1241  enthielt,  wie  wir  sahen,  in  der  That 
alles,  was  einen  Ort  zur  Stadt  machte:  Die  Aufstellung  neuer 
Rechtsnormen,  die  Ausscheidung  aus  dem  Verwaltungsorganismus 
des  Territoriums  und  die  damit  zusammenfallende  Übertragung  ge- 
wisser Regierungsrechte  auf  die  Bürgerschaft  oder  ihre  Vertretung. 
Wenn  letzterer  Vorgang  sich  in  anderen  Städten  mit  der  Entstehung 
des  Rats  deckt, ')  so  genügte  in  Wesel,  auch  nachdem  der  Bürger- 
schaft ihre  wichtigsten  Freiheiten  verliehen  waren,  noch  zunächst 
das  Schöffencolleg  den  neuen  mit  der  Stadtrechtsverleihung  an  die 
oberste  städtische  Behörde  herantretenden  Aufgaben.  Demgemäss 
sehen  wir  es  auch  in  der  einzigen  Urkunde,  welche  über  die  städtische 
Verwaltung  der  nächsten  Zeit  Aufschluss  gewährt,  einem  Briefe, 
in  dem  der  G raf  von  Cleve  gegen  die  Bürgschaft  für  die  Bezahlung 
von  17  vasa  vini  der  Stadt  seine  Scheune  in  Wesel  mit  allem  Ge- 
treide darin  verpfändet,1)  als  Vertreter  der  Stadt  erscheinen,  ja, 
nicht  einmal  der  Consens  der  Bürgerschaft  wird  erwähnt.  Die 
aristokratische  Verfassung  Wesels  in  dieser  Zeit  kommt  auch  darin  zum 
Ausdruck,  dass  die  Schoflen  ihr  Amt  lebenslänglich  bekleiden  und  sich 
durch  Cooptation  ergänzen,  wie  dies  aus  dem  sog.  Privilegium 
maius  vom  Jahre  1277  hervorgeht.1)  Die  Wählbarkeit  zum  Schöffen 
erscheint  nicht  als  an  bestimmte  Bedingungen  geknüpft;  thatsäch- 
lich  jedoch  wird  das  Colleg  sich  ausschliesslich  aus  dem  Patriziat 
der  Stadt,  wenn  ich  so  sagen  darf,  rekrutiert  haben,  namentlich 
aus  den  Familien,  welche  den  Grund  und  Boden  der  Stadt  in  den 
Händen  hatten.  Denn  die  wenigen  uns  überlieferten  Schöffenver- 
zeichnisse enthalten  ausser  mehreren,  die  durch  Schenkungen,  nament- 
lich an  das  i.  J.  1291  gestiftete  Hospital  ihren  Reichtum  an  Grund- 
besitz bekunden, 4)  den  Namen  mancher  in  der  späteren  Zeit  durch 
ihr  Vermögen  bekannten  Familie.  In  wie  weit  auch  der  Handel 


*)  S.  z.  B.  Frensdorff,  Stadt-  und  Gerichtsverfassung  Lübecks,  8.  25. 

•)  i.  J.  1270. 

*)  „Quando  scabini  de  Wesele  aliquem  scabinum  vel  aliijuos  elegerint,  uos 
v«l  nostri  officiales  confirmabimus  eundein  vel  eosdem  sine  contradictione.“ 

*)  8.  Teil  II;  Henr.  de  Lonen  ist  der  Stifter  des  Hospitals;  es  erhält 
Schenkungen  von  Henr.  Sanctrel,  Wilb.  de  Brabant  , Joh.  de  Foro  (verzeichnet 
im  A.  B.  F.  27»  ff.) 
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schon  jetzt  des  Ansehen  und  die  Rechte  der  obersten  Klasse  gab, 
lässt  sich  nicht  bestimmen. 

An  der  Spitze  der  Schöffen  erscheint,  abgesehen  von  einer 
gerichtlichen  Urkunde,  regelmässig  der  magister  civium.  Das 
Privileg  von  1241  weist  ihm  damit,  dass  es  von  ihm  sagt:  „Jurgia, 
defectum  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  judicabit“,  nicht 
etwa  eine  von  seinen  Atntsgenossen  unabhängige  Stellung  an:  Die 
Busse  des  litigator  fällt  nicht  an  ihn,  sondern  an  die  Stadt.  Er  ist 
selbst  Schöffe1)  und  wird  vom  Collegium  jährlich  neu  gewählt;  denn 
in  einem  Privileg  von  1308*)  wird  die  jährliche  Neuwahl  als  ge- 
wuhnheitsmässig  vorausgesetzt,  als  etwas  Neues  dagegen  die  Teil- 
nahme der  Gemeinde  an  seiner  Wahl  angeordnet. 

Die  Burmeister  oder  magistri  burgensium  begegnen  uns  zum 
ersten  Male  als  Zeugen  unter  den  Schöffen  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1269. 3)  Dann  treffen  wir  sie  in  Urkunden  von  1291, 
1307  und  später.  Was  über  die  Wahl  und  die  Amtsdauer  des 
Bürgermeisters  gesagt  ist,  gilt  aus  demselben  Grunde  von  ihnen: 
Auch  sie  sind  Schöffen  und  haben  ihr  Amt  nicht  zu  eigenem  Recht, 
sondern  werden  jährlich  neu  gewählt.  Über  ihren  Anteil  an  der 
städtischen  Verwaltung  haben  wir  aus  dem  13.  Jahrhundert  keine 
Zeugnisse;  doch  wird  man  wohl  annehmen  dürfen,  dass  er  schon 
damals  derselbe  gewesen  ist,  wie  in  späterer  Zeit,  wo  sie  nament- 
lich die  Finanzen  und  die  Polizei  zu  besorgen  haben  und  als  die 
Fxecutivbeamten  des  Rau  im  Innern  bezeichnet  werden  können. 


2. 

Die  Privilegien  nach  1241. 

Die  der  Erhebung  zur  Stadt  folgenden  Privilegien  haben,  so- 
weit sie  nicht  nur  Bestätigungen  enthalten,  den  Zweck,  die  ver- 
liehene Freiheit  zu  befestigen  und  namentlich  der  Stadt,  nachdem 
man  ihr  eine  gewisse  Selbstregierung  überlassen,  auch  die  finanziellen 
Mittel  dafür  zu  verschaffen  und  ihre  Bürger  durch  Hebung  des 

')  I.  J.  1269  (Prior  und  Priorissin  des  Prämonstratenserklosters  übertragen 
dem  Andreas  de  Lonen  ein  Maus  zu  Erbleihe)  ist  Henr.  Evels  magister  civium 
und  i.  J.  1261  (Lac.,  U.  B.  IV,  Nr.  668)  Schöffe.  Der  Bürgermeister  macht 
zweimal  mit  den  übrigen  Schöffen  und  den  beiden  Burmeistern  die  in  Wesel 
übliche  Zwölfzahl  des  Collegiums  voll. 

*)  Lac.  ü.  B.  HI,  Nr.  72. 

*)  8.  Anm.  1.  Hier  allerdings  werden  sie  magistri  civium,  der  Bürger- 
meister dagegen  magister  burgensium  genannt,  was  aber  dem  späteren  Sprach- 
gebrauch entgegengesetzt  ist. 
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Handels  leistungsfähiger  zu  machen.  Die  städtische  Freiheit  gegen 
Eingriffe  Seitens  des  Stadtherrn  sicher  zu  stellen,  bezweckt  das 
i.  J.  1255  von  Dietrich  Luf1)  gegebene  Versprechen,  die  Stadt 
durch  Aufführung  keines  Gebäudes  innerhalb  ihrer  Befestigung  zu 
belasten  und  in  Betreff  der  Schöffenwahl  die  alte  Gewohnheit,  d.  h. 
die  vom  Herrn  unabhängige  Cooptation,  bestehen  zu  lassen.  Zur 
Förderung  des  bürgerlichen  Wohlstandes  verlieh  ihnen  derselbe  drei 
Jahre  später  „libertatem  fori  hebdotnodalisu,  des  Inhalts,  dass  die 
kaufmännischen  Besucher  des  Weseler  Marktes  nicht  belästigt 
werden,  sondern  frei  gehen  und  zurück  kehren  sollten,  es  sei  denn, 
dass  einer  wegen  offenbaren  Totschlags  oder  Raubes  geächtet  oder 
verurteilt  wäre  oder  beim  Diebstahl  ertappt  würde.  Hierdurch 
wurde  der  Wochenmarkt  erst  eröffnet;  denn  hätte  es  schon  vorher 
einen  solchen  gegeben,  so  wäre  einmal  wahrscheinlich  den  Markt- 
besuchern das  freie  Geleit  ebenso,  wie  in  Zütphen,  schon  durch 
die  Stadtrechtsverleihung  gewährleistet  worden,  uud  zweitens  hätte 
daun  1241  der  Aussteller  der  Urkunde  vom  Jahrmarktszoll  nicht 
wohl  sprechen  können  als  von  einem  „theloneum  quod  infra  civi- 
tatem  diebus  fori  a forensibus  requiritur,“  sondern  das  forum  zur 
Unterscheidung  vom  Wochenmarkt  eben  als  den  Jahrmarkt  be- 
zeichnen müssen. 

Dem  städtischen  Budget  zu  gute  kam  die  Verpachtung  des 
Fermentum  i.  J.  1272,  sowie  die  Erlaubnis,  eine  Accise,  d.  h.  eine 
Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  gewisser  Gegenstände,  zu  erheben 
(i.  J.  1277).  Nach  den  Ausdrücken,  deren  sich  der  Graf  bei  der 
Gewährung  der  Accise  bedient,*)  scheint  es,  dass  dieselbe  schon 
vorher  erhoben  wurde,  und  er  nur  nachträglich  seine  Einwilligung 
dazu  gab.  Dagegen  ging  der  Stadt  das  eine  von  den  Rechten, 
welche  ihr  i.  J.  1275  auf  zwei  Jahre  verliehen  wurden,  die  «juris- 
dictio  eottidiana/  alle  nicht  peinliche  Rechtsprechung,3)  wie  die 
späteren  Verhältnisse  beweisen,  wieder  verloren,  in  ihrem  Besitz 
blieb  aber  der  landesherrliche  Kornzoll  und  das  Weggeld.4) 

Alle  von  1241  bis  1277  verliehenen  Rechte  und  Freiheiten 
wurden  zusammengefasst  und  bestätigt  in  dem  sog.  Privilegium 


')  Über  die  Söhne  Dietrich  VL  s.  Lac.  ü.  ß.  II,  Einleitung,  die  U raten 
von  Cleve. 

’)  „ . . quod  hoc  eat  de  noatra  bona  voluntate,  . . . quod  acabini  et  cives 
Wiaelensea  . . ponant  exactionem,  que  Azyaa  dicitur.“ 

*)  „excepta  jurisdictione  noatra  de  capite  et  collo“  wird  zur  Erklärung 
hinzugefiigt. 

*)  8.  o.  8.  19. 
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majue  v.  J.  1277.*)  Aus  diesem  Grunde  fand  dasselbe  hervorragende 
Beachtung  und  wurde  statt  aller  vorhergehenden  in  die  städtischen 
Copiare  aufgenotntnen.  Die  einzige  neue  Bestimmung  darin  bezieht 
sich  auf  den  Zoll  Das  i.  J.  1241  gewährte  Zollprivileg  hatte  zu 
Unzuträglichkeiten  geführt,  indem  Weseler  Bürger  durch  die  im 
Verhältnis  zu  dem  grossen  Gewinn  geringe  Strafe  von  20  Solidi 
sich  nicht  davon  hatten  abhalten  lassen,  Fremde  unter  ihrem  eigenen 
Namen  am  Zoll  vorbeizuflihren,  und  in  dem  die  Beamten  des 
Grafen  leicht  ohne  genügenden  Grund  Bürger  als  Defraudanten 
festhielten  und  so  in  ihrem  Erwerb  beeinträchtigten.  Um  beiden 
Übelständen  abzuhelfen,  sollte  von  nun  an  über  die  Klage  wegen 
Verheimlichung  fremden  Gutes  an  der  Zollstätte  vor  dem  Weseler 
Gericht  nach  den  dort  üblichen  Grundsätzen  entschieden  werden, 
der  für  schuldig  Befundene  aber  mit  seinem  Leben  und  Vermögen 
in  die  Hand  des  Grafen  fallen. 


3. 

Die  Finanzverwaltung  uui  1280. 

Eine  Übersicht  über  die  Finanzverwaltung  der  Stadt  um  1280 
wird  ergeben,  dass  sie  seit  1241  schon  bedeutend  complicierter  ge- 
worden war.  In  dem  Privileg  dieses  Jahres  zunächst  werden  keine 
anderen  Einnahmen  erwähnt,  als  ein  nicht  sehr  bedeutender  Teil 
der  Gerichtsgelder  und  ein  Drittel  des  herrenlosen  Erbes  Fremder. 
Es  ist  aber  anzunehmen,  dass  auch  in  Wesel  damals  schon  ein 
Schoss  erhoben  wurde,  zumal  von  dieser  Abgabe,  obwohl  von  ihrer 
Einführung  nirgends  etwas  verlautet,  späterhin  als  von  einer  schon 
bestehenden  gesprochen  wird.*)  Da  die  an  den  Herrn  zu  zahlenden 
Summen  nach  altem  Gebrauch  auf  diese  Weise  aufgebracht  wurdeu, 
so  lag  es  ja  am  nächsten,  auch  die  Bedürfnisse  der  Stadt  durch 
die  herkömmliche  Steuer  zu  decken. 

Um  die  Einnahmequellen,  welche  der  Stadt  neu  erschlossen 
wurden,  kennen  zu  lernen,  müssen  wir  wieder  Rückschlüsse  aus 
der  späteren  Zeit  machen.  Ausser  den  Stadtrechnungen  können 
uns  hierzu  namentlich  dienen  eine  Aufzeichnung  der  unbedeutenderen 


’)  Die  Abweichungen  vom  Privileg  von  1241  s.  Lac.,  U.  B.  II,  Nr.  268. 

*)  Zuerst  in  der  Urk.  bei  Lac.  U.  B.  IL  Nr.  917.  a.  1291,  worin  der 
Magistrat  die  Personen,  Häuser  und  Hofstätten  des  Pönitenzordens  zu  Wesel 
„ab  omni  exactione,  contributione  seu  servitio  eivili“  eximiert,  dann  in  der 
schon  erwähnten  Urk.  bei  Lac.,  U.  B.  Ql,  Nr.  72,  a.  1308,  „Si  tarnen  in  genus 
exactionia  quod  vulgo  Scayt  dicitur,  concordaverint.“ 
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städtischen  Einkünfte  und  Notizen  über  die  Verpachtung  einiger 
Einnahmen  aus  dem  Jahre  1329 ’)  Darnach  werden  wir  schon  in 
das  13.  Jahrhundert,  ja  schon  in  die  Zeit  vor  1241  zurücklegen 
müssen  zunächst  die  finanzielle  Verwertung  der  Libra  und  der 
Mensurae.  Mass  und  Gewicht  waren  im  Dorfe  Wesel,  wie  wir 
sahen,  jedenfalls  der  Controlle  der  Communalbehördc  unterworfen; 
die  Gemeinde  zog  hieraus  Nutzen , indem  alle  Masse  und  Ge- 
wichte mit  den  in  ihrem  Besitze  befindlichen  übereinstimmen  und 
mit  einem  Zeichen  der  Übereinstimmung  versehen  werden  mussten, 
und  indem  einzelne  Waaren  nur  mit  den  Massen  der  Stadt  gemessen 
und  auf  der  öffentlichen  Wage  gewogen  werden  durften. 

Eine  neue  Abgabe  hatte  der  Handel  zu  leisten,  seit  i.  J.  1258 
in  Wesel  ein  Wochenmarkt  eröffnet  war:  Die  Verkäufer  mussten 
fiir  den  „locus  carrucarum“  und  die  „scampna  piscium“  ein  Stand- 
geld entrichten. 

Die  weiteren  Einkünfte  der  Stadt  erhellen  unmittelbar  aus  den 
vorher  besprochenen  Privilegien:  Es  sind  das  Gruytmonopol  (seit 
1272),  das  Weggeld  und  der  Kornzoll  (seit  1275)  und  die  Accise 
(seit  1277);  die  Pachtsumme,  die  nach  dem  Privileg  von  1272  an- 
fänglich für  das  Fermentnm  gezahlt  werden  musste,  begegnet  uns 
schon  in  dem  oben  behandelten  clevischen  Heberegister  aus  dem 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  nicht  mehr.  Kornzoll  und  Weggeld 
wurden  zusammengefasst  unter  dem  Namen  pedagiuin;  das  Weg- 
geld wurde  vom  lebenden  Vieh  erhoben.  Am  schlechtsten  sind 
wir  über  die  Accise  unterrichtet,  da  die  späteren  Nachrichten  sich 
sämtlich  auf  eine  neue  Accise  beziehen,  welche  der  Stadt  i.  J.  1324 
bewilligt  wurde  und  in  einer  Verkaufssteuer  bestand.  Doch  ist  an- 
zunehmen, dass  diese  in  ihrer  Art  sich  nicht  von  der  alten  Accise 
unterschied. 

Dazu  kommen  dann  noch  die  Einkünfte  aus  Zinsen  von  Hof- 
stätten, Thoren  und  Türmen;  die  waren  aber  im  13.  Jahrhundert 
noch  um  so  unbedeutender,  als  die  Stadt  erst  anfing,  sich  zu  be- 
festigen und  sich  auf  die  Allmende  auszudehnen. 

In  den  Kosten  der  Befestigung  besteht  auch  die  wichtigste  neue 
Ausgabe;  sie  zu  bestreiten,  wurde  namentlich  die  Accise  erhöhen. 


')  A.  B.  K.  20.. 
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4. 

Entstehung  des  Rates. 

Es  ist  leicht  erklärlich,  wie  namentlich  durch  den  Erwerb  des 
Gruytraonopols  und  die  Erhebung  der  Accise  der  städtische^  Haus- 
halt, der  bis  jetzt  noch  verhältnismässig  einfach  war,  viel  schwieriger 
und  verwickelter  werden  musste,  wie  dadurch  die  Besorgung  der 
städtischen  Geschäfte  den  Schöffen,  die  ja,  abgesehen  von  ihrem 
privaten  Beruf,  durch  ihre  Teilnahme  am  Gericht  sowie  durch  ihre 
Eigenschaft  als  Beurkundungspersonen  genug  in  Anspruch  genommen 
wurden,  allmählich  über  den  Kopf  wachsen  konnte.  Während  nun 
in  anderen  Städten  die  Erweiterung  des  städtischen  Haushaltes, 
namentlich  grade  die  Erhebung  des  Ungelds,  der  Gemeinde  oder 
einer  Klasse  derselben  Gelegenheit  gab,  sich  einen  Anteil  am 
städtischen  Regiment  zu  verschaffen  *),  ist  der  Verlauf  der  Dinge  in 
Wesel  ganz  anders:  Die  Schöffen  wählen  selbst  Bürger  aus,  welche 
sie  in  der  Verwaltung  unterstützen  sollen.*)  Andererseits  unter- 
scheidet sich  diese  Entwicklung  von  der  Entstehung  des  Geschworenen- 
collegs  in  den  ländlichen  Gemeinden*)  dadurch,  dass  dies  die  erste 
und  einzige  collegialische  Behörde  war,  welche  sich  zur  Besorgung 
der  communalen  Angelegenheiten  bildete,  in  Wesel  dagegen  der 
Rat  bei  seiner  Entstehung  schon  eine  Genossenschaft  vorfand,  welcher 
er  nur  einen  Teil  der  öffentlichen  Geschäfte  abnnhm.  Dass  die 
Consuln  zum  ersten  Male  1291  4)  Vorkommen,  obwohl  das  Fermentum 
schon  i.  J.  1272  von  der  Stadt  übernommen  wird,  und  die  Accise 
uns  zuerst  i.  J.  1272  begegnet,  daff  uns  nicht  Wunder  nehmen; 
denn  die  einzige  uns  erhaltene  Urkunde  zwischen  1277  und  1291, 
in  der  Schöffen  und  Bürger  von  Wesel  aufgeführt  werden,*)  be- 
zeugt eine  Auflassung,  die  vor  Schöffen  erfolgt  ist,  lässt  also 
ihrem  Inhalte  nach  die  Nennung  von  Consuln,  falls  es  eben 
schon  solche  gab,  nicht  erwarten.  Freilich  mag  auch  das  Vor- 
bild anderer  Städte  (i.  J.  1280  werden  im  benachbarten  Rees 
zum  ersten  Male  Consuln  erwähnt*),  und  am  Ende  des  13.  Jahr- 


*)  S.  z.  B.  Liesegang,  die  Sondergemeinden  Kölns  S.  64  f. 

*)  Ähnlich  ist  die  Entstehung  des  Rates  in  den  geldrischen  Städten  ge- 
wesen, s.  Nettesheim,  Gesell,  von  Geldern,  S.  63  f. 

’)  8.  Lamprecht  a.  a.  O.  I,  8.  321  f. 

•)  Urk.  bei  Lac.,  U.  B.  U,  Nr.  917. 
s)  Urk.  der  Johannitercommende  von  1290. 

•)  Nach  einem  Copiar,  in  das  Einsicht  zu  nehmen  mir  Gelegenheit  ge- 
geben wurde. 
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hunderte  erscheinen  sie  in  vielen  niederrheinischen  Stadien)  nicht 
ohne  Einfluss  gewesen  sein  — jedenfalls  hat  es  wenigstens  bewirkt, 
dass  die  neuen  Beamten  grade  den  Namen  Consuln  erhielten  — ; 
aber  ohne  dass  die  Schöffen  ein  Bedürfnis  nach  Verminderung  ihrer 
Arbeitslast  empfunden  hätten,  wäre  die  Behörde  doch  schwerlich 
entstanden. 

Dass  die  Schöffen,  und  nicht  eine  andere  Corporation  oder  die 
Gemeinde,  die  Consuln  einsetzten , ergiebt  sich  wieder  aus  dem  schon 
öfter  erwähnten  Privileg  v.  J.  1308:  In  den  Zwistigkeiten,  welche 
über  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens  ausgebrochen  sind, 
stehen  auf  der  einen  Seite  Bürgermeister,  Burmeister,  Schöffen  und 
Consuln,  auf  der  andern  die  Gemeinde;  und  zur  Versöhnung  der 
streitenden  Teile  wird  bestimmt,  dass  von  nun  an  zur  Wahl  der 
Consuln  den  Schöffen  vier  oder  fünf  von  der  Gemeinde  Gewählte 
beigegeben  werden  sollen;  dass  die  Schöffen  bei  der  Wahl  mit- 
wirken,  wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  während  der  etwas 
verwickelte  Modus,  wie  die  Gemeinde  ihr  Wahlrecht  ausüben  soll, 
deutlich  erkennen  lässt,  dass  ihre  Beteiligung  an  der  Wahl  erst 
jetzt  eingeführt  wird.  Dieselbe  Urkunde  zeigt,  dass  die  Amtsdauer 
der  Consuln  ebenso,  wie  die  der  Bürgermeister  und  Burtueister,  ein 
Jahr  war.  Ihre  Zahl  dagegen  lässt  sieh  für  diese  Zeit  noch  nicht 
bestimmen;  i.  J.  1291  werden  sieben  genannt,  woraus  indessen 
nichts  zu  folgern  ist,  zumal  es  später  zwölf  sind. 

Für  Wesel  hat  also  die  Entstehung  des  Rates  offenbar  nicht 
die  Bedeutung,  wie  da,  wo  or  die  erste  Behörde  ist,  welche  die 
spezifisch  städtischen  Interessen  zu  vertreten  hat;  eine  Stadt  war. 
ja  Wesel  auch,  als  es  noch  allein  unter  dem  Schöffencolleg  stand 
Für  uns  fiel  daher  mit  der  Frage  nach  dem  Ursprung  der  Stadt- 
verfassung  zusammen  nicht  die  Frage  nach  der  Entstehung  des 
Rates,  sondern  die  Frage,  aus  welcher  Behörde  das  Collegium, 
welches  zuerst  an  der  Spitze  der  Stadt  erscheint,  hervorgegangen 
ist,  und  welche  neuen  Functionen  und  Competenzen  es  erhalten  hat. 


Kapitel  III. 

Die  Kämpfe  zwischen  Obrigkeit  und  Gemeinde. 

Um  sich  über  die  Stellung  von  Schöffen  und  Rat  zur  Gemeinde 
in  dieser  Zeit  Aufschluss  zu  verschaffen,  ist  es  am  zweckmässigsten, 
von  den  Urkunden  auszugehen,  welche  dafür  von  Wichtigkeit  sind. 
Die  erste  ist  eine  aus  dem  Jahre  1304  *),  in  der  Otto,  der  älteste 

«)  W.  H.  A. 
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Sohn  und  nachherige  Erbe  dea  Grafen  Dietrich  VIII.  von  Cleve, 
den  Bürgern  mehrere  Vergehen  aufzählt,  die  sie  sich  gegen  seinen 
Vater  hätten  zu  schulden  kommen  lassen,  und  ihnen  gegen  eine 
Zahlung  von  100  Mark  dessen  Verzeihung  dafür  verschafft.  Eine 
von  den  durch  die  Bäte  des  Grafen  schriftlich  formulierten  Anklagen 
war  die,  dass  sie  die  herkömmliche  Zahl  der  Schöffen  kleiner  werden 
Hessen,  ein  Missbrauch,  dessen  Abstellung  ihnen  befohlen  wird. 

Das  Privileg  von  1308 ')  sucht  die  Zwistigkeiten,  die  zwischen 
Bürgermeister,  Burmeister,  Schöffen  und  Consuln  einerseits  und  der 
Gemeinde  andererseits  über  die  Führung  des  städtischen  Haushaltes 
ausgebrochen  sind,  dadurch  zu  schlichten,  dass  es  der  Gemeinde 
einen  Anteil  an  der  Wahl  der  Consuln  einräumt,  und  zwar  soll  sie 
jedesmal  18  oder  20  Personen  beauftragen,  sich  auf  4 oder  5 Bürger 
zu  vereinigen,  welche  mit  den  Schöffen  zusammen  die  genannten 
Beamten  zu  wählen  haben.  Wenn  der  auf  diese  Art  gekorene  Bat 
zusammen  mit  den  Schöffen  über  irgend  eine  Art  der  Steuer  schlüssig 
werde,  so  solle  dem  nun  aber  auch  niemand  widersprechen  dürfen. 
Jedoch  sei  jeder  Beschluss,  durch  den  das  Budget  irgendwie  belastet 
werde,  an  die  Zustimmung  der  Gemeinde  gebunden.  Zur  Schatzung 
könnten  alle  herangezogen  werden,  ausser  den  Besitzern  von  Lehn- 
gütern,  wogegen  die  Stadt  ihrerseits  diese  nicht  zu  verteidigen  ver- 
pflichtet sei.  Um  neue  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  werden  schliess- 
lich alle  Gilden,  Brüderschaften,  Verschwörungen  und  Vereinigungen 
verboten. 

Im  Jahre  1311*)  musste  Graf  Dietrich  IX.  aufs  Neue  einen 
Streit  zwischen  Schöffen  und  Gemeinde  über  die  Wählbarkeit  zum 
Consulat  schlichten.  Er  that  das,  indem  er  von  den  drei  Forderungen 
der  Gemeinde,  dass  solche,  die  keine  Abgaben  an  die  Stadt  zahlten, 
die  Fehmschöffen  und  der  Verwalter  des  städtischen  Fermentum 
die  Batsfähigkeit  verlieren  sollten,  die  erste  anerkannte,  damit  die 
Besitzer  der  Lehngüter  (denn  nur  diese  können  nach  dem  Privileg 
von  1308  gemeint  sein)  sich  nicht  einer  Würde  rühmten,  deren 
Last  sie  nicht  auf  sich  nehmen  wollten.  Bezüglich  der  Fehmschöffen 
bestimmte  er,  es  solle  damit  wie  in  Dortmund  gehalten  werden,*) 
der  Fermentarius  dagegen  sei  wählbar  in  den  Bat,  sofern  er  sich 
nur  seinem  Amte  kaufmännisch  gewachsen  gezeigt  habe. 


>)  Lac.,  U.  B.  EU,  Nr.  72. 

»)  Lac.,  D.  B.  III,  Nr.  104. 

*)  In  Dortmund  schloss  die  Eigenschaft  des  Fehmschöffen  die  Ratsfahig 
keit  nicht  aus.  8.  Frensdorff,  Dortm.  Stat.  8.  CXLIX. 

Hmn\old,  VerteeeuDgegeechlchte  Wesels.  3 
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Diese  Urkunden  erlauben  einen  Rückschluss  sowohl  auf  die 
Zusammensetzung  des  städtischen  Magistrates,  als  auf  die  Klagen 
der  Gemeinde  gegen  ihre  oberste  Behörde.  Zunächst  wird  man 
den  „defectus  scabinorum“,  den  der  Graf  i.  J.  1304  abgestellt  sehen 
will,  ebenso,  wie  es  Arnold  für  Köln  gethan  hat,1)  auf  Rechnung 
des  Wunsches  schreiben,  das  Scböffentum  auf  möglichst  wenige 
Familien  zu  beschränken,  eines  Wunsches,  der  sich  uns  auch  durch 
Vergleichung  der  uns  bekannten  Schöffennamen  ergiebt.  Die  Namen 
von  Schöffen  sind  uns  in  folgenden  Urkunden  erhalten: 

a)  in  der  oben  erwähnten  v.  J.  1261,*) 

b)  in  der  gleichfalls  schon  angeführten  v.  J.  1269, 

0)  in  einer  Urkunde  der  Johannitercommende  v.  J.  1290, 

d)  in  der  Urkunde  v.  J.  1291,*) 

e)  in  einer  Urkunde  der  Johannitercommende  v.  J.  1295, 

f)  dito  r.  J.  1300, 

g)  dito  v.  J.  1305, 

h)  dito  v.  J.  1307, 

1)  in  einer  Ratsurkunde  über  die  Vererbpachtung  des  Vieh- 
thores  v.  J.  1307.4) 

In  der  folgenden  Übersicht  über  die  Veränderungen,  welche 
im  Schöffencolleg  bis  1307  eintraten,  sind  unter  jedem  der  Jahre, 
aus£denen  die  aufgezählten  Urkunden  herrühren,  nur  die  Schöffen 
angeführt,  deren  Familiennamen  in  keiner  früheren  Urkunde  Vor- 
kommen; die  Zahlen  hinter  den  Namen  geben  die  Jahre  an,  in 
denen  dieselbe  Familie  wieder  in  den  Schöffenlisten  erscheint. 
Kommen  in  einer  Liste  zwei  Vertreter  derselben  Familie  vor,  so  ist 
die  Jahreszahl  unterstrichen: 


1261 

Conr.  de  Draxhem  1269 

Hinr.  de  Lonen  1269,  1295,  1307 

Appoll.  (Sanctrel)  1291,  12Ö5,  1307 

Anthonius 


Conr.  Viltere  1269 

Hinr.  Oppedic  1291 

Herim.  clericus  1269 

Hinr.  de  Bocholte  1269 


*)  Freistädte  I,  8.  405. 

*)  S.  S.  37,  Anm.  1. 

•)  Lac.,  U.  B.  II,  Nr.  917. 
‘)  B.  F.  103  a. 
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Hinr.  Evels  1269 

Gerh.  Bude!  1269 

Ijamb.  ad  scamna  1291 

1269 

Godeac.  Ruinestikel  1307 
Hinr.  Mannei 

Joh.  in  Foro  1290,  1291 

1290 

Joh.  Snellert  1291 

Herrn,  fil.  Witen  1291 

1291 

Gossw.  monetarius  1300,  1305,  1307 
Wilh.  de  Brabant  1295,  1307 
Herrn.  Vitulus 
Gobel.  Pifltor 

1300 

Rutger  de  Arena  1305,  1307 

1307 

Henr.  de  Berke 
Henr.  de  Xanctis 
Henr.  Ledechgank 
Joh.  de  Birth 

Dieselbe  Farailienpolitik  zeigt  sich  darin,  dass  auch  die  Coo* 
suln  aus  den  aristokratischen  Kreisen  der  Stadt  genommen  werden. 
Hierauf  führen  einmal  die  Namen  der  i.  J.  1291  erwähnten  Consuln, 
welche  teilweise  wenigstens  mit  Schöffennamen  übereinstimmen,1) 
dann  jene  Beschwerde  der  Gemeinde,  dass  die  Lehnsträger  auch 
zu  Consuln  gewählt  würden. 

Mit  diesem  Rate  nun  meinte  die  darin  nicht  vertretene  Bürger- 
schaft nicht  zufrieden  sein  zu  können.  Sie  fühlte  sich  durch  Steuern 
und  Accise  bedrückt,  konnte  deren  Notwendigkeit  nicht  einsehen 
und  warf  deshalb  dem  Magistrat  unordentliche  oder  gar  unredliche 
Finanzverwaltung  vor.  Der  gemeine  Bürger  empfand  es  als  unge- 
recht, dass  Collegien,  bei  deren  Wahl  er  selbst  nicht  mitzureden 
hatte,  über  sein  Vermögen  frei  disponierten.  Auch  schien  es  ihm 
unbillig,  dass  Männer,  welche  des  Schutzes  der  Stadt  doch  auch 
genössen  — die  Lehnsträger  — zu  den  notwendigen  städtischen 
Ausgaben  nicht  beisteuern  wollten. 


')  ln  der  Urkunde  d sind  von  den  Familiennamen  der  sieben  aufgefuhrten 
Consuln  fünf  als  Namen  von  Schöffen  kenntlich. 


3* 
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Wie  der  Graf  diese  Wünsche  befriedigte,  haben  wir  gesehen: 
Er  räumte  der  Gemeinde  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  Wahl  der 
Consuln  ein,  damit  sie  sich  fürder  über  zu  hart  drückende  Steuern 
nicht  mehr  mit  Recht  beklagen  konnte,  und  machte  vor  allem  die 
Gültigkeit  aller  neue  Ausgaben  mit  sich  bringenden  Beschlüsse  von 
ihrer  Zustimmung  abhängig.  Dagegen  löste  er  die  Lehnsträger 
insofern  aus  dem  Bürgerschaftsverbande,  als  er  ihre  Freiheit  von 
der  direkten  Steuer1)  anerkannte  und  die  Stadt  dafür  von  ihrer 
Verantwortung  entband. 

Aber  auch  mit  diesen  Zugeständnissen  fühlte  die  Gemeinde  sich 
noch  nicht  befriedigt:  In  der  That  wird  wohl  ihre  Teilnahme  an 
der  Ratswahl  illusorisch  gewesen  sein;  denn  die  vier  oder  fünf  durch 
sie  gewählten  Wahlmänner  konnten  zu  leicht  von  den  zwölf  Schöffen 
majorisiert  werden.  Wollte  die  Gemeinde  also  einer  ordentlichen 
und  redlichen  Finanzverwaltung  sicher  sein,  so  musste  sie  auf  Ge- 
setze dringen , durch  welche  die  aus  irgend  einem  Grunde  Unge- 
eigneten vom  Consulat  ausgeschlossen  wurden.  Ungeeignet  zum 
Consultat  mussten  ihr  aber  namentlich  die  Lehnsträger  erscheinen. 
Es  liegt  doch  auf  der  Hand,  eine  wie  grosse  ünzuträglichkeit 
dadurch  entstehen  musste,  dass  Leute  im  Rate  sassen,  also  auf 
die  Anordnung  und  Umlage  von  Steuern  Einfluss  hatten,  welche 
von  einer  wichtigen  Art  der  Steuern  — den  direkten  — be- 
freit waren.  Die  Vermutung  ist  wenigstens  sehr  naheliegend, 
dass  die  Besitzer  der  Lehngüter  das  Ihrige  thaten,  um  durch  An- 
ordnung der  direkten,  grade  dem  gemeinen  Mann  so  fühlbaren 
Steuer  die  ganze  Steuerlast  von  sich  auf  die  Schultern  ihrer  Mit- 
bürger zu  wälzen.  Unzweckmässig  däuchte  es  den  Bürgern  auch, 
dass  der  Verwalter  der  städtischen  Gruyt  Ratsmann  war.  Denn 
bei  der  Wichtigkeit  dieser  Einnahmequelle  für  die  städtischen  Fi- 
nanzen schien  ihnen  eine  scharfe  Controlle  des  Fermentarius  durch 
den  Rat  geboten,  welche  durch  die  Rücksicht  darauf,  dass  der  zu 
Controllierende  selber  Sitz  und  Stimme  im  Rate  habe,  beeinträchtigt 
zu  werden  drohte.  Endlich  erhob  die  Gemeinde  den  Anspruch, 
dass  die  „scabini  Imperiales,  qui  vulgo  Vehmschepen  nominantur“, 
nicht  Consuln  werden  durften  — ob  auch  hier  zum  Teil  deshalb. 


*)  Es  lag  der  Excmption  jedenfalls  die  Vorstellung  zu  Gründe,  dass  die 
direkte  Steuer  für  den  Grafen  erhoben,  die  eigenen  Bedürfnisse  der  Stadt 
aber  mit  der  Aecise  gedeckt  würden;  denn  von  pecuniären  Leistungen  an  die 
Herrschaft  behaupteten  die  Vasallen  frei  zu  sein.  Es  findet  sich  übrigens 
niemand,  von  dem  sich  nachweisen  Hesse,  dass  er  ein  Gut  vom  Grafen  zu 
Lehen  getragen  hätte. 
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weil  diese  fremde,  der  Stadt  gefährliche  Interessen  in  die  Verwaltung 
hineinbrachten,  wie  man  aus  der  Analogie  anderer  Städte  schliessen 
könnte,1)  oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde , lässt  sich  nicht 
mit  Sicherheit  sagen,  da  wir  in  unseren  Quellen  sehr  wenig  von 
Weseler  Fehmsehöffen  hören.  Nur  das  können  wir  vermuten, 
dass  auch  diese  Forderung  der  Gemeinde  gegen  die  oberen  Klassen 
gerichtet  war,  da  wohl  nur  aus  diesen  die  Schöffen  zu  den  benach- 
barten Fehmgerichten  (in  Wesel  selbst  gab  es  keine)  genommen 
wurden.  Diese  Vermutung  wird  durch  die  beiden  Urkunden,  in 
denen  Fehmsehöffen  aus  Wesel  Vorkommen,  bestätigt.*) 

Wie  wir  sahen,  bewilligte  der  Graf  die  erste  Forderung  der 
Gemeinde,  auf  Ausschliessung  der  Vasallen  aus  dem  Kate  — ein 
Verlangen,  welches  ganz  in  Consequenz  der  drei  Jahre  vorher  ge- 
schehenen Anerkennung  ihrer  Abgabenfreiheit  lag  — , während  er 
dem  Fermentarius  und  den  Fehmsehöffen  — da  letztere  ja  in  Dort- 
mund wählbar  waren  — die  Ratsfähigkeit  zuerkannte. 

So  hatte  die  Einmischung  des  Herrn  für  Wesel  die  Frucht 
getragen,  dass  es,  ungleich  den  meisten  deutschen  Städten,  vor 
heftigerem  und  gewaltsamem  innerem  Streite  bewahrt  wurde;  und 
auch  für  später  hatte  die  Vermittlung  des  Grafen  den  gewünschten 
Erfolg.  Wenn  es  auch  in  der  folgenden  Zeit  manchmal  wieder  zu 
Misshelligkeiten  zwischen  Kat  und  Gemeinde  kam,  und  selbst  die 
Verfassung  noch  dreimal  geändert  werden  musste,  so  lebte  man  doch 
meist  in  Frieden  miteinander,  da  die  unteren  Klassen  sich  mit 
ihrem  mässigen  Anteil  am  Stadtregiment  begnügten. 

Ein  Passus  aus  dem  Privileg  von  1308  ist  in  unserer  bisherigen 
Erörterung  übergangen  worden  — die  Stelle,  an  welcher  der  Graf 
alle  Gilden  u.  s.  w.  verbietet,  „per  quas  nova  inter  dictas  partes 
dissensio  oriri  poterit  in  futurum.“  Die  hohe  Strafe,  welche  auf 
Übertretung  dieses  Verbotes  gesetzt  wird  — 100  Pfund  leichter 
Denare  — zeigt,  einen  wie  bedeutenden  Einfluss  auf  die  zwischen 
Magistrat  und  Gemeinde  stattgefundenen  Kämpfe  der  Graf  dem 
Institut  der  Gilden  zuschrieb.  Doch  ist  bei  dem  Mangel  aller 


')  In  Bremen  durfte  kein  Bürger  Fehmschöffe  Bein  „zur  Aalrechterhaltung 
der  eigenen  Gerichtsbarkeit“  (Donandt,  Oescb.  dea  Bremischen  Stadtrechts  I, 
8.  139). 

*)  Urk.  der  Johannitercommende  v.  J.  1265  (Freiding  zu  Pevewic),  unter 
den  Schöffen  Oerardus  de  Lon  miles ; und  Urk.  v.  J.  1451  (Freiding  zu  Reckling- 
hausen), unter  den  Schöffen  der  Bürgermeister  and  viele  Ratsmitglieder  aus 

Wesel. 
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anderen  Nachrichten  nichts  Genaueres  darüber  zu  ersehen,  nicht 
einmal,  ob  es  eine  Grossbürgergilde  war,  welche  im  Verein  mit  den 
Schöffen  sich  die  alleinige  Besetzung  der  Ratsstühle  bis  jetzt  zu 
wahren  gewusst  hatte  — das  würde  dem  Entwicklungsgang  in  an- 
deren Städten  am  meisten  entsprechen1)  — oder  aber,  ob  die  Ge- 
meinde in  ihren  Innungen  dem  Stadtregiment  Opposition  machte  — 
damit  würde  übereinstimmen,  dass  in  Wesel  erst  auffallend  spät, 
vom  Wollenamt  abgesehen,  erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts uns  Innungen  der  Handwerker  begegnen,  eine  Erscheinung, 
die  also  vielleicht  durch  die  i.  J.  1308  befohlene  Auflösung  aller 
Vereinigungen  ihre  Erklärung  fände. 

Gegen  beides  sprechen  aber  gewichtige  Gründe;  gegen  eine 
gilda  mercatorum  speziell  der  Umstand,  dass  als  oberste  Stadtbe- 
hörde immer  das  Schöffencolleg  erscheint,  welches  auch  den  Rat 
vollkommen  beherrschte.  Wahrscheinlicher  ist  es  daher,  dass 
sich  während  der  Streitigkeiten  Geschlechter  und  Gemeinde  zu- 
sammenthaten  und  zum  Kampfe  gegeneinander  durch  Eidschwur 
verbanden.  Auch  hierfür  würde  es  ja  an  Analogiecn  in  der  Städte- 
geschichte nicht  fehlen.1)  Jedenfalls  aber  sind  diese  Spuren  zu 
undeutlich,  als  dass  sie  zu  einer  tieferen  Erkenntnis  der  sozialen 
und  politischen  Zustände  führen  könnten. 

Mit  der  Entstehung  des  Rates  und  den  darauf  folgenden  inneren 
Unruhen  schliesst  die  erste  Epoche  der  Weseler  Verfassungsge- 
schichte ab.  Sie  war  eine  Periode  schnellsten  Fortschritts.  Bis  in 
die  erste  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  hinein  noch  ein  Ort,  der  zwar 
schon  mercantile  Interessen  hatte,  seinem  Rechte  nach  aber  sich 
durch  nichts  von  anderen  ländlichen  Gemeinden  unterschied,  wurde 
Wesel  durch  die  Recht  und  Verwaltung  umbildenden  Sätze  des 
Privilegs  von  1241  mit  einem  Schlage  in  die  Reihe  der  Stadt- 
gemeinden gestellt.  Durch  schnell  aufeinander  folgende  Privilegien 
wurde  es  in  dieser  Stellung  befestigt,  und  wurden  zugleich  der 
obersten  Behörde  durch  Überweisung  wichtiger  Einnahmequellen 
die  Mittel  verschafft,  die  immer  wachsenden  öffentlichen  Bedürfnisse 


')  8.  z.  B.  Wolfsticg,  Verfassung  sgesch.  von  Goslar,  8.  57.  Auf  das 
frühere  Bestehen  einer  ursprünglich  alle  Handeltreibenden  umfassenden  Gilde 
wäre  dann  vielleicht  jene  Bestimmung  im  Privileg  von  1241  zu  beziehen,  dass 
ein  Fremder,  dessen  Klage  gegen  einen  Bürger  für  unrecht  befunden  wird, 
jedem  mündig  gewordenen  Bürger  sechs  Denare  zahlen  muss.  S.  S.  25. 

’)Z.  B.  die  J unkergesellschaften  in  Lübeck  am  Knde  des  14.  Jahrhunderts 
und  die  Kidgenossenschaft  der  Speierer  Zünfte  zum  Widerstande  gegen  die 
Geschlechter  i.  J.  1827. 


Digitized  by  Google 


39 


zu  befriedigen.  Doch  die  Überhäufung  mit  Geschäften,  welche  da- 
durch entstand,  zwang  das  Schöffencolleg,  das  schon  vor  der  Er- 
hebung zur  Stadt  die  Verwaltung  der  Gemeinde  führte,  an  das  aber 
noch  nie  so  bedeutende  und  mannigfaltige  Aufgaben  herangetreten 
waren,  sich  nach  einer  Hülfe  umzusehen,  die  es  fand  durch  die 
Schaffung  des  Rates. 
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Verfassung  und  Verwaltung  im  14.  und 
15.  Jahrhundert. 

Im  Gegensatz  zu  der  schnellen  Folge  der  Ereignisse  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  treten  wir  jetzt  in  eine  Zeit 
der  langsamen  und  ruhigen  Entwicklung,  in  eine  Zeit,  wo  an  den 
Grundlagen  der  Verfassung  wenig  mehr  geändert  wird,  wo  zwar 
auf  Grund  eines  fast  ungestörten  inneren  Friedens  die  Stadt  an 
Reichtum  und  Macht  rasch  zunimmt,  und  auch  Verwaltung  und 
Recht,  den  veränderten  Verhältnissen  entsprechend,  eine  früher  un- 
geahnte Ausbildung  erfahren  aber  nicht,  wie  in  der  älteren  Zeit, 
durch  künstliche  Aufpfropfung  neuer  Zweige,  sondern  durch  ein 
langsames,  organisches  Wachstum  aus  sich  heraus.  Es  empfiehlt 
sich  daher,  von  der  chronologischen  Darstellung  der  Ereignisse,  wie 
sie  bisher  durch  die  skizzierte  sprungweise  Entwicklung  geboten 
war,  abzugehen  und  die  öffentlichen  Zustände  und  deren  Umbildungen 
in  der  folgenden  Zeit  nach  den  hauptsächlichsten  dabei  in  Betracht 
kommenden  Momenten  getrennt  vorzuführen. 

Wie  wir  sahen,  waren  es  drei  Mächte,  mit  denen  eine  Ver- 
waltungsgeschichte der  Stadt  zu  rechnen  hat : Der  Graf  von  Cleve, 
die  Gemeinde  und  der  Magistrat.  Es  wird  also  für  jede  dieser 
Parteien  zu  untersuchen  sein,  welche  Rechte  ihr  in  der  folgenden 
Periode  zukamen,  und  welche  Pflichten  ihr  oblagen ; zugleich  er- 
scheint es  dabei  geboten,  eine  Sonderung  der  Gemeinde  in  ihre 
Bestandteile  zu  versuchen  und  die  ganze  administrative  Thätigkeit 
des  Rates  darzustellen. 
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Kapitel  4. 

Das  Verhältnis  zum  Stadtherrn. 

Mit  der  Wahrnehmung  seiner  gesamten  Rechte  in  Wesel  hatte 
der  Graf1)  seinen  ofticiatus,  auf  deutsch  Drost  oder  Amtmann,  im 
Lande  von  Dinslaken  betraut.  Glaubte  sich  die  Stadt  daher  durch 
den  Grafen  gekränkt,  oder  hatten  andere  sie  in  ihren  Rechten  be- 
einträchtigt, so  wandte  man  sich  zunächst  an  diesen,  dass  er  die 
Klagen  vor  seinen  Herrn  bringe  oder  dessen  Beistand  erbitte.  Seinen 
guten  Willen  der  Stadt  zu  erhalten,  musste  den  Bürgern  besonders 
am  Herzen  liegen:  Daher  die  vielen  in  den  Kämmereirechnungen 
verzeichneten  Ausgaben  für  ihm  geschenkten  Wein  und  ihm  ge- 
leistete Mahlzeiten.  Gegen  seinen  bösen  Willen  dagegen  suchte 
sich  die  Stadt  zu  schützen  durch  das  Privileg,*)  welches  sie 
i.  J.  1347  vom  Grafen  Johann  erwirkte,  dass  der  Amtmann  bei 
seinem  Amtsantritt  schwören  solle,  sie  in  ihren  Freiheiten  zu 
erhalten. 

Die  Befugnisse  privat-  und  öffentlich-rechtlicher  Natur,  welche 
der  Graf  in  Wesel  hatte,  sind  in  Bezug  auf  ihre  Entstehung  im 
ersten  Kapitel  besprochen  worden.  Hier  sind  nur  die  Veränderungen 
nachzuholen,  die  sie  erlitten,  und  der  Umfang  zu  fixieren,  in  dem 
sie  ausgeübt  wurden. 

Minder  wichtig  sind  zunächst  die  Rechte,  welche  aus  dem  Be- 
sitz des  Hofes  und  aus  der  Klostervogtei  folgten.  Diese  blieben 
bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  durchaus  in  ihrem  alten  Be- 
stände, nur  dass  der  Graf  i.  J.  1329 3)  die  ausserhalb  der  Stadt- 
mauer angelegten  Gärten  vom  Zehnten  befreite  und  im  15.  Jahr- 
hundert Teile  seines  Besitzes  für  kurze  Zeit  an  die  Stadt  verkaufte. 

Das  bedeutendste  Recht  des  Grafen  aber  und  zugleich  das,  durch 
dessen  Besitz  vor  allem  er  als  Stadtherr  erscheint,  ist  die  Hegung 
des  Gerichts.  Ihm  als  dem  Gerichtsherrn  gebührt  der  Hauptanteil 
an  den  vom  Gericht  verhängten  Strafen.  Infolge  der  Gerichts- 
hoheit ist  auch  die  Wahrung  des  Rechts  in  der  Stadt  seine  Auf- 
gabe. Weil  er  den  Gerichtsbann  hat,  kann  er  ihn  leihen  und  setzt 
also  den  Richter  ein.  Indem  er  zugleich  die  beiden  Gerichtsboten 


*)  Häufig  begegnet  uns  nicht  der  Graf,  sondern  sein  Sohn  als  Herr  von 
Wesel;  da  aber  hierdurch  der  Rcchtsbesland  nicht  alteriert  wurde,  so  ist  in 
der  Folge  davon  abgesehen. 

*)  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  442.  Original  verloren. 

*)  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  241 ; und  Frensdorff,  Dortm.  Stat.  S.  266, 
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ernennt,  bethätigt  er  oder  sein  Bichter  für  ihn  das  Anefangsrecht. 
Als  Gerichtsherr  erlässt  er  Verordnungen,  welche  in  das  Gerichts- 
wesen eingreifen.  Inwieweit  diese  Gesetzgebung  der  städtischen 
nebenherlaufend  sie  oftmals  ergänzte,  wird  weiter  unten  zu  erörtern 
sein.  Denn  auch  die  Stadt  war  am  Gerichte  beteiligt,  wie  schon 
dadurch  ausgedrückt  wird,  dass  der  Richter,  obwohl  vom  Grafen 
gesetzt,  auch  ihr  schwören  muss,  gerecht  zu  richten.  Seit  1481  er- 
nennt sie  den  zweiten  Gerichtsboten,  und  an  den  Gerichtsgeldern 
hat  sie  einen,  wenn  auch  nicht  sehr  erheblichen,  Anteil.  Bei  Be- 
sprechung der  gerichtlichen  Thätigkeit  des  Rates  wird  untersucht 
werden,  inwiefern  die  Stadt  den  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung, 
der  sich  hierin  zeigte,  zu  erweitern  wusste. 

Aber  noch  andere  wichtige  öffentliche  Rechte  stehen  dem 
Grafen  infolge  der  Gerichtshoheit  in  Wesel  zu:  Er  ist  den  Bürgern 
„dominus  noster,“  „onse  genedige  her“,  die  Stadt  ihm  „onse  lieve 
stad  von  Wesele“.  Ihm  kommen  demzufolge  alle  Rechte  in  Wesel 
zu,  welche  den  Reichsstädten  gegenüber  der  König  geltend  machen 
kann;  ihm  hat  die  Stadt  die  Pflichten  zu  erfüllen,  welche  aus  ihrer 
Zugehörigkeit  zu  einem  Staatswesen  resultieren.1)  Weil  er  die  Quelle 
alles  öffentlichen  Rechts  ist,  das  jemand  in  der  Stadt  ausüben  kann, 
sind  prinzipiell  wenigstens  auch  dem  Magistrat  die  Bürger  nur  des- 
halb zum  Gehorsam  verpflichtet,  weil  er  es  befiehlt,  und  dürfen 
Statuten  nur  mit  seiner  Zustimmung  gemacht  werden.’)  Wie  aller- 
dings der  Magistrat  auch  ohne  seine  Billigung  das  Recht  umbildete, 
Beschlüsse  fasste  und  durchführte  und  das  als  sein  gutes  Recht 
betrachtete,  werden  wir  noch  sehen.  — Dem  Grafen  steht  ferner 
die  Aufsicht  darüber  zu,  dass  alles  in  der  Stadt  zum  Besten  ge- 
schieht: Streitigkeiten  zwischen  Gemeinde  und  Magistrat  schlichtet 
er  und  nimmt  auch  wohl  Bürger,  die  wegen  einer  ihnen  vom  Rate 
zudiktierten  Strafe  an  ihn  appellieren,  in  seinen  Schutz,3)  immer 
unter  heftigem  Widerstande  der  städtischen  Obrigkeit. 

Die  Verpflichtung  zum  Heerdienst  war  durch  das  Privileg  von 
1241  auf  die  Zeit  eines  Tages  reduziert,  und  wir  haben  keine  Ur- 


•)  Schon  Heidemann  (Ztschr.  V,  S.  188  ff.)  hat  darauf  hingewiesen,  dass 
der  von  Wesel  erhobene  Anspruch,  eine  kaiserliche  Stadt  zu  sein  (von  Nym- 
wegen  und  Dortmund  i.J.  1314  anerkannt,  um  der  Stadt  Zollfreiheit  in  Utrecht 
zu  erwirken)  sich  nur  darauf  gründen  kann,  dass  der  Hof  Wesel  ursprünglich 
königliches  Eigentum  war.  Von  Beiohsunmittelbarkeit  ist  natürlich  nicht 
die  Rede. 

*)  Bestimmung  des  Privilegs  von  1308  (Lai  , U.  B.  III,  Nr.  72). 

•)  z.  B.  R.  a.  1472,  F.  90». 
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sache  anzunehmen,  dass,  solange  die  Bestimmung  galt,  diese  Zeit 
häufig  überschritten  wurde.  Als  aber  infolge  des  Aussterbens  des 
clevischen  Grafenhauses  die  Grafen  von  der  Mark  Herren  der  Stadt 
wurden,  bestand  Graf  Engelbert  bei  einer  Bestätigung  der  städtischen 
Privilegien  i.  J.  1369  auf  der  Ausnahme,  dass  die  Weseler  „ons 
ghevolghenisse  duen  zulen  als  ons  onse  stad  van  den  Hamme  scul- 
dich  is  to  done.“  Jedenfalls  schloss  diese  Ausnahme  eine  Ver- 
minderung der  städtischen  Freiheit  in  sich,  und  demgemäss  sehen 
wir  die  Stadt  den  Grafen  und  Herzogen  später  oft  mehrere  Wochen 
lang  Kriegsdienste  thun.  Berühmt  ist  der  Beistand  geworden,  den 
die  Weseler  Bürger  ihrem  Herrn  i.  J.  1397  in  der  Schlacht  am 
Cleverhamm  gegen  den  Herzog  von  Berg  geleistet  haben,  ja  ihrem 
noch  eben  rechtzeitigen  Eintreffen  wird  durch  die  Sage  und  die 
ihr  folgenden  Darstellungen1)  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  hart 
bedrängten  Grafen  beigemessen  — inwiefern  mit  Recht,  lässt  sich 
aus  unsern  Quellen  schwerlich  noch  ermitteln.*)  Wenn  es  auch 
feststebt,  dass  ein  städtisches  Contingent  mitgekämpft  hat,  ist  doch 
die  Überlieferung,  dasselbe  sei  3*300  Mann  stark  gewesen,  zweifels- 
ohne eine  irrtümliche:  Die  waffenfähige  Mannschaft  war  noch  im 
folgenden  Jahrhundert  bedeutend  schwächer*),  und  in  den  Kämmerei- 
rechnungen findet  sich  nur  der  Lohn  für  etwa  70  Gesellen  in 
diesem  Jahre. 

Grösser  wurde  die  Unterstützung  im  15.  Jahrhundert.  Gar 
manchmal  jagt  die  ganze  oder  die  halbe  Stadt  aus ; vor  allem  aber 
leistet  sie  ihrem  Herrn  mit  Söldnern4)  Hülfe  und  verausgabt  dafür 
häufig,  wie  zur  Zeit  der  Soester  Fehde  und  des  burgundisch- 
geldrischen  Krieges  namhafte  Summen. 

Die  direkten  Abgaben,  welche  der  Graf  von  der  Stadt  bezog, 
waren  recht  bedeutend.  Wie  bereits  gesagt,  durfte  er  gegen  der 
Städter  Willen  keine  Zahlung  erpressen,  aber  gerade  hier  sehen 
wir  recht  deutlich,  wie  erst  durch  Vergleichung  mit  der  Wirklich- 


*)  x.  B.  von  Schaumburg  in  (len  Annalen  des  hist.  Ver.  f.  d.  Niederrhein, 
9.  u.  10.  Heft,  1861,  8.  80  ff. 

*)  8 . Lac.,  Archiv  IV,  a.  1863,  8.  108  ff 
*)  8.  S.  63 

*)  Dass  es  Söldner  sind,  welche  den  Herzog  bei  Belagerungen  unter- 
stützen, wird  bewiesen  einmal  durch  ihr  mehrwöchentlichen  Ausbleiben  und 
sodann  auch  durch  die  Auszüge,  welche  die  Städter  selbst  während  der  Ab- 
wesenheit dieser  Truppen  machen.  Aus  der  Menge  der  dem  Herzog  zur  Hülfe 
Geschickten  (es  sind  z.  B.  i.  J.  1480  ca.  430)  ist  daher  ein  Schluss  auf  die 
Bevölkarnngsziffer  unzulässig. 
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keit  sich  für  die  Wertschätzung  der  in  den  Urkunden  ausgesprochenen 
Prinzipien  ein  Massstab  erzielen  lässt.  Zwar  lassen  sich  die  pecu 
niären  Leistungen  der  Stadt  nicht  durchweg  nachweisen,  da  eie,  wie 
noch  zu  zeigen,  keineswegs  immer  unter  den  übrigen  Ausgaben  auf- 
gezeichnet, sondern  gar  oft  durch  besondere  Umlage  aufgebracht 
wurden,  über  welche  in  den  Kämmereirechnungen  nichts  zu  finden 
ist;  aber  der  allgemeine  Eindruck,  welchen  man  aus  den  in  den 
Rechnungen  verzeichneten  Ausgaben  für  Botengänge,  für  Reisen 
des  Bürgermeisters  und  der  Schöffen  zum  Drosten  oder  nach  Cleve 
davonträgt,  ist  doch  der,  dass  die  Stadtherren  keine  falsche  Be- 
rechnung machten,  wenn  sie,  um  im  Falle  der  Not  um  so  höhere 
Anforderungen  stellen  zu  können,  die  Blüte  der  Stadt  forderten 
und  auf  eine  regelmässige  Besteuerung  verzichteten. 

Die  Abgaben,  welche  der  Graf  von  Weseler  Bürgern  un- 
mittelbar bezog,  sind  oben')  beschrieben;  für  alles  andere  tritt 
zwischen  ihn  und  den  Einzelnen  die  Stadt.  Denn  die  Schatzfreiheit 
galt  seit  einem  Privileg  v.  J.  1311*)  auch  für  die  auswärtigen  Be- 
sitzungen Weseler.  Freilich  wurde  grade  dies  Recht  das  ganze 
14.  und  15.  Jahrhundert  hindurch  und  noch  darüber  hinaus9)  am 
häufigsten  zum  Anlass  des  Streites  zwischen  der  Stadt  und  ihrem 
Herrn.  In  der  That  musste  dieser  die  Ausdehnung  städtischer 
Freiheit  auf  das  Land  mit  scheelen  Augen  ansehen.  Aber  auch 
die  Stadt  wusste  sich  energisch  zu  wehren,  wenn  sie  in  ihrem  ver- 
brieften Rechte  gekürzt  werden  sollte.  Hin  und  her  gingen  die 
Boten,  meistens  machte  sich  der  Bürgermeister  selbst  mit  einigen 
von  Schöffen  und  Rat  auf,  um  beim  Grafen  vorstellig  zu  werden. 
Das  Ende  ist  dann  gewöhnlich,  dass  der  Graf  das  städtische  Recht 
anerkennt  und  es  nicht  wieder  zu  verletzen  verspricht,  aber  ohne 
den  geschätzten  Bürgern  Schadenersatz  zu  leisten.  Es  stand  mit 
diesem  Rechte  eben  ähnlich,  wie  mit  der  Schatzfreiheit  der  Stadt 
selbst:  In  der  Theorie  wird  es  nicht  angczweifelt,  in  der  Praxis 
muss  man  sich  oft  eine  Schmälerung  gefallen  lassen. 

Zu  diesen  Abgaben  kommen  dann  noch  freiwillige  Geschenke 
bei  besonderen  Gelegenheiten,  der  Huldigung,  der  Rückkehr  von 
einer  Reise,  der  Heirat,  und  bei  jedem  Aufenthalt  in  der  Stadt 
Weinspendungen  für  den  Grafen  und  für  sein  Gefolge. 

Die  anderen  Rechte  der  Grafen  in  Wesel  lassen  sich  als  die 
Regalien  zusammenfassen:  Die  Münze,  der  Weinzoll  und  der  Zoll 
an  den  drei  Jahrmärkten.  Hinzu  kam  nur  der  Holzzoll,  dessen  Ur- 
12  ff 

*)  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  103. 

*)  8.  z.  B.  Boutcrwejk,  drei  Huldigungstage  der  Stadt  Wesel,  Ztachr.  II. 
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sprung  dunkel  ist,  und  der  Zoll  von  dem  i.  J.  1467  auf  Betrieb 
der  Stadt  eröffneten  Pferdemarkt.  Auch  diese  Gerechtsame  boten 
Anlass  zu  Streitigkeiten,  wenn  die  Stadt  sich  beklagte,  die  neue 
Münze  sei  zu  leicht,  oder  die  Erhöhung  des  Weinzolls  sei  nicht  zu 
ertragen. 

Es  ist  klar,  dass  so  mannigfache  und  bedeutende  Rechte,  aus- 
geübt von  einem  mächtigen  Dynasten,  der  städtischen  Selbstver- 
waltung leicht  gefährlich  werden  konnten.  Sehr  wichtig  war  daher 
das  Versprechen,  welches  Graf  Johann  i.  J.  1347  *)  leistete,  nie 
Wohnung  innerhalb  der  Stadtmauern  zu  nehmen. *)  Dadurch  wurde 
der  Schutz,  welchen  den  Bürgern  ihre  Befestigungen  gewährten, 
dem  Herrn  gegenüber  erst  wirksam. 

Doch  war  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  Grafen  und  der  Stadt 
immerhin  etwas  Seltenes  und  wurde  gewöhnlich  schnell  beigelegt. 
In  der  Regel  stand  vielmehr  der  Graf  seinen  Bürgern  mit  Rat  und 
That  zur  Seite.  Ihm  musste  ja  selbst  viel  an  ihrem  Wohle  gelegen 
sein,  darum,  weil  eine  reiche  Stadt  auch  für  ihn  mehr  abwerfen 
konnte.  Daher  erwirkte  er  für  Wesel  und  seine  anderen  Städte 
nach  dem  Siege  über  den  Herzog  von  Berg  i.  J.  1397  die  Freiheit 
von  allen  bergischen  Zöllen 8);  daher  auch  die  vielen  Zollprivilegien 
für  die  eigenen  Zollstätten,  die  allerdings  im  Laufe  der  Zeit  durch 
Anlegung  neuer  Zölle,  namentlich  des  Büdericher  zu  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  beschränkt  wurden.  Aber  die  Zollprivilegien, 
obwohl  in  ihrer  Entstehung  ein  Zeichen  landesherrlicher  Fürsorge 
für  die  Stadt,  gaben  nicht  selten  Anlass  zum  Hader,  entweder,  in- 
dem der  Graf  sich  durch  Vorbeiführung  fremden  Gutes  von  den 
Bürgern  betrogen  glaubte , oder  indem  die  Stadt  die  Berechtigung 
des  Grafen  zur  Zollerhebung  von  ihren  Bürgern  an  irgend  einer 
Zollstätte  bestritt. 


Kapitel  5. 

Die  Gemeinde. 

l. 

Die  Einwohnerschaft. 

a.  Die  Einwohner  nach  ihrem  Beruf. 

Um  dem  Gerippe  der  Verfassung  Fleisch  und  Blut  zu  geben, 
erscheint  es  angebracht,  zuerst  die  Einteilung  der  Gemeinde  nach 

•)  Lac.,  U.  ß.  IO,  Nr.  442. 

*)  Trotzdem  erbaute  Herzog  Adolf  i.  J.  1417  in  Wesel  den  Königshof; 
s.  Gert  van  der  Schuren,  Aurg.  von  Schölten,  S.  137  und  Gantesweiler,  S.  89. 
■)  Lac,  U.  B.  UI,  Nr.  1046. 
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dem  Beruf  zu  betrachten.  Treffliches  Material  für  die  Erkenntnis 
der  socialen  Gliederung  liegt  in  den  Stadtrechnungen  vor,  welche 
für  die  Mehrzahl  der  Jahre  bei  den  Einnahmen  aus  den  verschiedenen 
Accisen  die  Accisezahler  namentlich  anführen,  in  den  Listen  der- 
jenigen, welche  von  der  Stadt  Zollzeichen  erhielten,  die  Zahl  und 
die  Namen  aller  am  Rheinhandel  beteiligten  Weseler  Raufleute 
überliefern,  bei  Anrechnung  des  den  Honoratioren  und  Beamten 
der  Stadt  zu  Weihnachten  gespendeten  Weines  die  Schöffen  und 
Consuln  aufzählen  und  dabei  für  einige  Jahre  in  den  Steuerlisten 
die  Vermögensverteilung  in  der  Stadt  erkennen  lassen. 

Der  Entstehung  der  Stadtgemeinde  aus  der  Bauerschaft  ent- 
sprechend, werden  wir  für  die  ersten  Zeiten  der  Stadt  auch  ohne  spe- 
ciellen  Beweis  anzunehmen  haben,  dass  das  Patriziat,  d.  h.  die  Klasse, 
aus  der  sich  das  Schöffencolleg  und  später  der  Rat  rekrutierte,  aus 
den  Familien  bestand,  welchen  altererbter  Grundbesitz  Ansehen  ver- 
lieh. In  wie  weit  schon  damals  auch  Handel  zu  einer  hervorragen- 
den Stellung  in  der  Stadt  verhelfen  konnte,  musste  aus  Mangel  an 
Quellenmaterial  unerörtert  bleiben.  Besser  sind  wir  für  die  spätere  Zeit 
gestellt : Hier  sehen  wir  einerseits,  dass  nur  eine  ganz  geringe  An- 
zahl1) der  Erbgenossen,  welche  sowohl  durch  Reichtum,  als  auch 
durch  ihre  Thätigkeit  in  der  Verwaltung  an  der  Spitze  der  Gemeinde 
erscheinen,  sich  vom  Handel  fern  hielt,  dass  aber  andererseits  auch 
viele  Familien  zu  einer  bedeutenden  sozialen  und  politischen  Stellung 
gelangten,  welche,  ursprünglich  wenigstens,  keinen  Grundbesitz  hatten, 
welche,  zum  Teil  erst  eingewandert,  nur  dem  Handel  ihren  Reich- 
tum verdankten.*)  So  setzte  sich  denn  das  städtische  Patriziat  zu- 
sammen aus  Grundbesitzern,  Kaufleuten  und  solchen,  die  beides 
waren. 

Wenn  man  untersuchen  will,  mit  welchen  Waaren  die  Kauf- 
leute handelten,  so  darf  man  sich  durch  die  Reihen  derer,  welche 
Hopfen-  oder  Weinaccise  zahlten,  nicht  täuschen  lassen;  denn  wie 
wir  noch  sehen  werden,  waren  beide  Accisen  gauz  vorwiegend 
Consumsteuern.  Die,  welche  sie  entrichten,  sind  also  nur  Detailver- 
käufer. Dem  entspricht  es,  dass  die  Weinaccise  zum  Teil,  die  Bier- 
accise  fast  ganz  von  solchen  erhoben  wird,  welche  dadurch , dass 
sie  kein  Geld  für  Zollzeichen  zahlen,  sich  als  nicht  zur  Kaufmann- 

')  Namentlich  die  Familien:  van  Wilaken.  Ledechganc,  de  Ferro,  Botter- 
tnan,  Stecke,  van  Eger,  nppen  Diick,  Dunen.  Die  Grundbesitzer  in  der  Stadt 
sind  überliefert  in  einer  Liste  der  Erbgenossen  aus  d.  J.  1412  (St.  F.  325»  f). 

*)  Namentlich  die  Familien:  Lubberti,  van  Orsoy,  de  Cappella,  Hartwich, 
de  Monement,  Beyard. 
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schaft  gehörig  charakterisieren.  Es  sind  eben  die  Wein-  und  Bier- 
wirte. Wenn  von  den  ersteren  die  meisten  grosses  Ansehen  in  der 
Stadt  genossen,  so  lag  das  häufig  daran,  dass  sie  neben  dem  Wein 
schank  noch  einem  anderen  Erwerbe,  meist  dem  Handel,  oblagen. 
Da  der  Grosshandel  nun  mit  keiner  nur  einzelne  Waaren  treffenden 
Abgabe  belastet  war,  so  fehlt  es  an  jedem  Anhaltspunkt,  um  die 
Handelsartikel  festzustellen.  Doch  werden  wir  annehmen  müssen, 
dass  auch  die  Weseler  Kaufleute  namentlich  Getreide,  Wein,  Salz 
und  Fische  vertrieben.*) 

Was  das  Handelsgebiet  betrifft,  so  ist  dessen  Begrenzung,  ab- 
gesehen von  einigen  Spuren,  welche  auf  einen  Verkehr  von  Weselern 
mit  den  flandrischen  und  den  Ostseestädten  schliessen  lassen,*)  nur 
auf  der  ßheinstrasse  möglich.  Es  ist  jüngst  die  hervorragende  Be- 
deutung Kölns  fiir  die  Vermittlung  des  unterländischen  Verkehrs 
nach  dem  Mittelrhein  betont  worden®),  und  auch  Wesel  stand  mit 
der  rheinischen  Metropole  in  lebendigem  Verkehr.  Ein  grosser  Teil 
der  städtischen  Schulden  war  in  Köln  contrahiert,  und  die  Weseler 
hatten  dort  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  einen  ständigen 
Procurator.  Dass  aber  die  Kaufleute  nicht  weiter  als  bis  Köln  den 
Rhein  hinauffuhren,  ist  doch  ausgeschlossen.  Dagegen  sprechen 
sowohl  die  Kämmereirechnungen,  welche  manche  Beziehungen  zu 
den  mittel-  und  oberrheinischen  Städten  ergeben,4)  als  auch  nament- 
lich eine  Stelle  in  den  Ratsprotokollen,®)  welche  einen  direkten 
Verkehr  mit  dem  Oberlande  bezeugt. 

Über  die  Bedeutung  des  Weseler  Handels  würden  wir  durch 
die  Posten  in  den  Kämmereirechnungen,  welche  die  aus  dem  Ver- 
kauf der  Zollzeichen  gelösten  Gelder  enthalten,  ausgezeichnet  unter- 
richtet sein,  wenn  wir  immer  die  Taxe  der  Zollzeichen,  die  nach 
dem  Wert  der  Waaren  berechnet  wurde,  kennten.  Leider  ist  diese 
aber  nur  einmal,  aus  dem  Jahre  1422,  überliefert,*)  und  da  wir 
nicht  wissen,  wann  sie  wieder  geändert  wurde,  können  wir  diese 
Nachricht  nur  zur  Bestimmung  der  Summen  benutzen,  für  welche 


')  S.  Lamprecht,  a.  a.  O.,  II,  S.  324  ff. 

’)  R.  a.  1466  F.  13»  (die  Älterleute  von  Brügge  schreiben  wegen  der 
Laken);  a.  1470,  F.  59»  (Ein  aus  Löwen  gebürtiger  wird  in  die  Bürgerschaft 
aofgenommen) ; a.  1484,  F.  4>>  und  öb  (Das  Gut  einiger  Bürger  ist  auf  dem 
Markte  in  Antwerpen  besetzt) ; a.  1470,  F.  41».  (Brief  aus  Lübeck.) 

*1  Lamprecht,  a.  a.  O.  II,  8.  340. 

*)  z.  B.  mit  Mainz;  St.  a.  1346,  F.  71s.  s.  auch  8.  96,  Anm.  1. 
s)  R.  a.  1472,  F.  89s. 

•)  L.  PL  8.  52. 
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die  Weseler  Kaufleute  i.  J.  1423  ihre  auf  dem  Rhein  transportierten 
Waaren  einkauften.  Wird  schon  hierdurch  der  Wert  solcher  An- 
gaben um  so  geringer,  als  bei  der  grossen  Unsicherheit  aller  Ver- 
hältnisse der  Handel  heiligen  Schwankungen  unterliegen  musste,  so 
wird  die  Bedeutung  unserer  Berechnung  dadurch  noch  vermindert, 
dass  sie  zu  genauen  Resultaten  nicht  einmal  für  das  eine  Jahr  ge- 
langen kann.  Während  nämlich  die  Kaufleute,  welche  an  Wesel 
vorbei  den  Rhein  hinauffuhren,  von  jeder  Mark  des  Einkaufspreises 
ihrer  Waaren  nur  einen  halben  Denar  zahlten,  hatten  die,  welche  von 
oberhalb  Wesel  nach  den  Rheinmündungen  oder  von  Wesel  aus  den 
Rhein  hinauf-  oder  hinunterfuhren,  die  doppelte  Taxe  zu  entrichten. 
Nähmen  wir  daher  an,  dass  von  Weselern  ebensoviel  Waaren  an 
Wesel  vorbei  den  Rhein  hinauf  als  hinunter  gebracht  wurden,  und 
dass  auch  die  Ausfuhr  aus  Wesel  nicht  grösser  und  nioht  kleiner  war, 
so  würden  auf  3 Mark  Einkaufspreis  21/.  Denare  für  Zollzeichen  be- 
zahlt worden  sein ; man  hätte  also  unter  jener  Voraussetzung  200  (die 
Zahl  der  i.  J.  1423  für  Zollzeichen  eingenommenen  Mark)  mit 
144x4  zu  multipücieren  und  erhielte  dann  als  Einkaufspreis  sämt- 
licher von  Weseler  Kaufleuten  auf  dem  Rhein  transportierten  und 
nicht  nach  Wesel  gebrachten  Waaren  34560  Mark.  Diese  Summe 
macht,  auf  den  Rheinischen  Gulden -‘‘^-Weseler  Mark1)  oder  30,3 
Gramm  Silber  oder  2,78  Gramm  Gold*)  gerechnet  1172,3  Pfund 
feines  Silber  oder  107,59  Pfund  feines  Gold.  Nähme  man  aber  den 
Wert  der  mit  der  geringeren  Taxe  besteuerten  Waaren  für  so  klein 
an,  dass  man  ihn  gänzlich  vernachlässigen  könnte,  so  erhielte  man 
976,9  Pfund  feines  Silber  oder  89,66  Pfund  feines  Gold,  und  wenn 
man  umgekehrt  den  höher  belasteten  Handel  nicht  rechnen  wollte, 
1953,8  Pfund  feines  Silber  oder  179,32  Pfund  feines  Gold.  Die 
letzteren  Zahlen  sind  die  äussersten  Fehlergrenzen. 

Hierbei  ist  der  gesumte  Landhandel  nicht  berücksichtigt;  an 
dem  werden  hauptsächlich  die  Tuchhändler  beteiligt  gewesen  sein. 
Aus  den  Statuten  des  Weseler  Wollenamts  v.  J.  1462*)  geht  hervor, 
dass  die  Mitglieder  des  Amtes  ihr  Tuch  selbst  ausfUhrten.  Da 
von  den  vielen  überlieferten  Namen  der  Wollenweber  äusserst  selten 
jemand  in  der  Berechnung  des  aus  dem  Verkauf  der  Zoilzeichen 
gelösten  Geldes  vorkommt,  so  ist  der  Schluss  zwingend,  dass  die 
Tuche  per  Axe  transportiert  wurden.  Das  Ansehen  der  Tuch- 

')  Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen. 

*)  S.  Lamprecht,  a.  a.  O.  XI,  8.  470. 

*)  Veröffentlicht  von  Heidemann  (Ztschr.  IX,  8.  77  ff.)  mit  der  falachen 
Datierung  1426.  8.  namentlich  § 39  f. 
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händler  in  der  Gemeinde  war  ebenso  wie  das  der  Bierwirte  nicht 
gross  ; nur  selten  erscheint  jemand  als  Mitglied  des  Rates,  und  in 
den  Steuerlisten  werden  die  grössten  Beträge  nicht  von  ihnen  ge- 
zahlt. Spätestens  seit  1329,  iu  welchem  Jahre  der  Graf  eine  Ur- 
kunde darüber  ausstellte,'  ) waren  sie  zu  einem  Wollenamt  verbunden, 
dem  zwar  das  Gocher  Wollenamt  zum  Vorbild  dienen  sollte, 
welches  aber  eine  viel  geringere  politische  Bedeutung  hatte  als  dieses. 

Zwar  sind  die  Einnahmen  „van  wullenlaken  to  bezeghelen'1 
immer  in  den  Stadtrechnungen  verzeichnet;8)  zur  Bestimmung  der 
Anzahl  der  ausgeführten  Stücke  Tuch  können  wir  ihre  Kenntnis 
aber  nur  für  das  Jahr  14Ö3  benutzen,  da  die  einzige  Angabe  dar- 
über, wieviel  von  jedem  Stück  Tuch  an  die  Stadt  gezahlt  wurde, 
aus  dem  Jahre  1452  — eben  aus  jenen  Statuten  — stammt.  Dar- 
nach wurden  i.  J.  1453  gegen  1032  Stück  Tuch  ausgeführt.3)  Über 
die  gewöhnliche  Grösse  eines  Stückes  sind  wir  durch  eine  Bestimmung 
der  Statuten  unterrichtet,  wonach  Stücke  von  27  Ellen  als  ganze, 
von  12 — 27  Ellen  als  halbe  Laken  gelten  sollten. 

Wenn  auch  Handel  und  Grundbesitz  die  einzigen  Grundlagen 
des  Patriziats  blieben,  so  hat  sich  doch  soviel  ergeben,  dass  dieses 
nicht  wie  anderswo  eine  festgeschlossene  Clique  bildete,  sondern, 
dass  jedem,  der  zu  Wohlhabenheit  und  Ansehen  gelangte,  der  Zu- 
tritt zu  den  städtischen  Ämtern  offen  stand.  Hiermit  hängt  zu- 
sammen, dass  die  Vermögensverteilung  in  der  Stadt  eine  recht 
günstige  war,  wie  dies  namentlich  aus  den  Steuerlisten  hervor- 
geht. I.  J.  1373  zahlten  an  Steuern  3 Mark  und  darüber  58, 
1 — 3 Mark  66,  6 Solidi  — 1 Mark  125,  1 — 6 Solidi  278,  unter 
1 Solidus  nur  34  *).  Einen  weiteren  Aufschluss  über  die  Vermögens- 
verteilung giebt  uns  ein  aus  den  vierziger  Jahren  des  15.  Jahr- 
hunderts herrührendes  Verzeichnis  derer,  die  im  Dienste  der  Stadt 
Pferde  halten  mussten.®)  Vorher  findet  sich  die  Bestimmung,  dass, 
wer  ausser  Wohnhaus,  Hausrat,  Kleinodien,  Gerätschaft,  Silberwerk 
und  Schulden  600  Rheinische  Gulden  Vermögen  besitze,  '/„  Pferd, 
wer  400,  */4,  wer  300,  l/e,  wer  200,  '/,,  wer  150,  Pferd  halten 

')  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  241.  Frensd.  Dortm.  St.  S.  265. 

»)  S.  u.  S.  119. 

’)  Zur  Vergleichung  erwähne  ich,  dass  nach  Bergraths  ziemlich  exakter 
Berechnung  (Anm.  des  hist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  Heft  5,  S.  122)  in  Goch  i.  J.  1428 
5140  Stück  Tuch  gefertigt  wurdeu. 

*)  S.  u.  S.  118.  Die  Differenz  mit  der  auf  S.  52  angegebenen  Zahl  ist  da- 
durch zu  erklären,  dass  nicht  hinter  jedem  Namen  der  auf  ihn  fallende  Betrag 
angegeben  ist. 

■)  W.  ft.  A.,  Caps.  253,  Nr.  3. 

Beuihotd,  VerfasinngtgeKhichle  Weifls.  4 
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solle.  Darnach  hatten  ein  Vermögen  von  600  Gulden  46,  von  denen 
13  sogar  zu  •/*  Pferd  verpflichtet  waren,  ein  solches  von  400  35, 
ein  solches  von  300  33,  eines  von  200  50  und  eines  von  150  Gulden 
47  Weseler.1) 

Gegenüber  dem  Handel  war  das  Handwerk,  abgesehen  von  der 
Tuchmacherei,  in  Wesel  von  jeher  von  geringerer  Bedeutung.  Eis 
befriedigte  fast  nur  die  täglichen  Bedürfnisse : Kostbare  Gegen- 
stände aus  Gold  oder  Silber,  welche  die  Stadt  ihrem  Herrn  oder 
dessen  Gemahlin  schenkte,  Hess  inan  regelmässig  in  Köln  anfertigen. 
Demgemäss  hören  wir  auch  von  Vereinigungen  der  Gewerbetreiben- 
den erst  ziemlich  spät:  Wenn  wir  das  Wollenamt  ausnehmen, 

dessen  Mitglieder  ja  zugleich  Kaufleute  waren,  so  ist  die  einzige 
Spur  aus  dem  14.  Jahrhundert,  welche  auf  das  Bestehen  eines 
Handwerkeramts  schliessen  lässt , die  sich  in  den  Kämmerei- 
rechnungen zuweilen  hinter  dem  Namen  eines  in  die  Bürgerschaft 
Aufgenommenen  statt  der  Aufnahmegebühr  findende  Notiz:  „Sar- 
tores  habuerunt“.  Die  Schneider  bezogen  also  damals  von  denen, 
welche  zugleich  das  Bürgerrecht  und  ihr  Amt  erwarben,  das  Geld 
dafür,  das  sonst  der  Stadt  zukam.  Dann  sind  aus  dem  Jahre  1458 
Statuten  des  Schneider-  und  des  Schuhmacheramtes 4)  erhalten, 
welche  in  Verbindung  mit  den  Statuten  des  Wollenamts  vom  Jahre 
1462*)  den  Charakter  der  Weseler  Gewerbeverbände  als  ziemlich 
gleichartig  erscheinen  lassen : In  allen  drei  Gewerben  herrscht 

Zunftzwang,  die  Aufsicht  über  die  Betreibung  des  Amtes  steht  vier 
Werkmeistern  zu;  alle  aber  sind  vom  Magistrat  durchaus  abhängig, 
welcher  einen  Teil  der  Brüchen  für  die  Stadt  bezieht  und  die 
Macht  hat,  jederzeit  die  Statuten  zu  ändern.  Nur  den  Werkmeistern 
des  Schneideramts  ist  eine  den  Bereich  der  Gewerbepolizei  über- 
schreitende Funktion,  welche  im  Übrigen  unmittelbar  städtischen 
Beamten  Vorbehalten  ist,  übertragen:  Sie  müssen  zweimal  jährlich 

umgehen,  um  die  Waffen  ihrer  Amtsgenossen  zu  visitieren. 

Ihrer  geringen  Bedeutung  entsprechend  nehmen  die  Ämter 
auch  in  der  Verwaltung  nicht  die  Stellung  ein,  welche  sie  sich  in 
so  vielen  anderen  Städten  zu  erringen  gewusst  haben.  Ob  sie 
besondere  militärische  Körper  bildeten,  ist  zweifelhaft.  Die  einzige 
Stelle,  welche  dies  für  das  Schneideramt  vermuten  lassen  könnte, 
ist  die  eben  erwähnte  Bestimmung  über  die  Waffenvisitation  bei 

')  Der  Rhein.  Dulden  enthielt  damals  2,78  Uramm  feines  Gold,  und  das 
Wertverhältnis  von  Gold  und  Silber  war  X : 11,28.  S.  Lambrecht,  a.  a.  O., 
II,  S 470. 

*)  Li.  PI.  S.  86  u.  S.  88. 

’)  S.  S.  18,  Anm.  3. 
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den  Schneidern.  Sonst  aber  erscheint  die  Einwohnerschaft  nie 
nach  Ämtern,  sondern  stets  nach  Vierteln  gegliedert.1)  Die  Viertel 
sind  es,  welche  die  Wahl-,  Steuer-  und  Polizeibezirke*)  bilden. 
Während  in  den  Wahlbestimmungen  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts noch  nicht  von  ihnen  die  Rede  ist,  setzt  sie  das  Privileg 
von  1359®)  schon  voraus.  Vor  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
also  wird  sich  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  das  Bedürfnis 
einer  Gliederung  der  Einwohnerschaft  geltend  gemacht  haben. 

b.  Die  Yolkszalil. 

Hinsichtlich  der  Grösse  der  Bevölkerung  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert liegt  ein  Material  vor,  welches  auch  bei  anderen  Städten 
fiir  denselben  Zweck  nutzbar  gemacht  ist  — Steuerlisten.  Anderswo 
ist  deren  statistische  Verwendbarkeit  sehr  herabgesetzt  worden, 
ohne  dass  man  auf  beiden  Seiten  ganz  durchschlagende  Gründe 
für  sich  hätte  ins  Feld  führen  können.  Für  unser  Material  aber 
lässt  sich  der  genaue  Nachweis  erbringen,  wie  weit  man  es  benutzen 
darf.  Die  Stichhaltigkeit  nämlich  des  wichtigsten  Vorwurfs , den 
man  den  Steuerlisten  zu  machen  pflegt,  des  Vorwurfs  der  grössten 
Ungenauigkeit,  lässt  sich  an  der  Hand  der  Kämmereirechnungen, 
namentlich  der  Steuerlisten  selbst,  controllieren. 

Schon  in  früherer  Zeit  werden  Erträge  der  exactio4)  unter  den 
Einnahmen  verzeichnet;  doch  wurden  die  Steuerlisten,  wie  auch 
später  vielfach,  besonders  geführt.  Zum  ersten  Male  sind  sie  den 
übrigen  Einnahmen  eingeordnet  i.  J.  1373  und  später  noch  drei- 
mal: 1381,  1386  und  1391.  Hier  sollen  indess  nur  die  Listen  von 
1373,  1381  und  1386  mit  einander  verglichen  werden,  da  die  von 
1391  nur  in  defektem  Zustande  erhalten  sind. 

Zunächst  ist  leicht  zu  sehen,  obwohl  kein  Ratsbeschluss  über 
die  exactio  mehr  vorhanden  ist , dass  diese  jedesmal  dieselben 
Steuerobjekte  treffen  sollte.  Die  Anlage  der  Listen*)  und  das 
häuflg  hinter  dem  Namen  statt  der  Steuersumme  stehende  „vacat“ 
lassen  erkennen,  dass  man  zuerst  sämtliche  Hausbesitzer  notierte 
und  hinter  jeden  Namen  die  eingelaufene  Steuersumme  setzte. 
Trotzdem  diese  Art  der  Registrierung  den  Vorzug  mit  sich  bringt, 

’)  8.  Anm.  5. 

*)  S.  98. 

*)  8.  61. 

*)  8.  über  die  exactio  8.  118. 

s)  Die  Steuerpflichtigen  sind  Quartier  für  Quartier,  Strasse  fiir  Strasse 
aufgeach  rieben. 

4* 
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dass  nicht  nur  die,  welche  die  Steuer  wirklich  gezahlt,  sondern  alle 
Steuerpflichtigen  sich  in  den  Listen  finden  müssten,  so  sind  hier- 
durch hochgradige  Ungenauigkeiten  doch  nicht  vermieden  worden. 
Die  Steuerliste  von  1373  bringt  572  Namen,  die  von  1381  931,  und 
die  von  1386  958.  Die  Listen  von  1373  und  1381  stimmen  nur  in 
412,  die  von  1381  und  1386  nur  in  etwa  650  Namen  Uberein.  160 
Namen  des  Jahres  1373,  über  300  des  Jahres  1386  finden  sich 
1381  nicht.  Ein  geringer  Abzug  ist  von  diesen  Differenzen  aller- 
dings wohl  zu  machen,  weil  damals  die  Familiennamen  sich  noch 
nicht  völlig  befestigt  hatten,  und  deshalb  manchmal,  wenn  in  der 
einen  Liste  jemand  mit  seinen  Familiennamen  bezeichnet  wird,  er 
in  der  andern  nur  mit  dem  Vornamen  stehen  mag.  Zahlreich 
können  diese  Fälle  aber  deshalb  nicht  sein,  weil  verhältnismässig 
nur  sehr  wenige,  1373  z.  B.  nur  20 — 30,  allein  mit  dem  Vornamen 
genannt  sind,  und  von  diesen  wenigen  sich  wieder  ein  Teil  auch 
in  den  anderen  Listen  nachweisen  Hess.  — Dass  aber  in  einer  Stadt 
binnen  acht  Jahren  (1373 — 1381)  von  542  Hausbesitzern  160 
sterben  oder  auswandern  und  519  anderen  Platz  machen,  ist  ebenso 
unwahrscheinlich,  wie  dass  binnen  5 Jahren  (1381 — 1386)  280  ver- 
schwinden, um  durch  etwas  mehr  Nachfolger  ersetzt  zu  werden. 
Nehmen  wir  hinzu,  dass  auch  an  anderen  Stellen  der  Kämmerei- 
rechnungen viele  *)  Weseler  Vorkommen,  von  denen  wir  in  den 
Listen  keinen  bemerken,  so  gelangen  wir  zu  dem  Schluss,  dass 
diese  Verzeichnisse  ihrer  offenbaren  Unzuverlässigkeit  halber  zu 
einer  auch  nur  einigermassen  sicheren  Feststellung  der  Bevölkerungs- 
zahl nicht  zu  verwenden  sind.*)  Wollte  man  sie  zur  Gewinnung 


')  So  viele,  daas  man  sich  Uber  die  grossen  Differenzen  in  den  Steuerlisten 
nicht  mehr  wundern  kann,  sondern  im  Gegenteil  es  auffallen  müsste,  wenn 
sie  erheblich  unbedeutender  wären.  Der  Einwand,  dass  so  viele,  deren  Nennung 
man  erwarten  müsste , in  den  Listen  deshalb  fehlen  könnten , weil  vielleicht 
eine  starke  Ein-  und  Auswanderung  stattgefunden  habe,  wird  dadurch  ent- 
kräftet, dass  unter  jenen  nicht  als  steuerpflichtig  Aufgeführten  nicht  wenige 
sowohl  vor  als  nach  der  Erhebung  der  exactio  in  Wesel  wohnhaft  sind. 
Ebenso  wenig  können  die  Differenzen  der  Listen  untereinander  dadurch 
erklärt  werden,  dass  die  Steuer  das  eine  Mal  auch  auf  die  Ärmeren  aus- 
gedehnt gewesen  sei,  das  andere  Mal  nicht.  Diese  Annahme  genügte  allein 
zur  Erklärung  dafür,  dasB  eine  so  grosse  Anzahl  Steuerzahler  nur  in  der  einen 
von  zwei  zu  vergleichenden  Listen  sich  findet,  ist  aber  hier,  wo  ja  jede  Liste 
eine  Menge  Namen  nennt,  welche  in  keiner  anderen  Vorkommen,  unzureichend. 

’)  Auf  den  Wert  alles  ähnlichen  anderswo  zur  Ermittlung  der  Volkszahl 
benutzten  Materials,  seien  es  nun  ebenfalls  SteuerliBten  oder  Bürgerverzeich- 
nisse oder  auch  Volkszählungen,  und  der  daraus  gewonnenen  Resultate,  fällt 
durch  dies  Ergebnis  ein  sehr  ungünstiges  Licht,  da  die  Garantieen,  welche 
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einer  Minimalzahl  gebrauchen,  so  müsste  man  die  Summen,  da  sie 
nicht  die  Zahl  der  Haushaltungen,  sondern  der  Häuser  und 
Kammern  angeben,  wohl  mit  einer  ziemlich  hohen  Zahl,  min- 
destens mit  5 multiplizieren  und  erhielte  dann  für  die  Bevölkerung 
der  Jahre  1373,  1381  und  1386  als  Zahlen,  über  deren  Zurück- 
bleiben hinter  der  wirklichen  Volkszahl  man  nichts  Zuverlässiges 
aassagen  könnte,  2860,  4655  und  4790. 

Die  Bevölkerung  hat  sich  dann  im  15.  Jahrhundert  rasch 
vermehrt.  Das  beweisen  einmal  die  noch  zu  besprechenden ') 
Lasten  derer,  welche  Harnische  halten  mussten.  Denn  obwohl  hier- 
zu dieselben  Personen  verpflichtet  waren,  wie  zur  direkten  Steuer, 
und  obwohl  diese  Verpflichtung  nicht  selten  abgekauft  wurde,  so 
sind  doch  für  das  Jahr  1420  913,  für  1435  974,  für  1444  1064, 
für  1451  1040,  und  in  der  letzten,  undatierten,  aber  jedenfalls 
vor  1466  angelegten  Liste  gar  1242  Pflichtige  aufgeschrieben.  Auf 
eine  Benutzung  dieser  Verzeichnisse  zur  genauen  Feststellung  der 
Volkszahl  haben  wir,  wie  leicht  begreiflich,  noch  mehr  Ursache  zu 
verzichten,  als  wir  es  bei  der  exactio  thun  mussten.  Dass  aber  die 
Bevölkerung  bis  nach  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  rasch  zunahm, 
beweisen  die  Zahlen  um  so  sicherer,  als  das  Plus  an  Einwohnern, 
welches  die  späteren  Listen  haben,  ganz  überwiegend  auf  die  Vor- 
städte fällt,  also  durch  deren  Wachstum,  und  nicht  etwa  durch 
die  allmählich  strenger  gewordene  Kontrolle  verursacht  ist.  — 
Ausserdem  haben  wir  für  das  Anwachsen  der  Bevölkerung  ein 
Zeugnis  in  einem  Privileg  v.  J.  1481,  in  dem  eine  Vermehrung  der 
Gerichtstage  damit  begründet  wird,  dass  die  Stadt  Wesel  an  Volk, 
Nahrung  und  Hantierung  sehr  zunehme. 

Vergleichen  wir  nun  mit  den  obigen  Zahlen  die  Ziffern,  welche 
das  clevische  Heberegister  bringt.  Nach  diesem  bezogen  im  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  die  Grafen  von  365  Hofstätten  Hühner.  Nimmt 
man  dann  noch  die  Vogtei-,  die  Eigen-  und  die  St,  Willibrords- 
leute hinzu,  so  kommt  man  auf  die  Zahl  von  knapp  400  Hofstätten. 
Hieraus  einen  Schluss  auf  die  Grösse  der  Bevölkerung  zu  machen, 
ist  aber  nicht  zulässig,  da  es  unsicher  ist,  in  welchem  Umfange 
damals  schon  die  Hofstätten  ausgebaut  und  geteilt  waren.  Wohl 
aber  können  wir  ungefähr  konstatieren,  wie  weit  am  Ende  des 

man  frir  die  Genauigkeit  der  Listen  hat,  nirgends  grösser,  oft,  z.  B.  in  Frank- 
furt, eher  kleiner  sind,  als  hier.  Auf  den  Vorzug  unserer  Listen,  der  in  der 
besonderen  Art  ihrer  Anlage  liegt,  habe  ioh  schon  hingewiesen;  dazu  kommt 
noch  die  bedeutende  Ausbildung,  welche  die  schriftliche  Verwaltung  schon  in 
den  vorhergehenden  Jahrzehnten  in  Wesel  gefunden  hatte. 

')  8.  n.  S.  58,  Anm.  3. 
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14.  Jahrhunderts  die  Teilung  der  Hofstätten  fortgeschritten  war. 
Nähmen  wir  an,  dass  die  Steuerlisten  von  1881  an  und  die  Ver- 
zeichnisse derjenigen,  die  Harnische  haben  mussten,  ziemlich  voll- 
ständig wären,  so  hätte  es  um  1385,  wenn  man  die  Vorstädte  ab- 
rechnet, ungefähr  800  Wohnungen  in  Wesel  gegeben,  mit  anderen 
Worten,  es  wären  auf  die  Hofstätte  durchschnittlich  etwas  über 
zwei  Wohnungen  gekommen;  diese  Zahl  wird  man  aber,  um  der 
Ungenauigkeit  der  Listen  Rechnung  zu  tragen,  wohl  auf  2’/,— 3 
erhöhen  müssen.  Mit  der  Wende  des  Jahrhunderts  stand  aber  die 
Zunahme  der  Volkszahl  in  der  eigentlichen  Stadt  still,  und  die 
wachsende  Bevölkerung,  die  bis  dahin  fast  nur1)  durch  inten- 
sivere Ausnutzung  des  städtischen  Grund  und  Bodens  sich  Raum 
verschafft  hatte,  musste  sich  jetzt  immer  mehr  über  die  Mauern 
hinaus  ausbreiten.  So  entstanden  im  15.  Jahrhundert  um  Wesel 
herum  volkreiche  Vorstädte.4) 


2. 

Das  Bürgerrecht. 

a.  Unterschiede  in  der  Stellung  der  Einwohner  zur  Gemeinde. 

Ihrem  Verhältnis  zur  städtischen  Gemeinde  nach  zerfallen  die 
Einwohner  in  Bürger  und  Nichtbürger.  Zu  den  Nichtbürgern 
gehören  zunächst  die  Eigenleute  des  Grafen  und  geistlicher  Stifter, 
namentlich  der  Collegiatkirche  zu  Xanten.  Letzteren  das  Bürger- 
recht zu  erteilen,  verbot  der  Graf  seinen  Städten  i.  J.  1307, a)  wie 
er  es  sich  für  seine  eigenen  Hörigen  schon  durch  das  Privileg  von 
1241  verbeten  hatte.  Dass  die  Stadt  sich  immer  daran  kehrte,  ist 
allerdings  kaum  anzunehmen:  Ein  Ratsbeschluss  von  1404*)  macht 

die  Aufnahme  von  Hofleuten  nur  von  der  Zustimmung  des  ganzen 
Magistrats  abhängig. 

Ausserdem  gehören  zu  den  „Ingesetenen“  — so  werden 
die  Nichtbürger  genannt  — die  Geistlichen  und  im  Allgemeinen 

’)  Im  U,  Jahrhundert  war  nur  die  Matenavorstadt  von  einiger  Bedeutung. 

’)  Wieviel  von  der  Volksvermehrung  auf  Rechnung  der  Einwanderung 
kommt,  ist  schwierig  nachzu weisen.  Das  zu  einer  solchen  Untersuchung  auf 
den  ersten  Blick  einladende  Verzeichnis  der  „in  opidanos  recepti“  (von  1306 
an)  ist  für  diesen  Zweck  deshalb  nioht  zu  verwerten,  weil  nur  ein  Teil  der 
Eingewanderten  sich  das  Bürgerrecht  erwarb.  Die  Zahl  dieser  betrug  durch- 
schnittlich im  Jahr  12  bis  20. 

’)  8.  Ditbmar,  cod.  dipl.  Nr.  42;  und  Binterim  u.  Mooren  IV,  Nr.  279. 

*)  B.  F.  120b. 
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auch  die  Lombarden  und  die  Juden.  Dass  die  Ijombarden  keine 
Bürger  waren,  gebt  wohl  aus  einer  Urkunde  v.  J.  1338 ')  her- 
vor, in  der  ihre  Vertreter  die  Statuten  der  Stadt  zu  beobachten 
versprechen.  Den  Juden  durfte  nach  einem  Plebiscit  v.  J.  1401  *) 
kein  Weseler  weder  eine  Wohnung  verkaufen  oder  vermieten  noch 
Geld  von  ihnen  borgen ; zwar  finden  wir  dennoch  einige  Male  Juden 
unter  den  „in  opidanos  recepti“ ; aber  die  dabei  immer  ungewöhn- 
lich hohen  Aufnahmegebühren8)  weisen  deutlich  auf  Ausnahmen.  — 
Auch  die  Übertragung  erblichen  Gutes  an  Geistliche 4)  war  hier, 
wie  in  vielen  Städten,  verboten  ;6)  die  Obrigkeit  mochte  auch  hier 
das  Umsichgreifen  der  steuerfreien  geistlichen  Besitzungen  nicht 
dulden. 

Aber  auch  andere,  nicht  durch  eine  derartige  besondere  Quali- 
tät ausgezeichnete  Einwohner  waren  Nichtbürger.  Dies  geht  schon 
daraus  hervor,  dass  der  Rat,  wenn  er  sich  in  seinen  Verboten, 
Immobilien  in  die  Hände  von  Geistlichen  zu  bringen,  an  alle  Bürger 
richtet  und  alle,  welche  in  Wesel  wohnhaft  sind,  mit  den  Nicht- 
bürgern unmöglich  Geistliche  oder  Hörige  meinen  kann.  Ausser- 
dem kommen  mehrere  Fülle  von  Bürgeraufnahmen  vor,  bei  denen 
es  gewiss  ist,  dass  die  Aufgenommenen  schon  vorher  in  der  Stadt 
gewohnt  haben.  Das  ist  entweder  daraus  zu  entnehmen,  dass  sie 
in  früheren  Jahren  als  Einwohner  erwähnt  werden,  oder  daraus, 
dass  sie  in  grosser  Anzahl  zusammen  au  einem  Tage  das  Bürger- 
recht erwerben,  *)  was  nur  zu  erklären  ist  aus  einem  vorher- 
gegangenen Ratsbeschluss,  die  Eingesessenen  zum  Eintritt  in  die 
Bürgerschaft  zu  veranlassen. 

Wodurch  unterscheiden  sich  nun  in  Rechten  und  Pflichten  die 
Bürger  von  den  Eingesessenen ? Bei  Beantwortung  dieser  Frage 
sind  die  Hörigen  und  die  Geistlichen  von  den  übrigen  Eingesessenen 
zu  trennen.  Denn  die  beiden  wichtigsten  städtischen  Rechte,  die 
ausschliessliche  Gerichtsstandschaft  vor  dem  städtischen  Gericht 
und  die  Steuerfreiheit,  konnten  für  jene  beiden  Klassen  nur  zum 
Teil  in  Betracht  kommen.  Was  beider  Verpflichtungen  gegen  die 
Stadt  betrifft,  so  lässt  sich  für  die  Hofleute  darüber  nichts  nach 


•)  A.  B.  F.  34  a. 

>)  B.  F.  118  b;  s.  u.  S.  72. 

*)  Z.  B.  St  a.  1333,  F.  81b,  zahlen  zwei  Juden  für  die  Aufnahme  in  die 
Bürgerschaft  10  und  15  Gulden;  s.  u.  S.  104,  Anm.  3. 

4)  Über  die  Niederlassungen  der  verschiedenen  Orden  in  Wesel  s.  Oantcs- 
weiler  und  Wolters,  a.  a.  O. 

»)  8.  u.  8.  73. 

*)  Z.  B.  sämtliche  i.  J.  1392  Aufgenommenen,  an  Zahl  öl. 
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weisen ; die  Geistlichen  dagegen  waren  von  allem  frei,  ausgenom- 
men die  Accise,  von  welcher  nur  ein  Kloster,  und  auch  dieses  nur 
für  gewisse  Gegenstände,  eximiert  war. l)  Insofern  jedoch  genossen 
auch  die  Hörigen  die  städtische  Freiheit,  als  die  Obrigkeit  ein 
Aufsiehtsrecht  über  alle  Grundstücke  in  der  Stadt  beanspruchte 
und  deshalb  beim  Tode  eines  Leibeigenen  den  Heimfall  seines  un- 
beweglichen in  Wesel  gelegenen  Gutes  an  seine  Herrschaft  nicht 
duldete.3) 

Viel  engere  Bande  knüpften  aber  die  anderen  Nichtbürger  an 
die  Stadt.8)  Zunächst  haben  sie  ihr  gegenüber  dieselben  Pflichten 
zu  erfüllen,  wie  die  Bürger.  Sowohl  zu  den  städtischen  Diensten, 
als  Graben,  Ausjagen,  Wachen,  wie  zu  den  Lasten,  werden  sie 
herangezogen.  4)  Auch  die  wichtigsten  städtischen  Rechte,  natür- 
lich mit  Ausnahme  der  politischen,  d.  h.  der  aktiven  und  passiven 
Wahlfähigkeit, fl)  genossen  sie.  Namentlich  waren  sie  ebensowenig, 
wie  die  Bürger,  vor  einem  auswärtigen  Gericht  zu  belangen  und 
ebensowenig  dem  Stadtherrn  zu  persönlichen  Abgaben  und  Diensten 
verpflichtet.*)  Das  Unterscheidende  lag  nur  in  dem  weniger  engen 
Verhältnis  zur  Gemeinde : Sie  waren  mit  ihr  nur  durch  den 

Aufenthalt  auf  städtischem  Boden  verbunden;  zur  Bürgerschaft  als 
der  „wahren  Aktivgcmeinde,  welche  Trägerin  des  Stadtbegrifls  und 
Stadtrechts  war“,  gehörten  sie  nicht.’)  Deren  Mitglied  wurde  man 

')  Zwar  wurden  i.  J.  132t)  die  bona  communis  claustri  sanctimouialium 
Weselensis  (Kloster  Oberndorf)  auf  Bitten  des  Orafen  von  Obrigkeit  und 
Gemeinde  für  frei  von  der  Acoise  erklärt  (B.  F.  103  a);  aber  die  Satzungen 
des  15.  Jahrhunderts  über  Wein-  und  Hopfenaccise  sprechen  ganz  allgemein 
von  der  Zahlungspflicht  auch  der  geistlichen  Leute:  Also  wurde  die  jenem 
Kloster  i.  J.  132t)  gewährte  Freiheit  auf  die  Gegenstände,  auf  welche  man  erst 
später  eine  Accise  Betzte,  nicht  ausgedehnt.  — Die  Befreiung  der  Convente  des 
„ordinis  de  penitentia  de  servitio  civili“  (Lac.,  U.  B.  II,  Nr.  917)  erstreckte 
sich  nur  auf  die  direkte  Steuer  (vom  Grundbesitz). 

3)  L.  PI.  S.  93;  s.  auch  Frensdorfl,  Dortm.  Stat-,  Beil.  XV,  23. 

3)  Schon  1354  den  Bürgern,  die  gestohlenes  Gut  kauften,  mit  Entziehung 
des  Bürgerrechts,  den  anderen  Einwohnern  mit  5 Mark  Strafe  gedroht.  (B. 
F.  148b.) 

*)  Z.  B.  L.  PI.  S.  8,  a.  1407:  „So  waneer  eyn  gherucht  up  stunde  dat 
dye  vyande  yn  den  lande  weren,  so  zullen  dye  ghene,  dye  bynnen  Wesel  wonach- 
tich  synt  ende  werachtighe  lüde  synt,  ter  stont  myt  oeren  harnasch  dair  se 
up  ghesat  synt  körnen  up  dye  Mathena.“ 

*)  B.  F.  109a:  „Jsti  infrascripti  non  debent  adesse  electioni,  quum 

magister  civium  eligitur  etc.  et  etiam  non  debent  eligi  in  Consilium.“  Darauf 
werden  mehrere  namhaft  gemacht,  die  mit  Entziehung  des  Bürgerrechts 
bestraft  waren. 

s)  S.  57,  Anm.  5.  Gierke,  a.  a.  0.  L,  S.  330. 

’)  Gierke,  a.  a.  O.  I,  S.  261. 
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nur,  wenn  man  der  Stadt  gelobte,  ihr  überall  zum  Besten  zu  helfen. 
Die  Stadt  übernahm  es  dagegen  auch  ihrerseits,  den  Bürger  zu  ver- 
antworten, d.  h.  ihn  gegen  alle  Angriffe  und  Ansprüche  zu  schützen. 
Zwar  liegt  es  schon  im  Vorhergehenden,  dass  eine  gewisse  Ver- 
tretung auch  die  anderen  Einwohner  von  der  Stadt  beanspruchen 
konnten;  ihre  Teilnahme  an  den  städtischen  Freiheiten  und  Privi- 
legien ')  wäre  ja  ohne  diese  illusorisch  gewesen.  Aber  wir  haben 
doch  mehrere  Zeugnisse  dafür,  dass  die  Mitgliedschaft  in  dem  engen 
Verbände  ein  ganz  besonderes  Anrecht  auf  den  Schutz  des  Gemein- 
wesens verlieh.  Wurde  das  Gut  eines  sich  fern  von  der  Stadt  auf- 
haltenden Bürgers  gerichtlich  belangt , so  beanspruchte  die  Stadt 
das  Recht’),  ihn  hiervon  benachrichtigen  zu  dürfen,  ehe  man  gegen  ihn, 
wie  gegen  einen  fremden  Mann,  vorgehe.  Ferner  wird  in  der 
Schuldklage  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Bürgern  und  Ein- 
gesessenen.5) Wenn  einer,  an  den  man  einen  Anspruch  hat, 
flüchtig  geworden  ist,  so  darf  man  sein  Gut  mit  dem  Gerichtsboten 
besetzen;  ist  der  Flüchtige  ein  Bürger,  so  muss  man  es  mit  dem 
Richter  noch  dreimal  von  14  Tagen  zu  14  Tagen  besetzen,  ehe 
man  es  dem  Eigentümer  kund  thun  lässt;  ebenso  oft  auch,  wenn 
dieser  nur  ein  Eingesessener  ist,  aber  nicht  von  14  Tagen  zu  14 
Tagen,  sondern  dreimal  binnen  14  Tagen. 

Ein  weiteres  Zeugnis  liegt  in  dem  folgenden  an  den  Bürger- 
meister gerichteten  Brief : „Ley ve  her  borgerinester,  wylt  gedencken 
Bcrnt  des  Riinschen,  dat  sey  siin  gude  to  geslagen  hebn  in  den 
lande  van  Dinslaken;  dat  om  dar  siin  borgerscap  an  to  staden  sol 
komen.“  *) 

Neben  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit  und  diesem 
Anspruch  auf  besonderen  städtischen  Schutz  gab  es  nur  noch  ein 
Recht,  welches  allein  den  Bürgern,  nicht  allen  Einwohnern  zustand: 
Die  Zollfreiheit  im  clevischen  Lande.4)  Die  Erklärung  für  diese 
Beschränkung  liegt  wohl  darin,  dass  grade  die  Behauptung  der 

*)  S.  Amu.  6. 

’)  Wolter«,  a.  a.  O.,  Urt.  Nr.  136. 

3)  Wolter»,  a.  a.  O.,  Urt.  Nr.  131  und  134. 

<)  R.  a.  1486,  F.  38. 

4)  L.  PI.,  S.  39  (Mitte  des  15.  Jh.):  „To  weten  is,  dat  alle  die  gene,  die 
bynnen  der  »tat  van  Wesel  wonachtich  ind  dacr  ingeseten  synt,  gebrukon  ind 
hebn  »ollen  alle  die  »elve  vriihcit  dye  die  Borger  van  Wesel  hebn,  uytgenameu 
dat  sie  nyet  vaeren  noch  geyn  guet  dryven  en  »ollen  up  der  Borger  recht  van 
Wesel.“  Ein  Beispiel  ».  R.  a.  1484,  F.  8 b,  wo  jemand,  der  wegen  eines  Ver- 
gehens flüchtig  geworden,  wiederkommt,  „ind  siinre  burgerrechten  genyeten 
wold  ind  eyn  teiken  (Zollzeichen)  gesan.“ 
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Zollfreiheit  der  Stadt  viele  Mühe  kostete,  und  sie  also  zu  dem 
Schutz,  den  sie  ihren  Bürgern  in  der  Verteidigung  gegen  unge- 
rechte Zölle  gewährte,  sich  den  anderen  Einwohnern  gegenüber 
nicht  verpflichtet  fühlte. 

b.  Die  Pflichten  der  Einwohner  gegen  die  Stadt. 

Die  wichtigste  Pflicht  der  Einwohner  gegen  die  Stadt  war 
deren  Verteidigung.  Dazu  gehörte  vor  allem,  dass  sie,  wo  es  not 
that,  zusammen  zum  Streite  uuszogen.  Detaillirte  Bestimmungen 
regeln  ihr  Verhalten  beim  Ausjagen:')  Sobald  ein  Gerücht  laut 
wird,  dass  die  Feinde  im  Lande  sind,  werden  die  Thore  geschlossen, 
und  alle  wehrhaften  Leute  in  Wesel  sollen  sich  auf  der  Matena 
(dem  öffentlichen  Versammlungsort  der  Stadt)  cinflndcn.  Wenn 
dann  der  Bürgermeister  und  seine  Freunde  den  Beschluss  fassen, 
dass  man  ausjagen  solle,  so  darf  niemand  vorauslaufen,  oder,  wenn 
ihm  dann  ein  Schaden  zustösst,  hat  er  auf  Entschädigung  keinen 
Anspruch.  Wer  aber  zu  schwach  ist,  den  Bürgern  zu  folgen,  soll 
bis  zur  Rückkehr  der  Städter  auf  die  Mauern  steigen,  und  zwischen- 
durch darf  niemand  in  Wesel  eine  Hantierung  treiben. 

Damit  man  die  Abwehr  gegen  die  Feinde  zu  leisten  ver- 
mochte, war  es  ferner  die  Pflicht  der  Städter,  Waffen  und  Pferde 
zu  halten.  *)  Für  seinen  Harnisch  musste  jeder  selbst  sorgen, 
während  das  Halten  eines  Pferdes  auf  mehrere  verteilt  war.®)  Der 
Rat  setzte  die  Gesamtsumme  der  von  der  Stadt  benötigten  Pferde 
fest  und  bestimmte  dann  nach  dem  ihm  annähernd  bekannten  Ver- 
mögen der  Einwohner,  auf  ein  wie  grosses  Vermögen  die  verschie- 
denen Bruchteile  der  Kosten  für  ein  Pferd  kommen  sollten.  Im 
15.  Jahrhundert  mussten  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  2 — 12  Ein- 
wohner zusammen  ein  Pferd  halten.  Wer  mit  seiner  geringeren 
Habe  nicht  einmal  der  Kosten  für  ein  Pferd  zu  tragen  ver- 
pflichtet war,  ging  frei  aus.  Für  die  Verpflichteten  aber  unterlag 
die  Beschaffenheit  ihrer  Pferde  genaueu  obrigkeitlichen  Bestim- 
mungen bezüglich  des  Alters  und  des  Wertes;  und  zur  Controlle 
war  eine  Kommission,  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Rates  und 
der  Gemeinde,  eingesetzt.  Die,  welche  „auf  ein  Pferd  gesetzt“ 


>)  B.  F.  143a,  a.  1371;  F.  162b,  a.  1379;  L.  PL,  8.  8,  a.  1407. 

»)  B.  F.  145  b,  a.  1370. 

*)  W.  R.  A.  Caps.  253,  Nr.  3:  Verzeichnis  derer,  die  einen  Harnisch 
halten  mussten,  v.  1420  und  aus  spateren  Jahren  ; ebendort  ein  Verzeichnis 
derer,  die  zum  Pferdohalten  verpflichtet  waren,  aus  den  vierziger  Jahren  des 
15.  Jahrhunderts  (vor  1445).  S.  o.  S.  53. 
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waren,  wie  man  »ich  ausdrüekte,  mussten  auch  gewärtig  »ein,  auf 
allerhand  Reisen  und  Botschaften  vom  Rate  ausgeschickt  zu  wer- 
den. ')  Seit  dem  Aufkommen  der  Feuerwaffen  wurde  von  einem 
Teil  derer,  die  ihr  Vermögen  zum  Halten  eines  Pferdes  verpflich- 
tete, statt  dessen  Geld  zur  Beschaffung  von  Büchsen  erhoben. 

Den  Gefahren  dieser  städtischen  Dienste  für  den  einzelnen 
suchte  man  dadurch  möglichst  vorzubeugen,  dass  man  jeden  im 
Dienste  der  Stadt  erlittenen  Schaden  auf  die  Gesamtheit  verteilte. 
Die  Gefangenen  wurden  ausgelöst,  für  Verwundete  die  Heilkosten 
bezahlt,  für  gefallene  oder  verletzte  Pferde  Entschädigungssummen 
gegeben,*)  immer  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  der  zu  Ent- 
schädigende die  über  Ausjagen  und  Ausreiten  bestehenden  Bestim- 
mungen genau  befolgt  und  namentlich  nicht  durch  Unbesonnenheit 
»ich  den  Schaden  zugezogen  hatte. 

Ans  der  Verteidigungspflicht  ergaben  sich  ferner  die  kleineren 
städtischen  Dienste,  da»  Graben  an  den  Befestigungswerken  und 
die  Bewachung  der  Stadt,  Diese  Pflichten  waren  auf  die  Ein- 
wohner nach  der  Grösse  ihrer  Häuser  verteilt : Ein  Hausbesitzer 

hatte  das  Doppelte  zu  leisten,  als  der  Bewohner  einer  Kammer.*) 
Auch  hierzu  waren  Reich  und  Arm  ohne  Unterschied  verpflichtet, 
nur  anstatt  des  lästigen  Wachtdienstcs  sammelte  man  seit  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  von  den  dazu  Verpflichteten  Geld  ein,  um 
damit  die  von  der  Stadt  angestellten  Wächter  zu  bezahlen.  Im 
Gegensatz  zu  diesem  allgemeinen  Abkauf  eines  einzelnen  der  Stadt 
zu  leistenden  Dienstes  kommen  auch  Ablösungen  aller  Verteidigungs- 
pflichten  für  einzelne  Einwohner  sehr  häufig  vor.  .Nicht  nur  Frauen, 
die,  falls  sie  nur  im  eigenen  Hause  wohnten,  ebenso  gut  zur  Ver- 
teidigung der  Stadt  mitzuhclfen  hatten,  wie  die  Männer,  Hessen  sich 
oft  von  allen  städtischen  Diensten  gegen  Zahlung  einer  Summe  für 
die  Zeit  ihres  Lebens  befreien ; auch  Männer  sehen  wir  nicht  selten 
zu  diesem  Mittel  greifen,  um  sich  der  lästigen  Verpflichtung  zu 
entledigen.  — Eine  andere  Möglichkeit,  dem  persönlichen  Dienste 
zu  entgehen,  lag  darin,  dass  man  einen  Ersatzmann  stellte.  Die 
Frauen  thaten  dies  natürlich  immer,  während  die  Männer  die  dazu 
erforderliche  Erlaubnis  des  Rates  nur  erhielten,  wenn  sie  ihres 
Leibes  nicht  mächtig  waren. 4) 


•)  B.  F.  146b,  a.  1375. 

*)  Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen ; z.  B.  a.  1363,  F.  31b;  a.  1397, 
F.  219  b. 

»)  8t  a.  1390,  F.  6a;  a.  1391,  F.  33b;  und  a.  1394,  F.  109a. 

*)  B.  a.  1466,  F.  2a. 
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Die  weiteren  Lasten,  welche  die  Zugehörigkeit  zur  Gemeinde 
den  Einwohnern  auferlegte,  ergeben  sich  durch  die  Notwendigkeit, 
die  Kosten  des  städtischen  Haushaltes  aufzu bringen.  Nur  selten 

erscheinen  sie  in  den  Stadtrechnungen  als  zur  Förderung  einer 
einzelnen  Aufgabe  des  Gemeinwesens  verpflichtet:  zur  Instand- 
haltung der  öffentlichen  Brunnen  und  Strassen  werden  die  Bei- 
träge von  den  daraus  Nutzen  Ziehenden  besonders  eingeliefert; 
und  zwar  werden  diese  Abgaben  wieder  von  den  Wohnungen 
erhoben;  eine  Kammer  zahlt  auch  hierbei  weniger,  als  ein  Haus. 
Sonst  wird  aber  immer  der  moderne  Begriff  der  Steuer  verwirk- 
licht als  einer  Abgabe,  mit  der  die  Einzelnen  keine  Gegenleistungen 
der  Stadt  erkaufen,  sondern  zu  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens 
überhaupt  beitragen.  Auch  hierzu  verpflichtete,  wenn  man  sich 
nicht  mit  einer  einmaligen  grösseren  Zahlung  losgekauft  hatte, 
nicht  nur  die  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft,  sondern  im  Allgemeinen 
schon  das  Wohnen  in  der  Stadt.  Wie  es  mit  den  Hörigen  stand, 
wissen  wir  nicht;  die  Geistlichen  und,  wie  oben  nachgewiesen,  die 
Lehnsträger  waren  eximiert,  wogegen  Juden  in  den  Steuerlisten 
verzeichnet  stehen. 


3. 

Die  Teilnahme  der  Gemeinde  am  Stadtregiment. 

Um  die  Teilnahme  der  Gemeinde  am  städtischen  Regiment 
fcstzustellen,  fragt  es  sich  zunächst,  welchen  Einfluss  sie  auf  die 
Wahl  der  obersten  Behörde  ausübte,  und  sodann,  inwiefern  Be- 
schlüsse des  Magistrats  an  ihre  oder  eines  direkt  aus  ihr  hervor- 
gegangenen Organs  Zustimmung  geknüpft  waren.  Auch  hier  sind 
wieder  dem  Bilde,  welches  uns  die  Verordnungen  des  Stadtherm 
von  den  Verhältnissen  geben,  die  wirklichen  Zustände  entgegen- 
zuhalten. 

Nach  den  Privilegien  der  Grafen  und  Herzoge  von  Cleve  stellt 
sich  uns  zunächst  die  Geschichte  des  Wahlrechts  der  Gemeinde 
folgendermassen  dar:  Die  Bestimmung  der  Urkunde  von  1308, ') 

welche  sie  an  der  Wahl  der  Ratsmänner,  des  Bürgermeisters  und  der 
Burmeister  durch  vier  oder  fünf  indirekt  von  ihr  Gewählte  beteiligte, 
blieb  rechtlich  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Kraft.  Die  Ver- 
änderungen, die  eintraten,  beziehen  sich  nur  auf  die  Wahl  der 
Schöffen. 

')  S.  o.  S.  33. 
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Das  Schöffencolleg  bestand  am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
aus  lebenslänglich  ihr  Amt  bekleidenden  Mitgliedern  und  ergänzte 
sich  durch  Cooptation.  I.  J.  1369  *)  aber  befahl  Graf  Johann,  dass 
künftig  das  Schöffentum  nur  ein  Jahr  dauern,  und  dass  zur  Wahl 
der  neuen  Schöffen  die  Gemeinde  in  ihren  Vierteln  jedesmal  zwölf 
Männer  kiesen  solle.  Ein  Jahrhundert  später,  i.  J.  1450,  wurde 
dies  demokratische  Wahlgesetz  wieder  umgestossen  und  durch  die 
neue  Anordnung  ersetzt , dass  immer , wenn  es  eines  Schöffen 
gebreche,  die  Gemeinde  aus  sich  fünf  Männer  wählen  solle,  um 
binnen  sechs  Wochen  mit  den  übrigen  Schölten  die  Wahl  eines 
neuen  vorzunehmen. 

Setzt  schon  diese  Fassung  des  Privilegs,  welches  von  einer 
jährlichen  Neuwahl  gar  nicht  redet,  voraus,  dass  entgegen  dem 
Gesetz  von  1359  das  Schöffentum  schon  vorher  wieder  lebensläng- 
lich geworden  war,  so  ergiebt  sich  uns  auch  aus  den  vielen,  uns 
aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  bekannten  Namen  von  Schöffen 
und  Consuln  *)  die  geringe  Bedeutung  des  Gemeindewahlrechts. 
Es  zeigt  sich  überall,  dass  fast  sämtliche  obrigkeitliche  Personen 
noch  immer  den  ersten  Familien  der  Stadt  angehören  und  fast 
durchweg  viele  Jahre  hindurch  in  ihrem  Amte  bleiben,  sei  es  nun, 
dass  die  Gemeinde  selber  die  grössere  Tauglichkeit  zur  Führung  der 
öffentlichen  Geschäfte  bei  den  oberen  Klassen  erkannte  und  des- 
halb nur  aus  diesen  wählte,  oder  dass,  wie  es  jedenfalls  vor  1450 
der  Fall,  ihr  das  jährliche  Wahlrecht  überhaupt  abhanden  gekom- 
men war.  Namentlich  findet  sich  nie  eine  andere  Veränderung  im 
Schöffencolleg,  als  durch  den  Tod  eines  Mitgliedes,  während  aller- 
dings unter  den  Consuln  meistens  ungefähr  drei  nachzuweisen  sind, 
welche  nicht  aus  den  immer  im  Stadtregiment  vertretenen  Familien 
stammen.*)  Diese  machen  dann  nach  Ablauf  eines  Jahres  gewöhn- 
lich, aber  ohne  dass  dabei  irgend  welche  Regelmässigkeit  bemerk- 
bar wäre,  anderen,  ebenfalls  weniger  Vornehmen,  Platz.  Auch  die 
aus  der  höchsten  Einwohnerklasse  genommenen  Consuln  bekleiden, 
einmal  gewählt,  nicht  immer  ihr  Amt  ununterbrochen. 

Auch  nach  1450  scheint  die  Gemeinde  selbst  in  der  durch  das 
Privileg  dieses  Jahres  gegebenen  Beschränkung  ihr  Wahlrecht  nicht 
immer  ausgeübt  zu  haben.  Jedenfalls  erscheinen  an  der  einzigen 

')  Original  verloren,  Kopie  im  grossen  Privilegienbuch,  S.  I.XX  VI. 

*)  S.  o.  8.  46.  Sehr  häufig  aind  in  den  Stadtrecbnungen  bei  den  Ausgabe- 
posten für  den  jährlich  zu  Weihnachten  den  Magiatratsmitgliedern  und  Beamten 
geschenkten  Wein  die  Namen  der  Beschenkten  aufgeführt. 

*)  Vielleicht  ist  das  auf  den  Einfluss  der  4 oder  ö gemäss  dem  Privileg  von 
13U6  an  der  Katswahl  beteiligten  Gemeindemitglieder  zuriiekzuführen.  (S.  33.) 
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Schöffenwahl  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderte,  von  der  die 
Quellen  uns  berichten,  nur  die  überlebenden  Schöffen  beteiligt.  *) 
I.  J.  I486*)  stellten  die  Gemeindefreunde  dem  Rate  den  Vorschlag 
zur  Erwägung,  jährlich  drei  von  den  Schöffen  neu  zu  wählen,  da- 
mit der  einzelne  mehr  Zeit  auf  sein  Amt  verwenden  könnte,  und 
nicht  so  viel  Urteile  liegen  blieben.  Dennoch  hielt  man  an  der  alten 
Gewohnheit  fest. 

Erst  i.  J.  1514  wurde  das  Wahlgesetz  vom  Herzog  wieder  in 
ganz  demokratischem  Sinne  geändert:  Von  nun  an  hatten  zwölf 

von  der  Gemeinde  Gewählte  jährlich  zwölf  Schöffen,  und  diese 
sechs  Ratsmänner  zu  kiesen , während  die  Wahl  der  übrigen 
sechs  Ratsmänner  den  Zwölf  von  der  Gemeinde  zustehen,  und  die 
zwei  Bürgermeister  von  den  Schöffen,  und  die  beiden  Rentmeister 
von  den  Consuln  allein  gewählt  werden  sollten. 

Übrigens  zeigt  das  Zustandekommen  dieses  Wahlgesetzes  das- 
selbe, was  wir  später  noch  öfter  sehen  werden,  dass  nämlich  die  in 
die  inneren  Verhältnisse  der  Stadt  eingreifenden  Verordnungen  der 
Landesherren,  so  sehr  sie  auch  einen  neuen  Zustand  zu  begründen 
scheinen,  nicht  selten  auf  vorhergegangenen  Beschlüssen  des  Rates 
oder  der  Gemeinde  beruhen.  Das  ist  in  unserem  Falle  ersichtlich 
aus  einem  im  Liber  Plebiscitorum  *)  sich  findenden  Plebiscite,  wel- 
ches denselben  Inhalt  hat,  wie  das  Privileg  und  noch  vor  dessen 
Ausstellung  vereinbart  ist.  Ebenso  ist  es  daher  wenigstens  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  oben  erwähnten  Veränderungen  der  Wahl 
in  den  Jahren  1359  und  1450  nicht  aus  der  eigenen  Initiative  des 
Stadtherrn  hervorgingen,  sondern  das  Resultat  einer  mehr  oder 
. minder  heftigen  Auseinandersetzung  zwischen  Rat  und  Gemeinde 
waren. 

Manchmal  erscheinen  die  Ratsbeschlüsse  als  mit  der  Zustim- 
mung von  solchen,  die  von  der  Gemeinde  dazu  gewählt  sind,  zu 
stände  gekommen.  Hier  haben  wir  es  aber  wenigstens  anfänglich 
nicht  mit  einer  ständigen  Gemeindevertretung  zu  thun,  sondern  die 
Gemeinde  wählte  zu  besonderen  Zwecken  immer  aufs  Neue  Männer 
aus  ihrer  Mitte,  um  ihre  Rechte  vertreten  zu  lassen. 

Aus  dem  14.  Jahrhundert  sind  zunächt  die  Zwölf,  welche  nach 

')  R a.  1484,  F.  23a.  Dass  die  .Schöffenwahl  nicht  immer  nach  den  Pri- 
vilegien erfolgte,  geht  auoh  am  einem  Dortmunder  Briefe  hervor  (Frensdorff, 
a.  a.  O.,  Beil.  XV,  Nr.  67),  welcher  dem  Weseler  Magistrat  rät,  »ich  mit  dem 
Bürger,  der  über  eine  Unrechte  Schöffenwahl  geklagt , gütlich  auseinander- 
«usetzen. 

*)  R.  a.  1486,  F.  43  a. 

*)  L.  PI.  8 107. 
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dein  Privileg  von  1359  die  Schöffen  wählen  «ollen,  schon  erwähnt. 
Einige  Male  erlässt  ferner  der  Rat  mit  den  Zwölf  oder  Vierund- 
zwanzig, welche  die  Gemeinde  dazu  erkoren,  wichtigere  polizeiliche 
Verordnungen.  ’)  Der  Rat  will  also  offenbar,  da  grade  solche 
dem  einzelnen  am  meisten  fühlbar  und  daher  am  geeignetsten  sind, 
Unzufriedenheit  zu  erregen,  allein  die  Verantwortung  der  Gemeinde 
gegenüber  nicht  auf  sich  nehmen;  die  Sachen  sind  zu  kompliziert, 
um  mit  der  ganzen  Gemeinde  beraten  zu  werden;  also  wird  der 
Ausweg  eingeschlagen,  Vertrauenspersonen  von  der  Gemeinde  wäh- 
len zu  lassen  und  zur  Beratung  heranzuziehen.  Die  geringe  Aus- 
bildung eines  demokratischen  Sinnes  zeigt  sich  auch  hier  wieder 
darin,  dass  die  einmal  überlieferten  Namen  der  zwölf  von  der  Ge- 
meinde Gewählten  sämtlich  patrizischen  Familien  angehören. 

Einen  ähnlichen  Ursprung  hat  das  Collegium  der  Zwölf  von 
der  Gemeinde,  welches  uns  im  15.  Jahrhundert  begegnet.  I.  J.  1450 
wurde  zugleich  mit  der  Regelung  der  Schöffenwahl  *)  vom  Herzog 
angeordnet,  dass  von  nun  an  zur  jährlichen  Rechnungsablegung  der 
Rentmeister  die  Bürgerschaft  jedesmal  zwölf  Leute  wählen  solle. 
Also  auch  hier  wieder  eine  ad  hoc  gewählte  Commission , kein 
perennierendes  Gemeindeorgan,  ln  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts finden  wir  dann  aber  die  Zustimmung  einer  Vertretung 
der  Gemeinde,  der  „Gemeindefreunde“,  auch  in  vielen  anderen 
Fällen  erwähnt,  nicht  mehr,  wie  früher,  bei  Polizeiordnungen,  son- 
dern überhaupt  bei  Maesregeln , welche  das  Wohl  des  ganzen 
Gemeinwesens  berührten.  Dem  Privileg  von  1450  gemäss  zunächst 
bei  finanziellen  Angelegenheiten,  so  bei  der  Beratung,  wie  man  atn 
besten  Geld  werben  könne,  um  aus  den  pekuniären  Nöten  heraus- 
zukommen, s)  ein  wie  grosses  Geschenk  man  dem  Herzog  gewähren 
solle. 4)  Zuweilen  sogar,  wenn  zur  Deckung  der  städtischen  Schuld 
für  bestimmte  Zeit  eine  neue  Accise  beschlossen  oder  eine  alte 
erhöht  wurde,  erhoben  sie  die  Steuer  mit  oder  ohne  Mitwirkung 
des  Rates  und  verwandten  sie,  ohne  sie  in  die  Rechnung  einstellen 
zu  lassen.*)  Aber  auch  zu  anderen  wichtigen  Beschlüssen  wird 
ihre  Zustimmung  für  nötig  gehalten;  so,  wenn  es  sich  darum  han- 
delt, was  man  in  grosser  Kriegsgefahr  zu  thun  habe,8)  oder,  wenn 

')  Oie  einzigen  Fälle  aind  verzeichnet;  B.  F.  156a,  a.  1882  (Baupolizei) 
■.  u.  S.  97;  und  B,  F.  119a,  vor  1386  (Stranenpolizei). 

*)  8.  o.  S.  61. 

»)  R.  a.  1474,  F.  126a;  und  a.  1484,  F.  13  b. 

*)  R.  a.  1484,  F.  14  a. 

5)  R.  a.  1484,  F.  20a  ff;  und  a.  1484,  F.  22  a. 

•)  R.  a.  1476,  F.  146  b. 


Digitized  by  Google 


64 


über  eine  Citation  vor  da«  Kammergericht  beraten  wird.1)  Häufig 
werden  dabei  Ausdrücke  gebraucht,  welche  es  wahrscheinlich 
machen,  dass  die  aus  der  Gemeinde  Zugezogenen  nicht  jedesmal 
erst  gewählt  werden  mussten,  sondern  bereits  ein  ständiges  Collegium 
bildeten.*)  Jedenfalls  blieben  also  die  zwölf  von  der  Stadt  zur 
Rechnungsabnahme  Gewählten  das  ganze  Jahr  hindurch  die  offizielle 
Gemeindevertretung.  Die  Verwaltung  des  Rates  wurde  durch  sie 
nicht  wenig  beschränkt.  Nach  einem  Plebiscit  v.  J.  1501*)  durften 
ohne  ihre  Zustimmung  keine  Renten  verschrieben  werden.  Sehr 
bezeichnend  heissen  sie  „tribuni  plebis*. 

Wir  kommen  nun  zur  Beteiligung  der  ganzen  Gemeinde  an 
der  Vereinbarung  der  städtischen  Willküreu.  Nach  dem  Privileg 
von  1308  war  die  Zustimmung  der  Gemeinde  erforderlich  für  jeden 
Beschluss,  dessen  Ausführung  sie  auf  irgend  eine  Weise  zu  belasten 
drohte,  aber  nicht  vonnöten  bei  Beschlüssen  über  die  Deckung  der 
städtischen  Bedürfnisse  durch  Steuern.  Auch  diese  Anorduung  hat, 
wenigstens  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  keine  Bedeutung 
mehr:  Rentenverkäufe,  welche  doch  auch  das  städtische  Budget 

belasteten,  werden  höchst  selten  von  der  Gemeinde  beschlossen. 
Andererseits  finden  wir  ihre  Zustimmung  grade  bei  der  Ein- 
führung einer  neuen  Steuer  am  häufigsten  erwähnt.  Doch  war  der 
Magistrat  überhaupt  nicht  an  eine  feste  Regel  dabei  gebunden. 
Ganz  gleichartige  Sachen  entscheidet  er  das  eine  Mal  für  sich  und 
bringt  er  das  andere  Mal  vor  die  Gemeinde. 4)  So  oft  er  ein  neues 
Statut,  die  Verhängung  einer  Strafe  oder  die  Belastung  des 
städtischen  Haushaltes  selbst  nicht  verantworten  zu  können  vermeinte, 
so  oft  ihm  besonders  viel  an  der  strikten  Befolgung  eines  Gebots 
gelegen  war,  suchte  er  durch  die  Zustimmung  der  Gemeinde  die 
Verantwortung  von  sieh  abzuwälzen  und  einem  Beschluss  um  so 
mehr  bindende  Kraft  zu  verleihen.  Es  ist  natürlich,  dass  diese 
beiden  Bedürfnisse  desto  eher  eintraten,  je  wichtiger  der  Gegenstand 
war,  und  so  sehen  wir  denn  auch  die  für  das  städtische  Leben 
bedeutsamsten  Beschlüsse  vom  Magistrat  mit  der  Gemeinde  verein- 
bart, wogegen  bei  Bestrafungen,  auch  bei  der  Entziehung  des 
Bürgerrechts,  und  bei  Rentenverkäufen  ihrer  Mitwirkung  nur  selten 

*)  K.  a.  1474,  F.  140a. 

’)  R.  a.  1484,  F.  14  a:  „Den  vrunden  van  der  gemeynt  to  kennen  gescreven 
scrifft  ons  heren  ind  begerte  van  gelde  to  geven. 

»)  W.  K.  A.  Caps.  97,  Nr.  1. 

*)  So  über  den  Gehalt  des  Bürgermeisters,  Vererbpachtungen  städtischer 
Gebäude,  Satzungen  über  die  Pflicht  der  Eltern,  ihren  Kindern  erbliches  Gut 
zu  erhalten. 
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gedacht  wird.  Aber  auch,  wenn  etwas  vor  die  (Gemeindevertretung 
gebracht  wurde,  beriet  man  es  vorher  im  Rate  und  rief  dann  alle 
Einwohner  auf  ihren  Versammlungsort,  im  14.  Jahrhundert  den 
Markt  oder  den  Platz  vor  dem  Dominikanerkloster,  im  15.  die 
Matena,  zur  Beschlussfassung  zusammen.  Die  Ratsbeschlüsse 
dagegen,  für  welche  die  öffentliche  Zustimmung  nicht  nötig  schien, 
wurden,  wenn  sie  Gebote  an  die  Einwohner  enthielten,  nur  öffent- 
lich verkündigt,  entweder  in  der  Kirche  oder  dem  eigens  dazu 
mit  der  Glocke  zusammengerufenen  Volke. 

Aus  alle  dem  geht  hervor,  dass  die  unteren  Klassen  im  Ganzen 
in  einem  recht  guten  Verhältnisse  zu  den  regierenden  standen.  Der 
oben  constatierten  Leichtigkeit  des  Eintritts  in  die  oberste  Schicht 
der  Bevölkerung  entsprach  es,  dass  lange  Zeit  Äusserungen  einer 
demokratischen  Gesinnung  des  gemeinen  Mannes  fehlen.  Seit  1311 
hören  wir  zuerst  wieder  i.  J.  1450  von  Streitigkeiten  zwischen  Rat 
und  Gemeinde:  Eis  sind  die,  durch  welche  sich  der  Herzog  von 

Cleve  zur  Neuordnung  der  Schöffenwahl  bewogen  sah;  über  ihren 
Anlass  ist  nichts  Genaueres  bekannt.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  macht  sich  dann  aber  häufig  ein  gewisses  Miss- 
trauen gegen  die  Verwaltung  des  Rates  in  der  Gemeinde  bemerk- 
bar. Dies  äusserte  sich  schon  darin,  dass  die  Gemeindevertretung 
häufiger  zur  Beratung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  heran- 
gezogen werden  musste;  und  in  den  Ratsprotokollen  sind  mehrere 
Anlässe  überliefert,  bei  denen  es  zu  einem  Zwiespalt  zwischen  Rat 
und  Gemeinde  kam.  So  fand  man  in  der  Gemeinde  i.  J.  1466  die 
Zahl  der  im  städtischen  Dienst  zu  haltenden  Pferde  zu  hoch. l) 
Die  ausgiebigste  Gelegenheit  aber  zu  Streitigkeiten  bot  der  schlechte 
Stand  der  städtischen  Finanzen.  Darin  lässt  uns  einen  tiefen  Ein- 
blick thun  eine  Verhandlung  des  Jahres  1484  über  die  Erhöhung 
der  ßiersteuer. 2)  Der  Rat  beschloss  diese  zuerst  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit und  teilte  seinen  Beschluss  den  Bierbrauern  mit. 
Als  diese  dagegen  remonstrierten,  der  Rat  dürfe  ein  solches  Statut 
nicht  ohne  Zustimmung  der  ganzen  Gemeinde  erlassen,  erhielten 
sie  die  Antwort,  da  die  Stadt  „in  Last“  sei,  und  der  Rat  nun  schon 
im  sechsten  Jahre  bei  der  Gemeinde  eine  Massregel  befürworte, 
durch  welche  die  Stadt  von  ihren  Schulden  befreit  werde,  man  aber 
immer  damit  gewartet  habe,  und  die  Städter  nun  keine  Reise  mehr 
machen  könnten,  ohne  von  den  Gläubigern  angehalten  zu  werden, 
so  habe  jetzt  der  Rat  notgedrungen  nach  der  ihm  vom  Herrn 

')  R.  a.  1466,  F.  11b. 

*)  R a.  1484,  F.  17  b ff. 

Beinkuid,  Verfasaangeschirhte  WVet-U  O 
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(i.  J.  1308)  gegebenen  und  versiegelten  Macht  das  befohlen,  was 
ihm  am  besten  däuchte.  — Gleichwohl  blieben  die  Brauer  bei  ihrer 
Forderung,  die  Gemeinde  zu  berufen,  da  jenes  Privileg  nur  von 
Schatzung,  nicht  von  Accise  spreche.  Und  obwohl  sie  hierin  offen- 
bar Unrecht  hatten,  und  der  Rat  ihnen  vorwarf,  rdat  sie  den  raet 
onmechtig  roaken  willen  van  den,  dat  on  die  her  ind  die  Stat 
gegeven  versegelt  ind  verbriefft  hebben“,  und  die  Brauer,  wenn  auch 
in  turbulenter  Weise,  schliesslich  auseinandergingen,  so  musste  der 
Rat  sich  doch  endlich  zur  Erfüllung  ihres  Begehrens  bequemen, 
setzte  aber  dann  seinerseits  bei  der  Gemeinde  die  Erhöhung  der 
ßiersteuer  für  ein  Jahr  durch. 

Der  Forderung  der  Gemeindefreunde,  jährlich  drei  von  den 
Schöffen  neu  zu  wählen,  ist  schon  Erwähnung  geschehen.  Die 
hierin  zum  Ausdruck  kommenden  Wünsche  der  Gemeinde  wurden 
dann  schliesslich  i.  J.  1514  durch  Beseitigung  der  Lebenslänglich- 
keit  der  Schöffen  und  der,  wenn  auch  beschränkten,  Cooptation 
. erfüllt.  *) 


Kapitel  6. 

Der  Bat. 

Seit  der  Bildung  des  Rates  und  der  damit  eingetretenen  Voll- 
endung der  Stadtverfassung  hatte  das  Schöffencolleg  als  solches 
seine  ursprüngliche  Doppelstellung  als  Bestandteil  des  zwar  in  der 
Stadt  und  für  die  Stadt  bestehenden,  aber  nicht  städtischen  Gerichts 
und  als  oberste  städtische  Behörde  eingebüsst.  Wenn  das  Colleg 
aber  auch  nur  seine  Stellung  im  Gericht  behalten,  seine  Verwal- 
tungsfunktionen dagegen  an  den  Rat  übertragen  hatte,  so  gehörten 
doch  nun  die  Schöffen  als  geborene  Mitglieder  der  neuen  Behörde 
an.  *)  Unter  „Rat“  sind  daher  nicht  nur  die  Consuln,  sondern  auch 
die  Schöffen,  qua  Consuln,  zu  verstehen. 

Die  Frage  nach  dem  Grade  der  städtischen  Selbstständigkeit  ist 
identisch  mit  der  Frage  nach  der  Thätigkeit  und  den  Befugnissen  des 
Rates.  Die  Verleihung  eines  jeden  neuen  Rechtes  an  die  Stadt 
äusserte  sich  in  einer  Erweiterung  seiner  Competenzen:  Die  Rechte, 
welche  der  Gemeinde  eingeräumt  wurden,  kürzten  nicht  die 
Befugnisse  einer  ausserstädtischen  Gewalt,  sondern  nur  die  der 


')  S.  o.  8.  62. 

*)  8.  z.  B.  Sammlung  der  Rechtsgutachten,  C'ons.  6 : . . . . „illi  XII  acabini 
etiam  sunt  cousules“. 
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obersten  Behörde,  standen  also  zur  Selbstregierung  der  Stadt  in 
keiner  Beziehung.  Die  Schilderung  der  Thätigkeit  des  Rates  muss 
also  zusammenfallen  mit  der  Darstellung  der  städtischen  Selbst- 
ständigkeit in  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Verwaltung. 
Bevor  wir  jedoch  dazu  übergehen,  ist  es  erforderlich,  die  Zusammen- 
setzung und  Organisation  des  Rates  selbst  zu  beschreiben. 


1. 

Organisation  des  Rates  und  Stellung  der  Ratsmitglleder. 

Über  die  Wahl  des  Magistrates  und  sein  Verhältnis  zu  den 
verschiedenen  Einwohnerklassen  ist  das  Nötige  bereits  gesagt.  Seit 
1457  war  die  Wählbarkeit  zum  Consul  an  mindestens  zweijährigen 
Besitz  des  Bürgerrechts  geknüpft,  während  es  damals  schon  altes 
Herkommen  war,  dass  im  ächöffencolleg  keine  nahen  Verwandten 
sitzen  durften. ')  Falls  alle  dazu  erforderlichen  Bedingungen  vor- 
handen, wird  die  Annahme  der  Wahl  zum  Ratsmann,  Schöffen, 
Burmeister  oder  Bürgermeister  wohl  ebenso  Bürgerpflicht  gewesen 
sein,  wie  in  Dortmund,  wo  man  für  deren  Vernachlässigung  „der 
Stadt  höchste  Kur“,  10  Mark  und  ein  Fuder  Wein,  verwirkte  und 
für  später  der  Wählbarkeit  verlustig  ging.") 

Der  Anteil  der  Schöffen  und  Consuln  an  der  Verwaltung  ist 
grundsätzlich  nicht  verschieden  : Dasselbe  Geschäft  wird  öfter  teils 

von  Consuln,  teils  von  Schöffen  ausgeführt.  Doch  wird  in  der 
Praxis  ihre  beiderseitige  Thätigkeit  dadurch  bestimmt,  dass  die 
Schöffen  die  Alteren  waren.  Oben  haben  wir  gesehen,  wie  die 
Institution  des  Consulats  geschaffen  wurde  zur  Unterstützung  der 
Schöffen,  und  demzufolge  erscheinen  die  Consuln  auch  später  noch 
als  ihre  jüngeren  Gehülfen.  Zunächst  spricht  sich  dies  Verhältnis 
darin  aus,  dass  der  Eingang  in  Urkunden  städtischer  Provenienz 
stets  lautet:  „Nos,  magister  civiuro,  scabini  et  conBules“,  dann 

darin , dass  aus  der  Zahl  der  Schöffen  regelmässig  der  Bürger- 
meister genommen  wird;  vor  allem  aber  gelangt  sehr  selten  jemand 
in  das  Schöffencollegium,  der  nicht  vorher  im  Rat  gesessen  hat- 
Der  Consulat  war  also  die  erste  Stufe  auf  der  Leiter  städtischer 
Würden.  Die  Ratsmänner  hatten  daher  überwiegend  mit  den 
kleinen,  zeitraubenden  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung,  wie  der 


*)  Plebiscit  im  B.  F.  133b.  Die  Unzulässigkeit  naher  Verwandtschaft  bei 
Schöffen  bestätigt  durch  Privileg  v.  J.  1459. 

*)  8.  Frensdorff,  a.  a.  O.,  8.  UX. 

ä* 
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Aufsicht  über  die  Finanzen  , die  städtischen  Gebäude  und 
Befestigungen,  zu  thun,  die  Schöffen  mehr  mit  der  Vertretung  der 
Stadt  nach  aussen.  Doch  wie  auclt  Schöffen  den  Verkauf  der 
städtischen  Gruyt  durch  den  Fermentarius  controllieren,  so  reiten 
wohl  auch  Gonsuln  nach  Cleve , um  mit  dem  Grafen  über  die 
Abschaffung  eines  Zolls  oder  über  eine  der  Stadt  zu  hoch  schei- 
nende Geldforderung  zu  verhandeln.  — Bei  den  Ratssitzungen,  die 
regelmässig  wöchentlich  einmal,  beim  Drange  der  Geschäfte  aber 
häufiger  abgehalten  wurden,  mussten  sowohl  Schöffen  wie  Rats, 
männer  anwesend  sein;  die,  welche  auf  dreimaliges  Läuten  der 
Ratsglocke  nicht  erschienen,  mussten  Strafen  zahlen , von  denen 
man  dann  und  wann  im  Rate  ein  Gelage  gab  *) 

In  der  Zeit  von  1351 — 1384  werden  wichtigere  Beschlüsse 
einige  Male  gefasst  von  Bürgermeister,  Schöffen,  altem  und  neuem 
Rate,  wobei  dann  meistens  auch  der  Zustimmung  der  Gemeinde 
gedacht  wird.  *)  Der  Zweck,  den  in  anderen  Städten  a)  die  Zuziehung 
des  alten  Rates  zur  Verwaltung  hatte,  die  Continuität  der  Geschäfts- 
führung, die  sonst  bei  der  einjährigen  Amtsdaner  des  Rats  unmög- 
lich gewesen  wäre , herzustellen , ist  hier  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  immer  die  grössere  Zahl  der  Ratsherren  wiedergewählt  wurde, 
wie  auch  speziell  für  diese  Jahre  nachweisbar  ist.  Der  „alte  Rat“ 
besteht  also  nur  aus  den  wenigen  Ratsmännern,  die  nicht  mehr  im 
Rate  snssen,  und  seine  ziemlich  seltene  und  an  keine  Regel  gebundene 
Mitwirkung  bei  Ratsbeschlüssen  diente  nur  dazu,  diesen  eine 
grössere  Autorität  zu  verleihen.  Da  der  alte  Rat  auch  nicht  als 
solcher  nach  Verlauf  eines  oder  mehrerer  Jahre  wieder  in  den 
amtierenden  Rat  eintrat,  kann  diese  Institution  um  so  weniger  als 
organisches  Glied  der  Verfassung  bezeichnet  werden. 

Der  oberste  Beamte  der  Stadt  war  der  Bürgermeister;  auch  er 
wurde  auf  ein  Jahr  gewählt,  bekleidete  aber  sein  Amt  nicht  selten 
zwei  bis  drei  Jahre  hintereinander,  trat  es  auch  oft  nach  einer 
Unterbrechung  zum  zweiten  Male  an ; nach  einem  Dortmunder 
Urteil4)  musste  er  auch  eine  Wiederwahl  bei  einer  Strafe  von 
20  Mark  annehmen.  Er  führt  bei  Heereszügen  die  bewaffnete 
Macht  an  und  leitet  die  Verhandlungen  mit  dem  Grafen,  sowie  mit 

*)  B.  F.  161  b,  a.  1374. 

’)  Die  Stellen  sind  folgende:  B.  F.  148a,  a.  1351  (Entschädigung  für  den 
im  städtischen  Dienst  erlittenen  Schaden  festgesetzt);  B.  F.  148b,  a.  1,154 
(Verbot  gestohlenes  Gut  zu  kaufen);  B.  F.  146a,  a.  1374  u.  F.  147a,  a.  1384 
(Verbote,  an  clevischen  Zollstätten  Zoll  zu  zahlen). 

*)  8.  z.  B.  Schönberg,  Finanzverh.  Basels,  S.  35. 

*)  Frensdorff,  Dortm.  Stat.,  Beil.  XV,  No.  108. 


Digitized  by  Google 


ß9 

fremden  Herren  und  Städten  ; im  Rate  hat  er  den  Vorsitz,  und  in 
der  inneren  Verwaltung  übt  er  eine  »ehr  umfangreiche  Thätigkeit 
aus.  Überall  aber  in  seiner  Amtsführung  ist  er  durchaus  an  die 
Beschlüsse  des  Rates  gebunden. 

Während  der  Bürgermeister  aus  einem  ersten  Schöffen  zum 
Ratsmeister  geworden  ist,  werden  die  beiden  Bur-  oder  Rentmeister 
immer  aus  der  Zahl  der  Consuln  genommen.  Sie  haben  vor  allem  die 
Polizei-  und  die  Finanzverwaltung  zu  besorgen.  Ihr  ursprünglicher 
Charakter ')  tritt  dem  gegenüber  ganz  in  den  Hintergrund  uud 
äussert  sich  nur  noch  darin,  dass  sie  den  Vorsitz  im  Burgericht 
führen. 

Alle  diese  Ämter,  vom  Sehöffentum  bis  zum  Burmeisteramt, 
waren  Ehrenämter,  mit  geringen  Vorteilen  verbunden.  Zunächst 
hatten  Schöffen  und  Consuln  ihr  Fermentum  frei,  d.  h.  sie  bezogen 
ihren  Hausbedarf  an  Gruyt  unentgeltlich  von  der  Stadt,  ferner 
erhielten  sie  zu  Weihnachten  auf  städtische  Kosten  kleine  Wein- 
spenden.  Die  Haupterträge  des  Schöffenamtes  werden  wohl  in  dem 
Anteil  an  den  Gerichtsgeldern 3)  sowie  in  den  Zeugnisgebühren  ') 
bestanden  haben.  Ferner  zahlten  sie  für  ihre  Kinder  kein  Schul- 
geld an  den  Rector  Scolarum.4)  Auf  die  Freiheit  der  Schöffen 
von  den  städtischen  Diensten  könnte  man  daraus  schlicssen,  dass 
ihre  Witwen  sich  von  diesen  weder  durch  Zahlung  einer  Geldsumme 
noch  durch  Stellung  eines  Vertreters  zu  lösen  brauchten.  *)  Eine 
sichere  Antwort  auf  die  Frage  giebl  uns  aber  ein  Vertrag  zwischen 
der  Stadt  und  einem  Einwohner,  durch  welchen  sich  dieser  von 
allen  Diensten  loskauft,  und  seine  Pflicht,  für  die  Stadt  zu  graben, 
nnr  dann  zur  Geltung  kommen  soll,  wann  auch  die  Schöffen  und 
Ratsmänner  zum  Graben  herangezogen  werden.*)  Die  Magistrats- 
mitglieder leisteten  also  nur  in  Notfällen  der  Stadt  Dienste.  Auoh 
der  Bürgermeister  und  die  Burmeister  hatten  ursprünglich  nur  den 
unbedeutenden  Gehalt  Von  zwei  resp.  je  einer  Mark.  I.  J.  1368 ’) 
wurde  der  Gehalt  des  Bürgermeisters  auf  14  Mark,  i.  J.  1386  auf 
35,  der  der  beiden  Burmeister  auf  je  26  Mark  festgesetzt,  um  noch 
vor  Ende  des  Jahrhunderts  auf  12,  resp.  6 Mark,  herabzusinken. 


«)  S.  o.  8.  9 fl. 

*)  8.  o.  8.  23. 

*)  8.  o.  8.  18. 

*)  8.  den  Vertrag  der  Stadt  mit  einem  neuen  Schulmeister,  L.  PI.  S.  54, 
a.  1425.  (Gedr.  bei  Kleine,  a.  a.  O.  8.  9.) 

»)  R.  a.  1466,  F lb. 

*)  L.  PI.  8.  16,  a.  1410. 

T)  B.  F.  110b.  Das  Übrige  ist  nur  aus  den  Stadtrechnungen  ersichtlich. 


Digitized  by  Google 


70 


Ausserdem  erhielten  von  den  wegen  verbotenen  Würfelspiele')  und 
wegen  Übertretung  eines  i.  J.  1386*)  erlassenen  Statuts  über  den 
Verkauf  von  Seefischen  erhobenen  Brüchen  die  Burmeister  zusammen 
ein  Drittel,  ebenso  viel  der  Bürgermeister. 


2. 

Die  Thätigkeit  de»  Kate». 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  die  Thätigkeit  der  so  organisierten 
Behörde  zwar  als  eine  Regierung  der  Stadt  bezeichnen,  aber  als 
eine  Regierung,  welche  auf  der  Vertretung  der  Gemeinde  beruhte.8) 
Denn  nicht  zu  eigenem  Recht  hatte  das  Collegium  seine  Gewalt« 
sondern  als  eine  ihm  von  der  Gemeinde  verliehene.  Könnte  auch 
dadurch,  dass  zeitweise  wenigstens  die  Schöffen  sich  selbst  coop- 
tierten,  und  die  Gemeinde  nur  einen  geringen  Anteil  an  der  Wahl 
der  Consuln  hatte,  der  Anschein  erweckt  werden,  dass  der  Magi- 
strat vielmehr  Herrschaftsrechte,  als  Vertretungsbefugnisse  ausübte, 
so  geht  doch  sein  Amtscharakter  aus  der  Mitwirkung  der  Gemeinde 
bei  allen  wichtigeren  städtischen  Angelegenheiten  hervor. 

Unterstützt  wurde  der  Magistrat  in  seiner  Regierung  durch  eine 
Reihe  von  Beamten,  welche  er  ernannte,  aber  auch  wieder  absetzen 
konnte.  Eine  Übersicht  über  alle  Beamten  der  Stadt  geben  seit  den 
achtziger  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  die  Listen  derer,  welche  zu 
Weihnachten  Weinspenden  erhielten.  Diejenigen  jedoch  von  ihnen, 
deren  Beruf  sich  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  beschränkte,  sind  erst 
bei  der  Darstellung  der  Thätigkeit  des  Rates  im  einzelnen  zu 
nennen.  An  der  Spitze  jener  stehen  höhere  Geistliche,  dann  folgt 
der  Judex;  von  diesen  stand  natürlich  niemand  im  Dienste  der 
Stadt;  wenn  der  Judex  wohl  mit  dem  Bürgermeister  zusammen  die 
Befestigungswerke  besah,  so  war  das  eine  dem  Rate  erwiesene 
Gefälligkeit.  Eine  wichtige  Persönlichkeit  aber  in  der  Verwaltung 
war  der  Rector  Scolarum ; sehr  häufig  wurde  er  wegen  seiner  höheren 
Bildung  zu  allerhand  Missionen,  namentlich  an  den  Grafen,  benutzt 
Doch  war  für  die  Verfassung  von  Schriftstücken  sowie  für  die  schon 
sehr  früh  aufkommende  schriftliche  Führung  der  Verwaltung  ein 
besonderer  Beamter,  der  Notarius,  Schreiber,  angestellt.  Mit  unseren 
Polizeidienern  zu  vergleichen  sind  die  Nuntii,  von  denen  es  zuerst 


')  B.  F.  147  b. 

J)  B.  F.  119a. 

*)  Gierke,  a.  a.  O.  11.,  S.  613,  616,  802. 
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nur  zwei  gab,  während  später  ausserdem  jede  Vorstadt  einen  eigenen 
erhielt.  Sie  erscheinen  besonders  häufig  als  Begleiter  des  Bürger- 
meisters und  der  Burmeister,  speziell  bei  Pfändungen. 

a.  Von  der  Satzungsgewalt  des  Rates. 

Für  das  autonome  *)  Verordnungsrecht  des  Rates  war  zwar  nach 
dem  Privileg  von  1308,  demgemäss  der  Erlass  neuer  Statuten 
an  des  Grafen  Erlaubnis  geknüpft  war,  kein  Raum  mehr  vorhan- 
den; indessen  hatte  diese  Bestimmung  wohl  von  Anfang  an  nur 
den  Sinn,  dass  der  Graf  sich  das  Recht  vorbehielt,  solche  Rats- 
beschlüsse, die  ihm  für  sich  nachteilig  schienen,  wieder  aufzuheben;*) 
denn  er  konnte  unmöglich  alle  jene  Statuten,  welche  die  innere 
Verwaltung  fast  täglich  ins  Leben  rief,  sich  jedesmal  zur  Genehmigung 
vorlegen  lassen.  So  sehen  wir  denn  den  Rat  seine  Willküren  regel- 
mässig ohne  Zustimmung  des  Herrn  verkündigen.  Zwar  kam  es 
vor,  dass  dieser,  sich  auf  jene  Bestimmung  berufend,  die  Stadt  für 
unberechtigt  zur  Fassung  bindender  Beschlüsse  erklärte,  nament- 
lich, wenn  er  jemanden,  der,  wegen  Übertretung  eines  Plebiscites 
verurteilt,  sich  an  ihn  gewandt  hatte,  von  der  Strafe  befreien  wollte ; 
aber  der  Rat  wehrte  sich  dann  ganz  entschieden,  behauptete, 
Einigungen  und  Willküren  zu  beschliessen , gehöre  zu  den  alten 
Gewohnheiten  der  Stadt,  und  diese  seien  ebenso  wohl  bestätigt,  wie 
die  Privilegien;  auch  sei  das  Regiment  in  den  Städten  dem  Rate 
befohlen,  und  ohne  Zwang  möge  das  nicht  zu  handhaben  sein.3) 

Die  Verordnungen  des  Magistrats  waren  nicht  auf  ein  bestimmtes 
Gebiet  beschränkt:  Wie  seine  ganze  Regierung  sich  überall  dahin 
erstreckte,  wo  ein  obrigkeitliches  Eingreifen  im  Interesse  der  Stadt 
lag,  so  gab  es  auch  für  sein  Willkürrecht  keine  andere  Grenze,  als 
das  öffentliche  Wohl.  Begreiflich,  dass  die  Freiheit  des  einzelnen 
hierdurch  ausserordentlich  eingeengt  wurde. 

Wie  weit  sich  diese  obrigkeitliche  Gewalt  vorschob,  zeigen 
zunächst  Statuten,  durch  welche  ein  Druck  auf  auswärtige  Wider- 
sacher ausgeübt  werden  sollte.  Wenn  der  Stadtherr  irgendwo  einen 
neuen  Zoll  forderte  oder  einen  alten  erhöhte,  so  untersagte  der 
Magistrat  jedesmal  den  Bürgern,  an  der  Zollstätte  vorbeizufahren, 
bis  sie  es  nach  dem  alten  Recht  der  Stadt  könnten,  d.  h.,  bis  der 

■)  Im  Gegensatz  zu  den  Befehlen  des  Stadtherrn;  die  Mitwirkung  der 
Gemeinde  wird  hier  nicht  mehr  berücksichtigt. 

*)  So  wird  das  Privileg  auch  im  16.  Rechts  gutachte.i  erklärt. 

*)  R.  a.  1472,  V.  90a. 
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Graf  auf  seine  Forderung  verzichtete.1)  Ganz  deutlich  wird  hier 
als  die  Absicht  der  Obrigkeit  bezeichnet,  keine  neue,  der  Stadt 
nachteilige  Gewohnheit  aufkommen  zu  lassen. 

Hierher  gehören  auch  die  Verbote,  fremden  Städten,  welche 
mit  Wesel  verfehdet  waren,  oder  in  denen  ein  Weseler  eine  Unbill 
erlitten  hatte,  Waaren  zuzuführen  oder  ihren  Markt  zu  besuchen.  *) 

Wo  der  Magistrat  etwas  in  der  Stadt  durchsetzen  wollte,  überall 
boten  sich  ihm  durch  sein  weitgehendes  Verordnungsrecht  die 
bequemsten  Mittel.  Das  zeigt  sich  z.  B.  in  der  Behandlung  der 
Juden.  Diese  wurden  im  Allgemeinen  in  Wesel  geduldet;  Bürger 
wurden  sie  zwar  nur  ausnahmsweise,  *)  aber  in  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  begegnet  uns  ein  Harmannus  jode4)  häufig  als 
Rats  - Zinimermann,  und  wenn  man  dnvon  abeicht,  dass  durch 
Privileg  v.  J.  1347“)  Graf  Johann  die  Weseler  Bürger  von  aller 
durch  Aufsummung  der  Zinsen  entstandenen  Schuld  an  Juden  und 
Lombarden  befreit,  und  dass  i.  J.  1350  nach  dem  schwarzen  Tode 
häufig  Boten  zwischen  Wesel  und  den  Nachbarstädten  hin  und  her 
gehen  „ad  requirendum  de  veneno  judeorum“,  fehlt  von  einer 
Judenverfolgung  jede  Spur.  Erst  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
scheint  zur  Verhinderung  des  Schadens,  den  die  Bevölkerung  durch 
den  jüdischen  Wucher  erlitt,  der  Magistrat  Vorkehrungen  getroffen 
zu  haben:  I.  J.  1401  untersagte  er  mit  Zustimmung  der  Gemeinde 

jedem  Weseler,  irgend  einem  Juden,  der  nach  Wesel  komme,  eine 
Wohnung  zu  verkaufen  oder  zu  vermieten  oder  ein  Darlehens- 
geschäft mit  Juden  einzugehen.*) 

Andere  Verordnungen  hatten  den  Zweck,  die  städtischen  Ein- 
nahmequellen nicht  versiegen  zu  lassen.  Zunächst  ist  hierbei  zu 
erwähnen  das  Verbot  des  Hopfenbiers.  Im  14.  Jahrhundert  bildeten 
einen  bedeutenden  Teil  der  Einnahmen  die  aus  dem  Verkauf  der 
städtischen  Gruyt  gelösten  Summen.  Die  Benutzung  des  Hopfens 
zur  Bierbrauerei,  wie  sie  am  Ende  des  Jahrhunderts  aufkam,  brachte 
daher  eine  starke  Einbusse  für  die  Stadtkasse  mit  sich.  Deshalb 
wurde  i.  J.  1377  verboten,  in  Wesel  Hopfenbier  oder  irgend  ein 

anderes  Bier,  das  nicht  mit  der  Stadt  Gruyt  gebraut  sei,  zu  kaufen, 

zu  verkaufen  oder  zu  trinken.’)  Doch  zeigt  die  öftere  Wieder- 

•)  B.  F.  146  a,  a.  1374;  F.  147a,  a.  1384;  F.  134a,  a.  1443. 

*)  B.  F.  160a  (undatiert);  und  L.  PI.  S.  76,  a.  1454. 

*)  8.  o.  S.  55. 

4)  Der  allerdings  auch  ein  getaufter  Judo  sein  kann. 

•')  Original  verloren;  Copie  im  A.  B.,  F.  33b. 

•)  B.  F.  118b. 

’)  B.  F.  157b  u.  147 a. 
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holung  dieses  Verbots  in  den  Jahren  1382  und  1384  die  Schwierig- 
keit seiner  Durchführung.  Das  Hopfenbier  war  so  beliebt,  dass  die 
Weseler,  um  es  ohne  Ungehorsam  gegen  die  Gesetze  trinken  zu 
können,  die  Wirtshäuser  ausserhalb  ihrer  Stadt  aufsuchten  Auch 
das  untersagte  der  Rat  i.  J.  1384,  aber  länger  konnte  man  dem 
neuen  Getränke  die  Stadt  nicht  verschlieasen,  und  noch  im  selben 
Jahre  öffnete  man  ihm  dadurch,  dass  man  eine  Aocise  von  ihm 
erhob,  die  Thore.  Doch  wurde  auch  jetzt  nur  die  Einfuhr  des 
fremden  Bieres  frei  gegeben,  noch  i.  J.  1400  wurde  das  Brauen 
von  Hamburger  Bier,  Koyte  und  Gerstenbier,  sofern  es  den  Haus- 
bedarf übersteige,  unter  Strafe  gestellt.  *) 

Da  der  Grundbesitz  geistlicher  Leute  steuerfrei  war,  so  sind 
die  Verbote,  Liegenschaften  in  ihre  Hände  zu  bringen,  gleichfalls 
ein  Ausdruck  der  Sorge  des  Rats  für  die  Erhaltung  der  städtischen 
Einkünfte.  Das  erste  derartige  Verbot  findet  sich  schon  i.  J.  1351, *) 
wahrscheinlich  veranlasst  durch  den  gleichzeitigen  Einzug  der 
Augustiner  in  die  Stadt.  Darauf  weist  eine  Urkunde  aus  dem- 
selben Jahre  hin®),  in  welcher  diese  sich  verpflichten,  kein  erb- 
liches Gut  mehr  in  der  Stadt  Wesel  zu  erwerben,  und  wenn  ihnen 
eine  Rente  oder  Liegenschaft  testamentlich  vermacht  werde,  deren 
Rückkauf  Seitens  der  Erben  oder  der  Stadt  zu  einem  bestimmten 
Satze  zu  erlauben.  I.  J.  1397  wurde  jenes  Verbot  unter  schärferen 
Strafbestimmungen  wiederholt4)  und  zugleich  festgesetzt,  dass,  wenn 
jemand  geistlich  werde,  er  zwar  Zeit  seines  Lebens  sein  Hab  und 
Gut  gebrauchen  dürfe,  nach  seinem  Tode  aber  seine  Immobilien 
an  seine  nächsten  Erben,  die  weltlichen  Standes  seien,  fallen  sollten. 
Diese  Verordnung  bestätigte  Herzog  Adolf  i.  J.  1420  und  fugte 
hinzu,  dass  jeder,  der  geistlich  werde,  hiermit  alles  Anrechts  auf 
Erbschaften,  die  später  an  ihn  kommen  möchten,  verlustig  gehe. 
Trotzdem  zeigen  die  Lagerbücher  der  Klöster,  dass  die  Stadt  ihren 
Willen  nicht  immer  durchzusetzen  vermochte,  vielleicht  ihn  auch 
nicht  immer  mit  derselben  Strenge  verfolgte.5)  Auch  suchten  die 
Klöster  das  Verbot  auf  mannigfache  Art  zu  umgehen;  so  liessen 
i.  J.  1487  die  Augustiner  einem  Bürger  ein  Haue  durch  einen 
Ritter  mit  ihrem  Gelde  abkaufen  und  sich  dann  von  ihm  zu  Erb- 


■)  B.  F.  120  a. 

*)  ß.  F.  10öb.  (Gedr.  bei  Wolters.) 

»)  B.  F.  106a, 

*)  Dies  ist  wohl  mit  dem  von  Wolters,  a.  a.  U.  8.  47  erwähnten  Privileg 
von  1317  gemeint.  S.  B.  F.  106b. 

•)  Lagerbuch  des  Augustinerklosters,  F.  12a,  a.  1484:  „ . . civitas  nolebat 
pro  tune  nobis  annucre  emptionem  cuiuscumque  minime  doraus,“ 
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leihe  übertragen,  weil  ein  Vorgehen  der  Stadt  gegen  diesen 
weniger  zu  befürchten  war. 

Von  der  Fürsorge  der  Obrigkeit  für  die  Erhaltung  der  städti- 
schen Wehrkraft  zeugt  das  Verbot,  Geld  zu  leihen  auf  ein  Pferd, 
welches  man  im  Dienste  der  Stadt  halten  musste,  und  welches  nach 
Befinden  des  Bürgermeisters  oder  der  Burmeister  nicht  soviel  wert 
war,  als  es  auf  Befehl  des  Rates  hatte  kosten  müssen ; *)  jedenfalls 
sollte  nach  der  Absicht  der  Gesetzgeber  hierdurch  jeder  dazu 
angehalten  werden,  die  Summe,  auf  die  er  gesetzt  war,  auch  wirk- 
lich zum  Kaufe  des  Pferdes  anzuwenden. 

Ein  fiauptbestreben  des  Magistrats  war  es  überall  in  den 
mittelalterlichen  Städten,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Bürger  ihre 
wichtigsten  Bedürfnisse  zu  einem  billigen  Preise  erhalten  konnten. 
Diesem  Zwecke  diente  in  Wesel  Folgendes:  Für  die  täglichen 

Lebensmittel,  aber  auch  für  Bier  und  Wein,  wurden  von  Zeit  zu 
Zeit  Maximalpreise  festgesetzt,*)  und  um  einen  Betrug  unmöglich 
zu  machen,  durften  manche  Waaren,  namentlich  Salz  und  Kohlen, 
nur  mit  der  Stadt  Massen  gemessen  werden.*)  Vor  allem  aber 
suchte  man  die  Verteuerung  der  am  meisten  verlangten  Sachen 
durch  den  Zwischenhandel  zu  verhindern;  diesen  Zweck  hatte  man 
bei  den  Verboten  im  Auge,  von  Händlern,  die  den  Markt  besuch- 
ten, etwas  zum  Wiederverkauf  anzukaufen,  wie  sie  sich  für  Getreide, 
Schweine,  Schafe,  Fische,  Federvieh,  Obst  und  Kohlen  finden.4) 
Deshalb  musste  auch  nach  alter  Gewohnheit  der,  welcher  eine 
Schiffsladung  Salz  kaufte,  um  sie  zum  Detailverkauf  aufzulegen, 
jedem,  der  mit  Sack  und  Geld  an  das  Schiff  kam,  eine  gewisse 
Quantität  zum  Selbstkostenpreise  ahlassen,  *)  und  deshalb  durfte 
man  von  auswärts  gekauften  Kohlen  nur  einen  bestimmten  Profit 
nehmen.  •) 

Von  Ausfuhrverboten,  die  ja  auch  den  Zweck  hatten,  eine 
Verteuerung  der  Waaren  zu  vermeiden,  findet  sich  nur  eins  für 
Halen-  und  Deckensteine ; diese  wollte  man  zurückbehalten , als 
man  alle  Häuser  mit  ihnen  decken  zu  lassen  beschlossen  hatte. 7) 


')  B.  F.  148  a,  a.  1372. 

»)  Z.  B.  L.  PI.  S.  72,  a.  1453;  und  8.  103.  um  1450. 

•)  W.  R.  A.,  Caps.  342,  Nr.  11.  F.  2. 

‘)  B.  F.  148b,  a.  1360;  F.  119a,  a.  1386;  F.  126b,  a.  1462;  L.  PI.  8.  103, 
um  1460  ; 8.  99,  a.  1489. 

»)  L.  PI.  8.  57. 

•)  L.  PI.,  S.  99,  a.  1489. 

»)  L.  PI.,  8.  7,  a.  1406  ; 8.  u.  8.  97. 
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Um  die  Befolgung  aller  derartigen  Gebote  besser  controllieren 
zu  können,  knüpfte  man  wohl  auch  Ort  und  Zeit  des  Verkaufs  an 
gewisse  Vorschriften.  Namentlich  durfte  an  Markttagen  nur  zwischen 
den  Marktglocken  und  auf  dem  Markte  gehandelt  werden,1)  und 
war  es  verboten,  das  Korn  auf  dem  Felde  zu  verkaufen.  *) 

Konnten  Städter  zur  Beobachtung  aller  dieser  Vorschriften 
durch  Geldstrafen  gezwungen  werden,  so  wusste  man  sich  bei 
Fremden  dadurch  Gehorsam  zu  verschaffen,  dass  man  allen  Bürgern 
verbot,  von  jemandem,  der  sie  durch  Übertretung  einer  den  Handel 
betreffenden  Verordnung  geschädigt  hatte,  fernerhin  noch  zu 
kaufen.  *)  Auf  dieselbe  Weise  bestrafte  man  die  Fremden,  die  schlechte 
Waare  auf  den  Markt  gebracht  hatten. 

Ein  weites  Feld  wird  dem  autonomen  städtischen  Willkürrecht 
ferner  durch  die  Finanzhoheit  des  Kates  und  seine  Pflicht,  für  die 
Sicherheit  der  Stadt  zu  sorgen,  eröffnet.  Dahin  gehören  zunächst 
die  Gesetze  Uber  die  von  den  Einwohnern  der  Stadt  zu  leistenden 
Dienste,  welche  oben  besprochen  wurden,  ferner  die  Statuten  über 
Accise,  Steuern  und  alle  anderen  Einnahmequellen,  welche  später 
zu  behandeln  sein  werden. 

Konnte  die  Stadt  die  Einwohner  zu  Diensten  und  Leistungen 
nach  eigener  Willkür  heranziehen,  so  waren  die  Schranken  für  ihr 
autonomes  Verordnungsrecht  enger  gezogen  auf  dem  gerichtlichen 
Gebiete.  Da  das  Gericht  in  Wesel  des  Herrn  Gericht  nicht  nur 
hiess,  sondern  der  Graf  von  Cleve  sehr  handgreifliche  Rechte  an 
demselben  besass,  konnte  die  Stadt  nicht  nach  Belieben  Gesetze 
erlassen,  welche  den  gewohnheitsmässigen  Prozessgang,  das  Privat- 
und  Strafrecht  geändert  hätten.  Vielmehr  war  prinzipiell  jede 
Neuerung  im  Gerichtswesen  an  die  Zustimmung  des  Gerichtsherrn 
gebunden,  und  neben  den  städtischen  gerichtlichen  Verordnungen 
her  gehen,  sie  beschränkend  und  mit  ihnen  concurrierend,  die  des 
Grafen.  Da  sich  für  keinen  der  beiden  Faktoren  ein  Gebiet,  auf 
welchem  er  allein  sein  Verordnungsrecht  hätte  geltend  machen 
können,  absondern  liess,  schien  es  zweckmässig,  die  Veränderungen, 
welche  das  Gerichtswesen  durch  die  Willküren  des  Rates  und  die 
Privilegien  des  Stadtherrn  erlitt,  zusammen  zu  behandeln. 

Was  zunächst  die  Gerichtsverfassung  anlangt,  so  war  die  wich- 
tigste Änderung,  welche  sie  erfuhr,  die  Entwicklung  des  Rats- 
gerichts, welche  an  seinem  Orte  näher  dazulegen  sein  wird.  Seine 


')  L.  Pl„  8.  103,  am  1450. 
•)  L.  F.  167  b,  a.  1382. 

•)  L.  PI.,  8.  63  f.,  «.  1428. 
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Competenz,  die  sich  ganz  allmählich  und  gewohnheitsrechtlich 
herausbildete,  wurde  durch  ein  Plebiscit  des  Jahres  1457')  zum 
ersten  Male  gesetzlich  anerkannt:  Wer  eine  Klnge  gegen  die 

Stadt  hat,  muss  sie  erst  vor  den  Bat  bringen  und  darf  sie  erst, 
wenn  er  von  diesem  abgewiesen  ist,  vor  Gericht  verfolgen.  I.  J.  1459 
musste  sogar  der  Herzog  diese  Vorschrift  bestätigen.  Die  Ent- 
wicklung fand  ihren  Abschluss,  als  i.  J.  1482  vom  Kate  der  Zwang, 
erst  bei  ihm  Recht  zu  suchen,  auf  alle  gegen  einen  Weseler  Bürger 
oder  Eingesessenen  erhobenen  Klagen  ausgedehnt  wurde. 

Wie  der  Graf  als  Gerichtsherr  schon  im  Privileg  von  1241  die 
Competenzen  der  beiden  damals  offiziell  anerkannten  Gerichte,  des 
ordentlichen  und  des  Bürgermeistergerichts,  geregelt  hatte,  so  bean- 
spruchte er  auch  später  die  Entscheidung  darüber,  welche  Fälle 
vor  ein  jedes  von  beiden  gehörten : Demzufolge  sehen  wir  i.  J.  1346 
Graf  Dietrich  verordnen , dass  „quade  wort  achter  rugghe  ghe- 
spraken“  auch  zu  den  Scheltworten  zu  rechnen  und  daher  vom 
Bürgermeister  zu  richten  seien. 

Ging  diese  Verordnung  direkt  vom  Herrn  aus,  so  wurde 
folgendes  Gesetz,  welches  das  gerichtliche  Verfahren  beeinflusste 
vom  Kate  allein  erlassen:  Während  nach  dem  Landrecht  der  Gläu- 
biger ein  vom  säumigen  Schuldner  genommenes  Pfand  nicht  eher 
verkaufen  durfte,  als  er  es  dreimal  vor  Gericht  aufgeboten  hatte, 
genoss  die  Stadt  den  Vorzug,  *)  ohne  das  Gericht  mit  ihrem  eigenen 
Boten  die  Städter,  welche  in  ihren  Diensten  und  Leistungen  säumig 
waren,  pfänden  und  die  nicht  ausgelösten  Pfänder  verkaufen  zu 
dürfen.  Dieses  Vorzugs  wurden  durch  ein  Ratsedikt  i.  J.  1425 
auch  die  beiden  Kirchen,  die  Armenstifitungen  und  die  Klöster  für 
ihre  Zinse  und  Kenten  teilhaftig,  indem  ihnen  von  der  Zeit  an  zu 
Pfändungen  der  Stadtbote  geliehen  werden,  und  sie  mit  den  Pfän- 
dern so  Vorgehen  dürfen  sollten,  als  ob  sie  von  der  Stadt  wegen 
genommen  wären.  s) 

Für  das  gerichtliche  Verfahren  gegen  Nichtstädter  war  der 
Magistrat  natürlich  incompetent.  Darum  findet  sich  die  einzige 
Bestimmung,  welche  sich  darauf  bezieht,  nicht  in  einem  Plebiscit, 
sondern  in  einem  Privileg.  Es  ist  folgender  Paragraph  in  der 
schon  öfter  erwähnten  Urkunde  v.  J.  1329:  „Item  concessimus 

dilectis  opidanis  nostris  Weselensibus  irrevocabiliter  per  presentes, 
quod  ipsi  poterunt  pro  debitis  vel  pro  aliis  causis,  quos  voluerint, 

')  B.  F.  133b. 

*)  S.  Wolters,  a.  a.  O.,  Urteil  Nr.  147. 

•)  L.  PI.  S.  &:i 
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licet  illi  in  nostra  terra  resideant,  nudo  gladio  corani  judicio  noatro 
Weselensi  proclamare  seu  vocare  ultra,  sicut  juris  egt  procedendo.“ 
Den  Sinn  dieses  Satzes  hat  Frensdorff  durch  ein  Statut  im  Dortmunder 
Stadtbuch  zu  erläutern  gesucht : „Wer  eyn  vrone  van  Dorpmunde  eyn 
vorbot  dede  over  eynen  man,  dey  vor  gherichte  gheeschet  were  mit 
rechte  mit  eymeswerde,en  wolde  dat  gherichte  dar  dat  vorbot  anghesche 
des  breves  nicht  untfaen,  so  mochte  dat  gherichte  vort  varen  over 
den  man  mit  rechte.“1)  Die  Oberhofstellung  des  Weseler  Gerichts 
würde  also  nach  Frensdorff  sich  auch  darin  äussern,  dass  gegen 
einen  vor  ihm  Angeklagten,  der  anderswo  iro  Clever  Lande 
seinen  Gerichtsstand  hatte,  bei  erfolgloser  Beschreitung  des  gewöhn- 
lichen Becht8weges  ebenso  verfahren  werden  konnte,  als  ob  er  in 
Wesel  dingpflichtig  wäre.  Doch  scheint  der  Vorzug,  von  dem  das 
Privileg  spricht,  nicht  durch  die  Worte  „nudo  gladio“,  sondern 
durch  die  Worte  „pro  debitis  vel  pro  aliis  causis“  ausgedrückt,  also 
eher  eben  durch  das  Privileg  gewährt  zu  werden,  als  ein  Überrest 
des  alten  Hundertschaftsgerichts  zu  sein  und  folglich  mit  der  Ober- 
hofstellung Wesels  nicht  zusamnienzuhängen.  Wenigstens  wird  die 
Bedeutung  des  angeführten  Satzes  in  einer  Weseler  Auslegung*) 
darin  gefunden,  dass  man  vor  das  Weseler  Gericht  nicht,  wie 
vor  andere  Gerichte,  nur  in  peinlichen  Klagen  jemanden  heischen 
könne,  sondern  auch  um  Schuld  und  andere  Sachen.  Dass  die 
Friedloslegung  dagegen  sich  auch  auf  die  „niederen“  Gerichte 
erstreckte,  wird  darauf  zurückgeführt,  dass  der  Herr  nach  alter 
Gewohnheit  seinen  Gerichtsboten  dazu  geben  müsse. 

Änderungen  des  Prozesses,  welche  in  den  Jahren  1430  und 
1481  erfolgten,  gingen  zwar  von  der  Autorität  des  Herzogs  aus, 
waren  aber  vermutlich  durch  die  Bitten  des  Magistrats,  deren  bei 
dem  ersten  Privileg  auch  Erwähnung  geschieht,  veranlasst. 

Am  selbstständigsten  war  die  Stadt  in  ihren  gerichtlichen  Ver- 
ordnungen auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts.  Nur  selten,  und  dann 
lange  nach  dem  Erlass  des  Statuts,  finden  wir  hier  eine  Bestätigung 
von  Seiten  des  Stadtherrn,  nie  aber  wird  ein  Satz  des  Privatrechts 
vom  Herrn  allein  verändert.  Er  stand  eben  dem  inneren  städtischen 
Leben  zu  fern,  als  dass  er  das  Bedürfnis  nach  einer  neuen  privat- 
rechtlichen Bestimmung,  wo  es  sich  herausstellte,  hätte  wahrnehmen 

>)  A.  a.  O.  III,  23. 

’)  W.  R.  A.,  Caps.  8ta,  F.  137a:  „Ind  so  en  is  den  van  Wesell  vermids 
den  pnnte  in  den  eysschen  nyet  sonderlinx  gegeven,  dau  dat  die  borgere  umb 
scholt  ind  all  ander  saicken  eysschen  moighen,  dat  sy  nae  gemeynen  vrede- 
losen  rechten  nyet  dan  umb  pynlycke  saicken  doin  en  mochten,  dit  ia  aunder- 
linge  gegeven.“ 
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können.  Sehen  wir  von  der  Urkunde  de*  Jahre*  1241  ab,  eo  ist  da« 
einzige  Privileg,  welches  da*  Privatrecht  modifiziert,  das  schon 
erwähnte  aus  dem  Jahre  1420  über  die  Beschränkung  der  Erb- 
fähigkeit geistlicher  Leute,  während  die  Stadt  schon  i.  J.  1397 
selbstständig  ähnliche  Bestimmungen  getroffen  hatte. ')  Hier  konnte, 
um  den  städtischen  Beschlüssen  den  Geistlichen  gegenüber  die 
nötige  Autorität  zu  verschaffen,  die  Bestätigung  durch  den  Landes- 
herrn, die  in  anderen  Fällen  nicht  begehrt  wurde,  vorteilhaft 
erscheinen. 

Wo  es  das  Interesse  des  Gemeinwesens  erheischte,  glaubte  der 
Rat,  wie  ja  auch  in  vielen  anderen  Städten,  4)  sich  berechtigt,  auch 
die  allgemeingültigsten  Regeln  des  Privatrechts  ausser  Kraft  zu 
setzen.  So  bestimmte  er  i.  J.  1453,  dass  Gelöbnisse,  Spielschulden 
za  bezahlen,  ungültig  sein  sollten.11)  Ferner  kam  es  häufiger  vor, 
dass  in  einem  Leihvertrag  der  Schuldner  bei  nicht  rechtzeitiger 
Rückgabe  des  Geliehenen  sich  einer  Conventionalstrafe  zu  unter- 
ziehen verpflichtete,  eine  Gewohnheit,  die  wohl  von  der  Schwierig- 
keit veranlasst  ist,  den  durch  die  säumige  Zahlung  dem  Gläubiger 
erwachsenen  Schaden  zu  messen.  Ob  nun  die  im  Vertrage  bestimm- 
ten Strafen  gewöhnlich  den  Schuldner  unverhältnismässig  schädigten, 
oder  ob  sie,  wie  es  den  Anschein  hat,  oft  in  der  Weggabe  eines 
zum  Stadtdienst  bestimmten  Pferdes  bestanden  und  dadurch  die 
Stadt  selbst  trafen,  jedenfalls  hielt  die  Obrigkeit  dafür,  dass  den 
Weselern  durch  solche  Verträge  schon  grosses  Verderbnis  gekom- 
men sei,  verbot  sie  deshalb  bei  der  Leihe  von  Mobilien  für  später 
und  statuierte  sogar  die  Unverbindlichkeit  derartiger  schon  ein- 
gegangener Verpflichtungen.4) 

Wie  der  Rat  ein  Obervormundschaftsrecht  über  Unmündige  in 
Anspruch  nahm,  werden  wir  später  sehen;5)  jetzt  soll  uns  nur  ein 
aus  diesem  Recht  abgeleitetes  Statut  beschäftigen.  Bekanntlich  war 
nach  deutschem  Recht  der  Verkauf  von  Immobilien  an  den  Consens 
der  Erben  gebunden.  Da  aber  häufig,  wenn  an  ein  Ehepaar  Erb- 
gut auf  Wiederkauf  veräussert  war,  nach  dem  Tode  eines  Gatten 
der  überlebende  den  Wiederverkauf  ausführte  — begreiflicher 
Weise,  denn  nach  dem  in  Wesel  geltenden  Recht*)  erbte  der  hinter- 


')  S.  o.  8.  73. 

")  S.  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht  III,  ij  194. 

*)  L.  PI.,  S.  72. 

*)  L.  PI.,  8.  95,  a.  1461. 

*)  8.  u.  S.  84. 

•)  8.  8chröder,  „Mitteilungen  über  Olev.  Rechtsquellen“  in  der  Ztsehr.  f. 
Kechtsgesch.,  Bd.  10,  S.  224. 
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bliebene  Gatte  die  Fahrhabe  zu  Eigentum,  da«  unbewegliche  Gut 
nur  zu  Leibzucht  — erlies«  der  Magistrat  i.  J.  1443  ein  Gebot,  *) 
dass  in  solchen  Fällen  künftig  das  aus  dem  Wiederverkauf  gelöste 
Geld  sofort  wieder  in  erblichem  Gute  anzulegen  sei,  damit  den 
Kindern  nicht  ihr  Erbe  verkleinert  werde;  und  als  er  sah,  dass 
dies  Gebot  häufig  umgangen  wurde,  beschloss  er,  um  allen  Betrug 
hierin  unmöglich  zu  machen,  i.  J.  1451,*)  dass  von  nun  an  der 
nach  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  geschehene  Wieder- 
verkauf ungültig  sein  solle,  wenn  nicht  der  nächste  Mage  des  Ver- 
storbenen — als  Vertreter  der  Kinder  — zugegen  sei. 

Dass  auch  das  Strafrecht  tiefgreifende  Veränderungen  erfahren 
musste,  liegt  auf  der  Hand.  Die  zahlreichen  neuen  Verordnungen 
der  städtischen  Obrigkeit  hatten  ja  nicht  dieselbe  Gültigkeit,  wie 
die  alten  gewohnheitsrechtlichen  Sätze:  Ihre  Übertretung  war  kein 
Straffall  des  Landrechts,  konnte  also  auf  dem  gewöhnlichen  Wege, 
d.  h.  vor  dem  Schöffengericht,  nicht  gerichtet  werden.  Daher  war 
die  höchste  Strafe,  bei  welcher  der  Magistrat  gebieten  konnte,  für 
Bürger  die  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  für  Einwohner  die 
Verbannung  aus  der  Stadt.  *)  Zu  beidem  war  er  als  Vertreter  der 
Bürgerschaft  und  der  Stadt  berechtigt,  beides  schloss  aber  natürlich 
andere,  leichtere  Strafen,  namentlich  Geldbussen,  nicht  aus ; nur,  dass 
diese  einzutreiben,  dem  Rate  im  Allgemeinen  wenigstens  kein 
anderes  Zwangsmittel  zu  Gebote  stand,  als  die  Drohung  mit  seinen 
schwersten  Strafen.  Auf  die  Weigerung,  sich  einer  Strafe  zu  unter- 
ziehen, war  regelmässig  die  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  oder 
aus  der  Stadt  gesetzt.  4)  So  ist  es  klar,  wie  ein  ganz  neues  Straf- 
system  sich  entwickeln  musste. 


•)  B.  F.  134  b. 

*)  B.  F.  125  b. 

*)  8.  Gengier,  Stadtreohtsaltertümer,  Excars  VII,  8.  437  ff. 

*)  B.  F.  109b,  a.  1367.  Einer  der  wenigen  Ausnahmefälle  ist  folgender : Jemand, 
der  vor  einem  fremden  Gericht  einen  Bürger  angeklagt  und  trotz  dem  Befehle  des 
Kates  die  Anklage  nicht  zurückgezogen  hatte,  verlor  der  Strafandrohung  gemäss 
sein  Bürgerrecht  und  sollte  300  alte  Sohilde  zahlen,  wofür  mit  dem  Gericht  sein 
Gut  gepfändet  wurde.  Doch  erklärt  sich  dies  dadurch,  dass  die  Anklage  vor 
dem  geistlichen  Gericht  zu  Köln,  also  ausserhalb  des  clevischen  Landes,  vor- 
gebracht worden  und  also  zugleich  ein  Vergehen  gegen  den  Herzog  war  (Pri- 
vileg de  non  evocando  dem  Grafen  Johann  von  Karl  IV.  verliehen;  (s.  v.  Haeften, 
niederrhein.-westf.  Territorien,  Ztschr.  II,  8.  38),  wie  dieser  auch  dem  säumigen 
Rat  gegenüber  auf  Verfolgung  der  Sache  drang  und  einen  Teil  der  Busse 
erhielt.  (R.  a.  1471,  F.  68a,  78  b;  u.  a.  1472,  F.  90a,  101a.) 

Ein  anderes  Beispiel  s.  R.  a.  1466,  F.  14a,  wo  der  Rat,  welcher  einige 
Weseler  aus  unbekannten  Gründen  zum  Bau  einer  Strasse  verurteilt,  von  den 
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Die  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  die  Stadtverweisung 
waren  jedoch  Subeidiärstrafen  nur  dann,  wenn  die  Busse  in  Geld 
wegen  Armut  nicht  entrichtet  werden  konnte;  in  diesem  Falle  wurden 
beide  Strafen  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  verhängt,  nach  deren 
Ablauf  man  ohne  Weiteres  wieder  Bürger  war,  resp.  in  die  Stadt 
einziehen  durfte.1)  Im  anderen  Falle,  wenn  nämlich  die  Zahlung 
der  Strafe  ohne  Not  verweigert  wurde,  trat  die  Entbürgerung  oder 
die  Verweisung  aus  der  Stadt  als  härtere  Strafe  für  den  Ungehor- 
sam ein,  und  dann  regelmässig1)  ohne  eine  zeitliche  Beschränkung. 

Die  direkt  auf  ein  Vergehen  gesetzten  Strafen  begegnen  uns 
nun  in  der  grössten  Mannigfaltigkeit  von  der  kleinsten  Geldstrafe 
bis  zur  ewigen  Ausstossung  aus  dem  Bürgerschafts  verbände. 

In  der  Höhe  der  Geldstrafen  ist  ein  System  nicht  zu  erkennen; 
die  höchsten,  5 oder  10  Mark,  stehen  namentlich  auf  solche  Über- 
tretungen, bei  denen  der  Ungehorsam  besonders  geahndet  werden 
musste,  also  namentlich,  wenn  die  Statuten  nur  für  kurze  Zeit 
erlassen  waren,  wie  die  Verbote,  in  gewissen  Städten  oder  mit 
bestimmten  Kaufleuten  zu  handeln,  ')  überhaupt  dann,  wenn  ein 
Vergehen  nicht  an  sich  strafbar  war,  sondern  nur  deshalb,  weil  es 
die  Obrigkeit  untersagt  hatte. 

Die  Entziehung  des  Bürgerrechts,  der  bei  Nichtbürgern  die 
Stadtverweisung  entspricht,  wird  mit  Vorliebe  da  angewendet,  wo 
jemand  das  Interesse  der  Gesamtheit  stark  verletzt,  z.  B.,  indem 
er  von  den  Zollprivilegien  keinen  Gebrauch  macht  und  dadurch 
für  die  Zollansprüche  des  Grafen  Präzedenzfalle  schafft,*)  oder 
indem  er  eine  Klage  gegen  die  Stadt  unterstützt,  einen  Städter  vor 
einem  auswärtigen  Gericht  belangt  ■')  oder  geistlichen  Leuten  erb- 
liches Gut  schenkt  oder  verkauft. 

Die  Strafe  der  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  konnte  noch 
verschärft  werden  durch  eine  hohe  Geldstrafe“)  oder  dadurch,  dass 


Säumigen  aber  durch  den  Stadtboten  kein  Pfand  hatte  erhalten  können,  vom 
Richter  den  Fronen  haben  will,  um  sie  an  ihrem  Leibe  zu  pfänden.  Doch 
hierbei  ist  es  leicht  möglich,  dasB  das  Urteil  nicht  vom  Rate,  sondern  vom 
Stadtgericht  gesprochen  war;  und  dass  die  da  verhängten  Strafen  eine  Aus- 
nahme bildeten,  werden  wir  unten  (S.  88)  sehen. 

>)  ß.  F.  147  b;  und  F.  104  a,  a.  1350. 

*)  Fine  Ausnahme  s.  B.  F.  160  a. 

»)  L.  PI.,  S.  63 f.,  a.  1428;  s.  S.  72  u.  S.  95. 

*)  S.  o.  S.  72. 

B.  F.  138  b,  a.  1457. 

“)  B.  F.  104a,  a.  1350;  F.  146a,  a.  1374;  L.  PI.,  S.  76,  a.  1454. 
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man  die  Wiederaufnahme  für  ewige  Zeiten  verbot.1)  Denn  im 
Allgemeinen  war  es  möglich,  das  entzogene  Bürgerrecht  durch  noch- 
malige Leistung  des  Bürgereides  und  Zahlung  der  Aufnahmegebühr 
wieder  zu  erlangen.*) 

Die  strafrechtlichen  Verordnungen  des  Rates  sind  aber  nicht 
nur  durch  die  Ausbildung  eines  neuen  Strafensysteme  wichtig, 
sondern  auch  dadurch,  dass  sie  Handlungen,  welche  sicherlich  auch 
nach  dem  Landrecht  strafbar  waren,  mit  besonderen  Strafen  be- 
drohten. Namentlich  ist  da  zu  erwähnen  ein  Statut,  nach  dem  ein 
Meineidiger  oder  Gotteslästerer  sieben  Mark  Strafe  zahlen  oder  auf 
fünf  Jahre  die  Stadt  verlassen  soll.8) 

Dagegen  ist  nur  ein  Fall  bekannt,  in  dem  der  Rat  durch  eine 
Willkür  das  Strafrecht  des  Schöffengerichts  beeinflusste;  ein  Fried- 
losgelegter soll  nur  in  der  Zeit  von  der  Frühmesse  bis  zum  Vesper- 
läuten an  den  Pfahl  geschlagen  werden.4) 

Für  eine  direkte  Einwirkung  des  Grafen  auf  das  städtische 
Strafrecht  finden  sich  zwei  Beispiele,  bei  denen  es  sich  aber  nur 
um  die  Auslegung  und  um  die  Modification  eines  der  Stadt  vom 
Grafen  verliehenen  Privilegs  handelt:  Dass  von  der  Marktfreiheit 
alle  Räuber  und  Mörder  ausgenommen  sein  sollten,  wurde,  obwohl 
es  schon  im  Privileg  von  1258 ft)  festgesetzt  war,  i.  J.  1318®)  noch 
einmal  ausdrücklich  angeordnet ; und  nach  einem  Privileg  von  1430 
war  die  Stadt  mit  ihrem  Herrn  übereingekommen,  dass  auch  die- 
jenigen von  der  Marktfreiheit  keinen  Vorteil  haben  sollten,  welche 
das  auf  dem  Markt  Gekaufte  nicht  vollständig  bezahlt  hätteu. 

Das  Gebiet,  auf  dem  das  städtische  Verordnungsrecht  sich  am 
freisten  entwickelte  und  etwas  ganz  Neues  schuf,  ist  die  Polizei. 
Da  jedoch  hier  die  Gesetzgebung  sich  schwer  von  der  Verwaltung 
trennen  lässt,  bleibt  dieser  Theil  der  Ratswillküren  einem  späteren 
Abschnitte  Vorbehalten. 


')  A.  B.  Zettel  zwischen  F.  37  u.  F.  38;  u.  B.  F.  104a.,  a.  1350. 
’)  B.  F.  105  b,  a.  1363. 

»)  B.  F.  147b. 

«)  ß.  F.  167»,  a.  1383. 

5)  S.  o.  S.  28. 

•)  Original  verloren;  Copie  im  ß.  F.  99«. 


HrinKold , Vorfaaaangagearhirhte  Wetela. 


6 


Digitized  by  Google 


82 


b.  Von  der  Einwirkung  des  Rates  auf  die  Rechtsprechung. 

Des  Herrn  Gericht  mit  dem  Richter  als  Vorsitzendem  und  den 
zwölf  Schöffen  als  Urteilfindem  war  das  ordentliche  Gericht  der 
Stadt.  Vor  ihm  hatten  alle  W eseler  zu  Recht  zu  stehen,  und  hier 
wurde  sowohl  über  peinliche  Sachen  und  über  Eigen  und  Erbe,  als 
über  Schuld  und  die  geringeren  Criminalfälle  gerichtet.1)  Des  Herrn 
Gericht  war  auch  das  Gericht  für  alle  innerhalb  der  Gerichtsgrenzen 
gelegenen  Grundstücke,  auch  der  im  Besitz  der  Klöster  befind- 
lichen ;*)  eine  Ausnahme  machen  nur  die  Lehngüter.®) 

Auf  mannigfache  Art  haben  die  mittelalterlichen  Stadträte  sich 
einen  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung  innerhalb  ihrer  Mauern  er- 
worben.®) Anfänglich  überall  der  Gerichtshoheit  eines  von  ihnen 
unabhängigen  Herrrn  gegenüberstehend,  ist  es  den  einen  gelungen, 
dieselbe,  gewöhnlich  durch  Kauf,  ganz  zu  erwerben  und  so 
des  Rechts  in  ihrer  Stadt  völlig  mächtig  zu  werden,  sahen  sich  die 
andern,  welche  das  öffentliche  Gericht  nicht  an  sich  bringen  konnten, 
vor  allem  darauf  angewiesen,  die  Ansätze  ihrer  eigenen  Recht- 
sprechung weiter  auszubilden.  Zu  diesen  weniger  begünstigten  ge- 
hörte auch  der  Weselcr  Magistrat,  ln  Wesel  blieb  die  Gerichts- 
hoheit den  Grafen  und  Herzogen  von  Cleve  immer  und  ungeschmälert. 
Doch  leitete  der  Rat  aus  seiner  Vertretung  der  Bürgerschaft  das 
Recht  ab,  darüber  zu  wachen,  dass  alles  in  der  Stadt  zum  Rechten 
geschehe.  Er  fühlte  sich  ebenso,  wie  der  Herr,  zur  Wahrung  des 
Rechts  verpflichtet;  nicht  nur  im  Interesse  des  einzelnen  verklagten 
Bürgers,  sondern  ganz  allgemein,  um  Recht  und  Ordnung  in  der 
Stadt  aufrecht  zu  erhalten,  nahm  er  ein  Aufsichtsrecht  auch 
über  des  Herrn  Gericht  in  Anspruch. 

Am  besten  wird  das  anschaulich  gemacht  durch  das  Geleits- 
recht, welches  dem  Rate  zustand.  Sowohl  der  Richter  von  des 
Herrn  wegen,  als  der  Bürgermeister  von  der  Stadt  wegen,  erteilte 
das  Geleit,  und  wenn  jemand,  dem  der  Bürgermeister  Geleit  zu- 
gesichert, dennoch  vor  Gericht  angesprochen  wurde,  so  musste  auf 
Verlangen  des  Bürgermeisters  die  Anklage  abgestellt  werden.®) 

')  Beispiele  hierfür  zahlreich  in  den  Stadtrechnungen  und  den  Rats- 
Protokollen. 

’)  Ein  i.  J.  1629  vom  Herzog  zwischen  der  Stadt  und  dem  Prämonstra- 
tenserkloster  hierüber  gefällter  Schiedsspruch  giebt  der  Stadt  Recht;  die  andern, 
jüngeren  Klöster  standen  wohl  nicht  günstiger.  (B  PI.  S.  162.) 

»)  S.  R.  a.  1467,  F.  36b. 

*1  S.  Gierke,  Gesch.  des  deutschen  GeDossenschaftsrechtes  11,  S.  736  ff. 

t)  Frensdorf!,  Dortm.  Stat.  Beil.  XV,  Nr.  39. 
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Damit  das  Geleit  desto  grössere  Sicherheit  verbürgte,  kam  man 
überein,  dass  niemand  von  beiden  ohne  den  andern  es  gewähren 
solle;  das  führte  aber  dahin,  dass  Richter  und  Bürgermeister  nach 
persönlicher  Abmachung  jeder  das  Geleit  des  andern  anerkannten; 
und  da  auf  diese  Weise  manchem,  mit  dem  die  Bürger  in  Streit 
lagen,  ein  sicherer  Aufenthalt  in  Wesel  auch  vom  Bürgermeister 
gewährleistet  wurde,  führte  man  i.  J.  1457  die  alte  Gewohnheit 
wieder  ein,  dass  jeder  für  sich  allein  das  Geleit  geben  solle.’) 

Für  den  Erlass  von  Statuten  haben  uns  die  Consequenzen  des 
Interesses,  welches  der  Rat  an  allem  in  der  Stadt  gesprochenen 
Rechte  nehmen  musste,  schon  Vorgelegen;  es  konnte  sich  aber  auch 
in  jedem  einzelnen  Falle  geltend  machen,  wo  rechtliche  Ansprüche 
gegen  einen  Bürger  verfolgt  wurden. 

Dem  Rate  günstig  für  die  Ausübung  eines  Einflusses  auf  des 
Herrn  Gericht  war  vor  allem  der  Umstand,  dass  ein  Teil  seiner 
Mitglieder  zugleich  Schöffen  waren;  diese  konnten  jeden  gericht- 
lichen Vorgang  der  ihnen  nicht  mit  der  Gewohnheit  oder  dem  Rechte 
der  Stadt  übereinzustimmen  schien,  durch  Verweigerung  ihrer  Mit- 
wirkung verhindern.*)  Hierbei  ist  zugleich  eines  anderen  Grundes 
Erwähnung  zu  thun,  aus  dem  für  die  Obrigkeit  die  Schöffeneigen- 
schaft ihrer  Mitglieder  wichtig  war,  da  sich  auch  hierdurch  zu  einer 
Einwirkung  auf  das  städtische  Rechtsleben,  wenn  auch  nicht  grade 
auf  das  Gericht,  Gelegenheit  bot  — der  Qualität  der  Schöffen  als 
Beurkundungspersonen. 

Überall  in  den  Städten  beanspruchte  der  Rat  ein  Aufsichtsrecht 
über  den  städtischen  Grund  und  Boden ; denn  überall  musste  ihm 
daran  gelegen  sein,  möglichst  wenig  Grundstücke  in  den  Besitz  der 
toten  Hand  oder  überhaupt  solcher,  welche  in  Abgaben  und  Diensten 
keine  Bürgerpflicht  erfüllten,  kommen  zu  lassen.*)  Während  aber 
der  Rat  in  vielen  Städten  die  Beobachtung  seiner  diesbezüglichen 
Statuten  dadurch  sicherte,  dass  er  alle  Auflassungen  vom  Gericht 
an  sich  zog,  war  dies  Mittel  in  Wesel  schon  aus  dem  Grunde  un- 
möglich, weil  hier  zur  Übertragung  von  Immobilien  keine  gericht- 
liche Auflassung  nötig  war.  Wie  das  schon  im  Stadterhebungs- 
privileg ausgesprochen  wurde,4)  so  sehen  wir  auch  später  eine 

■)  L.  PI.  8.  82. 

*)  Z.  £.,  wenn  der  Richter  an  ungewöhnlichen  Tagen  Gericht  halten 
wollte,  folgten  sie  ihm  nicht.  K.  a.  1470,  F.  53b. 

*)  8.  Höniger  in  Conrads  Jahrbüchern.  N.  F.,  Bd.  8,  8.  572  ff.  Frens- 
dorff,  a.  a 0.,  Binl.  8.  LXXVI. 

•)  8.  o.  S.  18. 

6* 
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Handänderung  von  erblichem  Gute  ohne  Auflassung  vor  Gericht 
nur  durch  eine  von  zwei  Schöffen  besiegelte  Urkunde  zu  stände 
kommen.  Und  hier  ist  es  auch,  wo  der  Rat  zur  Wahrung  der 
städtischen  Interessen  eingreift.  In  seiner  Macht  ist  es,  den  Schöffen 
die  Siegelung  einer  Urkunde  zu  erlauben  oder  zu  verbieten.  Es 
ist  klar,  dass  diese  Competenz  der  Obrigkeit  vorwiegend  bei  Über- 
tragung von  Erbgut  an  geistliche  Leute  zur  Geltuug  kommen  musste; 
in  der  That  liegen  mehrere  Beispiele  dafür  vor,  dass  sie  die  Er- 
laubnis zum  Erwerb  von  Immobilien  den  Klöstern  dadurch  giebt, 
dass  sie  den  Schöffen  die  Siegelung  der  betreffenden  Urkunden  ge- 
stattet ■),  und  dass  sie  andererseits,  indem  sie  es  ihnen  verbietet, 
die  Liegenschaften  den  Bürgern  erhält.3) 

Aber  auch  sonst  konnte  die  Obrigkeit  wünschen,  einen  Kauf 
oder  ein  Geschäft  zu  verhindern  oder  möglich  zu  machen.  Wenn 
jemand  Immobilien  vcräussern  wollte,  seine  Erben  aber  noch  un- 
mündig waren,  also  den  nach  deutschem  Recht  notwendigen  Con- 
sens  nicht  geben  konnten,  war  es  für  den  Rat,  der,  wie  aus  vielen 
Beispielen  ersichtlich , ein  Obervormundschaftsrecht  beanspruchte, 
wichtig,  dass  er  den  Schöffen,  je  nachdem  er  von  der  Notlage  des 
Verkäufers  überzeugt  wfar  oder  nicht,  befehlen  oder  verbieten  konnte, 
ihm  den  Verkauf  zu  „vesten“,  d.  h.  ihm  eine  besiegelte  Urkunde 
darüber  auszustellen.*) 

Auf  dieselbe  Art  war  es  dem  Magistrate  möglich,  den  Zinsfuss 
in  der  Stadt  zu  bestimmen.  So  verbot  er  den  Schöffen,  einen  zu 
höherem  Zinsfusse,  als  zu  5°/«,  abgeschlossenen  Rentenkauf  zu 
beurkunden.  Hierbei  begegnet  uns  einmal  ein  eigentümlicher  Ver- 
such, das  Verbot  des  Rates  zu  umgehen:  ln  dem  Rentenkaufbriefe 

gab  man  eine  höhere  Kaufsumme  an,  als  gezahlt  war,  und  liess  die 
Urkunde  von  den  dadurch  getäuschten  Schöffen  besiegeln;  damit 
der  Schuldner  aber  dadurch  nicht  benachteiligt  wurde,  stellte 
ihm  der  Gläubiger  einen  Brief  aus,  in  dem  er  ihm  den  Wiederkauf 
der  Rente  für  die  wirklich  gezahlte  Summe  gestattete,  zeigte  diesen 
aber  den  Schöffen  nicht,  sondern  siegelte  ihn  mit  seinem  eigenen 
Siegel.  Um  dies  Manöver  unmöglich  zu  machen,  beschlossen  daher 
die  Schöffen,  einen  Rentenkaufbrief  nie  allein,  sondern  mit  dem 
Wiederkaufbriefe  zusammen  zu  besiegeln.4) 

■)  K.  a.  1474,  F.  137.. 

»)  R.  a.  1474,  F.  128b,  und  a.  1484,  F.  9». 

*)  R.  a.  1470,  F.  46.,  und  a.  1469,  F.  57,. 

4)  R.  a.  1474,  F.  128b.  Allein  durch  diese  Stelle  wird  uns  auch  über  den 
den  Zinsfuss  betreffenden  Ratsbeschluss  Kunde. 
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Ira  einzelnen  zeigt  sich  der  Einfluss  des  Magistrats  auf  das 
Schöffengericht  zunächst  darin,  dass  der  Richter  häufig  mit  ihm 
über  die  an  Ubelthätern  zu  vollziehenden  Strafen  und  über  die  vor  Ge- 
richt anhängig  gemachten  Klagen  conferiert.  Ein  in  der  Stadt  be- 
gangenes Verbrechen  schien  dem  Rate  zugleich  ihn  und  den  Herrn 
zu  verletzen.  Darum  setzte  er  mit  des  Richters  Einwilligung  Ver- 
brecher auf  den  Turm1)  und  vereinbarte  auch  wohl  mit  ihm  die 
Höhe  einer  Strafe.  Darum  litt  der  Rat  es  auch  nie,  dass  der 
Richter  ohne  seinen  Consens  einen  Verbrecher  frei  gab.  Dem  wider- 
stand sowohl  ein  Dortmunder  Urteil,*)  als  ein  Passus  aus  dem 
grossen  Privileg  von  1481.  I.  J.  1514  musste  aber  der  Herzog  bei 
Gelegenheit  eines  Zwistes  mit  der  Stadt  noch  ein  Privileg  darüber 
ausstellcn.  Wegen  Strassenraubs  an  einem  Markttage  war  des 
Herzogs  Wildforstcr  zu  Schermbeck  auf  die  herkömmliche  Art 
dingfest  gemacht  worden,  aber  der  Richter  weigerte  sich,  jedenfalls 
auf  Befehl  des  Herrn,  den  Klägern  ihr  Recht  zu  geben.3)  Gewiss 
mit  Beziehung  auf  diese  Vorgänge  enthält  nun  das  Privileg  von 
1514  (dasselbe,  durch  welches  die  Schüffenw'ahl  wieder  geändert 
wurde)  folgende  Stelle,  aus  der  so  deutlich,  wie  kaum  aus  etwas 
anderem,  das  Bestreben  und  der  Anspruch  des  Rates,  das  Recht 
in  der  Stadt  zu  wahren,  ersichtlich  ist : 

,.J.  so  sich  unse  lieve  Stadt  van  Wesell  ind  oere  bürgere  be- 
claegen,  dat  sy  mercklich  an  oeren  gerichte  myt  unser  affschryvingen 
ind  upstellingh  unser»  Richters  to  Wesell  verkort  ind  verechtert 
werden,  so  is  bekalt,  dat  wy  ind  die  unse  Richtere  aldair  dat  ge- 
richte nu  voirtan  synen  ordentlichen  ind  geboirlichen  ganck  ind 
uytdracht,  woe  recht  is,  hebben  laten  sullen  sonder  enyge  saecken 
dair  aff  to  scryven  ader  dat  gerichte  to  stellen. •* 

Die  prinzipiellen  Gründe,  welche  der  Rat  bei  Geltendmachung 
seines  Anspruchs  betonte,  treten  sehr  klar  zu  Tage  in  einer  Urkunde 
v.  J.  1592.  Der  Magistrat  verlangte  vom  Richter,  einen  Mörder, 
der  vom  Herzog  begnadigt  war,  dennoch  gerichtlich  zu  verfolgen; 
und  als  dieser  das  mit  Hinweis  auf  das  Recht  des  Herzog»,  den 
Aufenthalt  in  seinem  Lande  aus  Gnade  auch  Verbrechern  zu  ge- 
statten, ablehnte,  gab  der  Rat  vor  dem  Notar  die  Erklärung  ab, 


*)  H.  a.  1472,  F.  t47'>,  s.  R.  a.  1470,  F.  49* : „J.  so  die  gene  op  der  stat 
porten  gesatt  ind  gevangen  werden,  bii  den  richter  ind  rade  angetastet  ind  go- 
satt  werden,  ind  die  een  buten  den  anderen  dar  nyet  to  en  geet.  off  die  dan  in 
der  vencknisse  wat  verdeden.  gebort  den  richter  ind  der  stat  gelike  to  talen“. 

*)  Frensdorff,  a.  a.  O.,  Beil.  XV,  Nr.  100. 

*)  Urkunden  darüber  im  W.  R.  A. 
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er  werde  den  Übelthäter,  wenn  er  seiner  habhaft  werden  könne, 
nichts  desto  weniger  einsperren  lassen ; denn  „Begnedigung  dess 
Landes  Hess  Ihre  Ersamheitten  (der  Rat)  in  tcrminis  suis  bewenden; 
dass  aber  Doethschlegere  unnd  andere  Missethedtere  dermassen  sollen 
begnadet  kunnen  werden,  dass  sie  auch  in  dieser  Stadt  vor  Recht 
peinlicher  Rechtsferthigung  freiheitt  hedtenn,  dessenn  thedten  Ihre 
Ersamheitten  khein  gestandt,  were  auch  den  Rechten  zuwidder,  unnd 
wannehr  es  darzu  khotnmen  soll,  wurde  diese  Stadt  ein  Asylum 
unnd  Receptaculum  omnium  nefariorum  hominum  werden“. 

Die  Aufsicht  über  das  Gerichtswesen  bildete  sich  zu  einer 
kräftigen  Mitwirkung  bei  der  Wahrung  des  Rechts  am  meisten  aus, 
wo  cs  sich  um  Verletzungen  des  Stadtfriedens  handelte.  Zwar  hatte 
der  Rat  keine  Gerichtsbarkeit  hierüber,  aber  er  machte  sein  Inter- 
esse an  der  öffentlichen  Sicherheit  dadurch  geltend,  dass  er  dem 
Richter  Störer  derselben  zur  Bestrafung  überwies1)  oder  auch  wohl 
den  Thatbestand  selbst  untersuchte.1)  Wie  schon  das  Privileg  von 
1241  das  Interesse  der  Stadt  an  der  Aufrechtcrhaltung  von  Ruhe 
und  Ordnung  dadurch  anerkannte,  dass  es  ihr  einen  Teil  der  für 
Vergehen  gegen  den  Stadtfrieden  erhobenen  Strafgelder  an  wies,  so 
begegnet  uns  auch  in  den  Stadtrechnungen  unter  den  Einnahmen 
sehr  häufig  eine  mit  jenem  Anteil  sich  allerdings  nicht  deckende 
Summe  „van  slachtinghe“,  und  so  sollten  auch  nach  jenem  Privileg 
von  1514  zwei  Fünftel  der  Strafen,  die  auf  das  Ziehen  des  Messers, 
auf  Verwundungen  und  auf  Blau  und  Blut  gesetzt  waren,  der  Stadt 
zu  Gute  kommen.  Wie  entschieden  die  Obrigkeit  das  Recht  zur 
Schirmung  des  Stadtfriedens  beanspruchte,  zeigt  auch  ein  Plebiscit 
v.  «T.  1449,  nach  dem  alle,  welche  mit  verbotenen  Waffen  jemanden 
vorsätzlich  angegriffen,  nicht  nur  vom  Herrn  allein,  sondern  auch 
vom  Rate  in  Verbindung  mit  dem  Herrn  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden  konnten.*) 

Einen  grossen  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung  im  Schöffen- 
gericht übte  der  Rat  ferner  dadurch  aus,  dass  er  den  Einwohnern 
die  Vornahme  gerichtlicher  Handlungen  erlaubte  oder  verbot. 

Mehrere  Beispiele  kommen  dafür  vor,  dass  der  Rat  einem 
Bürger  vor  Gericht  zu  klagen  untersagte  oder  eine  schon  erhobene 
Klage  zurückzunehmen  befahl.  So  verweigerte  er  einem  Einwohner 


»)  R.  a.  1471.  F.  67». 

»)  R.  a.  1470.  F.  41 b. 

*)  B.  F.  126».  Uber  die  Bestrafung  der  „rorsate“  durch  den  Rat  s.  Frens- 
dorff,  Stadt-  und  GericbUverf.  Lübecks,  8.  147  ff. 
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die  Erlaubnis,  an  Stelle  eines  Ritters,  der  in  Wesel  nicht  zu  Recht 
stehen  wollte,  dessen  in  der  Stadt  wohnende  Hausleute  gerichtlich 
zu  belangen,  natürlich  aus  Furcht  mit  dem  Ritter  in  Händel  zu  ge- 
raten.1) Ein  anderer  hatte  nach  dem  Tode  eines  Städters  Ansprüche 
auf  dessen  nachgelassenes  Gut  erhoben.  Da  aber  dem  Verstorbenen 
„ein  klevn  jungh  onmondich  kint  nagebleven  is  ind  den  Kiinde  siin 
guet  so  aff  to  wynnen  zwcerlic  is  to  te  laten“,  so  wurde  dem 
Gläubiger  befohlen,  er  solle  Zeugen  und  Kunde  dafür  bringen,  dass 
es  wahrhaftige  Schuld  sei.*)  Hierher  gehören  auch  die  Gebote, 
eine  Sache  nicht  gleich  vor  Gericht,  sondern  erst  vor  den  Rat  zu 
bringen,  welche  zusammen  mit  der  eigenen  richterlichen  Thätigkeit 
dieser  Behörde  besprochen  werden  sollen. 

Wurde  die  Einwirkung  des  Rates  auf  das  Schöffengericht  durch 
die  Gerichtshoheit  des  Herrn  bedeutend  eingeengt,  so  konnte ' er 
ohne  diese  Schranke  seinen  Einfluss  auf  das  Gerichtswesen  geltend 
machen  durch  die  Rechtsprechung  des  Stadtgerichts,  des  Burgerichts, 
des  Bürgermeisters  und  durch  seine  eigene  richterliche  Thätigkeit. 

Das  Burgericht  musste  schon  oben8)  besprochen  werden,  um 
den  Ursprung  des  Amtes  der  burmagistri  deutlich  zu  machen.  Hier 
ist  aleo  zunächst  das  Stadtgericht4)  zu  behandeln.  Über  dasselbe 
sind  die  Nachrichten  etwas  weniger  spärlich,  als  über  das  Bur- 
gericht : Es  hat  seinen  Ursprung  in  der  Rechtsprechung  über  Schelt- 
worte, Mass  und  Gewicht,  welche  i.  J.  1241  dem  Bürgermeister  be- 
stätigt wurde.  Eine  weitere  Competenz,  die  Jurisdiction  über  „nae 
tymmeringe“ *)  ergab  sich  ebenfalls  aus  dem  alten  Charakter  des 
Bürgermeisters  als  Ortsvorstehers.  Dabei  ist  leicht  zu  ersehen,  dass 
dem,  was  wir  nach  Beispielen  aus  anderen  Städten,  namentlich  Soest 
und  Köln,  uns  unter  einem  Burgericbt  denken,  in  Wesel  das  Stadt- 
gericht viel  besser  entspricht,  als  das  Burgericht  — ich  erinnere 
nur  an  die  Rechtsprechung  über  Mass  und  Gewicht. 

Etwas  Näheres  über  das  Stadtgericht  erfahren  wir  aus  einem 
Pergamentcodex,*)  dessen  Inhalt,  wie  auf  der  ersten  Seite  zu  lesen, 
i.  J.  1461  aus  einem  alten  Buche  abgeschrieben  ist,  und  in  dem  sich 
auch  ein  Teil  einer  Ordnung  für  das  Stadtgericht  befindet.  Das 


>)  ft  a.  1467,  F.  38». 

»)  ft.  a.  1467,  F.  23». 

*)  8.  o.  8.  10  ff. 

4)  Die  Bezeichnung  „der  Stadt  Gericht“  iit  durch  den  Gegensatz  za  des 
Herrn  Gericht  zu  erklären. 

»)  L.  PI.  8.  63,  a.  1427. 

•)  W.  ft.  A.,  Caps.  842.  Nr.  11. 
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Wichtigste,  was  aus  dieser  flüchtig  geschriebenen  Aufzeichnung,  die 
sich  nur  mit  der  Klage  wegen  Scheltworte  beschäftigt,  hervorgeht, 
ist  erstens,  dass  vor  das  Stadtgericht  nur  eine  einfache  Beleidigungs- 
klage gehört,  der  Kläger  aber  nicht  eine  Summe  Geldes  nennen 
darf,  um  welche  er  die  Beleidigung  nicht  gelitten  haben  wollte.1) 
Solche,  eine  höhere  Strafe  fordernden  Klagen  mussten  also  jeden- 
falls vor  des  Herrn  Gericht  angebracht  werden.  Ferner  hat  der 
Kläger,  wenn  der  Beklagte  auf  dreimalige  Forderung  nicht  er- 
schienen, seine  Klage  damit  nicht  gewonnen,  sondern  der  Bürger- 
meister muss  dann  den  Beklagten  vor  des  Herrn  Gericht  ansprechen, 
weil  er  der  Stadt  Gericht  verschmäht  hat,  und  ihn  so  zwingen,  zur 
Antwort  zu  kommen. 

Da,  wie  wir  sehen,  das  Stadtgericht  durchaus  ein  integrieren- 
der Bestandteil  der  Weeeler  Gerichtsverfassung  und  als  solcher  vom 
Gerichtsherrn  anerkannt  ist,  konnte  es  sicher  ebenso,  wie  zur  Vor- 
ladung des  Angeklagten,  auch  zur  Pfändung  des  Verurteilten  sich 
der  stadtherrlichen  Zwangsgewalt  bedienen,  d.  h.  den  Boten  des 
.Richters  beanspruchen,  um,  falls  die  Pfändung  mit  dem  Stadtboten 
erfolglos  gewesen,  den  Schuldigen  an  seinem  Leibe  zu  pfänden.*) 

Für  die  Besetzung  des  Gerichts  folgt  leider  aus  dieser  Quelle 
ebensowenig,  wie  aus  unserm  andern  Material.  Auch  für  das  Bur- 
gericht flndet  sich  hierüber  nirgends  eine  Nachricht.  Wahrschein- 
lich ist  aber,  dass  in  beiden  die  Urteilfinder  Ratsmänncr  waren. 

Ausserhalb  des  Stadtgerichts  hatte  der  Bürgermeister  eine  Juris- 
diktion über  Vernachlässigung  der  Bürgerpflichten  und  Übertretung 
städtischer  Verordnungen.  Natürlich  wurden  solche  Vergehen,  auf 
welche  die  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  stand,  regelmässig 
vom  ganzen  Rate,  oft  sogar  mit  Zuziehung  der  Gemeinde  gerichtet, 
alle  anderen  dagegen  verfolgte  man  so,3)  dass  sofort  der  Bürger- 
meister, die  Burmeister,  oder  wer  sonst  die  Beobachtung  der  frag- 
lichen Bestimmung  zu  bewachen  hatte,  durch  den  Stadtboten  ein 
Pfand  nehmen  und  dieses  eine  bestimmte  Zeit  lang  auf  dem  Rat- 
hause verwahren  liess.  Falls  innerhalb  dieser  Zeit  der  Gepfändete 
keine  genügende  Entschuldigung  vorgebracht  hatte,  wurde  das  Pfand 
verkauft  und  der  Erlös  nach  den  darüber  bestehenden  Vorschriften 
— meistens  zum  Besten  der  Stadt,  oft  auch  teilweise  für  Bürger- 
meister und  Burmeister  — verwandt. 


')  S.  Frensdorff,  Dortm.  Stat.  S.  272. 
s)  S.  o.  8.  79,  Anm.  4. 

•)  L.  PI.  8.  8,  a.  1407;  B.  P.  118«,  a.  1400;  R.  a.  1466,  F.  1*. 
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Aber  noch  weiter  erstreckte  »ich  die  jurisdiktionelle  Thätigkeit 
des  Bürgermeisters,  Oft  wurden  vor  ihn,  als  den  Vertreter  des 
Rats,  Klagen  gebracht,  die  er,  falls  man  seinem  Urteile  nicht  ge- 
horchte, dem  Collegium  vorlegtc.  Ausserdem  hatte  er  in  gewisseu 
Sachen  regelmässig  die  Entscheidung  allein  in  der  Hand.  Wenn 
Fremde  mit  ihren  Schuldklagen  gegen  Weseler  Bürger  nicht  zum 
Rat,  sondern  zu  ihm  gingen,  sprach  er  jedesmal  selbst  Recht.1) 
Natürlich  war  er  hier  eigentlich  nur  Schiedsrichter  — der  Kläger 
konnte  ebensowohl  sich  an  den  Rat  oder  an  des  Herrn  Gericht 
wenden  — ; indes»  scheint  die  Zustimmung  des  Beklagten,  die  doch 
zu  einem  gewöhnlichen  Schiedsgericht  gehört,  hier  nicht  erforder- 
lich gewesen  zu  sein.  Das  wird  durch  folgende  Gründe  sehr  wahr- 
scheinlich gemacht: 

Auch  der  Rat  richtete  über  Schuldklagen  zwischen  Fremden 
und  Einheimischen,  und  seinem  Gerichte  durfte  sich  kein  Weseler 
entziehen,  was  daraus  hervorgeht,  dass  der  Magistrat  einmal  eine 
von  einem  Fremden  vor  ihm  angebrachte  Klage  deshalb  zurück- 
weist, weil  sic  erbliches  Gut  betreffe;*)  denn  diese  Klage  kann  nicht 
eine  Bitte  beider  Parteien  um  einen  Schiedsspruch  gewesen  sein; 
den  würde  er,  wie  viele  Beispiele  zeigen,  nicht  verweigert  haben. 
Ein  direkteres  Zeugnis  besitzen  wir  in  einem  vor  dem  Rat  gewiese- 
nen Weistum8)  des  Inhalts,  dass,  wenn  ein  fremder  Mann  einen 
Bürger  oder  Eingesessenen  um  bekannte  Schuld  pfänden  soll,  der 
Stadtbotc  ihm  aber  kein  Pfand  (wegen  der  Armut  des  Schuldners) 
anweisen  kann,  der  Richter  ihm  ohne  weitere  gerichtliche  Ver- 
handlung seinen  Boten  geben  muss,  um  den  Schuldner  an  seinem 
Leibe  zu  pfänden.  Denn  die  Bestimmung,  dass  dem  Gläubiger  der 
Stadtbote  das  Pfand  anweisen  soll,  zeigt  deutlich,  dass  nach  der 
Voraussetzung  des  Urteilfinders  die  Schuld  vor  einer  städtischen 
Behörde  bekannt  ist,  welche,  wie  aus  der  Stelle  ersichtlich,  ebenso 
wie  das  Gericht  iin  stände  ist,  einem  Auswärtigen  gegen  einen 
Weseler  Recht  zu  verschaffen.  Da  nun  aber  der  Bürgermeister  stets 
als  Vertreter  des  Rats  handelte,  so  dürfen  wir  schon  aus  diesem 
Grunde  gewiss  annehmen,  dass  auch  sein  Schiedsgericht  in  dem 
besprochenen  Falle  von  dem  Beklagten  nicht  abgelehnt  werden 
konnte. 

Ein  Beispiel  dafür  haben  wir  an  einer  Stelle  der  Kämmerei- 


*)  Über  die  „Gaatgerichtc'*  s.  Oscnbrüggcn,  Heehtsgeschichtliche  Studion, 
S.  19  ff. 

*)  R.  a.  1470,  F.  54*. 

>)  R.  a.  1467,  F.  23*. 
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rechnungen,  wo  jemand  mit  der  Lieferung  von  2000  Steinen  be- 
straft wurde  „quod  noluit  venire  ad  magistrum  civium  ad  faciendum 
jus  alineo-;1)  ja,  einmal  wird  sogar  ein  Bürger,  der  sich  wegen  der 
Schuldklage  eines  Fremden  vor  dem  Bürgermeister  zu  Recht  zu 
stehen  weigerte,  entbürgert  mit  der  Motivierung  „want  ghi  gheswa- 
ren  hebbet  ten  hilgen  onser  stad  recht  to  halden,  end  ghi  des  nyet 
ghehalden  en  hebbet  end  hebbet  weygheringhe  ghedaen  recht  to 
doene  vor  den  borgermeyater,  als  onser  stad  recht  isu.*) 

Der  Grund,  aus  welchem  grade  in  Streitigkeiten  zwischen 
Fremden  und  Einheimischen*)  das  Schiedsgericht  des  Rates  und 
des  Bürgermeisters  sich  zu  einem  Gericht  mit  Zwangsgewalt  aus- 
bildete,4) ist  ohne  Zweifel  der,  dass  es  der  Stadt  im  Interesse  des 
Friedens  und  der  Sicherheit  ihrer  Bürger  darum  zu  thun  sein 
musste,  Streitigkeiten  mit  Fremden  möglichst  schnell  abgewickelt 
und  deshalb  nicht  an  das  Schöffengericht  mit  seinem  langwierigen 
Prozessgang  kommen  zu  sehen.“) 

Die  drei  besprochenen  Gerichte,  das  Stadtgericht,  das  Bur- 
gericht und  des  Bürgermeisters  Gericht,  waren  nun  durchaus  in  der 
Hand  des  Rates.  Für  das  Gericht  des  Bürgermeisters  wird  es  nach 
dem  Gesagten  des  Beweises  nicht  mehr  bedürfen;  für  die  beiden 
anderen  Gerichte  folgt  es  daraus,  dass  die  Richter  in  beiden,  der 
Bürgermeister  und  die  Burmeister,  ihre  Gewalt  nur  als  eine  vom 
Rate  verliehene  haben,  und  dass  die  Strafgelder  in  die  Stadtkasse 
flicssen.  Eine  Folge  davon  war,  dass  der  Rat  den  Vorsitz  darin 
nach  Belieben  anderen  verleihen,  und  dass  er  Bestimmungen  über 
die  zu  verhängenden  Strafen  treffen  konnte.  So  sehen  wir  dem 
Burgericht  gleich  bei  seiner  ersten  Erwähnung  den  Bürgermeister 
und  die  Burmeistcr  präsidieren,  und  so  heisst  cs  auch  vom  Stadt- 
gericht in  jener  Gerichtsordnung:  „Der  Bürgermeister  oder  wer  es 
sonst  von  der  Stadt  wegen  hegt.“  So  wird  auch  einmal  vom  Rate 
die  Strafe  auf  Feldschaden  erhöht,*)  und  auf  Nichterfüllung  des 


’)  St.  a.  1393.  (Recepta  van  broken.) 

*)  A.  B.  F.  38*. 

a)  Denn  dafür,  dass  für  die  Rechtsprechung  des  Rates  zwischen  Einhei- 
mischen auch  über  Geldschuld  die  Einwilligung  beider  Parteien  erforderlich 
war,  geben  die  Quellen  mehr  als  ein  Zeugnis  an  die  Hand.  S.  z.  B.  R.  a.  1466 
F.  7 b u.  a.  1470,  F.  47*. 

‘)  S.  u.  8.  91. 

*)  S.  Freiburger  Stadtrecht. 

•)  S.  L.  PI.  8.  62. 
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vor  dem  Stadtgericht  gegebenen  Versprechen»,  „eine  Unschuld  zu 
thun“,  als  Strafe  der  Stadt  Dortmund  höchste  Kur,1;  nämlich  zehn 
Mark  und  ein  Fuder  Wein,  festgesetzt. 

Wir  kommen  jetzt  zur  Jurisdiktion  des  Rates  selbst.  Zunächst 
ist  hier  zu  betonen,  dass  er  sich  seine  Gerichtsbarkeit  erst  im  Laufe 
der  Zeit  erworben  hat  und  also  nicht  in  derselben  Lage  war,  wie 
der  Rat  in  anderen  Städten,  dem  eine  gewisse  niedere  Jurisdiktion, 
namentlich  über  Mas»  und  Gewicht  und  über  Blau  und  Blut  häufig 
von  früher  Zeit  an  zustand.  Er  fand  vielmehr  diese  niedere  Ge- 
richtsbarkeit im  Anfänge  seiner  Thätigkeit  bereits  in  festen  Händen, 
und  da  er  nicht  aus  einem  schon  früher  bestehenden  Collegium 
hervorgegangen  war,  sondern  von  den  Schöffen  ex  ovo  geschaffen 
wurde,  konnte  er  auch  aus  keiner  früheren  Stellung,  wie  andere 
Stadträte,  irgend  ein  Recht  der  Jurisdiktion  mitbringen.  Sein 
Streben,  trotzdem  Einfluss  auf  das  Gerichtswesen  der  Stadt  zu  ge- 
winnen, haben  wir  in  einigen  seiner  Äusserungen  bereits  verfolgt, 
aber  wohl  nirgends  zeigt  es  sich  zugleich  deutlicher  und  ist  von 
grösserem  Erfolge  gekrönt,  als  in  der  Ausbildung  einer  eigenen 
Rechtsprechung. 

Zunächst  ist  hier  genau  zu  scheiden  zwischen  den  Sachen,  für 
welche  der  Magistrat  eine  ordentliche  Gerichtsbehörde  wurde,  und 
denen,  über  welche  er  nur  als  Schiedsgericht  urteilte.  Für  beide 
Palle  ist  aber  das,  was  schon  früher  bemerkt  werden  musste,’)  im 
Auge  zu  behalten:  Der  Rat  konnte,  wenn  er  in  seiner  Sorge  für 
da»  Wohl  der  Stadt  den  Zusammenhang  der  städtischen  Gerichts- 
verfassung durchbrechen  und  den  Bürgern  selbst  Recht  sprechen 
wollte,  sie  nicht  durch  das  Schöffengericht  zwingen,  vor  ihm  zu 
Recht  zu  stehen.  Anders  war  es  ja  beim  Stadtgericht,  da  es  durch 
seine  Rechtsprechung  über  Vergehen,  für  die  es  kein  anderes  Ge- 
richt gab,  des  Herrn  Gericht  ergänzte,  und  darum  ohne  es  die 
Weseler  Gerichtsverfassung  gar  nicht  zu  denken  war. 

Zu  den  Vergehen,  über  welche  die  Obrigkeit  mit  Zwangsgewalt 
richtete,  gehören  alle  Übertretungen  städtischer  Willküren  und  Be- 
schlüsse. Dieser  Teil  seiner  Gerichtsbarkeit  richtet  sich  also  nach 
dem  Umfange  seines  Verordnungsrechts,  sodass  auf  dessen  Dar- 
stellung zu  verweisen  ist,  auch,  was  das  hier  angewandte  Straf- 
system anlangt.  Ferner  seine  Rechtsprechung  in  Geldstreitigkeiten 
zwischen  Fremden  und  Einheimischen,  welche  von  der  ihr  parallel 


')  8.  R.  a.  1467,  F.  26*.  Frensdorff,  Dortm.  Stat.  HI,  66. 
>)  8.  o.  8.  79. 
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laufenden  des  Bürgermeisters  nicht  zu  trennen  war;  hier  ist  nur 
noch  zu  bemerken,  dass  zu  den  Schuldklagen,  über  welche  der 
Rat  richtete,  auch  die  Klagen  einer  fremden  Herrschaft  um  Gerade, 
Herwede  und  Gurmedc  gehörten;  denn  auch  da  scheint,  gewiss  aus 
demselben  Grunde,  wie  bei  den  gewöhnlichen  Schuldklagen,  die 
Einwilligung  des  Beklagten  in  den  Schiedsspruch  des  Rates  nicht 
erforderlich  gewesen  zu  sein. 

Eine  nicht  unwichtige  Compotenz  hat  sich  ferner  das  Rats- 
gericht in  der  Rechtsprechung  über  Zinse  und  Renten  zu  erwerben 
gewusst.  Wir  sahen  schon,')  dass  die  vom  Stadtboten  genommenen 
Pfänder  nicht,  wie  die  anderen,  vor  Gericht  verfolgt  zu  werden 
brauchten,  sondern  „mit  einer  Hand  gepfändet  und  mit  der  andern 
Hand  verkauft“  werden  durften.  Der  Rat  hielt  sich  nun  für  be- 
rechtigt, zur  Pfändung  seinen  Boten  zu  leihen,  wenn  er  wollte; 
und  so  entstand  die  Gewohnheit,  wegen  verweigerter  Zinse  und 
Renten  vor  ihm  zu  klagen ; gab  er  dann  dem  Kläger  Recht,  so  lieh 
er  ihm  den  Boten  zur  Auspfändung  des  Zinses,  und  der  Gepfändete 
konnte  sich,  da  die  Pfänder  sofort  verkauft  werden  durften,  an  des 
Herrn  Gericht  nicht  mehr  wenden.4) 

Im  Zusammenhang  mit  seiner  Einwirkung  auf  das  Gerichts- 
wesen muss  auch  die  schiedsrichterliche  Thätigkeit  des  Rates  be- 
handelt werden,  weil  diese  so  ausgedehnt  war,  dass  sie  wirklich  auf 
die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Stadt  den  bedeutsamsten  Einfluss 
ausübte,  und  weil  sie  sich  in  einigen  Punkten  sogar  zu  einer  eigent- 
lichen Rechtsprechung  entwickelt  hat.*) 

Zunächst  ist  hinzuweisen  auf  die  Art,  wie  der  Rat  manche 
Vergehen  vor  sein  Forum  zog.  Er  that  dies  nämlich,  indem  er  den 
Schuldigen  nicht  sofort  nach  erhobener  Klage  verurteilte,  sondern 
ihn  erst  festnehmen  liess  und  dann  fragte,  ob  er  „dess  bei  ihm 
bleiben“,  d.  h.,  ob  er  sein  Urteil  anerkennen  wolle.  Willigte  er 
ein  und  leistete  den  Schwur  oder  stellte  einen  Bürgen,  so  wurde 
er  entlassen,  und  seine  Strafe  später  festgesetzt.  Falls  er  sich  aber 
weigerte,  so  war  das  Regelmässige,  dass  er  vom  Magistrat  vor  des 
Herrn  Gericht  verklagt  wurde,  jedoch  nicht,  wie  im  entsprechenden 
Falle  beim  Stadtgericht,  wegen  Ungehorsams  gegen  eine  gcricht- 


*)  S.  o.  S.  76. 

*)  R.  a.  1467,  F.  31»,  und  a.  1474,  F.  126,. 

*)  Ein  interessantes  Beispiel  für  die  Entwicklung  einer  ordentlichen  Ge- 
richtsbarkeit aus  einer  nur  schiedsrichterlichen  ist  die  Geschichte  der  Ksts- 
jurisdiktion  in  Bremen ; s.  Donandt,  Gcsoh.  des  Brem.  Stadtrechts. 
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liehe  Vorladung,  sondern  wegen  des  Vergehens  selber;1)  seltener 
trat  statt  dessen  die  Strafe  der  Entbiirgerung  ein.1)  Wir  haben  es 
also  hier  nur  mit  einem  Schiedsgericht  zu  thuu,  eiuetn  Schiedsge- 
richt zwischen  der  Stadt  und  dem  Übelthäter.  Bei  allen  Vergehen, 
über  welche  der  Rat  dergestalt  urteilte,  wurde  die  Stadt  selbst  als 
verletzt  betrachtet.  Darum  finden  wir  dieses  Schiedsgericht  be- 
sonders häufig  bei  Beleidigung  der  Obrigkeit  und  Ungehorsam 
gegen  ihre  Befehle,  aber  auch  bei  Störung  des  Stadtfriedens.  Denn 
obwohl  über  Blau  und  Blut  ja  von  dem  Schöffengericht  Recht  ge- 
sprochen wurde,  hielt  der  Rat  doch  die  Aufrechterhaltung  des  Stadt- 
friedens für  seine  Aufgabe.  Die  Erfüllung  dieser  Pflicht  wurde 
nicht  wenig  dadurch  erschwert,  dass  nach  älterem  deutschem  Recht 
ohne  Klage  des  Verletzten  keine  gerichtliche  Verfolgung  eintreten 
konnte,  die  streitenden  Parteien  aber  häufig  lieber  zur  Privatrache 
ihre  Zuflucht  nahmen.  Mitten  in  die  Aufregung  und  Besorgnis 
hinein,  mit  welcher  daher  jede  Gewaltthat  in  der  Stadt  die  Bürger 
erfüllen  musste,  versetzt  uns  folgender  Ratsbeschluss:  „Ind  hebben 
averwegen,  dat  die  twiidracht  vorder  verlopen  ind  meer  lüde  sich 
dar  in  mengende  mochten  werden,  dar  bii  dan  doitslach  ind  ander 
ongeluc  opstaen  inocht.  Sulx  dan  all  in  den  besten  to  verhuden  ind 
versucht  to  werden,  dat  die  gebreken  bii  den  frunden  van  beiden 
ziden  hyu  gelacht  worden,  hebben  sie  tusschen  den  partien  geraemt 
ind  willen  dat  so  gehalden  hebben,  dat  sie  van  beiden  ziden  vorseit 
enen  vreden  halden  sullen  . . .“*)  Wie  schon  aus  dieser  Stelle 
hervorgeht,  suchte  der  Magistrat  solchen  Gefahren  dadurch  zu  be- 
gegnen, dass  er  den  Streitenden  durch  den  Bürgermeister  befehlen 
Hess,  eine  bestimmte  Zeit  lang  Frieden  zu  halten,  damit  der  erste 
Zorn  verrauche,  und  den  beiderseitigen  Freunden  eine  Schlichtung 
des  Zwists  möglich  werde.  Auf  Ungehorsam  gegen  einen  solchen 
Befehl  stand  nach  einem  Plobiscit  v.  J.  1350  4)  eineStrafe  von  5 Mark. 
War  nach  Ablauf  der  befriedeten  Zeit  keine  Versöhnung  zu  stände 
gekommen,  so  wurde  der  Friede  verlängert,  und  hielt  sich  der  Rat 
nun  für  berechtigt,  sein  Schiedsgericht  den  Parteien  aufzuzwingen.5) 

Nicht  minder  in  das  Rechtsleben  der  Stadt  eingreifend  war  die 
Thätigkeit  des  Magistrats  als  einer  schiedsrichterlichen  Instanz 


')  R.  a,  1466,  F.  12». 

*)  B.  F.  109h,  a.  1367. 

»)  R.  a.  1474,  F.  125*. 

*)  B.  F.  104»  (gedr.  bei  Wolters). 

•)  z B.  R.  a.  1484,  F.  23h,  s.  auch  Frensüorff,  Lübeck,  S.  144  ff.  (lengler, 
Stadtrechtsaltertliämer,  S.  43ö. 
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zwischen  Privaten.  Überall  in  den  Quellen  zeigt  es  sich,  ein  wie 
wachsames  Auge  er  auf  alle  Vorgänge  in  der  Stadt  hatte.  Sobald 
er  von  irgend  einem  Streite  hörte,  der  nach  seiner  Meinung  besser 
vor  ihm  entschieden  wurde,  lud  er  die  Parteien  in  die  Ratskammer 
und  fragte  sie,  ob  sie  ihm  die  Sache  überlassen  wollten ; erklärten 
sie  sich  einverstanden,  so  versprach  er,  zum  Besten  darin  zu  sehen, 
andernfalls  wies  er  sie  an  das  Gericht.  Denn  ein  Zwang,  sein 
Schiedsgericht  anzuerkennen,  existierte  im  Allgemeinen  nicht. *)  Dass 
es  aber  oft  ira  Interesse  der  Parteien  selbst  lag,  ihre  Sache  dem 
Rate  anheim  zu  stellen,  beweisen  die  überaus  häufigen  Anrufungen 
seines  schiedsrichterlichen  Urteils,  durch  welche  der  Thätigkeit  des 
Schöffengerichts  bedeutender  Abbruch  gethan  wurde.  — Wie  der 
Rat  bestrebt  war,  die  herrschende  Gewohnheit  zum  Rechtsatze  zu 
erheben,  zeigt  der  Beschluss  des  Jahres  1482  „Dat  men  bürgere 
of  ingeseten  to  Wesele  nyet  an  toe  tasten,  dat  en  sy  irsten  an  den 
raet  vervolgt,  offt  dair  gheschyden  sali  wesen  myt  belyven  des 
raitz.“  *) 

Wenn  eine  Partei,  trotzdem  sie  in  das  obrigkeitliche  Schieds- 
gericht eingewilligt  hatte,  dem  Urteil  des  Rates  nicht  Folge  leistete, 
so  verfuhr  man  ebenso,  wie  bei  jedem  anderen  Schiedsgericht:  Die 
unbotraässige  Partei  wurde  wegen  Ungehorsams  gegen  den  Schieds- 
spruch als  wegen  eines  Vertragsbruches  vor  Gericht  verklagt,  wobei 
das  Zeugnis  des  Rates  einen  weiteren  gerichtlichen  Urteilsspruch 
in  der  Streitsache  selbst  ausschloss.*)  Nie  dagegen  scheint  der  Rat 
von  sich  aus  die  Befolgung  eines  nur  schiedsrichterlichen  Urteils 
erzwungen  zu  haben. 


c.  Von  der  Verwaltungsthätlgkelt  des  Rates. 

a Die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Die  auswärtigen  Beziehungen  der  Stadt  nahmen  die  Mitglieder 
des  Magistrats  auf  sehr  mannigfache  Weise  in  Anspruch.  Wenn 
der  Graf  von  der  Stadt  eine  Bede  forderte,  oder  wenn  er  die 
Privilegien  verletzte,  wenn  die  Stadt  in  Fehde  mit  fremden  Herren 
oder  Städten  lag,  wenn  Bündnisse  zur  Sicherung  des  Landfriedens 
geschlossen  werden  sollten,  immer  musste  der  Rat  die  Interessen 

’)  Eine  Ausnahme  S.  S.  89. 

*)  L.  PL,  S.  104. 

*)  8.  t.  B.  R.  a.  1466,  F.  7..  und  a.  1467,  F.  88».  Frensdorfl,  a a.  O.  Beil 
XV,  Nr.  54. 
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der  Gemeinde  vertreten,  indem  er  Boten  schickte  und  empfing  oder 
einige  seiner  Mitglieder  nach  Cleve  oder  zur  Tagfahrt  entsandte. 

Der  wesentlichste  mit  der  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft  ver- 
bundene Vorteil  war  der  von  Seiten  der  Stadt  gewährte  Schutz.1) 
Hieraus  ergiebt  sich  eine  Vertretung  auch  der  einzelnen  Bürger 
durch  die  oberste  städtische  Behörde. 

Besonders  merkwürdig  ist  hierbei  das  Verhältniss  der  Erb- 
genossen zu  der  Stadt.  Die  Erbgenossen  bildeten  zwar  den  ältesten 
Teil  des  Patriziats,9)  waren  aber  keineswegs  mit  diesem  indentisch; 
demungeachtet  sehen  wir  den  Rat  sich  überall  ihrer  Interessen 
ebenso  eifrig,  wie  der  städtischen,  annehmen.  Namentlich  Beein- 
trächtigungen ihrer  Gerechtsame  im  Weseler  Walde  Seitens  des 
Grafen  oder  des  Holzrichters  suchte  er  energisch  abzuwehren.  Auf 
die  Deichangelegenheiten  hatte  die  Stadt  sogar  einen  indirekten 
Einfluss  zu  gewinnen  gewusst,  da  der  Bürgermeister  bei  der  Wahl 
der  Heimrader  seine  Stimme  abzugeben  hatte. 

So  oft  ein  Bürger  ausserhalb  der  Stadt  Schaden  erlitt,  nahm 
die  Obrigkeit  seine  Sache  in  ihre  Hand.  Sie  verlangte  Ersatz,  übte 
Repressalien  aus,  oder,  falls  ihm  die  Unbill  von  einer  fremden  Stadt 
zugefügt  war,  verbot  sie  den  Kaufleuten  den  dortigen  Markt  zu 
besuchen.4)  Häufig  kam  es  vor,  dass  Herren  oder  Städte,  die  eine 
Forderung  an  den  Grafen  hatten,  den  Kauf  leuten  des  Landes  von 
Cleve  bis  zur  Zahlung  der  Summe  Strassen  und  Flüsse  versperrten. 
So  geschah  es  meistens,  dass  die  Kaufleute  durch  Zahlung  des  auf 
ihre  Stadt  fallenden  Schuldanteils  sich  die  Handelsfreiheit  erkaufen 
mussten.  Die  Eintreibung  und  wohl  auch  die  Entrichtung  der 
Summe  besorgte  dann  aber  in  Wesel  für  die  Kaufleute  der  Rat, 
gewöhnlich,  indem  er  von  allen,  die  über  die  bisher  gesperrte  Strasse 
zogen,  einen  Zoll  erhob.4)  Dem  entsprechend  warb  er  auch  in  Ver- 
tretung der  Kaufleute  von  auswärtigen  Herren  Geleit,  dessen  Kosten 
er  natürlich  ebenfalls  von  denen  erhob,  welche  davon  Gebrauch 
machten.4) 

Sehr  eifrig  war  der  Rat  darauf  bedacht,  das  Privileg  „de  non 


>)  S.  o.  S.  57. 

*)  S.  o.  8.  46. 

*)  8.  o.  S.  72. 

*)  W.  R.  A.  Cap«.  341,  Nr.  12. 

*)  S.  L.  PI.  S.  125  a.  1416  (Abschrift  au«  dem  Anfang-  de»  16.  Jh.):  Von 
jedem,  der  den  Rhein  bis  Köln  oder  höher  hinauffährt,  soll  man  */*  ”/0,  der  den 
Rhein  hinabfährt,  '/»%  des  Wertes  seiner  Waaren  nehmen,  denen  von  Vernen- 
burg  das  Qeleit  zu  bezahlen.  Ähnlich  L.  PI.  S.  134,  a.  1444. 
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evocando“  in  Kraft  zu  erhalten.  Wurde  trotz  desselben  ein  Ein- 
wohner vor  ein  fremdes  Gericht  gezogen,  so  trat  er  darum  für  ihn 
ein,  nicht  nur,  um  ihm  Schutz  zu  gewähren,  sondern  auch,  um  das 
kostbare  städtische  Recht  nicht  allmählich  ausser  Übung  kommen 
zu  lassen.  Waren  es  aber  Einwohner  von  Wesel,  die  ihre  Lands- 
leute vor  einem  auswärtigen  Gericht  belangten,  so  befahl  der  Rat 
bei  schwerer  Strafe,  gewöhnlich  Verlust  des  Bürgerrechts  und  Zahlung 
einer  hohen  Geldsumme,  die  Anklage  abzustellen.1) 


ß Die  Verwaltung  der  städtischen  Polizei. 

Die  freie  Bewegung  des  mittelalterlichen  Städters  wurde,  wie 
Überall,  so  auch  in  Wesel  am  meisten  gehemmt  durch  die  strenge 
Handhabung  einer  ausgedehnten  Polizeigewalt  Seitens  der  obersten 
städtischen  Behörde.  Den  Inhalt  aller  polizeilichen  Statuten  wieder- 
zugeben, ist  aber  deshalb  überflüssig,  weil  die  wenigsten  gegenüber 
dem  uns  aus  anderen  Städten  Bekannten  etwas  Neues  bringen. 
Der  Rat  unterwarf  seiner  Aufsicht  Mass  und  Gewicht,  den  Verkauf 
von  Lebensmitteln,  die  Zünfte,  die  Wirtshäuser  und  Badestuben, 
sorgte  für  Ordnung  und  Reinlichkeit  auf  den  Strassen,  verbot  allzu 
grossen  Luxus,  beschränkte  das  Würfelspiel,  suchte  der  Feuers- 
gefahr zu  begegnen  und  die  Verbreitung  von  Epidemieen  zu 
verhüten. 

Von  diesem  allem  ist  von  grösserem  Interesse  zunächst  die 
Zunftpolizei.  Über  diese  geben  uns  Aufschluss  die  Statuten  des 
Wollenamts  v.  J.  1452*)  und  die  Rollen  des  Schneider-  und  des 
Schuhmacheramts  v.  J.  1458.*) 

Für  das  Wollenamt  unterlag  sowohl  die  Beschaffenheit  des 
Tuches,  als  seine  Länge  und  Breite  genauen  Vorschriften,  nament- 
lich solchen,  welche  ein  unreelles  Arbeiten  verhindern  sollten.  Um 
diesen  Statuten  eine  genaue  Befolgung  zu  sichern,  hatte  der  Rat 
sich  i.  J.  1886  vom  Grafen  von  Cleve  das  Privileg  erwirkt,  alle 
wollenen  Laken  siegeln  zu  dürfen;  und  demgemäss  findet  sich  seit- 
dem immer  in  den  Stadtrechnungen  eine  Einnahme  „van  wullen- 
laken  to  bezeghelen“  verzeichnet;  die  Geringfügigkeit  derselben 
zeigt,  dass  man  dabei  nicht  den  Vorteil  der  städtischen  Kasse, 
sondern  des  Weseler  Tuchhandels  im  Auge  hatte. 


»)  B.  F.  151b,  a.  1426;  und  R.  a.  1471,  F.  76». 
»)  B.  F.  128b.  (gedr.  Ztschr.  IX,  S.  77  ff.) 

*)  L.  PI.  S.  86  f.  und  S.  88  f. 
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Die  „vanden  schroderen“  und  „vanden  schomekeren“  betitelten 
Statuten,  welche  weniger  technische  Vorschriften,  dagegen  weit- 
läufigere Bestimmungen  über  die  innere  Zunftverfassung  enthalten, 
schreiben  zunächst  vor,  dass  die  Lehijungen  und  Knechte  nicht 
betteln  dürften,  sondern  von  ihren  Meistern  ausreichend  ernährt  und 
gekleidet  werden  müssten,  uud  verbreiten  sich  dann  des  Ausführ- 
licheren über  die  Bedingungen  für  das  Meisterwerden.  Während 
diese  beim  Schuhmacheramt  für  die,  welche  in  Wesel  die  Lehre 
durchgemacht,  nur  in  der  Absolvierung  einer  zweijährigen  Gesellen- 
zeit, für  Auswärtige  ausserdem  nur  in  dem  Erwerb  des  Bürgerrechts 
und  Zahlung  einer  Aufnahmegebühr  bestehen,  Meisterkinder  aber, 
wann  sie  wollen,  Meister  werden  können,  wurde  bei  den  Schneidern 
niemand  Meister  ohne  ein  Meisterstück,  uud  Hess  man  Frauen  zur  Aus- 
übung des  Gewerbes  überhaupt  nicht  zu,  da  hierdurch  „der  Stads 
dienst  . . . gemynret  ind  dat  ampt  to  Wesel  darbii  vergencklick 
wort.“  Bei  den  Schneidern  war  auch  auf  das  Verderben  des  Tuches 
durch  Verschneiden  eine  Strafe  gesetzt. 

Die  Ausübung  der  Zunftpolizei  lag  zwar,  wie  überall,  in  den 
Händen  der  Werkmeister;  aber  das  Recht  zur  Veränderung  der 
Statuten  sowie  der  Anteil  der  Stadt  an  den  Strafgeldern  zeigen 
doch,  dass  dem  Rate  die  Oberaufsicht  zustand.1) 

Die  Lebensmittelpolizei  stand  unter  den  Burmeistern,  denen 
die  Stadtboten  beigegeben  waren.  I.  J 1382  werden  jedoch  auch 
Koermeister  erwähnt,’)  welche  den  Fleischverkauf  beaufsichtigen. 
Der  Umstand,  dass  an  dieser  Stelle  zuerst  auch  ihr  Eid  aufge- 
schrieben ist,  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  die  Beamtuug  damals 
erst  geschaffen  wurde.  I.  J.  1428  nahm  der  Rat  auch  für  den  Fisch- 
verkauf einen  Koermeister  an,*)  und  demgemäss  haben  nach  dem 
grossen  „van  visschen  veill  to  hebben“  betitelten  Statut  des  Jahres 
1452 4)  Koermeister  zu  bestimmen,  wie  viel  Tage  Fische  zum  Verkauf 
ausstehen  dürfen. 

Von  den  feuerpolizeilichen  Verordnungen  ist  am  wichtigsten 
eine  aus  dem  Jahre  1382.’)  Man  hatte  die  Absicht,  allmählich  bei 
allen  Häusern  der  Stadt  das  Baumaterial,  welches  das  Umsichgreifen 
des  Feuers  am  meisten  begünstigte,  zu  beseitigen.  Zu  dem  Zwecke 


>)  S.  o.  S.  50. 

>)  B.  F.  157  a. 
s)  L.  Fl.,  S.  26. 

*)  B.  F.  126b. 

»)  B.  F.  156  a. 

finnküLd,  Verfatsuugageachicbte  Weitei«, 
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wurden  von  der  Gemeinde  zwölf  Männer  erwählt,1)  welche  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Rate  die  bezüglichen  Befehle  an  die  einzelnen  er- 
lassen und  auch  die  gesetzlichen  Vorschriften  zu  ändern  Macht 
haben  sollten.  Wem  nun  aufgetragen  wurde,  sein  Dach  abzubrechen 
und  mit  Steinen  zu  decken  oder  mit  Lehm  zu  bestreichen,  der  musste 
dem  Gebote  binnen  einer  bestimmten  Zeit  nachkommen;  an  einer 
anderen  Stelle*)  erfahren  wir  die  Namen  deijenigen,  an  welche 
von  1400  bis  1415  derartige  Befehle  erlassen  wurden,  und  i.  J.  1416 
beschloss  man  festzustellen,  wer  nun  noch  nicht  mit  Steinen  ge- 
deckt habe. 

Zur  Unterstützung  des  Rates  in  der  Sorge  für  Reinlichkeit  und 
Ordnung  auf  den  Strassen  wurden  seit  1400  in  jedem  Viertel  zwei 
sog.  Viertelsmeister  gewählt,  welche  von  den  durch  sie  erhobenen 
Strafgeldern  die  Hälfte  für  sich  behielten.*) 


y Die  Verwaltung  des  Kirchen-Unterrichts-  und 
Stiftungs  wcsens. 

Aus  dem,  was  früher  Uber  die  Anfänge  Wesels  gesagt  ist,  er- 
hellt, dass  das  Patronat  über  die  dem  heiligen  Willibrord  geweihte 
Mutterkirche  nicht  der  Stadt  zustand.4)  Diese  Kirche  kam  vielmehr 
von  der  Abtei  Epternach,  der  sie  von  Karl  Marteil  geschenkt  war, 
an  die  Grafen  von  Cleve,  und  die  übertrugen  das  Patronat  i.  J.  1277 
dem  Kloster  Oberndorf.*)  Demgemäss  übte  die  Stadt  auf  die  Be- 
stellung des  Plebanus  keinen  Einfluss  aus;  vielmehr  war  zu  Ver- 
änderungen im  Kirchenwesen,  wie  der  Stiftung  eines  neuen  Altars*) 
oder  der  Errichtung  eines  neuen  Klosters  ’)  in  Wesel,  durch  welche 
die  Rechte  der  Pfarrkirche  beeinträchtigt  zu  werden  drohten,  die 
Zustimmung  des  Probates  von  Cappenberg  „ad  cuius  ordinationem 
ecclesia  sanctimonialium  Wesaliensium  (des  Klosters  Oberndorf)  . . . 


>)  S.  o.  S.  63. 

>)  W.  K.  A.,  Caps.  341,  Nr.  12. 

*)  B.  F.  118  a. 

4)  Daher  bezieht  sich  wohl  auf  die  Zeit  nach  der  Reformation  die  Be- 
merkung, die  Ewich  bei  Erwähnung  der  Patronatsverleihung  an  das  Kloster 
macht:  „Attamen  super  jure  illo  Patronatus  aliquoties  transactuin  fuit,  ut  jam 
illud  apud  Senatum  et  Ecclesiam  Vesaliensem  multis  ab  annis  pacate  resideat, 
maxime  quia  Ecclesiae  dictae  ministri  ex  solo  aerario  ibi  publico  sustentantur“. 

*)  Binterim  u.  Mooren  III,  188. 

4)  B.  F.  107  a. 

’)  Lagerbuch  des  Augustinerkloaters,  F.  3 a. 
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dinoscitur  pertinere“  und  des  Priors  und  der  Priorjn  des  Klosters 
Oberndorf  erforderlich. 

Doch  hatte  der  Rat  die  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung 
der  Willibrordikirche.  Wie  sich  dies  schon  darin  ausdrückt,  dass 
die  kirchlichen  Renten  in  den  städtischen  Büchern  verzeichnet  sind,1) 
so  geht  es  direkt  daraus  hervor,  dass  der  Rat  für  die  Instandhaltung 
der  Kirche  Sorge  trägt.*)  Darum  ist  wohl  auch  die  Annahme  er- 
laubt, dass  die  Kirchmeister,  deren  Aufgabe  ja  eben  die  kirchliche 
Vermögensverwaltung  ist,  vom  Rate  eingesetzt  werden,  und  dass 
die  oft  vom  Rate  für  die  „tymmeringe  der  kerken“  erhobenen 
Brüchen  nicht  nur  der  Matena-,  sondern  auch  der  Mutterkirche  zu 
Gute  kamen.*) 

Bei  jener  nämlich  sind  die  Verhältnisse  einfacher,  weil  über 
sie,  die  aus  dem  St.  Nicolausaltar  hervorgegangen,  laut  der  Stif- 
tungsurkunde4) das  Patronat  der  Stadtobrigkeit  zustand.  Es  wird 
also  nicht  nur  der  Geistliche  vom  Rat  berufen,  sondern  auch  die 
beiden  Kirchmeister  haben  ihr  Amt  von  ihm.5) 

Sehen  wir  so  auf  das  Kirchenwesen  noch  fremde  Gewalten 
Einfluss  ausüben,  so  hatte  der  Rat  dagegen  die  Sorge  für  die  Armen 
und  Kranken  fast  ganz  selbst  übernommen.  Eine  Ausnahme  bildete 
nur  das  Hospital.  I.  J.  1291  von  Heinrich  von  Lonen  gegründet,5) 
wurde  es  i.  J.  1297  von  seinem  Stifter  dem  Johanniterorden  über- 
wiesen.7) Nicht  lange  nachher  machte  jedoch  die  Stadt  Ansprüche 
auf  das  Hospital;  aus  dem  Jahre  1327  existiert  eine  Urkunde,  in 
der  die  Erben  des  Heinrich  von  Lonen  bezeugen,  dass  dieser  dem 
Magistrat  die  Aufsicht  über  seine  Stiftung  anvertraut  habe;*)  der 
daraus  mit  den  Johannitern  entstehende  Streit  wurde  dahin  ver- 
glichen, dass  die  Verwaltung  des  Hospitals  in  den  Händen  dreier 
Personen  sein  solle,  von  denen  die  Stadt,  die  Johannitercommende 
und  die  Erben  des  Gründers  stets  je  einen  zu  ernennen  hatten.  Von 
der  Stadt  wegen  war  Procurator  der  jedesmalige  Bürgermeister.*) 


«)  A.  B.  F.  40  a ff. 

*)  A.  B.  F.  43b  übernimmt  jemand  i.  J.  1356  die  Instandhaltung  der 
Fenster  und  wird  dafür  von  allen  der  Stadt  zu  leistenden  Diensten  befreit. 

*)  Ausserdem  ernannte  der  Rat  den  einen  Küster,  seit  dem  Privileg  von 
1481  auoh  den  andern,  den  bis  dahin  der  Herzog  bestellt  hatte. 

‘)  B.  F.  116  a a.  1347. 

*)  R.  a.  1475,  F.  147b. 

•)  Lao.,  U.  B.  Et,  Nr.  914. 

*)  Urlt.  der  Johanniterromraende. 

•)  B.  F.  113  a. 

•)  B.  F.  103  b. 

7« 
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Allein  vom  Rate  abhängig  waren  dagegen  sämtliche  andere 
Wohlthätigkeitsanstalten,  deren  allmählich  eine  Anzahl  entstanden.1) 
So  die  Stiftung  ftir  die  „Armen  des  heiligen  Geistes“,  das  „Mylaten- 
haus“,  ein  Hospital  für  solche,  die  mit  ansteckender  Krankheit  be- 
haftet waren,  ausserhalb  der  Mauern.  Diese  Stiftungen  wurden 
durch  Vormünder  verwaltet,  welche  der  Rat  anstellte,  und  der  Rat 
traf  auch  Bestimmungen  über  die  Austeilung  der  Almosen.’)  Ähn- 
lich war  es  wohl  auch  mit  den  Beguinenhäusern;  wenigstens  wurden 
die  Vormünder  des  bedeutendsten  derselben,  des  Convents  der 
Schwestern  auf  der  Matena  oder  des  Mariengartens,  ebenfalls  vom 
Rate  ernannt.*) 

Auf  andere  Weise  traf  die  Stadt  für  die  Armen  Fürsorge,  in- 
dem sie  in  teuern  Zeiten  Getreide  einkaufte  und  es  billiger  ver- 
kaufte. Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen  kam  das  seit  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts  häufiger  vor. 

Im  Besitz  der  Stadt  war  auch  die  Schule  von  Wesel.4) 
Seit  wann  sie  bestand,  ist  nicht  mehr  zu  ermitteln.  Ein  Rector 
Scolarum  begegnet  zuerst  1342  in  den  Stadtrechnuugen.  Da  diese 
uns  aber  aus  früherer  Zeit  nicht  erhalten  sind,  haben  wir  hiermit 
nur  die  untere  Zeitgrenze  ftir  die  Gründung  gefunden.  Der  Rector 
Scolarum  ®)  wird  vom  Rate  angestellt,  der  auch  sonst  die  Rechte 
und  Pflichten  eines  Schulcuratoriums  ausübt,  so,  wenn  er  den 
Schülern,  die  des  Abends  nach  91/*  Uhr  sich  noch  auf  der  Strasse 
sehen  Hessen  oder  ihr  Abendbrod  im  Wirtsbause  statt  in  ihrer 
Herberge  verzehrten,  mit  Entfernung  aus  der  Stadt  droht.®) 


d Die  Finanzverwaltung. 

Zu  dem  ältesten  Besitz  der  Stadt  gehörten  vor  allem  die 
Festungswerke.  Seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  zog  die 
Stadt  aus  diesen  durch  Vermietung  der  Türme  und  Thore  auch 
finanziellen  Vorteil.  Ausserdem  galt  die  Stadt  als  Eigentümerin  der 


')  Ein  genaueres  Eingehen  auf  die  Entstehung  und  Geschichte  einer  jeden 
von  diesen  Anstalten  würde  hier  zu  weit  führen.  Im  Allgemeinen  verweise 
ich  auf  Gantesweiler  und  für  die  Beguinenhäuser  auf  Heidemanns  Arbeit 
darüber. 

*)  S.  L.  PI.,  S.  66a,  a.  1428;  S.  94,  a.  1456. 

*)  R.,  a,  1467,  F.  23b;  L.  PI.,  S.  84. 

4)  8.  darüber  Kleine,  a.  a.  O. 

•)  Über  dessen  Verwendung  im  Stadtdienst  s.  o.  S.  70. 

•)  8.  R.  a.  1471,  F.  72;  a.  1472,  F.  101a. 
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Strassen  und  öffentlichen  Plätze.  Von  ihr  wurden  die  Brunnen 
verpachtet,  und  von  ihr  musste  man  die  Erlaubnis  zu  dem  Hinaus- 
bau  eines  Hauses  aui  die  Strasse  kauten.  Ein  unbeschränktes  Recht 
an  der  Allmende  hatte  dagegen  die  Stadt  nicht;  wo  sie  dieselbe 
demungeachtet  finanziell  verwertete,  that  sie  das  unter  Zustimmung 
der  Berechtigten,  d.  h.  des  Herrn  und  der  Erbgenossen.1) 

Dieses  antänglich  beschränkte  Vermögen  der  Stadt  vermehrte 
sich  aber  durch  eine  eifrige  Bauthätigkeit.  Schon  i.  J.  1842  hatte 
die  Stadt  eine  Ziegelei  (domus  laterum),  und  die  hier  gewonnenen 
Steine  wurden  nicht  alle  verkauft  und  zur  Befestigung  verwandt,  son- 
dern lieferten  auch  das  Material  für  Häuser,  welche  dann  veräussert 
oder  vermietet  wurden.  Zu  diesen  Immobilien  kommen  dann  noch 
an  beweglichem  Gut  ausser  den  Massen  und  Gewichten  nament- 
lich Waffen,  wie  Wurfmaschinen,  Armbrüste,  später  auch  Donner- 
und  Haken-Büchsen. 

Der  Instandhaltung  und  Bewachung,  resp.  Ausnutzung  des 
ganzen  städtischen  Besitzes  lagen  folgende  Beamten  ob:  Die  Thor- 

hüter, die  Laterarii,  der  Balistarius  und  der  Zimmermann.  Ihren 
Gehalt  bezogen  sie  z.  Th.  in  Geld*,  z.  Th.  in  Kleidern  nnd  Schuhen 
und  waren  nach  ihren  Dienstverträgen  auch  frei  von  den  gewöhnlichen 
Bürgerpflichten,  als  Graben  und  Ausjagen. 

Um  über  die  Finanzgeschichte  einen  Überblick  zu  geben,  müssen 
wir  zunächst  die  für  dieselbe  wichtigste  Quelle,  die  Stadtrechnungen, 
einer  Untersuchung  unterwerfen.  Sie  beginnen,  wie  erwähnt,  mit 
dem  Jahre  1342  und  sind  uns  von  da  an  fast  lückenlos  erhalten. 
Notizen  über  die  Finanzen  der  Stadt  sind,  wie  man  bei  der  Mannig- 
faltigkeit der  Einnahmen  und  Ausgaben  annehmen  muss,  jedenfalls 
schon  früher  gemacht;  dass  jedoch  früher  auch  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  nach  ihrer  Herkunft  oder  Bestimmung  genau  gesondert,  und 
die  Teilsummen  gezogen  wurden,  wie  seit  1342,  ist  unwahrscheinlich; 
denn  dann  hätte  sich  vermutlich  für  die  Rechnungsführung  schon 
eher  die  Form  ausgebildet,  die  wir  seit  1360  finden,  in  welchem 
Jahre  zuerst  nicht  nur  die  Ausgaben,  sondern  auch  die  Einnahmen 
sogleich  in  die  dafür  vorher  angelegten  Rubriken,  nicht  erst  un- 
geordnet, verzeichnet  wurden. 

Die  Verwertung  der  Stadtrechnungen  erfordert  eine  etwas 
compliziertc  Berechnung  durch  das  in  ihnen  angewandte  Münzsystem : 


’)  S.  o.  S.  21.  Das  Prämonstratenserkloster  ist  hierbei  nieht  genannt, 
weil  der  Prior  desselben  za  den  Erbgenossen  gezählt  wurde.  3.  St.  a.  1412 
F.  326  a. 
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Sowohl  die  Teil-  als  die  Hauptsummen  sind  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  in  der  Weselachen  Mark  (zu  12  Solidi  = 144  Denarii) 
angegeben.  Wenn  man  daher  die  angeführten  Beträge  ihrem  Werthe 
nach  bestimmen  will,  ist  es  zunächst  erforderlich,  sie  auf  die  be- 
kannteren Handelsmünzen  zu  reduzieren.  Als  solche  kommen  in 
Wesel  vor  von  1842  bis  ins  15.  Jahrhundert  hinein  der  clipeus 
oder  scudatus  antiquus,  vom  Ende  des  14.  Jahrhunderts  an  der 
Rheinische  Gulden.  Zur  Vergleichung  der  Weselcr  Mark  mit  diesen 
Münzen  mögen  folgende  Tabellen1)  dienen: 


Jahr 

1 clipeus  (=  scu- 
datus antiquus) 
= Weselcr 
Münze 

Jahr 

1 flor.  rhen.  aur. 
= Weseler 
Münze 

1342 

6 sol.  7 den 

1391 

15  sol.  9 den. 

1346 

7 

r> 

1399 

16 

n 3 v 

1357 

7 

* 6 „ 

1404 

16 

n 6 » 

1359 

8 

n * w 

1405 

16 

» 8 „ 

1363 

9 

4 

» * w 

1406—16 

17 

n 

1368 

10 

* 6 „ 

1417 

17 

• 6 » 

1369 

12 

n 

1418 

18 

1370 

13 

— 14  sol. 

1419—21 

19 

V 

1372 

14  sol.  6 den. 

1422 

20 

n 

1377 

16 

n 

1423 

21 

n 6 „ 

1380 

16 

n 

1424 

22 

n 6 „ 

1381 

16 

» 6 n 

1425 

23 

n 

1383 

l7 

ff  ff 

1426 

24 

r 

1385 

18- 

1427 

25 

r 

1386 

18 

ff  6 „ 

1428—34 

26 

n 

1390 

20 

„ 

1435 

26 

* 8 * 

1394 

20 

1436 

28 

— 30  sol. 

1405 

20 

1437 

31 

- 32  „ 

1406 

22 

1438 

34 

1410 

24 

„ — 

1439 

36 

- 37  „ 

1415 

25 

ff  t)  ,f 

1440 

38 

- 40  „ 

')  Diese  Hessen  sich  leicht  »us  den  Stadtrechnungen  ermitteln,  da  jeder 
in  den  Handelsmünzen  cingekommenc  und  ausgegehenc  Betrag  in  Weseler 
Mark  umgereohnet  wurde. 
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1 flor.  rhen.  aur. 


Jahr 

s 

= Weseler 

Münze 

1441 

40 

11 

1442 

40 

1443 

41 

- 42  „ 

1445  -52 

42 

11 

1453-58 

43  sol.  9 den 

1459—91 

48 

11 

£ ^ 
3 

Ü.  M-« 

1 5 g 

Aus  diesen  Tabellen  ergiebt  sich  eine  bald  langsamer,  bald 
schneller  fortschreitende  Entwertung  der  Weselschen  Mark.  Wenn 
wir  den  clipeus  von  1336  *)  als  gleichwertig  mit  dem  von  1342 
setzen,  so  beträgt  ihr  Wert  an  reinem  Silber  i.  J.  1342  124,8  Gramm, 
während»)  er  1391  auf  27,9,  1426  auf  15,2,  1439  auf  10,4,  1459 
auf  7,8,  1479  auf  5,8,  1490  auf  4,2  Gramm  gesunken  ist 

Wir  können  also  jetzt  zunächst  zur  Darstellung  der  neuen  Ein- 
nahmen übergehen,  welche  seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
die  städtische  Kasse  füllten;  denn  die,  welche  wir  in  der  früheren 
Zeit  kennen  lernten,  reichten  bald  nicht  mehr  aus. 

Die  erste  neue  Einnahmequelle  wurde  der  Stadt  dadurch  er- 
öffnet, dass  man  i.  J.  1316  gemäss  einem  Privileg  mit  Ausnahme 
der  Ohm  und  der  Elle  alle  Masse  den  kölnischen  gleich  machte  und 
die  Einkünfte  „de  exaccreecentüs  rnensurarum3)  dem  gemeinen  Besten 
zuwies. 

I.  J.  1324  erteilte  dann  Graf  Dietrich  IX.  dem  Magistrat  die 
Erlaubnis,  für  jede  Mark  des  Wertes  aller  Gegenstände,  die  im 
Kirchspiel  von  Wesel  gekauft  oder  verkauft  würden,  vom  Käufer 
und  Verkäufer,  sofern  diese  ausserhalb  der  Grafschaft  wohnten,  eine 


*)  Dessen  Silbergehalt  s.  Lamprecht,  a.  a.  O.  U,  S.  4äl. 

*)  Die  folgenden  Zahlen  sind  berechnet  auf  Grund  der  Tabelle  über  den 
Goldgehalt  des  Rhein.  Gl.  bei  Lamprecht,  a.  a.  O.  II,  S.  470.  Die  grosse  Wert- 
emiedrignng  der  Mark  ist  im  Folgenden  niobt  ausser  Acht  zu  lassen. 

*)  In  den  Stadtrechnungen  nicht  mehr  nachzuweisen. 
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Abgabe  von  einem  Denar  und  von  jeder  Fuhre  Brennholz  tjt  Denar, 
ebenfalls  vom  Käufer. und  Verkäufer,  aber  ohne  die  Beschränkung 
auf  die  auswärts  Wohnenden,  zu  erheben.1)  Als  Grund,  der  ihn 
zur  Verleihung  dieser  Gnade  bewogen  habe,  giebt  der  Graf  die 
Treue  der  Weseler  an,  die  ihm  vor  seinen  übrigen  Unterthanen 
gegen  seine  Feinde  Beistand  geleistet,  auch  ihre  Stadt  befestigt  und 
Kunststrassen  in  ihr  gebaut  hätten,  und  das  alles  mit  wenig  Hülfe 
des  gemeinen  Gutes  durch  private  Beisteuer  der  Bürger.  Wichtig 
war,  dass  das  Recht,  die  Accise  zu  erheben,  diesmal  für  ewige 
Zeiten  verliehen  wurde,  nicht  wie  früher,  bis  zum  Widerruf  des 
Stadtberrn  oder  nur  auf  einige  Jahre.*) 

Die  Einnahmeposten,  welche  ausser  den  schon  erwähnten  sich 
in  den  ersten  Stadtrechnungen  finden,  sind  die  Gebühren  für  die 
Aufnahme  von  Bürgern  und  die  Zinse  für  die  Verpachtung  des 
städtischen  Fleischhauses  und  von  Brunnen  und  Häusern.*) 

Bezüglich  der  Erhebung  der  Einnahmen  ist  zu  unterscheiden, 
ob  sie  verpachtet  waren  oder  auf  Rechnung  der  Stadt  verwaltet 
wurden.  Lezteres  war  der  Fall  beim  Fermentum,  und  auch  die 
Zinse  aus  Gebäuden,  das  Geld  für  Verleihung  des  Bürgerrechts 
wurden  von  städtischen  Beamten  erhoben.  Verpachtet  war  alles 
andere,  also  die  Kaufs-  und  Verkaufsabgabe  von  auswärtigen  Kauf- 
leuten, welche,  sehr  bezeichnend  für  die  Bedeutung  Wesels  als 
Wcinmarkt8,  assisia  rt'nt  genannt  wird,  das  Weggeld,  das  Salzmass, 
die  Waage,  der  Bronnholzzoll  und  die  Fischbänke.  Diese  Einnahmen 
wurden  jährlich  versteigert,  und  die  Pachtsummen  mussten  in  zwei 
Raten,  zu  Ostern  und  am  Tage  des  heiligen  Victor,  bezahlt  werden. 

Ueber  die  Grösse  der  einzelnen  Einnahmen  gebe  ich  folgende 
Uebersicht,  bei  welcher  das  Jahr  1342  der  Stadtrechnungen,  das 
von  Ostern  1342  bis  Ostern  1343  geht,  nur  für  die  nicht  verpachteten 
Einnahmen  zu  Grunde  gelegt  werden  konnte,  da  das  Jahr,  für  das 
Pacht  gezahlt  wurde,  immer  ein  halbes  Jahr  später  anfängt.4) 

Die  „cerutus  opüli “ weisen  i.  J.  1342  die  Summe  von  etwas  über 
20  mr.  auf,  an  denen  das  macellnm  mit  2 mr.  beteiligt  ist,  die 


*1  Original  verloren;  gedr.  bei  Lac.  U.  B.  III.  Nr.  202. 

*)  S.  o.  S.  28. 

3)  Die  Kosten  der  Aufnahme  sind,  sogar  in  einem  Jahre,  von  sehr 
unregelmässiger  O rosse;  sie  schwanken  zwischen  6 Solidi  und  3 Mark. 

*)  liier,  wie  in  der  Folge,  werde  ich  da,  wo  ein  Teil  der  Kinnahmen  und 
Ausgaben  nicht  pünktlich  bezahlt  wurde,  diesen  Rest  der  leichteren  Übersicht 
halber  mit  berücksichtigen.  Die  Solidi  und  Dcnarii  sind  als  unwesentlich 
vernachlässigt. 
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Gebühren  für  die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  bei  der  in  diesem 
Jahr  verhältnismässig  sehr  geringen  Anzahl  der  Aufgenommenen 
nur  2 mr.  Die  bedeutendste  Einnahme,  238  mr.,  brachte  der 
Verkauf  der  Gruyt.  Von  den  verpachteten  Gefällen  gab  am  Victors- 
tage 1342  und  Ostern  1343  die  assisia  turn  ungefähr  62  rar.,  das 
pedagium  (Weggeld)  32  mr.,  die  mensura  16  mr.,  die  libra  151/,  mr., 
der  Brennholzzoll  131/,  mr.,  die  Fischbänke  2 mr. 

Die  Malis  summa  receptorum  betrug  1342  525  mr.  Hierzu 
gehört  aber  ein  Posten,  der  noch  nicht  erwähnt  ist,  und  der 
uns  auf  eine  andere  Klasse  von  Einnahmen  führt,  welche  man  im 
Gegensatz  zu  jenen  regelmässig  einlaufenden  als  die  ausserordent- 
lichen bezeichnen  kann.  Es  sind  60  mr.  „de  mutuato“. 

Wir  kommen  hier  auf  die  Frage,  wie  man  unvorhergesehene, 
plötzlich  notwendig  werdende  Ausgaben  bestritt.  Diese  Frage  ist 
um  so  wichtiger,  als  bei  der  Unsicherheit  der  Verhältnisse  der  Rat 
sich  zu  solchen  Ausgaben  sehr  häufig  gezwungen  sehen  konnte, 
üann  verlangte  der  Stadtherr  ein  Geschenk  oder  kriegerischen 
Beistand,  dann  gerieten  in  einer  Fehde  Bürger  in  Gefangenschaft 
und  waren  auszulösen,  dann  musste  man  Bürgern  die  Schatzung 
ersetzen,  welcher  ihre  auswärtigen  Güter  durch  den  Grafen  unrecht- 
mässiger Weise  unterworfen  worden  waren. 

Man  konnte  sich  die  erforderliche  Summe  auf  mannigfache 
Weise  verschaffen:  Erstens  konnte  man  sie  sich  auf  kurze  Zeit  ohne 
Zinszahlung  borgen  ; dann  lieh  man  sie  sich  aber  meist  nicht,  wie 
in  dem  angeführten  Falle,  von  einem  einzelnen,  sondern  von  vielen 
Bürgern.  Wenn  der  Beschluss,  auf  diese  Weise  das  Geld  aufzu- 
bringen, gefasst  war,1)  wobei  wohl  gleich  der  Termin  der  Rück- 
zahlung bestimmt  wurde,  so  gingen  die  ßurmeister  in  der  Stadt 
herum  und  erhoben  es  in  kleinen  Beträgen.  Wie  es  scheint,  wurde 
nur  von  den  Wohlhabenden  geliehen,  waren  diese  aber  zur  Zahlung 
der  Summen,  auf  die  sie  „gesetzt“  wurden,  verpflichtet.’)  Nicht 
immer  führte  man  die  so  geborgte  Summe  unter  den  anderen  Ein- 
nahmen an,  sondern  schrieb  sie  manchmal  getrennt  von  diesen  auf. 


')  Hierzu  scheint  die  Zustimmung  der  Gemeinde  erforderlich  gewesen 
su  sein. 

*)  Ich  schliessc  dies  alles  aus  den  zu  einigen  Jahren  mitgeteilten  Listen 
derer,  an  die  das  geborgte  Geld  zurückgezahlt  wurde.  In  diesen  haben  die 
einzelnen  Summen  entweder  alle  dieselbe,  oder  nur  wenige  verschiedene  Grössen, 
und  in  einer  von  ihnen  (St.  a.  1388,  F.  207  a.)  sind  zunächst  die  Reichsteu 
verzeichnet  mit  je  3 Gl.  Beitrag,  denen  die  minder  Wohlhabenden  mit  je  1 Gl. 
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Letzteres  fand  dann  regelmässig  statt,  wenn  eine  bestimmte, 
dem  Grafen  zu  zahlende  Summe  durch  directe  Steuer  der  Bürger 
aufgebracht  wurde.  Leider  sind  uns  die  zweifellos  darüber  geführten 
Liston  nicht  erhalten ; aber  über  die  Art,  wie  man  dabei  verfuhr, 
giebt  uns  ein  Privileg  des  Grafen  Johann  v.  J.  1353  *)  desto  will- 
kommeneren Aufschluss.  Die  Stadt  beanspruchte  Freiheit  von  dem 
Zoll  bei  Büderich  (Wesel  gegenüber);  der  Graf  meinte,  ihr  dieselbe 
verweigern  zu  können,  und  beide  einigten  sich  über  ein  Schieds- 
gericht Ferner  lieh  die  Stadt  ihrem  Herrn  950  alte  Schilde;  dafür 
erhielt  sie  die  Freiheit  von  dem  Zoll  bis  zur  Rückzahlung  des 
Geldes,  und  ausserdem  versprach  ihr  der  Graf  die  Wiedererstattung, 
falls  der  Schiedsspruch  zu  ihren  Gunsten  ausfallen  würde.  Das 
Geld  war  nun  von  der  Stadt  um  Handgeld  und  Schaden  aufge- 
nommen worden  und  sollte  ihren  Gläubigern  durch  Beiträge  der 
einzelnen  Bürger  allmählich  zurückgezahlt  werden.  Letzteres  geht 
daraus  hervor,  dass  der  Graf  versprach,  bis  die  Stadt  sich  von  der 
Schuld  gelöst,  der  Obrigkeit  dazu  zu  helfen,  dass  das,  was  sie  um 
des  Zolls  willen  gesetzt  habe,  jeder  in  der  Stadt  halte,  und  dass  er 
ferner  die  Zusage  gab,  keinen  Weseler  zollfrei  fahren  zu  lassen 
ohne  besondere  Zustimmung  des  Bürgermeisters  oder  zweier  Schöffen. 
Der  Magistrat  wollte  also  offenbar,  um  die  Summe  möglichst  rasch 
zurückzahlen  zu  können,  einen  Druck  auf  die  Bürger  ausiiben, 
indem  er  nur  die  von  der  Zollfreiheit  Gebrauch  machen  Hess,  welche 
den  auf  sie  fallenden  Anteil  des  Geldes  entrichtet  hatten.  — Nach 
der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  hört  übrigens  die  Aufbringung  einer 
an  den  Stadtherrn  zu  zahlenden  Abgabe  durch  eine  besondere  Steuer 
auf,  und  seitdem  sind  auch  diese  grossen  Ausgabeposten  immer  im 
Budget  verrechnet. 

Das  dritte  und  zugleich  das  in  ausgiebigster  Weise  angewandte 
Mittel  endlich,  Ausgaben,  die  man  mit  den  regelmässigen  Ein- 
nahmen nicht  decken  konnte,  zu  bestreiten,  war  der  Verkauf  von 
Renten,  entweder  erblichen  oder  lebenslänglichen.  Schon  1342 
werden  Renten  gezahlt,  aber  immerhin  noch  in  einem  Betrage,  der 
für  die  Totalsumme  der  Ausgaben  von  geringer  Bedeutung  ist. 


folgen  ; bei  freiwilligen  Zahlungen  würden  die  einzelnen  Beträge  eine  grössere 
Mannigfaltigkeit  zeigen,  und  die  Zahlenden  nicht  nach  der  Höhe  ihres  Beitrages 
gesondert  aufgezeichnet  werden.  8.  auch  St.  a.  1345,  F.  52b. : p osuerant 

penmiom  mutunlam“.  Manchmal  allerdings  wurden  diese  kleineu  unverzinslichen 
Darlehen  auch  freiwillig  gegeben.  S.  St.  a.  1368,  F.  98b. 

')  Original  verloren;  Copie  im  B.  F.  106a. 
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Vom  Ende  der  vierziger  Jahre  an  aber  sah  sich  die  Stadt  sehr 
häufig  gezwungen,  Schulden  aufzu  nehmen,  und  wenn  auch 
manchmal  zurückgezahlt  wurde,  und  jede  Leibrente  ja  mit  der 
Zeit  von  selbst  durch  den  Tod  ihres  Inhabers  wegfiel,  so  nahm  doch 
die  Belastung  des  städtischen  Haushalts  durch  Zins-  und  Renten- 
zahlung in  den  nächsten  Jahrzehnten  fortwährend  zu.  Über  ihr 
Verhältnis  zu  der  Malis  summa  expositorum  bis  zum  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  giebt  folgende  Tabelle  eine  Übersicht:  *) 


Jahr 

census  et 
redditus 
soluti 

summa 
totalis  ex- 
positorum 

1349 

90 

rar. 

1056 

mr. 

1353 

131 

99 

1118 

99 

1361 

267 

>» 

1202 

99 

1366 

601 

9) 

837 

99 

1374 

1034 

99 

3375 

99 

1378 

1030 

99 

2652 

19 

1382 

1486 

99 

2626 

99 

1388 

1834 

99 

3503 

99 

1393 

1596 

99 

3467 

99 

1398 

1490 

4008 

1* 

1402 

1048 

3883 

1407 

850 

3906 

99 

1412 

871 

99 

3267 

99 

1416 

1187 

3814 

99 

1422 

1105 

3449 

99 

1427 

714 

4025 

J9 

1434 

333 

79 

2682 

99 

1439 

521 

9) 

4278 

99 

1445 

485 

99 

9672 

99 

1449 

1506 

7476 

99 

1453 

1609 

11930 

99 

1458 

1747 

9509 

99 

')  Hierbei  sind  die  im  folgenden  Jahr  bezahlten  restanlia  durchgehende 
nicht  mitgereebnet,  da  es  eich  bei  vielen  nicht  leicht  nachweisen  liese,  zu 
welchen  Ausgabeposten  sie  gehörten.  Doch  ist  zu  bemerken,  dass  vom  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  an  die  Summen,  die  ein  Jahr  zu  spät  bezahlt  werden,  an 
Grösse  bedeutend  zunehmen. 
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Jahr 

census  et 
redditus 
soluti 

summa 
totalis  ex- 
positorum 

1459 

2957  mr. 

17133  mr. 

1462 

1943  „ 

9633  „ 

1467 

1035  „ 

8042  „ 

1474 

1575  „ 

10015  „ 

1477 

1972  „ 

12405  „ 

1481 

3351  „ 

17694  „ 

1486 

2120  „ 

13800  „ 

1491 

5530  „ 

19689  „ 

Wie  diese  Zahlen  zeigen,  ist  zuerst  ein  Steigen  der  Schulden- 
last zu  constatieren,  bis  sie  gegen  finde  des  14.  Jahrhunderts  anfängt 
horabzusinken,  um  kurz  vor  der  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts 
einen  sehr  niedrigen  Stand  zu  erreichen  und  von  da  an  bis  zum 
Ende  des  Jahrhunderts  wieder  rasch  anzuwachsen.  Den  Ursachen 
dieser  Schwankungen  im  einzelnen  nachzugehen,  würde  wenig 
Interesse  bieten.  Sind  es  doch  immer  wieder  dieselben  oben 
charakterisierten  Bedürfnisse,  welche  den  Magistrat  zum  Schulden* 
rnachen  zwangen.  Wichtiger  ist  die  Beantwortung  einiger  anderer 
Fragen,  welche  sich  hier  aufdrängen. 

Der  Zin8fus8  zunächst  beträgt  in  den  ersten  Jahren  der  Stadt- 
rechnungen für  Leibzucht  12 — 13,  für  erbliche  Renten  10°/o>  sinkt 
dann  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  etwas  und  erreicht  um 
die  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts  den  Stand  von  10,  resp.  5°/0, 
auf  dem  er  sich  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  halt.  Merkwürdig 
ist  dabei,  dass  bei  Leibrenten  seine  Höhe  sich  offenbar  nicht  nach 
der  grösseren  oder  geringeren  Lebensaussicht  des  Rentenkäufers 
richtet.  Bei  Contrahierung  von  grösseren  Schulden  hat  die  stärkere 
Nachfrage  ira  Allgemeinen  ein  Steigen  des  Zinsfusses  zur  Folge.1) 

■1  Von  einer  Convertierung  von  Renten  hören  wir  i.  J.  14Ö4.  Der  Rat 
lieh  von  Renteninhabern,  an  die  besonders  hohe  Prozente  gezahlt  wurden, 
neue  Geldsummen,  zahlte  aber  dafür  gar  keine  oder  nur  wenig  Zinsen. 
Diese  Convertierung  geschah  natürlich  mit  Einwilligung  der  Gläubiger;  ohne 
diese  hätte  mau  jedenfalls  die  Renten  cingelöst  und  dafür  andere  zu  dem  ge- 
wöhnlichen niedrigeren  Zinsfuss  wieder  verkauft. 
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Die  Renten  wurden  durchaus  nicht  alle  oder  auch  nur  zum 
grösseren  Teile  in  der  Stadt  selbst,  sondern  vorwiegend  an  Aus- 
wärtige, Bürger  und  Ritter,  verkauft.  Zwar  ist  aus  einigen  Stellen 
der  Stadtrechnungen  ersichtlich,  dass  Weseler  auch  von  ausserhalb 
der  Stadt  Renten  bezogen;  aber  es  scheint  doch  Bürgerpflicht  ge- 
wesen zu  sein,  ein  Kapital,  das  man  zinsbar  anlegen  wollte,  erst 
der  Stadt  anzubieten.')  Vielleicht  muss  man  auch  in  dem  schon 
erwähnten  Plebiscit s)  dass  die  Schöffen  keine  Urkunde  siegeln  sollten, 
in  der  mehr  als  5%  Renten  versprochen  würden,  das  Bestreben 
der  Stadt  sehen,  den  Zinsfuss  nicht  Uber  die  Prozentzahl,  welche 
sie  für  ihre  Schulden  bezahlte,  hinauskommen  zu  lassen,  damit  ihre 
Bürger  nirgend  besser,  als  bei  ihr  selbst,  ihr  Kapital  aulegen 
könnten.  Doch  ist  von  einem  leichtsinnigen  Schuldenmachen  in 
Wesel  durchaus  nichts  zu  bemerken,  wie  am  besten  der  Umstand 
zeigt,  dass  die  Einnahmen  die  Ausgaben  ziemlich  selten  und  dann 
nur  unbedeutend  übersteigen. 

Dies  sind  die  Einnahmequellen,  welche  schon  in  den  ersten 
Jahren  der  Stadtrechnungen,  die  eine  reichlicher,  die  andere  spär- 
licher, fliessen.  Es  fragt  sich  nun,  welche  Veränderungen  die 
Finanzen  durch  teilweises  Versiegen  der  alten  und  durch  die  Er- 
schliessung neuer  Einnahmequellen  erlitten. 

Den  grössten  Nutzen  zog,  wie  wir  sahen,  die  Stadtkasse  aus 
dem  Fermentum J)  Es  wurde  von  einem  besoldeten  Beamten,  dem 
Fermentartue,  verwaltet,  welcher  den  Einkauf  des  Krautes  und  den 
Verkauf  an  die  Bürger  zu  besorgen  hatte.  Behufs  des  letzteren 
wurden  Tage  festgesetzt,  an  denen  die  „reeeptiones“  des  Krautes 
durch  die  Bürger  stattfinden  sollten.  An  jedem  dieser  Tage  wurde 
gleichviel  verkauft,  sodass  mit  der  Zu-  und  Abnahme  des  Fermentum 
auch  die  Zahl  der  Verkaufstage  stieg  und  sank.  Die  Controlle  bei 
den  reeeptiones  übten  ein  oder  zwei  Räte  aus. 

Das  Fermentum  behielt  seine  hervorragende  Bedeutung  nur  so 
lange,  bis  die  Verwendung  des  Hopfens  zur  Bierbereitung  aufkam.  Wie 
oben  gezeigt,4)  sträubte  sich  die  Stadt  schon  von  1377  an  gegen  das 
Eindringen  des  Hopfen-  und  (xerstenbierea,  musste  es  aber  von  1384  an 
dulden.  Dem  entsprechend  steigen  die  Erträge  des  Fermentum,  welche 
immer  bedeutendere  Überschüsse  über  die  Kosten  desselben  ergeben, 


')  R.  a.  1466,  F.  6 b. 

*)  R.  a.  1474,  F.  128b.  S.  o.  S.  84. 
*)  8.  o.  S.  30. 

*)  8.  o.  8.  72. 
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bis  zuin  Jahre  1880,  in  dem  sie  ihren  höchsten  Stand  mit  1049  mr. 
gegenüber  den  Totaleinkünften  von  3665  mr.  erreichen.  Von  da 
an  sinken  sie,  zwar  langsam,  aber  fortwährend,  kommen  1400  auf 
438,  1420  auf  206,  1430  auf  77  mr.,  bis  i.  J.  1431  die  Stadt  diese 
Einnahme  ganz  aufgiebt. 

Je  mehr  die  Bedeutung  des  Fermentum  für  die  städtischen 
Finanzen  schwand,  um  so  mehr  Vorteil  zog  man  aus  dem  Lebens- 
mittel, welches  das  Gruytbier  verdrängte,  dem  Hopfenbier.  Die 
Bieraccise,  welche  zuerst  i.  J.  1384  vorkommt,  und  deren  Erhebung 
1386  nachträglich  vom  Landeeherrn  erlaubt  wurde,  war  eine  zu- 
sammengesetzte Steuer:  Sie  bestand  für  einheimisches  Bier  in  einer 
Schank-  und  einer  Consumptionssteuer,  für  fremdes  Bier  in  einer 
Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  und  einer  Schanksteuer.  Die  erste 
Verordnung  über  die  Bieraccisse1)  aus  dem  Jahre  1384  bestimmt, 
dass  von  jeder  zu  verzapfenden  Tonne  Hopfenbier  vor  dem  Verzapf 

2 sol.,  von  jeder  verkauften  Tonne  vom  Käufer  und  Verkäufer  je 
1 sol.  und  von  jeder  ira  Hause  cousumierten  Tonne  1 sol.  gezahlt 
werden  solle.  Im  folgenden  Jahre  wurde  die  Schanksteuer  auf 

3 sol.,  die  Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  auf  l*/t  sol.  erhöht, 
letztere  jedoch  mit  der  Ergänzung,  dass,  falls  man  das  gekaufte 
Bier  ausschenken  wolle,  man  die  Tonne  nicht  mit  l1/*,  sondern  mit 
8 sol.  versteuern  müsse.*) 

Von  1385  an  bestanden  also  folgende  Steuerbestimmungen: 
Vom  Hopfenbier  erhob  die  Stadt  eine  Schanksteuer  von  3 sol.,  wenn 
es  in  Wesel  gebraut  war,  im  anderen  Falle,  also  wenn  der  Schank- 
wirt es  gekauft  hatte,  von  8 sol.  pro  Tonne,  und  belegte  ausserdem 
die  Tonne  des  Bieres,  das  in  Wesel  verkauft,  aber  nicht  verzapft 
wurde,  mit  einer  vom  Käufer  und  Verkäufer  zu  zahlenden  Accise 
von  3 sol.  Für  das  im  Hause  getrunkene  Bier  zahlte  man  nach 
wie  vor  1 sol.  pro  Tonne.  Im  Widerspruch  gegen  diese  Vor- 
schriften zahlten  jedoch  von  der  verkauften  Tonne  nicht  der  Käufer 
und  der  Verkäufer  1,  resp.  1 */,  sol.,  sondern  kam  immer  nur  der 
einfache  Satz  ein. 

Die  hohe  Abgabe,  die  auf  das  fremde  Bier  gesetzt  wurde,  hatte 
jedenfalls  den  Zweck,  der  einheimischen  Bierbrauerei  den  städti- 
schen Markt  zu  sichern.  Demzufolge  waren  die  Posten  der  Steuer 
vom  „Hamburger  Bier“  (unter  diesem  Namen  wird  alles  fremde 
zusaremengefasst)  im  Verhältnis  zur  ganzen  Biersteuer  sehr  gering 


>)  B.  F.  158a. 
•)  B.  F.  168  a. 
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und  blieben  es  auch,  als  von  1446  an  statt  8 sol.  8 Alte  Buddreger 
(damals  — 18*/s  sol.)  erhoben  wurden.  Ebenso  wenig  Bedeutung 
im  Vergleich  mit  der  Schanksteuer  von  einheimischen  Bier  hatte 
die  Verkaufssteuer. 

Die  Steuer  blieb  dieselbe  bis  1407 ; da  wurde  die  Schanksteuer 
vom  einheimischen  Bier  abgeschafil  und  statt  ihrer  eine  Brausteuer 
erhoben,  indem  von  jedem  zur  Bierbrauerei  verwandten  Malter 
Hopfen  20  den.  gezahlt  werden  mussten;  die  Verkaufssteuer  aber, 
die  Schanksteuer  vom  fremden  Bier  und  die  Steuer  von  dem  im 
Hause  getrunkenen  blieben  bestehen. 

Die  nächste  Ratswillkür  über  die  Bieraccise  bestimmte  dann, 
dass  vom  Jahre  1436  an  von  14  Malter  Hopfen  1 Rhein.  Gl.,  und 
von  der  Tonne  des  zum  Hausbedarf  gebrauten  Bieres  1 alter  Bras- 
pfennig  (damals  = 2 sol.  2 den.)  erhoben  werden  sollte,  eine  Ver- 
änderung, die  bei  dem  damaligen  Stande  des  Rhein.  Gl.  (=31  sol.) 
eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  darstellt.  Dann  wurde  seit  1474 
anstatt  des  Rhein.  Gl.  Current  ein  goldener  Rhein.  Gl.,  der  damals  unge- 
fähr 22  Stüber,  also  2Stüber  mehr  als  derGulden  Current  galt,  erhoben. 

Diese  Bieraccise  war  von  Anfang  an  und  noch  mehr  im  15. 
Jahrhundert  eine  für  den  städtischen  Haushalt  sehr  wichtige  Steuer. 
Zuerst  brachte  sie  jährlich  ca.  400  mr.,  im  letzten  Jahrzehnt  des 
Jahrhunderts  über  500  mr.,  von 

1400—1409  700,  von 
1410 — 1419  über  900,  von 
1420 — 1435  über  900  mr. 

Da  von  1436  an  die  Steuer  nach  dem  Rhein.  Gl.  berechnet 
wurde,  und  der  Wert  der  Mark  grade  in  dem  folgenden  Zeitraum 
noch  bedeutend  sank,  so  wird  von  jetzt  an  der  Ertrag  zugleich  in 
Mark  und  in  Rhein.  Gl.  angegeben. 

Eis  kamen  durchschnittlich  jährlich  ein : 

1436—1445  1294  mr.  (426  Rhein.  Gl), 

—1455  1714  „ (482  „ 

—1465  2273  „ (577  „ 

—1472  2701  „ (675  „ 

— 1484  3774  „ (658  Goldgl.). 

In  den  folgenden  Jahren  sind  die  Elinnahmen  aus  der  Bieraccise 
ungleich  schwankender,  weil  ihre  regelmässige  Erhebung  öfter  unter- 
brochen wird.  Um  aus  der  grossen  Schuld,  in  die  sich  die  Stadt 
durch  die  dem  Herzog  geleistete  militärische  Unterstützung  gestürzt 
hatte,  herauszukommen,  vereinbarten  Rat  und  Gemeinde  1484,') 

•)  S.  o.  S.  6ö. 
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ein  Jahr  lang  da«  verzapfte  Bier  mit  3 alb.,  da»  ausgeführte  mit 
2 alb.  pro  Tonne  zu  versteuern  und  von  dem  im  Hause  getrunkenen 
Bier  eine  Brausteuer  zu  erheben,  die  pro  Malter  Hopfen  1 alb. 
betragen  sollte  (24  albi  = 1 Goldgl.),  und  eine  solche  Verein- 
barung wiederholte  sich  in  den  folgenden  Jahren  mehrere  Male. 
Die  gewöhnliche  Accise  trat  dann  solange  ausser  Gleitung,  und  da 
die  Erträge  der  neuen  von  den  Gemeindefreunden  unmittelbar  zur 
Bezahlung  der  Renten  verwandt  wurden,  mangeln  über  ihre  Er- 
giebigkeit die  Nachrichten. 

Hinsichtlich  der  Weinaccise  ist  bereits  gesagt,  dass  sie  zuerst 
nur  von  auswärtigen  Käufern  und  Verkäufern  erhoben  wurde.  Ira 
Laufe  der  Zeit  unterlag  sie  aber  mannigfachen  Veränderungen. 
Zwei  Hauptarten  der  Steuer  sind  in  der  Folge  zu  unterscheiden, 
das  Weinmonopol  und  die  vom  Kauf  und  Verkauf  erhobene  Accise. 

Das  Monopol  begegnet  uns  in  den  Jahren  1346 — 1447,  1351 
bis  1352  und  1362 — 1373.  Es  schliesst  sich  an  die  auch  sonst 
häufige  Institution  des  Bannweins,1)  wie  es  selbst  genannt  wird,  an, 
unterscheidet  sich  aber  von  dem  Recht  des  Bannweins,  wie  es  von 
Gutsberrschaften  auf  dem  Lande  gewöhnlich  ausgeübt  wurde,  da- 
durch, dass  es  nicht  nur  wenige  Tage  im  Jahr,  sondern  das  ganze 
Jahr  hindurch  bestand.  Dies  wird  zwar  nur  im  Privileg  von  1363 
gesagt,  in  dem  Graf  Johann  der  Stadt  das  Weinmonopol  nach- 
träglich für  10  Jahre  gewährt,*)  aber  jedenfalls  muss  man  es  auch 
für  1346 — 1347  und  1351 — 1352  annehmen.  Die  Stadt  nutzte  nun 
ihren  Bann  wein  auf  zwei  Arten  aus:  Entweder  kaufte  sie  den  Wein 
ein  und  verkaufte  ihn  mit  Vorteil  wieder  — so  war  es  1346 — 1347 
und  1351 — 1352  — oder  aber  sie  verkaufte  die  Erlaubnis,  Wein 
zu  verschenken  — so  1362 — 1373.  Das  Monopol  erstreckte  sich 
übrigens  nur  auf  den  Wein,  der  in  der  Stadt  verzapft  wurde,  nicht 
auf  den,  welchen  man  wieder  ausführte ; das  muss  man  wohl  aus 
dem  Wortlaut  des  Privilegs  von  1363  schliessen.  Hinsichtlich  des 
Bannweins  von  1362 — 1373,  welcher  der  Stadt  zur  Auslösung  ihrer 
gefangenen  Bürger  verliehen  wurde,  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die 
aus  ihm  eingekommenen  Summen  nur  zu  1362  und  1363  in  den 
Stadtrechnungen  verzeichnet  sind  und  in  den  folgenden  Jahren  un- 
mittelbar zu  ihrem  Zweck  verwandt  wurden. 


')  3.  die  Stellen  in  trrimms  Weistümern. 

*)  Original  verloren.  Copie  im  grossen  Privilegienbuch  S.  LX.XV.  Kr 
verleiht  der  Stadt  für  10  Jahre:  „den  alyngen  teyntap  bynnen  Wesele  . . . alsoe 
dal  bynnen  den  tyt n jaeren  neyst  volgende  datum  dys  brievet  nyemant  anders  in  in 
tappen  en  sal  bynnen  onser  Stat  voirseit,  dan  de  gene,  den  de  Borgermeister,  Scepe- 
nen  ind  Raet  der  voirseit  onser  Stat  den  tappe  uerkoepen.“ 
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Die  Weinaccise  wurde  zunächst  in  ihrer  alten  Gestalt  als  eine 
Abgabe  vom  Weinverkauf  gemäss  dein  Privileg  von  1324  forter- 
hoben und  bestand  bis  1389,  doch  unterbrochen  durch  die  elf  Jahre 
des  Bannweins  von  1362 — 1373,  in  denen  sie  wegfiel.  Dazu  kamen 
aber  seit  1352  zwei  neue  Steuern,  die  sog.  alte  und  die  neue  Accise. 
Die  neue  Accise  wird  mit  dem  Aufhören  des  Weinmonopols  in 
diesem  Jahre  motiviert  und  bestand  aus  einer  Abgabe  von  1 rar. 
für  das  in  der  Stadt  verzapfte  Fuder;  aber  schon  i.  J.  1357  wurde 
sie  verdoppelt.  Obwohl  die  andere  Accise  die  alte  heisst,  und  ihre 
Einführung  nirgends  erwähnt  wird,  ist  von  einer  Erhebung  vor 
1352  auch  nichts  überliefert.  Man  wird  daher  zu  der  Annahme 
gedrängt,  dass  sie  aus  der  1324  vom  Grafen  bewilligten  <uti*ia  vini 
hervorgegangen  ist,  welche  dann  aber,  entgegen  dem  Privileg,  auch 
von  Einheimischen  erhoben  und  i.  J.  1352  in  die  Aocise  von  Ein- 
heimischen und  Fremden  geteilt  worden  wäre.  Damit  würde  über- 
einstiinmen,  dass  die  assixia  vini  von  Fremden  seit  dieser  Zeit  viel 
geringere  Summen  einbrachte,  als  früher.  Allerdings  muss  die 
asxitia  vini  in  diesem  Jahre  verändert  worden  sein,  da  die  sog.  alte 
Accise  viel  höher  ist,  als  die  vom  Grafen  gewährte.  Sie  ist  nämlich 
eine  Abgabe  von  der  Quart  und  wird  nach  dem  Preise  des  Weins 
berechnet ; während  nun  die  Quart  (==  '/4  Ohm,  zu  unterscheiden 
von  der  Quart,  welche  = 1ji  textariiu  oder  '/so  Ohm  ist)  z.  B.  1353 
5 sol.  kostet,  beträgt  die  Accise  davon  3'/, — 5 den.  und  steigt 
bis  1362  mit  dem  Weinpreise  auf  5 — 8 den.,  bis  1376  auf  10 — 12 
den.;  von  1362 — 1373  ist  auch  von  ihr,  ebenso,  wie  von  der  Frem- 
denaccise,  keine  Spur  vorhanden.  I.  J.  1377  wurde  sie  aufgehoben, 
und  dafür  die  neue  Accise,  d.  h.  die  Schanksteuer,  die  ebenfalls 
mit  der  Unterbrechung  durch  die  elf  Jahre  des  Monopols  in  der 
1357  festgesetzten  Höhe  fortbestanden  hatte,  auf  6,  i.  J.  1379  auf 
8 mr.  von  jedem  in  Wesel  verzapften  Fuder  Weins  erhöht.1) 

Seit  1435  erscheint  dann  das  Fuder  mit  einer  Abgabe  von 
4 Rhein.  Gl.  (damals  = 9 mr.)  belegt,  und  in  dieser  Höhe  erhielt 
sich  die  Steuer,  abgesehen  von  einer  nur  ein  Jahr  (1486 — 1487) 
andauernden  Erhöhung  auf  5 Goldgl.  bis  zum  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts; indessen  wurde  mit  der  Verschlechterung  des  Rhein.  Gl. 
Current  ebenso,  wie  bei  der  Bieraccise,  i.  J.  1474  die  Abgabe  auf 
4 Goldgl.  festgesetzt. 

Bei  der  Berechnung  der  Erträge  der  Weinaccise  soll  wieder, 
wie  bei  der  Bieraccise,  der  jährliche  Durchschnittsertrag  von  dem 


')  Du  diesbezügliche  Statut  iat  schon  i.  J.  1373  erlassen,  aber  nach  Aus- 
weis der  Rechnungen  erst  4 Jahre  später  in  Kraft  getreten.  (B.  F.,  146  a.) 

keinkold,  Y'erfa««ungagei»cbichte  Wesel«.  & 
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Jahre  an,  in  dem  der  Aecise  ein  neuer  Steuersatz  in  Rhein.  Gl.  zu 
Grunde  gelegt  wurde,  nicht  nur  in  Mark,  sondern  auch  in  jener 
Handelsmünze  (von  1474  an  wieder  in  Goldgl.)  angegeben  werden.  Um 
zunächst  die  Summen,  welche  der  ßannwein  brachte,  zu  ermitteln, 
muss  man  den  Kaufpreis  des  Weines  für  die  Stadt  von  dem  durch 
den  Verkauf  gelösten  Gelde  abziehen.  Eis  ergiebt  sich  dann  für 
1346 — 1347  ein  Überschuss  von  221  mr.,  für  1361 — 1352  von  938 
mr.;  für  1362 — 1373  lässt  er  sich  aus  dem  angeführten  Grunde 
nicht  berechnen.  Die  bedeutende  Summe  i.  J.  1351 — 1352  ist  auf- 
fällig, und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  ja  wahrscheinlich,  dass  die 
Stadt  sich  den  Wein  mehr,  als  die  in  den  Ausgaben  berechneten 
95  mr.,  hat  kosten  lassen",  für  den  übrigen  Teil  der  Kaufsumme 
aber  dem  Verkäufer  kein  baares  Geld,  sondern  vielleicht  eine  Hof- 
stätte oder  ein  Haus  gegeben  hat.  Der  jährliche  Durchschnitts- 
ertrag der  Steuer  *)  beläuft  sich  dann  auf  folgende  Summen : 
1353—1362  237  mr. 

1374—1376  672  „ 

—1386  835  „ 

—1396  883  „ 

—1406  935  „ 

—1416  850  „ 

—1426  1160  „ 

—1435  1196  „ 

—1445  1676  „ (486  Rhein.  Gl.). 

—1455  1524  „ (432 
—1465  1355  „ (344 
-1472  1285  „ (321 
—1491  1972  „ (354  Goldgl.). 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Bier-  und  der  Weinaccise 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  beide  Steuern  gewöhnlich  auf  Rech- 
nung der  Stadt  erhoben  werden,  aber  auch  häutig,  und  dann  meist 
auf  ein  Jahr,  selten  auf  längere  Zeit,  verpachtet  sind.  Zur  Er- 
hebung der  Bieraccise  gingen  die  Burmeister  oder,  falls  sie  ver- 
pachtet war,  die  Pächter  in  den  Häusern  herum  und  schrieben  den 
Vorrat  an  Hopfen,  resp.  an  Bier,  auf.  Zur  Weinaccise  gehörte 
aber  ein  etwas  umfangreicherer  Verwaltungsapparat.  Denn  da  von 
dem  eingeführten  Wein  nur  ein  Teil  in  Wesel  verzapft  wurde  und 
accisepflichtig  war,  bedurfte  es  hier  einer  genauen  Controlle.  Zur 
Ausübung  derselben  war  vom  Rate  ein  besoldeter  Weinschreiber 
angestellt,  welcher  dadurch,  dass  er  jedes  ein-  und  ausgeführte  Fuder 

*)  D.  h.  aller  Weinaccise  mit  Ausnahme  der  von  Fremden  gezahlten. 
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sowie  jeden  Weinverkauf  innerhalb  der  Stadt  verzeichnete,  be- 
rechnen musste,  wieviel  zum  Ausschank  in  der  Stadt  zurückbehalten 
wurde.1)  Jedes  Fass  Wein  musste  aber,  bevor  man  es  anzapfte, 
bestimmten  Ratsmitgliedern  gezeigt  werden,*)  welche  den  Preis  des 
Weines  nach  den  allgemeinen,  vom  Rate  erlassenen  Vorschriften 
festsetzten  und  wohl  auch  selbst  die  Accise  erhoben.  Zu  Grunde 
gelegt  wurden  dabei  die  Angaben,  welche  der  Weinroder  über  den 
Inhalt  der  Fässer  gemacht  hatte.  Dieser  musste  nämlich  bei  jedem 
in  der  Stadt  abgeschlossenen  Weingeschäft  den  Wein  roden,  d.  h. 
messen,  wofür  er,  wenn  der  Wein  nicht  verzapft  wurde,  vom  Ver- 
käufer eine  Gebühr  erhielt,  während  er  den  zum  Ausschank  ver- 
kauften Wein  als  besoldeter  städtischer  Beamter  visierte.3) 

Der  einzige  finanzielle  Vorteil,  welchen  die  Stadt  nach  der 
Aufhebung  der  alten  Accise  von  dem  nicht  verzapften  Wein  hatte, 
wurde  ihr  durch  das  Schradamt  zu  teil.  Durch  den  Weinschrader 
mussten  die  Kaufleute  ihre  Weinfässer  aus  den  Schiffen  in  die 
Keller  rollen  lassen  und  hatten  dafiir  eine  bestimmte  Gebühr  zu 
zahlen.1)  Die  Hälfte  des  Weinschradamtes  gehörte  dem  Stadtherrn, 
der  sie  erst  i.  J.  1481  der  Stadt  schenkte;  über  die  andere  Hälfte 
hatte  i.  J.  1457  die  Stadt  mit  einem  ihrer  Bürger  einen  Prozess, 
der  grosse  Aufregung  verursacht  zu  haben  scheint.  Ein  Ratsmann 
verteidigte  den  Gegner  der  Stadt  und  wurde  dafür  nach  eiuem 
ad  hoc  erlassenen  Plebiscit  aus  der  Bürgerschaft  ausgestossen,  ebenso 
der  Gegner  selbst,  weil  er  sich  weigerte,  das  Urteil  der  Schöffen, 
als  in  eigener  Sache  gesprochen,  anzunehmen,  und  sich  sogar 
klagend  an  den  Herrn  wandte.3)  Das  Endergebnis  war,  dass  die 
Stadt  — worauf  gestützt,  ist  nicht  deutlich  — Recht  erhielt,  und 
seitdem  erscheint  in  den  Stadtrechnungen  immer  eine  Einnahme 
von  wenigen  Mark  aus  dem  Schradamt,  welches  gewöhnlich  ver- 
pachtet war. 

Dürftiger,  als  über  die  Wein-  und  Bieraccise  sind  die  Angaben 
über  die  Steuer,  welche  schlechtweg  als  die  Accise  bezeichnet  wird. 
1.  J.  1368  gewährte  diese  der  Stadtherr  zugleich  mit  dem  Bann- 
wein auf  zwei  Jahre,  berief  sich  aber,  statt  sie  näher  zu  bezeichnen, 
auf  die  Urkunde,  welche  ihm  die  Stadt  über  sie  gegeben  habe. 
Bald  darauf  wurde  sie  für  ein  drittes  Jahr  bewilligt,  in  den  Stadt- 


>)  L.  PI.  S.  98,  a.  1478;  R a.  1470,  P.  49a. 
*)  L.  PI.  8.  71,  a.  1451. 

•)  L.  PI.  S.  öl,  a.  1414  und  S.  148. 

*)  L.  PI.  S.  51,  a.  1426. 

s)  B.  P.  133  b,  134  b,  Rechtagutachten  6. 
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rechnungen  sind  aber  nur  die  Beträge  von  1364  und  1366  ver 
zeichnet,  jedenfalls,  weil  die  von  1363,  wie  später  auch  die  Ein- 
nahmen ans  dem  Bannwein,  zur  Deckung  der  Ausgaben  unmittelbar 
verwandt  wurden. 

Wahrscheinlich  haben  wir  es  hier  mit  einer  ähnlichen  Steuer 
zu  thun,  wie  von  1373  an,  wo  auf  jede  Tonne  Butter  und  auf  jeden 
Korb  voll  Fische  eine  Verkaufsabgabe  von  8 sol.,  resp.  1 alten 
Grote  gesetzt  wurde.1)  Von  1364—1365  brachte  die  Accise  ca. 
210  mr.  ein,  von  1373  bis  zu  ihrer  Aufhebung  jährlich  ungefähr 
135  mr.  Über  ihre  Verwaltung  ist  dasselbe  zu  sagen,  wie  über  die 
Bieraccise,  nur,  dass  sie  fast  immer  verpachtet  war;  die  Burmeister 
oder  der  Pächter  erhoben  das  Geld,  indem  sie  von  Zeit  zu  Zeit  in 
der  Stadt  herumgingen. 

Durch  alle  diese  Steuern  wurde  der  Grosshandel  am  wenigsten 
getroffen;  auch  von  der  zuletzt  besprochenen  Accise  wird  man  an- 
nehmen müssen,  dass  sie  vorwiegend  vom  Detailverkauf  gezahlt 
wurde,  da  Butter  und  Fische  wohl  keine  Ausfuhrartikel  waren.  Es 
gab  aber  eine  Steuer,  welche  nur  der  Grosshandel  trug,  die  in  den 
Stadtrechnungen  unter  dem  Titel  „de  signo“,  später  „van  Ukengeldt?' 
verzeichnet  ist.  Wie  erwähnt,  besassen  die  Weseler  Bürger  die 
Freiheit’)  von  allen  clevischen  Zöllen.  Zur  Erleichterung  der 
Controlle  für  die  Zollschreiber  gab  der  Bürgermeister  jedem  Kauf- 
mann vor  der  Abfahrt  von  Wesel  ein  Zeichen,  durch  welches  er 
sich  an  den  Zollstätten  als  Weseler  Bürger  auswies.  Von  diesen 
Zollzeichen  erhob  die  Stadt  eine  Abgabe. 

Zuerst  wurden  Zeichengelder  gezahlt  i.  J.  1363  und  von  da 
an  immer.  Leider  sind  wir  aber  über  das  Verhältnis  der  Abgabe 
zum  Wert  der  Waaren  nur  sehr  schlecht  unterrichtet.  Das  einzige, 
was  uns  darüber  aufklärt,  das  Übereinkommen  des  Rates  mit  den 
Kaufleuten  aus  d.  J.  1422,  ist  schon  bei  anderer  Gelegenheit  be- 
sprochen worden.*)  Das  Zeichengeld  trägt  den  Charakter  einer  Ent- 
schädigung für  die  von  der  Stadt  um  der  Zollfreiheit  willen  ge- 
machten Ausgaben.  Wenn  die  Kosten  allerdings  einmal  einen 
grösseren  Betrag  ausmachen,  so  werden  sie  zwar  auf  dieselbe  Art 
wie  das  Zeichengeld  von  den  Interessenten  aufgebracht,  letzteres 
aber  gleichwohl  daneben  erhoben.  So  hatte  die  Stadt,  als  ihr  mit 
den  übrigen  clevischen  Städten  Freiheit  von  dem  Zoll  in  Ruhrort 
gewährt  war,  dafür  eine  Summe  zu  zahlen,  wahrscheinlich  zur  Ab- 

>)  B.  F.  146». 

a)  ln  der  sie  allerdings  oft  beeinträchtigt  wurde. 

*)  S.  o.  S.  47. 
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löeung  der  bis  dahin  auf  dein  Zoll  stehenden  Renten;  daher  erscheint 
neben  dem  Zeichengeld  seit  1398  auch  ein  Einnahmeposten  „de 
ihtUmio  up  Rueroert“,  zuletzt  i.  J.  1406,  als  die  Ausgaben  der  Stadt 
bestritten  waren.  Derselben  Erscheinung  begegnen  wir,  als  der 
Stadt  durch  den  geldrischen  Krieg  i.  J.  1484  für  eine  dem  Herzog 
gezahlte  Summe  Freiheit  vom  Zoll  zu  Lobeth  zufiel. 

Da  die  letztbesprochenen  Einnahmen  nur  temporäre  sind,  werden 
sie  in  der  folgenden  Übersicht  über  die  für  Zollzeichen  gelösten 
Summen  nicht  berücksichtigt,  ln  den  häufigen  Fehden  des  Mittel- 
alters ist  es  begründet,  dass  grade  eine  Einnahmequelle,  welche 
durch  den  Grosshandel  gespeist  wird,  sehr  ungleich  flieset.  Um 
nur  zwei  Beispiele  anzuführen,  so  sinkt  der  Ertrag  von  1445  bis 
1446,  also  zur  Zeit  der  Soester  Fehde,  von  286  auf  78  mr.,  von 
1478 — 1479  von  571  auf  51  mr.,  und  ähnliche,  wenn  auch  nicht  so 
auffallende  Schwankungen  kommen  immer  vor.1)  Wie  aber  die  nach- 
stehende Übersicht  ergiebt,  hatte  diese  Einnahme  auch  im  Allge- 
meinen nicht  entfernt  die  Bedeutung  der  Bier-  oder  Weinacciee.  Es 


kamen  durchschnittlich  jährlich  ein 
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Für  die  Frage  nach  der  Benutzung  der  Allmende  Seitens  der 
Stadt  ist  zunächst  deren  Verhältnis  zu  den  Erbgenossen  von  Be- 
deutung. Wie  wir  oben’)  sahen,  fiel  die  Stadtgemeinde  durchaus 
nicht  mit  der  Gesamtheit  der  Erbgenossen  zusammen;  aber  schon 
früh  berichten  uns  die  Stadtrechnungen  von  Verfügungen  des  Rates 


')  Dass  von  1373 — 1378  und  1386  sieb  keine  Einnahme  „de  signo " findet, 
und  sie  1384  von  60  auf  2 mr.  herabsinkt,  hat  wohl  seinen  Grund  in  der  Zoll- 
forderung  des  Grafen  .bei  Büderich  und  Grieth.  (B.  F.  146a.  und  147  a.).  Aus 
einer  ähnlichen  Ursache  wird  wohl  das  Fehlen  des  Postens  1366 — 1368  zu  er- 
klären sein.  8.  o.  8.  71. 

*)  8.  o.  8.  46  u.  S.  101. 
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über  Teile  des  Gemeinbesitzes,  ohne  auch  nur  die  Zustimmung  der 
Erbgenossen  zu  erwähnen.  So  zog  denn  die  öffentliche  Kasse,  als 
die  Stadt  sich  über  ihre  Mauern  hinaus  auszudehnen  anfing,  be- 
deutenden Nutzen  aus  dem  Verkauf  von  Hofstätten.  Erwähnt 
sei  noch  die  Fischerei,  deren  Verpachtung  seit  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts ziemlich  bedeutende  Summen  einbrachte.  Alle  diese  Ein- 
nahmen sind  aber  gering  im  Vergleich  mit  den  Erträgen  der  Vieh- 
weide. Die  finden  sich  zuerst  i.  J.  1358,  dann  1363,  1364,  1367 
und  von  1378  au  immer.  Sie  bestehen  zuerst  in  einer  Abgabe  von 
den  weidenden  Kühen  und  Kälbern,  später  in  dem  Erlös  von  dem 
aus  der  Viehweide  gewonnenen  Heu.  Die  aus  dieser  Quelle  fliessen- 
den Einnahmen  betrugen  bis  in  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
ziemlich  regelmässig  150 — 200  rar.,  um  1429  aber  600,  1441  un- 
gefähr 1100,  1449  gegen  1200  und  1459  1540  rnr.  In  den  ersten 
Jahren  erhob  die  Stadt  die  Gebühren  für  die  Benutzung  der  Vieh- 
weide selbst,  sehr  bald  ging  man  aber  zur  Verpachtung  über,  von 
der  man  nur  eine  Ausnahme  machte,  wenn  sich  kein  Pächter  fand. 

Wie  die  Festungswerke,  die  Strassen  und  öffentlichen  Plätze 
finanziell  verwertet  wurden,  haben  wir  gesehen;  die  übrigen  Ein- 
nahmen der  Stadt  aus  dem  Gemeinbesitz  bestanden  in  den  Pacht- 
geldern für  die  Mühlen  und  die  an  das  Wollenamt  ausgethanen 
„Ramsteden“.  Die  Mühlen  in  Wesel  waren  lange  im  Besitz  einer 
Bürgerfamilie,  von  der  sie  die  Stadt  erst  i.  J.  1423  kaufte;  seitdem 
erhoben  die  Rentmeister  von  ihnen  eine  Pacht  in  nicht  sehr  bedeuten- 
dem Betrage. 

Unter  den  ausserordentlichen  Einnahmen  war,  wie  ausgeführt, 
eine  der  wichtigsten  die  exactio.  Diese  ist  aber  für  die  spätere 
Zeit  zu  den  ordentlichen  zu  rechnen,  weil  das  Merkmal  der  ausser- 
ordentlichen, die  Bestimmung,  unvorhergesehene  Ausgaben  zu  decken, 
fehlt.  Erhoben  wurde  diese  exartio  in  den  Jahren  1370 — 1374, 
1380 — 1381,  1386  und  1391  und  brachte  durchschnittlich  800  mr. 
In  Bezug  auf  ihre  Verwendbarkeit  zur  Feststellung  der  Volkszahl 
sind  die  Nachrichten  über  sie  schon  früher1)  geprüft  worden,  sodass 
hier  nur  noch  über  die  Art  ihrer  Erhebung  und  ihre  Höhe  zu 
sprechen  ist.  Der  Beweis,  dass  sie  von  jeder  Haushaltung  (Haus- 
haltung hier  im  engsten  Sinne  genommen)  gezahlt  wurde,  ist  eben- 
falls schon  erbracht.  Eingetrieben  wurde  sie  von  den  Burmeistem 
und  den  Stadtboten,  die  dazu  in  den  Häusern  von  Strasse  zu 
Strasse  herumgingen.  Die  erhaltenen  Steuerlisten  verzeichnen  auch 


>)  S.  o.  8.  öl  ff. 


Digitized  by  Google 


119 


die  Höhe  der  einzelnen  Steuerbeträge;  diese  aber,  unregelmässig 
und  ohne  erkennbares  System,  wie  eie  sind,  gewähren  uns  gar  keinen 
Aufschluss  über  den  zu  Grunde  gelegten  Steuersatz.  Nur  soviel 
ergiebt  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Steuerlisten,  dass  die  von 
jedem  Vermögen  erhobene  Quote  in  den  einzelnen  Jahren  nicht 
dieselbe,  namentlich  i.  J.  1386  bedeutend  höher  war,  als  sonst. 
Dass  es  eine  Vermögenssteuer  war,  ist  nicht  nur  nach  den  Analogieen 
anderer  Städte  das  Wahrscheinliche,  sondern  namentlich  auch 
deshalb,  weil  in  Wesel  alle  anderen  Leistungen  an  die  Stadt  ihrer 
Grösse  nach  von  der  Höhe  des  Vermögens,  nicht  des  Einkommens 
bestimmt  wurden. 

Uber  die  „recepta  van  Irroken“  und  über  die  Besiegelung  der 
Wollenlaken  musste  schon  bei  anderer  Gelegenheit  berichtet') 
werden.  Zu  den  Einkünften  aus  dem  Wollenamt  kam  seit  1452 
auch  eine  Summe  für  Verpachtung  der  Wollenwaage. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Kriegsverfassung  gewähren 
uns  die  Zahlungen  für  Dispensation  von  den  städtischen  Diensten 
und  Lasten.  Namentlich  die,  welche  Pferde  halten  mussten,  kauften 
diese  Verpflichtung  häufig  mit  bedeutenden  Summen  ab.  Allgemein 
üblich,  wenn  auch  nicht  so  einträglich  für  die  städtischen  Finanzen, 
war  es  auch,  sich  vom  Wachtdienst  zu  lösen;  mit  dem  daraus  ein- 
kommenden Gelde  wurden  die  Thorhüter  und  Wächter  gelöhnt. 

Zu  den  Einnahmen  aus  der  Aufsicht  über  Maas  und  Gewicht, 
die  schon  1342  bestanden,  trat  i.  J'.  1377,  wahrscheinlich  infolge 
eines  Statuts,  welches  das  Messen  der  zu  verkaufenden  Kohlen  für 
die  Stadt  monopolisierte,  ein  nicht  grade  bedeutender  Posten  „de 
menmera  carbomim “ hinzu. 

Seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erscheint  die  Stadt  ferner 
im  Besitze  von  Einkünften  des  Grafen.  I.  J.  1446  verkaufte  ihr 
Johann,  der  älteste  Sohn  von  Oleve,  für  die  Summe  von  5776  Rhein. 
Gl.  seinen  Zehnten,  Hof,  Scheune,  Banement  (eine  Wiese)  im  Kirch- 
spiel von  Wesel*)  und  schritt  zu  dem  ihm  vorbehaltenen  Wieder- 
kaufe erst  i.  ,J.  1464.  Da  der  Stadt  die  Aufbringung  des  Kapitals 
schwer  fiel,  lieh  sie  den  grössten  Teil  von  einigen  Bürgern  und 
zahlte  diesen  mit  den  jährlichen  Erträgen  des  Gekauften  wieder  ab. 
Ein  wie  gutes  Geschäft  sie  gemacht  hatte,  geht  daraus  hervor,  dass 


')  S.  o.  S.  80  u.  S.  96. 

')  Es  finden  sich  zwei  Urkunden  darüber,  eine  von  1445  und  die  andere 
von  1446;  nur  die  letztere  aber  ist  besiegelt:  jedenfalls  sah  sich  also  der  Primo- 
genitus  i.  J.  1445  verhindert  (vielleicht,  weil  er  die  Einwilligung  des  Herzogs 
nicht  erlangen  konnte),  durch  sein  Siegel  den  Vertrag  perfekt  zu  machen. 
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sie  schon  von  1451  an  die  Einkünfte  fast  ganz  für  sich  verwerten 
und  bis  1464  mit  700—1400  mr.  unter  ihren  jährlichen  Einnahmen 
verrechnen  konnte.  I.  J.  1464  musste  sie  sich  allerdings  dazu 
verstehen,  dem  Landesherrn  1200  Gl.  an  der  Wiederk&ufssutnrae 
zu  kürzen.  Sie  nutzte  ihren  Besitz  in  der  Weise  aus,  dass  sie  den 
Zehnten  für  eine  bestimmte  Menge  von  Getreide  verpachtete  und 
dieses  mit  dem  Korn,  welches  der  Pächter  des  Hofes  entrichtete, 
an  die  Händler  verkaufte. 

Die  Geldnöte,  in  denen  um  diese  Zeit  die  Herzoge  sich  befanden, 
wurden  für  Wesel  auch  der  Anlass  zum  Erwerb  eines  Teils  vom 
Holzzoll  und  des  Abschlags.1)  Beides  wurde  der  Stadt  i.  J.  1448 
verkauft,  der  Abschlag  aber  schon  i.  J.  1456  wieder  eingelöst.  Die 
Summe,  welche  der  Rat  jährlich  aus  dem  Holzzoll  erhob,  betrug 
106  Rhein.  Gl.;  die  Einnahmen  aus  dem  Abschlag  waren  natürlich 
schwankend,  machten  aber  durchschnittlich  ungefähr  ebensoviel  aus. 

Die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ist  überhaupt  durch 
eine  Reihe  von  Geldgeschäften  zwischen  der  Stadt  und  ihrem  Herrn 
ausgezeichnet.  Sie  bezahlte  ihm  entweder  eine  Summe  baar  oder 
leistete  für  ihn  seinen  Gläubigern  Bürgschaft,  wodurch  sie  mehr 
als  einmal  zur  Zahlung  von  Renten  gezwungen  wurde.  Beides  aber 
liess  sie  sich  manchmal  dadurch  vergüten,  dass  der  Herzog  ihr 
etwas  von  seinen  Einkünften  überlassen  musste. 

Infolge  der  schon  angedeuteten  ungefähren  Gleichheit  der 
Totalsummen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  überhebt  uns  die  oben 
gegebene  Übersicht  über  die  Ausgaben  der  Notwendigkeit,  auch 
für  die  Einnahmen  eine  ähnliche  Tabelle  mitzuteilen.  Wenn  man 
das  anscheinend  immer  wachsende  städtische  Budget  nach  seinem 
Wert  in  feinem  Silber  berechnet,  so  ergiebt  sich  die  auffallende 
Thatsache,  dass  der  Vermehrung  der  Einnahmequellen  und  der 
Zunahme  der  Bevölkerung,  namentlich  seit  dem  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts, keine  bedeutende  Vergrösserung  der  Einnahmen  selbst 
entspricht. 

Den  besprochenen  Einkünften  stehen  nun  mannigfache  Ausgaben 
gegenüber;  viele  Bedürfnisse  gab  es,  welche  die  Stadt  Jahr  für 
Jahr  zu  befriedigen  hatte,  viele  ausserordentliche  Veranlassungen 
traten  ein,  durch  welche  ihre  Kasse  in  Anspruch  genommen  wurde. 
Einiges  davon  hatten  wir  schon  an  verschiedenen  Orten  zu  erwähnen; 
Die  finanzielle  und  militärische  Unterstützung  des  Stadtherrn,  den 
Loskauf  von  Gefangenen,  die  Entschädigungen  für  Verwundungen 


■)  8.  o.  S.  44. 
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und  für  verletzte  Pferde,  dann  die  B'ahrication  von  Ziegeln,  das 
Fermentum,  den  Kauf  von  Wein  zum  Wiederverkauf  und  schliess- 
lich die  Zahlung  von  Renten  und  die  Besoldung  der  Beamten 
und  Diener.  Ausser  diesen  Ausgaben  verzeichnen  die  Btadt- 
rechnungen  namentlich  noch  folgende:  „De  jiropinatif“ , „de 

nuntiis“,  „de  equitando",  für  Bauten  und  für  die  Verteidigung  der 
Stadt.  Sobald  ein  irgend  hervorragender  Fremder  nach  Wesel 
kam,  wurde  ihm  eine  freigiebige  Gastfreundschaft  gewährt  und  je 
nach  seiner  Stellung  mit  mehr  oder  weniger  Wein  aufgewartet. 
Aber  auch  die  Beamten,  die  Mitglieder  des  Rats  und  die  von  der 
Gemeinde,  welche  sie  in  ihrer  Thätigkeit  unterstützten  oder  con- 
trollierten,  thaten  oft  auf  Kosten  der  Stadt  einen  Trunk.  Ebenso 
war  es  Gebrauch,  sowohl  den  eigenen,  als  den  fremden  Boten  die 
Zeche  zu  bezahlen.  — Unter  dem  Titel  „de  equitando " stehen  die 
Kosten  der  Auszüge  im  Dienste  des  Stadtherrn  und  die  Ausgaben 
für  die  Gesandtschaften,  welche  der  Bürgermeister,  andere  Rats- 
mitglieder und  Vertrauenspersouen  aus  der  Gemeinde  übernahmen. 
— Noch  grössere  Summen  wurden  für  die  Bauten  ausgegeben.  Die 
Stadt  hielt  einen  eigenen  Zimmermau  n,  der  von  allen  Diensten  und 
Lasten  frei  war,  ausserdem  aber  für  jede  Arbeit  seinen  Lohn  er- 
hielt.1) Da  war  ein  neues  Rathaus  zu  bauen  oder  das  alte  zu 
restaurieren,  hier  verlangten  die  Metzger  ein  neues  Schlachthaus, 
hier  musste  man  die  von  der  Stadt  vermieteten  Häuser  wieder  in 
stand  setzen,  hier  endlich  war  eine  Strasse  zu  pflastern.*)  Die 
bedeutendste  ßauthätigkeit  aber  wurde  entfaltet  zur  Verteidigung 
der  Stadt,  und  die  Kosten  hierfür  repräsentieren,  abgesehen  von 
der  Zahlung  der  Renten,  meistens  die  grössten  Teilsummen  unter 
den  Ausgaben.  Dass  die  Festungswerke  ihren  Zweck  erfüllten, 
dafür  sorgten  die  ständigen  Thorhüter,  in  gefährlicher  Zeit  auch 
besondere  auf  den  Mauern  verteilte  Wachen.  Seit  dem  15.  Jahr- 
hundert war  auch  eine  Anzahl  Schützen  im  Dienst  der  Stadt  (in 
der  zweiten  Hälfte  desselben  ungefähr  zwanzig).  Dazu  kommen  die 
Ausgaben  für  Waffen,  Geschosse  und  Donnerkraut.  War  grosse 
Kriegsgefahr  im  Anzuge,  so  wurde  beschlossen,  den  Bestand  an 
Büchsen,  Kanonen  und  Munition  zu  vermehren,  aus  dem  Rate  und 
der  Gemeinde  wählte  man  Männer,  um  die  Befestigungen  zu 
visitieren,  in  besonderen  Fällen  wurde  aber  auch  befohlen,  dass 


>)  B.  F.  162  a.,  a.  1378. 

*)  Nach  dem  oben  angeführten  Privileg  von  1324  wurden  die  Strassen 
•eit  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  gepflastert  (s.  S.  104). 
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sich  jeder  für  bestimmte  Zeit  mit  Getreide  versehen  solle.  So  %var 
es  während  der  Belagerung  von  Neuss  durch  die  Burgunder.1) 
Aber  auch  bei  anderer,  nicht  so  schwerer  Kriegsgefahr  zeigten  alle 
Maasregeln,  die  man  ergriff,  wie  sehr  die  Bürger  darauf  bedacht 
waren,  den  Schutz,  welchen  ihnen  ihre  Mauern  gewährten,  nicht  zu 
verlieren. 


>)  R a 1475,  F.  145  a.-  146  a. 
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E.  Oruhn,  Warmbrunn. 
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AV as  die  Quellen  der  Arbeit  anbetrifft,  so  sind  dies  natürlich 
zuerst  diejenigen,  auf  die  jeder,  der  über  Kaiser  Friedrich  II 
schreibt,  zurückgehen  muss. 

1)  Huillard-Breholles,  Historia  diplomatica  Fridrici  II.  (Ci- 
tiert  mit  H.  B.) 

2)  Epistolae  saeculi  XIIT  selectae  e regestis  pontificum  Ro- 
manoruin a G.  H.  Pertz.  Ed.  C.  Rodenberg.  (Citiert  mit  R.) 

3)  Winkelmann,  Acta  imperii  inedita  saeculi  XIII. 

4)  Böhmer.  Regesta  imperii  inde  ab  anno  1198  usque  ad  an- 
num  1254.  Neu  bearbeitet  von  J.  Ficker.  (Citiert  mit 
R.  J.  V und  Nummer.) 

Die  Quellenschriftsteller  selbst  sind  nach  der  Ausgabe  der 
Monumenta  Germaniae  citiert;  sind  sie  daselbst  nicht  aufge- 
nommen, so  ist  die  benutzte  Ausgabe  besonders  bemerkt. 

Von  darstellenden  Werken  sind  benutzt : 

1)  Winkelmann,  Geschichte  Kaiser  Friedrichs  II  und  seiner 
Reiche. 

2)  Schirrmacher,  Kaiser  Friedrich  II 
sowie  mehrere  kleine  Aufsätze. 

Die  neueste  Darstellung  Felten,  Gregor  IX  habe  ich  un- 
berücksichtigt gelassen,  da  dieselbe  für  die  Reichsgeschichte  ohne 
Wert  ist,  und  ich  durch  eine  Nachweisung  aller  tendenziösen 
Fälschungen  der  Polemik  einen  zu  weiten  Spielraum  gegönnt 
hätte. 

Zum  Schlüsse  sei  es  mir  vergönnt,  an  dieser  Stelle  Herrn 
Privatdocenten  Dr.  Rodenberg,  auf  dessen  Anregung  die  vor- 
liegende Arbeit  entstand,  für  das  liebenswürdige  Interesse,  mit 
dem  er  das  Werden  und  Wachsen  derselben  begleitet  hat, 
meinen  herzlichsten  Dank  abzustatten. 


Köhler,  Du  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  n in  den  Päpsten  seiner  Zelt,  1 
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\\  ährend  in  dem  Kampfe  zwischen  Kaiser  und  Papst  am  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  der  Kaiser  als  der  Sieger  erscheint,  sehen 
wir  ein  halbes  Jahrhundert  später  nach  einer  letzten  gewaltigen 
Anstrengung  den  Papst  endgiltig  triumphieren.  Dieser  so  völlige 
Umschwung  wurde  herbeigeführt  durch  den  frühen  Tod  Hein- 
richs VI,  der  eintrat,  ehe  noch  der  Kaiser  die  letzten  Oonse- 
quenzen  seines  Sieges  und  seiner  Stellung  in  Italien  ziehen 
konnte,  ferner  durch  die  Thätigkeit  Innocenz’  III  für  die  Kräf- 
tigung des  Papsttums  und  seiner  politischen  Stellung  und  drittens 
durch  das  Verhalten  Friedrichs  TI  gegenüber  den  Päpsten.  Auf 
den  letzten  Punkt  werden  wir  bei  der  Beurteilung  jener  Ver- 
hältnisse das  Hauptgewicht  zu  legen  haben,  denn  unter  Fried- 
richs II  Regierung  entbrannte  jener  letzte  heftigste  Kampf,  der 
mit  dem  Untergange  eines  ganzen  Kaiserhauses  endete;  durch 
sein  Verhalten  wurde  der  Kampf  auch  in  einen  Principienstreit 
umgewandelt,  in  eine  unversöhnliche  Entzweiung,  die  ein  fried- 
liches Abkommen  zwischen  beiden  Parteien  unmöglich  machte. 

Es  ist  natürlich,  dass  diese  Verhältnisse  die  verschiedenste 
Beurteilung  gefunden  haben,  und  dass  dieser  dem  Kaiser,  jener 
dem  Papste  die  ganze  Schuld  au  einem  solchen  Ausgange  der 
gegenseitigen  Beziehungen  zumessen  zu  können  meinte;  haupt- 
sächlich aber  sind  die  Ansichten  darüber  geteilt,  was  denn 
eigentlich  den  Grund  gebildet  habe,  dass  die  Entzweiung  eine 
unversöhnliche  wurde.  Wie  über  diesen  Punkt  bereits  Fried- 
rich II  selbst  eine  andere  Meinung  hatte  als  der  Papst,  so 
haben  seither  sich  Vertreter  für  beider  Ansichten  gefunden,  je 
nachdem  die  Sache  vom  kaiserlichen  oder  vom  päpstlichen 
Standpunkt  betrachtet  wurde.  Auch  heute  noch  dauert  dieser 
Kampf,  und  es  wird  deshalb  von  Interesse  sein,  zumal  da  in 
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jüngster  Zeit,  neues  Material  für  die  Beurteilung  jener  Verhält- 
nisse publiciert  ist,  unter  Loslösung  von  allem  übrigen  nur  die 
Beziehungen  Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit  und  die 
in  dieselben  hineinspielenden  Verhältnisse  zu  betrachten,  um  so 
einen  Massstab  für  die  Frage  zu  gewinnen,  wer  eigentlich  die 
Schuld  an  der  unversöhnlichen  Entzweiung  trägt. 

Von  allen  Forschern  beider  Parteien  nie  bestritten  ist  die 
Thatsache,  dass  Friedrich  nur  in  Italien  mit  dem  Papste  in 
Conflikt  geraten  ist,  und  dass  gerade  die  eigenartigen  Verhält- 
nisse, wie  sie  sich  dort  in  der  Zeit  zwischen  dem  Tode  Hein- 
richs VT  und  dem  Regierungsantritt  Friedrichs  gebildet  hatten, 
den  Anlass  zu  diesem  gegeben  haben.  Geteilt  sind  nur  die 
Ansichten  darüber,  in  welchem  Teile  Italiens  hauptsächlich  die 
Interessen  beider  Parteien  aneinander  gerieten,  in  Süditalien 
und  Sicilien,  wo  Friedrichs  starke  t’oncentration  der  königlichen 
Gewalt  jeden  fremden  Einfluss  unmöglich  machte,  oder  im  Norden, 
in  der  Lombardei.  Dieses  behauptete  der  Kaiser1 * *),  jenes  der 
Papst8),  und  es  wird  unsere  Aufgabe  sein,  beide  Angaben  auf 
ihre  Richtigkeit  hin  zu  prüfen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  unerläss- 
lich, dass  wir  auf  die  Entwickelung  der  Verhältnisse  in  Italien 
in  der  Zeit  vor  Friedrichs  Regierungsantritt  zurückgreifen;  wir 
gewinnen  dadurch  den  Boden,  auf  dem  sich  der  Streit  entwickelt, 
und  der  zur  Beurteilung  der  Frage  notwendig  ist.  Im  Anschluss 
daran  würde  kurz  auch  der  erste  Kampf  Friedrichs  mit  Gre- 
gor IX  zu  behandeln  sein,  denn  für  unsere  Frage  kommen 
unmittelbar  nur  die  Ereignisse  in  Betracht,  welche  zur  Exkom- 
munikation von  1239  und  zur  Absetzung  Friedrichs  1245  führten. 

Hatte  schon  der  Tod  Kaiser  Heinrichs  VI  das  Papsttum 
von  der  Gefahr  befreit,  ganz  von  kaiserlichem  Gebiet  um- 
schlossen und  fast  aller  weltlichen  Macht  beraubt,  vollkommen 
von  dem  Willen  eines  mächtigen  Herrschers  abhängig  zu  werden, 
so  war  es  bald  darauf  Innocenz  III,  der  durch  Vernichtung 
des  deutschen  Einflusses  auf  Italien  das  Ansehen  des  Papst- 
tums wiederherstellte  und  ihm  zu  ausgedehnterem  weltlichen 
Besitz  verhalf.  Begünstigt  wurde  er  in  seinen  Bestrebungen 


l)  Vgl.  den  Brief  v.  20.  April  1239  (II.  B.  V,  305/6.) 

’)  Vgl.  die  Bannbulle  von  1239  (H.  B.  V,  286),  ferner  die  Erwiderung 

auf  den  Brief  des  Kaisers  vom  20.  April  (Kod.  750  p.  651.) 
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durch  die  Thronstreitigkeiten  in  Deutschland,  die  alle  Kraft 
und  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  naltmen  und  ihm  Zeit  Hessen, 
seine  Plane  ungestört  durchzuführen;  und  ehe  sich  wieder  eiu 
Herrscher  um  Italien  kümmern  konnte,  war  hinreichend  Zeit 
verflossen,  um  die  Massregeln  lunocenz'  genügend  zu  kräftigen. 

Was  Heinrich  VI  vor  allen  Dingen  für  das  Papsttum 
furchtbar  gemacht  hatte,  war  der  Umstand,  dass  mit  Ausnahme 
der  nächsten  Umgebung  Roms  gauz  Italien  in  seinem  Besitze 
sich  befand,  denn  dieser  ungeheuren  Machtentfaltung  stand  das 
Papsttum  wehrlos  gegenüber,  da  auch  die  mächtigste  Stütze, 
auf  die  es  sich  bisher  immer  verlassen  hatte,  das  sicilisch- 
normannische  Königreich  im  Besitze  des  Kaisers  war,  welcher 
nicht  einmal  die  Lehnshoheit  des  Papstes  über  dasselbe  aner- 
kennen wollte.  Es  galt  also  für  Innocenz  eine  solche  Macht- 
verteilung zu  ändern  und  für  die  Zukunft  unmöglich  zu  machen 
und  somit  die  politische  Combinatiou  zu  zerstören,  durch  die 
Heinrich  VI  das  Papsttum  vollständig  lahm  gelegt  hatte.  Zu 
diesem  Zwecke  galt  es  für  ihn,  sich  eine  weltliche  Macht  zu 
verschallen  und  das  päpstliche  Ansehen  im  Patrimonium  wieder- 
herzustellen. Geschickt  den  Hass  der  Italiener  gegen  die 
Deutschen  benutzend,  gelang  es  ihm  bald,  nicht  nur  dies  Ziel 
zu  erreichen,  sondern  auch  das  Gebiet  der  Kirche  weit  über 
seine  ursprünglichen  Grenzen  hinaus  über  Mittelitalien  auszu- 
dehnen, indem  er  die  kaiserlichen  Lehensträger  Markwald  von 
Anweiler  und  Konrad  von  Urslingen  aus  der  Mark  Ankona 
und  dem  Herzogtum  Spoleto  vertrieb  und  das  Land  für  den 
heiligen  Stuhl  in  Besitz  nahm.  So  hatte  er  die  Grundlage  des 
Kirchenstaates  gelegt  und  sich  mit  einer  breiten  Masse  zwischen 
Nord-  und  Süditalien  geschoben,  eiu  Umstand,  welcher  die  Ver- 
einigung sehr  erschweren  musste.  Zum  Schutze  des  neuge- 
bildeten Staates  veranlasst«  er  die  Lombarden  sich  zu  einem 
neuen  Städtebund  zusammenzusehliessen,  indem  er  richtig  er- 
kannte, dass  er  sie  als  einen  mächtigen  Wall  gegen  feindliche 
Einfälle  der  Kaiser  benutzen  könne;  und  auch  die  tuskischen 
Städte  bildeten  durch  das  Beispiel  der  lombardischen  angeregt 
einen  Bund,  der  in  grössere  Abhängigkeit  vom  Papst  trat '). 

*)  Sie  waren  zum  Schutze  des  Papstes  verpflichtet  und  empfingen  von 
ihm  ihre  Verwalter,  in  besonderen  Fällen  auch  ilirekte  Befehle,  cfr.  Hurter, 
Inn.  UI.,  I,  p.  138-139. 
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Auch  in  Unteritalien  machte  Innocenz  mit  Erfolg  alte 
Rechte  des  Papsttums  geltend.  Es  gelang  ihm  hier  die  Kaiserin 
Constanze,  Heinrichs  VI  Wittwe,  zur  Anerkennung  der  päpst- 
lichen Oberlehnsherrlichkeit  und  zum  Verzicht  auf  einige  wich- 
tige Vorrechte  bei  der  Besetzung  geistlicher  Stellen  für  sich 
und  ihren  Sohn  Friedrich  zu  bewegen;  er  stellte  damit  das- 
klare  rechtliche  Verhältnis  der  Päpste  zu  Sicilien  wieder  her, 
wie  es  vor  Heinrich  VI  bestanden  hatte,  und  als  Constanze 
ihm  auch  die  Vormundschaft  über  Friedrich  und  das  balium 
regni  übertrug,  war  sein  Einfluss  auf  das  Königreich  auf  Jahre 
hinaus  gesichert.  Und  wenn  er  auch  hier  noch  einigen  Wider- 
stand fand,  so  muss  man  doch  sagen,  dass  es  ihm  bereits  ein 
Jahr  nach  seinem  Regierungsantritt  gelungen  war,  die  für  das 
Papsttum  so  gefährliche  politische  Combination  Heinrichs  VI 
vollständig  zu  zerstören. 

Sobald  Innocenz  hier  sein  Ziel  erreicht  hatte,  wandte  er 
sich  nach  Deutschland,  um  auch  dort  die  Stellung  des  Papst- 
tums für  einen  etwaigen  Kampf  mit  dem  Kaiser  möglichst  zu 
stärken.  Er  suchte  dazu,  wie  einst  sein  grosser  Vorgänger 
Gregor  VII.  die  unabhängige  Stellung  der  deutschen  geistlichen 
Fürsten  zu  untergraben,  um  so  auch  über  die  Machtmittel 
derselben  verfügen  zu  können.  Die  hohe  Geistlichkeit  war  in 
Deutschland  die  Hauptstütze  des  Kaisers,  namentlich  gegen  die 
territorialen  Bestrebungen  der  weltlichen  Fürsten;  auf  sie 
waren  seit  Otto  I grosse  Massen  von  Reichslehen  vereinigt 
worden.  Gregor  VII  hatte  gegen  sie  den  ersten  Stoss  vollführt 
durch  das  Verbot  der  Investitur  durch  Laienhand:  ein  heftiger 
Kampf  entbrannte,  der  vorläufig  durch  das  Wormser  Concordat 
beendet  wurde.  Jetzt  versuchte  Innocenz  III,  eine  günstige 
Gelegenheit  nutzend,  den  Ansprüchen  des  Papsttums  Geltung 
zu  verschaffen,  und  es  gelang  ihm  dies,  da  keine  Centralgewalt 
vorhanden  war,  an  der  die  Bischöfe  im  Notfälle  einen  Halt 
gefunden  hätten.  Nach  langem  Widerstande  der  geistlichen 
Fürsten  hatte  er  in  Deutschland  folgendes  durchgesetzt  : Die 
Wahlen  der  Bischöfe  sollen  von  jeder  Einwirkung  durch  die 
Laien  befreit,  allein  durch  die  (’apitel  ausgeübt  werden,  dem 
Papste  oder  seinem  Stellvertreter  soll  eine  Wahlprüfung  und 
somit  auch  eine  Wahlbestätigung  zustelien,  und  drittens  soll  er 
das  Recht  haben,  auch  solche  Leute,  denen  ein  kanonisches 
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Hindernis  im  Wege  stehe,  zu  Bischöfen  zu  ernennen').  Damit 
war  der  Investitnrstreit  zu  Gunsten  des  Papstes  entschieden. 

So  hat  Innocenz  III  durch  den  Einfluss , den  er  dem  Papst- 
tum in  Italien  verschaffte,  und  die  neu  erworbene  Disciplinar- 
gewalt  über  die  deutsche  Geistlichkeit  im  wesentlichen  die  Er- 
folge vorbereitet,  die  das  Papsttum  um  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts erreichte. 

Innocenz  liess  es  sich  aber  auch  angelegen  sein,  durch 
kaiserliche  Anerkennung  eine  rechtliche  Sanktionierung  dieser 
Verhältnisse  zu  erlangen,  und  er  verpflichtete  deshalb  immer 
denjenigen  Prätendenten,  welchen  er  gerade  unterstützte,  die 
Veränderungen  anzuerkennen.  So  erklärte  Otto  IV  1209  zu 
Speier,  dass  er  mit  allen  Massnahmen  des  Papstes  einverstanden 
sei,  und  so  ebenfalls  Friedrich  II  1213  zu  Eger,  dass  er  söwohl 
den  Kirchenstaat,  als  auch  die  Veränderungen  in  der  Besetzung 
geistlicher  Stellen,  sowie  die  päpstliche  Oberlehnsherrlichkeit  in 
Sicilien  anerkennen  wolle. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zur  Entwickelung  der  Verhält- 
nisse in  Italien  unter  Friedrichs  II  Regierung.  Wir  haben 
oben  das  Streben  Innocenz"  III  gesehen,  auf  alle  Weise  zu  ver- 
meiden , dass  das  Gebiet  der  Kirche  überall  von  derselben 
Macht  umgeben  wäre.  Dieses  Streben  zeigt  sich  auch  bei  der 
Walü  Friedrichs  zum  deutschen  König*).  Im  Interesse  des 
Papsttums  war  es  nötig,  dass  eine  Personal-  wie  Realunion 
zwischen  Deutschland  und  Sicilien  vermieden  würde;  infolge 
dessen  bewirkte  Innocenz  die  Krönung  des  jungen  Heinrich  zum 
König  von  Sicilien,  sobald  Friedrich  zur  Uebernahme  der  Krone 
nach  Deutschland  ging;  für  ihn  sollte  dieser  nur  die  Regent- 
schaft führen  während  der  Minderjährigkeit;  Constanze,  Friedrichs 
Gemahlin,  war  zur  Reichs  Verweserin  ernannt,  sie  sowohl  wie  ihr 
Sohn  sollten  in  Sicilien  verbleiben.  Indessen  schon  im  Jahre 
1215,  als  Friedrichs  Sieg  nicht  mehr  zweifelhaft  war,  regte 
sich  in  diesem  der  Wunsch,  Constanze  und  Heinrich  bei  sich  in 
Deutschland  zu  haben,  vielleicht,  um  so  mehr  Einfluss  auf  die 
Verwaltung  Siciliens  wiederzuerhalten.  Aber  erst  nach  langen 

*)  Vgl.  R.  Schwemer,  Innocenz  III  und  die  deutsche  Kirche  von  1198 
bis  1208,  Strassburg  1882. 

*)  Für  das  folgende  vgl.  Winkeltnann , Forschungen  zur  deutschen  Ge- 
schichte I,  p.  13  ff. 
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Verhandlungen  vermochte  er  den  Papst  dazu,  seine  Einwilligung 
zu  dieser  Uebersiedelung  zu  geben,  und  sie  wurde  nicht  erlangt, 
ohne  dass  Friedrich  am  1.  Juli  1216  noch  weitere  Sicherheiten 
gab.  Er  musste  versprechen,  gleich  nach  seiner  Kaiserkrönung 
seinen  Sohn  aus  seiner  väterlichen  Gewalt  zu  entlassen  und  ihm 
das  Königreich  als  Lehen  der  Kirche  ganz  zu  übergeben,  wie 
er  es  bisher  gehabt  hatte.  Von  da  an  wollte  er  sich  nicht 
mehr  König  von  Sicilien  nennen  und  wollte  dafür  sorgen,  dass 
das  Königreich  bis  zur  Grossjährigkeit  seines  Sohnes  mit  Zu- 
stimmung des  Papstes  von  einer  geeigneten  Person  verwaltet 
werde,  die  alle  Verpflichtungen  und  Dienste  für  den  heiligen 
Stuhl  zu  erfüllen  habe,  damit  nicht  eine  „unio“  des  Kaiser- 
reiches mit  Sicilien  entstünde,  die  zwischen  dem  apostolischen 
Stuhle  und  seinen  Nachfolgen)  Streit  hervorrufen  könnte1). 

Indessen  war  es  natürlich,  dass  bei  genauerer  Einsicht  in 
die  Verhältnisse  Deutschlands,  während  er  dort  mit  Otto  IV 
Krieg  führte,  in  Friedrich  der  Wunsch  entstand,  beide  Reiche 
in  seiner  Hand  zu  vereinigen.  Sein  staatsmännischer  Blick 
hatte  bald  erkannt,  dass  seine  Stellung  im  Reiche  durchaus 
nicht  mein'  die  war,  welche  sein  Vater  und  sein  Grossvater 
einst  gehabt  hatten,  gestützt  auf  eine  grosse  Hausmacht,  ge- 
tragen von  den  deutschen  geistlichen  Fürsten  und  den  Ministe- 
rialen, jedem,  auch  dem  mächtigsten  Fürsten  bei  weitem  über- 
legen. Iu  den  Wirren,  die  auf  Heinrichs  VI  Tod  gefolgt  waren, 
war  viel  Privatbesitz  der  Staufer  verloren  gegangen,  von  Phi- 
lipp und  von  Friedrich  selbst  zur  Belohuung  für  die  treueu 
Dienste  ihrer  Anhänger  verwendet  worden.  Die  veränderte 
Stellung  der  deutschen  Geistlichkeit  ist  schon  oben  berührt 
worden,  und  wenn  Friedrich  auch  jetzt  an  ihr  eifrige  Förderer 
fand,  so  verhehlte  er  sich  nicht,  dass  sie  sich  vielleicht  auch  auf 
Befehl  des  Papstes  gegen  ihn  wenden  könnte,  wie  sie  es  bei 
Otto  IV  gethan  hatte.  Alle  diese  Erwägungen  mussten  in  ihm 
notwendig  den  Wunsch  erwecken,  Sicilien  für  sich  zu  behalten, 
und  er  suchte  deshalb  Honorius  III,  den  Nachfolger  Innocenz'  III, 
zu  bewegen,  ihm  die  Regierung  Siciliens  bei  seinen  Lebzeiten 
zu  überlasseu  8),  während  er  gleichzeitig  die  Innocenz  1216  ge- 

')  Vgl.  die  Urkunde  vom  1.  Juli  1216  b.  H.  B.  I,  469. 

’)  Vgl.  den  Brief  vom  19.  Februar  1220,  Winkelmaun,  Act«  I,  173  p.  150. 
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leisteten  Versprechungen  wiederholte  ‘).  Infolge  mündlicher  Ver- 
handlungen bei  der  Kaiserkrönung  wurde  ihm  diese  Bitte  ge- 
währt, denn  er  führte  den  Titel  Siciliae  rex,  der  eigentlich  von 
da  ab  ausschliesslich  seinem  Sohn  Heinrich  gebührte,  ohne 
Widerspruch  des  Papstes  weiter.  In  der  Hauptsache  blieb  so- 
mit die  Stellung  Siciliens  zum  Reiche  dieselbe  wie  1212,  die 
Realunion  war  ausgeschlossen  und  blieb  es  auch  in  der  Folge- 
zeit: aber  durch  die  Personalunion  war  die  Verbindung  zwischen 
dem  Königreich  und  dem  Kaisertum  doch  erhalten  und  zwar 
mit  Zustimmung  des  Papstes,  und  damit  die  Absicht  Inno- 
eenz’  III  zum  Teil  vereitelt. 

Die  nächste  Zeit  nach  der  Kaiserkrönung  zeigt  uns  ein 
fast  ungetrübtes  Verhältnis  Friedriclis  zum  Papste.  Der  Kaiser 
war  bis  1226  in  Sicilien  mit  der  Bekämpfung  der  aufständischen 
Sarazenen  und  mit  der  Niederwerfung  der  rebellischen  Grafen 
von  Celano  und  A versa  im  Königreich,  sowie  mit  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  daselbst  hinreichend  beschäftigt.  Erst  als  er 
hier  sein  Ziel  erreicht  hatte,  konnte  er  daran  gehen,  die  Reichs- 
angelegenheiten für  den  bevorstehenden  Kreuzzug  zu  ordnen. 
Einer  Ordnung  bedürftig  mussten  ihm  vor  allem  die  Verhält- 
nisse in  Norditalien  erscheinen.  Den  Abschluss  der  langen 
Kämpfe,  die  unter  Friedrich  I hier  geführt  waren,  hatte  der 
Friede  von  Constanz  gebildet,  in  welchem  bezüglich  der  Re- 
galien, die  der  Hauptpunkt  des  Streites  gewesen  waren,  fest- 
gesetzt wurde,  dass  dieselben  in  den  Städten  selbst  der  Ge- 
meinde überlassen  bleiben,  in  den  Diöcesen  aber  dem  Kaiser 
wieder  zurückerstattet  werden  sollten.  Fenier  wurde  die  Ober- 
hoheit des  Kaisers  auch  betreffs  der  Einsetzung  der  consules  in 
den  Städteu  wiederhergestellt,  deu  Städten  dagegen  hinreichende 
Sicherheit  wegen  ihrer  Selbstständigkeit  gegeben,  so  auch  ihnen 
das  Recht,  ihren  Bund  zu  erneuern,  gewährleistet.  Dieser 
Friede  bildete  für  die  Folgezeit  die  Grundlage  für  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Kaiser  und  den  Lombarden.  Als  aber 
nach  Heinrichs  VI  Tode  die  Macht  der  Deutschen  in  Italien  zu 
Grunde  ging,  gewöhuten  sich  auch  die  Lombarden  daran,  die 
kaiserlichen  Rechte  so  auszuüben,  wie  sie  es  vor  Friedrichs  I 

')  Vgl.  den  Brief  Tom  10.  Februar  1220.  H.  B.,  Roule&ux  de  Cluny  30 
und  R.  J.  V,  1091. 
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Eingreifen  gethan  hatten,  nnd  niemand  leistete  ihnen  darin 
Widerstand,  bis  Friedrich  II  1226  daran  ging,  die  alten  Reichs- 
rechte wiederherzustellen,  wozu  er  eine  Curie  zu  Cremona  an- 
sagte. Die  Lombarden  jedoch , aus  Furcht,  Friedrich  möchte 
ihre  Selbstständigkeit  vernichten,  hinderten  durch  Sperrung  der 
Alpenpässe  jeden  Zuzug  aus  Deutschland,  den  sie  nur  gegen 
Bedingungen  gestatten  wollten,  wie  sie  Friedrich  unmöglich  an- 
nehmen konnte1). 

Untersuchen  wir  nun  einmal,  ob  die  Lombarden  zu  einem 
solchen  Schritt  Veranlassung  hatten,  und  ob  Friedrich,  wie  dies 
vielfach  behauptet  worden  ist a),  schon  jetzt  die  Absicht  hatte, 
den  Frieden  von  Constanz  für  ungiltig  zu  erklären  und  damit 
eine  gründliche  Veränderung  der  Verhältnisse  in  Norditalien  her- 
beizuführen. 

In  einem  Schreiben  an  Viterbo3)  spricht  sich  der  Kaiser 
dahin  aus,  dass  er  den  Reichstag  zu  Cremona  zusammenberufe, 
weil  die  Reichsrechte  in  den  Wirren  der  vorhergegangenen  Zeit 
verloren  seien,  und  die  Einwohner  sich  dort  fortwährend  be- 
kämpften (qualiter  iura  imperii  pro  vailetate  temporis  praece- 
dentis  conculcata  iaceant  et  depressa  et  qualiter  eins  tranquilli- 
tas  fuerit  olim  et  sit  usqne  ad  haec  felicia  nostra  tempora  per- 
tnrbata,  universi  de  imperio  iam  senserunt  et  sentinnt  incessanter). 
Deshalb  wolle  er  die  Reichsrechte  wiederherstellen  nnd  die 
Unterdrückungen  seiner  Unterthanen  verhindern  (Volentes  igitur 
iura  imperii  in  statum  Optimum  reformare  subditorumque  op- 
pressionibus  condolentes  apiul  Cremonam  de  consilio  principum 
palatinorum  solemnem  curiam  indiximus  celebrandam).  Friedrich 
blieb  damit  durchaus  auf  dem  Rechtsboden,  den  der  Con- 
stanzer  Friede  geschaffen  hatte,  und  wenn  die  Lombarden 
sich  gegen  den  Kaiser  zusammenschlossen  und  den  Durchzug 
Heinrichs  nur  bedingungsweise  gestatten  wollten,  so  verstiessen 

')  Friedrich  sollte  seine  siciliscbe  Begleitung  entlassen,  während  Kiinig 
Heinrich  und  die  Fürsten  nur  mit  1200  Pferden  die  Lombardei  betreten  sollten. 
Auch  sollten  beide  sich  verpflichten,  gegen  die  Lombarden  nicht  die  Acht 
auszusprechen , so  lange  sic  in  jener  Gegend  wären , u.  a.  m.  Aufgezählt  in 
dem  Gutachten  der  deutschen  Fürsten,  H.  B.  II,  609. 

*)  So  auch  von  Winkelmann,  Friedrich  II,  I,  p.  199. 

*)  H.  B.  II,  548.  Dasselbe  wird  in  gleicher  Weise  auch  an  die  anderen 
italienischen  Städte  ergangen  sein,  denn  es  fehlt  in  ihm  jede  besondere  Be- 
ziehung auf  Viterbo ; vergl.  R.  J.  V,  1593. 
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sie  dadurch  gegen  mehrere  Artikel  des  Friedens  (Art.  29  und 
30  und  Art.  33),  die  sie  teils  verpflichteten,  dem  Kaiser  bei  der 
Wiedererlangung  verloren  gegangener  Reichsrechte  zu  helfen, 
teils  auch,  wenn  er  die  Lombardei  beträte,  für  Herstellung  von 
Strassen  und  Brücken  zu  sorgen.  Sie  waren  es  also,  die  sich 
zuerst  eine  Rechtsverletzung  zu  Schulden  kommen  Hessen  und 
dadurch  Friedrich  zu  weiteren  Schritten  Anlass  gaben.  Be- 
merkenswert ist  auch,  dass  der  Kaiser  bei  seinem  Vorgehen  die 
deutschen  Fürsten,  auch  die  geistlichen,  sowie  die  italienischen 
Bischöfe  auf  seiner  Seite  hatte,  und  dass  diese  ihm  zu  den 
Massregeln  rieten,  die  er  erst  ergriff,  als  alle  Verhandlungen 
gescheitert  waren.  Und  auch  bei  dem  weiteren  Vorgehen  ist 
das  Recht  durchaus  auf  seiner  Seite.  Die  Lombarden  hatten 
einen  angesagten  Reichstag  durch  ihre  Unbotmässigkeit  ver- 
hindert, sie  hatten  dem  deutschen  König  den  Zugang  zur  Lom- 
bardei mit  bewaffneter  Hand  versperrt  und  sich  somit  eines 
Friedensbruches  schuldig  gemacht;  die  Strafe,  die  sie  hierfür 
traf  und  treffen  musste,  war  die  Reichsacht  und  im  Gefolge  da- 
von der  Verlust  aller  ihrer  Privilegien.  Friedrich  konnte  nicht 
anders  handeln,  als  er  gehandelt  hat;  das  beweist  schon  das 
Gutachten,  das  die  Fürsten  iu  dieser  Sache  abgaben.  Von  einer 
.Hast“,  mit  der  Friedrich  sie  ihrer  Privilegien  beraubt  hätte1), 
kann  deshalb  umsoweniger  die  Rede  sein,  als  dies  Ja  erst  ge- 
schah. nachdem  sie  es  verschmäht  hatten,  die  von  ihnen  selbst 
gestellten  Bedingungen  zu  erfüllen*).  Wir  müssen  also  daran 
festhalten,  dass  der  Kaiser  nur  mit  der  Absicht  nach  der  Lom- 
bardei gekommen  ist,  die  in  den  Wirren  nach  seines  Vaters 
Tode  verlorenen  Reichsrechte  und  damit  die  Oberherrschaft  in 
der  Lombardei  auf  Grund  des  Constanzer  Friedens  wieder- 
zugewinnen; gelang  ihm  dies,  so  konnte  er  wohl  zufrieden  sein, 
denn  die  „unbestimmte  Oberherrschaft“  war  gross  genug,  da 
der  Constanzer  Friede  eine  Summe  von  Rechten  gewährte,  die 
dem  Kaiser  die  Herrschaft  sicher  in  die  Hände  gab.  Machten 
ihm  die  Lombarden  nun  Opposition,  und  erlangte  er  dadurch 
das  Recht,  weiter  gegen  sie  vorzugehen  und  sie  ihrer  Privilegien 
zu  berauben,  so  mag  ihm  dies  wohl  eine  willkommene  Gelegen- 

')  Vgl.  Winkelmann  a.  a.  U. 

*)  Vgl.  Friedrich»  Brief  an  Uonoriu»  III,  H.  B.  II,  642. 
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heit  gewesen  sein,  aber  nichts  in  unseren  Quellen  berechtigt  zu 
der  Annahme,  dass  dies  schon  in  seiner  Berechnung  gelegen 
hat,  als  er  den  Reichstag  einberief1).  Wenn  Friedrich  später 
in  den  Vordergrund  stellte,  dass  der  Reichstag  des  Kreuzzuges 
wegen  eiuberufen  war2),  so  scheint  das  dem  Einberufungsschreiben 
an  Viterbo  zu  widersprechen,  in  welchem  davon  gar  nicht  die 
Rede  ist;  aber  abgesehen  davon,  dass  Friedrich  vor  Antritt  des 
Kreuzzuges  die  Reichsangelegenheiten  und  somit  auch  die  in 
der  Lombardei  ordnen  musste,  und  eine  Verzögerung  dieser 
Ordnung  auch  eine  Verzögerung  des  Kreuzznges  herbeiführte, 
so  ist  diese  Behauptung  Friedrichs  auch  noch  aus  einem  anderen 
Grunde  zu  erklären.  Friedrich  hatte  keine  Militärmacht  bei 
sich,  um  seine  Beschlüsse  durchzusetzen,  und  es  war  voraus- 
znsehen,  dass  die  Sache  nur  durch  einen  Schiedsspruch  des 

')  Dies  möchte  ich  im  Gegensätze  zu  Winkelmaun  festhalten,  iler  be- 
hauptet, Friedrich  sei  schon  mit  der  Absicht  in  die  Lombardei  gezogen,  sie 
der  Privilegien  des  Constanzor  Friedens  zu  berauben.  Kr  stützt  sich  dabei 
ausser  auf  die  „Hast“,  mit  der  der  Kaiser  zu  Werke  ging,  und  von  der  schon 
oben  die  Kcde  war,  auf  eine  Aeusserung  Friedrichs,  in  der  er  die  societas 
eine  illicita  nennt  (H.  B.  II,  645),  wahrend  den  Lombarden  im  Constanzer 
Frieden  (Art.  20)  das  Recht  garantiert  wurde,  die  societas  zu  haben  und  zu 
erneuern.  Dabei  darf  aber  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  Friedrich 
diesen  Brief  (H.  B.  II,  642)  erst  am  12.  Juli  schrieb,  nachdem  den  Lombarden 
der  Friede  von  t'onstanz  abgesprochen  war  (11.  Juli);  dass  ferner  Friedrich 
hier  wohl  couiurationis  et  societatis  illicitae  als  „unerlaubte,  aufrührerische 
Verbindung“  fasst,  wie  schon  oben  couiurationis  illicitae  (pag.  642),  und  nicht 
societas  im  prägnanten  Sinne  des  Wortes  als  Städtebnnd  der  Lombardei ; end- 
lich aber,  dass  Friedrich  in  jedem  Falle  vollkommene«  Recht  hatte,  eine 
solche  societas , wie  sic  bestand , mit  ausgesprochener  Tendenz  gegen  den 
Kaiser , eine  illicita  zti  nennen , da  eine  solche  zu  schliessen  den  Lombarden 
auch  durch  den  Artikel  20  des  Constanzer  Friedeus  nicht  gestattet  war. 
Wenigstens  glaube  ich  das  .socie tatein,  quam  nunc  habent“  nur  verstellen  zu 
können:  „einen  Rund,  wie  er  durch  die  Bestimmungen  des  Friedens  be- 
dingt ist“. 

*)  Ich  füge  hier  diejenigen  Stellen  an,  wo  ich  den  Zweck  des  Reichs- 
tages erwähnt  finde: 

H.  B.  II,  609.  pro  dicto  negotio  (seil.  Terrae  Sanctae)  promovendo  in  Ita- 
liam  veniret. 

H.  B.  II,  642:  generalem  curiam  pro  refonuationc  pacis,  extirpauda  hue- 
retica  pravitate  et  Terrae  Sanctae  negotio  celebraudain. 

R.  327  p.  247 : qtiod  impedientc  societate  vestra  nequiverat  (seil,  imperator) 
iuxta  propositum  suum  procedere  contra  pravitatem  haereticam,  quae 
partes  iLlas  dicitur  gravitcr  infecisse  ac  relevare  libertatem  ecclesiasti- 
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Papstes  würde  beigelegt  werden  können.  Er  musste  deshalb 
diesem  die  Möglichkeit  abschneiden,  ein  Urteil  zu  Gunsten  der 
Lombarden  zu  fällen,  und  glaubte  dies  nicht  besser  thun  zu 
können,  als  dadurch,  dass  er  die  letzteren  als  Frevler  gegen 
die  Kir*  he  hinstellte.  Aber  gerade  dieser  Umstand  gab  später 
dem  Papste  die  Möglichkeit,  seine  Entscheidung  so  zu  treffen, 
dass  die  Lombarden  hauptsächlich  wegen  Verhinderung  kirch- 
licher Angelegenheiten  zur  Stellung  von  400  Rittern  für  das 
heilige  Land  verurteilt  wurden  *),  während  Friedrich  ganz  leer 
ausging  und  ihnen  obenein  noch  alles  verzeihen  und  alle  Sen- 
tenzen gegen  sie  widerrufen  musste.  Pa  aber  der  eigentliche 
Kern  der  Zwietracht  zwischen  ihm  und  den  Lombarden  auf 
diese  Weise  gar  nicht  gestreift  wurde,  und  die  Frage  über  die 
Reichsrechte  ganz  aus  dem  Spiele  blieb,  so  konnte  Friedrich 
sich  einen  solchen  Schiedsspruch  gefallen  lassen,  der  ihm  durch- 
aus die  Freiheit  Hess,  auf  diese  Angelegenheit  wieder  zurück- 
zukommen. Diese  Absicht  hat  Friedrich  auch  gehabt,  und  wir 
werden  sehen,  dass  er  sie  bald  nachher  wieder  aufnahm. 

Für  das  Papsttum  barg  dieser  Versuch  Friedrichs,  die 
Herrschaft  in  der  Lombardei  an  sich  zu  ziehen,  eine  grosse 
Gefahr  in  sich,  da  auf  diese  Weise  die  einzige  Macht,  die 
ausser  dem  Kirchenstaat  die  Hauptcentren  der  kaiserlichen 
Macht  trennte,  in  die  Hände  des  Kaisers  gefallen  wäre,  und 
der  Kirchenstaat  allein  dem  Kaiser  einen  ernstlichen  Wider- 

cam,  qnae  ibidem  mnltipliciter  asserebatnr  oppressa  nee  procura  re  911b- 
sidiurn  Terrae  Sanctae.  propter  qnod  specialiter  ad  partes  ipsas  dnxerat 
aceedendum.  quodqite  captivi  sibi  contra  ius  et  honorem  imperii  fuerant 
denegati. 

H.  B.  II.  679:  Und«  eontigit  qnod  pro  reformanda  unirersali  pace  tinuiter 
et  uhiqne  per  lmindnm  et  pro  indueendis  fidelibus  ad  obseqnittm  crnci- 
fixi  indiximns  cnriam  generalem  ('remonae. 

Auch  die  Aunalenvermerke  stellen  diesen  Punkt  in  den  Vordergrund: 

Ann.  Col.  max.  S.  S.  XVII,  p.  840:  pro  statu  imperii  reformando  et  negotio 
Terrae  Sanctae. 

Cont.  S.  Crocis  S.  S.  IX,  p.  627:  pro  negotio  Sanctae  l'rucis. 

Chron.  Turonen8e,  Bouquet,  Recueil  XVIII,  p.  313:  Super  extirpatione 
haereticorum  Italiae  et  negotio  Terrae  Sanctae  et  concordia  emtatum. 

Chron.  Sicul.  H.  B.  I,  p.  897:  super  recuperatione  Terrae  Sanctae. 

•)  Vgl.  die  Entscheidung  des  Papstes  vom  6.  Januar  1227  (H.  327,  p.  247.) 
Nach  Ann.  Plac.  Ciuelfi  (S.  S.  XVIII.  p.  443)  kam  dieselbe  nach  längeren  Ver- 
handlungen im  Dezember  1226  zustande. 
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stand  entgegenzusetzeu  nicht  vermochte.  Es  war  daher  nicht 
zu  verwundern,  wenn  man  päpstlicherseits  mit  Friedrichs  Vor- 
gehen nicht  einverstanden  war,  und  eine  weitere  Trübung  er- 
litt das  Verhältnis  dadurch,  dass  Friedrich  sich  Eingriffe  in 
die  kirchliche  Verwaltung  Siciliens  hatte  zu  Schulden  kommen 
lassen,  ohne  auf  die  Klagen,  die  der  Papst  darüber  führte, 
Rücksicht  zu  nehmen1).  Auf  die  Spitze  getrieben  aber  wurde 
der  päpstliche  Zorn  durch  die  abermalige  Verzögerung,  die  der 
Kreuzzug  erlitt,  als  Friedrich  1227  wieder  an  das  Land  ging. 
Alle  aufgewendete  Mühe  schien  vergeblich,  und  in  seinem  In- 
grimm hierüber  exkommunicierte  Honorius’  III  Nachfolger,  der 
heissblütige  Gregor  IX,  den  Kaiser  am  29.  September  und 
18.  November  1227.  Als  aber  im  folgenden  Jahre  Friedrich 
den  Kreuzzug  antreten  wollte,  und  der  Bann  so  gegenstandslos 
zu  werden  drohte,  wiederholte  ihn  der  Papst  am  23.  März  1228 
und  zwar  nicht  allein  wegen  des  nichtunternommenen  Kreuz- 
zuges, sondern  auch  wegen  Bedrückung  der  Kirche  in  Sicilien. 
Gleichzeitig  war  die  Drohung  beigefügt,  wenn  der  Kaiser  nicht  die 
Uebelstände  in  Sicilien  abstellen  würde,  so  würde  man  ihn  seines 
Lehens,  des  Königreiches,  berauben;  eine  Drohung,  die  weiter 
keinen  Erfolg  hatte,  als  dass  Friedrich  für  den  äussersten  Fall, 
dass  Gregor  wirklich  Sicilien  als  erledigtes  Lehen  mit  Gewalt 
in  Besitz  nehmen  sollte,  seinem  Statthalter  die  Vollmacht  zu- 


*)  Man  könnte  hier  eine  Aeusserung  Friedrich»  anführen  (,H.  B.  II,  9H2 
extr.),  nach  der  er  damals  nichts  Geringeres  beabsichtigt  hätte,  als  Wieder- 
herstellung der  königlichen  Befugnisse,  wie  sic  vor  Innocenz  III  in  Sicilien 
bestanden  batten:  Cum  iiuperatoribus  quadringentis  et  amplius  aunis  a Carole 
Magno  licitum  fuisset,  dignitates  archiepiscopales  neenon  et  cetera»  omnes 
in  singulas  provincias  per  anulnm  et  virgaiu  conferre,  non  se  Henrico  patre 
non  Friderico  avo  inferiorem.  Cmnque  Siciliae  reges  et  matrem  eius  Con- 
stantiam  reginain  electiouis  praelatorum  ins  peculiare  semper  haimisse  uoustaret, 
eam  in  se  unuin  indignitatein  nee  Guileliui  regis  avunculi  in  Bomanum 
ecciesiam  beneficia  nec  parentis  Henrici  liberalitatcm  mernissc  ....  Quousque 
tandem  patientia  mea  abutetur  pontifex?  Indessen  scheint  es  mir  sehr  be- 
denklich, ans  dieser  Aeusserung  Schlüsse  zu  ziehen,  da  dieselbe  höchst  ver- 
dächtig ist;  wenigstens  weisen  die  vielen  historischen  Fehler  auf  eine  wenig 
unterrichtete  Quelle,  so  die  Behauptung,  dass  Friedrich  I und  Heinrich  VI 
das  Recht  gehabt  hätten,  per  anulum  et  virgam  geistliche  Stellen  zu  vergeben, 
oder  dass  seine  Mutter  Constanze  das  ius  peculiare  der  Wahl  der  Prälaten  immer 
inne  gehabt  hätte,  da  sie  doch  darauf  verzichtete.  Der  Schluss  macht  die 
Annahme  wahrscheinlich,  dass  es  sich  hier  um  eine  blosse  StilUbuug  handelt. 
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rückliess,  darauf  mit  der  Einziehung  des  Reichsgebietes  zu  ant- 
worten, das  er  einst  dem  Papst  Innocenz  III  zu  Eger  zuge- 
sichert hatte1).  Dieser  aber,  Raynald  von  Spoleto,  missbrauchte 
diese  Erlaubnis  zur  Erreichung  seiner  eigenen  Zwecke;  er 
rückte  ohne  Veranlassung  in  den  Kirchenstaat  ein,  machte,  um 
das  Herzogtum  Spoleto  in  seine  Gewalt  zu  bringen,  Gebrauch 
von  seiner  Vollmacht  und  gab  so  dem  Papst  eine  willkommene 
Gelegenheit,  nun  seinerseits  in  das  Königreich  einzufallen  und 
die  angedrohte  Besitzergreifung  wirklich,  wenn  auch  nur  teil- 
weise, auszuführen.  Indem  Gregor  so  gegen  den  Kaiser  vorging, 
handelte  er  zugleich  durchaus  im  Interesse  seiner  Verbündeten, 
der  Lombarden,  und  er  durfte  erwarten,  dass  er  von  ihnen  eine 
bedeutende  Unterstützung  erhalten  würde.  Allein  alles,  was 
diese  ihm  auf  wiederholte  Aufforderung  sandten,  waren  300 
Ritter*),  welche  noch  dazu  bald  nach  Friedrichs  Rückkehr  aus 
dem  heiligen  Lande  wieder  in  ihre  Heimat  gingen.  Es  war 
das  für  Gregor  eine  harte  Lehre,  dass  gerade  diejenigen,  die 
mit  ihm  dasselbe  Interesse  hatten,  und  für  die  er  rückhaltlos 
eingetreten  war,  ihn  nun  ganz  im  Stiche  Hessen,  als  es  darauf 
ankam,  ihn  zu  schützen;  er  musste  bei  dieser  Gelegenheit  ein- 
sehen,  dass  ihm  eine  so  unsichere  Bundesgenossenschaft  nichts 
helfen  könne,  falls  der  Kaiser  ernstlich  gegen  ihn  vorginge. 
Diese  Erwägungen  mögen  auch  dazu  beigetragen  haben,  dass 
es  ein  Jahr  nach  Friedrichs  Rückkehr  der  vermittelnden 
Thätigkeit  deutscher  Fürsten  bereits  gelungen  war,  eine  Eini- 
gung zwischen  den  Streitenden  zu  erzielen.  Gegen  das  Ver- 
sprechen: Der  Kirche  in  allem,  weswegen  er  gebannt  sei,  Ge- 
horsam leisten  zu  wollen;  allen  Anhängern  der  Kirche  zu  ver- 
zeihen, alle  gegen  sie  erlassenen  Sentenzen  zu  widerrufen  und 
der  Kirche  ihr  Gebiet  zurtickzuerstatten,  wurde  der  Kaiser  bald 
darauf  (28.  August  1230)  zu  Ceperano  vom  Banne  gelöst  ; einige 
Tage  später  (1.  September)  hatte  er  eine  Zusammenkunft  mit 
dem  Papste  zu  Anagni,  in  der  alle  vorhergegangenen  Wirren 
in  befriedigender  Weise  aufgeklärt  wurden.  Es  war  somit  die 


')  Vgl.  Ficker,  Mitteilungen  des  Instituts  fttr  österreichische  GeschichU- 
forschung  IV,  3 p.  351  ff. 

«)  Vgl.  Ann.  Plac.  Gnelfl  8.  S.  XVIII,  p.  444  ad  ann.  1228  und  p.  445  ad 
ann.  1228.  Ann.  Plac.  Gib.  p.  469  ad  ann.  1227. 
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Eintracht  zwischen  beiden  Mächten  wiederhergestellt  und  bei 
gegenseitigem  guten  Willen  dauerte  sie  mehrere  Jahre  an,  bis 
schliesslich  durch  andere  Verhältnisse  das  Einvernehmen  auf 
immer  gestört  wurde. 


II. 

Obwohl  Friedrich  die  Lombarden  in  die  allgemeine  Amnestie 
für  den  der  Kirche  geleisteten  Beistand  eingeschlossen  hatte, 
so  hatte  er  doch  durch  dieselbe  nicht  auf  die  Reichsrechte  in 
Oberitalien  verzichtet  und  er  verlor  deshalb  sein  Ziel,  die 
Wiederherstellung  derselben,  nicht  aus  den  Augen.  Zu  diesem 
Zwecke1)  berief  er  auf  den  1.  November  1231  einen  Reichstag 
nach  Ravenna,  zu  welchem  auch  sein  Sohn  Heinrich  und  die 
deutschen  Fürsten  erscheinen  sollten;  Friedrich  wollte  dadurch, 
dass  er  eine  Militärmacht  hatte,  dem  Misserfolg  Vorbeugen,  den 
er  1226  durch  seiue  schwache  Begleitung  erfahren  musste. 
Aber  auch  die  Lombarden  regten  sich  aus  Furcht,  ihre  Freiheit 
zu  verlieren,  zur  Gegenwehr;  auf  einem  Bundestage  zu  Bo- 
logna*) traten  die  östlichen  Städte  zum  Bunde  zurück3),  die 
Veroneser  Clause  wurde  gesperrt  und  der  Zuzug  aus  Deutsch- 
land verhindert,  so  dass  Friedrich,  als  er  am  1.  December  in 
Ravenna  anlangte,  erst  wenige  Fürsten  daselbst  vorfand.  Die 
Sache  lag  somit  genau,  wie  im  Jahre  1226:  die  Lombarden 
hinderten  das  Zustandekommen  eines  Reichstages,  indem  sie 
sich  eines  Friedensbruches  schuldig  machten.  Friedrich  ging 
aber  nicht  wieder  gegen  sie  vor  wie  damals;  nachdem  er  den 
Reichstag  erötfnet  hatte,  verhängte  er  im  Januar  1232  den 
Reichsbann  über  die  Rebellen,  ohne  sie  jedoch  ihrer  Privilegien 
für  verlustig  zu  erklären. 

Der  Papst  hatte  diesen  Ereignissen  von  Anfang  an  nicht 
teilnahmlos  gegenüber  gestanden.  Auch  er  war  offenbar  der 
Ansicht,  dass  in  Oberitalien  etwas  zur  Ordnung  der  Verhältnisse 

*)  Vgl.  H.  B.  m,  266. 

•)  26.  October  1231.  Vgl.  Ann.  Plac.  Guelfi  SS.  XVIII,  p.  453. 

•)  Vgl.  H.  B.  m,  291. 
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geschehen  müsse,  und  da  er  Friedrichs  Verlangen  nicht  ohne 
weiteres  als  ungerechtfertigt  bezeichnen  konnte,  vor  allem  aber 
einen  Krieg  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Lombarden,  dessen 
weitere  Folgen  für  seine  eigene  Machtstellung  unabsehbar 
waren,  vermeiden  wollte,  so  suchte  er  die  letzteren  zu  bewegen, 
diesmal  dem  Reichstage  kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen, 
besonders  da  Friedrich  ihm  versichert  hatte,  nichts  gegen  ihre 
Freiheit  zu  beabsichtigen  *).  Indessen  hatten  seine  Bemühungen 
keinen  Erfolg,  und  er  sah  sich  genötigt,  wollte  er  überhaupt 
seine  vermittelnde  Stellung  nicht  aufgeben,  Unterhändler  abzu- 
senden. die  eine  Einigung  zn  Stande  bringen  sollten-).  Ihren 
Bemühungen  gelang  es.  beide  Parteien  zu  einem  Kompromiss 
zu  bewegen,  der  am  13.  Mai  1232  zu  Padua  geschlossen  wurde. 
Danach  sollten  sich  die  Streitenden  entweder  dem  Schiedsspruch 
der  beiden  l’ardiniile  oder,  falls  es  diesen  nicht  gelänge,  eine 
Einigung  zu  erzielen,  dem  des  Papstes  und  des  Uardinalkol- 
legiums  unterwerfen;  für  den  Weigerungsfall  wurde  «‘ine  Kon- 
ventionalstrafe von  20000  Mark  Silber  festgesetzt.  Der  Com- 
promiss sollte  sich  zunächst  nur  erstrecken  auf  die  dem  Kaiser 
durch  Verhinderung  des  Reichstages  von  Ravenna  zugefügte  Be- 
leidigung. sollte  aber  auch  auf  jeden  anderen  Streitpunkt  aus- 
gedehnt werden,  falls  ein  solcher  zn  Tage  trete®).  Gleich- 
zeitig sollte  über  eine  Sicherheit  beraten  werden,  die  der  Kaiser 
dem  Bunde  zu  gehen  hätte,  wenn  sein  Sohn  und  die  deutschen 
Fürsten  über  die  Alpen  kämen4). 

Eine  Einigung  durch  die  Cardinäle  scheint  nicht  zustande 
gekommen  zu  sein,  denn  am  26.  Januar  1233  forderte  der  Papst 
noch  beide  Parteien  auf,  Boten  mit  gehöriger  Vollmacht  zu  ihm 


')  Vgl.  R.  452  p.  365,  454  p.  366  und  455  p.  367. 

t)  Es  waren  dies  die  Cardinäle  Jacob  von  Pnlestrina  und  Otto  von  St. 
Nicolaus. 

*)  Vgl.  die  CoiiipromisHUrkunde  b.  ft.  B.  IV,  346  ff.  In  einem  Zusatz- 
protokoll  aber  wurde  dies  dabin  eingeschränkt,  dass  in  diesem  Kalle  die  Par- 
teien nur  an  die  Entscheidung  gebunden  sein  sollten,  wenn  sie  derselben  be- 
sonders zugestimmt  hätten,  was  die  Entscheidung  der  Kirche  vollständig  illu- 
sorisch machte. 

4)  Ftlr  Friedrich  war  das  letztere  von  keiner  Bedeutung  mehr,  da  er 
eben  in  dieser  Zeit  durch  den  Uehertritt  der  Komano  und  der  Stadt  Verona 
sich  die  Hauptstrasse  nach  Italien  gesichert  hatte. 

Köhler,  d&e  Verhältnis  Kaiser  Friedrich»  II  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit.  8" 
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zu  senden ').  Dies  geschah,  und  der  Spruch  des  Papstes  vom 
5.  Juni  *)  lautete  dahin,  dass  Friedrich  und  sein  Sohn  den  Lom- 
barden alles  verzeihen  und  alle  Sentenzen  gegen  sie  widerrufen 
sollten;  die  Lombarden  sollten  500  Ritter  zu  einem  vom  Papst 
näher  zu  bestimmenden  Termine  für  das  heilige  Land  stellen 
und  allen  Anhängern  des  Kaisers  Frieden  bewahren.  Es  ist 
selbstverständlich,  dass  Friedrich  zunächst  keineswegs  geneigt 
war,  ein  solches  Urteil  des  Papstes  anzuerkennen,  in  welchem 
derselbe  offen  die  Partei  seiner  Gegner  ergriff.  Er  sprach  dies 
auch  deutlich  aus  in  einem  Briefe  an  den  Cardinalbischof  Raynald 
von  Ostia s),  worin  er  die  Gründe  auseinandersetzte,  die  Gregor 
zu  einer  anderen  Entscheidung  hätten  führen  müssen:  Indem 
die  Lombarden  den  Schützer  der  Kirche  verletzten,  vergingen 
sie  sich  gegen  die  Kirche  selbst;  in  der  Hoffnung  auf  ein  un- 
parteiisches Urteil  habe  er  die  Sache  dem  Spruche  des  Papstes 
unterworfen,  müsse  sich  aber  wundern,  dass  der  Cardinal  einem 
solchen  zugestimmt  habe,  der  für  ihn  keine  Genugthuung  ent- 
halte, des  Reiches  Ehre  aber  gar  nicht  in  Betracht  ziehe.  Zum 
Schluss  fügte  er  als  Warnung  hinzu:  Wenn  solch  ein  Urteil 
erst  bekannt  werde,  so  würde  kein  Fürst  mehr  seine  Ange- 
legenheiten der  Entscheidung  der  Kirche  überlassen.  Dem 
Papst  selbst  hatte  Friedrich  erklärt4),  dass  er  zunächst  die 
Ankunft  des  Deutschordensmeisters  erwarten  wolle,  der  in  dieser 
Angelegenheit  am  besten  Bescheid  wisse*).  Der  Brief  an  den 
Cardinal  Raynald  reizte  jedoch  den  Papst  auf’s  äusserste;  in 
heftigem  Tone  erwiderte  er  am  12.  August®):  Welches  seien 
denn  die  Beleidigungen  durch  die  Lombarden?  Wenn  dem 
Kaiser  die  Entscheidung  nicht  passe,  so  könne  ja  noch  alles 
hergestellt  werden,  wie  es  vorher  war,  d.  h..  er  solle  doch  ver- 
suchen, sich  selbst  sein  Recht  zu  holen.  Gregor  wusste  recht 
gut,  dass  Friedrich  augenblicklich  am  wenigsten  sich  mit  den 
Lombarden  einlasseu  könnte.  Fortwährend  durch  Empörungen 
in  Sicilien  beunruhigt,  längst  schon  in  Sorge  über  das  Ver- 

‘)  Vgl.  R.  505  und  f>06  p.  405. 

»)  Vgl.  R.  531  p.  426. 

•)  H.  B.  IV,  442. 

4)  H.  B.  IV,  441. 

*)  Derselbe  war  des  Kaisers  Unterhändler  gewesen 

•)  R.  562  p.  445. 
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halten  seines  Sohnes  in  Deutschland,  musste  der  Kaiser  gewärtig 
sein,  dass  bei  kriegerischen  Verwickelungen  mit  den  Lombarden 
alle  seine  Feinde  zugleich  auf  ihn  einsttirmen  würden.  Friedrich 
selbst  verschloss  sich  diesen  Erwägungen  ebenfalls  nicht:  bevor 
er  den  Brief  des  Papstes  empfing ').  nahm  er  am  14.  August 
den  Entscheid  desselben  an.  in  der  Hoffnung,  dadurch  wenigstens 
vor  den  Lombarden  lfuhe  zu  haben  und  seine  ganze  Macht  auf 
die  Ordnung  der  Verhältnisse  in  Deutschland  konzentrieren  zu 
können.  Auch  enthielt  ja  der  Spruch  des  Papstes  nichts,  was 
Friedrichs  Hechten  in  der  Lombardei  irgendwie  präjudicierte. 
Die  Verhandlungen,  die  über  die  letzteren  stattfanden  äi,  hatten 
keinen  Erfolg,  da  die  Lombarden  die  kaiserlichen  Forderungen 
teils  ablehnten,  teils  bedeutend  modiflcierten. 

Durch  die  Annahme  des  päpstlichen  Schiedsspruches  war 
das  gute  Einvernehmen  augenblicklich  wiederhergestellt,  denn 
jeder  von  beiden,  Friedrich  wie  Gregor,  war  auf  die  Hilfe  des 
andern  angewiesen.  Der  Papst  hatte  die  Unterstützung  des 
Kaisers  gegen  die  Römer  nötig,  die  ihn  1233  und  abermals 
1234  aus  ihrer  Stadt  vertrieben,  und  dieser  war  umsomehr 
bereit,  dieselbe  zu  leisten,  als  er  dadurch  sich  den  Papst  ver- 
pflichtete und  ihn  bei  seinem  Vorgehen  gegen  seinen  Sohn 
Heinrich  auf  seiner  Seite  hatte.  Aber  die  Hilfe,  die  Friedrich 
dem  Papste  zu  Rieti  im  Juni  1234  freiwillig  gegen  die  Römer 
zu  leisten  versprach  und  auch  wirklich  leistete*),  wird  denselben 
nicht  so  sehr  freundschaftlich  gestimmt  haben,  als  vielmehr  die 
Aussicht,  den  Punkt,  welcher  die  Selbstständigkeit  der  Lom- 
bardenstädte  und  somit  seine  eigene  bedrohte,  durch  einen 
Vergleich  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Der  Kaiser  hatte  nämlich, 
wie  schon  1232  Hermann  von  Salza  in  seinem  Aufträge*),  dem 


*)  Es  ist  nicht  denkbar,  dass  Friedrich  einen  Brief  vom  12.  August  aus 
Anagni  bereits  am  14.  August  in  Castro  S.  Giovanni  gehabt  hätte. 

!)  Vgl.  die  Urkunden  bei  Ficker,  Urkunden  zur  Reichs-  und  Reclits- 
geschicbte  Italiens  Nr.  337  und  338. 

*)  R.  602  p.  488  nnd  anderwärts  spricht  der  Papst  von  den  Leistungen 
de«  Kaisers  gegen  die  Römer  durchaus  anerkennend.  Dagegen  fällt  nicht 
sehr  ins  Gewicht,  wenn  er  zur  Zeit  der  erbittertsten  Feindschaft  in  der  En- 
cyklika  .Ascendit  de  mari  bestia*  vom  1.  Juli  1239  (R.  7öO  p.  649)  das  Gegen- 
teil behauptet,  ja  ihm  geheimes  Einverständnis  mit  den  Römern  vorwirft. 

4)  Vgl.  den  Coiupromiss  von  Padua  vom  13.  Hui  1232:  Et  si  inter  im- 

*• 
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Papste  auch  die  Entscheidung  seiner  principiellen  Streitigkeiten 
mit  den  Lombarden  überlassen  (April  1234).  Es  war  dies  aller- 
dings, wie  Winkelmanu  richtig  sagt,  ein  Akt  berechnender  Staats- 
klugheit, indessen  doch  wohl  nicht  ganz  durch  die  Gründe 
veranlasst,  die  er  aufführt  *).  Es  musste  Friedrich  doch  viel- 
mehr zunächst  beeinflussen,  dass  er  dadurch  Sicherheit  vor 
zwei  Gewalten  mit  einem  Mal  bekam:  vor  dem  Papst,  dem  er 
keinen  grösseren  Gefallen  erweisen  konnte,  als  ihm  die  Mög- 
lichkeit zu  geben,  zwischen  den  beiden  Parteien  zu  vermitteln, 
deren  feindliches  Zusammenstossen  er  im  eigenen  Interesse  um 
jeden  Preis  verhindern  musste:  vor  den  Lombarden,  die  er  da- 
durch von  jeder  feindseligen  Handlung,  vor  allem  von  einem 
Bündnis  mit  Heinrich  zurückhalten  wollte.  Das  erstere  gelang; 
ja  der  Papst  trat  durchaus  auf  Friedrichs  Seite  und  liess  ihm 
die  umfassendste  Unterstützung  gegen  seinen  Sohn  zu  teil 
werden  *).  Die  Lombarden  dagegen  vereitelten  durch  ihr  Ver- 
halten nicht  nur  diese  Hoffnung  des  Kaisers,  sondern  machten 
auch  jede  Vermittelung  des  Papstes  unmöglich.  Schon  von  vorn- 
herein zögerten  sie,  sich  ihrerseits  der  päpstlichen  Entschei- 
dung anzuvertrauen,  und  auch  mehrere  päpstliche  Schreiben  *) 

peratorem  etc.  H.  B.  IV,  349.  Dass  Hermann  von  Salza  dieses  Zugeständnis 
ohne  Wissen  des  Kaisers  gemacht  haben  sollte,  ist  undenkbar. 

')  Fr.  II,  I,  427. 

’)  Der  Befehl  des  Papstes  an  den  Erzbischof  von  Trier  vom  6.  Juli  1234 
(H.  B.  IV,  473).  worin  er  demselben  befiehlt . Ober  Heinrich  die  Exkommuni- 
kation zu  verhängen,  falls  dieser  sich  nicht  fUge,  ferner  die  Kneyklika  vom 
13.  März  123ö  (R.  630),  sowie  die  Citationon  der  Anhänger  Heinrichs  unter 
den  Bischöfen  (R.  631),  haben  wohl  nicht  wenig  auf  die  Haltung  der  deutschen 
Geistlichkeit  eingewirkt.  Auch  verhinderte  Gregor  eine  Unterstützung  Hein- 
richs durch  Ludwig  von  Frankreich  (H.  B.  IV.  537.).  Sein  Ansdruck  in  der 
Encyklika  ,Ascendit  de  mari“  (R.  p.  651):  „quasi  de  novo  in  imperatorem 
erigens“  beruht  dagegen  wohl  auf  Selbstüberschätzung.  Vgl.  auch  Wiukel- 
raann  Fr.  II,  I,  p.  529. 

*)  R.  581  — 583  p.  472  — 74  , 587  p.  477  und  603  p.  489  ff.  An  letzter 
Stelle  steht  zugleich  die  Form  des  Comprornisaes . welchen  die  Lombarden 
ausstellen  sollten.  Dass  ein  solcher  von  ihnen  wirklich  ausgestellt  worden  ist. 
erscheint  nach  unseren  Quellen  als  höchst  zweifelhaft.  Es  deutet  nichts  direct 
darauf  hin,  als  eine  Aeusscrnng  Friedrichs  (H.  B.  IV,  876),  dass  die  Lom- 
barden „praedicto  compromisso  pendente  contra  nos  cum  filio  uostro  eoniu- 
rationis  foedera  contraxerant“,  wo  man  aus  dein  „compromisso  pendente“  viel- 
leicht darauf  schliessen  könnte.  Ficker  R.  J.  V,  2042  nimmt  es  als  gewiss  au. 
wahrscheinlich  veranlasst  durch  die  Urkuude  bei  Pertz  L.  L.  II,  p.  303,  in  der 
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konnten  sie  nicht  dazu  bewegen,  trotzdem  dieselben  die  Ver- 
sicherung enthielten,  dass  sie  als  „speciales  ecclesiae  tilii  non 
absque  offensione  ecclesiae“  beleidigt  werden  könnten.  Auch  die 
Warnung  des  Papstes,  den  Kaiser  nicht  durch  feindliche  Hand- 
lungen zu  reizen,  damit  er  sich  nicht  mit  Recht  über  sie  be- 
klagen könne,  beachteten  sie  durchaus  nicht,  sondern  fielen  über 
die  kaiserfreundlichen  Städte  her.  Entscheidend  aber  für  den 
späteren  Verlauf  der  Ereignisse  und  besonders  auch  für  die 
Beurteilung  des  Rechtsverhältnisses  im  Kampfe  zwischen  Kaiser 
und  Papst  ist  eine  andere  Handlung  gewesen,  die  sich  die 
Lombarden  zu  Schulden  kommen  Hessen : ihr  Bündnis  mit  König 
Heinrich  vom  17.  December  12H4  *).  Durch  dasselbe  geriet  der 
Papst  in  die  schwierigste  Lage;  seine  Stellung  zu  den  Lom- 
barden und  zum  Kaiser  wurde  in  einer  Weise  geregelt,  die 
seinen  Interessen  und  seinen  Absichten  gerade  zuwiderlief. 
Hatte  der  Papst  dem  Kaiser  zu  Rieti  Unterstützung  gegen 
seinen  Sohn  zugesagt  und  leistete  er  ihm  dieselbe  in  der  Folge- 
zeit, so  war  es  für  ihn  unabweisbare  Pflicht,  auch  gegen  die 
Helfershelfer  vorzugehen  und,  wie  er  es  gegen  die  deutschen 
Bischöfe  that,  nunmehr  auch  gegen  die  Lombarden  auf  die 
Seite  des  Kaisers  zu  treten.  Unmöglich  war  es  ihm  aber  ge- 
macht, die  Lombarden  irgendwie  zu  unterstützen,  denn  sie 
waren  Reichsrebellen.  Während  also  die  rechtliche  Folge  des 
Bündnisses  den  Papst  auf  die  Seite  des  Kaisers  verwies,  zeigte 
ihm  sein  eigenes  Interesse  den  entgegengesetzten  Weg.  Danach 
musste  er  alles  vermeiden,  was  die  Macht  der  Lombarden 
schwächen  konnte,  denn  nur  wenn  sie  in  ihrer  Integrität  er- 
halten wurden,  konnte  auch  die  territoriale  Macht  des  Papst- 
tums bestehen  bleiben.  Sein  eigener  Vorteil  gebot  ihm  somit, 

aber  bereits  Huillard-Brtholles  eine  blcnse  forma  eompromissi  vermutete,  die 
den  Lombarden  zum  Zwecke  der  Ausstellung  vom  Papste  übersandt  war,  eine 
Ansicht,  die  jetzt  durch  R.  p.  490  Anm  I bestätigt  ist. 

*)  H.  B.  IV,  704.  Dasselbe  verpflichtete  den  Lotnbardenbund  zur  Hilfe- 
leistung nur  innerhalb  des  eigenen  Landes,  während  Heinrich  Unterstützung 
gegen  jeden  Feind  versprach.  Es  scheint  also  der  Hauptzweck  gewesen  zu 
sein,  dem  Kaiser  den  Weg  zu  verlegen,  damit  Heinrich  Zeit  hätte,  seine  Stel- 
lung zu  nehmen.  Den  Papst  als  dritten  im  Bunde  hinzustellen  (Schirrmacher, 
Friedrich  II,  I,  23S,  242),  erlaubt  schon  die  obeuerwähnte  Unterstützung  nicht, 
die  derselbe  Friedrich  zu  teil  werden  Hess.  Vgl.  auch  Winkelmann,  Fried- 
rich U,  I,  459. 


Digitized  by  Google 


22 


die  Lombarden  gegen  den  Kaiser  zu  unterstützen,  auf  keinen 
Fall  aber  durfte  er  durch  Unterstützung  des  Kaisers  die  Hand 
dazu  bieten,  dass  Friedrich  auch  in  Oberitalien  unumschränkter 
Gebieter  würde  und  dann  den  Kirchenstaat  umschlossen  hielte. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  sich  Gregor  einem  solchen 
Widerstreit  zwischen  seiner  Pflicht  und  seinem  Interesse  zu 
entziehen  suchte.  Eine  Möglichkeit  dazu  bot  sich  ihm  dadurch, 
dass  ihm  die  Entscheidung  über  die  streitigen  Reichsrechte 
anvertraut  war.  Gelang  es  ihm,  diese  Entscheidung  noch  hin- 
auszuschieben, so  konnte  er  hoffen,  dass  der  Ausbruch  der 
Feindseligkeiten  vermieden  würde,  oder  wenn  nicht  dieses  so 
doch,  dass  sich  alsdann  seine  diplomatische  Lage  soweit  ge- 
bessert hätte,  dass  ihm  die  Möglichkeit  bliebe,  seine  Stellung 
frei  zu  wählen.  Dazu  war  aber  vor  allem  nötig,  dass  der 
Kaiser  den  Compromiss  auch  noch  weiter  gelten  liess.  und  um 
dies  zu  bewerkstelligen,  sandte  Gregor  am  28.  Juli  1235  ein 
Schreiben  an  die  zur  Curie  in  Mainz  versammelten  deutscheu 
Fürsten  *),  sie  möchten  den  Kaiser  bewegen,  an  dem  Compro- 
miss festzuhalten  und  von  seinem  Groll  gegen  die  Lombarden 
zu  lassen.  Indessen  war  Friedrich  nicht  geneigt,  den  günstigen 
Augenblick  zu  versäumen,  sich  Oberitaliens  zu  bemächtigen; 
in  Deutschland  Sieger,  vermochte  er  mit  um  so  grösserer  Macht 
gegen  die  Lombarden  vorzugehen,  als  ihm  die  deutschen  Fürsten 
eine  Unterstützung  gegen  die  Reichsrebellen  nicht  verweigern 
konnten,  und  er  nützte  diese  günstige  Stellung  so  aus.  dass  er 
schon  am  24.  August  1235  in  der  Lage  war,  dem  Papste  zu 
antworten:  Die  Fürsten  und  Grossen  hätten  einstimmig  den 
Entschluss  gefasst,  die  Lombarden  für  die  dem  Reiche  ange- 
thanen  Beleidigungen  zu  strafen;  infolge  dessen  würde  er  im 
nächsten  Frühjahre  mit  zwei  grossen  Heeren  nach  Italien 
kommen.  Deshalb  wolle  er  zwar  die  Entscheidung  des  Papstes 
auch  jetzt  noch  anerkennen,  doch  müsse  dieselbe  spätestens 
bis  Weihnachten  gefällt  sein,  sonst  könne  er  sich  an  dieselbe 
nicht  mehr  binden.  Wahrscheinlich  ist  es  besonders  der  Ein- 
fluss des  Hermann  von  Salza  gewesen,  der  den  Kaiser  zu  diesem 


')  R.  648  p.  547.  Vielleicht  auch  in  derselben  Angelegenheit  an  den 
Kaiser,  wenigstens  legt  die  Erwähnung  des  Magister  Petrus  als  Boten  in 
dieser  Sache  im  Briefe  Friedrichs  (R.  J.  V,  2107)  diese  Vermutung  nahe. 
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grossen  Zugeständnis  mit  bewog.  Dem  Papste  jedoch  war 
gerade  mit  dieser  Einschränkung  nicht  sehr  gedient;  denn 
erstens  hatte  er  die  Lässigkeit  der  Lombarden  hinreichend 
kennen  gelernt  und  wusste  wohl,  dass  es  ihm  wahrscheinlich 
nicht  gelingen  werde,  die  Verhandlungen  bis  dahin  zu  beenden; 
zweitens  aber  lag  ihm  daran,  die  Verhandlungen  möglichst  lange 
hinzuziehen,  denn  wenn  es  ihm  gelang,  den  Eifer  der  deutschen 
Fürsten  erst  etwas  abkühlen  zu  lassen,  so  konnte  er  darauf 
hoffen,  dass  Friedrich  seinen  Zweck  in  der  Lombardei  nicht 
ganz  erreichen  würde.  Aber  auch  der  Fall,  dass  Friedrich 
nicht  von  einem  energischen  Vorgehen  gegen  die  Lombarden 
zurückgehalten  werden  könnte,  musste  jetzt  in  den  Kreis  der 
Erwägungen  gezogen  werden.  Drei  Wege  standen  dem  Papste 
hier  offen:  Unterstützung  des  Kaisers,  Unterstützung  der  Lom- 
barden und  Neutralität,  Dass  Gregor  den  ersten  Weg  überhaupt 
nicht,  den  zweiten  seiner  diplomatischen  Lage  wegen  augen- 
blicklich nicht  offen  einschlagen  konnte,  ist  schon  oben  ausge- 
führt; aber  auch  der  dritte  war  für  ihn  sehr  gefährlich,  denn 
wenn  es  einmal  zum  Kriege  kam,  so  war  vorauszusehen,  dass 
die  Lombarden  unterliegen  würden,  da  Friedrich  sich  einer  so 
umfangreichen  Unterstützung  erfreute  und  sich  aus  Deutschland 
stets  mit  neuen  Truppen,  aus  Sicilieu  mit  Geld  versehen  konnte. 
Es  war  also  für  die  Existenz  des  Kirchenstaates  eine  unabweis- 
bare Notwendigkeit,  dass  die  Lombarden  Unterstützung  erhielten, 
sie  konnten  eine  solche  aber  nur  vom  Papste  bekommen.  Dass 
Gregor  sich  bereits  in  dieser  Zeit  mit  diesem  Gedanken  ver- 
traut gemacht  hat,  dass  er  sich  bereits  entschlossen  hat,  im 
Falle  der  Not  gegen  den  Kaiser  für  die  Lombarden  aufzu- 
treten, wird  durch  den  Zusammenhang  seiner  Politik  in  der 
Folgezeit  vollständig  klar;  deutlich  ausgesprochen  hat  er  es  in 
einem  Briefe  an  Hermann  von  Salza  vom  22.  September  1235 
in  dem  er  sich  über  die  Beschränkung  beklagt,  die  ihm  in 
seiner  Vermittlertliätigkeit  auferlegt  wurde.  Es  heisst  da  am 
Schlüsse,  nachdem  er  den  Deutschordensmeister  auf'gefordert 
hat,  den  Kaiser  des  heiligen  Landes  wegen  von  seinem  Vor- 
haben abzubringen,  in  drohendem  Tone:  „nuntiaturus  eidem, 
quod  si  iamdictae  provisionis  tenorem,  quod  absit,  infringens 


l)  R.  657  p.  557. 
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contra  Lombardos,  maiime  si  se  praecise  in  manibus  ecclesiae 
ponere  siut  parati,  hoc  potissimum  tempore  iuxta  praedictum 

consilium  procedere  nioliretur, id  pati  equauimitcr 

eaudem  ecclesiam  non  deceret  ctc.“ 

Noch  war  es  indessen  nicht  so  weit,  noch  war  Hoffnung 
vorhanden,  dass  eine  Vermittelung  zustande  kommen  werde. 
Der  Papst  forderte  deshalb  beide  Parteien  auf,  ihre  Machtboten 
zu  senden,  aber  er  musste  dieselbe  Erfahrung  machen,  wie  bei 
seinen  Friedensbestrebungen  in  den  früheren  Jahren.  Trotz 
wiederholter  Aufforderungen  fühlten  sich  die  Lombarden  nicht 
veranlasst,  ihre  Unterhändler  zu  senden;  Weihnachten  und 
Lichtmess1)  waren  verstrichen,  ohne  dass  irgend  etwas  für  den 
Frieden  hatte  geschehen  können,  ja  die  Städte  hatten  vou  neuem 
den  Kaiser  erbittert  teils  durch  Erneuerung  ihres  Hundes,  teils 
durch  die  versuchte  Ueberrumpeluug  von  Verona,  deren  Gelingen 
dem  Kaiser  einen  unersetzlichen  Verlust  zugefügt  hätte1).  Dieses 
Verhalten  derselben  musste  dem  Papst  zeigen,  dass  eine  Eini- 
gung unmöglich  sei.  und  dass  es  deshalb  für  ihn  gelte,  sich 
eine.  Stellung  zu  schaffen,  die  ihm  ermöglichte,  gegen  den  Kaiser 
für  die  Lombarden  zu  wirken,  und  die  ihm  in  den  Augen  der 
Welt  die  Berechtigung  gab,  jederzeit  offen  gegen  Friedrich  her- 
vorzutreten. Jenes  erreichte  er  dadurch,  dass  er  noch  immer, 
trotzdem  der  vom  Kaiser  gesetzte  Termin  längst  verstrichen 
war.  an  dem  L'ompromiss  festhielt,  was  ihm  möglich  machte, 
unter  dem  Scheine  des  Hechtes  mit  den  Lombarden  zu  verkehren 
und  ihnen  heimliche  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen;  dieses 
durch  eine  Heike  von  Beschuldigungen,  die  um  diese  Zeit  zuerst 
in  geschlossener  Masse  auftretend,  von  jetzt  ab  das  Verhältnis 
zwischen  Kaiser  und  Papst  begleiten.  Wie  gut  es  ihm  gelungen 
ist,  den  eigentlichen  Kernpunkt  der  Sache  zu  verdecken,  beweist 
der  Umstand,  dass  es  erst  neueren  Forschern  Vorbehalten  war. 


’)  2.  Februar,  Purificatio  Mariae,  war  iler  vom  Kaiser  nachträglich  Zu- 
ges tun  Jene  äusserste  Termin,  vgl.  H.  li.  IV,  87(i  7. 

*)  Es  ist  bezeichnend  für  das  Verhältnis  zwischen  Kaiser  und  Papst  und 
für  die  Erwartungen,  die  Friedrich  vou  Gregor  hegte,  dass  er  diesem  die 
Schuld  an  beiden  Ereignissen  zuschiebt,  wie  aus  der  Verteidigung  des  Papstes 
vom  29.  Februar  1236  (1t.  676  p.  ö74)  hervorgeht,  l'eber  die  Wahrheit  dieser 
Beschuldigung  lässt  sich  natürlich  nichts  erweisen. 
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darauf  hinzuweisen,  wie  wenig  Einfluss  diese  Beschuldigungen 
iu  Wahrheit  auf  das  Verhältnis  der  beiden  ausgeübt  haben. 

Den  ersten  entscheidenden  Schritt  in  dieser  Beziehung  that 
Gregor  am  29.  Februar  1296  in  einem  Briefe,  der  neben  seiner 
eigenen  Verteidigung  wegen  der  Vorgänge  in  der  Lombardei 
hauptsächlich  dem  Versuche  dienen  sollte,  den  Kaiser  als  Frevler 
gegen  die  Kirche  hinzustellen,  die,  wie  er  beschuldigt  wurde, 
in  Sieilien  auf  vielfache  Weise  durch  ihn  geschädigt  worden  war. 
Es  ist  unleugbar,  dass  Friedrich  in  der  That  sich  in  dem  Be- 
streben. Sieilien  allein  von  seinem  Willen  abhängig  zu  machen, 
auch  gegen  die  Rechte  der  Geistlichkeit  vielfach  vergangen 
hat.  Bei  vielen  Anschuldigungen  lässt  sich  auch  der  Thatbestand 
nicht  mehr  feststellen,  und  man  kann  nicht  sagen,  ob  die  Ver- 
teidigung Friedrichs  gelungen  ist.  Wo  aber  eine  Controlle 
möglich  ist,  da  müssen  wir  sagen,  dass  der  Kaiser  durchaus 
nicht  so  schuldig  erscheint . und  dies  bestärkt  noch  den  Ein- 
druck, dass  alles  nur  ein  Vorwand  ist. 

Daneben  gab  Gregor  seine  Vermittlerrolle  nicht  auf.  Die 
lombardischen  Machtboten  waren  nach  der  Abreise  der  kaiser- 
lichen Gesandten  doch  noch  in  Rom  erschienen,  ihre  Entschul- 
digung, augenscheinlich  durchaus  nichtig,  weil  sie  sonst  dem 
Kaiser  nicht  vorenthalten  worden  wäre,  war  vom  Papste  ange- 
nommen worden.  Aber  sein  Versuch,  den  Deutschordensmeister 
zur  Rückkehr  zu  bewegen,  scheiterte,  und  er  sah  sich  genötigt, 
sich  deswegen  an  Friedrich  selbst  zu  wenden l).  Indem  er  hier 
die  versteckte  Drohung  wiederholt,  die  er  bereits  gegen  Her- 
mann von  Salza  ausgesprochen  hatte,  und  den  Kaiser  warnt, 
gegen  die  Lombarden  vorzugehen,  ehe  er  seine  Entscheidung 
gefällt  hätte,  versucht  er  noch  durch  einen  neuen  Punkt  die 
Aufmerksamkeit  desselben  von  der  Lombardei  abzulenken,  näm- 
lich durch  einen  Kreuzzug,  den  er  jetzt  plötzlich  für  sehr  not- 
wendig hält.  Friedrich  antwortete  ihm  darauf,  dass  er  zunächst 
sein  Erbe  Italien  von  der  Ketzerei  zu  befreien  gedenke,  ehe 
er  an  die  Bekämpfung  der  entfernteren  Sarazenen  gehe*); 
ebenso  weist  er  in  einem  Briefe  vom  16.  April  auch  die  Be- 
schuldigungen betreffs  der  sicilischen  Kirche  zurück*).  Er 

')  21.  März  1236,  lt.  678  p.  577. 

’)  H.  B.  IV,  881.  lt.  J.  V,  2159;  nach  Ficker  in  den  Mai  gehörig. 

*)  H.  B.  IV,  829. 
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könne  auf  so  allgemein  gehaltene  Vorwürfe  hin  weder  sich  ver- 
teidigen noch  Abhilfe  schaffen,  auch  sei  es  ihm  unmöglich,  sich 
von  Deutschland  bis  nach  Sicilien  vernehmlich  zu  machen  oder 
in  so  weiter  Entfernung  alles  zu  erkennen.  Am  Schlüsse  warnt 
er  den  Papst  noch,  gegen  die  Veroneser  den  Bann  auszusprechen, 
da  eine  solche  liassregel  den  Gerüchten,  die  von  ihm  eine 
Beteiligung  an  jenen  Ereignissen  behaupteten,  neue  Nahrung 
geben  würde1).  Alles  dies  konnte  Gregor  nicht  im  Zweifel  da- 
rüber lassen,  dass  Friedrich  entschlossen  sei,  seinen  Zweck  in 
der  Lombardei  zu  verfolgen,  selbst  auf  Kosten  seines  guten 
Verhältnisses  mit  der  römischen  Curie,  und  diese  Erkenntnis 
veranlasste  ihn,  zumal  er  nicht  ernstlich  für  die  Lombarden  ein- 
treten  .konnte,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  heimlicher  Be- 
günstigung derselben  fortzugehen.  Am  10.  Juni  benachrichtigte 
er  den  Kaiser,  dass  er  „zur  Stillung  der  Unruhen“  den  Car- 
diualbischof  Jacob  von  Praeneste  nach  Oberitalien  entsendet 
habe,  und  ersuchte  ihn  gleichzeitig,  den  Deutschordensmeister 
zu  nochmaligen  Unterhandlungen  nach  Born  zu  schicken.  Hit 
der  Entsendung  eines  Legaten  erfüllte  der  Papst  zwar  eine 
Bitte  des  Kaisers;  aber  dieser  hatte  gewünscht,  dass  ihm  ein 
solcher  in  der  Person  des  Patriarchen  von  Antiochia  geschickt 
werde*),  während  Gregor  vielmehr  seinen  Zwecken  diente, 
indem  er  den  Cardinalbischof  von  Praeneste  abordnete.  Dieser 
war  nämlich  von  Geburt  ein  Lombarde,  und  als  Angehöriger 
einer  kaiserfeindlichen  Familie  ein  erbitterter  Feind  des  Kaisers, 
wie  sich  dies  bald  in  seiner  Wirksamkeit  zeigte.  Seine  geheime 
Instruktion3)  lautete  dahin,  die  uneinigen  Lombarden  zu  ver- 


')  Solche  Gerüchte  müssen  in  dieser  Zeit  namentlich  auch  bei  den  ein- 
flussreichen Männern  am  Hofe  des  Kaisers  (Hauben  gefunden  haben.  Eine 
merkwürdige  Andeutung  darüber  fiudeu  wir  in  einem  Schreiben  Gregors  an 
den  Deutschordensmeister  vom  10.  Juni  1236,  worin  er  sich  wundert,  dass 
ihm  verschiedene  Male  von  diesem  der  Vorwurf  gemacht  sei,  er  wolle  gegen 
den  Kaiser  feindlich  Vorgehen. 

»)  Vgl.  R.  füll  p.  588  und  II.  B.  VI,  390  dazu  R.  J.  V,  2159.  Das  dies- 
bezügliche Schreiben  Friedrichs  ist  nicht  mehr  erhalten. 

a)  Wir  dürfen  eine  solche  vielleicht  in  den  Worten  finden:  Ilinc  est 
quod  cum  Lombardiae,  marchiae  Tervisinae  et  Romauiolae  provinciae  fuerint 
dndmn  in  dissidii  constitutac  discriminc,  quare  plura  quam  deceat  explicari 
litteris  accidisse  pericula  dinoscuntur,  ....  providimus  ut  . . . Tenerabilem 
fratrem  Jacobum  . . . mitteremus  sperantes  ut  . . . . quae  sunt  salutis  et 
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einigen,  ein  Heer  zusammenznbringen  und  dem  Kaiser  auf  alle 
Weise  Abbruch  zu  thnn,  indem  er  Anhänger  desselben  auf  die 
Seite  des  Bundes  hinüberzog,  denn  nur  von  einer  energischen 
und  vereinten  Gegenwehr  aller  Lombardenstädte  liess  sich 
einiger  Erfolg  hoffen.  Wie  gut  der  Cardinal  seine  Aufgabe 
ansführte,  zeigt  der  von  ihm  bewirkte  Abfall  von  Placentia, 
seiner  Vaterstadt,  zur  Partei  des  Bundes.  In  diese  ihm  bisher 
treu  ergebene  Stadt  hatte  Friedrich  einen  Tag  auf  den 
25.  August  ausgeschrieben1),  um  mit  den  Lombarden  zu  ver- 
handeln und  seine  italischen  Truppenkontingente  um  sich  zu 
versammeln:  durch  ihren  Abfall  war  diese  Absicht  vereitelt 
und  dadurch  eine  bedeutende  Verzögerung  des  ganzen  Unter- 
nehmens herbeigeführt  worden.  Der  Kaiser  machte  seiner  Er- 
bitterung über  tlas  Vorgehen  des  Cardinais  in  einer  gehar- 
nischten Beschwerdeschrift  an  den  Papst  Luft,  indem  er  dasselbe 
detestabilis  und  ennrinis  nannte  und  Gregor  beschuldigte,  wenn 
nicht  der  Anstifter,  so  doch  Mitwisser  der  That  zu  sein2). 
Letzterer  wies  diesen  Vorwurf  entrüstet  zurück:  Nach  dem 
Beispiel  Christi  habe  er  den  Frieden  und  die,  Eintracht  auf 
Erden  herzustellen,  und  nur  zu  diesem  Zweck  habe  er  einen 
Legaten  in  die  Lombardei  geschickt : denn  ans  Fürsorge  für 
die  Kirchen  und  das  Seelenheil  der  Gläubigen  müsse  er  einen 
Krieg  zu  vermeiden  suchen.  Dazu  habe  er  denjenigen  ausge- 
wählt. qui  eo  minori  posset  haben  ratione  suspectus,  quo  eins 
mens  terrenis  desideriis  absoluta  suis  actilms  ferinenti  minus 
ingereret  odii  vel  amoris,  qui  se  ipsum  et  sua  relinquens  in 
divini  amoris  altitudinem  evolasset.  Ein  solcher  Mann  könne 
keinem  Verdacht  unterliegen,  auch  sein  Geburtsort  (Placentia) 
könne  ihn  nicht  verdächtig  machen,  „cum  non  bonitas  hominis 
deformetur  a loco,  sed  loci  malitia  per  hominem  reformetur“  — 
eine  scharfe,  ironische  Anspielung  auf  den  Abfall  von  Placentia — . 
Erröten  möge  daher  der  neue  Logiker  über  seine  Trugschlüsse : 


gratiae  facilins  et  felicius  operentnr.  (Brief  Circgors  vom  10.  .tum  1230, 
worin  er  den  Cardinal  an  die  Lombarden  empfiehlt;  R 093  p.  590).  Weitere 
Anhaltspunkte  triebt  die  Weigerung  des  Papstes,  seinen  Legaten  für  sein 
Wirken  m desavouieren. 

•)  Vgl.  H.  B.  IV,  847. 

*)  Das  Schreiben  ist  nicht  erhalten,  der  Inhalt  ist  bekannt  aus  der  aus- 
führlichen Verteidigung  des  Papstes  vom  23.  October  1236.  R.  703  p.  600. 
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daraus  dass  der  Legat  zu  Placentia  und  anderswo  die  Bürger- 
kriege beendete,  könne  ihm  niemand  einen  Vorwurf  machen, 
also  fiele  auch  ihm  selbst  kein  Teil  au  der  Schuld  zu. 

Es  war  nicht  zn  verkennen,  dass  die  lombardische  Angelegen- 
heit der  kriegerischen  Entscheidung  entgegentrieb,  nachdem  erst 
die  Lombarden  selbst,  dann  der  Kaiser  so  wenig  Interesse  für  einen 
friedlichen  Ausgleich  gezeigt  hatten.  Die  letzte  schwache  Hoff- 
nung des  l’ai>stes.  dass  Friedrich  durch  die  Rebellion  des  Her- 
zogs von  Oest  reich  in  Deutschland  fest  gehalten  werden  würde, 
erfüllte  sich  auch  nicht,  und  so  sah  er  sich  gezwungen,  um 
aus  seiner  bedrängten  Lage,  zwischen  beiden  Parteien  heraus- 
zukommen, einen  weiteren  Schritt  gegen  den 'Kaiser  zu  thuu. 
Es  geschah  dies  am  17.  August  1230,  indem  er  dem  Cardinal 
Jacob  den  Befehl  gab.  entweder  selbst  zum  Kaiser  zu  gehen 
oder  einen  geeigneten  Stellvertreter  zu  entsenden,  der  dessen 
Beschuldigungen  gegen  die  Kirche  widerlegen,  gleichzeitig  aber 
über  eine  Reihe  von  Beschwerdepunkten  klagen  sollte1);  ge- 
wissermassen  eine  Antwort  auf  Friedrichs  Klagen  betreffs  des 
Abfalls  von  Placentia  und  seine  wiederholte  Forderung,  gegen 
die  Lombarden  mit  Kirchenstrafen  vorzugehen.  Gregor  ver- 
suchte hier  wieder  dem  Kaiser  vorzuhalfen,  dass  sein  Unrecht 
gegen  die  Kirche  viel  grösser  sei,  als  das  anderer  gegen  ihn, 
und  dadurch  dieses  vergessen  zu  machen.  Aber  es  gelang  ihm 
nicht,  Friedrich  von  der  lombardischen  Frage  abzulenken;  dieser 
beklagte  sich  vielmehr  in  einem  Erwiderungschreiben  über 
diese  Art  der  Antwort  auf  seine  gerechten  Forderungen  und 
verteidigte  sich  Punkt  für  Punkt  gegen  die  Beschwerden  des 
Papstes,  ironisch,  aber  doch  durchaus  wirksam,  häufig  sogar 
verletzend2).  Ihm  ist  es  aber  dabei  nur  zu  thun  tun  eine  end- 

•)  K.  695  — 700,  p.  502  - 598.  lieber  die  einzelnen  Beschwerden  des 
Papstes  und  die  Verteidigung  des  Kaisers  dagegen  vgl.  die  Beilage.  Eine 
Frage  ist,  ob  diesem  Briefe  die  Verteidigung  des  Papstes  auf  einzelne  Be- 
schwerden des  Kaisers  ili.  702  p.  698)  beigegeben  war.  Ich  milchte  diese 
Frage  bejahen,  da  chronologisch  durchaus  nichts  im  Wege  stellt,  denn  auch 
die  Klage  über  den  Cardinal  Jacob  musste  damals  schon  in  der  Hand  des 
Papstes  sein,  wie  der  Brief  an  den  Erzbischof  von  3iailand  (R.  699  p.  696) 
zeigt. 

*)  Besonders  köstlich  ist  eine  .Stelle  am  Anfänge  des  Briefes  (H.  B.  IV,  906  ): 
sed  eo  (juod  per  uuntios  etc.  bis  praesentibus  respondetur,  wo  er  den  Papst 
fragt,  ob  er  vielleicht  seine  Bitten  verschlafen  habe  u.  s.  w. 
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gütige  Beseitigung  der  Vorwürfe  und  die  Vermeidung  eines 
Zwistes  mit  dem  Papst;  es  lag  ihm  durchaus  daran,  mit  diesem 
Frieden  zu  halten,  und  wenn  auch  das  Verhalten  desselben  ihm 
wunderbar  erschien,  so  hielt  er  doch  seine  Position  für  mili- 
tärisch nnd  diplomatisch  zu  stark,  als  dass  er  an  ein  feind- 
liches Auftreten  Gregors  hätte  glauben  können.  Um  so  mehr 
musste  er  sich  wundern,  dass  plötzlich  von  päpstlicher  Seite 
eine  Kundgebung  erfolgte,  die  ganz  offen  die  Ansichten  des 
Papsttums  klarlegte  und  zwar  in  einer  Weise,  welche  die  letz- 
ten Hottiiungen  Friedrichs  auf  ein  gutes  Einvernehmen  mit  dem- 
selben endgiltig  zerstören  musste.  Der  Grund  für  dieses 
plötzliche  Aufgeben  der  bisher  beobachteten,  reservierten  Hal- 
tung ist  in  verschiedenen  Ereignissen  zu  suchen,  deren 
Zusammentreffen  Gregor  zu  einem  übereilten  Schritt  hinriss. 
Nicht  wenig  mag  die  Sprache  Friedrichs  in  seinem  Brief  vom 
20.  September  dazu  beigetragen  haben,  ebenso  die  Kunde  von 
dem  endgiltigen  Scheitern  der  Verhandlungen  mit  den  Lombarden1); 
die  Hanptursache  aber  waren  die  von  Anhängern  des  Kaisers 
in  Rom  gestifteten  Unruhen,  die  eine  Vertreibung  des  Papstes 
bezweckten.  Dies  war  der  Punkt,  wo  letzterer  am  gefähr- 
lichsten getroffen  werden  konnte,  denn  gelang  es.  ihn  aus  Rom 
zu  verjagen,  so  war  er  ganz  aut  den  guten  Willen  des  Kaisers 
angewiesen,  und  selbst  wenn  er  eine  Zuflucht  bei  den  Lombarden 
fand,  so  war  er  doch  nicht  in  der  Lage,  denselben  irgend  wel- 
che Hilfe  leisten  zu  können;  eine  Wiederkehr  der  Verhältnisse, 
wie  sie  in  den  letzten  Jahren  Friedrichs  1 lagen,  wäre  unver- 
meidlich gewesen.  Dies  allein  erklärt  die  Aufregung,  die  sich 
in  Gregors  Brief  geltend  macht.  Nachdem  er  zuerst  sich  und 
seinen  Legaten  gegen  den  Vorwurf  verteidigt  hat,  dass  sie  zu 
Placentia  etwas  Unrechtes  bewirkt  hätten8),  wiederholt  er  seine 
Weigernng  die  Lombarden  zu  bannen,  denn  dieselben  hätten 
sich  in  die  Hand  der  Kirche  gegeben.  Darauf  zum  Angriff 
übergehend  antwortet  er  auf  die  Verteidigung  des  Kaisers,  dass 
er  allen  Versprechungen  desselben  betreffs  Siciliens  nicht  glaube, 
und  erneuert  seine  Anschuldigungen3).  Zum  Schlüsse  verweist 


*)  Vgl.  unten  S.  84  nnd  35. 
*)  Vgl.  oben  S.  27  und  28. 
*)  Vgl.  die  Beilage. 
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er  Friedrich  auf  das  Verhalten  seiner  Vorfahren  zur  Kirche 
und  fügt  eine  auf  die  donatio  Constantini  basierte  Anschauung 
vom  Verhältnis  des  Papsttums  zum  Kaisertum  hinzu,  nach  der 
natürlich  das  erstere  bei  weitem  höher  steht,  indem  er  geltend 
macht,  dass  durch  den  Papst  Karl  der  Grosse  die  Kaiserkrone 
und  dabei  nur  imperii  tribunal  et  gladii  potestatem  empfangen 
habe,  ohne  dass  dadurch  eine  Verminderung  der  päpstlichen 
Gerichtsbarkeit  erfolgt  sei.  Der  Ton  dieses  Briefes  lässt  uns 
nicht  darüber  im  Zweifel,  dass  der  Papst  bereits  auf  Grund 
der  sicilisehen  Verhältnisse  dahin  gelangt  zu  sein  glaubte,  dass 
er  ott'en  gegen  Friedrich  sich  erklären  könnte.  Dass  dies  nicht 
sogleich  geschah,  liegt  in  der  Entwickelung,  die  mittlerweile 
die  politischen  Verhältnisse  in  Oberitalien  und  in  Deutschland 
genommen  hatten. 

Durch  den  Abfall  von  Placentia  war  die  Lage  der  Dinge 
für  Friedrich,  als  er  Mitte  August  nach  Italien  kam,  keines- 
wegs günstig.  Noch  schwankten  viele  Städte,  zu  wem  sie  sich 
wenden  sollten , und  gerade  dadurch  wurde  ihm  viel  Zeit  ge- 
raubt, Sogleich  nach  seiner  Ankunft  hatte  er  den  Bischof  von 
Eeggio  und  den  Deutschordensmeister  Hermann  nach  Mantua 
gesendet,  um  Verhandlungen  mit  dem  Bunde  anzuknüpfen,  aber 
diese  mussten  scheitern  an  der  Höhe  der  Forderungen,  die 
Friedlich  stellte1):  Verzicht  auf  den  (’onstanzer  Frieden,  Ent- 
lassung des  Heeres  und  Ergebung  auf  Gnade  und  Ungnade: 
noch  waren  die  Lombarden  nicht  so  weit,  dass  sie  solche  For- 
derungen hätten  erfüllen  müssen,  und  Friedrich  nicht  stark 
genug,  sie  dahin  zu  bringen.  Aber  nach  seiner  Vereinigung 
mit  den  (’ontingenten  der  reichstreuen  Städte  und  der  Ein- 
nahmen von  Marcharia  und  Mosio  fühlten  sich  die  Lombarden 
doch  bewogen,  nochmals  Verhandlungen  anzuknüpfen:  jedoch 
auch  diese  scheiterten  wieder  an  ihrer  Bedingung,  dass  am 
Constanzer  Frieden  festgehalten  würde.  Diesen  wollte  Frie- 
drich nicht  mehr  anerkennen,  da,  wie  er  an  den  Papst  schrieb, 
sich  herausgestellt  hätte,  derselbe  sei  dispendiosa  imperio  et 
prorsus  contraria  ecclesiasticae  libertati.  Nach  einer  Aeusserung 


‘)  Ueber  diese  mul  die  folgenden  Verhandlungen  vergl.  den  Brief  bei 
Hahn.  Coli.  Mon.  I,  218.  auf  den  zuerst  Kieker  B.  J.  V.  2198  aufmerksam  ge 
macht  lmt. 
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im  Anfänge  dieses  Briefes:  existentes  verumtamen  memores 
verbi  nostri  per  reges  et  principes  imperiali  progrannnate  divul- 
gati  und  mehr  nocli  aus  den  Worten  im  Briefe  vom  August 
12441):  cum  sit  promissuin  et  firmatum  per  principes  imperii, 
quod  praedictain  pacem  tamquam  factum  in  evidens  praeiudicium 
iuris  et  imperii  non  debeamus  observare  können  wir  schliessen. 
dass  auch  im  Jahre  1235  wieder  die  Fürsten  den  Kaiser  er- 
mächtigten. den  Constanzer  Frieden  zu  widerufen,  überhaupt, 
dass  Friedrich,  wie  1226,  in  seinem  ganzen  Vorgehen  gegen 
die  Lombarden  ihre  Autorität  benutzte  und  sie  für  sein  Vor- 
gehen mit  verantwortlich  machte8). 

Das  Scheitern  dieser  Verhandlungen  und  die  erneute  For- 
derung Friedrichs  an  den  Papst,  die  Lombarden  zu  exkommu- 
nicieren,  tiel  in  dieselbe  Zeit  wie  der  Versuch,  in  Rom  einen 
Aufstand  zu  erregen,  an  welchem  der  Kaiser  beteiligt  erschien3); 
das  Ergebnis  war  das  Schreiben  des  Papstes  vom  23.  October, 
in  dem  er  sich  offen  gegen  Friedrich  aussprach.  Damit  hatte 
die  Spannung  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Gregor  stand  schon 
nicht  mehr  zwischen  den  Parteien,  sondern  dem  Kaiser  feind- 
lich gegenüber;  er  hatte  Gründe  gefunden,  die  ihm  ein  solches 
Auftreten  ermöglichten,  und  deutlich  gezeigt,  auf  wessen  Seite 
ihn  der  ausbrechende  Krieg  finden  würde.  Wenn  es  dennoch 
nicht  sogleich  zu  einem  offenen  Bruch  mit  Friedrich  kam,  so 
lag  dies  daran,  dass  letzterer  nach  Deutschland  zurückkehren 
musste,  um  die  Rebellion  des  Herzogs  von  Oestreich  selbst 
niederzukämpfen,  und  dass  Gregor  durch  diese  Entfernung  des 
Kaisers  aus  Oberitalien  freie  Hand  daselbst  erhielt.  Er  benutzte 
die  Zeit  der  Abwesenheit  desselben,  um  aufs  neue  den  Versuch 
zu  machen,  den  drohenden  Conflikt  zu  beseitigen.  Zu  diesem 
Zweck  kam  er  dem  Kaiser  einen  Schritt  entgegen,  indem  er, 
was  dieser  oft  verlangt  hatte,  den  Cardinal  Jacob  aus  der 
Lombardei  abberief  und  an  seiner  Stelle  zwei  andere  Cardinäle, 
Thomas  von  S.  Sabina  und  Raynald  von  Ostia,  dorthin 
abordnete4).  Sodann  forderte  er  vom  Kaiser,  er  solle  ihm  den 

•)  H.  B.  VI,  217. 

’)  Eineu  Beleg  dafür  bietet  der  Brief  Friedrichs  an  die  deutschen 
Fürsteu  H.  B.  VI,  3. 

>)  Vgl.  den  Brief  B.  J.  V,  2199. 

4)  29.  November  1236;  vgl.  B.  704  p.  605.  Friedrich  marschierte  am 
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Deutschordensmeister  Hermann  von  Salza  nach  Italien  senden, 
damit  dieser  mit  den  Cardinälen  über  einen  Vergleich  ver- 
handeln könne1).  Es  erscheint  wunderbar,  dass  Gregor  einer- 
seits nach  soviel  trüben  Erfahrungen  in  seiner  Vermittelungs- 
politik. andrerseits  nach  dem  hohen  Standpunkte,  den  er  Frie- 
drich gegenüber  bereits  eingenommen  hatte,  nnn  auf  einmal 
wieder  den  Weg  der  "Verhandlungen  betrat,  nnd  wir  finden 
eine  Erklärung  dafür  nur  in  dem  Umstande,  dass  die  mili- 
tärischen Erfolge  des  Kaisers,  die  er  zuletzt  noch  durch  die 
Eroberung  von  Vicenza  errungen  hatte,  dem  Papste  die  Möglich- 
keit nahe  gelegt  hatten,  dass  Friedrich  zuletzt  doch  Sieger 
bleiben  und  ihm  selbst  dann  keine  glimpfliche  Behandlung  zu 
teil  werden  würde.  Er  suchte  offenbar  jetzt  die  bösen  Folgen 
des  Schrittes,  den  er  im  October  in  einer  Zornesaufwallung  zu 
weit  gethan  hatte,  zu  vermeiden. 

Auf  dringende  Bitten  des  Hermann  von  Salza  hatte  der 
Kaiser  auch  diesmal  wieder  in  neue  Verhandlungen  gewilligt, 
aber  wie  sehr  sich  auch  die  beiden  Vardinäle  mühten*),  die- 
selben waren  wiederum  vergeblich  gewesen.  Man  war  bereits 
auf  dem  Punkte,  die  Forderungen  des  Kaisers  zu  erfüllen*): 
Leistung  des  Treueides,  Auflösung  des  Bundes  für  immer, 
Stellung  von  Mannschaften  zum  Kreuzzuge  und  Auslieferung 
aller  Regalien  und  Reichsrechte4);  aber  durch  die  Einsprache 
des  Podest«  von  Placentia,  Hayner  Zeno,  war  noch  im  letzten 
Augenblick  eine  Einigung  verhindert  worden.  So  entbrannte 
denn  nach  Friedrichs  Rückkehr  anfs  neue  der  Kampf,  nnr  ein- 
mal im  November  durch  wiederum  vergebliche  Verhandlungen 
unterbrochen5),  bis  er  plötzlich  durch  die  Niederlage  bei  Corte- 

30.  November  von  Trcviso  narb  Deutschland  ab,  doch  wird  sein  Entschluss, 
dorthin  zn  gehen,  schon  lange  vorher  bekannt  gewesen  sein. 

')  Oer  Brief  des  Papstes  ist  uns  nicht  mehr  erhalten,  der  luhalt  ergiebt 
sich  aber  ans  dein  Antwortschreiben  des  Kaiser*  vom  Februar  1237,  Winkel- 
inann.  Acta  II,  25  ff. 

*)  Des  Knisers  Argwohn  gegen  dieselben  in  seinem  Briefe  vom  Februar 
1237  scheint  durchaus  unbegründet;  so  viel  wir  sehen  können,  haben  sie  ge- 
treulich das  ihrige  gethan.  um  Frieden  zu  stiften;  vgl.  auch  Winkelmann. 
Friedrich  II,  II,  04. 

s)  Vgl.  Ami.  Plae.  Gib.  S.  S.  XVIII,  p.  47(1. 

*)  Also  doch  Verzieht  auf  den  Frieden  vou  Constanz1 

•)  Vgl.  R.  J.  V,  2289  *>• 
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nuova  beendet  wurde.  Nun  wurde  natürlich  dem  Kaiser  alles 
geboten,  was  er  nur  jemals  verlangt  hatte:  Auflösung  des  Bun- 
des, Verzicht  aut  den  Constanzer  Frieden,  im  allgemeinen  eine 
unbedingte  Unterwerfung,  jedoch  suchten  die  Lombarden  ihn  zu 
veranlassen,  sich  über  einige  Punkte  vorher  zu  verpflichten. 
Aber  gerade  daran  scheiterten  die  Verhandlungen:  der  Kaiser 
bestand  auf  der  unbedingten  Unterwerfung,  formell  wie  sachlich, 
die  Lombarden  wollten  sich  nicht  ganz  in  seine  Hände  geben. 
Was  Friedrich  hier  mit  seinem  Trotz  verschuldete,  lehrt  die 
Folgezeit;  dass  er  sich  einen  Augenblick  zu  sehr  seinem  Glücks- 
rausch überliess,  hat  er  mit  einem  Leben  voller  Sorge  und 
Kampf',  seiu  Geschlecht  mit  dem  Untergang,  Deutschland  mit 
Jahrhunderten  der  schlimmsten  Wirren  zu  büssen  gehabt. 

Der  Papst  war  in  dieser  Zeit  merkwürdig  still  geblieben. 
Seit  dem  Scheitern  der  Verhandlungen  von  Fiorenzuola  war  er 
wieder  in  seine  abwartende  Politik  verfallen,  otfeubar  veranlasst 
durch  die  Furcht,  Friedrich  würde  in  diesem  Jahre  Herr  der 
Lombardei  werden.  So  hatte  er  auch  keinen  Anteil  an  den 
Friedensverhandlungen  nach  der  Schlacht  von  Cortenuova;  schein- 
bar interessierte  ihn  weder  die  lombardische  Frage,  noch  hatte 
er  sonst  irgend  welche  Beschwerden  vorzubringen.  Er  wartete 
auf  eine  günstige  Gelegenheit  zu  seinem  Hervortreten,  und  eine 
solche  Hess  nicht  lauge  auf  sich  warten.  Friedrich  hatte  im 
Jahre  1238  nicht  mehr  die  geschlossene  Macht  des  Lombarden- 
bundes,  sondern  nur  noch  einzelne  der  mächtigeren  Städte  zu 
bekämpfen,  deren  er  nur  durch  die  Eroberung  Herr  werden 
konnte,  bei  dem  damaligen  Stande  der  Kriegswissenschaft  der 
schwierigere  Tlieil  seiner  Aufgabe.  Am  3.  August  war  er  vor 
Brescia  gerückt  in  der  Hoffnung,  mit  dieser  und  den  anderen 
Städten  noch  in  diesem  Sommer  fertig  zu  werden,  aber  wider 
Erwarten  zog  sich  die  Belagerung  in  die  Länge.  Da  sandte  er 
eine  Botschaft  an  den  Papst,  um  seine  Hilfe  und  Vermittlung 
zu  erbitten  l),  wofür  er  1000  Kitter  in  das  heilige  Land  zu  ent- 
senden versprach.  Gregor  aber,  der  noch  im  Juni  vergeblich 
neue  Verhandlungen  durch  den  Bischof  Ardingus  von  Florenz 
anzuknüpfen  versucht  hatte,  benutzte  dies,  da  er  jetzt  den  ge- 
eigneten Augenblick  gekommen  sah,  um  aus  seiner  bedrängten 

')  Vgl.  H.  B.  VI,  257. 

Köhler,  Das  Vcrhaltiil*  Keiner  Friedrich*  H zu  «len  P.ipsten  seiner  Zeit  3 
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Lage  herauszukounnen.  Indem  er  den  Gesandten  des  Kaisers 
versprach,  die  Bitte  zu  erfüllen,  schickte  er  seinen  Notar  Gre- 
gor von  Montelongo.  einen  rhomo  niagui  cordis  et  doetus  ad 
bellum“,  in  die  Lombardei,  um  dort  den  Widerstand  zu  cen- 
tralisieren  und  ihm  in  der  Kirche  einen  geeigneten  Mittelpunkt  zu 
gehen  *).  Friedrich  beklagt  sieh  darüber  in  seinem  Rundschreiben 
vom  20.  April  1239*);  danach  hätten  die  Gesandten  mit  Gregor 
verhandelt  über  eine  nnio  contra  haeriticam  pravitatem.  pro 
eclesiae  libertate  et  de  reformandis  imperii  iuribus.  Der  Papst 
hätte  zum  Schein  alle  seine  Vorschläge  genehmigt,  nach  der 
Abreise  der  Gesandten  aber  ohne  deren  Wissen  den  Gregor 
von  Montelongo  mit  dm  umfassendsten  Vollmachten  nach  der 
Lombardei  gesendet,  um  ihm  entgegenzuwirken.  Der  l’apst 
versuchte  sich  dagegen  zu  verteidigen3),  indem  er  die  Sache 
so  darstellte,  als  wenn  er  von  der  Treulosigkeit  des  Kaisers  durch 
die  Besetzung  von  Sardinien  und  Massa  überzeugt  gewesen 
wäre,  und  desshalb  den  Gregor  gesendet  hätte.  Doch  kann  man 
ihm  hier  eine  kleine  Ungenauigkeit  nachweisen,  denn  Gregor 
wurde  bereits  am  6.  August  abgesendet4),  während  die  Be- 
setzung von  Sardinien  und  Massa  erst  nach  Aufhebung  der  Be- 
lagerung von  Brescia,  frühestens  im  October  stattfand,  und  der 
Papst  in  der  series  gravaminum  von  Ende  August  1238  noch 
nichts  davon  weiss. 

Nachdem  Friedrich  einmal  diesen  Schritt  getlian  hatte,  war 
es  dem  Papste  sofort  klar  geworden,  dass  es  für  den  Augen- 
blick mit.  seiner  Kraft  vorbei  war.  und  dass,  wenn  jetzt  ein 
that  kräftiger  Widerstand  von  Seiten  der  Lombarden  sich  Frie- 
drich entgegenstellte,  er  hoffen  dürfte,  diesen  für  immer  von 
der  Unterwerfung  der  Lombardei  abzubringen.  Den  Mittelpunkt 
für  einen  solchen  Widerstand  abzugeben  war  allein  die  Kirche 
imstande,  und  Gregor  begann  jetzt,  indem  er  seine  frühere  Politik 
gegen  den  Kaiser  wiederaufnahm,  bereits  die  Früchte  derselben 
zu  ernten.  Durch  die  Massregeln,  die  er  1236  ergriffen  hatte. 

')  Pro  scdandis  discordiis  ae  rcfonuationibu»  pacis  et  coneordiis  facien- 
di» prout  utile  eecltaiac  foret,  Cacciaconti,  Summ.  Momun.  Verteil,  p.  190b. 
Winkelmami,  Forschungen  XII.  274 

')  H.  B.  V,  p.  301. 

*)  In  »einer  Encyklika  vom  1.  Juli  1239.  R.  7B0  p.  052. 

4)  Vgl.  Cacc.  Summ.  Mon.  Verc.  Forschungen  XU,  274  Anni.  2. 
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war  es  ilun  gelungen,  einen  Gegensatz  zwischen  sich  und  dem 
Kaiser  herzustellen,  den  dieser  im  Uebermute  des  Siegers  noch 
bedeutend  erweitert  hatte;  jetzt  war  die  Zeit  gekommen,  wo 
es  galt  daraus  Nutzen  zu  ziehen.  Er  hätte  jetzt  wieder  in 
seiner  Eigenschaft  als  Friedensvermittler  auftreten  können,  denn 
Friedrich  hatte  ihn  ja  gebeten,  dies  AmtVieder  zu  übernehmen. 
Aber  er  tliat  dies  jetzt  nicht,  sondern  war  vielmehr  bemüht, 
den  Gegensatz  zwischen  sich  und  dem  Kaiser  noch  zu  ver- 
mehren. Die  geeignete  Gelegenheit  hierzu  bot  das  gänzliche 
Misslingen  der  Belagerung  von  Brescia.  Durch  dasselbe  war 
mit  einem  Schlage  der  Nimbus  der  Unbesieglichkeit  des  Kaisers 
verschwunden,  zn  dessen  Verbreitung  der  Sieg  von  Cortenuova 
so  viel  beigetragen  hatte,  und  war  die  Niederlage  auch  mehr 
moralischer  als  materieller  Natur,  so  hatte  sie  doch  darum  keine 
geringere  Wirkung;  alle  Feinde  erhoben  sich  aufs  neue  und 
schlossen  sich  zusammen,  überall  regte  sich  die  Gegenwehr. 
Auch  der  Papst  liess  den  günstigen  Augenblick  nicht  ungenützt 
verstreichen.  Er  sandte  im  Oktober  an  die  Bischöfe  von  Würz- 
burg, Worms,  Yercelli  und  Parma  eine  Liste  von  Beschwerden 
über  die  kirchlichen  Zustände  im  Königreich,  über  welche  sie 
den  Kaiser  verhören  sollten.  Dieselben  gingen  mit  schwerem 
Herzen  und  nur  ex  oboedientiae  debito,  wie  sie  selbst  sagten  ‘), 
an  ihren  Auftrag,  fanden  aber  den  Kaiser  wider  Erwarten 
sanftmütig  und  bereit,  ihnen  Rede  zu  stehen,  denn  ihm  lag 
gerade  jetzt  daran,  jede  Verwickelung  mit  dem  Papste  zu  ver- 
meiden. Friedrich  verteidigte  sich  deshalb  mit  grosser  Aus- 
führlichkeit gegen  die  Vorwürfe"),  indem  er  zu  seiner  Ent- 
schuldigung auführte,  dass  er  so  lange  vom  Königreich  ab- 
wesend sei  und  um  die  gerügten  Uebelstände  nicht  wisse,  dass 
er  gerne  alles  bessern  wolle  und  um  die  Einigkeit  zwischen 
Kirche  und  Staat  zu  erhalten  zu  jedem  Entgegenkommen  er- 
bötig  sei,  das  sich  mit  der  Ehre  des  Reiches  vertrüge.  Am 
Schlüsse  jedoch  konnte  er  seine  Verwunderung  nicht  verhehlen, 
dass  der  Papst,  anstatt  seinen  Versprechungen  gemäss  zu  han- 
deln, ein  solches  Verhör  über  ihn  verhänge. 

')  ln  dem  Antwortschreiben  hii  den  l’apxt  vom  2H.  October  ldS8,  H.  B. 
V,  249  ft. 

’)  Vgl.  die  Beilage. 
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Wenn  Friedlich  sich  irgend  welchen  Erfolg  davon  ver- 
sprochen hatte,  dass  er  sich  so  geduldig  einer  derartigen  Pro- 
cednr  unterwarf  und  dein  Papst  Versprechungen  leistete,  so 
musste  er  sich  bald  überzeugen , dass  diese  Hoffnungen  nicht  in 
Erfüllung  gehen  würden.  Im  November  und  December  1238 
fanden  fortgesetzt  Verhandlungen  zwischen  ihm  und  Gregor 
statt  ‘),  die  aber  zu  keinem  Ergebnis  führten.  Desto  bessere 
Erfolge  hatten  aber  die  Bemühungen  der  päpstlichen  Legaten 
gehabt.  Noch  während  der  Verhandlungen  zwischen  Friedrich 
und  Gregor  schlossen  am  30.  November  1238  in  praesentia  do- 
mini  papae*)  Venedig  und  Genua  ein  Bündnis,  kraft  dessen 
sich  beide  Hilfe  zusicherten  und  sich  verpflichteten,  ohne  Ge- 
nehmigung des  l’apstes  keinen  Frieden  zu  schliessen  *).  Der 
Grund,  dass  sich  der  l’apst  an  diesem  Bündnis  beteiligte,  wäh- 
rend er  Friedrich  noch  horten  liess.  war  seine  Ueberzeugung, 
dass  es  zu  einer  befriedigenden  Einigung  zwischen  ihm  uud  dem 
Kaiser  doch  nicht  kommen  könne:  ihre  Interessen  gingen  in  der 
lombardischen  Angelegenheit  zu  weit  auseinander.  Friedrich 
hatte  trotz  seines  Misserfolges  doch  so  viel  errungen,  dass  ein 
Friede  mit  den  Lombarden  ihm  noch  eine  ganz  bedeutende 
Macht  in  Oberitalien  gesichert  haben  würde.  Aus  diesem  Grunde 
blieben  auch  die  Verhandlungen  mit  Gregor  erfolglos.  Entweder 
der  Kaiser  oder  der  Papst  war  einflussreich  in  Oberitalien  und 
hatte  somit  nach  Lage  der  Verhältnisse  die  überwiegende  Macht 
in  Italien  iu  Händen  uud  dass  der  Papst  es  für  vorteilhaft 
hielt,  wenn  er  selbst  den  Haupteinfluss  ausiibte  und  den  einzig 
geeigneten  Augenblick  benutzte,  um  dies  zu  bewerkstelligen,  ist 
ihm  nicht  zu  verdenken.  Auch  Friedrich  wusste  genau,  was 
ihm  bevorstand,  nachdem  die  letzten  Verhandlungen  gescheitert 
waren.  Im  Februar  1239  erneuerte  er  die  Gesetze  gegen  die 
Ketzer  vom  14.  Mai  1238,  um  dem  Papste  so  die  Möglichkeit 
zu  nehmen,  gegen  ihn  als  Häretiker  vorzugehen.  Indessen  liess 


')  Bich.  Sang.  S.  S.  XIX,  p.  37fi. 

*)  Bartliolonmei  seribae  aimales  S.  S.  XV1I1,.  p.  UM. 

J)  Das  Bündnis«  wurde  später,  am  20.  Juli  1239.  dahin  erweitert,  dass 
beide  Seestädte  zur  Eroberung  des  Königreiches  Sicilien  eine  Flotte  ausrüsten 
wollten;  vgl.  Winkelmann  in  Forschungen  XII.  284.  Der  Papst  versprach 
dagegen,  dass  er  demjenigen,  der  das  Königreich  von  ihm  erhalte,  zur  Pflicht 
machen  werde,  die  getroffenen  Verabredungen  einznbalteu.  R.  835  p.  737. 
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sich  dieser  nicht  dadurch  bewegen:  bereits  am  10.  März  sah 
Friedrich  sein  Schicksal  klar  vor  Augen  und  wusste,  dass  es 
nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sei,  wann  sich  Gregors  offener 
Uebertritt  zur  Partei  der  Lombarden  vollziehen  werde.  Um 
wenigstens  dieses  Aensserste  noch  hinauszuschieben,  wendete  er 
sich  an  die  Cardinäle  mit  der  Bitte,  dem  Papst  nicht  zuzu- 
stimmen. wenn  er  gegen  ihn  den  Bann  schleudern  wollte;  aber 
ehe  noch  die  Boten  in  Rom  anlangten war  das  Gefürchtete 
schon  geschehen:  am  20.  März  1230  hatte  Gregor  den  Kaiser 
in  den  Bann  getlian,  damit  sich  offen  auf  die  Seite  der  Lom- 
barden gestellt  und  an  den  Tag  gebracht,  was  die  Politik  der 
beiden  Parteien  schon  lange  bewirkt  hatte:  den  unheilbaren 
Gegensatz,  sobald  es  sich  um  eine  Verletzung  des  Status  quo 
und  eiue  Machtvergrössernug  des  einen  handelte. 


III. 

So  war  denn  geschehen,  was  Friedrich  vor  drei  Jahren  in 
Anbetracht  seiner  militärisch  wie  politisch  so  festen  Stellung 
für  unmöglich  gehalten  hatte  : der  Papst  war  offen  auf  die  Seite 
der  Rebellen  getreten.  Vom  strengen  Rechtsstandpunkte  aus 
hatte  er  sich  damit  dem  Kaiser  gegenüber  offenbar  in  Nachteil 
gesetzt,  denn  einmal  machte  er  durch  Unterstützung  einer  for- 
mell im  Unrecht  befindlichen  Partei  die  Gerechtigkeit  seiner 
eigenen  Sache  sehr  zweifelhaft  und  zweitens  konnte  er  dem  Vor- 
wurf nicht  entgehen,  dass  er  der  Angreifer  sei.  Um  indessen 
ein  unparteiisches  Urteil  zu  fällen,  müssen  wir  anerkennen, 
dass  Gregor  auch  berechtigte  Interessen  vertrat.  Wie  aus  der 
bisherigen  Darstellung  ersichtlich  ist,  war  seine  Politik  bedingt 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Integrität  des  Kirchenstaates  und 
somit  in  ihrer  wesentlichen  Richtung  vorgezeichnet  durch 
Innocenz  III.  Dieser  hatte,  wie  oben  erwähnt,  bei  der  Neu- 
gründung der  weltlichen  Macht  des  Papsttums  mit  zwei  Mächten 


’)  Nach  des  Kaiser»  Darstellung  in  seinem  Briefe  vom  20.  April  1239 
wurden  diese  Boten  durch  päpstliche  Trabanten  auf  der  Reise  auf  Befehl  de» 
Papstes  aufgehalten. 
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in  Italien  zu  rechnen,  mit  dem  Königreich  Sicilien  und  den 
Städterepubliken  der  Lombardei ; blieben  diese  unverändert  be- 
stehen, so  war  der  neue  Kirchenstaat  mit  seinen  Erweiterungen 
gesichert.  Die  Wahl  Friedrichs  II  zum  deutschen  König  und 
die  Abmachungen  desselben  mit  Honorius  III  bei  der  Kaiser- 
krönung betreffs  der  Personalunion  für  Deutschland  und  Sicilien 
hatten  das  Machtverhältnis  auf  der  Halbinsel  sehr  verschoben : 
Friedrich  als  König  von  Sicilien  und  deutscher  König  zugleich 
war  weitaus  die  mächtigste  Persönlichkeit  in  Italien.  Gregor  IX, 
dem  Erben  der  Politik  Innocenz'  III,  fiel  die  Aufgabe  zu,  wenn 
nicht  das  Geschehene  wieder  gut  zu  machen,  so  doch  zu  retten, 
was  noch  zu  retten  war,  und  ein  weiteres  Vordringen  des 
Kaisers,  namentlich  in  der  Lombardei,  zu  verhindern.  Dies 
musste  ihn  aber  notwendig  mit  letzterem  in  Contlikt  bringen. 
Friedrich  II  hatte  gerade  die  Unterwerfung  der  Lombarden  als 
das  Ziel  betrachtet,  dessen  Erreichen  seine  Stellung  in  Italieu 
und  in  Deutschland  erst  recht  festigen  sollte,  und  er  musste  das 
nach  der  Lage  der  Dinge  und  uacli  den  Ueberlieferungen  seines 
Geschlechtes.  Daher  begegneten  sich  hier  die  Interessen  von 
Kirche  und  Reich,  und  zwar  die  weltlichen  Interessen,  in  dem 
Augenblicke,  wo  Friedrich  daran  ging,  seine  Absichten  auf 
Norditalien  zur  Durchführung  zu  bringen.  Diesen  durch  die 
Politik  Innocenz'  III  bedingten,  naturgemässen  Verlauf  der 
Dinge  konnte  Gregor  nicht  mehr  abändern,  ohne  die  selbst- 
ständige Stellung  des  Papsttums  preiszugeben ; es  galt  also  zu- 
nächst für  ihn  den  Streit  möglichst  lange  hinauszuschieben. 
Wie  schwer  ihm  dies  gemacht  wurde,  haben  wir  oben  gesehen; 
und  als  schliesslich  der  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  unmittel- 
bar bevorstand,  da  hatten  die  Lombarden  seine  diplomatische 
Lage  zu  einer  so  schwierigen  gemacht,  dass  es  erst  anderer 
Mittel  bedurfte,  um  die  Stellung  zum  Kaiser  zu  erlangen,  die 
das  Interesse  des  Kirchenstaates  erforderte.  Hätte  Friedrich 
niemals  eine  gewaltsame  Lösung  der  lombardischen  Frage  im 
Sinne  gehabt,  so  würden  wir  keine  oder  nur  gelegentliche  Be- 
schwerden über  das  Verhalten  Friedrichs  zur  sicilischeu  Kirche 
haben,  wie  das  bis  1235  wirklich  der  Fall  ist  und  wie  aus  der 
Vergleichung  und  Verfolgung  der  Beschwerdeschriften  des 
Papstes  deutlich  zu  ersehen  ist.  ‘)  Nicht  die  Vergebung  dieser 
')  Vgl.  die  Beilage. 
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oder  jener  geistlichen  Pfründe,  nicht  die  Uebergriffe  kaiserlicher 
Beamter  konnten  Gregor  dazu  bewegen,  dass  er  Friedrich  in 
den  Bann  that  und  dass  er  nachher  alle  Friedeusversuche  ab- 
wies, und  so  werden  wir  auch  sehen,  dass  dieselben  an  einem 
andern  Punkte  scheiterten. 

Bald  nach  der  Exkommunikation  begannen  beide  Parteien 
sich  zunächst  schriftlich  zu  bekämpfen.  Am  20.  April  1239 
sandte  Friedrich  ein  grosses  Rundschreiben  ab,  in  welchem  er 
das  Verhalten  der  Kirche  und  besonders  Gregors  gegen  ihn  einer 
nicht  immer  gerechten  Kritik  unterzog,  wie  denn  auch  Gregor 
in  seinen  Antworten  sich  durchaus  nicht  streng  an  die  Wahr- 
heit hielt.  Wir  haben  deshalb  umsoweniger  nötig,  diesen  Brief- 
wechsel im  einzelnen  zu  verfolgen,  als  uns  Tliatsächliches  nicht 
weiter  geboten  wird:  jeder  von  beiden  ist  bemüht,  das  Verhalten 
des  Gegners  als  möglichst  schlecht  darzustellen,  und  führt  zu  diesem 
Zwecke  Details  an,  die  in  der  mitgeteilteu  Form  höchst  zweifelhaft 
sind,  über  die  man  aber  genaueres  nicht  erweisen  kann. 

Neben  den  Waffen  des  Geistes  aber  führte  man  auch  andere. 
Anfang  September  erfolgte  seitens  des  Kaisers  die  Zurücknahme 
der  Mark  Ankona  und  des  Herzogtums  Spoleto  an  das  Reich  und 
damit  der  erste  Angriff  auf  den  Kirchenstaat.  Im  Briefe  vom 
Bi.  März  1240  führt  Friedlich  als  den  Grund,  der  ihn  dazu 
bewog,  die  „graves  et  infestae  ingratitudo  et  offensa“  durch  den 
Beschenkten  an.  Unter  der  letzteren  versteht  er  ausser  dem 
allgemeinen  Vorgehen  des  Papstes  wohl  noch  speciell  die  vor-' 
her  angeführten  M assregeln  desselben . dass  er  die  Bewohner 
der  Küste  der  Mark  zwingen  wollte,  gegen  das  Verbot  des 
Kaisers  den  Venetianern  Getreide  zu  verkaufen  und  dass  er 
den  Bewohnern  beider  Gebiete  verbot,  dem  Kaiser  Unterstützung 
in  die  Lombardei  zu  schicken.  Der  Zurücknahme  folgte  noch 
im  September  die  Besetzung,  zunächst  der  Mark,  durch  Enzio. 
des  Kaisers  Sohn.  'J  Der  Kaiser  selbst  führte  unterdessen  einen 
wenig  erfolgreichen  Krieg  gegen  die  von  Tag  zu  Tag  sich 
mehrende  Schaar  der  Abtrünnigen.  Gregor  hatte  richtig  ge- 
rechnet: sein  U ebertritt  hatte  der  Gegenwehr  der  Lombarden 
Zusammenhang  gegeben . sein  Bann  die  schlechte  Sache  der 
Rebellen,  die  sich  der  gerechten  Strafe  erwehrten,  in  die  gute 

')  Vgl.  Rieb.  Saug.  S.  S.  XV11J,  p.  378. 
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der  Bundesgenossen  des  Stellvertreters  Christi  verwandelt,  die 
den  heiligen  Stuhl  im  Kampfe  gegen  den  Antichrist,  die  bestia 
in  Menschengestalt  unterstützten.  Dieser  Umstand  lockte  viele 
alte  Feinde  der  Staufer,  die  bisher  noch  geschwankt  hatten,  auf 
die  Seite  des  Papstes  und  der  Lombarden,  und  wo  sich  zwei 
Parteien  bekämpften  und  die  eine  sich  für  den  Kaiser  entschied, 
da  trat  die  andere  auf  die  Seite  des  Papstes.  In  einem  solchen 
Einzelkampfe  konnte  Friedrich  wenig  ansrichten,  denn  er  hätte 
zu  viel  Zeit  auf  die  Bekämpfung  einzelner  verwenden  müssen 
und  bei  dem  damaligen  Stande  der  Kriegswissenschaft  auf  eine 
erfolgreiche  Belagerung  der  festen  Städte  doch  nicht  hoffen 
dürfen.  So  verging  der  Sommer  1239  ohne  ein  entscheidendes 
Ereignis;  mit  .Muhe  wurde  von  kaiserlicher  Seite  die  Mark 
Treviso  behauptet,  ‘l  Desto  grösser  waren  Friedrichs  Erfolge, 
als  er  sich  zu  Beginn  des  Jahres  1240  gegen  den  Papst  wendete. 
Bei  seinem  Einmarsch  in  das  Herzogtum  Spoleto  fiel  ihm  alles 
zu,  schon  am  16.  Februar  stand  er  zu  Viterbo,  bereit  auf  Korn 
loszugeheu,  wo  eine  Stimmung  zu  seinen  Gunsten  einen  Ein- 
marsch in  die  Stadt  zu  ermöglichen  schien : da  erfolgte  am  Tage 
von  Petri  Stuhlfeier  bei  Gelegenheit  der  feierlichen  .Prozession 
infolge  einer  Rede  des  Papstes  ein  so  allgemeiner  Umschwung 
der  öffentlichen  Meinung,  dass  Friedrich  von  seinem  Vorhaben 
abstehen  musste.  Indessen  hatte  der  Papst  doch  seine  Hilf- 
losigkeit eingesehen  und  als  der  Kaiser  nach  mehrmonatlichem 
Aufenthalt  in  Sicilien  abermals  an  die  Grenzen  des  Kirchen- 
staates rückte,  zeigte  er  sich  zu  Friedensverhaudlungen  bereit, 
besonders  da  jetzt  die  deutschen  Fürsten  die  Vermittlerrolle 
aufnahmen,  und  alle  Welt  darüber  erstaunt  und  erbittert  war, 
dass  zu  dieser  Zeit  der  drohenden  Tatarennot  die  beiden  höchsten 
Gewalten  der  Christenheit  ihre  Kraft  gegen  einander  erprobten. 
Einen  Vergleich  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Papst  auzu- 
bahnen.  war  zwar  schon  früher  versucht  worden.  Im  Jahre 
1239  unmittelbar  nach  der  Exkommunikation  *)  hatten  einige 
deutsche  geistliche  Fürsten8)  den  Papst  gebeten,  einzuleuken 

*)  VgL  Winkclmann,  Forschungen  XII,  2(il  ff. 

*)  Vgl.  R.  J.  V,  2433. 

*)  Am  Hofe  nachweisbar  sind  in  dieser  Zeit  nur  der  Erzbischof  Eber- 
hard von  Salzburg,  die  Bischöfe  Rüdiger  von  Fassen  und  Conrad  von  Frei- 
sing und  der  Abt  von  Tegemaee, 
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und  den  Kaiser  nicht  zu  weit  zn  treiben,  da  sie  der  Ueber- 
zengting  wären,  derselbe  sei  durchaus  im  Recht,  und  sie  ihm 
daher  ihre  Unterstützung  nicht  verweigern  könnten,  so  schwer 
sich  dies  auch  mit  ihrer  Ergebenheit  gegen  den  apostolischen 
Stuhl  vertrüge.  Aber  dieser  wohlmeinende  Rat  fruchtete  nichts, 
vielmehr  arbeitete  Gregor  eifriger  denn  je  am  Sturze  Friedrichs. 
Ueberallhin  sandte  er  seine  Boten,  um  Aufruhr  zu  predigen, 
nach  Sicilien ')  und  nach  Deutschland . wo  er  auch  die  Auf- 
stellung eines  Gegenkönigs  zu  erwirken  strebte.  Aber  mehr- 
fache Versuche  dazu  misslangen,  so  eifrig  auch  besonders  Albert 
von  Behaim  dafür  thfttig  war,  hauptsächlich  durch  die  feste 
Haltung  der  deutschen  Geistlichkeit*)  und  der  deutschen  Fürsten, 
und  deshalb  hielt  es  Gregor,  als  er  im  Jahre  1240  in  die  oben 
erwähnte  missliche  Lage  geraten  war.  doch  für  geboten,  jetzt 
einzulenken.  Gerade  in  dieser  Zeit  war  auf  Antrieb  der  deutschen 
Fürsten,  die  sich  als  unparteiische  Richter  über  Kaiser  und 
Tapst  stellten,3)  um  die  Vermittlerrolle  zu  übernehmen,  der 
Deutschonlensmeister  Conrad  nach  Rom  gekommen,  eine  Ver- 
einbarung zustande  zu  bringen.  An  dem  Friedenswerk  betei- 
ligten sich  mit  ihm  hervorragende  Männer  aus  der  Umgebung 
des  Papstes,  Johann  von  Uolonna  und  Raynald  von  Ostia.4) 


*)  Dies**  beabsichtigte  Gregor  dem  Kaiser  abzusprechen , vgl.  seinen 
lirief  au  Jac.  Teupolus,  Herzog  von  Venedig,  v.  24.  September  1289  (K.  895 
p.  797),  worin  er  diesem  verspricht,  er  werde  dafilr  sorgen,  dass  der  neue  König 
von  Sicilien  die  geschlossenen  Verträge  anerkenne. 

*)  Wie  diese  im  allgemeinen  Ober  den  päpstlichen  Bann  dachte,  erhellt 
aus  einem  Briefe  des  Albert  von  Behaim  (H.  B.  V,  1091):  „Dicunt  enim  cano- 
nici Bavariae  omnetwjne  alii  praelati,  ex  qno  de  suis  benefieiis  sunt  seenri, 
posthnc  non  timebnnt  tonitrna  et  fulmitia  Koinanomm.  <|tiia  non  dnreut  pro 
ipsornm  suspensionis  et  excomrannicationis  sententiis  fabam.“  l'eberhaupt  zeigen 
die  Briefe  des  päpstlichen  Emissärs  ans  dieser  Zeit,  wie  wenig  geneigt  die 
deutschen  Fürsten  waren,  vom  Kaiser  abzufallen.  Vgl.  Hölier,  Albert  v.  Be- 
haim p.  19.  ff.  nnd  Kodenberg  in  , Historische  Aufsätze  dem  Andenken  an 
Waitz  gewidmet“,  p.  244. 

*)  Wie  im  Jahre  1290,  wo  sie  sich  ebenfalls  als  Vermittler  aufwarfen. 
Ausschlaggebend  wird  in  dieser  Beziehung  besonders  die  missliche  Lage  der 
deutschen  Geistlichkeit  gewesen  sein,  die  bei  einem  Conflikt  zwischen  den 
beiden  Gewalten,  die  sie  gleichmässig  als  die  höchsten  zu  betrachten  ge- 
wohnt war,  jeden  Anhalt  verlor. 

4)  Matth.  Paris  FV,  p.  59  (Luard).  Nach  ihm  hätte  der  Papst,  ermutigt 
durch  die  Geldsendungen,  die  ihm  seine  Legaten  machten,  den  schon  ge- 
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Die  Verhandlungen  drehten  sich  um  folgendes : Zu  Ostern  des 
nächsten  Jahres  sollte  ein  t'oncil  zusaimnentreten,  auf  dem  über 
die  Beschwerden  des  Papstes  gegen  «len  Kaiser  entschieden 
werden  sollte:  zunächst  sollte  ein  Watfenstillstand  geschlossen 
werden,  während  dessen  man  über  den  definitiven  Frieden  ver- 
handeln könnte.  Der  Kaiser  seihst  war  der  festen  l’eberzeugung, 
dass  der  Friede  nun  endgiltig  gesichert  sei.  überallhin  liess  er 
die  Nachricht  davon  gelangen1);  aber  dies  war  verfrüht,  denn 
noch  im  letzten  Augenblick  scheiterten  <lie  Verhandlungen  an 
der  Forderung  Gregors , «lass  die  Lombarden  in  den  Waffen- 
stillstand und  also  auch  in  den  Frieden  eiugeschlossen  würden, 
was  Friedrich  auf  keineu  Fall  zugeben  wollte.  Am  18.  Juli 
musste  er  bereits  melden,  «lass  aus  diesem  Grunde  der  sehnliehst 
erwartete  Friede  nicht  zustande  gekommen  sei'). 

Während  Friedrich  noch  hoffte,  der  Papst  werde  nach- 
träglich sich  zur  Nachgiebigkeit  bequemen,  und  iu  dieser  Hoff- 
nung es  vermied,  wiederum  in  das  Patrimonium,  das  ihm  olfen- 
stand, eiuzufallen,  handelte  Gregor  in  der  Ueberzeugung.  dass 
eine  gütliche  Einigung  doch  nicht  zu  erwarten  sei. 

Er  griff  einen  von  Friedrich  bereits  kurz  nach  der  Exkom- 
munikation den  Cardinälen  gemachten  Vorschlag  auf  3),  über  den 
man  sich  auch  bei  den  Friedensverhandlungen  im  Juni  bereits 
geeinigt  hatte,  nämlich  ein  allgemeines  Concil  zu  berufen,  auf 
dem  sich  Friedrich  gegen  die  Anklagen  des  Papstes  verteidigen 
wollte.  Am  9.  August  liess  er  an  alle  Bischöfe  und  weltlichen 
Fürsten  eine  Aufforderung  ergehen,  sich  zu  Ostern  nächsten 


schlossenen  Waffenstillstand  brechen  « ollen,  wodurch  die  Feindschaft  zwischen 
ihm  und  Johann  von  Cohninn,  der  diesem  Verfahren  widersprach,  entstanden 
wäre. 

*)  Vgl.  H.  B.  V,  1004  und  1000.  ferner  den  Brief  des  Albert  von  lic- 
liaim  an  tiregor  von  Mitte  August  1240  (11.  B.  V,  1021$  ff.),  dass  der  Bischof  von 
Jtegenshurg  am  5.  August  von  der  Kanzel  den  Abschluss  des  Friedens  ver- 
kündet habe. 

*)  H.  B.  V,  1014. 

*)  Vgl.  den  Brief  Friedrichs  vom  20.  April  1239  H.  B.  V,  304  und  R.  J. 
V,  2432.  Am  1H.  März  1240  beklagt  sich  Friedrich,  dass  der  Papst  seine 
Boten,  die  Bischöfe,  ins  Uefängnis  geworfen,  «vis  sie  iu  dieser  Angelegenheit 
nach'  Rom  kamen.  Darauf  geht  es  wohl  auch  zurück,  wenn  er  (H.  B.  V> 
1039  und  1078)  schreibt,  der  Papst  habe  eine  Synode,  die  er  zu  seiner  Ver- 
teidigung forderte,  gehindert. 
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Jahres  entweder  in  Rom  persönlich  einzufinden,  oder  geeignete 
Boten  zu  entsenden.  ')  Gegen  diese  Massregel  aber  machte 
Friedrich  jetzt  ganz  energisch  Front.  Den  (’ardinälen  gegen- 
über sprach  er  seine  Missbilligung  ans.  dass  der  Papst  als  des 
Reiches  Feind  etwas  unternehme,  was  er  nur  nach  geschlossenem 
Frieden  hätte  tliun  dürfen,  und  in  alle  Länder,  in  welche  der 
Aufruf  des  Papstes  ergangen  war,  sandte  er  die  Warnung,  das 
t oncil  nicht  zu  besuchen,  da  er  mit  allen  Mitteln  das  Zustande- 
kommen desselben  zn  hindern  gedenke.  Man  hat  sich  oft  über 
«Uesen  „Widerspruch  Friedrichs  gegen  sich  selbst“  gewundert, 
und  doch  ist  dieser  gar  nicht  so  gross,  als  es  den  Anschein  hat. 
Denn  was  hatte  Friedrich  zu  erwarten  von  einem  Concil.  das, 
wenn  auch  nicht  lediglich  aus  seinen  Feinden  zusammengesetzt, 
«loch  in  der  Majorität  aus  solchen  bestand,  und  in  dem  der  Papst 
auf  diejenigen,  welche  seiner  Ansicht  widerstrebt  en,  jeden  Druck 
ausfiben  konnte.  Nicht  der  Papst  als  eine  Partei  durfte  das 
foneil  berufen,  sondern  die  Cardinäle*),  vielleicht  sollte  dasselbe 
auch  nicht  in  Rom,  sondern  an  einem  Orte  znsainmentreten, 
welcher  gleichzeitig  die  Garantie  gab,  dass  die  Anhänger 

')  Vgl.  R.  781  |>.  ti7!)  — 6K.-I.  An«  «1cm  ilort  angeführten  Verzeichnis 
der  Adressaten  geht  hervor,  dass  die  Klage  des  Kaisers,  der  l’aiisl  habe  nur 
seine  Feinde  berufen  (H.  B.  V.  1040  und  1077),  ilbertriehen  ist.  So  linden  wir 
z.  B.  sämtliche  deutsche  Bischnte  angeführt,  von  denen  wir  in  dieser  /eit 
wissen,  dass  sie  auf  der  Seite  des  Kaisers  standen,  tinnz  iuil)egrömlet  ist 
Friedrichs  Behauptung  allerdings  auch  nicht,  denn  der  sicilische  Clents  kommt 
gar  nicht  in  der  Liste  vor,  ebenso  wenig  die  reichstreuen  lombardischen 
Städte,  während  Mailand,  Brescia  u.  a.  anfgeführt  sind,  und  wir  können  aus 
diesem  Fehlen  sehliessen . dass  sie  überhaupt  Einladungen  nicht,  erhalten 
haben.  Bei  der  Ausführlichkeit,  mit  der  hier  alle  im  Zusammenhang  und 
nach  Ländern  geordnet  aufgezählt  werden,  scheint  in  diesem  Verzeichnis  eine 
Liste  vorzuliegen,  nach  der  die  Einladungen  ausgeschrieben  wurden,  und 
welche  nachher  in  die  Register  überging,  statt  dass  die  ganze  Menge 
der  Originale  eingeschrieben  wurde. 

*)  Dieses  Verlangen  Friedrichs  ist  mit  Recht  nach  den  Anschauungen 
jener  Zeit  als  zu  hoch  zu  bezeichnen.  Der  Papst  hatte  damals  bereits  allein 
das  Recht  ein  allgemeines  Concil  zu  berufen,  jedenfalls  konnte  dasselbe  ohne 
seine  Mitwirkung  nicht  zustande  kommen.  Aber  es  war  auch  unmöglich,  dass 
der  Papst  vor  demselben  als  eine  Partei  erschien  und  seine  Sache  führte, 
denn  das  Concil  hatte  durchaus  noch  keiue  Competenz  demselben  gegenüber; 
erst  durch  die  Concilc  zu  Constanz  und  Basel  wurde  das  „conrilium  super 
papani ' festgcstellt.  Vgl.  auch  Hinschius,  System  des  kathol.  Kircheureehts 
III,  364. 
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Friedrichs,  also  die  deutschen  Bischöfe,  zahlreich  erschienen, 
und  eine  Beeinflussung  durch  den  Papst  nicht  befürchten  Hess. 
Auch  sollten  dort  nur  die  Streitpunkte  zwischen  Kaiser  und 
Papst  zur  Verhandlung  gelangen,  die  lombardische  Frage  aber 
ganz  aus  dem  Spiele  bleiben,  da  Friedrich,  wie  er  am  13.  Sep- 
tember 1240  an  den  König  von  Frankreich  schrieb,  es  für 
durchaus  unpassend  hielt,  dass  ein  geistliches  Gericht  oder  eine 
Synode  über  weltliche  Angelegenheiten  entscheide.  Friedrich 
wusste  aber,  dass  Gregor  auf  demselben  auch  die  lombardische 
Frage  Vorbringen  werde,  um  ein  unanfechtbares  Urteil  zu  seinen 
Gunsten  hervorzurufen,  und  dies  konnte  er  auf  keinen  Fall 
dulden,  da  er  keine  Förderung  der  Sache  durch  das  Uoncil  er- 
warten durfte.  Was  Friedrich  123‘J  gewollt  hatte,  war  also 
etwas  ganz  anderes  gewesen,  und  er  konnte  jetzt,  ohne  sich 
untren  zu  werden,  das  (’oncil  zu  verhindern  suchen;  missbilligten 
doch  selbst  seine  Feinde  die  Berufung  desselben  *). 

Aber  der  Papst  Hess  sich  durch  Friedrichs  Protest  nicht 
von  seiner  Absicht  abbringen.  Da  der  Landweg  unmöglich  oder 
wenigstens  sehr  schwierig  und  gefahrvoll  geworden  war,  trat 
er  mit  den  Genuesen  in  Verbindung,  um  eine  Seefahrt  für  die 
Prälaten  zu  ermöglichen;  am  13.  October  erhielt  Gregor  von 
Romania  Vollmacht,  mit  denselben  abzuschliessen *).  Am 
15.  October  erging  ein  zweites  Berufungsschreibeu,  um  diejenigen, 
die  sich  etwa  durch  Friedrichs  Drohungen  hatten  entmutigen 
lassen,  doch  noch  zur  Reise  zu  bewegen  *),  Am  4.  Dezember 
war  bereits  der  Vertrag  mit  den  Genuesen  abgeschlossen  4), 
kraft  dessen  dieselben  10  Galeeren  und  10  Tariden  und  falls 
diese  nicht  ausreichten,  noch  je  weitere  sechs  ausrüsten  sollten: 
mit  dieser  Flotte  gedachte  man  sicher  allen  Nachstellungen 
Friedrichs  zu  entgehen , was  indessen  nicht  gelang.  Auch 
kaiserlicherseits  wurde  eine  Flotte  gerüstet  aus  pisanischen  und 
sicilischen  Schilfen,  und  als  die  Genuesen  zwischen  den  Inseln 
Monte  Christo  und  Giglio  segelten,  wurden  sie  am  3.  Mai  an- 
gegriffen, geschlagen  und  verloren  25  Schiffe;  über  100  vor- 
nehme Geistliche  wurden  gefangen  genommen,  darunter  Friedrichs 

>)  Vgl.  H.  15.  V,  1083. 

*)  B.  784  p.  (584  — (588. 

’)  B.  785  p.  (588  - 65)2. 

*)  B.  791  p.  697  vgl.  auch  792  uud  793. 
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schlimmster  Feind.  Jacob  von  Palestrina.  mit  zwei  anderen 
Legaten.  Der  Kaiser,  der  soeben  Faenza  nach  acht  monatlicher 
Belagerung  erobert  hatte,  gab  seine  Absicht  auf  Bologna  auf 
und  zog  nach  dem  Kirchenstaat  in  der  Hoffnung,  nunmehr  ge- 
neigtes Ohr  für  seine  Friedensverhandlnngen  zu  finden.  Audi 
ihm  musste  augenblicklich  um  so  mehr  daran  liegen,  als  das 
Reich  durch  den  Einfall  der  Tataren  sich  in  äusserster  Gefahr 
befand,  und  eine  energische  Gegenwehr  gegen  dieselben,  die 
schou  Ungarn  erobert  hatten,  höchst  notwendig  war  l).  Dieser 
veränderten  Situation  und  seiner  Zwangslage  entsprechend 
stimmte  Friedrich  seine  Forderungen  sehr  herab.  Er  musste 
nach  Deutshland  gehen,  um  die  Tataren  zuriickzutreiben,  aber 
er  konnte,  so  lauge  er  mit  dem  Papste  nicht  versöhnt  war. 
Italien  nicht  verlassen,  da  sich  sonst,  wie  er  selbst  sagt  *),  die 
Vorgäuge  vom  Jahre  1221),  wo  der  Papst  in  seiner  Abwesenheit 
Sieilien  besetzt  hatte,  wiederholt  hätten,  und  er  ausserdem  aller 
seiner  Ertolge  in  der  Lombardei  verlustig  ging.  Bei  dem  Fehlen 
jeder  direkten  Ueberlieferuug  ist  es  schwierig,  den  Gang  der 
Verhandlungen  festzustellen.  Die  Initiative  zu  denselben  scheint 
vom  Kaiser  ausgegangen  zu  sein 3),  eine  Angabe,  der  nicht 
widersprechen  würde,  dass  der  Predigerordensbruder  Bartolo- 
maeus  vom  Papste  nach  Rom  berufen  wurde,  um  bei  Friedens- 
verhandlungen zu  dienen  ').  Dürfen  wir  den  Angaben  Friedrichs 
trauen6),  so  hätte  er  bei  denselben  erklärt,  er  wolle  sich  mit 
der  Durchführung  des  tonst anzer  Friedens  begnügen,  in  der 
Hoffnung,  den  Papst  durch  diesen  Scliritt  zum  Frieden  zu  be- 
wegen. Aber  der  Papst  wollte  augenscheinlich  keinen  Frieden 
mehr,  denn  er  stellte  bei  diesen  Verhandlungen,  sowie  auch  bei 
den  im  Juli  durch  Graf  Richard  von  Cornwall  geführten,  Forde- 
rungen, die  auch  diesem  Vermittler  zu  hoch  erschienen.  Danach 

*)  Auf  diesen  Eiiit.il  I der  Tataren  bezieht  sich  zweifellos  die  Bemerkung 
des  Peter  vou  Vinea  in  seinem  Briefe  vom  .tnli  1241  (H.  II.  V.  lliiS): 
t'uui-ordine  viam  ....  supervenientimu  lmstinm  ncccssitas  nun  requirit,  welche 
Böhmer  in  so  grosse  Entrüstung  versetzte,  Keg.  Frid.  II  Nr.  1014a. 

*)  Vgl.  deu  Brief  Friedrielis  au  den  König  von  Ungarn  vom  Juni  1241 
(H.  B.  V,  1144.) 

•)  H.  B.  V,  1146. 

4)  H.  B.  V.  1147. 

*)  lm  Briefe  an  deu  König  von  Ungarn  i'H.  B.  V,  1145):  , int  enden  tes 
cunteuti  esse  veteribua  et  hereditäres  imperii  inribns  ete.1- 
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sollte  sich  der  Kaiser  eidlich  verpflichten,  dass  er  in  allen 
Stücken  (also  auch  in  der  lombardischen  Frage)  der  Entscheidung 
des  Papstes  sich  unterwerfen  wolle  ').  Auch  die  Aeusserungen, 
die  der  Papst  selbst  über  den  Frieden  in  dieser  Zeit  machte, 
stimmen  auf  das  beste  hiermit  überein.  Vom  Herzoge  von 
Kärnthen  aufgefordert,  Frieden  zu  schliessen.  antwortete  er 
ganz  kühl,  dass  er  das  wohl  thun  würde,  wenn  Friedrich  sich 
unter  die  Befehle  der  Kirche  beugen  werde  *).  und  in  ähnlicher 
Weise  lässt  er  sich  dem  König  von  Ungarn  gegenüber  aus  *). 

Nach  dem  Abbruch  der  Friedensverhandlungen  blieb  der 
Kaiser  im  Kirchenstaat,  den  er  fast  vollständig  besetzte,  und 
plünderte  die  Umgegend  von  Korn,  um  dadurch  auf  den  Papst 
einzuwirken.  Während  dieser  Plünderungszüge  starb  Gregor  IX 
am  22.  August  1241  zu  Rom,  und  um  zu  zeigen,  dass  er  nur 
mit  ihm,  nicht  mit  der  Kirche  Krieg  geführt  hätte,  gestattete 
Friedrich  sogleich  den  Cardinälen,  sich  zur  Papstwahl  in  Rom 
zu  versammeln;  ja  als  der  imOctober  1241  gewählte  Cölestin  IV 
nach  kurzer  Regierung  starb,  verstand  sich  Friedrich  sogar 
dazu,  im  .Tahre  1243  die  gefangenen  Cardinäle  freizulassen, 
damit  eine  neue  Papstwahl  frei  und  ungehindert  stattfinden 
könnel * *  4).  Hätte  Friedrich  während  der  langen  Sedisvakanz  den 
Umstand,  dass  der  feindlichen  Partei  das  Haupt  fehlte,  benutzt 
und  sich  durch  energisches  Vorgehen  eine  günstige  Position  ge- 
schaffen, so  wäre  er  bei  den  folgenden  Friedensverhandlungen 
imstande  gewesen,  seinen  Bedingungen  auch  den  gehörigen  Nach- 
druck zu  verleihen.  Aber  diese  seine  Grossmut 5)  ist  verhäng- 

l)  Matth.  Paris  IV,  148.  (Luard). 

*)  R.  823  p.  723. 

*)  B.  826  p.  726. 

*)  Pie  einzige  Bedingung,  die  Friedrich  für  die  Freilassung  der  Car- 
dinäle stellte,  scheint  nach  dem  Schreiben  Innocenz’  IV  vom  26.  August  1243 
die  ROckbemfung  des  Legaten  des  apostolischen  Stuhles,  der  gegen  ihn  in  der 
Lombardei  agitierte,  gewesen  zu  sein.  Die  Kardindle  versprachen,  quod  cius 
petitiones,  quantum  cum  Deo  possent,  emn  adesset  opportnnitas  temporis, 
adimplerent.  (H.  B.  VI.  113.). 

*)  Ich  glaube  hier  keinen  falschen  Ausdruck  gewählt  zu  haben ; Friedrich 
dachte  in  der  That  grosser  von  seinen  Gegnern,  als  diese  verdienten.  Die 
Freilassung  der  Cardinäle  ist  eine  Grossmut.  die  durch  nichts  gerechtfertigt 
werden  kann,  am  wenigsten  durch  das  frühere  Verhalten  derselben  zum  Kaiser. 
Auch  die  Unterlassung  des  Heereszuges  gegen  die  Römer  auf  Bitten  der  in 
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iiisvoll  fi\r  ihn  geworden,  indem  er  dadurch  die  letzte  günstige 
Gelegenheit  verstreichen  Hess,  ohne  docli  den  Zweck  zu  er- 
reichen. den  er  im  Auge  hatte:  seine  Friedensliebe  zu  zeigen. 
Mit  der  Wahl  lnnocenz'  IV  am  2"».  Juli  1 24*5  war  der  kaiser- 
feindlichen Partei  eine  neue  Spitze  gegeben,  und  unter  diesem 
t hat  kräftigen  Manne  gelang  es  dem  Papsttum,  vollends  seine 
Ansprüche  gegen  das  Kaisertum  dnrchzufUhren.  Huld  nach 
seiner  Wahl  offenbarte  sich  der  eigentliche  Charakter  des 
Kampfes  zwischen  Kaiser  und  Papst.  Bisher  als  Cardinal  dem 
Kaiser  entschieden  freundlich  gesinnt,  Hess  er  die  Hoffnung 
auf  kommen,  dass  nunmehr  alles  beseitigt  werden  würde,  was 
einer  Verständigung  hinderlich  gewesen  war.  Aber  nicht  nur 
geschah  dies  nicht,  sondern  lnnocenz  IV  wurde  ein  ebenso 
heftiger  Feind  der  Staufer,  als  Gregor  IX  gewesen  war.  Was 
lag  näher,  als  dass  man  die  Schuld  daran  der  Persönlichkeit 
Friedrichs  II  zuschob  und  daraus  einen  Beweis  nahm,  dass  der- 
selbe doch  ein  unversöhnlicher  Feind  der  Kirche  und  des  Papst- 
tums gewesen  sei.  Wir  können  jedoch  darin  nichts  weiter  er- 
blicken. als  die  Folgen  der  vou  lnnocenz  III  eingeleiteten 
Politik.  Die  besten  Freunde  mussten  sich  entzweien,  wenn  sie 
so  verschiedene  Interessen  zu  vertreten  hatten,  wie  es  hier  der 
Fall  war.  lnnocenz  IV  konnte  nicht  ohne  grosse  eigene  Ge- 
fahr die  lombardische  Frage  aus  den  Händen  lassen  und  sich 
mit  dem  Kaiser  versöhnen,  abgesehen  davon,  dass  ihn  seine 
V ertrage  mit  den  Lombarden  daran  hinderten,  Friedrich  aber 
konnte  unmöglich  alles  anfgeben,  was  er  in  achtjährigem  Kampfe 
errungen  hatte,  das  verbot  ihm  schon  die  Rücksicht  auf  seine 
Stellung  zu  den  Fürsten,  und  dieser  Gegensatz  musste  es  von 
vornherein  höchst  zweifelhaft  machen,  ob  überhaupt  ein  Ausgleich 
noch  möglich  war.  Vorläufig  aber  war  man  noch  der  Hoffnung, 
dass  nunmehr  alles  glatt  ablaufen  werde,  und  eiten  dieser  Hoff- 
nung gab  Friedrich  dein  neuerwählten  Papste  gegenüber  in 
seinem  Glückwunschschreiben  Ausdruck . indem  er  gleich  zu 
Friedensverhandlungen  seine.  Boten  übersandte.  Nach  dem 


Anagni  zur  Papstwahl  vergammelten  CardinSle  (Mai  1242  R.  J.  V,  3301) 
künntc  man  hierher  ziehen.  Dass  der  Zug  gegen  Rum  im  Mai  1243  nur  eine 
Rache  für  die  Plünderungen  der  UOnier  gegen  Viterho  war.  hat  schon  Ficker 
uuehgew ieseu  (H.  J.  V,  3362a.). 
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Schreiben  des  Kaisers  vom  August  1244  ')  boten  diese  im  all- 
gemeinen die  Unterwerfung  Friedrichs  unter  die  Gebote  der 
Kirche  an  und  wollten  Frieden  in  dem  Streite  zwischen  Kirche 
und  Reich  schliesson.  Der  Papst  verlangte  darauf  bestimmte 
Zusicherungen:  Rückgabe  des  okkupierten  Kirchengebietes  und 
Einschluss  der  Lombarden  und  der  anderen  Anhänger  der  Kirche 
in  den  Frieden.  Friedrich  sagte  die  Rückgabe  des  Kirchen- 
gutes unter  der  Bedingung  zu,  dass  ihm  dasselbe  gegen  einen 
jährlichen  Zins  wieder  überlassen  würde,  ferner  bot  er  fünf- 
hundert Ritter,  die  der  Kirche  zu  jederzeit  zur  Verfügung 
stehen  sollten,  ausserdem  30000  Mark  Silber  zur  Zahlung  der 
Schulden  der  Kirche  und  Wiedereroberung  des  heiligen  Landes 
auf  eigene  Kosten.  Aber  natürlich  wollte  Innocenz  auf  diese 
Vorschläge  nicht  eingehen,  welche  die  zweite  seiner  Bedingungen 
und  gerade  die  Hauptsache  nicht  erfüllten.  Er  sandte  seiner- 
seits Boten  zum  Kaiser,  welche  eine  Einigung  auf  folgende  Be- 
dingungen hin  vermitteln  sollten  *) : Freilassung  aller  Cleriker 
und  der  Laien,  die  bei  dem  Seesiege  1241  gefangen  waren, 
Satisfaktion  für  alles,  weswegen  er  exkommuniciert  war,  Ent- 
scheidung eines  Concils  über  die  Punkte,  in  welchen  sich  der 
Kaiser  durch  die  Kirche  geschädigt  glaubte,  Einschluss  aller 
Anhänger  der  Kirche  in  den  Frieden,  so  dass  dieselben  auch 
später  nie  belangt  werden  könnten.  Des  Kaisers  Bedingungen 
waren  dagegen  folgende3}:  Zurückberufung  des  Legaten  aus 
der  Lombardei,  Freilassung  des  Salinguerra,  Unterstützung 
gegen  die  Ketzer  in  der  Lombardei.  Die  Gesandten 
überbrachten  ausserdem  noch  Klagen  über  Begünstigung  des 
Erzbischofs  von  Mainz  und  des  Grafen  von  Provence,  die 
Innocenz  jedoch,  ebenso  wie  die  Forderungen  Friedrichs  kurzer 
Hand  abwies.  Wählend  die  Verhandlungen  noch  schwebten, 
erfolgte  am  9.  September  der  Abfall  von  Viterbo,  und  dieser 
war  wahrscheinlich  die  Ursache,  dass  dieselben  abgebrochen 
wurden.  Der  Kaiser  rückte  vor  Viterbo,  um  die  Stadt  wieder- 
zugewinnen, aber  nach  mehrwöchentlicher  Belagerung  zog  er 

>)  H.  B.  VI,  205  ff. 

*)  Vgl.  die  uns  erhaltene  Instruktion  der  Gesandten  bei  H.  B.  VI,  112. 

*)  Wir  können  dieselben  aus  dem  Schreiben  des  Papstes  au  seine  Boten 
vom  26.  August  1243  ersehen,  ohne  dass  wir  aber  daraus  erfuhren,  wie 
Friedrich  Uber  die  Bedingungen  des  Papstes  dachte. 
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am  14.  November  unverrichteter  Sache  ab,  als  der  Cardinal 
Otto  von  St.  Nicolaus  bei  ihm  erschien,  um  namens  des  Papstes 
die  Aufhebung  der  Belagerung  zu  verlangen.  Friedrich  selbst 
sagte  nacher.  dass  er  sich  dazu  hauptsächlich  wegen  der  Ver- 
sprechungen verstanden  habe,  die  ihm  für  neue  Friedensver- 
handlungen gemacht  wurden  ').  Der  abgeschlossene  Vertrag, 
welcher  der  kaiserlichen  Besatzung  in  Viterbo,  die  Friedrich 
hatte  entsetzen  wollen,  freien  Abzug  sowie  seinen  Anlutngern 
in  der  Stadt  Sicherheit  des  Eigentums  und  der  Person  versprach, 
wurde  aber  nicht  eingehalten,  was  Friedrich  später  zu  vielen 
Klagen  Veranlassung  gab. 

Im  Dezember  1243  begannen  dann  aufs  neue  die  Friedens- 
verhandlungen mit  dem  Papste  hauptsächlich  unter  Vermitte- 
lung des  Grafen  von  Toulouse,  welche  sich  bis  in  den  März  1244 
hineinzogen.  Endlich  nach  vielen  Vorberatungen  einigte  man 
sich  dahin  *),  dass  Friedrich  alle  besetzten  Länder  der  Kirche 
heransgeben  f Artikel  1)  und  der  Entscheidung  des  Papstes  de 
offensis  commissis  (seil,  a Lombardis)  post  ortam  discordiam 
sich  unterwerfen  sollte  (Art.  7).  Innocenz  hatte  verlangt,  dass 
ihm  wie  einst  Gregor  IX  die  ganze  Streitsache  mit  den  Lom- 
barden zur  Entscheidung  überlassen  werde,  doch  hatten  die 
Boten  des  Kaisers  das  entschieden  abgelehnt  ; über  die  offensa 
commissa  ante  ortam  discordiam  sollte  später  noch  besonders 
verhandelt  werden  *),  da  eiue  Einigung  zwischen  Kaiser  und 
Papst  auch  über  diesen  Punkt  unerlässlich  war.  Die  übrigen 
Artikel  des  Vertrages 4)  enthielten  Bestimmungen  über  die 
Sicherstellungen  und  Entschädigungen  der  (’leriker  und  der  An- 
hänger der  Kirche,  betreffs  deren  sich  Friedrich  meist  dem 
Schiedsspruch  des  Papstes  überliess.  Am  31.  März  beschworen 
die  Machtboten  des  Kaisers,  dass  derselbe  die  Friedensbedin- 
gungen  getreulich  erfüllen  werde,  und  alles  schien  zum  guten 


>)  Vgl.  H.  B.  VI,  142  und  VI,  801. 

*)  l'eber  diese  und  die  folgenden  Verhandlungen  vgl.  die  erschöpfenden 
Untersuchungen  von  Ficker,  R.  J.  V,  3418a.  3422  , 3423a,  3424a,  3431a 
bis  3432  c. 

J)  Vgl.  R.  J.  V,  3423a.  Ficker  ist  der  erste,  der  auf  die  für  die  Rechts- 
frage so  wichtige  Trennung  in  der  lombardischen  Frage  aufmerksam  ge- 
macht hat. 

4)  Vgl.  H.  B.  VI,  172,  auch  R.  J.  V,  3422. 

Köhler,  Das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  n su  den  Päpsten  seiner  Zeit.  4 
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Ende  zu  führen;  mit  den  besten  Hoffnungen  ging  man  an  die 
Specialberatungen  über  die  Ausführung  des  Friedens.  Allein 
hier  musste  sich  bald  herausstellen,  dass  der  beschworene  Traktat 
doch  viele  Punkte  enthalte,  über  welche  eine  Einigung  noch 
gar  nicht  eigentlich  erfolgt  war  *),  weniger  in  den  Nebensachen, 
als  in  den  oben  hervorgehobenen  Hauptpunkten,  namentlich  zu- 
nächst in  der  Restitution  der  zurückgenommenen  Gebiete  der 
Kirche.  Wann  und  wie  diese  erfolgen  sollte,  darüber  enthielt 
der  Traktat  nichts,  ebenso  wenig  aber  etwas  über  die  Los- 
lösung Friedrichs  vom  Hanne  u.  a.  m.  Sicher  wird  man  es 
diesem  nicht  verdenken,  wenn  er  für  den  Schritt,  den  er 
durch  das  Beschwören  der  Redingungen  gethan  hatte,  auch 
seinerseits  vom  Papste  Entgegenkommen  verlangte.  Aber  auch 
dieser  wollte  Friedrich  nicht  lösen,  ehe  er  nicht  die  Länder 
der  Kirche  restituiert  hätte,  und  während  man  hierüber  noch 
verhandelte,  gab  die  lombardische  Frage  den  Ausschlag.  Der 
Papst  wollte  die  ganze  Entscheidung  auch  betreffs  der  Regalien 
haben,  denn  das,  was  er  bis  jetzt  erreicht  hatte,  gab  ihm  noch 
nicht  die  Möglichkeit,  eine  ihm  unbequeme  und  gefährliche 
Machtentfaltung  Friedrichs  in  Oberitalien,  wie  sie  dieser  auch 
wirklich,  wie  wir  sehen  werden,  beabsichtigte,  zu  verhindern. 
Dabei  kam  dem  Papst  sehr  zustatten,  dass  Friedrichs  Unter- 
händler jedes  Entgegenkommen  auch  in  der  Frage  der  Länder- 
restitution verweigerten , denn  es  wäre  ihm  nicht  möglich  ge- 
wesen, die  Verhandlungen  abzubrechen,  weil  der  Kaiser  sich 
mit  ihm  über  die  lombardische  Frage  nicht  einigen  konnte;  so 
aber  konnte  er  unter  der  Beschuldigung,  dass  Friedrich  das 
Beschworene  nicht  erfüllen  wolle,  ihm  den  Frieden  verweigern. 
Aber  Friedrich  wollte , wfas  er  einmal  erreicht  hatte , nicht 
wieder  aufgeben  und  lud  deshalb  den  Papst  zu  einer  Zusammen- 
kunft in  Narni,  damit  man  die  streitigen  Punkte  erledigen  könne. 
Dieser  ging  auch  zuerst  darauf  ein,  kam  aber  dann  nicht  selbst, 
sondern  bevollmächtigte  den  Cardinalbischof  Otto  von  Porto  *) 
zu  den  Verhandlungen  *).  Des  Kaisers  erstes  Bestreben  musste 
sein,  mit  diesem  Klarheit  in  die  streitigen  und  dunklen  Punkte 
zu  bringen,  die  der  Friedenstraktat  vom  März  bot;  er  übergab 

')  „multa  dubia  et  obscnra“  klagt  Friedrich  im  August  1344. 

*)  Früher  Cardinaldiakon  von  St.  Nicolaus. 

*)  Am  3.  Juni  zu  CittA  di  Castello,  H.  B.  VI,  19f(  extr. 
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deshalb  dem  Cardinal  seine  Vorschläge,  wie  namentlich  in  der 
lombardischen  Frage  eine  Einigung  herbeigeftthrt  werden 
könne  ').  Friedrich  erbot  sich  darin,  die  Entscheidung  des 
Papstes  auch  bezüglich  der  Regalien  anzuerkennen  unter  der 
Bedingung,  dass  derselbe  sich  schriftlich  verpflichte,  sein  Urteil 
dahin  zu  fällen,  dass  die  Lombarden,  wenn  nicht  die  nach  dem  Siege 
von  Cortenuova , so  doch  die  vor  demselben  im  November  1237 
gemachten  Anerbietungen  jetzt  erfüllen  sollten;  die  damals 
verweigerten  Geiseln  sollten  nach  dem  Ermessen  des  Papstes 
gestellt  werden,  die  anderen  Punkte,  betreffs  deren  man  sich 
nicht  hatte  einigen  können,  sollten  ebenfalls  dem  Gutdünken 
des  Papstes  überlassen  bleiben.  Die  Entscheidung  hätte  dieser 
spätestens  drei  Monate  nach  einem  den  Parteien  binnen  zwei 
Monaten  anzusetzenden  Termin  zu  fällen.  Für  den  Fall,  dass 
sich  der  Papst  zu  einer  solchen  schriftlichen  Verpflichtung 
nicht  verstehen  wollte,  suchte  Friedrich  auf  folgende  Weise 
einen  Vergleich  herbeizuftthren  . Entscheidung  der  lombardischen 
Frage  durch  den  Papst  und  die  Cardinäle  innerhalb  der  ange- 
gebenen Zeit  unter  der  Bedingung,  dass  vorher  alle  Bündnisse 
zwischen  dem  Papst  und  den  Lombarden  gelöst  würden,  — 
denn  sonst  könnte  der  Papst  nicht  Richter  sein  — , dass  der 
(’onstanzer  Friede  ausgeschlossen  bleibe,  da  bereits  die  Reichs- 
fürsten denselben  für  den  Reichsrechten  und  der  Reichsehre 
nachteilig  erklärt  hätten,  und  dass  er  zu  keiner  anderen  Sicher- 
stellung verpflichtet  werde , als  durch  seine  Söhne  und  die 
Reichsfürsten.  Falls  der  Papst  auch  das  verweigerte,  so  sollten 
vor  der  römischen  Curie  die  beiderseitigen  Machtboten  ver- 
handeln, bis  eine  Einigung  zustande  käme.  In  allen  Fällen 
aber  sollte  der  Kaiser  vorher  vom  Banne  gelöst  werden,  ehe 
die  Verhandlungen  mit  den  Lombarden  begönnen,  da  sich  diese 
Lösung  sonst  zu  lange  hinziehen  würde.  Ausserdem  bat  Frie- 
drich um  genaue  Präcision  aller  der  Pflichten,  die  er  in  dem 
Friedenstraktate  übernommen  hatte,  namentlich  bezüglich  der 
zu  leistenden  Genugthuung  (Erbauung  von  Hospitälern,  Geld- 
zahlungen u.  a.  m.)  und  der  Länderrestitution,  indem  er  ein 
nochmaliges  Abbrechen  der  Verhandlungen  aus  diesem  Grunde 


')  Dieselben  finden  sieh  im  Verteidigungsschreiben  des  Kaisers  vom 
August  1244.  H.  B.  VI,  215. 

t* 
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unmöglich  machen  wollte.  Auch  die  Rechte,  die  ihm  in  den 
restituierten  Ländern  blieben,  nämlich  Heeresfolge,  Parlament. 
Markt  und  Verpflegung  sollten  genau  festgestellt  werden,  damit 
ein  Wiederausbruch  der  Feindseligkeiten  in  Zukunft  vermieden 
werde.  Der  Papst  aber  war  nicht  zu  bewegen,  auf  diese  Vor- 
schläge einzugehen ; sein  Brief  an  den  Landgrafen  von  Thüringen 
vom  30.  April  1244  *)  zeigt  deutlich,  dass  er  schon  in  dieser 
Zeit  von  einem  Frieden  nichts  wissen  wollte,  womit  genau  sein 
Verhalten,  wie  es  Friedrich  schildert8),  übereinstimmt.  Er 
wollte  bedingungslose  Vollmacht  in  der  lombardischen  Frage 
haben,  da  er,  wie  oben  erwähnt,  eine  Machtveigrösserung  Frie- 
drichs in  der  Lombardei  — und  eine  solche  hätte  auch  dieser 
neue  Friedenstraktat  herbeigeffihrt  — nicht  dulden  konnte. 
Friedrich  aber  durfte  in  eine  bedingungslose  Unterwerfung 
unter  den  Papst  nicht  einwilligen;  erst  musste  er  sicher  sein, 
dass  der  Papst  ihn  absolvieren  würde  und  unter  welchen  Be- 
dingungen, denn  sonst  waren  die  Forderungen  des  Papstes  eine 
Schraube  ohne  Ende.  Als  Friedrich  sah,  dass  er  auch  so  nicht 
zum  Ziele  kommen  würde,  zeigte  er  sich  zu  noch  grösseren 
Zugeständnissen  bereit.  Er  wollte  zwei  bevollmächtigten  Car- 
dinälen  volle  Sicherheit  betreffs  der  zu  leistenden  Genugthnung 
geben,  damit  er  absolviert  werden  könne;  in  der  lombardischen 
Frage  solle  sich  der  Papst  eine  von  den  angebotenen  Formen 
auswählen,  da  er  vorläufig,  weil  nach  Beschluss  der  Fürsten 
der  Constanzer  Friede  nichtig  sei,  nicht  ohne  diese  zu  befragen 
etwas  anderes  bestimmen  könne;  doch  wolle  er  eine  Fürsten- 
versammlung berufen  und  nach  deren  Beschluss  gegebenen 
Falls  mehr  thun.  Ferner  bot  er  Restitution  des  Kirchengutes, 
wie  es  bei  seinem  Ausmarsch  aus  Deutschland  gewesen  sei.  und 
sofortige  Rückgabe  eines  Teiles  dieses  Gebietes,  falls  der  Papst 
sich  dazu  verstehe,  nach  Campanien  zu  gehen,  bis  alle  Differ- 
enzen beglichen  seien,  vorausgesetzt,  dass  in  demselben  vor  dem 
1.  März  1245  ein  kaiserfeindlicher  Statthalter  nicht  eingesetzt 
würde.  Der  Papst  willigte  zunächst  ein,  änderte  dann  aber 
seinen  Entschluss  und  zog  vor,  nach  Rieti  zu  gehen;  als  die 
Gesandten  des  Kaisers  aber  wieder  zu  ihm  gehen  wollten,  um 

l)  H.  B.  VI,  189. 

•)  H.  B.  VI,  918  nur!  219. 
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ihm  zu  melden,  dass  dieser  auch  damit  einverstanden  sei,  er- 
hielten sie  unterwegs  die  Nachricht,  dass  Innocenz  am  28.  Juni 
uach  Civita-Vecchia  und  von  da  nach  Genna  gegangen  sei  und 
so  eine  Beendigung  des  Friedensgeschäfts  vereitelt  habe1). 

Noch  einmal  wurden  im  März  1245  Verhandlungen  geführt 
und  noch  einmal  kam  man  auf  den  Punkt  sich  zu  einigen. 
Auf  seiner  Reise  zum  Papst  hatte  der  Patriarch  Albert  von 
Antiochia  vom  Kaiser  den  Auftrag  erhalten,  von  neuem  mit 
dem  Papste  anzuknttpfen.  Der  Kaiser  liess  seine  Bereitwillig- 
keit ausdrücken,  die  früheren  Friedensbedingungen  unverbrüch- 
lich zu  halten,  und  der  Papst  forderte  darauf  den  Patriarchen 
auf,  ausführlicher  über  den  Willen  des  Kaisers  zu  berichten*). 
Der  Kaiser  bot  wiederum  Unterwerfung  unter  den  Willen  des 
Papstes  au,  aber  unter  Ausschluss  des  Constanzer  Friedens 
und  forderte  Einschluss  seiner  Anhänger  in  den  Frieden.  Das 
letztere  lehnte  Innocenz  sogleich  ab,  als  nicht  in  dem  früheren 
Friedenstraktat  stehend,  erklärte  aber  zum  Frieden  bereit  zu 
sein  *)  falls  Friedrich  alle  Gefangenen  freiliesse  und  das  Land 
der  Kirche  restituiere,  so  dass  die  Kunde  davon  noch  vor  dem 
Concile,  das  am  3.  Januar  auf  den  24.  Juni  nach  Lyon  berufen 
war,  bei  ihm  einträfe,  sonst  müsste  er  nach  liecht  gegen  ihn 
verfahren.  Kurz  darauf*)  liess  er  Friedrich  durch  den  Patri- 
archen auffordern,  schnell  wegen  der  manifesta  offensa,  für 
die  er  exkommunieiert.  sei,  Genugthuung  zu  leisten,  für  die 
dubia  genügende  Sicherheit  zu  stellen,  damit  er  absolviert 
werden  könnte.  Friedrich  hatte  sich  schon  früher  dazu  bereit 


')  Dass  Friedrich  den  Papst  in  seiner  Sicherheit  tiedroht  hätte,  ist  eine 
Erfindung  papistisch  gesinnter  Quellen  (Nie.  de  Carbio  b.  Murntori  III,  1, 
692l ; der  Papst  selbst  sagt  in  seinen  Briefen  nichts  davon.  Nach  Nie.  de 
t'urbio  ist  es  auch  unzweifelhaft,  dass  der  Papst  die  letzten  Verhandlungen 
nur  geführt  hat,  um  den  Kaiser  zu  täuschen,  denn  er  liess  scheu  vor  den- 
selben seinen  Verwandten  Bojolns  mit  Genna  um  Schiffe  zur  Flucht  unter- 
handeln. 

*)  Vgl.  den  Brief  Innocenz’  IV  an  den  Patriarchen  vom  30.  April  1246. 
H.  B.  VI,  271. 

’)  Indessen  sieht  man  aus  dem  Briefe  selbst  deutlich,  wie  widerwillig 
Innocenz  auf  diese  neue  Vermittlung  eingegangen  ist.  Er  behandelte  das 
ganze  Friedensgeschäft  als  so  nebensächlich,  dass  er  cs  nicht  einmal  der 
Mühe  für  wert  hielt,  seinerseits  Boten  dazu  abzuordnen. 

*)  Am  ß.  Mai,  vgL  H.  B.  VI,  272. 
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erklärt,  aber  vom  Papste  verlangt,  dass  auch  er  ihm  Sicherheit 
gebe,  dass  die  Absolution  nach  Erfüllung  dieser  Bedingungen 
wirklich  erfolge.  Aber  trotzdem  man  bereits  so  weit  war, 
hatten  die  Verhandlungen  doch  keinen  Erfolg  und  konnteu 
keinen  haben,  denn  Friedrich  hielt  an  seinen  früheren  Bedin- 
gungen bezüglich  der  Lombardei  fest  und  wollte  die  Forde- 
rungen des  Papstes  nicht  ohne  Gegenleistung  erfüllen;  dazu 
kam  sein  Vorgeben  im  tuskischen  Patrimonium,  das  leicht  zu 
falschen  Deutungen  führen  konnte  ').  Friedrich  selbst  aber 
scheint  wie  früher  so  auch  jetzt  der  festen  Ueberzengung  ge- 
wesen zu  sein,  dass  die  Verhandlungen  zum  Abschluss  des 
Friedens  führen  würden ; um  so  grösser  war  daher  seine  Ueber- 
raschung,  als  er  Anfang  des  Juli  erfuhr,  dass  das  Gegenteil 
der  Fall  sei,  und  dass  der  Papst  ihn  absetzen  wolle.  Schnell 
eilte  er  am  8.  Juli  von  Verona  aus  nach  Westen,  aber  schon 
zu  Turin  erfuhr  er  die  am  17.  Juli  über  ihn  ausgesprochene 
Absetzung. 

Mit  diesem  Ereignisse  sind  wir  am  Ende  der  Beziehungen 
Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  angelangt.  Nach  der  Absetzung 
war  jede  Nachgiebigkeit  von  päpstlicher  Seite  ausgeschlossen, 
indessen  scheint  Friedrich  doch  noch  gehotft  zu  haben,  denn  er 
rief  die  Vennittelung  des  Königs  von  Frankreich  an  und  erbot 
sich  1240  dazu,  zeitlebens  in  das  heilige  Land  zu  gehen,  wenn 
seinem  Sohne  Conrad  das  Heich  bliebe,  aber  der  Papst  wies 
alles  zurück,  auch  das  Anerbieten  des  Kaisers,  sich  vor  einigen 
Kirchenfürsten  wegen  seines  Glaubens  zn  verteidigen:  er  wollte 
nur  Unterhandlungen,  wenn  Friedrich  mit  wenigen  Begleitern 
unbewatfuet  vor  ihm  erschiene.  Im  Jahre  1247  versuchte  der 
König  von  Frankreich  abermals  zn  vermitteln , jedoch  der 
Papst  wollte  weder  den  Kaiser  noch  einen  seiner  Söhne  auf 
dem  deutschen  Thron  haben  *),  und  daran  mussten  alle  Verhand- 
lungen scheiteln.  Die  Entzweiung  zwischen  beiden  Gewalten 
war  unversöhnlich  geworden,  es  war  nur  noch  ein  Kampf  auf 
Leben  und  Tod  möglich,  der  auch  alsbald  entbrannte  und  mit 
dem  endgiltigen  Triumph  des  Papsttums  endete. 

Blicken  wir  nun  zurück  und  vergegenwärtigen  wir  uns, 
was  wir  für  die  Frage : Welches  ist  der  eigentliche  Grund  zur 
~ >Tvgl.  R-  J-  V,  3466  a. 

’)  Vgl.  Innocenz'  Brief  au  >leu  Herrn  von  Faucigni,  H.  B.  VI,  531. 
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unversöhnlichen  Entzweiung  zwischen  Kaiser  und  Papst?“  ge- 
wonnen haben.  Wir  sahen,  dass  es  die  Entwickelung  des 
Kirchenstaates  und  die  Sicherheit  des  Papstes  auf  das  Aeusserste 
gefährdete,  wenn  der  Kaiser  im  Besitze  von  Unteritalien  auch 
noch  Herr  von  Uberitalien  winde.  Von  dem  Augenblicke  an, 
wo  die  Gefahr  nahe  lag,  dass  diese  politische  Combination  ein- 
trat, d.  h.  seit  dem  Jahre  1235 '),  wo  der  Kaiser  daran  ging, 
mit  Hilfe  der  deutschen  Fürsten  die  Lombarden  zum  Reiche 
zurückzubringen,  bemerkten  wir  auch  die  Thätigkeit  des  Papstes, 
die  dies  mit  aller  Macht  zu  verhindern  strebte. 

Die  schwierige  diplomatische  Lage,  in  welche  er  durch 
diese  Bestrebungen  geriet,  machte  es  für  ihn  zur  Notwendigkeit, 
andere  Wallen  gegen  den  Kaiser  in  die  Haud  zu  bekommen, 
die  er  denn  auch  in  den  kirchlichen  Verhältnissen  Sicilieus 
fand ; die  geschickte  Benutzung  derselben  schaffte  ihm  die  Frei- 
heit der  Bewegung,  die  er  brauchte,  um  dein  Kaiser  feindlich 
gegeuüberzutreten.  Die  Richtigkeit  dieser  unserer  Auffassung 
bestätigt  nichts  so  sehr  als  die  Friedensverhandlungen,  welche 
von  Friedrich  nach  dem  Jahre  1239  mit  Gregor  IX  und  mit 
Innocenz  IV  geführt  wurden.  Können  wir  auch  schon  aus  der 
genaueren  Betrachtung  der  einzelnen  Beschwerden  Gregors  IX 
und  aus  dessen  Hartnäckigkeit,  mit  der  er  alle  Entschuldigungen 
und  Versprechungen  Friedrichs  zurückwies,  schliessen,  dass  nicht 
die  Uebelstäude  in  Sicilien  allein  die  Haltung  des  Papstes  be- 
einflussten, so  wird  dies  erst  recht  bestätigt,  wenu  wir  den 
Punkt  suchen,  an  welchem  wieder  und  immer  wieder  die  Friedens- 
versuche scheiterten.  Als  solchen  finden  wir  nicht  die  sicili- 
scheu  Kirchenangelegeuheiten,  sondern  die  Frage:  „Wie  wird 
ein  geeignetes  Abkommen  über  die  Machtverteilung  in  der 
Lombardei  zu  treffen  sein“,  auf  welche  es  eine  Antwort,  die  der 
historischen  Entwickelung  und  den  Anforderungen  beider  Par- 
teien entsprach,  nicht  geben  konnte.  Hätte  es  sich  im  Gruude 
nur  um  die  sicilische  Frage  gehandelt,  so  wäre  man  sehr  bald 
zu  einer  Einigung  gelangt,  denn  gerade  dieser  Punkt  war  stets 
der  erste,  über  welchen  man  sich  einigte , nur  die  lombardische 
Angelegenheit  bot  unüberwindliche  Schwierigkeiten.  Besonders 


')  Im  Jahre  1226  war  es  noch  möglich  gewesen,  das  Zustandekommen 

hinansznschieben. 
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lehrreich  sind  in  dieser  Beziehung  die  Verhandlungen  der  Jahre 
1243  nnd  1244.  Friedrichs  Stieben  bei  denselben  ging  unver- 
kennbar darauf  hinaus,  einen  Frieden  zustande  zu  bringen, 
nicht  nur  für  den  Augenblick  nur  mit  dem  Papste,  sondern  eiuen 
solchen,  der  die  Angelegenheiten  in  Italien  in  einer  Weise  re- 
gelte, welche  Hoffnung  auf  dauernde  Beseitigung  der  Streitigkeiten 
gab.  Wir  sehen  dies  aus  den  Anerbietungen,  die  er  machte, 
aus  der  Zähigkeit,  mit  welcher  er  die  abgebrochenen  Verhand- 
lungen stets  wieder  erneuerte,  nicht  weil  seine  Lage  ihn  dazu 
zwang,  sondern  weil  er  es  als  widernatürlich  empfand,  dass  er 
mit  dem  Papste  im  Kampfe  lag.  und  weil  er  einsah.  dass  dieser 
nie  aufhören  werde,  ehe  nicht  eine  Einigung  zwischen  ihm  nnd 
der  Kirche  über  seine  Stellung  in  der  Lombardei  getroffen 
wäre.  Um  eine  solche  herbeizuführen,  machte  Friedrich  seine 
Vorschläge,  versuchte  er  nicht  auf  eine,  sondern  auf  vielfach 
verschiedene  Weise  den  Papst  zufriedenzustellen,  ging  er  bis 
an  die  äusserste  Grenze  der  Nachgiebigkeit.  Um  die  Vor- 
schläge bezüglich  der  Lombardei  drehten  sich  fast  ausschliess- 
lich die  Verhandlungen,  denn  über  die  anderen  Punkte,  nament- 
lich die,  wegen  deren  Friedrich  gebannt  war,  hatte  man  sich 
schnell  geeinigt.  Aber  so  viele  verschiedene  Formen  der  Lösung 
dieser  Schwierigkeiten  der  Kaiser  auch  vorschlug,  sie  genügten 
dem  Papste  doch  alle  nicht,  denn  alle  gewährten  dem  Kaiser 
zu  viele  Hechte  in  der  Lombardei,  was  jener  im  Interesse  seiner 
territorialen  Machtstellung  nicht  dulden  durfte,  während  Frie- 
drich wiederum  auf  eine  unbedingte  Unterwerfung  unter  die 
Entscheidung  des  Papstes,  die  ihn  der  Erfolge  eines  achtjährigen 
Krieges  beraubte,  weder  eingehen  kotinte  noch  wollte.  Und 
diese  Betonung  der  lombardischen  Frage  durch  den  Papst  in 
dieser  Zeit  beweist  deutlich,  dass  auch  schon  vor  dem  Jahre 
1239  die  Rücksichten  darauf  für  das  Verhalten  desselben  mass- 
gebend gewesen  sind,  und  dass  die  Gründe,  welche  für  die 
Exkommunikation  Friedrichs  in  der  Bannbulle  anfgezählt  werden, 
nichts  sind,  als  ein  Versuch  des  Papstes  sein  Vorgehen  zu  be- 
mänteln, da  er  sich  mit  den  wahren  Beweggründen  vor  das 
Forum  der  Üeffentlichkeit  nicht  stellen  durfte. 

Dies  leitet  uns  über  zur  Beantwortung  der  Rechtsfrage. 
Je  mehr  wir  da  überzeugt  sind,  dass  die  ganze  Entzweiung 
von  der  lombardischen  Frage  ausging,  desto  ungünstiger  für 
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das  Papsttum  wird  unser  Urteil  lauten.  Der  Papst  ist  es 
gewesen,  der  durch  seine  Einmischung  in  rein  welt- 
liche Angelegenheiten  einen  Kampf  entfacht  hat,  der 
zuletzt  zum  Vernichtungskampf  wurde;  er  ist  es  ge- 
wesen. der  in  diesem  Kampfe  die  Rolle  des  Angreifers 
spielte.  Friedrichs  Verhalten  war  von  Anfang  an  versöhnlich 
und  namentlich  ängstlich  darauf  gerichtet,  jeden  (’onflikt  mit 
dem  Papste  zn  vermeiden,  wie  wir  dies  an  seinen  Bemühungen 
sehen,  die  päpstlichen  Beschuldigungen  zn  entkräften:  als  der 
Kampf  nicht  zu  vermeiden  gewesen  war.  war  er  doch  stets  be- 
reit, sobald  sich  die  geringste  Hoffnung  auf  Frieden  zeigte, 
die  Feindseligkeiten  gegen  den  Papst  einzustellen  und  er  gab 
sich  stets  die  grösste  Mühe,  die  Forderungen  des  Papstes  mit 
den  «einigen  in  Einklang  zu  bringen  durch  äusserste  Nach- 
giebigkeit; dass  es  ihm  trotzdem  nicht  gelang,  eine  Einigung 
herbeizuführen,  dass  die  päpstlichen  Forderungen  w-eiter  gingen, 
als  sich  mit  seiner  und  des  Reiches  Ehre  vertrug,  darf  nicht 
ihm  zur  Last  gelegt  werden. 

Allerdings  darf  dabei  auch  nicht  vergessen  werden,  dass 
die  Päpste,  die  Friedrich  gegenübergestanden,  namentlich  aber 
Gregor  IX,  nicht  die  ganze  Verantwortung  für  ihr  Verhalten 
zu  tragen  haben.  Ihre  Politik  war  beeinflusst  durch  Verhält- 
nisse, die  nicht  sie  selbst  geschaffen  hatten,  sie  war  zunächst 
nur  eine  Consequenz  der  politischen  Lage,  wie  sie  Innocenz  III 
auf  der  Halbinsel  begründete.  Es  ist  naturgemäss,  dass  die 
Nachfolger  und  Erben  der  Politik  desselben  sich  mit  aller  Macht 
gegen  eine  Veränderung  dieser  Verhältnisse  wehrten,  und  dass 
sie  den  von  ihrem  Standpunkte  aus  historisch  berechtigten  In- 
teressen Geltung  zu  verschaffen  suchten.  Jedoch  muss  man 
sagen , dass  sie  in  diesem  Versuche  zu  weit  gegangen  sind. 
Sobald  einmal  klar  war,  dass  Friedrich  auf  seine  Rechte  und 
auf  die  im  Kriege  errungenen  Erfolge  nicht  verzichten  wdirde, 
da  begannen  sie  in  Friedrich  das  Kaisertum,  die  weltliche 
Macht  zu  bekämpfen,  und  es  wurde  für  sie  der  Streit  das  letzte 
Glied  in  der  langen  Reihe  von  Kämpfen,  welche  seit  mehreren 
Jahrhunderten  zwischen  den  beiden  höchsten  Gewalten  der 
Christenheit  geführt  worden  waren.  Beweisend  dafür  ist  auch, 
dass  Innocenz  IV  nur  sehr  widerwillig  an  neue  Verhandlungen 
herantrat,  und  dass  er  schon  während  der  Hauptverhandlungen 
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des  Jahres  1244  darauf  sann,  sich  durch  die  Flucht  dem  Friedens- 
schluss zu  entziehen  und  ausserhalb  Italiens  die  persönliche 
Sicherheit  zu  suchen,  die  er  zu  seinem  letzten  Schritt  benötigte, 
während  er  Friedrich  durch  scheinbares  Eingehen  auf  dessen 
Vorschläge  in  Sicherheit  zu  wiegen  suchte.  Friedrich  dagegen 
führte  nicht  Krieg  gegen  die  geistliche  Gewalt,  nicht  gegen 
die  Kirche,  sondern  gegen  den  einen  Papst,  soweit  ihm  dieser 
als  weltlicher  Gegner  gegenüberstand.  Erst  durch  seine  Ab- 
setzung wurde  er  überzeugt,  dass  bei  einem  solchen  Kampfe 
auf  Leben  und  Tod  auch  die  Institutionen,  die  von  beiden  Par- 
teien vertreten  wurden,  in  den  Kampf  hineingezogen  werden 
mussten.  Der  Sieg,  den  das  Papsttum  hier  errang,  musste  not- 
wendig auch  den  Untergang  des  Gegners,  das  Unterliegen  des 
Kaisertums,  herbeiführen,  mit  dem  das  letzte  Bollwerk  sank, 
das  die  abendländische  Welt  vor  der  gänzlicheu  Abhängigkeit 
vom  Papsttum  bewahrt  hatte.  Das  päpstliche  Bevormundungs- 
system, das  diese  seit  Gregor  VII  auf  alles  anszudelmen  ver- 
sucht hatten,  war  endlich  doch  durchgedrungen. 
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Die  Beschwerden  Gregors  IX 

von  1236,  1238,  1239. 


Beschwerden  des  Papstes  über  Eingriffe  in  Sicilien  sind 
vereinzelt  schon  seit  dem  Jahre  1221  vorhanden1),  und  zwar 
handelt  es  sich  dabei  um  die  Bischofswahlen  und  die  dem  Kaiser 
dabei  garantierten  Rechte.  Der  Papst  beklagte  sich  am 
21.  August  1221,  dass  Friedrich  seine  Hände  nach  den  Bischofs- 
wahlen ausstrecke,  indem  er  zu  den  schlechten  Gebräuchen  seiner 
Vorfahren  zurückkehre,  welche  er  doch  abgeschworen  habe;  er 
forderte  ihn  auf,  dieselben  abzustellen.  Friedrich  benutzte  aber 
sein  Recht,  die  gewählten  Bischöfe  zu  verweilen,  und  so  blieben 
denn  mehrere  Bistümer  frei,  bis  sie  der  Papst  kurz  entschlossen 
besetzte  (25.  September  1225).  Er  ging  damit  allerdings  über 
seine  Competenz  hinaus,  die  ihm  nur  gestattete,  nach  der 
königlichen  Bestätigung  die  l'onsekration  an  dem  Ge- 
wählten zu  vollziehen,  indessen  mag  hier  die  Notlage,  die  durch 
die  mehrjährige  Vakanz  geschaffen  wurde,  diesen  eigenmäch- 
tigen Schritt  entschuldigen , wie  denn  auch  Friedrich  selbst 
sich  schliesslich  zufrieden  gab.  Andere  Uebelstände  mussten 
dem  Papste  in  der  Folgezeit  zur  Verstärkung  seiner  Exkommuni- 
kationsgründe dienen,  als  der  Bann  des  Jahres  1227  durch 
Friedrichs  Kreuzzug  hinfällig  wurde  *).  Es  werden  da  haupt- 
sächlich folgende  Punkte  geltend  gemacht: 

l)  Vgl.  die  Briefe  Honorins’  III  vom  21.  August  1221  (R.  178),  vom 
27.  Juni  1223  (R.  232)  und  vom  25.  September  1226  (R.  283). 

*)  März  1228  vgl.  oben  S.  14. 
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1)  Friedrich  lasse  den  Erzbischof  von  Tarent  sein  Amt 
nicht  versehen. 

2)  Friedrich  habe  die  Templer  und  Hospitaliter  ihrer  Güter 
im  Königreich  beraubt. 

Diese  Beschuldigung  kehrt  später  noch  öfter  wieder,  und 
Friedrich  antwortete  im  Jahre  12H8  ausführlich  auf  dieselbe. 
So  viel  wir  aus  dieser  Antwort  entnehmen  können,  handelte,  es 
sich  hier  um  die  Einziehung  derjenigen  Güter,  die  dem  Orden 
nicht  eigentümlich  gehörten,  d.  h.  die  er  nicht  schon  zur  Zeit 
Wilhelms  II  besessen  hatte  '). 

3)  Friedrich  habe  den  Vertrag  mit  den  Grafen  von  Celano 
und  von  A versa  nicht  eingehalten,  für  den  sich  die  Kirche 
verbürgt  hatte. 

Diese  beiden  Grafen  hatten  im  Jahre  1226  einen  Aufstand 
erregt,  den  Friedrich  nach  langen  Kämpfen  endlich  gedämpft 
hatte.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  dieselben  jede  Gelegenheit 
benutzten,  um  Unruhen  zu  stiften,  wie  denn  auch  kurze  Zeit 
darauf  Haynald  von  Spoleto  als  kaiserlicher  Legat  sich  niit 
ihrer  Bekämpfung  beschäftigen  musste.  Bei  unserem  Mangel 
an  Nachrichten  können  wir  natürlich  nicht  sagen,  auf  welcher 
Seite  hier  die  erste  Friedensverletzung  lag. 

4)  Friedrich  habe  den  Grafen  Koger,  der  als  Kreuzfahrer 
unter  apostolischem  Schutze  stand,  seiner  Grafschaft  be- 
raubt, seinen  Sohn  gefangen  gesetzt  und  trotz  aller  Auf- 
forderungen des  Papstes  nicht  wieder  herausgegebeu. 

Der  Friede  von  San  Germano  1230  brachte  auch  für  diese 
Thaten  Friedrichs  die  Sühne,  indem  dieser  sich  bereit  erklärte, 
die  Uebelstände  abzustelleu.  Aber  nicht  lange  darauf  finden 
wir  bereits  neue  Klagen  des  Papstes*),  zuerst  vereinzelt,  danu 
aber  plötzlich  in  geschlossener  Masse.  Wie  dies  mit  den  poli- 


*)  Vgl.  unten  p.  69  uu<l  Winkel  um  nn,  Friedrich  II,  II  p.  104. 

’)  Am  8.  Mürz  1231  (R.  434  p.  350)  über  Uebergriffe  der  kaiserlichen 
Beamten  gegen  die  Bewohner  von  Esculum. 

Am  3.  December  1232  (R.  494  p.  398)  über  die  Sarazenen,  die  die  Kirche 
in  Fojano  zerstört  hatten. 

Am  15.  Jnli  1233  (R.  550  p.  444)  darüber,  dass  Friedrich  einige  Leute, 
welche  ihn  beleidigt  hatten,  als  Ketzer  hatte  hinrichten  lassen. 

Dazwischen  R.  425,  428,  431,  439,  442.  450  Ermahnungen  an  Friedrich, 
den  Templern  und  Hospitalitern  ihr  Eigentum  znrtlckzngeben. 
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tischen  Ereignissen  Zusammenhang,  ist  oben  gezeigt  worden. 
Die  erste  grössere  Masse  von  Beschuldigungen  ist  die  im  Briefe 
vom  29.  Februar  1236 '),  welcher  dann  unmittelbar  die  von 
Rodenberg  zuerst  herausgegebene  „series  gravaminum  ecclesiae 
contra  Friderioum“  folgt,  die  im  August  1236  dem  Bischof  von 
Praeneste  übersandt  wurde8). 

Eine  Verteidigung  gegen  den  Brief  vom  29.  Februar  ver- 
suchte der  Kaiser  am  16.  April,  gegen  die  series  gravaminum 
in  sehr  wirksamer  Weise  am  20.  September.  Infolge  derselben 
fiel  fast  die  Hälfte  der  Klagepunkte  fort,  die  übrigen  traten 
geordnet  und  neu  redigiert  im  Oktober  1238  in  dem  Verhör 
wieder  auf,  welches  die  Bischöfe  von  Würzburg,  Worms,  Ver- 
celli  und  Parma  mit  dem  Kaiser  anzustellen  hatten3).  Auch 
hier  besitzen  wir  eine  Verteidigung  Friedrichs,  wie  sie  uns, 
wahrscheinlich  nach  dem  Protokoll,  in  dem  Briefe  der  genannten 
Bischöfe  enthalten  ist4).  Auf  die  in  der  Exkommunikations- 
bulle von  1239 ä)  angeführten  Klagepunkte  hat  Friedrich  eine 
Verteidigung  nicht  mehr  versucht. 

Gehen  wir  nunmehr  die  einzelnen  Beschuldigungen  und 
ihre  Entwickelung  in  den  verschiedenen  Stadien  der  Feind- 
schaft der  Reihe  nach  durch. 

Die  erste  Beschuldigung  des  Papstes  vom  29.  Februar, 
die  auch  den  Anfang  der  series  gravaminum  vom  August  bil- 
dete, lautete  dahin,  dass  durch  die  kaiserlichen  Beamten  die 
Kirchen  im  Königreich  Sicilien  ihres  Freiheitsprivilegs  und  der 
Güter,  die  zu  heiligen  Zweckeu  bestimmt  seien,  beraubt  würden. 
Friedrich  machte  dagegen  mit  Recht  geltend,  dass  er  so  allge- 
mein gehaltene  Klagen  nicht  untersuchen  oder  abstellen  könne ; 
er  könne  ebenso  allgemein  darauf  antworten,  dass  er  davon 
gar  nichts  wisse,  es  müsste  denn  sein,  dass  der  Papst  die 

*)  E.  676  p.  574.  Es  sind  liier  die  Punkte  1 bis  7 und  9 bis  14  der 
series  vom  August  aufgefilhrt. 

*)  Vgl.  R.  695  p.  592  und  700  p.  596.  Da  diese  den  Hauptbestandteil 
der  Klagen  des  Papstes  bildet,  und  alle  früheren  und  späteren,  ausser  in  der 
Anzahl  der  Klagepuukte  nur  geringe  Abweichungen  enthalten,  so  lege  ich 
dieselbe  der  vergleichenden  Uebersicht,  die  ich  folgen  lasse,  zu  Grunde.  S.  die 
Anlage. 

*)  Vgl.  oben  p.  35. 

4)  H.  B.  V,  249  ff. 

*)  H.  B.  V,  286  fl. 
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Wahrung  königlicher  Rechte  ein  Unrecht  nenne.  Er  trete 
niemandem  zu  nahe,  wenn  er  die  vom  Reiche  abgekommenen 
Besitzungen  zurüekverlatige , oder  wenn  er  mit  Kirchen  einen 
Gütertausch  vornehme. 

Ferner  wurde  Friedrich  zur  Last  gelegt,  dass  Prälaten  ge- 
fangen oder  gezwungen  würden,  in  die  Verbannung  zu  gehen. 
Auch  dies  leugnete  er  1236  geradezu,  während  er  1238  näher 
auf  die  Sache  einging.  Allerdings  seien  von  seinen  Beamten 
einige  Geistliche  gefangen  gesetzt  worden , aber  nur,  damit  sie 
wegen  ihrer  Verbrechen  dem  geistlichen  Gericht  übergeben 
werden  könnten;  einige  andere  seien  wegen  Majestätsverbrechens 
verbannt  worden.  Dass  Geistliche  getötet  seien,  wras  ihm  1238 
zur  Last  gelegt  worden  war,  wisse  er,  aber  es  seien  dies  der 
Bischof  von  Venosa  und  ein  Mönch  aus  dem  Kloster  St.  Vincenz. 
die  beide  von  Mönchen  ermordet  seien;  dies  komme  nur  von 
der  Straflosigkeit  der  Geistlichen,  denn  in  beiden  Fällen  sei 
eine  kanonische  Strafe  nicht  erfolgt.  Dass  Friedrich  hier  um 
die  eigentliche  Verteidigung  herumgeht,  ist  unverkennbar,  er 
hat  offenbar  kein  gutes  Gewissen.  Auch  dem  Papste  erschien 
die  Verteidigung  nicht  ausreichend,  denn  er  wiederholte  seine 
Beschuldigung  in  der  Exkommunikationsbulle  von  1239. 

Eine  weitere  Beschuldigung  war  die,  dass  Friedrich  Ab- 
gaben von  der  Geistlichkeit  erhebe  gegen  die  Bestimmungen 
des  Friedens  von  San  Germano.  Indessen  hatte  Friedrich 
durchaus  nicht  in  die  damals  bewilligte  Steuerfreiheit  seine 
Sonderrechte  an  die  einzelnen  Kirchen  eingeschlossen  und,  wie 
er  mit  Recht  1236  wie  1238  betonte,  erstreckten  sich  diese 
Abgaben  der  Kirche  nur  auf  die  weltlichen  Lehen  derselben. 
Jedoch  werden  wir,  so  offenbar  er  gerade  hierin  Recht  hat. 
die  Berechtigung  der  päpstlichen  Klagen  anerkennen  müssen. 
Uebergriffe  der  Beamten  konnten  im  Steuerwesen  gar  nicht 
vermieden  werden,  wie  Friedrich  selber  gesteht1),  und  so  ist 
wohl  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  gegeu  Geistliche  zuweilen 
in  dieser  Beziehung  ungerecht  verfahren  ist.  Gregor  benutzte 
natürlich  auch  diesen  Punkt  im  Jahre  1239,  indem  er  noch  be- 


*)  H.  B.  V,  278  „dum  contra  sorenitatis  nostrae  mandatum  . . . grarati 

sunt  panperes". 
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sonders  hinzufügt,  dass  Friedrich  selbst  sich  solche  Uebergriffe 
erlaubte  ‘). 

Ferner  wird  Friedrich  beschuldigt,  eine  Besetzung  vakanter 
geistlicher  Stellen  nicht  zu  gestatten.  Er  lmmerkt  dagegen, 
dass  er  es  für  besser  halte,  wenn  eine  Kirche  zeitweilig  unbe- 
setzt bleibe,  als  wenn  sie  in  der  Hand  eines  Widersachers 
ihm  für  immer  Schaden  zufüge.  Gegen  den  allgemeinen  Vor- 
wurf, dass  er  sich  Eingriffe  in  die  Besetzung  geistlicher 
Stellen  zu  Schulden  kommen  lasse,  der  im  Februar  1236  gegen 
ihn  selbst,  später  gegen  seine  Beamten  gerichtet  ist,  verteidigt 
sich  Friedrich  damit,  dass  er  nur  die  Rechte  geltend  mache, 
die  schon  seine  Vorfahren  ausgeübt  hätten,  obgleich  diese  doch 
bei  weitem  nicht  so  mächtig  waren,  als  er,  und  dass  er  sich 
diese  Rechte  nicht  nehmen  lassen  könne.  Auch  forderte  er  im 
September  1236  den  Papst  auf,  ihm  diejenigen  seiner  Beamten 
namhaft  zu  machen,  welche  die  Rektoren  der  Kirche  ein-  und 
absetzten,  damit  er  dieselben  gebührend  bestrafen  könne;  be- 
reits im  April  hatte  er  betont,  dass  er  deswegen  oft  Briefe  an 
seine  Beamten  gesendet  und  noch  zuletzt  den  Deutschordens- 
meister beauftragt  habe,  denselben  dahingehende  Verbote  zu 
erteilen.  Auf  die  Beschuldigung,  dass  infolge  der  beregten 
Uebelstände  ein  Cleriker  zwölf  geistliche  Stellen  inne  habe, 
geht  Friedrich  nicht  weiter  ein,  auch  wiederholt  der  Papst  die- 
selben später  nicht  mehr. 

Betreffs  des  nennten  Punktes,  dass  durch  die  Bedrückung 
der  Beamten  die  Predigt  gehindert  werde,  bemerkt  Friedrich, 
dass  er  solches  Vorgehen  verabscheue  und  strafen  wolle,  doch 
sei  dabei  zu  beachten,  dass  unter  dem  Scheine  des  Erlaubten 
Unerlaubtes  getrieben  würde,  indem  die  Prediger  die  Güter 
von  Getreuen  an  sich  zögen.  So  habe  es  der  Bruder  Johannes 
gemacht,  der  sich  dux  von  Verona  und  rector  perpetuus  in 
seinen  Briefen  genannt  habe,  ähnlich  auch  ein  Mönch  in  Apu- 
lien, und  dies  habe  er  zu  hindern  befohlen.  Diese  Verteidigung 
muss  wohl  gewirkt  haben , denn  im  Jahre  1238  finden  wir 
diesen  Punkt  nur  leise  gestreift,  indem  der  Papst  als  Folge 
der  Kirchenvakanzen  hervorhebt,  dass  der  Glaube  da  Gefahr 
laufe,  wo  kein  Hirte  sei,  der  predige. 

')  per  ipsum  extorqueutur. 
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Die  beiden  folgenden  Beschwerden  betreffen  Missstände, 
welche  die  Sarazenen  in  Apulien  verursachten.  Die  Zerstörung 
einer  Kirche  erklärt  Friedrich  für  ein  Märchen  und  beteuert, 
dass  er  davon  keine  Kenntniss  gehabt,  habe;  dagegen  aber 
spricht,  dass  ihm  der  Papst  selbst  am  2.  Dezember  1232  ge- 
schrieben hatte,  dass  die  Kirche  in  Bagno  Fojetano  von  den 
Sarazenen  zerstört  sei.  Ebenso  erklärt  der  Kaiser  es  für  un- 
wahr. dass  die  Christen  der  Herrschaft  der  Heiden  unterworfen 
seien,  im  Gegenteil  bekehrten  sich  immer  mehr  von  den  Heiden 
zum  Christentum;  bereits  der  dritte  Teil  sei  bekehrt,  und 
Hoffnung  vorhanden,  dass  die  übrigen  bald  nachfolgen  würden. 
Der  Punkt  kehrt  später  nicht  wieder. 

In  den  nächsten  drei  Paukten  (12 — 14)  führt  der  Papst 
Klage  über  Verletzungen  des  Friedens  von  San  Germauo,  die 
an  Anhängern  der  Kirche  begangen  würden.  Friedrich  bestreitet 
die  Wahrheit  dieser  Beschuldigung  bereits  im  April  1236  und 
beruft  sich  darauf,  dass  die  Städte,  welche  dem  Papste  Unter- 
stützung geleistet  hätten,  jetzt  ruhig  und  ungestört  unter  seinem 
Regimente  sich  wohl  befänden.  Er  habe  dem  Papst  nicht  eher 
darüber  schreiben  wollen,  als  bis  er  durch  strenge  Untersuchung 
und  Bestrafung  der  Uebelthäter  seine  Unschuld  in  dieser  Be- 
ziehung erwiesen  hätte.  Dennoch  kehrte  die  Beschuldigung 
im  Jahre  1238  wieder.  Damals  machte  Friedrich  geltend,  dass 
die  päpstlichen  Anhänger  ruhig  im  Königreiche  lebten,  ausge- 
nommen etwa  solche,  die  Beamtenstellen  inne  gehabt  hätten, 
jetzt  aber  die  Rechnungslegung  fürchteten.  Auch  diesen  stehe 
die  Rückkehr  frei,  sobald  sie  Rechenschaft  ablegen  wollten. 

Die  nächste  Beschuldigung,  dass  er  den  Einwohnern  von 
Benevent  nicht  Gerechtigkeit  widerfahren  lasse,  modificiert  der 
Kaiser  dahin,  dass  er  gegen  dieselben  nur  sein  Recht  geltend 
mache,  wie  es  durch  genaue  Untersuchung  seiner  Getreuen  fest- 
gestellt sei. 

Betreffs  des  Grafen  von  Toulouse  bemerkt  Friedrich,  dass 
er  nicht  einsehe,  warum  er  von  demselben  deshalb,  weil  er  ge- 
bannt sei,  nicht  die  Leistungen  für  seine  Lehen  fordern  solle, 
denn  die  Exkommunikation  solle  doch  niemandem  Abgabenfrei- 
heit verschaffen.  Die  Beschuldigung  kehrt  später  infolge  dieser 
unwiderleglichen  Argumentation  nicht  wieder. 
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Dem  Archidiakou  Alatrin  verspricht  der  Kaiser  alles,  was 
ihm  genommen  ist,  wiederzuerstatten,  während  er  den 
Magister  Johann  von  San  öermano  gar  nicht  erwähnt.  Den 
Umstand,  dass  wir  diesen  Punkt  später  nicht  wiederfinden, 
dürfen  wir  vielleicht  nicht  mit  Unrecht  dahin  deuten,  dass  der 
Kaiser  sein  Versprechen  getreulich  erfüllt  hat. 

Auf  die  Beschuldigung,  «lass  er  <lie  Kirche  zu  S«>ra  nicht 
wiederherzustellen  gestatte,  antwortete  Friedrich  1236,  dass  er 
Sora  nach  Recht  zerstört  habe,  und  dass  er  deshalb  einen 
Wiederaufbau  nicht  gestatte  zur  Warnung  für  alle  Verräter. 
Diese  Antwort  genügte,  dem  Papste  natürlich  nicht,  und  er 
brachte  im  Jahre  1238  die  Sache  wieder  vor.  Diesmal  erlaubte 
Friedrich,  dass  die  Kirchen  zwar  wiederhergestellt  würden,  die 
Stadt  selbst  aber,  wenigstens  bei  seinen  Lebzeiten,  nicht  wieder- 
aufgebaut werden  sollte.  Aber  auch  damit  gab  der  Papst  sich 
nicht  zufrieden,  weshalb  wir  denn  in  der  Exkommunikations- 
bulle die  Sache  wiedererwähnt  finden. 

Die  Burg  von  Monreale,  so  verteidigt  sich  Friedrich  gegen 
den  neunzehnten  Punkt , sei  auf  Bitten  der  Mönche  zerstört, 
weil  sie  von  denselben  gegen  die  Sarazenen  nicht  gehalten 
werden  konnte.  Von  den  Gütern  in  «1er  Kirche  daselbst  , «lie 
derselben  genommen  seien,  behauptete  er  nichts  zu  wissen, 
doch  wollte  er  alles  zurückerstatten  lassen,  sowie  ihm  etwas 
davon  zu  Ohren  käme.  Die  erste  Beschuldigung  kehrt  nicht 
wieder,  wohl  aber  die  letztere,  sowohl  1238  wie  1239. 

Die  nunmehr  folgenden  neun  Nummern,  «lie  in  den  späteren 
Listen  in  eine  zusammengefasst  sind,  betreffen  Hebelgriffe  des 
Kaisers  gegen  die  Güter  einzelner  Kirchen.  Indem  Friedrich 
zuerst  1236  im  allgemeinen  auf  die  ihm  gemachten  Vorwürfe 
einging,  behauptete  er,  dass  nach  seinem  Wissen  den  Kirchen 
kein  Unrecht  geschehen  sei,  denn  es  sei  ihm  doch  erlaubt,  mit 
denselben  Gütervertauschungen  vorzunehmeu : wen«  aber  es 
wirklich  vorgekommen  sein  sollte,  dass  die  Kirchen  im  Nach- 
teil geblieben  seien,  so  wolle  er  gern  diesen  Fehler  seiner  Be- 
amten wieder  gutmachen.  Als  der  Vorwurf  im  Jahre  1238 
wiederkehrte,  verteidigte  er  sich  ausführlicher  gegen  denselben. 
Er  habe  auf  die  Klagen  des  Papstes  seinen  Magister  Johannes 
de  Tocco  in  das  Königreich  gesendet,  um  Untersuchungen  an- 
zustellen. Die  Massregelu  desselben  hätten  den  Beifall  des 

Köhler,  das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit.  5 
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Papstes  gefunden,  doch  habe  er  noch  nicht  alle  Provinzen  durch- 
reisen können.  Die  Burg  von  (’efaln  habe  er  inne,  wie  schon 
seine  Vorfahren;  dem  jetzigen  Bischof  enthalte  er  sie  noch 
aus  besonderen  Gründen  vor.  denn  derselbe  sei  ein  Falscher 
und  Mörder.  Aus  Catanea  habe  er  nur  Leute  seines  Doma- 
niums  zurückberufen  *),  mit  den  Kirchen  von  Melazzo,  San  Eufe- 
mia  und  Torre  maggiore  nur  Gfifertansche  gemacht.  Er  fügt 
1236  hinzu  , dass  sich  bei  solchen  Gütertauschen  die  Kirchen 
wohl  eine  kleine  Benachteiligung  gefallen  lassen  könuten. 
ohne  gleich  über  Rechtsverletzung  zu  klagen,  denn  dieselben 
verdankten  ihm  und  seinen  Vorfahren  doch  alles.  Ans  diesem 
Grunde  hält  er  auch  die  Klagen  der  Cistereienser  für  unge- 
rechtfertigt. denn  dafür,  dass  er  ihnen  alle  Privilegien  bestätigt 
habe,  könnten  sie  sich  auch  beim  Bau  seiner  Häuser  gefällig 
erzeigen,  zumal  er  von  solchen  Geistlichen,  die  kein  Lehen  von 
ihm  hätten,  derartige  Dienste  nur  bittweise  verlange.  Die 
letzte  Klage  kehrt  auch  1238  nicht  wieder,  stellt  aber  1239 
unter  den  Exkommnnikationsgründen. 

Die  nächste  Beschuldigung,  dass  fast  alle  Kirchen  ihrer 
Besitzungen  beraubt  seien,  ist  ebenso  allgemein  gehalten,  wie 
die  ersten,  weshalb  sich  auch  Friedrich  gegen  dieselbe  nicht 
besonders  verteidigte,  sie  kehrt  auch  in  den  späteren  Jahren 
nicht  wieder.  Das  gleiche  gilt  von  dem  32.  Klagepunkte. 

Der  nächste  Punkt  gab  Friedrich  Veranlassung,  nach  lib.  1 
tit.  IV  seiner  Constitutionen11)  den  Papst  eines  Sakrilegs  zu 
beschuldigen,  weil  er  seine  Regierungshandlungen  bekrittele 
und  diejenigen,  die  der  Kaiser  zu  Bischöfen  erwähle,  als  un- 
tauglich bezeichne;  es  müsste  denn  sein,  dass  der  Papst  je- 
manden untüchtig  nenne,  weil  er  treu  an  seinem  Herrscher 
hänge. 

Die  Beschuldigung,  dass  die  Geistlichen  durch  die  Consti- 
tutionen*) verhindert  würden,  gegen  die  Wucherer  mit  Kirchen- 
strafen vorzugehen,  wies  Friedrich  schon  im  Jahre  1236  ent- 
schieden zurück,  mit  dem  Bemerken,  dass  es  ihm  sehr  uuan- 

*)  Dadurch  dass  Friedrich  hier  von  homines  spricht,  sowie  durch  die 
entsprechende  Beschuldigung  in  der  seriös  gravamiuuiu  von  12116  wird  wohl 
die  Lesart  bumiuibus,  die  11.  B.  (V,  250)  ffir  schlecht  hielt,  genügend  bestätigt. 

•)  H.  B.  IV,  9. 

a)  Lib.  I tit.  VI. 
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genehm  sei,  wenn  seine  Beamten  die  Geistlichen  daran  hinderten, 
denn  ihm  sei  es  sehr  lieb,  wenn  zu  den  weltlichen  auch  noch 
ewige  Strafen  kämen.  Als  der  Vorwurf  im  Jahre  1238  wieder- 
holt wurde,  fügte  er  noch  hinzu,  dass  ja  die  Constitutionen 
in  Gegenwart  der  Geistlichen  zustande  gekommen  seien  und 
ihnen  den  Mut  nicht  nähmen,  mit  Kirchenstrafen  vorzugehen. 
In  der  Exkommunikationsbnlle  linden  wir  den  Punkt  nicht. 

Was  den  Bischof  von  Gerace  anbetretfe,  so  habe  er  ihn, 
der  nicht  Trabant  seines  Kämmerers,  sondern  Notar  seiner 
Kammer  gewesen  sei.  gern  anerkannt:  wenn  bei  desen  Conse- 
kration  etwas  versehen  sei,  so  solle  der  Papst  seine  Befugnisse 
gegen  den  approbans  und  den  approbatus  geltend  machen,  doch 
wolle  er  dabei  sein  königliches  Recht  an  den  Temporalien  ge- 
wahrt wissen.  Da  wir  über  die  Vorgänge  im  einzelnen  nicht, 
unterrichtet  sind,  so  können  wir  über  die  Berechtigung  der 
päpstlichen  Klage  kein  Urteil  fallen,  doch  wird  dieselbe  nicht 
sehr  begründet  gewesen  sein,  denn  wir  finden  dieselbe  später 
nicht  wieder. 

Die  nächsten  beiden  Beschuldigungen,  dass  14  Cleriker 
ans  Aversa  vertrieben  und  ihre  Pfarren  einem  Trabanten  des 
Johannes  de  Lauro  gegeben  seien,  und  dass  in  vakanten  Bis- 
tümern auf  kaiserlichen  Befehl  erste  und  zweite  Vakanzen  ver- 
geben würden,  erwähnt  Friedrich  in  seiner  Verteidigung  gar 
nicht,  auch  kehren  dieselben  später  nicht  wieder. 

Dass  er  einigen  Kirchen  ihre  Juden  genommen,  weist  er 
zurück:  die  Juden  seien  im  Königreich  seine  specielleu  Unter- 
thanon,  doch  habe  er.  wenn  eine  Kirche  ein  besseres  Recht 
auf  solche  geltend  gemacht  habe,  ihr  dieselben  gelassen. 

Das  Verbot  in  den  Constitutionen '),  dass  kein  Bischof 
öffentliche  Notare  ernennen  dürfe,  sollte  eigentlich  den  Papst 
nicht  wundern,  da  solche  Ernennungen  ein  Ausfluss  der  Macht- 
befugnisse und  Hoheitsrechte  seien,  die  ihm  das  römische  Volk 
übertragen  habe. 

Die  Beschuldigung,  dass  nicht  erlaubt  würde,  dass  in  neu 
errichteten  Orten  Kirchen  erbaut  würden , hätte  der  Papst 
nicht  glauben  dürfen;  Friedrich  wolle  nur,  dass  solche  Kirchen 
allein  von  Christen  benutzt  würden,  und  dass  bei  solchen 

■)  Lib.  I tit.  LXXIX. 
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Kirchen,  die  auf  seinem  Grund  und  Boden  errichtet  seien,  ihm 
seine  Rechte  gewahrt  blieben.  Auch  die  drei  letzten  Punkte 
macht  der  Papst  später  nicht  wieder  geltend. 

Den  nächsten  Punkt,  dass  Kirchen  entweiht  und  zerstört 
würden,  übergeht  Friedrich  im  Jahre  1236  ganz,  während  er 
im  Jahre  1238  behauptet,  dass  er  davon  nichts  wisse,  ausser 
etwa,  dass  die  Kirche  in  Luceria  eingefallen  sei,  die  er 
nicht  nur  aufzubauen  erlaube,  sondern  auch  den  Bischof  bei 
dem  Bau  unterstfitzen  wolle.  In  der  Exkommunikationsbulle 
fehlt  dieser  Punkt. 

Den  Archidiakon  von  Salerno  habe  er,  wie  auch  den  Bischof 
von  Cefalu  aus  dem  Reiche  vertrieben,  da  er  sie  als  Ungetreue 
nicht  unter  seinen  Vasallen  haben  wollte,  ihre  Einkünfte  habe 
er  ihnen  aber  gelassen.  Die  Sache  ist  damit  abgethän. 

Gegen  die  letzte  der  Beschuldigungen  vom  Jahre  1236 
aber,  dass  er  den  Netten  des  Königs  von  Tunis  gefangen  halte, 
konnte  Friedrich  sich  nicht  recht  wirksam  verteidigen,  da  er 
in  diesem  Punkte  nicht  ohne  Schuld  war.  Am  20.  September 
1236  versprach  er  nur,  den  Punkt  noch  einmal  untersuchen 
und  wenn  erwiesen  werde,  dass  sich  der  Prinz  nur,  um  ge- 
tauft zu  werden,  nach  Rom  begeben  wollte,  ihn  befreien  zu  lassen. 
Augenscheinlich  aber  fiel  diese  Untersuchung  zu  Ungunsten  des 
Prinzen  aus.  und  musste  so  ausfallen,  da  derselbe  vom  Kaiser 
auch  aus  politischen  Gründen  festgehalten  wurde1).  Der  Ein- 
wand, den  der  Kaiser  in  einem  uns  verlorenen  Briefe  gemacht 
hatte*),  dass  der  Prinz  zur  Taufe  die  Einwilligung  seines 
Oheims  haben  müsse,  wies  der  Papst  als  nicht  stichhaltig  zu- 
rück3!. und  so  kehrt  die  Beschuldigung  im  Jahre  1238  wieder. 
Friedrich  behauptet  dagegen,  dass  der  Prinz  nicht  um  sich 
taufen  zu  lassen,  sondern  um  Nachstellungen  zu  entgehen,  nach 
Sicilien  gekommen  sei,  dass  derselbe  nicht  gefangen  gehalten 
werde,  sondern  frei  in  Apulien  umherziehen  könne,  dass  er  sich 
überhaupt  nicht  taufen  lassen  wolle,  wie  er  auf  mehrfaches  Be- 
fragen erklärt  habe;  sollte  er  doch  noch  den  Wunsch  aus- 
sprechen. so  werde  der  Kaiser  es  gern  erlauben.  Dass  der 

')  Viel  Wiukelmnun  II,  10H  ff. 

* Derselbe  wirrt  von  Friedrich  crwiilmt  um  2t).  September  1226  H.  B. 
IV,  912. 

’)  Am  22.  October  1236,  R.  703  p.  603. 
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Prinz  einen  solchen  Wunsch  nicht  nussprechen  konnte,  ist  klar, 
ebenso  dass  dem  Papst  eine  solche  Antwort  nicht  genügte,  weshalb 
wir  auch  diesen  Punkt  in  der  Exkommunikatiousbulle  wiederlinden. 

Mit  diesem  Punkt  scliliesst  die  Series  gravaminura  von  1236. 
Indessen  linden  sich  in  den  späteren  Jahren  noch  verschiedene 
Klagen  über  Unthaten  Friedrichs.  Zunächst  in  der  series  gra- 
vaminum  von  1238  die  Beschuldigung,  dass  Friedrich  die 
Templer  und  Johanniter  ihrer  Güter  beraubt  habe.  Die  Klage 
hatte  der  Papst  schon  oft  geführt1);  jetzt  verteidigt  sich 
Friedrich,  dass  er  den  Orden  nur  solche  Güter  lassen 
könne,  die  sie  schon  beim  Tode  Wilhelms  II  gehabt  hatten, 
diejenigen  dagegen,  die  sie  während  seiner  Minderjährigkeit 
von  seinen  Feinden  erhalten  hätten,  oder  Privatgüter,  welche 
sie  durch  Kauf  erworben,  ohne  sie  binnen  Jahr,  Monat,  Woche 
und  Tag  wieder  zu  verkaufen*),  könne  er  ihnen  nicht  lassen, 
denn  sonst  würden  sie  in  kurzer  Zeit  das  ganze  Königreich 
Sicilien  an  sich  bringen. 

Betreffs  des  Petrus  Saracenus  und  des  Jordanes  bemerkt 
Friedrich,  dass  er  jenen  festkalte,  weil  er  ihm  die  schlimmsten 
Nachstellungen  bereitet  habe ; auch  sei  derselbe  kein  Gesandter 
des  Königs  von  England  an  den  Papst  gewesen;  den  Jordanes 
verspricht  er  freizulassen , wenn  derselbe  Bürgen  stelle,  dass 
er  sich  nicht  in  der  Lombardei  und  der  Mark  Treviso  auf- 
halten werde;  der  Erzbischof  von  Messina  habe  aber  eine  solche 
Bürgschaft  nicht  auf  sich  nehmen  wollen. 

Was  die  Aufstände  in  Rom  betrifft,  so  war  der  Papst  voll- 
kommen berechtigt  dazu,  die  Schuld  dem  Kaiser  teilweise  zu- 
zusckieben.  Er  hatte  fortwährend  mit  den  Anhängern  desselben 
zu  kämpfen,  und  der  Kaiser  gestand  selbst  zu,  dass  er  sich  in 
die  Streitigkeiten  der  beiden  Parteien  in  Rom  gemischt  habe. 

Dass  er  den  Cardinalbischof  von  Palestrina  zu  fangen  be- 
fohlen hätte,  bestreitet  Friedrich  entschieden,  obwohl  er  es 
hätte  thun  können  nach  dem,  was  der  Cardinal  gegen  ihn  in 
der  Lombardei  gewirkt  hatte.  Wir  müssen  dies  für  richtig 
halten,  denn  Friedrich  hatte  denselben  sogar  gewarnt,  seine 
Legatenstelle  in  der  Provence  anzutreten  *). 

')  Vgl.  oben  p.  60  Anm.  2. 

’)  Nach  lib.  const.  III,  tit,  XXIX. 

*)  H.  B.  V,  269. 
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Der  Hauptpunkt  jedoch  ist  der  letzte,  worin  der  Kaiser 
beschuldigt  wird,  durch  seine  Hartnäckigkeit  in  der  lombar- 
dischen Frage  die  Wiederherstellung  des  Rechtszustandes  im 
Reiche  und  das  Zustandekommen  eines  Kreuzzuges  zu  hindern. 
Es  ist  nach  dem  oben  Ausgefiihrten  nicht  nötig,  hier  noch  die 
Unrichtigkeit  dieser  den  Thatsachen  gerade  widersprechenden 
Behauptung  zu  erweisen.  Jedenfalls  gab  sie  dem  Kaiser  Ge- 
legenheit, sich  ausführlich  dagegen  zu  verteidigen  und  zwar  so 
wirksam,  dass  im  Jahre  1239  nur  im  allgemeinen  gesagt  wird, 
der  Kaiser  hindere  einen  Kreuzzug  und  die  Ordnung  des 
Reiches,  während  der  Grund  ganz  fortgelassen  wird.  Sonst 
finden  wir  die  letztgenannten  Punkte  von  1238  auch  in  der 
Exkommunikationsbulle  von  1239,  wo  dann  noch  feiner  hinzu- 
kommt die  Besetzung  der  Insel  Sardinien  und  der  zur  Erb- 
schaft der  Adelasia  gehörigen  Länder,  die  erst  im  October  1238 
aasgeführt  war. 

Betrachten  wir  die  Klagepunkte  noch  einmal  im  Zusam- 
menhang nach  Ausscheidung  derjenigen,  die  nur  im  Jahre  1236 
Vorkommen,  und  bei  denen  man  schon  aus  ihrem  Fehlen  in  den 
späteren  Jahren  auf  ihre  Unwichtigkeit  schliessen  kann,  so 
finden  wir,  dass  von  einer  persönlichen  Schuld  Friedrichs  nur 
in  zwei  Fällen  die  Rede  sein  kann,  bei  der  Gefangenhaltung 
des  Prinzen  von  Tunis  und  der  Erregung  von  Unruhen  in  Rom. 
Anderes  fiel  seinen  Beamten  zur  Last,  und  konnte  der  Papst 
in  letzter  Linie  ihn  selbst  dafür  verantwortlich  machen,  doch 
waren  dies  minder  wichtige  Sachen,  wie  etwa  Uebergriffe  bei  Güter- 
tauschen u.  dergl.  In  den  meisten  Punkten  war  Friedrich 
aber  entschieden  in  seinem  Recht.  Jedenfalls  müssen  wir  sagen, 
dass  alles  Unrecht,  was  Friedrich  gegen  den  Papst  gethan  hat, 
nicht  die  Schritte  rechtfertigt,  die  dieser  gegen  ihn  that, 
und  dass  die  Uebersicht  über  die  gesamten  Klagen  des  Papstes 
erst  recht  den  Eindruck  festigt,  dass  etwas  anderes  das  trei- 
bende Element  in  dem  Vorgehen  Gregors  IX  gewesen  ist. 
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§ 1. 

Vorbemerkung. 


Der  Versuch,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der 
Zeit  der  Volksrechte  zum  Gegenstand  wissenschaftlicher  Be- 
arbeitung zu  machen,  leidet  unter  einer  doppelten  Schwierigkeit: 
Dem  Mangel  an  übersichtlichen  (Quellen  und  dem  Ueberfluss  an 
einer  mit  dem  Gegenstand  in  Berührung  stehenden  Litteratur. 

Zwar  gebeu  die  Volksrechte  selbst  fast  ausnahmslos  erb- 
rechtliche Bestimmungen  — einzelne,  wie  das  burgundische  und 
langobardische  in  so  erschreckend  reicher  Zahl  und  so  minutiöser 
Genauigkeit,  dass  ihre  jemalige  Anwendung  im  Volke  selbst 
den  gerechtesten  Zweifeln  unterliegt1)  — ; aber  ihre  Ausdrucks- 
weise ist  häufig  durchaus  nicht  geeignet,  uns  einen  klaren  Ein- 
blick in  ihre  Anordnungen  zu  gewähren,  was  theils  in  der 
Ungeübtheit  der  Verfasser,  scharf  juristisch  zu  formuliren,  be- 
gründet ist,  theils  in  dem  Zweck,  den  diese  Rechte  in  ihrer 
Mehrzahl  haben  sollten,  nicht  das  ganze  geltende  Recht,  sondern 
nur  diejenigen  Bestimmungen  darzustellen,  welche  durch  eugere 
Berührung  mit  den  römischen  Provinzialen  ungewiss  zu  werden 
drohten.  *) 

Zur  Aushülfe  müssen  wir  die.  zahlreich  vorhandenen  Ur- 
kunden heranzieheu,  von  denen  manche  fast  bis  in  die  Ab- 
fassungszeit der  einzelnen  Leges  hineinreichen,  und  ohne  deren 
Verwerthung  die  Bestimmungen  der  Volksrechte  für  uns  zu- 

*)  .Stobbe  R.  I).  p.  14. 

*)  Brunner  p.  291:  .Die  Volksrechte  wollen  das  geltende  Recht  nicht 
in  erschöpfender  Weise  darstellen,  sie  sind  nicht  t ’odificationen  im  Sinne  un- 
serer modernen  Gesetzbücher,  sondern  beschränken  sich  nur  auf  solche  Recbts- 
sätze,  welche  zu  tixireu  eine  besondere  Veranlassung  vorlag.' 

Opet,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber.  i 
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sammeuhangslos  und  abgerissen  bleiben  würden '),  aber  bei 
dieser  Verwerthung  laufen  wir  die  neue  Gefahr,  Vereinzeltes 
oder  Partikuläres  in  allzu  weiter  Geltung  aufzufassen  *),  oder 
uns  durch  Fälschungen  täuschen  zu  lassen,  wie  sie  die  Kirche 
zur  Vermehrung  ihres  Besitzes  in  so  unglaublicher  Menge  vor- 
nahm, dass  beispielsweise  von  360  merowingisehen  Diplomen  in 
der  Urkundensaminlung  von  BrGquigny-Pardessus  gegen  130 
entschieden  unecht  sind*). 

Die  zweite  Schwierigkeit  ist  die  überaus  umfangreiche 
Litteratur.  Die  Erforschung  des  alt-deutschen  Weibererbrechts 
ist  bei  seinem  engen  Zusammenhang  mit  den  wirthschaftlichen 
und  politischen  Einrichtungen  jener  Zeit  für  die  Hauptnationen 
Europas  von  gleicher  Wichtigkeit.  Deutsche.  Franzosen,  Eng- 
länder und  Italiener  interessiren  sich  in  fast  gleich  hohem 
Masse  für  eine  Periode,  in  welcher  ihre  jetzt  geschiedenen 
Nationalitäten  noch  in  mehr  oder  weniger  naher  Verwandtschaft 
mit  einander  verbunden  waren.  Deshalb  finden  sich  hierher 
gehörende  Ansichten  überall  zerstreut,  deren  vollständige  Zu- 
sammenfassung und  Beurtheilung  für  eine  erschöpfende  Bear- 
beitung unserer  Aufgabe  zwar  durchaus  erforderlich,  aber  fast 
ebenso  unmöglich  ist. 

Unter  „Zeit  der  Volksrechte“  verstehe  ich  den  Zeitraum, 
der  mit  Codificirung  der  ältesten  L.  Sal.,  also  noch  vor  der 
chlodwigischen  Eroberung  Galliens  anhebt4)  und  sich  bis  c.  888 
erstreckt,  der  zweiten  Periode  nach  Eichhorn5),  mit  deren  Ab- 
lauf die  Volksrechte  nicht  mehr  als  geschriebenes  Recht  gelten, 
sondern  eine  dauernde  gewohnheitsrechtliche  Fortentwickelung 
erfuhren.6)  Uebersehritten  wurde  diese  Grenze  nur  in  der  Be- 
trachtung des  angelsächsischen  Rechts,  dessen  Heranziehung 
durchaus  geboten  erschien,  da  wir  es  dabei  mit  einem  wahren, 

*)  Pernice  ia  K.  V.  S.  IX.  p.  (iS.  Laboulaye  Hist.  p.  426. 

*)  Beseler  I.  p.  134. 

*)  Roth  p.  257. 

4)  Waitz  A.  R.  p.  82.  (trimm  Vorrede  p.  62.  Schröder  Z.  S.  p.  36 
lässt  das  Gesetz  zwar  erst  unter  Chlodwig,  aber  ebenfalls  noch  vor  seiner  Be- 
kehrung 696  entstanden  sein. 

•)  Eichhorn  IT.  § 256. 

•)  v.  Inama-Stemegg  H.  8.  p.  51  geht  wohl  zu  weit,  wenn  er  „die  be- 
wusste Anwendung  der  Volksrecbte  als  geschriebener  Gesetze1  erst  im  11.  Jahr- 
hundert aufhören  lässt. 
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echtdentschen  Volksrecht  zu  thun  haben,  dessen  Charakter  als 
Volksrecht  bis  zur  normannischen  Eroberung  keinem  Zweifel 
unterliegt  M. 

Ausgeschlossen  blieb  die  Darstellung  des  Erbrechts  der 
Ehefrau,  das  mehr  dem  Familienrecht,  welches  dann  ebenfalls 
in  den  Bereich  dieser  Abhandlung  hätte  gezogen  werden  müssen, 
angehört.  Ausserdem  ist  es  von  Schröder  zum  Gegenstand 
eines  ausführlichen  Werkes  gemacht  worden*). 


§ 2. 

Bisherige  Theorien  Uber  Art,  Grund  und  Wandlung  der 
erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der 
Volksrechte. 

Nach  der  Meinung  fast  sämmtlieher  Gelehrten  geht  durch 
alle  Volksrechte  mit  Ausnahme  des  westgothischen,  das  ja 
wesentlich  unter  geistlichem,  d.  h.  für  jene  Zeit  unter  römischem 
Einfluss  zu  stände  gekommen  ist,  als  Grundgedanke:  Zurück- 
setzung der  Weiber  in  der  Erbfolge  gegen  die  Männer. 

Nach  dem  Masse  dieser  Zurücksetzung,  das  bei  den  einzel- 
nen Stämmen  verschieden  sei,  hat  Eichhorn  *)  vier  verschiedene 
Systeme  aufgestellt.  Drei  davon  — das  fränkische,  thüringische 
und  friesische  — umfassen  nur  das  Recht  je  eines  Stammes, 
da  Eichhorn  im  fränkischen  System  nur  die  jüngere  Redaktion 
der  L.  Sal.  berücksichtigt,  welche  wesentlich  mit  der  L.  Rib. 
übereinstimmt.  Unter  dem  Namen:  „Sächsisches  System“  fasst 
er  Sachsen,  Burgunder,  Allemannen  und  „darum  wohl  auch 
Baiern“  ziemlich  gewaltsam  zusammen.  Denn  das  Gemeinsame 
bei  diesen  Völkern  ist  viel  zu  minimal,  um  daraus  ein  eigenes 
System  zu  bilden. 

Glasson4),  der  die  Friesen  fortlässt,  über  deren  Erbrecht 
sich  kaum  etwas  sicheres  wird  ermitteln  lassen,  hat  nur  noch 

*)  Schmält  Einleitung  p.  XV.  ff. 

’)  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen  UUterrechts. 

*)  Eichhorn  I.  p.  371  ff. 

*)  Glasson  p.  596  ff. 

»• 
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die  drei  anderen  Eichhorn’schen  Systeme.  Rosin  '),  vermuthlich 
dem  Vorgänge  Reyscher’s *)  folgend,  hat  es  endlich  auf  zwei 
Systeme  gebracht:  das  salisch-thftringisch-ribuarische,  dessen 
Gemeinsamkeit  darin  bestehe,  dass  sich  besondere  Rechte  der 
Agnaten  in  der  Landerbfolge  und  besonderen  Erbfolge  in  Mo- 
bilien finden,  letztere  auch  Personen  zugänglich,  die  von  der 
Landerbfolge  ausgeschlossen  seien;  den  Gegensatz  bilden  bei 
Rosin  die  übrigen  Stämme.  Hier  gäbe  es  keine  besondere 
Mobiliarerbfolge,  da  Weiber  und  „per  midieres  cognati“  schon 
früh  auch  zur  Landerbfolge  zugelassen  seien.  Indessen  wird 
sich  auch  diese  Unterscheidung  kaum  aufrecht  halten  lassen. 
Bei  den  Saliern  werden  in  der  zweiten  Periode  ihres  Gesetzes, 
mit  welcher  Rosin.  der  die  Urzeit  desselben  gar  nicht  behandelt, 
sich  allein  beschäftigt,  Weiber,  trotz  Vorhandenseins  von  Agnaten, 
zur  Landerbfolge  zugelassen*),  und  die  Burgunder,  welche  eine 
besondere  Erbfolge  in  Mobilien  der  Mutter  kanntenl * * 4),  können 
danach  unmöglich  zur  zweiten  Klasse  gehört  haben. 

Die  Gründe  für  die  Zurücksetzung  der  Weiber  werden 
theils  auf  privat-,  theils  auf  öffentlich  - rechtlichem  Gebiet 
gesucht. 

Der  Mann,  als  Haupt  der  Familie,  muss  im  Stande  sein, 
den  Schutz  über  die  seinem  Mundinm  anvertrauten  Personen 
auszuüben,  eine  Pflicht,  die  in  jenen  wilden  Zeiten  oft  genug 
an  ihn  herantreten  mochte5).  Durch  Ausschluss  der  Weiber 
von  der  Erbfolge  setzt  er  sich  in  den  Besitz  der  Mittel,  die 
zur  Fehdeübernahme,  in  welcher  dieser  Schutz  vornehmlich  zu 
Tage  tritt,  erforderlich  sind.  Weil  das  Weib  unfähig  ist.  kriege- 
risch ihre  und  ihrer  Angehörigen  Rechte  geltend  zu  machen  °). 
ist  es  unfähig  zum  Empfange  des  Wergeides,  des  Korrelates 
der  Fehde,  unfähig  zum  Empfange  der  Erbschaft  "). 


l)  Rosin  p.  31.  Aum. 

‘)  Reyscher  p.  265  ff. 

*)  Br6q.-Pard.  H Nr.  257,  ,361.  449  ( = Hontheim  I.  Nr.  24). 

4)  L.  Burg.  öl.  § 3. 

•)  Laboulaye  Hist.  p.  417. 

•)  Liutpr.  13: 

eo  quod  feuiineo  seiu  esse  provatur,  non  possuut  faidom  ipsam  levare. 
’)  Laboulaye  Rech.  p.  78.  Gaupp  Thüringer,  p.  359.  Walter  § 578. 
Zimmerle  p.  24.  Niutta  p.  339  ff.,  483.  Gide  p.  198. 
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Freilich  lässt  sich  bei  einzelnen  Völkern  ein  solcher  Zu- 
sammenhang nachweisen : aber  im  allgemeinen  kann  die  Zurück- 
setzung der  Weiber  uicht  mit  der  Unmöglichkeit  der  B'ehde- 
übernahme  begründet  werden.  Schon  nach  isländischem  Recht ') 
kounten  die  Weiber  am  Wergeide  theil  haben,  das  nach 
manchen  Rechten  so  streng  von  Erbschaft  und  Verwandtschaft 
geschieden  ist.  dass  selbst  erbunfähige  Verwandte  einen  Theil 
des  Wergeides  bekommen*). 

Nach  der  Meinung,  welche  die  Zurücksetzung  der  Weiber 
nur  auf  den  Landbesitz  bezieht,  bildete  das  Grundeigenthum 
damals,  wo  der  Werth  der  Mobilien  sehr  gesunken  war,  den 
Hauptbestandteil  des  Familienvermögens.  Dies  musste  den 
Weibern,  die  mit  der  Verheiratung  aus  dem  engen  Verband 
ihrer  bisherigen  Familien  ausschieden,  sich  dem  Schutze  eines 
anderen  Geschlechtes  anvertrauten  und  ihren  Blutsverwandten 
gegenüber  Fremde  wurden 3),  entzogen  bleiben.  Sonst  wäre 
das  Ansehen  des  Geschlechts,  dem  doch  die  Vertretung  seiner 
Angehörigen  oblag,  binnen  kurzem  durch  Auftheilung  seines 
Grundbesitzes  geschwunden. 

Nach  Waitz4)  waren  mit  dem  Grundbesitz  die  öffentlichen 
Lasten  verknüpft,  deren  Erfüllung  einen  Mann  als  Eigentümer 
voraussetzte,  eine  Meinung,  wie  sie,  wenigstens  teilweise,  schon 
vorher  Ginoulhiae5)  vertreten  hatte.  Vor  allem  wäre  mit  dem 
Grundbesitz  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  verbunden  ge- 
wesen, sei  Landeigentum  notwendige  Voraussetzung  für  die 
Zulassuug  zur  Theiluahme  an  der  Rechtsprechung. 

v.  Inania- Sternegg6)  endlich,  beide  Ansichten  kuraulirend, 
lässt  die  Weibererbfolge  im  Grundbesitz  nicht  zu,  weil  der 
Familie  als  Ganzem  damit  „das  ökonomische  Substrat  ihres  Be- 
standes* entzogen  würde,  dem  jeweiligen  Familienhaupt  für  die 
Wahrung  seiner  politischen  Rechte  und  Pflichten  Hindernisse 
erwüchsen. 


‘)  Weinliold  p.  127. 

*)  Beseler  E.  V.  I.  p.  50  ff.  Brunner  Z.  S.  p.  3 ff.  Hausier  II.  p.  521  ff. 
•j  Montesquieu  p.  299.  Wiarda  p.  268.  Grimm  R.  A.  p.  472,  Niutta  p. 
303  ff  Heusler  II.  p.  8. 

‘)  Waitz  A.  R.  p.  117,  124.  Id.  V.  0.  I.  p.  67. 

*)  Ginoulhiae  p.  175  ff. 

*)  v.  Inama-Sternegg  p.  101,  131. 
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Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  diese  Gesichtspunkte 
viel  ftir  sich  haben,  auch  tliatsächlich  manche  Verfügungen 
einzelner,  wie  die  in  angelsächsischen  Urkunden1)  mitunter 
hinzugeffigte  Klausel,  das  übertragene  Land  nur  im  Mannes- 
stamme zu  vererben,  hervorgerufen  haben.  Allein  wenn  wir 
sie  als  die  Motive  anerkennen  sollen,  welche  eine  durchgreifende 
Zurücksetzung  der  Weiber  in  erbrechtlicher  Beziehung  erzeugten, 
so  müssten  wir  sie  nicht  aus  einzelnen  spontan  vorkommenden 
Akten  abstrahiren,  sondern  wirklich  überall  begründet,  überall 
bethätigt  sehen  — und  wie  weit  sind  wir  davon  entfernt! 

Jene  Verpflichtung,  das  ganze  Familiengut  im  Mauns- 
stamme  zusammenzuhalten,  um  damit  für  die  Familienglieder 
einzutreten,  wenn  es  sich  um  Verfolgung  oder  Sühne  eines 
begangenen  Verbrechens  handelte,  findet  sich  nur  bei  Thüringern 
und  bei  den  ältesten  Franken.  Bei  den  Ribuariern  musste  sie 
schon  früh  an  zwingender  Kraft  verlieren,  ohne  dass  dies  völlige 
Gleichberechtigung  der  Weiber  zur  Folge  hatte.  Denn  ein 
Dekret  Childebert’s  II  setzte  auf  Mord  die  Todesstrafe  des 
Uebelthäters  und  hob  damit  die  Verantwortlichkeit  der  Ange- 
hörigen auf*).  Und  auch  bei  den  Saliern  muss  in  einzelnen 
Gauen  das  Institut  der  Chrenecruda . worin  sich  die  Familien- 
einheit klar  dokumentirte,  obwohl  es  sich  grade  in  dieser 
Anwendung  in  den  Handschriften  der  L.  Sal.  bis  in  die  Zeiten 
Karls  des  Grossen  fortschleppte,  ftir  diesen  Fall,  wie  der  Zusatz: 
quod  paganorum  tempus  observabant 
beweist,  durch  jene  Verordnung  völlig  obsolet  geworden  sein  3i. 

Nicht  weniger  zweifelhaft  steht  es  mit  der  angeblichen 
Verbindung  von  Grundbesitz,  Kriegs-  und  Gerichtslast. 

Schon  Guizot4)  hatte  darauf  hingewiesen,  dass  aus  den 
Quellen  sich  durchaus  keine  Kadicirung  der  Heereslast  auf  das 
Grundeigenthum  nachweisen  lasse,  es  viel  eher  vom  Willen  der 
einzelnen  abgehangen  zu  haben  scheine,  ob  sie  sich  au  einem 
Feldzuge  betheiligen  wollten  oder  nicht*).  Nachdem  dann 

*)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  147,  299.  Testamentum  Aelfredi  bei  Philipps  Anm. 

384  und  410. 

’)  Hube  p.  XVI.  Brunner  Z.  S.  p.  47. 

*)  Grimm  K.  A.  p.  110.  Brunner  Z.  S.  p.  45. 

*)  Guizot  p.  101  ff. 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  III,  7,  9.  IV,  14. 
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auch  Beseler ')  erklärt  hatte,  selbst  heim  Bestehen  einer  solchen 
Verbindung  nicht  einsehen  zu  können,  dass  nun  zum  Erwerbe 
eines  jeden  Grundbesitzes  die  Fähigkeit  zum  Heeresdienste 
erforderlich  sei,  haben  die  Untersuchungen  Roth’s*),  deren 
Resultaten  Boretius  *)  noch  erweiternd  beigetreten  ist,  die  Ge- 
wissheit ergeben,  dass  der  Kriegsdienst,  mindestens  bei  den 
Frauken,  Pflicht  jedes  Freien  gewesen  ist4).  Beweisend  ist 
namentlich  ein  capitulare  missorum  für  die  Gebiete  westlich 
der  Seine  vom  Jahre  807,  in  welchem  es  heisst: 

Et  qui  sic  pauper  inventus  fuerit,  qui  nec  mancipia  nec 
propriam  possessionem  terrarum  habeat,  tarnen  in  praecio 
valente  quinque  libras,  quinque  sextum  praeparent. 

Dieselbe  Entwickeluug  hatte  die  Dienstpflicht  bei  den 
Langobarden,  wo  sie  aus  einer  „obbligazione  morale“  erst  nach 
und  nach  zu  einem  „affato  personale“  wurde*),  an  dessen  Ver- 
säumung schliesslich  Strafen  geknüpft  wurden,  das  aber  auch 
ausgedehnt  blieb  auf  diejenigen, 

qui  nec  casas  nec  terras  suas  habent6). 

Dass  endlich  Grundbesitz  Vorbedingung  gewesen  sei,  um 
im  mallus  publicus  mitzuwirken,  dafür  giebt  Waitz7)  als  Beleg 
folgende  Stelle  aus  der  L.  Bai.  17,  2: 

Ille  homo,  qui  hoc  testiflcare  voluerit,  commarcauus  eius 
debet  esse  et  debet  habere  6 solidorum  pecunia  et  simile 
agrum. 

Hiernach  ist  bei  Streitigkeiten  über  Grundeigenthum  nur 
derjenige  zur  Ablegung  des  Zeugnisses  fähig,  der  ein  bestimmtes 
Vermögen  au  Mobilien  und  Land  besitzt.  Damit  ist  aber  noch 
nicht  die  Geltung  dieses  baierisehen  Satzes  für  die  übrigen 
deutschen  Stämme,  bei  denen  jeder  Hinweis  darauf  fehlt,  be- 
wiesen, wie  dies  die  Mehrzahl  der  Gelehrten,  ohne  sich  auf 
Aussprüche  der  Quellen  zu  berufen,  anzunehmeu  scheint8). 


>)  BeseJer  E.  V.  UI.  p.  265. 

*)  Both  p.  392  ff. 

*)  Boretius  p.  71  ff. 

4)  Behauptet  hatte  dies  bereits,  aber  ohne  Beweis  Laboulaye  Hist.  p.  272. 
“)  Schupfer  Ist  p.  379.  Boretius  p.  131. 

*)  Boretius  p.  155. 

0 Waitz  V.  G.  II,  1.  p.  275. 

*)  Schaffner  p.  296.  Weiuhold  p.  131.  Kemble  I.  p.  88.  Zimmerle  p.  20. 
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Aber  selbst  dieser  Fall  ist  eine  blosse  Singularität,  wie 
Sohm1),  dem  sich  Schröder  1j  ausehliesst,  nachgewiesen  hat.  , 
In  der  citirten  Stelle  wird  zwar  bei  dem  Zeugen  das  Vor- 
handensein zweier  Requisite  erfordert : volle  Freiheit  und  ausser- 
dem Grundbesitz.  Letzterer  wird  aber  nur  deshalb  verlangt, 
weil  auch  der  Rechtsstreit  Grundbesitz  zum  Gegenstände  hat. 

In  allen  übrigen  Fällen  „berechtigt  und  verpflichtet  dagegen 
die  Freiheit  als  solche  zur  Theilnahme  an  der  gerichtlichen 
Versammlung“.  Sohm’s  Meinung  wird  am  überzeugendsten 
durch  eine  Bestimmung,  die  gleichfalls  der  L.  Bai.  entlehnt  ist, 
gestützt.  Es  heisst  hier  II,  14: 

Ut  placita  fiant  per  calendas  aut  post  15  dies,  si  necesse 
est  ad  causas  inquirendas,  ut  sit  pax  in  provincia.  Et 
omnes  liberi  conveniant  constitutis  diebus,  ubi  iudex  ordi- 
naverit;  et  nemo  sit  ausus  contempneie  venire  ad  plaeitum, 
qui  infra  illum  comitatum  manent. 

Unrichtig  wäre  es  freilich,  nicht  einzuräumen,  dass  Zeug- 
nisse von  Grundeigenthümern  überall  höheres  Ansehen  genossen 
als  die  eines  landlosen  Freien,  dass  meist  ansässige  Leute  zum 
Urtheüsfinden  zugezogen  wurden,  Erscheinungen,  die  sich  be- 
greiflicher Weise  heut  noch  ähnlich  wiederholen.  Aber  diese 
rein  factischen  Vorzüge  des  Grundbesitzes  berechtigen  uns 
nicht,  dieselben  auch  de  iure  ausschliesslich  mit  ihm  verknüpft 
sein  zu  lassen5). 

Fehlt  es  also  nicht  an  Einwendungen  gegen  alle  hier  an- 
geführten Begründungen,  die  eine  überall  herrschende  Zurück- 
setzung der  Weiber  im  Erbrechte  erklären  sollen*},  so  muss 
diese  Zurücksetzung  noch  auffallender  werden  durch  die  ein- 

ff.  Schöpfer  Ist.  p.  354  ff.  Id.  Arch.  giur.  p.  20.  Ziipti  R.  G.  II.  p.  195.  v.  luama- 
Sternegg  p.  58. 

*)  Sohm  p.  333  ff. 

*)  Schröder  p.  161. 

’)  Treffend  drilckt  die«  Guizot  p.  19 L an«: 

„Les  propriitaires  dalleux  se  prfscntent  les  Premiers  comme  les 
eitoyen«  les  plus  independants,  le«  plus  complets,  si  Tun  peut  ainsi 
parier,  comme  le»  hommes  libres  par  excellencc.“ 

In  ähnlicher  Weise  äussert  sich  Schröder  p.  163. 

*)  Nach  Gide  p.  204  Anui.  1 war  selbst  im  altskandinuvischen  Recht,  nach 
welchem  die  Gerichtsbarkeit  mit  dem  Grundbesitz  verbunden  war.  die»  kein 
Grund,  die  Frauen  von  der  Erbfolge  auszuschliessen. 
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ander  gerade  entgegengesetzten  Wege,  in  denen  sie  sich  nach 
. den  widerstreitenden  Meinungen  der  Gelehrten  bewegt  haben  soll. 

Das  eine  galt  wenigstens  bisher  als  unumstössliche  Ge- 
wissheit. dass  die  Volksrechte,  je  tiefer  sie  in  die  Vergangen- 
heit zurfiekreicheu,  den  Weibern  gegenüber  desto  grössere  Härte 
zeigen,  die  durch  den  Einfluss  der  Kirche  und  das  Bekannt- 
werden  mit  dem  römischen  Recht  immer  mehr  abzunehmen 
strebe. 

Glassou  stellt  dein  gegenüber  neuesten»  die  Behauptung 
auf,  dass  gerade  die  jüngsten  Gesetze  die  Weiber  am  meisten 
zurücksetzten ■).  Zum  Beweise  führt  er  die  Entstehungszeiten 
der  einzelnen  Leges  in  Verbindung  mit  ihrem  erbrechtlichen 
Inhalt  auf*)  und  gewinnt  damit  ein  allerdings  überraschendes 
Bild:  das  älteste,  westgot bische  Recht,  stellt  beide  Geschlechter 
einander  gleich:  die  fränkischen  Rechte  geben  den  Männern 
bereits  einen  Vorzug  in  das  Salland;  bei  Burgundern.  Baiern 
und  Allemannen,  deren  Rechte  ihrer  Entstehungszeit  nach  fol- 
gen, schliesst  der  Sohn  die  Tochter  schon  völlig  aus,  und  bei 
den  Thüringern  endlich,  deren  Gesetz  am  spätesten  redigirt 
sei.  beschränkt  sich  die  Erbfähigkeit  der  Weiber  auf  Mobilien. 
Das  Resultat  dieser  Betrachtung  fasst  Glasson  in  dem  Satz 
zusammen:  „On  voit  ipi'en  suivant  l'ordre  «1«  date  de  la  redac- 
tion  des  lois  barbares,  nous  consta tons  une  tendance  marqnee 
ä accentuer  sans  cesse  la  preference  au  profit  des  mäles“. 

Allein  Glasson  übersieht,  dass  von  einer,  sich  auf  alle 
Rechte  beziehenden  fortschreitenden  Entwickelung  schon  des- 
halb keine  Rede  sein  kann,  weil  diese  Rechte  nicht  von  ein- 
ander abgelöst  wurden,  sondern  nebeneinander  bestanden. 
Höchstens  in  den  einzelnen  Rechten,  in  jedem  für  sich,  mochte 
eine  Fortentwickelung  statt  finden,  die  freilich  bei  vielen  nicht 
mehr  zu  controliren  ist,  wenn  sie,  wie  das  burgundisehe,  säch- 
sische, anglisch-werinische,  nur  in  einer  einzigen  Redaktion  er- 
halten sind,  ohue  dass  uns  für  den  vorhergehenden  oder  folgenden 
Zeitraum  ergänzende  Urkunden  zur  Verfügung  stehen. 

Ganz  unwahrscheinlich  ist  auch  Glasson's  Behauptung,  die 
immer  mehr  zunehmende  Härte  gegenüber  den  Weibern  sei 

l)  Glasson  [).  596  ff. 

')  Die  Tabelle  der  Volksrechte  nach  der  Zeit  ihrer  ungefähren  Ent- 
stehung giebt  Glasson  bereits  auf  p.  590. 
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auf  den  Einfluss  der  Leudesaristokratie  zurückzuführen,  welche 
im  Interesse  der  anglisch-weriuischeu  Adelsfamilien  die  L.  Thur, 
so  ungalant  gestaltet  hätten '). 


§ 3. 

Plan  der  Abhandlung. 

Bei  dieser  Ungewissheit  über  Art,  Grund  und  Tendenz 
der  erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber  empfiehlt  es  sich,  statt 
von  vorne  herein  ein  fertiges  Resultat  zu  geben,  dessen  noth- 
wendig  detaillirende  Begründung  mit  jeder  l'ebersichtlichkeit 
unvereinbar  wäre,  auf  die  (Quellen  zurückzugehen,  um  aus 
ihnen  zunächst  das  Weibererbrecht  bei  den  einzelnen  Stämmen 
festzustellen.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  wir  dies  thun  werden, 
anticipirt  freilich  das  Ergebniss;  aber  eine  andere  Gruppirung. 
z.  B.  nach  den  drei  von  Stobbe*)  aufgestellten  Familieu,  der 
fränkischen,  allemannisch-baierischen  und  sächsischen,  welche 
vielleicht  die  natürlichste  wäre,  empfiehlt  sich  grade  für  unser 
Thema  nicht.  Denn  die  Ordnung  der  Volksrecht«  nach  der 
Stellung,  welche  sie  den  Weibern  im  Erbrecht  anweisen,  wird 
wesentlich  andere  Gruppen  ergeben. 

In  einem  ersten  Abschnitt  werden  wir  diejenigen  Rechte 
behandeln,  in  denen  das  Weib  eine  erbrechtliche  Sonderstellung 
einnimmt,  während  ein  zweiter  die  übrigen  Rechte  darstellen 
soll;  innerhalb  der  ersten  Gruppe  scheiden  sich  dann  wieder 
diejenigen  Rechte,  bei  denen  wir  eine  Fortentwickelung  beob- 
achten können,  von  denen,  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall 
ist.  Ein  Schlussparagraph  soll  dann  die  erbrechtliche  Stellung 
der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte  im  allgemeinen,  nach 
Umfang  und  Grund,  soweit  sich  leitende  Gesichtspunkte  ergeben 
werden,  zu  zeichnen  suchen. 

*)  (ilasaon  i>.  fiOO,  H02.  Es  steht  auch  gar  nicht  einmal  so  sicher  fest, 
(lass  die  L.  Thur.,  welche  niemals  das  Christenthum  erwähnt,  erst  unter 
Karl  dem  Grossen  anfgeaeichnet  wurde.  Vielleicht  rührt  sie  schon  aus  dem 
fi.  oder  7.  Jahrhundert  her.  Gaupp  Thüringer,  p.  234  fl'. 

')  Stohbe  R.  Q.  p.  24. 
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I.  Theil. 

Rechte  mit  erbrechtlicher  Sonderstellung 
der  Weiber. 

A.  Soweit  ihre  Entwickelung  verfolgbar  ist 

§ 4. 

Die  Rechte  der  Franken. 

Das  salische  Gesetz,  von  dem  uns  ein  günstiges  Geschick 
Recensionen  seiner  ältesten  wie  seiner  karolingischen  Form  er- 
halten hat.  widmet  dem  Erbrecht  einen  besonderen  Titel,  der 
im  Pactus  legis  Salicae,  welcher  noch  deutlich  Spuren  des 
Heidenthnms  und  damit  seines  hohen  Alters  trägt '),  folgenden 
Wortlaut  hat: 

Tit.  LV1II.  De  alodis. 

1.  Si  nuis  mortuus  fnerit  et  filios  non  demiserit.  si  mater 
sua  snperfuerit.  ipsa  in  hereditatein  succedat. 

2.  Si  mater  non  fnerit  et  fratrem  aut  sororem  dimiserit.  ipsi 
in  hereditatem  succedant. 

3.  Tnnc  si  ipsi  non  fuerint,  soror  matris  in  hereditatem 
succedat. 

4.  Kt  inde  de  illis  generationibus  quicunque  proximior  fnerit, 
ille  in  hereditatem  succedat. 

5.  De,  terra  vero  nulla  in  muliere  hereditas  non  pertinebit, 
sed  ad  virilem  secum,  qui  fratres  fuerint,  tota  terra  per- 
teneant. 

Es  treten  uns  in  diesem  Titel  zwei  Tlieile  bestimmt  ent- 
gegen, von  denen  der  erste  (§  1 — 4)  die  Erbfolge  in  Mobilien, 

’)  Grimm  Vorrede  p.  62,  63  hat  die  einzelnen  Beweise  gesammelt. 
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§ 5 dagegen  die  Succession  in  das  Landeigentum  eines  Ver- 
storbenen behandelt.  Die  Ueberschrift  „de  alodis“,  welche 
früher,  in  falscher  Anwendung  des  Sprachgebrauchs  der  Feu- 
disten.  oft  nur  auf  Immobilien  bezogen  wurde,  darf  daran  nicht 
irre  machen.  Denn  in  den  Volksrechten  umfasst  das  Wort  das 
ganze  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen.  So  zählt  die 
L.  Angl,  et  Wer.  in  ihrem  ebenso  fiberschriebeneu  Titel  „pecu- 
uia,  mancipia,  vestis  bellica,  terra“  auf,  ähnlich  bezeichnet 
L.  Hai.  II,  1 jj  3 mit  „alodis“  die  gesammte  Habe,  und  wenn 
Grimm  ')  „alodis“  unter  den  ältesten  Bezeichnungen  für  liegendes 
Eigen  anfuhrt,  so  ist  dies  nur  soweit  richtig,  dass  zum  Alode 
auch  Grundeigentum  gehören  kann,  an  und  für  sich  aber  dar- 
unter auch  das  übrige  Vermögen  einbegriffen  ist. 

Als  Reihenfolge  der  Erbberechtigten  ergiebt  sich  danach 
für  das  Mobiliarvermögen: 

1.  filii,  worunter  Söhne  und  Tücher  zu  verstehen  sind. 
Das  ergiebt  eine  Formel a),  in  der  ein  Erblasser  den  Kindern 
seiner  Tochter,  die  neben  ihren  Oheimen  ab  intestato  nichts 
erben  würden,  alles  das  vermacht: 

quiequid  . . genetrix  vestra,  si  mihi  suprestis  fuissot.  de 

alode  mea  recipere  poterat. 

Nur  Ziminerle  lässt  beweislos  und  im  Widerspruch  mit 
allen  übrigen  Gelehrten  filii  in  seiner  Wortbedeutung  als 
Söhne  *), 

2.  mater. 

3.  frater  aut  soror;  nach  Cod.  3.  frater  et  soror,  nach 
Cod.  2.  frater  allein. 

Das  „aut“  des  Pactus  begründet  keinen  Vorzug  des  Bru- 
ders, da  es  im  damaligen  Latein  häufig  für  „et“  gebraucht 
wird4)  womit  es  auch  im  Cod.  3.  vertauscht  ist.  Die  Lesart 
„frater“  ist  durchaus  verwerflich,  da  Cod.  2 der  in  demselben 
Titel  4?  5 Abweichungen  von  den  übrigen  Handschriften  zeigt, 
die  sicherlich  allein  auf  Uugenauigkeit  des  Abschreibers  be- 
ruhen, hier  nur  Anspruch  auf  schwächere  Autorität  hat. 

4.  soror  matris. 

')  Grimm  R.  A.  p.  493. 

’)  Mar.  II,  10  {—  Koz.  132),  auch  Sinn.  22  = Lind.  54. 

*)  Zimmerle  p.  266. 

*)  Pardessus  p.  702. 
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4 a.  soror  patris  nach  Cod.  2.  allein,  aber  von  sämmtlichen 
neueren  Redaktionell  (Codd.  5 — 10  und  Emendata.  in  der  letzten 
mit  4 vertauscht)  aufgenommen. 

5.  de  illis  generationibus  quicunque  proximior  fuerit.  d.  h. 
die  entfernteren  Verwandten  nach  Gradesnfthe , der  weitere 
Erbenkreis ').  Obwohl  in  den  Worten  des  Gesetzes  keine  An- 
deutung liegt,  dass  unter  diesen  Verwandten  durch  das  Ge- 
schlecht ein  Unterschied  hervorgerufen  werden  solle8),  wollen 
viele  Gelehrte1)  auch  hier  eine  Zurücksetzung  der  Weiber 
finden.  Dahin  rechnet  Wiarda,  dem  es  freilich  zu  gute  zu 
halten  ist,  dass  er  häufig  ältere  und  neuere  Redaction  der 
L.  Sal.  nicht  auseinanderhält,  Beseler  und  v.  Amira,  der  die 
Möglichkeit  des  Gegentheils  einfach  mit  Rücksicht  auf  die  ent- 
gegengesetzte Richtung  der  Rechtsentwickelung  bestreitet,  merk- 
würdigerweise auch  Griesinger,  den  wir  sonst  in  der  Opposition 
gegen  die  Annahme  einer  Zurücksetzung  der  Weiber  finden 
werden.  Auch  Rosin  lässt  mit  seiner  grundlosen  Behauptung, 
dass  die  „verba  .de  illis  generationibus1  ad  eas  spectant  geue- 
rationes,  quibus  terrae  hereditas  defertur“  für  Rubrik  5 nur 
Männer  zur  Erbfolge  zu. 

Die  dargestellte  Erbordnung  erscheint  zunächst  über- 
raschend. Im  Gegensatz  zu  der  gewöhnlichen  Annahme,  welche 
die  alte  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  möglichst  ungünstig 
zeichnet,  tritt  uns  hier  eine  offenbare  Bevorzugung  derselben 
entgegen.  Es  hat  nicht  an  Versuchen  zur  Lösung  dieses  Räth- 
sels  gefehlt. 

Waitz  *),  der  wenigstens  nicht  den  Vater  als  Erben  missen 
will,  erklärt  dessen  Fehlen  durch  den  Umstand,  dass  der 
Sohn,  bei  Lebzeiten  des  Vaters,  zu  dessen  Familie  gehörte, 
trotz  Mündigkeit  und  Berechtigung  zur  Waffenführung  kein 
gleichberechtigtes  Glied  der  Gemeinde  wurde,  also  nur  aus- 
nahmsweise zu  vererbendes  Gut  besitzen  konnte;  auf  den  sel- 
tenen Fall,  dass  durch  Tod  des  Sohnes  etwas  an  den  Vater 


*)  nach  t.  Amira  p.  8. 

*)  Waitz  A.  R.  p.  115. 

*)  Wiarda  p.  258.  Beseler  E.  V.  1.  p.  DO.  v.  Amira  p.  18.  !>anz  p.  57. 
Rosin  p.  22. 

4)  Waitz  A.  R.  p.  108,  109.  Ihm  folgen  v.  lnaina-äteruegg  p.  103.  Sobm 
in  Z.  S.  f.  R.  G.  V.  p.  426.  Anm.  66. 
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fiel,  habe  die  L.  Sal.  darnm  keine  Rücksicht  genommen.  Allein 
Dargun ')  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam , dass  der  eman- 
cipirte  Sohn  ein  Sondervermögen  erhielt,  dessen  Vererbung  vom 
Gesetz  hätte  normirt  werden  müssen. 

Zoepfl  und  Bohrend1)  schieben  das  Fehlen  des  Vaters, 
die  Bevorzugung  der  Mutterschwestern  und  die  Weglassung  der 
Oheime  auf  die  Fngenauigkeit  der  Abschreiber,  die  einer  ganz 
gewöhnlichen  Erbfolge  einen  so  wunderbaren  Charakter  aufge- 
drückt hätte.  Doch  bleibt  es  bei  dieser  Erklärung  immerhin 
merkwürdig,  dass  dieselbe  Ungenauigkeit  in  Handschriften,  die 
unabhängig  von  einander  entstanden  sind,  wiederkehren  sollte. 

Zum  Vater  der  dritten  Theorie,  die  am  meisten  Schule 
gemacht  hat,  wurde  E.  Wiarda*),  der  die  Frage,  warum  die 
elterlichen  Brüder  nicht  genannt  seien,  dahin  beantwortet : 
„Vielleicht  haben  die  Gesetzgeber  deren  Erbrecht  als  bekannt 
vorausgesetzt,  so  wie  sie  auch  die  bekannte  Erbfolge  der  Brü- 
der und  Schwestern  ganz  übergangen  haben“.  Zwar  hätte  die 
scharfe  Kritik  Griesingers4)  vor  weiterer  Nachfolge  abschrecken 
sollen,  der  „in  diesen  wenigen  Worten  nichts  als  Felder  und 
Irrthümer“  findet,  was  für  das  angebliche  Uebergehen  der  ge- 
schwisterlichen Erbfolge  auf  der  Hand  liegt,  die  Wiarda  selbst 
auf  der  vorhergehenden  Seite  seines  Werkes  ausdrücklich  er- 
wähnt hatte. 

Trotzdem  schloss  sich  Schaffner*)  derselben  Ansicht  an  und 
mit  einer  Variante  auch  Pardessus  •).  Während  letzterem  zu- 
folge die  Weiber  ursprünglich  ganz  von  der  Erbfolge  ausge- 
schlossen wären,  an  welcher  allein  die  Schwertmagen  Antlieil 
gehabt,  Hesse  jetzt  mildere  Auffassung  auch  die  Frauen  zu. 
„Et  comme  le  droit  des  hommes  ötait  d£j&  constant,  on  ne 
songea  pas  meme  ä le  rappeler.  On  nomma  dans  le  § 2 la 
möre,  pour  lui  donner  capacitö,  niais  non  pour  lui  assurer  un 
droit  exclusif“.  Ebenso  sei  in  den  späteren  Paragraphen  unter 
der  Tante  der  Oheim  mitverstanden. 


‘)  Dargun  p.  63. 

*)  Zoepfl  III.  p.  226.  Behrend  in  Z.  S.  f.  B,  ti.  XIII.  p.  21. 
’)  Wiarda  p.  268. 

4)  Danz  p.  47.  Anm. 

‘)  Schaffner  p.  299.  Anm.  148. 

*)  Pardessus  p.  701. 
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v.  Amira ')  spricht  es  bereits  wie  ein  Dogma  aus,  dass 
der  Pactus  durchaus  keine  vollständige  Erbenreilie  zu  geben 
beabsichtige,  sondern  die  Grundsätze  der  Männersnccession  als 
allbekannt  voraussetze,  obwohl  Waitz  und  Lewis  auf  die  Grund- 
losigkeit dieser  Annahme,  die  jedes  Anhaltes  entbehrt,  hinge- 
wiesen®). Damit  erkläre  sich  das  Schweigen  Uber  den  Vater 
und  die  beiden  Oheime:  der  Bruder  sei  neben  der  Schwester 
nur  genannt,  „um  ganz  sicher  zu  gehen“. 

Eosin*),  von  der  gleichen  Ansicht  ausgehend,  dass  die  Lex 
nur  die  in  die  ursprüngliche  Schwertmagenfolge  hineingeschobene 
weibliche  Erbfolge  fixiren  wolle,  sieht  in  der  Nennung  grade 
der  soror  matris  keine  Bevorzugung  derselben , sondern  die  Absicht 
des  Gesetzgebers,  als  Erbin  eine  solche  Person  zu  erwähnen, 
die  früher  wegen  des  doppelten  Hindernisses  des  weiblichen 
Geschlechts  und  der  Verwandtschaft  durch  ilie  Weiberseite  in 
keiner  Weise  zur  Erbschaft  zugelassen  worden  war.  Gierke4) 
rühmt  dieser  Bemerkung  Rosin’s  nach,  dass  sie  über  diese 
dunkle  Stelle  des  Gesetzes  neues  Licht  verbreite  und  alle 
Schwierigkeiten  löse,  schreibt  aber  dem  Verfasser  des  Pactus 
damit  eine  Absichtlichkeit  in  der  Wahl  seiner  Ausdrücke  zu, 
wie  sie  jenem  uralten  Gesetzgeber  sonst  gänzlich  fern  gelegen  hat. 

An  Opposition  gegenüber  dieser  Gesetzesauslegung,  die 
sich  gar  nicht  mit  den  Worten  des  Gesetzes  befasst,  sondern 
alles  wesentliche  als  ungeschrieben  voraussetzt,  hat  es  freilich 
nie  gefehlt. 

Griesinger6)  machte  darauf  aufmerksam,  dass  in  den  Insti- 
tuten des  Reipus  und  der  Chrenecruda  sich  ebenfalls  Bevor- 
zugung der  mütterlichen  Verwandten  zeige,  und  wies  zur  Er- 
klärung darauf  hin,  dass  man  das  Band  zwischen  der  Mutter- 
schwester und  ihren  Neffen  und  Nichten  wahrscheinlich  für 
enger  und  zärtlicher  hielt  als  das  Verhältnis»  zu  den  Vater- 
schwestern. Beseler  und  Laboulaye  vermutheten,  unabhängig 
von  einander,  aus  der  Nennung  der  weiblichen  Succession  das 


*)  v.  Amira  p.  3. 

*)  Waitz  A.  R.  p.  1U8.  Lewis  p.  403. 
*)  Rosin  p.  36. 

*)  Gierke  Z.  S.  p.  440. 

‘)  Dan*  p.  38  ff. 
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Vorhandensein  einer  Gerade1).  Auch  Waitz1)  erkennt,  wenn  er 
auch  das  Fehlen  des  Vaters  in  der  Erbenreihe  andere  erklärt, 
sonst  einen  Vorzug  der  weiblichen  Verwandtschaft  im  Erbrecht 
und  in  den  genannten  Instituten  an,  und  weist  als  Analogie  auf 
die  bekannte  Stelle  des  Tacitus.  nach  welcher  Verwandtschaft 
durch  die  Weiberseite  ebenfalls  ein  innigeres  Verhältniss  er- 
zeugt, als  es  mit  den  väterlichen  Angehörigen  besteht: 

sororum  filiis  idem  apud  avunculum  qui  apud  patrem  ho- 
nor.  quidam  sanctiorem  artioremque  hunc  nexum  sanguinis 
arbitrantur3). 

Aber  erst  Dargun  ist  es  gelungen,  nachdem  eine  Andeu- 
tung Bachofens4),  dessen  umfangreiches  Werk  sich  auf  das 
vorklassische  Alterthum  beschränkt,  unbeachtet  geblieben,  die 
richtige  Erklärung  für  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber 
unter  den  heidnischen  Saliern  zu  geben. 

Danach  haben  wir  es  hier  mit  den  Resten  des  Mutterrechts 
zu  thun,  d.  h.  mit  den  Ueberbleibseln  eines  Zustandes,  der  meist 
in  die  vorhistorische  Periode  der  Nationen  zurückreicht,  wo  bei 
dem  ungeregelten  geschlechtlichen  Verkehr  die  Blutsverwandt- 
schaft einzig  durch  die  Mutter,  quae  sola  semper  certa  est,  ver- 
mittelt wird.  Auf  dieser  Grundlage  gestaltet  sich  natürlich 
das  ganze  Familienrecht  unsem  Anschauungen  völlig  entgegen- 
gesetzt. und  damit  zugleich  das  Intestaterbrecht  — von  Testa- 
menten war  ja  bekanntlich  bei  den  älteren  Germanen  gar  keine. 
Rede  — , das  unter  solchen  Umständen  nur  der  Mutter  und  den 
durch  die  Mutter  verwandten  Personen  zustehen  konnte.  Die 
Erbreihe  würde  hiernach  die  folgende  sein : 

1.  liberi. 

2.  mater. 

3.  frater  et  soror. 

4.  frater  et  soror  matris. 

6.  de  illis  generationibus.  qnae  per  matrem  cognatae  sunt, 
quaecunque  proximior  fuerit. 

Sie  deckt  sich  nur  zum  Theil  mit  derjenigen  des  Pactus, 
indem  der  letztere  den  frater  matris  streicht  und  dafür  die 

*)  Beseler  E.  V.  I.  p.  50.  Aura.  7.  Laboulaye  Keeli.  p.  111.  Anm.  I. 

»)  Waitz  A.  R.  p.  107,  110. 

*)  Tac.  Germ.  cp.  20. 

*)  Kacliufeu  Einleitung  p.  IX,  Sp,  2.  p.  X,  Sp.  1. 
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soror  patris  setzt  und  im  weiteren  Erbenkreis  auch  väterliche 
Angehörige  zulässt. 

Aber  wir  dürfen  uicht  ausser  Acht  lassen,  dass  bei  den 
Saliern  zur  Zeit  ihrer  Gesetzesredaktion  durchaus  nicht  mehr 
Hetairismus,  sondern  ein  wahres  eheliches  Leben  bestand,  die 
Heranziehung  von  väterlichen  Verwandten  also  ganz  natürlich 
erschien,  dass  ferner  die  Bevorzugung  der  Verwandten  durch 
die  Weiberseite  leicht  mit  einer  Bevorzugung  weiblicher  Ver- 
wandter überhaupt  vertauscht  wurde,  eine  Eigentümlichkeit, 
wie  sie  auch  bei  andern  Völkern  im  Zustande  des  Mutterrechts 
vorkommt1),  dass  endlich ‘nur  Trümmer*)  des  Mutterrechts  in 
das  salische  Gesetz  Aufnahme  gefunden,  die  nach  Aufgabe  des 
Heidenthums  bald  ganz  abstarben,  so  dass  die  neueren  Gesetzes- 
redaktioneu  fast  alle  Spuren  davon  vertilgten. 

Den  Ausführungen  Dargun’s,  der  freilich  bei  Betrachtung 
der  übrigen  Volksrechte  in  der  Annahme  mutterrechtlicher  Ele- 
mente zu  weit  geht,  schliessen  sich  von  den  neuesten  Darstellern 
des  deutschen  Privatrechts  Stobbe  und  Heusler  an,  und  auch 
Glasson  giebt  die  Möglichkeit  zu,  dass  es  sich  in  den  erwähnten 
Bestimmungen  der  L.  Sal.  um  unorganische  Reste  von  Mutter- 
recht  handle.*) 

Den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertritt  Brunner*),  der 
die  Unhaltbarkeit  der  Annahme,  dass  im  Pactus  mutterrecht- 
liche Ueberbleibsel  zu  linden  seien,  abgesehen  von  den  im  fol- 
genden besprochenen  Gründen,  noch  specieller  nachzmveisen 
versprochen  hat. 

Er  beruft  sich  namentlich  auf  das  taciteische  Erbrecht,  das, 
da  es  gegen  400  Jahre  weiter  zurückliege,  das  Mutterrecht, 
dessen  Fragmente  sich  doch  noch  in  der  L.  Sal.  erhalten  haben 
sollen,  desto  schärfer  zum  Ausdruck  bringen  müsse,  in  Wahr- 
heit aber  ganz  entgegengesetzt  laute: 


')  Eamein  bei  Gide  p.  82:  „Le  droit  successoral  (unter  Herrschaft  des 
Mutterrechts)  non  transmet  seuleinent  les  biens  nux  seuls  parents  par  les 
fenimes,  mais  encore  parmi  ceux  - ei  souvent  choisit  les  femmes  elies  - me- 
ines ä l'exclusion  des  homnica. 

’)  Dargun  p.  72. 

*)  Stobbe  p.  84.  Heusler  II.  p.  521  ff.  Glasson  p.  615,  617. 

4)  Brunner  p.  79  ff. 

Opet,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber.  i 
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heredes  . . successoresque  sui  cuique  liberi . . si  liberi  non  sunt. 

proxinms  gradus  in  possessione  fratres,  patrai.  avunculi '). 

Abgesehen  von  dem  Inhalt  dieser  Notiz,  fragt  sich  doch 
zunächst,  ob  wir  es  hier  mit  erbrechtlichen  Bestimmungen  zu 
thun  haben,  die  wirklich  für  Deutschland  in  seiner  Totalität, 
also  auch  für  die  Ahnen  der  späteren  Franken,  Geltung  haben 
sollten.  Tacitus  versichert  zwar,  das  die  in  der  Germania  bis 
cp.  26  gegebenen  Nachrichten  sich  auf  ganz  Deutschland  be- 
ziehen8). Allein  die  neuere  Forschung  hat  doch  ergeben . dass 
Tacitus  auch  bei  diesen  Schilderungen  nur  bestimmte  kleinere 
Theile  Deutschlands  berücksichtigt  habe s)  und  bei  seiner  Unkennt- 
niss  vom  Innern  Deutschlands  auch  nur  berücksichtigen  konnte. 
Nur  „die  Sucht  zur  Generalisirnng“.  wie  v.  Inama-Sternegg  es 
wohl  zu  scharf  bezeichnet,  hat  ihn  häufig  veranlasst,  die  Herr- 
schaft von  Instituten,  die  sich  nur  bei  einzelnen  Völkerschaften 
fanden,  in  der  ganzen  Nation  anzuuehmen.  Die  blosse  Berufung 
auf  das  taciteische  Erbrecht  kann  demnach  für  sich  nicht  die 
Möglichkeit  nehmen,  dass  in  denjenigen  Theilen  Deutschlands, 
die  der  Kunde  des  Tacitus  entgangen  sind,  ein  anderes  Erb- 
recht, das  vielleicht  noch  bedeutende  Spuren  von  Mutterrecht 
enthielt,  gegolten  habe.  Auch  bei  anderen  Nationen,  die.  wie  die 
Germanen  des  Tacitus,  in  eine  Mehrheit  stark  von  einander 
differirender  Stämme*)  zerfallen,  sind  dieselben  Verhältnisse  zu 
einer  Zeit  in  der  verschiedensten  Weise  geregelt.  Einen  solchen 
Zustand  finden  wir  bei  den  heutigen  Malayen  in  den  holländi- 
schen Kolonien*).  Hier  herrscht  je  nach  den  einzelnen  Stämmen 
das  agnatische  Prinzip  oder  das  Mutterrecht,  das  letztere  nicht 
bloss  in  der  abgeschwächten  Form,  wie  es  bei  einzelnen  ger- 
manischen Völkerschaften  im  taciteischen  Zeitalter  der  Fall 
gewesen  sein  mag,  sondern  in  absolutester  Schroffheit.  Durch 
seine  Notiz  von  der  Erbfolge  bei  den  Tencteren  lässt  Tacitus  ®) 

')  Tac.  Germ.  cp.  20. 

*)  Tac.  Germ.  cp.  27: 

Haec  in  commune  de  omnium  Gennanorum  origine  ac  moribus 
accepimus. 

*)  Wiedemann  p.  179.  v.  Inama-Sternegg  H.  S.  p.  22  ff. 

*)  Das  Gegeutheil  behauptet  freilich  Gide  p.  203. 

*)  Köhler  p.  463  ff. 

*)  Tac.  Germ.  cp.  32. 
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ja  selber  erkennen,  dass  bei  einzelnen  Stämmen  von  dem  Erb- 
recht, das  er  vorher  als  das  allgemein  gültige  aufgestellt  hatte, 
bedeutende  Abweichungen  vorkamen. 

Wird  die  taciteisehe  Erbfolge  gegen  die  mutterrechtlichen 
Spuren  in  der  L.  Sal.  ins  Feld  geführt,  so  müsste  danach  min- 
destens erwiesen  sein,  dass  sich  dieselbe  gerade  auf  diejenigen 
Stämme  bezieht,  aus  welchen  später  die  gens  Francorum  er- 
wachsen ist.  In  dieser  Frage  stehen  aber  die  Ansichten  ein- 
ander so  extrem  gegeuüber,  dass  wir  auf  ihre  Beantwortung 
werden  verzichten  müssen.  Selbst  wenn  wir  die  Meinung 
Wiedemann’s 1 ) , Tacitus  habe  vorwiegend  die  östlichen  Ger- 
maneustämme  geschildert  und  sicli  dabei  auf  ein  Werk  des 
Sallust  gestützt,  trotz  der  auffallenden  Aehnlichkeit,  die  manche 
Stellen  der  Germania  mit  horazischen  und  vergilischen  Beschrei- 
bungen haben,  die  zweifellos  aus  dieser  Quelle  herrühren,  als 
zu  unwahrscheinlich  zurück  weisen  — die  Annahme,  dass  Ta- 
citus  «len  Schauplatz  der  letzten  Kömerkämpfe,  also  vorwiegend 
«las  am  Niederrheiu  belegeue  batavische  Gebiet,  im  Auge  gehabt 
habe“),  führt  zu  keinem  besseren  Resultat.  Denn  wenn  wir 
auch  die  Franken,  und  speziell  die  salischen  Franken,  in  der 
zweiten  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts  in  jenen  Gegenden  finden, 
so  felüt  es  doch  au  jedem  Nachweise  dafür3),  dass  die  Franken 
zum  grösseren  Theil  aus  den  schon  zur  Zeit  des  Tacitus  am 
Niederrhein  wohnenden  Völkerschaften  erwuchsen,  dass  nicht 
vielmehr  die  Hauptmasse  aus  neuen,  vom  Inneren  Deutschlands 
kommenden  Schaaren  bestand,  die  vom  römischen  Einfluss  we- 
niger ergriffen,  auch  in  familien-  und  erbrechtlicher  Beziehung 
noch  treu  an  Ueberbleibseln  einer  älteren  Periode  hingen  und 
in  ihrem  Gesetze  zum  Ausdruck  brachten. 

Endlich  kann  auch  die  Erbfolgeordnung  selbst,  wie  sie  aus 
Tacitus'  Worten  sich  ergiebt,  m.  E.  gegen  die  Möglichkeit 
mutterrechtlicher  Rudimente  im  Paetus  nicht  verwendet  werden. 
Ohne  Frage  haben  wir  es  hier  mit  unvollständigen  Notizen  zu 
thun,  die  leicht  auf  Missverständnissen  beruhen  können4).  Das 

■)  Wiedeinnnu  p.  179,  1H8. 

*)  v.  Iuama-Steruegg.  H.  S.  p.  4M. 

J)  Wailz  V.  Li.  11,  1.  p.  ZI  ff.  Brunner  |).  42  ff. 

4)  Zispfl  K.  «i.  III.  p.  210.  Schrwler  p.  70.  Anm.  130.  Auch  v.  Sybel  p. 
121  spricht  von  der  Manier  des  Tacitus,  immer  plastische  Bilder  und  niemals 

«• 
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Fehlen  der  Schwestern  unter  den  Erben . während  die  fratres 
als  solche  eintreten,  beweist  die  Unvollständigkeit.  Wenn  die 
ausdrückliche  Bezeichnung  der  liberi  ‘),  als  Erben  auch  des 
Vaters,  und  des  patruus*)  allerdings  gegen  ein  in  voller  Kraft 
bestehendes  Mutterrecht  spricht*),  so  ist  die  Nennung  des 
Mutterbruders  ein  eben  so  sicheres  Zeichen,  dass  auch  das 
Prinzip  der  Agnation  noch  nicht  zur  Alleinherrschaft  gelangt 
war. 

Als  ferneren  Beweis,  dass  den  Germanen  des  Tacitus  und 
um  so  mehr  denen  der  L.  Sal.  die  Erinnerung  an  das  Mutter- 
recht und  an  die  Vermittelung  der  Verwandtschaft  nur  durch 
die  Weiberseite  völlig  entschwunden  war,  zieht  Brunner  die 
Stammsage  der  Germanen  von  den  drei  Söhnen  des  Mannas 
heran4).  Allein  es  fehlt  auch  nicht  an  Belegen  dafür,  dass  sich 
trotz  dieser  allen  Germanen  gemeinsamen  Stammsage  bei  man- 
chen germanischen  Völkerschaften  besondere  Stammsagen  fan- 
den, in  denen  die  Herleitung  von  einem  Weibe,  einer  Stamm- 
mutter, betont  wird.  Die  Langobarden  erzählten  noch  nach 
ihrer  Einwanderung  in  Italien  von  der  Begründerin  ihres 
Königshauses  Gambara  und  ihren  zwei  Söhnen,  ohne  eines 
Vaters  derselben  zu  erwähnen*).  Das  Verhältnis  dieser  lango- 
bardischen  zur  allgemeinen  germanischen  Stammsage  dürfte  dem 
Verhältniss  von  Mutter-  und  Vaterrecht  unter  den  damaligen 
Germanen  entsprechen.  Im  grossen  und  ganzen  war  unstreitig 
das  agnatische  Princip  das  herrschende  geworden;  deswegen 
konnten  aber  bei  einzelnen  Stämmen  sehr  gut  Anklänge  an  das 
ursprüngliche  Mutterrecht  geblieben  sein,  die  sich  auch  bei 
monogamischen  Völkern  häufig  finden  *). 


juristische  Begriffsbestimmungen  zu  geben.  Dagegen  nimmt  Uide  p.  205, 
doch  wohl  mit  Unrecht,  an,  gerade  bei  Schilderung  der  Einzelheiten  des  ger- 
manischen Hechts,  und  so  auch  bei  der  Erbfolge,  sei  Tacitus  besonder!)  genau. 

l)  Niutta  p.  340  leitet  daraus  völlige  ErbuufÄhigkeit  der  Weiber  her, 
wobei  er  übersieht,  dass  Tacitus  „liberi“,  nicht  „tilii“  schreibt. 

*)  Heusler  II.  p.  523  nimmt  an,  Tacitus  habe  den  Vaterbruder  irrthttm- 
lich  eingeschoben,  der  ihm,  dem  Körner,  in  der  Reihenfolge  der  Erbberechtig- 
ten ganz  unentbehrlich  scheinen  mochte. 

’)  Brunner  p.  fiO. 

*)  Brunner  1.  c. 

*)  Dargun  p.  57. 

*)  Eismein  bei  Gide  p.  32. 
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Uebrigens  haben  sich  nicht  nur  im  Erbrecht  des  Pactus 
Spuren  von  der  einstigen  Existenz  des  Mutterrecbts  bei  den 
germanischen  Völkerschaften  erhalten.  Auch  für  andere  Eigen- 
heiten, welche  bei  Nationen,  die  sich  noch  in  jenem  primären 
Zustand  befinden,  vorhanden  zu  sein  pflegen,  lassen  sich  Belege 
bringen.  Dahin  gehört  das  schon  erwähnte  enge  Verhältniss 
zuiu  Mutterbruder1);  die  Verehrung  von  weiblichen  Gottheiten, 
deren  Kultus  mit  gekeimnissvolleu  Mysterien  umkleidet  ist*), 
und  die  bei  angelsächsischen  Königen  vorkommende  Sitte,  die 
Frauen  ihrer  Vorgänger  zu  heirathen s),  welche  sich  auch  bei 
den  ganz  vom  Mutterrecht  beherrschten  alten  Aegyptern4)  fin- 
det, da  „die  Königin,  obwohl  nicht  selbst  regierend,  doch  als 
Weib  die  Quelle  der  Macht  und  darum  höher  und  geehrter  als 
der  König  ist4).“  — 

ln  scharfem  Gegensatz  zu  dieser  Bevorzugung  der  Weiber 
in  Mobilien  steht  § 5,  der  ihnen  jede  Erbfolge  in  das  Land 
verweigert,  das  völlig  „ad  virile  sexu,  qui  fratres  fuerint“  falle. 
Manche  Schriftsteller6)  leugnen  zwar  diese  Unfähigkeit  des 
Landerwerbes  und  beschränken  sie  auf  die  Succession  in  „terra 
Salica“,  ein  Ausdruck,  der  Land  von  einer  besonderen  Qualität 
bezeichne  und  schon  in  den  jttugeren  Redaktionen  zu  ergänzen 


')  Esmein  erkennt  die»  bei  Gide  1.  c.  Anm.  1 ebenfalls  an;  Gide  da- 
gegen fasst  die  Stellung  de»  Mutterbruders  bei  den  alten  Deutschen  ganz 
anders.  Er  sagt  p.  201 : „Ce  frtre  de  la  mere  repr£sentait  dans  la  maison 
l autorite  inatemelle  que  la  mere  ä raison  de  l’incapacith  de  son  sexe,  ne 
pouvait  exercer  que  par  autrui.“.  Diese  Erklärung  dürfte  indessen  hinfällig 
sein.  Für  die  juristischen  Akte,  bei  denen  die  Ehefrau  ihre»  Geschlechts  wegen 
nicht  mitwirken  konnte,  trat  doch  der  Inhaber  des  Hundinms  über  sie,  also 
ihr  Ehemann,  für  sie  ein;  handelte  es  sich  aber  bloss  um  Geltendmachung 
der  mütterlichen  Autorität,  also  um  moralische  Ansprüche,  so  ist  nicht  einzu- 
sehen, weshalb  grade  der  Bruder  der  Frau,  und  nicht  ebenso  gut  oder  noch 
besser  ihr  Vater  seinen  Einfluss  zu  ihren  Gunsten  verwenden  sollte. 

*)  Tac.  Germ.  cp.  40; 

. . Nerthum,  id  est  Terram  matrem  colunt  . . servi  ministrant, 
quos  »tat  im  idem  lacus  haurit;  arcanus  hinc  terror  sanctaque  ig- 
norantia. 

Auch  Weinhold  p.  29  ff. 

*)  Weinhold  p.  243. 

4)  Esmein  bei  Gide  p.  62. 

*)  Bachofen  p.  113. 

•)  Danz  p.  77,  284.  Wiarda  p.  246  ff. 
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sei.  Allein  es  liegt  gar  kein  Grund  vor,  mit  der  handschrift- 
lichen Ueberlieferung  eine  Aenderung  vorzunehmen.  Freilich 
tritt  auch  Glimm')  dafür  ein.  um  „die  feierliche  Benennung 
des  den  Männern  vorbehaltenen,  den  Weibern  entzogenen  ange- 
stammten Erblandes“  in  den  ältesten  Text  hineinzuretten.  Un- 
möglich kann  dieser  Wunsch  jedoch  als  hinreichende  Begründung  er- 
scheinen, zumal  der  gänzliche  Ausschluss  der  Weiber  sich  ans 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  erklärt,  wie  sie  vor  der 
chlodwigischen  Eroberung  Galliens  unter  den  Franken  bestan- 
den. Diese  Betrachtung  wird  auch  die  andere  Ansicht*),  nach 
welcher  die  Weiber  bei  der  Landerbfolge  den  Männern  nur  in 
bestimmtem  Masse  nachgestanden,  in  ihrer  Unrichtigkeit  darthnn. 

Das  Erbrecht  setzt  notwendig  Individualeigenthum  vor- 
aus, Erbrecht  an  Liegenschaften  Imlividualeigenthum  an  diesen. 
Innere  Gründe  und  historische  Ueberlieferung  bringen  aber  den 
unumstössliehen  Beweis,  dass  sich  das  letztere  bei  weitem 
später  entwickelt  hat,  als  das  Induvidnaleigenthum  an  Mobilien. 
Die  Angehörigen  einer  deutschen  Familie  zu  Caesars  Zeit, 
denen  meist  nur  Viehzucht  und  Jagd  als  Erwerb  dienten, 
hatten  Sondereigenthum  an  ihren  Haustieren  und  dem  erlegten 
Wild,  dem  Jagdgeräth  und  den  Kleidungsstücken : der  geringe 
Ackerbau,  der  daneben  betrieben  wurde,  konnte  nicht  Grund- 
lage eines  Privateigenthums  am  Boden  werden,  da  der  einzelne 
das  Land  zum  Nutzen  seiner  Gentilverbindnng  bebaute,  und 
das  jährliche  Wechseln  der  Ackerlose  die  Sesshaftigkeit,  eine 
notwendige  Voraussetzung  individualen  Grundbesitzes,  unmög- 
lich machte*).  Letztere  Gewohnheit  bestand  auch  noch  als 
Tacitus  seine  Germania  verfasste4).  Bedeutende  Veränderungen 
traten  in  den  folgenden  Jahrhunderten  ein.  Die  Salier  des 
Pactus  sitzen  bereits  auf  bleibenden  Hofstätten . von  denen  ans 
ein  geregelter  Ackerbau  betrieben  wird;  aber  unzweideutige 
Spuren  sind  auch  jetzt  noch  davon  vorhanden,  dass  trotzdem 
die  Idee  eines  Individualeigentums  des  Bauern  an  dem  von 


*)  Grimm  Vorrede  p.  83. 

’)  Laboulaye  Hist.  p.  417.  Zimmerte  p.  26ö.  Thadirhnro  p.  187,  der 
freilich  die  L.  Sal.  fälschlich  erst  nach  dem  Kdict.  Hilp.  entstanden  sein  lässt. 
J)  Caes.  de  bell.  Gail.  VI,  21  § 3.  22  §g  1.  2. 

*)  Tac.  Germ.  cp.  26. 
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ihm  bearbeiteten  Stücke  Land  noch  keine  sehr  tiefen  Wurzeln 
geschlagen. 

Als  die  Germanen  sich  in  dauernden  Wohnsitzen  anzu- 
siedeln entschlossen,  erfolgten  solche  Niederlassungen  nicht  von 
einzelnen,  sonderu  von  jenen  Verbindungen  oder  Geschlechtern, 
welche  schon  vorher  durch  natürliche  oder  fiktive  Verwandt- 
schaft und  durch  die  gemeinsame  Betreibung  des  nur  sporadischen 
Ackerbaues  geistig  und  wirthschaftlich  verbunden  waren ').  Der 
ganze  Stamm  occupirte  eine  Feldmark,  deren  einzelne  Theile, 
sortes,  er  zunächst  durch  jährliche  Verlosung  den  einzelnen 
Familienhäuptern  zur  Bebauung  überwies,  während  das  Eigen- 
thnm  daran  dem  Geschlecht,  der  genealogia 2),  verblieb.  Zwei 
Umstände  trugen  zur  Erschütterung  dieser  Verhältnisse  bei: 
die  jährlichen  Verlosungen,  die  bei  ständigem  Wechsel  der 
ganzen  zu  bebauenden  Ackerfläche  eine  Nothwendigkeit  gewesen, 
mussten  jetzt,  wo  die  Fläche  selbst  ungeändert  blieb,  über- 
flüssig. ja  schädlich  erscheinen,  da  sie  dem  einzelnen  die  Lust 
nehmen  mochten,  dauernde  Verbesserungen  an  dem  ihm  zuge- 
fallenen Theile  vorzunehmen,  den  er  in  einem  Jahre  mit  einem 
anderen,  vielleicht  neue  Schwierigkeiten  bietenden  vertauschen 
musste;  und  der  Begriff  der  Gentilität,  der  die  eigentlichste 
Stütze  des  Geschlechtseigenthums  an  Grund  und  Boden  gewesen, 
musste  zu  dem  der  Dorfgemeinschaft  herabsinken,  als  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  manche  Familien  ausstarben,  an  deren  Stelle 
neue  Ankömmlinge  rückten,  die  in  keiner  gentilicischen  Ver- 
bindung mit  den  Bewohnern  der  Mark,  deren  vicini  sie  ge- 
worden, standen3);  andere  Familien  sich  soweit  ausdehnten, 
dass  der  Begriff  der  Geschlechtsgemeinsamkeit  an  Festigkeit 

*)  Grimm  R.  A.  p.  494.  v.  Maurer  D.  V.  p.  1 fl.  v.  Sybel  p.  37.  Gierke 
G.  R.  p.  60. 

v.  Sybel  geht  freilich  zu  weit , wenn  er  (in  Schmidts  Z.  S.  f.  Geschichts- 
wissenschaft III.  p.  325)  das  Heimfallsrecht  der  vicini.  das  nur  noch  eine 
verstärkt«  Marklosung  war,  auf  den  damals  angeblich  uoch  vorhandenen 
Einfluss  der  Gentilität  zurückführt,  um  den  geutes,  auf  denen  nach  seiner 
Meinung  der  altdeutsche  Staat  ruht,  eine  Existenz  bis  in  die  historischen 
Zeiten  hinein  zu  retten. 

*)  L.  Alem.  tit.  84. 

’)  Der  tit.  de  migrantibus  in  der  L.  Sal.  spricht  von  solchen  Ankömm- 
lingen, deren  Aufnahme  in  den  Dorfverband  die  Zustimmung  der  sämmtlichen 
Gemeindegenossen  voraussetzt. 
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verlor.  So  bildete  sich  denn  zunächst  die  Sitte  heraus,  die 
Zntheilung  des  Ackerlandes  auf  Lebenszeit  vorzunehmen,  und 
erst  beim  Tode  eines  Familienhäuptes  kam  die  Dorfgemein- 
schaft wieder  in  die  Lage  über  die  leer  gewordene  sors  zu 
verfügen1).  Naturgemäss  wird  sie  meist  den  Söhnen  des  Ver- 
storbenen zugewiesen  worden  sein,  die,  durch  den  Tod  des 
Vaters  selbstständig,  Anspruch  auf  einen  Grundbesitz  machen 
konnten,  an  dessen  Innehabung  zwar  kaum  politische  Rechte 
und  Pflichten  geknüpft  waren,  der  aber  ihre  Stellung  in  der 
Gemeinde  bedeutend  sicherte,  sie  namentlich  der  Nahrungssorgen 
überhob.  wie  sie  den  freien,  aber  landlosen  Mann  veranlassen 
mochten,  sich  in  die  Hörigkeit  zu  begeben“).  Von  hier  aus 
war  es  nur  noch  ein  letzter  Schritt  zu  dem  Verhältniss,  das 
uns  in  Pactus  begegnet.  Hier  haben  die  Söhne  eine  feste  An- 
wartschaft auf  das  Land  ihres  Vaters,  die  sich  im  Momente 
seines  Todes  realisirt.  Die  „terra“  ist  zum  Bestandtlieil  der 
väterlichen  liereditas  geworden,  hat  aber  ihren  ursprünglichen 
t'harakter  insoweit  bewahrt,  als  sie  nur  auf  solche  übergeht, 
denen  sie  früher  als  sors  zufallen  konnte,  d.  h.  Söhnen  des 
Erblassers,  „qm  fratres  fnerint“  vom  Standpunkt  der  „nmlier,“ 
welche  t;  5 von  der  Landerbfolge  aussch  Messt.  Sind  solche 
Nachkommen  nicht  vorhanden,  so  erfolgt  consequenterwei.se  der 
Heimfall  nicht  an  die  Töchter,  sondern  an  die  Dorfgemeinde, 
die  eine  neue  Verlosung  'vorzunehmen  hat1).  Die  Existenz 
dieses  Erbrechts  der  vicini  ist  in  der  sichersten  Weise  durch 
das  Edikt  Chilperich's  vom  Jahre  f>74  verbürgt,  in  welchem 
seine  theilweise.  Aufhebung  angeordnet  wird. 

Mit  der  Eroberung  Galliens  trat  in  den  Gruudbesitzver- 
hältnissen  eine  Aenderung  ein.  Zwar  ist  die  ältere  Meinung, 
nach  welcher  die  Franken  Landauftheilungen  vorgenommen 
hätten,  von  Roth  gründlich  widerlegt4).  Aber  die  neuen  fränki- 
schen Ansiedluugen , die  in  den  Wüsteneien  Galliens  erfolgten, 


*)  v.  Maurer  D.  V.  p.  325.  Id.  Einleitung  § 5. 

*)  Guizot  p.  1H1.  Hensler  II.  p.  8.  v.  Inaum-Steruegg  101,  130  ff. 

*)  Thmlidium  p.  184.  Gierke  G.  II.  p.  77.  Id.  Z.  8.  p 430  ff.  Sdierrer 
in  Z.  8.  f.  H.  G.  XIII.  p.  282  ff.  Schröder  Z.  8.  p.  58  ff.  Id.  I!.  G.  p.  201. 
Stobbe  ]i.  88.  Heusler  11.  p.  574. 

*)  Heiueccitu  1.  p.  372,  535  ff.  Guizot  p.  1)3  ff'.  Gans  IV.  p.  62.  La- 
boulaye  Hist.  p.  251.  Dagegen  Roth  p.  68  ff. 
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konnten  sich  dem  Einfluss  ihrer  römischen  Umgebung,  welcher 
eine  derartige  Zurücksetzung  der  Weiher  im  Grundbesitz  völlig 
fremd  war.  auf  die  Dauer  nicht  entziehen1 * * *);  andrerseits  wurde 
das  früher  fast  ganz  allein  herrschende  Vicinalsystem*)  durch 
das  Aufkommen  von  Einzelgrundherrschaften  gesprengt,  die  auf 
ehemaligen  Fiskalgüteru  entstanden,  mit  welchen  die  königliche 
Muniticeuz  bewährte  Diener  auszustatten  pflegte. 

Schon  eine  Urkunde5)  vom  Jahre  520  lässt  die  Königstochter 
Theodechildis  ein  Kloster  mit  Ländereien  dotiren. 

quas  a progenitoribus  nostris  in  hereditate  nobis  successit; 
und  wenn  auch  dies  Diplom,  wie  Pardessus’  Ausführungen  be- 
weisen, sicherlich  unecht  ist,  so  lassen  sich  andere  Fälle  von 
Weibern  mit  Grundbesitz,  die  Gregor  von  Tours  mittheilt, 
nicht  von  der  Hand  weisen. 

Bei  Aufzählung  seiner  Vorgänger  in  der  bischöflichen 
Würde  erwähnt  er  als  vierzehnten  Bischof,  etwa  um  525 *): 
Francilio  ex  senatoribus  . . civis  Pictavus  habeus  coningem 
Claram  nomine,  sed  tilios  non  habens.  Fneruntque  ambo 
divites  valde  in  agris. 

Möglich  wäre  zwar,  dass  wir  es  hier  mit  Römern  zu  tliun 
hätten,  worauf  die  Bezeichnung  ex  senatoribus  und  die  roma- 
nischen Namen  Fraucilio  und  Clara  zu  deuten  scheinen. 

Unzweifelhaft  um  Franken  handelt  es  sich  aber  bei  folgender 
Notiz: 

Beretrudis  . . moriens  tiliam  sum  heredem  instituit, 
wodurch  die  Tochter  in  Besitz  einer 

villa  . , qui  infra  l’ectavum  terminum  erat, 
gelangte 6). 

Fränkischen  Frauen,  nämlich  der  Ingitrudis  nebst  ihren 
drei  Enkeln  und  ihrer  Tochter  Berthegundis,  spricht  König 
Childebert  um’s  Jahr  591  die  Hinterlassenschaft  des  Berthe- 


l)  v.  Sybel  p.  436. 

’)  Dass  neben  dem  Dortsystem  immer  schon  Fälle  von  Einzelhofwirth- 
schaft  vorkamen,  hauptsächlich,  aber  nicht  ausschliesslich,  im  Gebirgsland, 

hat  v.  Inama-Steroegg  durch  sein  , Hofsystem“  erwiesen. 

’)  Breq.-Pard.  I.  Nr.  177. 

*)  Greg.  Tur.  Hist.  Franc.  X,  31. 

*)  Greg.  Tur.  1.  c.  FX,  36. 
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chramnus  zu  ‘).  Nach  der  Ingitrudis  Tode  bestimmt  dann 
(’hildebert  im  folgenden  Jahre, 

oblitus  iudicii.  quod  matri  eius  fecerat, 
auf  ein  Gesuch  der  Berthegundis, 

nt  res  omnes,  qnas  mater  vel  pater  eins  habuerant.  sno 
dominio  subiugaret, 

eine  Anordnung,  welche  Berthegundis  in  der  rücksichtslosesten 
Weise  zur  Ausführung  bringt  *). 

Endlich  nennt  uns  eine  andere  echte  Erkunde3)  ein  Weib 
in  Besitz  der  Liegenschaften  ihres  Sohnes: 

quod  filius  suus  . . quondam  morieus  dereliquit,  et  ad  ip- 
sam  legibus  obvenit. 

Das  sind  alles  Anzeichen,  dass  der  früher  streng  geltende 
Satz  vom  Ausschluss  der  Weiber  .ab  omni  terra“  bedeutende 
Durchlöcherungen  erfuhr. 

Eine  gesetzliche  Sanktinnirung  dieser  Entwickelung  bildet 
das  Edictum  Hilperici  regis  vom  Jahre  574,  dessen  § 3 folgendes 
bestimmt : 

. . si  cumque  vicinos  habens  aut  tilios  aut  filias  post  obi- 
tum  suum  superstitntus  fuerit.  quamdiu  filii  advixerint 
terra  habeant,  sicnt  et  lex  Salica  habet.  Et  si  subito 
filii  defuncti  fuerint.  tilia  simili  modo  accipiat  terras  ipsas, 
sicut  et  filii.  si  vivi  fnissent.  aut  habnissent.  Et  si  mo- 
ritur,  frater  alter  superstiturus  fuerit.  frater  terras  acci- 
piat, non  vicini.  Et  subito  frater  moriens.  frater  non 
derelinquerit  superstitem , tune  soror  ad  terra  ipsa  acce- 
dat  possidemla  det  illi  vero  et  convenit  singula  de  terras 
istas  qui  si  adveuiunt,  ut  leodis  qui  patri  nostro  fuerunt 
consnaetudinem  quam  habnerunt  de  hac  re  intra  se  debe- 
ant  (sc.  couservare). 

Auch  hier  lassen  sich  zwei  Theile  sondern,  ein  verständ- 
licher, der  bis  an  das  Wort  „possidenda“  reicht,  und  die  darauf 
folgenden  Zeilen,  die  freilich  räthselhaft  genug  formulirt  sind. 

Der  Anfang  rekapitulirt  eine  Bestimmung  der  L.  Sal.,  wo- 
mit, wie  v.  Sybel  früher  annahm4),  allerdings  eine  ungeschrie- 

*)  Oreg.  Tur.  1.  c.  IX,  33. 

*)  (i  reg.  Tur.  1.  c.  X,  12. 

•)  Brtq.-Pard.  I.  Xr.  179. 

*)  v.  Sybel  1.  Anfl.  p.  25.  In  der  2.  Aufl.  p.  47  ist  er  von  dieser  An- 
sicht zurückgekommen. 
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bene  Ewa  Saliomm  gemeint  sein  könne.  Zu  dieser  Annahme 
liegt  jedoch  kein  Grund  vor.  Denn  das  Kdictum  bestimmt  zu- 
nächst dasselbe,  was  sich  uns  eben  als  Inhalt  des  § 5 ergeben 
hat,  nämlich  das  Erbrecht  der  Söhne  am  Lande  eines  mit 
Hinterlassung  von  Kindern  beiderlei  Geschlechts  verstorbenen 
Vaters,  der  in  einer  Dorfgemeinschatt  wohnte.  Neues  geben 
die  folgenden  Zeilen:  danach  wird  der  Tochter  am  Grundeigen- 
thum ihres  Vaters,  von  dem  keine  Söhne  vorhanden  sind,  das 
gleiche  Erbrecht  eingeräumt,  wie  es  ihren  Brüdern  zugestanden 
hätte.  Die  gleiche  Berechtigung  wird  dann,  wenn  der  Erblasser 
ganz  kinderlos  gestorben,  seinem  Bruder  und,  beim  Fehlen  auch 
dieses,  seiner  Schwester  eingeräumt,  mit  der  ausdrücklichen 
Hinzufügung,  «lass  in  allen  diesen  Fällen  das  frühere  Heim- 
fallsrecht der  Gemeinde  ausgeschlossen  sei  (non  vicini)1). 

Freilich  lassen  auch  diese  Bestimmungen  hinlänglichen 
Kaum  für  Zweifel.  Namentlich  bleibt  ungewiss,  ob  das  Tochter- 
oder Schwestererbrecht  nur  dann  eintreten  sollte,  wenn  vorher 
der  eigentlich  zur  Snccession  bestimmte  Sohn  oder  Bruder  ge- 
storben war,  tlas  Weib  also  ein  Landgut  erhielt,  auf  dessen 
Heimfall  die  Gemeinde  wegen  der  vorhanden  gewesenen  Exi- 
stenz eines  erbberechtigten  Sohnes  gar  nicht  mehr  gezählt 
hatte,  eine  Annahme,  für  welche  die  Worte  des  Gesetzes  zu 
sprechen  scheinen  — oder  ob  auch  eine  einzige  Tochter  oder 
Schwester  den  Grundbesitz  erwerben  konnte. 

Auch  die  Decretio  L'hildebert's  II  von  596,  die  den  verun- 
glückten Versuch  machte,  das  Repräsentationsrecht  bei  den 
Franken  einzuführen,  kennt  dieses  Weibererbrecht  in  Grundbesitz: 
. . convenit,  nt  nepotes  ex  tilio  vel  ex  filia  ad  aviaticas 
res  cum  avunculos  vel  amitas  sic  venirent,  tamquam  si 
pater  aut  mater  vivi  fuissent. 

Dies  Erbrecht  ist  auch  hier  nur  subsidiär,  beim  Fehlen  von 
Brüdern,  vorhanden,  da  es  ausdrücklich  heisst,  die  Enkel  sollten 


')  v.  Sybel  p.  47  — 49.  Waitz  V.  G.  I.  p.  136.  v.  Inama-Sternegg  p.  56  fT. 
Rosin  p.  25  ff.  Glasson  p.  603  ff.  Abweichend  davon  will  Zoepfl  III.  p.  221  ff 
unter  „vicini“  die  .proximos  lieredes“  verstehen.  Aber  Waitz,  der  in  der 
1.  Aufl.  seiner  V.  G.  I.  p.  272  dasselbe  angenommen,  weist  im  A.  R.  p.  130 
darauf  bin,  dass  man  „die  nächsten  Erben“  doch  nicht  „den  Brüdern“,  die 
ja  selbst  unter  diesen  Begriff  fielen,  entgegen  stellen  könne. 
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entweder  „cum  avunculis“  oder  „cum  arnitis“  erben,  dagegen  nicht 
„cum  avunculis  et  arnitis“. 

Nicht  so  leicht  ist  die  Erklärung  des  zweiten  Theiles  des 
Edikts,  über  den  die  verschiedensten  Meinungen  aufgestellt  sind. 

Nach  Roth1),  der  die  Worte  „qui  patri  nostro  fuerunt“ 
auf  „consuetudo“  bezieht,  soll  eine  Gewohnheit,  wie  sie  unter 
Chlothar  I bestand,  von  denjenigen  Unterthauen,  welche  aus 
ihren  früheren  Sitzen  nach  Gallien  einwanderten  (leodes,  si 
qui  adveniunt),  in  Bezug  auf  Ländereien  beobachtet  werden 
(de  terras  istas). 

Lässt  sich  schon  sprachlich,  obwohl  es  sich  um  merovin- 
gisches  Latein  handelt,  mancherlei  gegen  diese  Erklärung  ein- 
wenden. so  ist  sie  sachlich  nicht  minder  bedenklich. 

Dass  „leodis“  Unterthan  bedeuten  kann,  ist  freilich  un- 
zweifelhaft; dass  es  hier  aber  dafür  gebraucht  sei,  folgert 
Roth  wohl  zu  leicht  aus  der  nicht  minder  zweifelhaften  Annahme, 
dass  der  vorhergehende  § 2 eiue  allgemeine  Anordnung  über 
den  reipus  tretfe,  während  viel  wahrscheinlicher  von  „res“ 
Besitzungen  der  Leudes  die  Rede  ist*).  Endlich  muss  jene 
Gewohnheit  unser  Staunen  erregen,  welche  alle  sonst  vertretenen 
Ansichten  von  salischem  Erbrecht  über  den  Haufen  wirft. 
Nach  Roth  hätten  die  Vicinen  in  den  neu  erworbenen  Territo- 
rien die  Prätension  erhoben,  die  Descendeuten  von  der  Erbfolge 
auszuschliessen : zur  Aufhebung  dieser  Ansprüche  sei  der  erste 
Theil  des  § 3 bestimmt,  während  der  zweite  diejenigen  Unter- 
thanen,  die  sich  erst  neu  niederliessen , die  Ansprüche  der  Vi- 
cinen erst  gar  nicht  aufkommen  lassen,  sondern  nach  dem  alten 
Saliergesetz,  d.  h.  mit  unbeschränkter  Vererbung  leben  heisse. 

Allein  Roth  verkennt  hier  offenbar  die  Entwickelung, 
welche  zum  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  führte. 
Was  er  Erbprätensioueu  der  Vicinen  nennt,  die  sich  erst  nach 
Fixirung  des  salischen  Volksrechts  gebildet,  das  sind  vielmehr 
die  Ileberbleibsel  jener  Epoche,  in  welcher  noch  das  Sammt- 
eigenthum  des  Geschlechtes  anerkannt  war. 

Die  Erklärung  v.  Amira's3),  der  den  Worten  des  Edikts 
die  Bestätigung  einer  unter  den  alten  Einwohnern  herrschenden 

‘)  Roth  p.  285  ff. 

*)  Waitz  V.  <i.  II.  1,  p.  348  ff. 

*)  v.  An>ira  p.  15. 
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Sitte,  das  Land  neu  zugezogener  Ansiedler  bei  deren  kinder- 
losem Versterben  einzuziehen,  entnimmt,  entbehrt  jeden  Anhalts, 
da  gar  nicht  zu  ersehen  ist,  das  von  advenae  „sine  tiliis“  die 
Rede  ist. 

Ganz  unwahrscheinlich  ist  auch  der  Versuch  Kern’s1),  der 
die  rÄthselhaften  Worte  „det  illi“  in  „de  tilli“,  gleich  dem  frie- 
sischen tilathe  aquisition.  conquestum.  verändert  und  nun  fol- 
gendermassen  übersetzt : 

„But  as  regards  acquisition  it  has  been  agreed  lipon  that. 
with  respect  to  every  single  piece  of  such  land.  the  descendants 
shall  maintain  atnong  tliem,  in  this  respect,  the  same  custom 
with  the  free  snbjects  who  lived  under  my  father  observed.“ 

Danach  sollte  also  das  alte  Einziehungsrecht  der  Gemeinde, 
welches  für  das.  ursprünglich  in  ihrem  Sammtbesitz  befind- 
lich gewesene  Land  im  vorhergehenden  Satz  aufgehoben  war, 
von  jetzt  ab  Anwendung  finden  auf  Nenrodungen,  an  denen 
den  vicini  niemals  auch  nur  die  Spur  eines  Eigenthnmes  zuge- 
standen. wenn  sie  nicht  auf  ihrem  Gebiete  stattgehabt  — 
eine  Annahme,  deren  Unmöglichkeit  auf  der  Hand  liegt. 

Zu  einem  befriedigenderen  Ergebniss  führt  die  zuerst  von 
Zoepfl  in  arger  Uebertreibung  aufgestellte,  jetzt  von  Gierke 
und  Scherrer  auf  ihr  richtiges  Maass  zurttckgeftihrte  Ansicht*), 
die  freilich,  wie  Waitz  bemerkt*),  noch  immer  hypothetisch 
bleibt,  aber  doch  geeignet  ist,  die  spätere  lehnrechtliche  Ent- 
wickelung zu  erklären.  Der  Text  muss  sich  dabei  allerdings 
eine  kleine  Aenderung  gefallen  lassen,  die  aber,  wenn  man  be- 
denkt, dass  es  sich  um  eine  Urkuude  des  H.  Jahrhunderts 
handelt,  durchaus  unschuldiger  Art  ist.  Statt  „qui  si  adveniunt“ 
ist  mit  Umstellung  und  Beziehung  auf  terra  „si  qnae  adveni- 
unt“ zu  lesen  — „wenn  solche  Ländereien  in  Erbfall  kommen“, 
wofür  sich  ein  Analogon  in  L.  Sal.  tit.  de  reipus  44.  § 4 findet. 
So  viel  ist  klar,  dass  im  Gegensatz  zum  ersten  Theil,  welcher 
das  Erbrecht  von  Leuten  im  Mark  verbände  neu  regelt,  der 
Schlusssatz  den  „leodis,  qui  patri  nostro  fuerunt“,  die  Beibe- 
haltung alter  Gewohnheiten,  ebenfalls  in  Bezug  auf  Ländereien, 

')  bei  Hessels  L.  Sal.  p.  409  Note. 

*)  Zoepfl  III.  p.  223.  Id.  Ewa  p.  64.  Uierke  p.  460  ff.  Seherrer  I.  r.  p. 
284  ff.  Neuestens  auch  Glasson  p.  603  ff.  und  Schröder  p.  208.  Amu.  81.  i.  f. 

*)  Waita  V.  G.  I.  p.  64  Anm.  1. 
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anempfiehlt.  Auch  hier  handelt  es  sich  also  um  Landbesitzer, 
die,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  den  „vicinos  habentes“  gedacht 
sind,  Grundbesitzer  sein  müssen,  die  in  keinem  Markverbaude 
leben.  Dergleichen  gab  es  nun  auf  den  Fiskalgütern  seit  der 
Eroberung  Galliens,  die,  von  grossen  Einzelhöfen  aus  wirt- 
schaftend, allzu  ausgedehnten  Besitz  hatten,  um  sich  in  das 
System  der  Dorfgemeinschaft  einzureihen.  Der  Ausdruck  des 
Edikts  „Leudes  meines  Vaters“  widerspricht  der  Annahme 
nicht,  dass  wir  es  hier  mit  solchen  Gütern  zu  tlmn  haben. 
Denn  schon  sehr  früh  pflegten  die  fränkischen  Könige  getreue 
Diener  mit  Ländereien  *)  zu  belohnen,  deren  Inhaber  damit  zwar 
nicht  zu  einer  besonderen  Aristokratie  wurden,  sondern  im 
Unterthanenverbande  blieben,  aber  faktisch  eine  privilegirte 
Stellung  entnahmen,  weil  sie  zur  engsten  Umgebung  des  Königs 
gehörten.  Die  Dienste,  für  welche  derartige  Belohnungen  er- 
theilt  wurden,  mussten  zu  jener  Zeit  vorwiegend  in  solchen 
kriegerischer  Art  bestehen.  Um  sich  deren  Fortsetzung  auch 
nach  dem  Tode  des  ersten  Schenknehmers,  dessen  Kinder  die 
Wohlthat  der  Schenkung  doch  weiter  zu  gemessen  pflegten*), 
zu  sichern,  erging  nun  dies  Edikt,  dass  den  Besitzern  ursprüng- 
lich fiskalischer  Grossgrundstücke  die  Beobachtung  des  alten 
salischen  Gesetzes  ohne  die  eben  erfolgte  Neuerung,  soweit  es 
natürlich  beim  Fehlen  des  Markverbandes  anwendbar  war,  an- 
befahl, also,  da  der  Heimfall  an  Weiber  danach  streng  ausge- 
schlossen war  (nulla  terra  in  muliere),  den  sexus  virilis,  von 
welchen  sich  neue  kriegerische  Dienste  erwarten  Hessen,  zum 
alleinigen  Landerben  machtel * 3).  — 

Bevor  wir  indessen  die  weitere  Entwickelung  des  salischen 
Weibererbrechts  verfolgen,  empfiehlt  sich  die  Betrachtung  des 
ribuarischen  Rechts,  das  zeitlich  um  die  Wende  des  6.  und 


l)  Filr  diese  Ländereien  braucht  Schroeder  p.  205  im  Anschluss  an  das 
angelsächsische  Recht  den  Namen  , Briefland“,  weil  die  allein  für  ihre  Ueber- 
tragung  zulässige  Form  Kiinigsbriefe  gewesen  seien. 

*)  Nach  Brunner  L.  S.  p.  1196  waren  die  Krougutsschenkungen,  wenn 
bei  ihrer  Vergabung  keine  besonderen  Bestimmungen  getroffen  wurden,  ver- 
erblich, obwohl,  wie  er  p.  1186  ff.  nachweist,  ein  rechtlicher  Anspruch  des 
Sohns  auf  Nachfolge  in  den  Beneficialbesit«  des  Vaters  in  den  Zeiten  der 
Karolinger  nicht  bestand. 

*)  Ebenso  Brunner  L.  S.  p.  1197. 
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7.  Jahrhunderts  entstanden,  und  in  den  Partieen,  in  welchen 
sich  das  Erbrecht  findet,  durchaus  von  der  L.  Sal.  abhängig, 
uns  einen  Zustand  schildert,  wie  er  zwischen  dem  Pactus  und 
den  jüngeren  Redaktionen  des  salischen  Rechts  liegt1).  Der 
Wortlaut  des  betreffenden  Titels  ist  nach  Cod.  A.  der  folgende: 

LVI. 

1.  Si  quis  absque  liberis  defunctus  fuerit,  si  pater  nmterqui 
snbrectis  fuerint,  in  hereditate  succidant. 

2.  Si  pater  si  materque  non  fuerint,  inter  frater  et  soror  succidant. 

3.  Si  auteni  nec  eos  habuerint.  soror  niatris  patrisque  succe- 
dant,  Deinceps  usque  quinto  genuclo,  qui  proximns  fuerat, 
in  hereditatem  succedat. 

4.  Sed  cum  viriles  sexus  extederit,  femina  in  hereditate 
aviatica  non  succedat. 

Die  zwei  Theile,  welche  uns  an  der  entsprechenden  Stelle 
des  Pactus  begegneten,  treten  auch  liier  auseinander:  aber  ihr 
Inhalt  ist  ein  verschiedener.  Während  es  sich  dort  um  den 
Gegensatz  von  Mobiliar-  und  Landerbfolge  handelt,  ist  hier  die 
Succession  in  die  „hereditas  aviatica“.  d.  h.  diejenigen  Ver- 
mögensobjecte, welche  schon  in  einem  früheren  Erbfall  an  den 
Erblasser  gekommen  waren,  und  die  wesentlich  in  Ländereien 
bestanden  haben  müssen,  da  ihre  Erhaltung  durch  ganze  Gene- 
rationen vorausgesetzt  wird,  von  der  Succession  in  die  übrige 
Hinterlassenschaft,  unter  welcher  sich  neben  Mobilien  auch 
Grundeigenthum  befinden  konnte,  das  durch  Kauf  oder  Neu- 
rodung erworben  war,  geschieden. 

In  diese  Hinterlassenschaft  erbt  die  Tochter  gleichbe- 
rechtigt mit  dem  Sohn ; die  dann  in  Betracht  kommende  Mutter 
hat  aber  ihr  Vorrecht  mit  dem  Vater  theilen  müssen,  ein 
weiteres  Verschwinden  der  mutterrechtlichen  Spuren,  das  auch 
im  salischen  Recht  der  Zwischenzeit,  dem  wachsenden  Einfluss 
des  Ohristenthums  entsprechend,  Eingang  gefunden  haben  wird. 
Denn  sämmtliehe  neueren  Redaktionen  der  L.  Sal.  halten  diesen 
Standpunkt  inne.  Die  bevorzugte  Stellung  der  beiden  Tanten 
hat  sich  erhalten  und  in  ihrer  Versteinerung  noch  in  die 
Emendata  fortgeschleppt.  Unter  den  folgenden  nach  Gradesnähe 
erbenden  Verwandten  wird  kein  Geschlecht  unterschieden. 


l)  Sohm  in  Z.  S.  f.  R.  G.  V.  p.  380  ft 


Digitized  by  Google 


Die  hereditas  aviatiea  dagegen  ist  den  Weibern  ver- 
schlossen. so  lange  Verwandte  männlichen  Geschlechts  vorhan- 
den sind,  eine  Zurücksetzung,  deren  Begründung  an  die  oben 
gegebene  Darstellung  der  agrarischen  Verhältnisse  anknüpfen 
kann. 

Die  Zerstörung  des  Sippen-1)  und  Dorfverbandes,  dessen 
ursprüngliches  Bestehen  als  echtgenuanische  Institution  auch 
bei  den  Ribuariern  angenommen  werden  muss,  war  jedenfalls 
auch  hier  schon  so  weit  gediehen,  dass  ein  Erbrecht  der  Männer 
anerkannt  war  an  jenem  Land,  das  den  Ahnen  ursprünglich 
durch  Verlosung  zuertheilt  worden,  und  auf  das  der  Name 
„terra  aviatiea“  vorzüglich  passte,  da  es  seit  grauer  Zeit  vom 
Vater  auf  den  Sohn  übergegangen.  Aber  während  bei  den 
Saliern  auch  nach  dem  Edikt  Chilperich's  noch  die  Möglich- 
keit bestand,  dass  derartige  Ländereien  ins  Eigenthum  der 
Gemeinde  zurückfielen,  kann  dies  bei  den  Ribuariern  nie  mehr 
eintreten.  da  beim  Kehlen  des  Mannsstammes  die  weiblichen 
Verwandten  überhaupt,  nicht  bloss  Tochter  und  Schwester,  an 
dessen  Stelle  treten.  Doch  auch  in  dieser  Gestaltung  ist  die 
Idee  noch  nicht  ganz  erstorben,  dass  das  in  der  Dorfmark  be- 
legene  Land  ursprünglich  einem  Familienhanpt  zur  Bebauung 
überwiesen  worden.  Das  zeigt  die  Bevorzugung  des  männlichen 
Geschlechts,  dessen  Angehörige  allein  als  Familienhäupter  hatten 
Land  erhalten  können. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  hat  sich  also  bei 
den  Ribuariern  für  das  Land  in  der  Dorfmark  in  den  näheren 
Graden  gegenüber  dem  salischen  Recht  verschlechtert,  gebessert 
in  den  entfernteren.  — 

Parallel  mit  dem  ribua rischen  entwickelte  sich  das  neuere 
salische  Erbrecht,  wie  es  uns  Codd.  5 — 10  und  Emendata  über- 
liefern. 

Während  die  ersten  Paragraphen  in  den  betreffenden 
Titeln  fast  wörtlich  denen  der  L.  Rib.  entsprechen,  ist  der 
weitere  Erbenkreis  nicht  auf  den  fünften  Grad  eingeschränkt, 
aber  durch  deu  Zusatz  „qui  ex  paterno  genere  veniunt“  den 
Schwertmagen  Vorbehalten , unterscheidet  jedoch  unter  den 
letzteren  nicht  nach  dem  Geschlecht.  Anders  dagegen  lautet  § 6 : 

*)  Auf  dessen  Auflockerung  deutet  auch  der  Mangel  der  Verwand  teu- 
haftung  für  das  Wergeid  bei  den  Ribuariern.  Brunner  Z.  S.  p.  46. 
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l)e  terra  vero  Salica  in  muliere  nulla  pertinet  portio; 
sed  qui  fratres  ftierint,  et  ad  virile  sexu  tota  terra  per- 
tineat. 

Hier  taucht  der  bekannte  Ausdruck  „ terra  Salica“,  dem 
das  Gesetz  den  grössten  Theil  seines  Ruhmes  verdankt,  und 
dessen  Name  und  Inhalt  schon  lange  Gegenstand  des  lebhafte- 
sten Streites  ist,  zum  ersten  Male  auf. 

Die  ältere  Meinung ')  machte  daraus  diejenigen  Ländereien, 
welche  nach  der  Eroberung  Galliens  unter  die  fränkischen  - 
Krieger  vertheilt  worden  seien,  nnd  mit  denen,  bei  sonstiger 
Lastenfreiheit,  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  verbunden 
gewesen.  Allein  diese  Erklärung  fällt  mit  der  jetzt  allgemein 
angenommenen  Unmöglichkeit  ihrer  Unterlage  *). 

Derselbe  Grund  entscheidet  für  die  Unrichtigkeit  von 
Heineccius’  Annahme3),  salisches  Land  sei  dasjenige,  welches 
die  Frauken  sich  von  den  Galliern  etwa  nach  Art  der  burgun- 
dischen  sortes  geben  Hessen,  und  welches  Immunität  genoss, 
oder  wie  er  es  an  anderer  Stelle  bezeichnet:  „haec  inter  feudum 
et  alodium  veluti  media,  nec  ad  servitia  militaria  nec  ad  fidem 
clientelarem  possessores  obstringebat,  attamen  et  ipsa  a bene- 
ficiis  principum  proficiscebantur , et  ad  solos  masculos  trans- 
inittebantur“,  wofür  sich  beim  Fehlen  des  Kriegsdienstes  gar 
kein  Grund  einsehen  lässt. 

Eine  richtige  Namenserkiärung  geben  alle  diejenigen,  welche 
terra  Salica  als  Bezeichnung  der  Hufe  angeben,  die  von 
der  „sala“,  dem  Herrenhause,  aus  bewirthschaftet  wird4).  Aber 
unmöglich  kann  unser  Gesetz  diesen  Grundbesitz  den  Weibern 
voreuthalten,  da  Urkunden  mit  dieser  Anordnung  in  Wider- 
spruch stehen,  in  welchen  Frauen  im  Besitz  von  Salland  sind, 
obwohl  ihnen  männliche  Verwandtschaft  nicht  fehlt5). 

Nicht  minder  unwahrscheinlich  ist  die  jetzt  vielfach  herr- 
schende Ansicht,  terra  Salica  bezeichne  gar  keine  besondere 

‘)  äuizot  p.  93  ff.  Han»  IV.  p.  62.  ßinoulhiac  p.  173.  Dn  t'angc  ».  v.  terra. 

*)  cf.  p.  24.  Anm.  4. 

*)  Heineccius  I.  p.  351,  372,  561. 

*)  Eccard  L.  Sal.  tit.  62.  Anm.  1.)  bei  Bouquet  IV.  p.  156.  Montes- 
quieu p.  299.  v.  Maurer  Einleitung,  p.  17.  Waitz  V.  G.  II,  1.  p.  284. 
Glisson  p.  59 1. 

*j  Breq.-Pard.  II.  Nr.  479. 

Opet,  die  erbrechtliche  Stelluug  der  Weiber.  3 
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Art  Land,  sondern  das  ganze  Grundeigenthum,  das  von  sali- 
schen  Franken  besessen  werde  und  den  Zusatz  .Salica  erhalten 
habe,  weil  das  Durcheinanderleben  von  Römern  und  Franken 
es  erforderlich  machte,  ausdrücklich  hervorzuheben,  rdass  die 
Bestimmungen  der  L.  Sal.  über  die  Erbfolge  nur  auf  den 
Grundbesitz  der  sal  ischen  Franken,  nicht  in  territorialer  Gel- 
tung auf  die  Immobilien  schlechthin  Anwendung  finden  sollten“  *). 

Allein  bei  dieser  Annahme  häufen  sich  die  Bedenken. 
Wäre  terra  Salica  thatsächlich  das  ganze  Grundeigenthum,  so 
hätten  ja  die  Weiber  in  dieser  Recension  das  kaum  den  Vici- 
nen  gegenüber  errungene  Erbrecht  jetzt  zu  Gunsten  der  aller- 
entferntesten männlichen  Verwandten  eingebusst.  Denn  die 
Annahme,  die  Weiber  hätten  nur  gleichgradigen  Verwandten 
nachgestanden,  wird  durch  die  Worte: 

qui  fratres  fuerint  et  ad  virile  sexu 
aufs  nachdrücklichste  widerlegt.  Danach  kommt  das  salische 
Land  zunächst  an  die  Brüder  der  ausgeschlossenen  Weiber; 
wenn  aber  diese  nicht  vorhanden  sind,  an  den  ganzen  übrigen 
Mannsstamm.  Der  heroldische  Text,  der  den  Worten: 
sed  hoc  virilis  sexus  acquirit 
die  Erklärung  folgen  lässt: 

hoc  est,  filii  in  ipsa  hereditate  succedant 
ist  nicht  hinreichende  Autorität  genug,  um  die  Lesart  der 
sechs  übrigen  Codd.  nach  seinem  Wortlaut  zu  gestalten  und 
enthält  auch  gar  nicht  die  Bestimmung,  dass  an  Stelle  der 
ausfallenden  Söhne  die  Töchter  treten  sollen.  Ausserdem  wider- 
legen diesen  angeblichen  Ausschluss  der  Weiber  von  allem  Land- 
erwerb unzählige  Urkunden,  bei  denen  wir  doch  unmöglich  an- 
nehmen können,  dass  die  darin  erwähnten  Landbesitzerinnen 
immer  aller  männlichen  Verwandtschaft,  welcher  nach  dem  Ge- 
setz das  Grundeigenthum  zugestauden,  entbehrt  hätten  *). 

Auch  Schröder’s s)  Annahme,  die  Abschreiber  des  Gesetzes 


')  Sohm  p.  45 ; vorher  schon  Laboulaye  Hist.  p.  470  u.  Hube  p.  XI. 
dessen  Text  allerdings  in  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  im  südwest- 
lichen Neustrien,  einer  von  Römern  durchsetzten  Gegend  entstanden  ist.  Der- 
selben Annahme  schliesst  sich  Rosin  p.  14  ff.  und  Gierke  Z.  S.  p.  452  an. 

‘)  Brtq.-Pard.  I.  Nr.  192,  230,  241.  II.  Nr.  257,  361,  369,  394,  437,  449, 
491.  Addit.  Nr.  39,  45,  82. 

*)  Schröder  p.  208.  Anm.  81. 
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hätten,  da  die  Bestimmungen  der  ursprünglichen  L.  Sal.  über 
die  Landerbfolge  nur  noch  auf  das  sogenannte  Briefland  gepasst 
hätten,  wo  der  Weiberausschluss  weiter  bestand,  die  Worte  „de 
terra“  in  „de  terra  Salica“  umgewandelt,  scheint  nicht  zutref- 
fend. Denn  das  Leset/  sollte  doch  nicht,  wie  aus  Schröder’s  Be- 
hauptung zu  folgern  wäre,  das  Sonderrecht  der  vom  König  mit 
Geschenken  bedachten  Grossen,  sondern  das  in  der  breiten  Masse 
des  Volkes  geltende  Recht  darstellen. 

Diesen  vergeblichen  Versuchen  gegenüber  bleibt  uoch  immer 
Wiarda’s  Vermuthung,  der  zahlreiche  Gelehrte  beigetreten  sind  '), 
am  wahrscheinlichsten,  dass  die  „terra  Salica“  sich  mit  der 
„terra  aviatia*  der  L.  Rib.  deckt,  der  Ausschluss  der  Weiber 
also  nur  am  Erbgut  statt  habe. 

Vortrefflich  stimmen  mit  dieser  Annahme  die  Formeln,  aus 
denen  sich  unzweifelhaft  ein  doppeltes  ergiebt,  nämlich  einmal, 
dass  Töchter  mit  Söhnen  zugleich  Ländereien  erbten,  andrer- 
seits aber  auch,  dass  dies  Erben  kein  gleichberechtigtes  war. 

Folgende  in  der  Anmerkung  gegebene  Formeln  sprechen 
für  die  erste  Behauptung2). 

*)  Wiarda  p.  252,  254.  Dauz  p.  300  fl'.  Eichhorn  I.  p.  272.  Pnrdessns  p. 
705  ff.  Laboulaye  Itecli.  p.  91.  v.  Sybel  p.  435.  Bescler  E.  V.  III.  p.  265  ff. 
Roth  p.  65.  linumi  Vorrede,  p.  83.  Walter  § 581.  Schupfer  Arch.  giur.  p. 
20.  Zimmerle  p.  266.  v.  Amira  p.  13.  Heusler  II.  p.  575.  Gide  p.  339. 
v.  Inawa-cSternegg  p.  104. 

Letzterer  widerspricht  sich  nicht , wenn  er  im  II.  S.  p.  61  „terra 
salica"  als  da«  aus  der  Feldgemeinschaft  nusgeschiedene  Land  bezeichnet,  denn 
er  denkt  dabei  an  die  Bedeutung,  welche  das  Sailand  in  den  dem  Alpengcbiet 
angehörigen  Urkunden  hat.  In  diesen  ist  es  aber  zweifellos  das  vom  Herren- 
hof, der  in  keinem  Dorfverband  stehenden  casa  dominica,  ans  bewirt- 
schaftete Land. 

>)  Mare.  II.  10  (Roz.  Nr.  132). 

Epistola  cmn  in  loco  filiorum  nepotes  institnentur  ah  avo.  Dul- 
cissiinis  uepotibus  meis  Ulis  ilic.  Dum  et  peecatis  meis  facientibus 
genetrix  vestra,  filia  mea  illa,  quod  non  operaveram,  tempore  nature 
suae  completo,  ab  hat  luce  discessit,  ergo  vero  peusans  consauguini- 
tatis  causa,  dum  et  per  lege  cum  ceteris  liliis  meis,  avuneuiis 
vestris  in  alode  meo  aeeidere  minime  potueratis,  ideo  per  haue  episto- 
law , vos , duleissimi  uepotis  mei , volo  ut  in  omui  alode  mea  post 
meum  discessum,  si  mihi  suprestis  fueritis,  iioe  est  tarn  terris,  doroi- 
bus,  acolabus,  mancipiis,  vineis,  silvis,  campis.  pratis,  paseuis,  aquis 
aquarumve  decursibus,  mobilibus  et  immobilibus,  peculiuiu  utriusque 
sexus  maiore  vel  minore,  omnique  supellectile  domus,  in  quod- 

s* 
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Aber  auch  dafür  fehlen  nicht  die  Beweise,  dass  dies  Erb- 
recht beider  Geschlechter  ein  ungleiches  war,  indem  den  Söhnen 
ein  Vorrecht  zustand  an  den  res  ex  alode  paterna  oder  paren- 
tum,  an  der  terra  paterna,  ein  Ausdruck,  welcher  der  terra 
aviatica  in  der  L.  Ril».  völlig  entspricht,  da  in  beiden  der  Be- 
griff eines  Eigenthums  enthalten  ist,  das  bereits  der  Erblasser 
durch  Erbgang  empfangen.  Dabei  ist  die  Wahl  der  Worte  „pa- 
terna“ oder  „aviatica“  bedeutungslos.  Denn  dasselbe  Land  kann 
je  nach  dem  Standpunkt  des  Erben  oder  des  Erblassers  ein 
grossväterliches  oder  väterliches  genannt  werden. 

Die  Formeln  in  der  Anmerkung1)  werden  zum  Nachweise 
hinreichen. 

cunqne  dici  jiott-st  , quicqnid  snpradicta  genetrix  vestra . si  mihi 
snprestis  flösset.  de  alinle  mea  recipere  poterat,  vos  contra  avnn- 
eulos  vestros,  filios  meos  praefata  portione  recipere  facietis  .... 
Bignon  9 — Lindenbr.  52  (Roz.  Nr.  170).  Ein  Vater  « henkt  seinem  Sohn 

maso  ad  eominanenilnin  cum  casticia  superposita . terria  arabilis  et 
inancipia  . . ut  quamdiu  advivis.  tarn  tu  ipse  quam  hereditas  tua 
contra  tuos  germanos  et  genunnas  quieto  online  . . valeas  poasidere. 
Lindenbr.  öS  = Rocking.  1.  12  (Koz.  Nr.  133).  Grosseltern  beschliessen  zu 
Gunsten  ihrer  Enkel : 

nt  in  ipso  proprictatis  iure,  in  quo  genitor  vester  legitime  snccedere 
debuit,  post  uostnnn  quoqne  discessnm  vo»  aeqnalein  partera  contra 
avi.ucnlos  vestro»  vcl  amitas  vestra«  nec  non  contra  tilios  nostros 
Vel  filias  luistras , sicut  pater  vester  accipere  debnit,  si  nobis  in 
hoc  seculo  superstis  fuisset.  ita  et  vos  post  eins  obitum  ad  integrum 
recipere  dcbeatis  . . 

')  Marc.  n.  12  (Roz.  Nr.  136). 

. . Diutnrnu  sed  impia  inter  nos  conauetudo  tenetur,  nt  de  terra 
paterna  sororis  cum  fratribus  portionem  non  habeant  . . 

Merkel  25  (Roz.  Nr.  136  b.). 

Epistola  per  quam  soror  suecedat  in  portione  cum  fratribus  . . . 
Dum  coguitnm  est,  qualiter  secundnm  legem  Salicam  in  portione 
paterna  cum  fratribus  tnis,  tiliis  meis , minime  potes  accedere  . . . 
Form.  sen.  49  (Roz.  Nr.  135). 

. . Omnibus  non  habetur  incognitumque , sicut  lex  Salica  contenit, 
de  res  meas,  quod  mihi  ex  alode  parentnm  meorum  obvenit,  apud 
germanos  tuos,  filioa  meos  minime  in  hereditate  succidere  potebas. 
Propterea  mihi  prepatuit  plenissiina  et  integra  volnntas  ut  hanc 
epistolam  heredetoria  in  te  fieri  et  adflrmare  rogavi,  ut,  si  mihi 
subpraestitis  in  hunc  seculo  apparueris,  in  omnes  res  meas  tarn  ex 
alode  parentnm  meorum  quam  ex  meum  contractum  mihi  obvenit, 
in  pago  illo  . . in  omnes  res  meas  in  hereditate  apud  germanos  tuos, 
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Räthselhaft  bleibt  freilich  noch  immer  die  Bezeichnung  gerade 
dieses  Landes  mit  dem  Ausdruck  terra  „Salica“. 

Die  Erklärung  von  Waitz '),  welcher  ein  Missverständnis 
vermuthet,  klingt  nicht  unwahrscheinlich,  wenn  sie  auch  wenig 
Anhänger  gefunden  *).  Danach  hätte  der  Schreiber,  der  im  alten 
Text  den  ihm  sonderbar  erscheinenden  Satz  fand,  dass  Weiber 
überhaupt  kein  Land  erben  sollten,  während  zu  seiner  Zeit  nur 
Ausschluss  derselben  vom  Stammgut  bestand,  um  dies  auszu- 
drücken, dem  Lande  das  Beiwort  „Salica“  hinzugefügt,  das  er 
in  irgend  einer  Verbindung  mit  der  L.  Sal.  denken  mochte. 
Freilich  müssten  sich  von  vorne  herein  alle  die  gegen  diese 
Annahme  erklären,  welche,  wie  nochZoeptl3),  wenigstens  die  Emen- 
data  für  einen  officiellen  Text  halten,  was  aber,  seit  Grimm*) 
alle  Gründe  dagegen  scharf  formnlirt  hat,  kaum  noch  als  herr- 
schende Ansicht  gelten  kann5). 

Vielleicht  hat  der  Name  einen  anderen  Ursprung.  Wahr- 
scheinlich hiessen  „terrae  Salicae“  diejenigen  Ländereien,  welche 
früher  die  salische  Dorfgemeinschaft,  die  „villa  Salica“,  besessen, 
deren  einzelne  Bestandteile  an  die  „homines  Salici,“  als  selbst- 
ständige Familienhäupter  Salier  xai  e£ogr]v  genannt,  zur  Bebau- 
ung gegeben  wurden,  und  die,  zu  Privatbesitz  geworden,  den 
Namen  „terra  Salica“  beibehielten'). 

Der  eben  geschilderte  Zustand,  wonach  die  Weiber,  sonst 
vollkommen  gleichgestellt,  im  alode  parentum  dem  ganzen  sexus 
virilis  nachstanden,  dürfte  von  keiner  langen  Dauer  gewesen 
sein.  Es  musste  auch  allzu  sonderbar  erscheinen,  dass  ein  Vor- 
zug, dessen  Bestehen  selbst  den  Brüderu  gegenüber  als  „impia 
consuetudo“  7)  erschien,  auf  sämmtliche  Verwandte  männlichen 


filios  meoa  succedas,  et  equalentio  inter  vos  exinde  dividere  vel  ex- 
sequare  faciatis  . . 

')  Waitz  A.  R.  p.  121. 

’)  Thudichum  p.  188. 

*)  Zoepfl  1.  p.  29.  Id.  Ewa.  p.  95. 

*)  Grimm  Vorrede,  p.  84. 

*)  Auf  diesem  Standpunkt  Pertile  im  Archivio  giuridico  II.  p.  23.  Bo- 
retius  p.  18. 

*)  Nach  Zimmerie  p.  29  ist  terra  Salica  Grundbesitz  des  freien  Saliers. 
Gerade  dies  Land  war  aber  ursprüngliches  Kigeuthum  der  vicini. 

•)  Marc.  H,  12. 
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Geschlechts  ausgedehnt  sein  sollte.  Ein  direkter  Beweis  für 
seine  Derogirnng  lässt  sich  zwar  ans  den  Quellen  nicht  erbringen. 
Allein  der  Umstand,  dass  die  Formelsammlungen  es  erst 
gar  nicht  für  nüthig  halten,  Schemata  für  den  Fall  zn  bringen, 
wo  eine  Tochter  allein  zurückbleibt,  der,  wenn  das  < besetz  noch 
immer  in  voller  Anwendung  gewesen,  der  Manusstamm  die  here- 
ditas  patenia  ohne  besondere  Verfügung  des  Vaters  entrissen 
hätte,  ist  Beweis  genug,  dass  diese  Bevorzugung  verschwand. 
Ohne  diese  Annahme  lassen  sich  auch  die  vielen  Diplome  nicht 
erklären,  in  denen  Weiber  im  Besitz  des  ähnle  parentum  er- 
scheinen, wenn  man  nicht  immer  wieder  die  unwahrscheinliche 
Behauptung  aufstellt,  alle  diese  Frauen  hätten  gar  keine  ver- 
wandten Männer  besessen1).  Ja,  eine  Erzählung  aus  dem  Leben 
des  heiligen  Salvius'),  von  der  es  ungewiss  ist.  ob  sie  unter 
Karl  Martell  oder  Karl  dem  Grossen  spielt,  könnte  den  An- 
schein erwecken,  als  ob  selbst  den  Brüdern  gegenüber  die  Zu- 
rücksetzung einer  völligen  Gleichheit  Platz  gemacht  habe.  Ein 
Herzog  wird  hier  von  seinen  Schwestern  vor  dem  Könige  verklagt : 
misereri  dignare  nobis  . . ut  iubeas  fratrem  nostrum  reddere 
partem  hereditatis  nostrae,  quam  retinet  post  se  iniuste. 

Karl  räth  ihm  darauf: 

redde  hereditatem  suroribus  tuis  debitam : faciani  te  hono- 
ratum  valde  ex  fiscis  et  villis  nostris. 

Dieselbe  Gleichstellung  scheint  sich  aus  dem  Testament  der 
Burgundofara •’)  zu  ergeben,  welche  ß32  einem  Kloster  schenkt 
portionem  meam  de  villa  Campellis  nomine,  quam  contra 
germanos  meos  in  parte  accepi  . . dono  . . de  villa  . . 
Caraviacus  . . portionem  meam  ad  integrum  . . in  sub- 
urbio  quoque  Meldicae  civitatis  portionem  meam,  quem 
contra  germanos  meos  per  legitimam  divisionem  ibidem 
visa  sum  accepisse.  . . 

Allein  aus  beiden  Stellen  ist  nicht  ersichtlich,  dass  es  sich 
uni  Erbgut  handelt,  während  der  Güterverkehr  andererseits 
damals  schon  rege  genug  war  4) , um  eine  so  grosse  Zahl  Villen , 

*)  Brtq.-Pard.  II,  Nr.  394,  449,  491.  Addit.  Nr.  82.  Bouquet  III. 
p.  589. 

*)  Bouquet,  III.  p.  647. 

*)  Brfq.-Pard.  II,  Nr.  257. 

4)  Koth  p.  77. 
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wie  sie  das  Testament  erwähnt,  als  conquestum  zu  gleichen 
Theilen  auf  Söhne  und  Töchter  Ubergegangen  sein  zn  lassen. 
Entscheidend  ist  jedenfalls  Form.  Sen.  Nr.  49,  eine  Formel, 
welche  einer  Sammlung  angehört,  die  erst  im  Anfang  von  Karls 
des  Grossen  Regiernng  entstanden  ist:  sie  setzt  die  Zurück- 
setzung der  Schwester  als  geltendes  Recht  voraus,  dessen  Um- 
gehung eine  „epistola  heredetoria"  erfordert. 

Der  Begründung  entbehrt  dagegen  Schröders1)  Ver- 
mnthung,  es  hätte  vielleicht  eine  Theilung  der  Erbschaft  in 
der  Art  stattgefunden,  dass  den  Töchtern  der  ganze  Nachlass 
der  Mutter,  den  Söhnen  der  des  Vaters  zugefallen  sei,  was  er 
in  zwei  trierischen  Urkunden  sl  zu  finden  glaubt.  In  der  ersten 
schenkt  Bertilindis,  die  Tochter  des  Wigibaldus,  dem  Kloster 
aliquid  de  rebus  meis, 
was  sie  dann  specialisirt  als  ein  Landgut, 

quod  mihi  mater  mea  Oadrada  hereditario  iure  legitime 
reliquit. 

ln  einer  anderen  Urkunde  folgt  dann  Ansbaldus  dem  Bei- 
spiel der  Schwester,  schenkt  ebenfalls 

aliquid  de  rebus  meis, 

nämlich 

in  loco  Haessaos 

ein  Landgut, 

quod  mihi  genitor  meus  Wigibaldus  quondam  hereditorio 
iure  dereliquit. 

Wenn  die  Tochter  hier  Tlieile  der  mütterlichen  Hinter- 
lassenschaft schenkt,  so  ist  das  ganz  natürlich,  da  sie  diese, 
die  nicht  den  Charakter  des  Erbguts  trug,  zusammen  mit  dem 
Bruder  geerbt;  dass  die  Schenkung  des  Bruders  aus  dem  vä- 
terlichen Nachlass  erfolgt,  dürfte  dagegen  auf  Zufall  beruhen 
und  keineswegs  die  Annahme  ausschliessen , dass  auch  er  vom 
Muttervermögen  geerbt  , wie  es  in  manchen  Urkunden  der  Fall 
ist,  in  denen  Schröder  das  Nichtvorhaudensein  von  Schwestern 
mit  grosser  Unwahrscheinlichkeit  behaupten  müsste.3) 

Im  9.  Jahrhundert,  als  salisches  und  ribuarisches  Recht 


*)  Schröder  Oesch.  p.  122.  Anm.  9. 

*)  Hontheim  I.  Nr.  33,  34. 

*)  Brtq.-Pard.  I,  Nr.  230.  II,  Nr.  257,  369,  437.  Hontheim  I.  Nr.  38. 
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ihre  Unterschiede  immer  mehr  abschliffen  l) . mag  endlich  auch 
der  letzte  Vorzug  des  Bruders  anfgegeben  worden,  erbrecht- 
liche Gleichstellung  der  Weiber  eingetreten  sein. 

Für  das  ribnarische  Volksrecht  liegt  uns  zwar  keine  zweite 
Redaktion  vor.  welche  Reformen  der  Erbfolge  bezeugt.  Es 
steht  uns  aber  ein  reiches  Urkundenmaterial  zu  Gebote,  das 
die  Fortentwickelung  des  Weibererbrechts  deutlich  erkennen 
lässt. 

Am  ersten  fiel  auch  hier  die  Berechtigung  des  sexus  vi- 
rilis  auf  das  altererbte  Band.  Schon  77t»  konnte  eine  Frau 
vineas  schenken, 

qttas  pater  mens  iure  liereditario  mihi  moriens  dereliquit*); 
im  Jahre  7H(>  die  Aebtissin  Hiltisnoot  ein  Kloster  stiften 
in  proprio  alode  meo  *). 

814  Burkswind  einem  Kloster  zn wenden 

predium,  quod  mihi  ex  paterna  hereditate  pervenil4!. 

Manche  Urkunden  aus  der  Zeit  Karls  des  Grossen  machen 
es  sogar  wahrscheinlich . das  auch  der  Vorzug  der  Brüder  schon 
in  Wegfall  gekommen  sei,  namentlich  die  folgende: 

Ego  Eufeinia  . . dono  . . qnidquid  mihi  parentes  mei  de- 
leriqnerunt  . . . omnia  et  ex  omnibus,  totnm  et  ad  inte- 
grum, qnidquid  in  iam  dicta  Villa  de  germano  sororeque 
mea  accepi 

Ganz  deutlich  aufgehoben  erscheint  diese  Zurücksetzung 
der  Töchter  und  damit  der  Unterschied  von  alode  parentum 
und  conquestum  erbrechtlich  gleichgültig  in  einem  Diplom  vom 
22.  Oct.  anno  XI  Ludovici  imperatoris: 

Ego  . . Liuttnin  . . dono  . . rem  proprietatis  meae  in  pago 
Rinensi,  in  villa  Barinsheim,  qnidquid  in  ea  videor  habere, 
sicut  mihi  ex  liereditario  iure  parentum  meorum  constare 
videtur,  seorsum  pariter  fratrum  et  sororum  mearum  di- 


■)  Brunner  bespricht  .diese  unläugbare,  aber  doch  nicht  zu  weit  gegan- 
gene Nivellining  iler  stninmcsreclitlichen  Gegensätze“  in  seiner  K.  («.  p. 
264—269. 

*)  Dronkc  Nr.  66. 

■1)  Cod.  I.aur.  dipl.  Nr.  18. 

*)  Dronke  N'r.  296. 

4)  Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  182,  ähnlich  ibid.  Nr.  178.  Dronke  Nr.  400,  467. 
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visa.  quod  ego  singulariter  usque  in  praesens  possedi  et 
tenni  ')  . . 

Dieses  Erben  der  Weiber  in  s patermim.  auch  neben  Brüdern, 
beweist  ebenfalls  die  Schenkung  der  llootgardis*)  vom  .Jahre 
841 . die  sich  bezieht  auf 

rem  nieam  tarn  de  paterno  vel  de  materno  vel  de  quo- 
libet  attracto, 

obwohl  es  einen  Bruder  der  Schenkerin,  Theodo,  gegeben  hatte. 

Neben  diesen  hauptsächlichsten  Zeugnissen  stehen  noch 
zahlreiche  Urkunden*),  nach  denen  Geschwister  verschiedenen 
Geschlechts  im  gemeinsamen  Besitz  von  Ländereien  erscheinen, 
was  sonst  wegen  der  Häufigkeit  nur  gezwungen  aus  dem  müt- 
terlichen Nachlass  oder  conquestum  zu  erklären  wäre,  jetzt  da- 
gegen, wo  wir  die  schliessliche  Aufhebung  aller  Unterschiede 
im  Erbrecht,  die  im  Geschlecht  ihren  Grund  hatten,  consta- 
tiren  konnten,  alles  Auffallende  verliert. 


Als  drittes  reiht  sich  an  die  behandelten  fränkischen  Rechte 
das  chamavische,  dessen  erbrechtliche  Bestimmungen  aber  einen 
wesentlich  anderen  C’haracter  haben,  da  sie  nicht  das  Land- 
recht,  sondern  das  Specialrecht  des  „horao  Francus“  im  Hama- 
lande  darstellen . d.  h.  derjenigen  Freien . die  sich  in  die  trustis 
des  Königs  begeben  hatten  und  zu  ihm  in  einem  ähnlichen, 
aber  noch  näheren  Verhältnis«  standen,  als  dies  mit  den  lendes 
der  Fall  gewesen,  was  sich  in  einem  dem  ingenuus  gegenüber 
erhöhten  Wergeid  documentirte 4). 

Unter  diesen  Umständen  dürfen  wir  von  vorne  herein  er- 
warten, hier  auf  Bestimmungen  zu  stossen.  welche,  wie  im 
Edict  Chilperich's , die  Männer,  denen  hauptsächlich  die  Fähig- 
keit beiwohnt,  sich  dem  König  nützlich  zu  erweisen,  bevor- 
rechtigen. Der  Text  der  betreffenden  Stelle  hat  die  mannig- 
faltigsten Auslegungen  erfahren: 

')  Cod.  Laur.  ilipl.  Xr.  263. 

’)  Cod.  Lanr.  dipl.  Nr.  920. 

s)  Lacomblet  Nr.  45.  Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  1587,  1928,  2988,  3707. 

*)  I’ertz  p.  417.  Gaupp  Cliamaver.  p.  37  ff.  53.  Uebertreiheud  spricht 
Zoepfl  Ewa  p.  16,  64  ff.  von  „einem  geschlossenen  Geburtsstand“,  „Entwicke- 
lung zu  ritterlichem  Feudaladel“. 
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XLII.  Si  qnis  F rancus  liomo  liabuerit  filios,  hereditatem 
suam  de  sylva  et  de  terra  eis  demittat  et  de  mancipiis 
ei  de  pecnlio.  De  matenm  liereditate  siniiliter  in  filiam 
veniat. 

Soviel  ist  deutlich,  dass  die  (ranze  Hinterlassenschaft  des 
Vaters,  gleichgültig,  ob  Mobilien  oder  Gmndeigenthura , mit 
Ausschluss  der  Töchter  an  die  Söhne  fällt,  eine  Bestimmung, 
die  schon  eine  bedeutende  Zurücksetzung  der  Weiber  zur  Folge 
hat,  wie  sie  in  dieser  Schärfe  sich  in  keinem  der  fränkischen 
Landrechte  findet,  die  in  der  Mobiliar-  und  Errungenschaft  s- 
snccession  keine  Zurücksetzung  der  Weiber  kannten,  v.  Amira ') 
behauptet,  dass  auch  die  mütterliche  Hinterlassenschaft  den 
Töchtern  nicht  völlig  Zufälle,  sondern  zur  Hälfte  den  Brüdern, 
da  die  Stellung  des  .siniiliter“  unmittelbar  vor  „in  filiam“  aut 
die  Söhne  zurückdeute,  während  Zoepfl2)  mit  seiner  Conjunetur: 
nnlla  portio  de  materna  liereditate 
die  Weiber  von  allem  Erbrecht  ansschliesst , wozu  angeblich 
.die  Erhaltung  des  splendor  familiae“  trieb,  eine  Ansicht,  die 
mit  Zoepfl's  outrirender  Auffassung  des  Antrustionenverhältnisses 
zusammenhängt.  Aber  auch  v.  Amira  dürfte  zu  weit  gehen. 
Ein  solches  Miterbrecht  der  Söhne  an  der  Hinterlassenschaft 
der  Mutter  hätte  doch  da  keinen  rechten  Sinn,  wo  ohnehin 
nur  die  Männer  vom  König  mit  Ländereien  ausgestattet  wurden, 
die  Frauen  also  kaum  uenneuswerthen  Grundbesitz  hinterlassen 
konnten.  Ihr  sonstiges  Eigenthum  musste  sich  wesentlich  auf 
diejenigen  Dinge  beschränken,  welche  speciellem  Frauenge- 
brauch gewidmet  waren . an  denen  ein  Erbrecht  der  Söhne  ohne 
praktischen  Werth  war.  Am  wahrscheinlichsten  dürfte  danach 
immer  noch  Gaupp's3)  Meinung  sein,  der  die  materna  here- 
ditas,  die  den  Töchtern  unter  Ausschluss  der  Söhne  zufalle, 
mit  „Gerade“  übersetzt  wissen  wollte. 

Im  Gegensatz  zu  den  anderen  fränkischen  Beeilten,  die 
von  Zurücksetzung  der  Weiber  im  Gruudbesitzerbrecht  aus- 
gehend, diese  nach  und  nach,  das  ribnarische  sogar  nachweis- 
bar völlig,  aufgegeben  haben,  tritt  uns  in  dem  seiner  Ent- 


*)  v.  Amira  p.  44. 

*)  7m pfl  Ewa  p.  65. 

*)  Itanpp  Cliaraaver.  p.  81  ff.  ebenso  Stobbe  p.  89,  Hensler  II.  p.  577. 
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stehungszeit  nach  viel  jüngeren  'j  clmmavischcn  Weisthum 
eine  Auffassung  entgegen,  <lie  in  dem  gänzlichen  Ausschluss 
der  Weiber  vom  Landeigenthum  an  ilie  entlegensten  Zeiten 
der  L.  Sal.  erinnert*),  freilich  ohne  die  Compensation  in  mutter- 
rechtlichen Elementen  zu  geben. 


§ 5. 

Das  langobardische  Recht. 

Die  Kriegerzahl,  mit  welcher  Albuin  sein  italisches  Reich 
begründet,  war  nur  klein,  und  sie  verminderte  sich  noch 
durch  den  Rückzug  der  Sachsen,  die  ihn  bei  seinem  Un- 
ternehmen unterstützt  hatten.  Die  Lage  der  zurückbleibenden 
Langobarden  war  eine  äusserst  schwierige*);  von  der  einen 
Seite  drohte  ein  beständig  mit  Byzanz  geführter  Krieg,  auf  der 
andern  das  Misstrauen  der  alten  Bevölkerung,  die  durch  Cflau- 
bensverschiedenlieit  länger  von  den  Eroberern  getrennt  blieb, 
als  dies  im  fränkischen  Reich  der  Fall  gewesen.  Unter  solchen 
Verhältnissen  musste  der  Mann  die  Mittel  in  seiner  Hand  ver- 
einigen, mit  denen  er  den  überallher  drohenden  Angriffen  gut  ge- 
rüstet entgegentreten  konnte,  musste  seine  Stellung  als  Fami- 
lienhaupt, als  Schützer  seiner  Angehörigen,  der  für  jede  ihnen 
zugefügte  Unbill  das  Fehderecht  ausübte,  sich  besonders  scharf 
herausbilden. 

Im  Erbrecht  konnte  bei  einem  so  beständigen  Kriegszu- 
stand4) harte  Zurücksetzung  der  Weiber  nicht  ausbleiben. 

Vor  alters  waren  sie  wahrscheinlich  ganz  erbunfähig,  so 
dass  nur  der  Sohn  den  Vater,  nur  der  Bruder  den  Bruder  be- 
erben konnte'*).  Die  Zeiten,  denen  unsere  Zeugnisse  des  lan- 
gobardischen  Rechts  entstammen,  kennen  zwar  einen  solchen 

’)  Gau  pp  Chamaver.  p.  24. 

•)  Pertz  p.  421:  . Pie  Bestimmungen  itber  die  Erbfolge  mögen  vielleicht 
so  alt  als  die  Ansiedlnngen  der  Franken  in  diesen  Gegenden , vielleicht  von 
ihnen  aus  ihren  alten  Wohnsitzen  nn  die  Ufer  des  Rheines  und  der  Maass 
mitgebracht  sein.  “ 

*)  Schnpfer  Ist.  p.  378  ff.  v.  Sybel  p.  339. 

*)  Gide  p.  295:  „Le  Lombard  est  avant  tout  Soldat' . 

*)  Walter  II.  p.  235. 
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Zustand  nicht  mehr,  aber  der  Rückschluss  darauf  dürfte  nicht 
all  zu  gewagt  sein,  wenn  noch  unter  König  Kotharis  neben 
legitimen  Söhnen  die  Töchter  weder  am  väterlichen  noch  müt- 
terlichen Erbe  den  geringsten  Antheil  haben,  sondern  sich  mit 
einer  Mitgift  begnügen  müssen , deren  Höhe  Vater  oder  Bruder 
beliebig  festsetzte '). 

Dieser  Satz,  der  nur  dadurch  erträglich  wurde,  dass  auf 
dem  Bruder  die  Verpflichtung  lastete,  die  unverehelichte 
Schwester,  deren  Mundinm  er  hatte,  im  Hause  zu  behalten*), 
galt  noch  in  den  spätesten  Zeiten3). 

Etwas  günstiger  war  die  Tochter  neben  tilii  naturales 
gestellt,  d.  li.  nicht  spurii,  sondern  Söhnen,  die  ans  einer  un- 
gleichen Verbindung,  etwa  eines  Freien  mit  einer  aldia.  ent- 
sprossen waren.  Hier  war  ihr  ein  Dritttheil  der  Erbschaft  zu- 
gesichert,  eine  Art  Pflichttheil,  der  durch  keinerlei  Scheukuug. 
auch  nicht,  wenn  vor  der  Geburt  der  Tochter  erfolgt,  ver- 
mindert werden  konnte4).  Für  zwei  oder  mehr  Töchter  er- 
höhte sich  neben  natürlichen  Söhnen  die  Erbportion  auf  die 
Hälfte,  und  sogar  eine  einzige  Tochter  kann  diesen  Theil  er- 
halten, wenn  der  Vater  mit  Hinterlassung  einer  oder  mehrerer 
Schwestern  stirbt,  mit  welchen  die  Tochter  dann  die  halbe 
Erbschaft  nach  Köpfen  zu  theilen  hat.  Aber  selbst  beim  Fehlen 
natürlicher  Söhne,  wenn  die  Tochter  einzige  Descendentin 
ihres  Vaters  ist,  bleibt  sie  auf  dies  Dritttheil  resp.  auf  diese 
Hälfte  beschränkt,  da  der  Rest  den  parentes  proximi,  den 


')  Rot,  181. 

Si  pater  filiam  suam  aut  fratcr  sororem  legitimam  alii  ad  ntaritnin 
dederit,  in  hoc  sibi  sit  contcmpta  de  patris  vel  matris  snbstantia, 
quantum  ei  pater  aut  frater  in  iliae  traditionis  nuptiarum  dederit: 
et  amplius  non  rcquirat. 

’)  Beseler  E.  V.  III.  p.  26ß. 

s)  GIoss  ad  Rot.  153  § 4: 

Quodsi  filiurn  vel  lilioa  et  filiam  vel  fiiias  reliquerit,  Alii  tantum 
succedant. 

*)  Die  Vorschrift  des  Kotharis  171  bezog  sieh  auf  den  speciellen  Fall, 
wo  die  Tochter  nach  geschehenem  thinx  geboren  wurde.  Liutprand  65  gab 
das  allgemeine  Gesetz,  wonach  das  Drittel  oder  die  Hälfte  auch  bei  Leb- 
zeiten der  Töchter  durch  keine  Schenkung  verkürzt  werden  durfte.  Kayser 
p.  479. 
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nächsten  männlichen  Verwandten  *)  oder  dem  Fiscus  zn  Gute 
kommt  *). 

')  Dass  diese  Verwandten  mir  Männer  waren,  ergebt  Liutprand  13,  wo 
ihnen  das  Wergeid  »gesprochen  wird,  das  die  Töchter  wegen  ihres  Ue- 
sehlechtes  nicht  empfangen  können. 

»)  Hot.  158. 

Si  quis  dereliqerit  tiliam  legitimam  unam  et  tilium  naturalem  nnum 
aut  plures,  et  alios  parcntes  pruximos  aut  hcredis,  aequaliter  divi- 
dant  snbstantiam  defuncti , id  est  in  tres  partes:  tilia  legitima  ac- 
cipiat  uncias  qnattuor,  quod  est  tertia  pan,  naturalis  tilii  uncias 
quattuor,  quod  est  tertia  pars,  et  parentes  prnximi  aut  heredes  un- 
cias qnattuor,  id  est  tertia  pars.  Et  si  parentes  proximi  non  fuerint, 
tnnc  eurtis  regia  suscipiat  ipsas  quattuor  uncias. 

Rot.  159. 

Si  quis  dcreliquerit  Alias  legitimas  duas  aut  plures.  et  Aliüs  nntu- 
ralis  nnum  aut  plures , et  alios  parentes  pruximos  ut  supra , illas 
Alias  tollant  uncias  sei.  quod  est  medietas  , . 

Rot.  160. 

Si  quis  dcreliquerit  Alias  legitimas  unam  aut  plures  et  sorures  le- 
gitimes nnam  aut  plures  et  Aliüs  naturales  nnum  aut  plures,  tollant 
Aliae  et  sorores  inter  se  aequaliter  dividendum  uncias  sex,  quod  est 
medietas. 

Notitia  cp.  5. 

. . quoniam  qui  unam  tiliam  relinquebat , tantuin  in  tertiam  pars 
substantiae  patri  suo  succedebat  et  duas  in  publico  revertebant,  si 
propinquos  parentes  non  habebat ; et  si  duas  Alias  habebat  aliquis 
aut  amplius,  in  medietatem  tanto  succedebant  patri  suo  et  publicus 
in  meditatem  . . 

Rot.  171. 

Si  quis  se  disperaverit  aut  propter  senectutem  aut  propter  nliquam 
inArmitatem  corporis.  Aliüs  non  possit  habere,  et  res  snas  alii  thin- 
gaverit  posteaqne  eum  contigerit,  Aliüs  legitimüs  procreare:  omne 
thinx.  quod  est  donatio,  quod  jtrius  fecerat,  rumpatur,  et  Alii  legi- 
timi  unus  aut  plures,  qui  postea  uati  fuerint,  heredes  in  mnnibus 
patri  succedant.  Si  autein  Alias  legitimas  una  aut  plures,  seu  Alios 
naturales  unum  aut  plures  post  thinx  factum  habuerit , habeant  et 
ipsi  legem  suain,  sicut  supra  constitutum  est;  tanquam  si  nihil  alii 
tbingatum  esset.  Et  ille  cui  thingatum  est,  tantnm  habeat,  quan- 
tum  alii  parentes  proximi  debnerunt  habere  aut  eurtis  regia  susci- 
pere,  si  alii  tbingatum  non  fuisset. 

Liutpr.  65. 

De  eo  qui  Aliam  in  capillo  in  casa  habuerit,  et  Alium  non  reliqnerit 
legitimum,  ut  de  rebus  suis  amplius  per  nullnm  titulum  cuiquam 
per  donationem  aut  pro  anima  sua  facere  possit,  nisi  partis  duas, 
tertia  vero  relinquat  Aliae  suae,  sicut  iam  gloriose  memorie  Rothari 
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In  den  citirten  Gesetzesstellen  linden  wir  keine  Antwort 
auf  die  Krage,  wie  sich  das  Erbrecht  der  Schwestern  beim  Tod 
eines  Bruders  gestaltete:  ob  die  Beerbung  der  Brüder  aus- 
schliesslich seitens  der  Schwestern  oder  in  l’oncurrenz  mit  et- 
waigen anderen  Brüdern  erfolgte,  oder  beim  Vorhandensein  von 
Brüdern  vielleicht  gar  kein  Schwesternerbrecht  stattfand.  Eben- 
so unbeantwortet  bleibt  die  Frage,  ob  unter  den  erbenden 
Töchtern  und  Schwestern  nur  unverheirathete  zu  verstehen 
sind,  wie  manche  Forscher,  mit  Rücksicht  auf  das  spätere 
Recht,  welches  Mädchen  „in  capillo“  vorzieht,  annehmen. 

Im  Geiste  des  alten  Gesetzes  würde  jedenfalls  Beerbung 
der  Brüder  nur  unter  sich,  mit  völligem  Ausschluss  von 
Schwestern,  gelegen  haben.  Allein  schon  unter  Rotlmris  scheint 
in  diesem  Fall  ein  gänzlich  abweichendes  Recht  gegolten  zu 
haben.  Es  fehlt  uns  zwar  für  diese  Zeit  an  einem  directen 
Beleg  aus  den  Quellen.  Mittelbar  lässt  sich  aber  Rot.  199  für 
diesen  Zweck  verwenden. 

Der  Wortlaut  ist  folgender: 

Si  vidua  in  domo  patris  regressa  fuerit. 

Si  pater  flliam  suam  aut  frater  sororem  ad  maritum  de- 
derit,  et  contigerit  casus,  ut  ille  maritus  moriatur,  et 
pater  aut  frater  mundium  eius  liberaverit , sicut.  supra 
constitutum  est,  et  illa  in  domo  patris  aut  fratris  re- 
gressa fuerit,  et  alias  sorores  in  casa  patris  aut  fratris 
invenerit,  et  postea  pater  aut  frater  mortuos  fuerit,  et 
illa  remanserit  in  domo  cum  alias  sorores  una  aut  plures, 
et  ad  facultatem  patris  aut  fratris  venerit  dividendam 
cum  alius  parentes  aut  curtem  regis:  tune  illa  vidua,  quae 
in  domo  patris  aut  fratris  regressa  est,  habeat  sibi  inan- 
tea  morgingab  et  metfyo.  De  faderfio  autem , id  est  quan- 
tum  de  alia  dona,  quando  ad  maritum  ambnlavit,  pater 
aut  frater  ei  dedit,  mittat  in  confuso  cum  alias  sorores, 


Rex  iustituit.  Quin  qui  thinx  facit,  et  postea  filiuiu  nascitur, 
in  tertiam  partem  ipsum  thinx  ruinpit  secundum  anteriorem  edictum 
et  si  dnas  aut  ainplius,  in  meiliaetate;  ideo  nos,  dum  in  ipso 
edicto  legitur  de  thinx,  quod  est  donatio,  nobis  comparit,  quod  per 
nullam  donationem  nec  per  launegild  possit  tiliam  suam  de  ipsam 
tertiam  portiouein  substantiae  suac  exherede  faeere,  et  si  duas  aut 
amplins  fuerent,  de  meiliaetatem. 
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et  illa  aliae  sorores  una  ant  plures  tollant  unaquisque  in 
antea  tan  tum,  quantum  pro  mundium  pater  aut  frater  li- 
berandum  ad  parentes  mariti  defuncti  dedit.  Reliqua 
patris  vel  fratris  substantia  aequa  lanciae  dividant. 

Was  hier  über  die  (Jollationsverbindlichkeit  der  verwitt- 
weten , in’s  väterliche  Haus  zurückgekehrten  Schwester  und 
über  den  Abzug  der  für  Lösung  des  Mundiums,  das  den  Ver- 
wandten des  verstorbenen  Gatten  der  Wittwe  zustand,  ge- 
zaldten  Summe  angeordnet  wird,  ist  für  uns  unerheblich. 
Wichtig  dagegen  ist,  dass  die  Wittwe  und  ihre  Schwestern 
reliqua  patris  vel  fratris  substautia 
zu  gleichen  Theilen  erhalten  sollen,  wobei  als  ihre  Miterben  nur 
alius  parentes  aut  curtis  regia, 

dagegen  nicht  ihre  etwa  vorhandenen  Brüder  genannt  werden. 

Zwar  könnten  sie  in  den  alius  parentes  enthalten  sein, 
unter  denen  wir  wohl  die  Bot.  158  und  Notitia  cp.  5 erwähnten 
proximos  parentes  zu  verstehen  haben.  Denn  in  den  eben  ge- 
dachten leges  tritt,  genau  wie  hier,  die  curtis  regia  beim 
Fehlen  dieser  Verwandten  für  letztere  ein.  Dann  bekommen 
aber  die  Brüder  ihre  Erbportion  nicht  als  Brüder,  sondern  als 
nabe  Angehörige  des  Verstorbenen,  deren  Antheil,  gleichgültig, 
wie  nahe  sie  verwandt  sind,  ein  für  allemal  auf  ein  Dritttheil 
resp.  ein  Seclistheil  festgestellt  ist. 

Rot.  199  handelt  allerdings  von  dem  singulären  Fall  des 
Elbens  einer  verwittweten  Schwester.  Aber  es  spricht  doch 
die  grösste  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  dieselben  Bestim- 
mungen auch  zur  Anwendung  gelangten,  wenn  unverheirathete 
Schwestern  ihre  Brüder  beerbten.  Dieser  Auffassung  entspricht 
auch  Liutpr.  B,  wo  das  Erbrecht  der  Schwestern  unmittelbar 
beim  Fehlen  eigener  Kinder  des  Bruders  angenommen  wird,  und 
wiederum  von  einem  Mit-  oder  gar  Vorerbrecht  der  Brüder 
keine  Rede  ist1).  Endlich  schreibt  auch  noch  der  Tractatus 
de  ordine  successionis  ab  intestato  secundum  ius  Langobardi- 
cum  § 6,  worauf  allerdings  wegen  der  späteren  Abfassung 
dieses  Aufsatzes  weniger  Gewicht  zu  legen  ist,  der  Schwester 


')  Damit  widerlegt  sieb  die  von  Walter  II.  p.  235  aulgestellte  Ansicht 
die  Frauen  wären  stets  von  ihrem  Himdwald  beerbt  worden. 
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allein  ein  Erbrecht  zu.  wenn  Jemand  mit  Hinterlassung  von 
Geschwistern  beiderlei  Geschlechtes  stirbt. 

Den  Grund  zu  diesem  Vorzug  gab  vielleicht  die  Zurück- 
setzung der  Weiber  als  Descendentinnen , welche  zur  Aus- 
gleichung in  der  Seitenlinie  eine  Bevorzugung  vor  den  Männern 
hervorrief  *). 

In  Betreff  des  zweiten  Punktes  scheint  Rotharis  unter  den 
erbenden  Weibern  keinen  Unterschied  nach  ihrem  ehelichen 
oder  jungfräulichen  Stande  gemacht  zu  haben1).  Stobbe.3) 
der  nur  die  Tochter  rin  rasa  patris  remanens“  zur  Erbschaft 
zulassen  will,  beruft  sich  zwar  auf  eine  ganze  Reihe  Stellen, 
in  denen  seine  Ansicht  ausgesprochen  sein  soll  — in.  E.  ohue 
Grund.  Denn  Rot.  158 — 160,  171  reden  einfach  von  „filiae 
legitimae“ ; Liutpr.  65,  wo  sich  eine  rfilia  in  capillo“  findet, 
verbietet,  ihr  durch  Schenkung  die  Erbportion  zu  entziehen, 
beweist  aber  damit  nicht,  dass  nur  eine  unverheirathete  Tochter 
erben  konnte,  sondern  will  nur  betonen,  dass  ein  unverhei- 
rathetes  Mädchen  ihres  Pflichttheils,  dessen  es  dringender  be- 
nöthigt  ist  als  eine  Ehefrau,  keineswegs  beraubt  sein  soll. 
Liutpr.  3 und  4 stehen  mit  der  Aenderung  des  Erbrechts  in 
Verbindung,  die  unter  Liutprand  erfolgte,  und  könneu  darum 
für  die  Zustände  unter  Rotharis  nicht  verwendet  werden.  Die 
Notitia  cp.  5 endlich,  welche  auf  das  ältere  Recht  verweist, 
sagt  auch  wieder  ganz  einfach: 

qui  filiatn  relinquebat, 

Worte  aus  denen  durchaus  nicht  ersichtlich  ist.  dass  es  sich 
um  unverheirathete  Töchter  handelt.  Auch  die  Berufung 
Schupfer’s4)  auf  Roth.  181,  wonach  die  Tochter,  die  am  Hoch- 
zeitstage ihre  Mitgift  empfangen, 

amplius  nou  requirat. 

ist  m.  E.  nicht  stichhaltig;  denn  durch  dieses  Gesetz  sollen 
nur  Erbansprüche  der  Tochter  gegen  ihre  Brüder  auf  das  vä- 
terliche Vermögen  abgeschnitten  werden,  was  sonst  an  keiner 
Stelle  des  Edicts  ausdrücklich  geschieht.  Jedenfalls  beerbt 

')  Müler  p.  62. 

*)  Ueber  das  lange  Haar  als  Zeichen  der  Jungfrau  Du  Cange  s.  v.  c.v 
pilli  und  Weinhold  p.  459. 

*)  Stobbe  p.  90. 

*)  Schnpfer  Arch  giur.  p.  121. 
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nach  Rot.  199  die  venvittwete  Tochter  den  Vater  in  Gemein- 
schaft mit  den  übrigen  Schwestern,  nachdem  eie  ihre  Mitgift 
eingeworfen  hat,  und  die  Verordnung  Grimoald's  spricht  ent- 
schieden für  Erbberechtigung  auch  verheiratheter  Töchter,  da 
deren  Kindern  hier  die  Repräsentation  ihrer  vorverstorbenen 
Mütter  dem  verstorbenen  Grossvater  gegenüber  beigelegt  wird , 
was  ohne  Erbberechtigung  der  Mütter  keinen  Sinn  gehabt  hätte l). 

Dieselbe  Ungewissheit  herrscht  bei  der  Beerbung  des 
Bruders.  Während  Walter  sämmtliche  Schwestern  gleichmässig 
zulässt,  wollen  andere  Gelehrte  nur  ein  Erbrecht  der  ledigen 
anerkennen  *).  Die  Beweisstellen  dafür  oder  dagegen  sind 
wiederum  die  eben  angeführten ; nur  die  Bestimmungen  Gri- 
moald’s,  welche  alle  Bedenken  entscheiden  müssten,  sind  leider 
nicht  heranzuziehen,  da  sie  keine  Geschwister  des  Erblassers 
envähnen.  Wir  bleiben  also  hier  auf  blosse  Wahrscheinlich- 
keit angewiesen,  die  nach  Analogie  des  vorigen  Falles  freilich 
für  völlige  Gleichstellung  der  Schwester  „in  capillis“  und  der, 
„(juae  ad  maritum  ambulavit“ , zu  sprechen  scheint. 

In  der  Ascendentenreihe  wird  in  unsem  Quellen  ein  Erb- 
recht der  Mutter  niemals  erwähnt*);  doch  hat  es  sich  in  spä- 
teren Perioden  Eingang  verschafft4).  Ein  Erbrecht  des  Vaters 
am  Vermögen  der  in  seiner  Mundschaft  befindlichen  Tochter 
wird  ebensowenig  durch  die  Quellen  bestätigt,  folgt  aber  aus 
dem  analogen  Erbrecht  des  Vaters  am  Sohnes  vermögen. 
Rot.  170. 

Dass  sich  unter  den  erbenden  Seitenverwandten  nur 
Männer  befanden,  wurde  bereits  erwähnt 5). 


')  Grim.  5. 

8i  qnis  lmbuerit  iilios  legitimos  nimm  ant  plures.  et  cnntigerit  unnm 
ex  filiis  vivenre  patrc  mori , et  rcliqnerit  filios  legitimus  unum  aut 
plures,  et  contigerit  avo  mori,  talem  partern  percipiat  de  substantia 
avi  aui.  una  cum  patruis  suis,  qualem  pater  eorum  inter  fratribus 
suis  perceptnrus  erat , si  vivus  fuisset.  Simiiiter  et  si  Alias  legi- 
timas  nimm  aut  plures,  aut  titii  naturales  unum  aut  plures  fuerint, 
habeant  legem  sunm  . . 

*)  Walter  II.  p.  2 Hü.  Dagegen  Gans  III.  p.  18(1,  Nintta  p 350.  Zoeptl 
III.  p.  228. 

ä)  Heineccius  II.  § 248.  Niutta  p.  3(16. 

4)  Miller  p.  61. 

“)  cf.  p.  45.  Anm.  1. 

Opet,  die  erbrechtliche  Steilung  der  Weiber.  * 
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Das  Gesetz  G.rimoald’s  vom  Jahre  668  zeigt  noch  keine 
Aendernng  in  der  erbrech  (liehen  Stellung  der  Weiber;  folgen- 
reich waren  dagegen  in  dieser  Beziehung  die  Reformen  Liut- 
praud's,  auf  welche  der  Religiouswechsel,  dem  die  Langobarden 
sich  inzwischen  unterzogen,  wohl  nicht  ohne  Einfluss  geblieben, 
da  er  einen  friedlichen  Verkehr  wenigstens  mit  den  alten  Ein- 
wohnern  ermöglichte.  Gleich  im  Anfang  seiner  Regierung  er- 
liess  er  das  bedeutsame  Gesetz,  welches  die  Töchter  beim  Fehlen 
von  Söhnen  zu  alleinigen  Erben  des  väterlichen  und  mütter- 
lichen Vermögens  machte  und  das  bisherige  Abzugsrecht  der 
filii  naturales  und  der  nächsten  männlichen  Verwandten  resp. 
der  curtis  regia,  beseitigte. 

Liiitpr.  1. 

Si  quis  Langobardus  sine  filiis  masculinis  legetimis  mor- 
tuos  fuerit,  et  filias  dereliquerit,  ipsae  ei  in  omnem  here- 
ditatem  patris  vel  matris  stiae.  tamquam  filii  legitimi 
inascolini,  heredis  succedant. 

Liutpr.  2. 

Si  quis  Langobardns  se  vivente  filias  suas  nupto  tradi- 
derit  et  alias  filias  in  capillo  in  easa  reliquerit.  tune  omnes 
aequaliter  in  eins  substantia  heredis  succedant . tamquam 
filii  masculini. 

Nur  das  Wergeid  des  erschlagenen  Vaters  sollte  auch  jetzt 
noch  in  erster  Linie  an  Männer  kommen  l). 

Auch  das  Erbrecht  der  Schwestern  wurde,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  unvermählten,  neu  codificirt. 

Verheirathete  Schwestern  mussten  sich  dem  früheren  Grund- 
satz entsprechend  neben  eigenen  Töchtern  des  Erblassers  mit 
der  Mitgift  zufrieden  geben ; unverheirathete  erbten  in  Gemein- 
schaft mit  ihren  unvermählten  Nichten  das  ganze  Vermögen 
rtanquam  filii  legitimi* ; nur  wenn  gar  keine  Kinder  des  Bruders 
vorhanden  waren,  fiel  sein  Nachlass  allein  an  die  Schwestern. 


*)  Lintpr.  13. 

. . quarnquam  tilias  inxtituis.-inms  heredis.  »ient  masrnlua.  in  omni 
mibatantiiL  patris  et  matris.  ipsam  c-oinpoaitionem  rolmnna  nt  acci- 
piaut  propinqni  eiiisdem  parentis  qni  nceisns  fncrit,  illi  qni  per 
capput  succedere  potuermit,  quia  äliae  eins,  en  quod  t'emineo  sexu 
esse  provatur,  non  possunt  faidam  ipsam  levare  . . . 
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nuter  denen  in  diesem  Kall  kein  Unterschied  zwischen  Frauen 
und  Mädchen  gemacht  wurde 

Die  alte  Pflichttheilsnatur  des  Kindeserbrechts  blieb  auch 
hier  in  doppelter  Weise  gewahrt.  Der  Vater  musste  der 
Tochter,  wenn  sie  überhaupt  Erbin  werden  konnte,  ein  Dritt- 
theil  seines  Vermögens  hinterlassen,  das  durch  keine  Schenkung 
zu  vermindern  war  und  nur  bei  bestimmten  Enterbungsgründen, 
von  denen  Liutpr.  119  und  5 Beispiele  geben,  entzogen  werden 
durfte  resp.  musste.  Denselben  Charakter  hatte  das  Erbrecht 
der  Schwestern. 

Eine  weitere  Begünstigung  der  Weiber  gab  eine  Bestim- 
mung vom  Jahre  717,  wonach  Schwestern  ausschliesslich  eine 
unvermählte  Schwester  beerben  sollten,  deren  Vermögen  früher 
ihrem  Mundwald  zugefallen  war.  was  jetzt  nur  noch  bei  der  ver- 
ehelichten erfolgte  *). 

Endlich  erlitt  selbst  das  alleinige  Erbrecht  der  Söhne  einen 
Stoss  5)  durch  eine  Verordnung  vom  Jahre  728,  welche  dem 
Vater  gestattete  seinen  Töchtern  neben  einem  legitimen  Sohne 
ein  Viertheil,  neben  zweien  ein  Siebentheil  u.  s.  w.  der  Erb- 
masse „per  cartolam  donationis“  zuzuwenden  und  der  Tochter, 
deren  Mitgift  ja  schon  früher  den  Charakter  einer  Erbab- 


')  Liutpr.  3. 

Si  qm*  Langohardns  sororia  reliquerit,  ct  vivente  eum  ad  maritum 
ambulaverint,  tantum  luibeat  ex  fratris  facultate,  ai  ipse  Alias  reliquerit, 
quantmn  in  diae  rotorum  acecpernnt,  quando  ad  maritum  ambola- 
vernnt.  Nam  ai  ipai  frater  neque  filifls  ueque  filiaa  reliquerit,  aut 
ai  habuerit  et  ante  eum  mortui  aut  mortuae  fuerent  abaque  tiliis 
tiliabua:  tune  »ororcs  etua,  tarn  qni  in  cupillo  remanserunt,  quam 
quae  ad  maritum  ambolavenmt.  in  omnem  snbstautiam  eiua  ei 
beredia  aureedant. 

Liutpr.  4. 

Si  quia  Langulmrdus  aorores  et  tilias  in  capiiio  in  caaa  reliquerit: 
pariter  atque  aequaliter.  quautaecunque  fuerent,  in  hereditatem 
eiua  snccedere  debeaut  tanquam  lilio»  legitimes  dereliquisait. 

*)  Liutpr.  14. 

. . ai  coutigerit  una  ex  eiadeut  sorurilma  muri,  tune  et  quae  in  ca- 
pi  1 Io  remanserunt,  et  quae  ad  maritum  ambulaverint,  in  umni  portioui 
aororis  snae  defunetae,  qnamvia  puella  mortua  fuerit,  anceedant  . . 
ai  autem  eontegerit  illa  muri,  quae  iam  imptu  tradita  eat,  tune  ille 
ei  auccedat,  qui  eum  per  mumtium  auam  fecit. 

*)  Kayaer  p.  485,  4Hti. 
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findung'i  getragen,  bei  ihrer  Verheirathung  mitzngeben  „qna- 
liter  voluerit“. 

Liutpr.  102. 

Si  iiuis  Langubardus  haben*  filiinn  masculinum  legitimum 
aut  filia  legitiinam  unam  aut  plures  . . potestatem  habeat  ad 
tiliani  suani  per  cartola  donationis.  si  voluerit.  usque  ad 
quartam  portionem  de  rebns  suis  indicare  . . si  vero  pater 
viventem  se  eas  ad  maritum  dederit . ordinet  eas  iuxta 
legem  qualiter  voluerit. 

König  Ahistulf.  welcher  den  Netten  die  Verpflichtung  auf- 
erlegte. für  den  ausreichenden  Unterhalt  ihrer  unvermählten 
Tanten  väterlicherseits  zu  sorgen,  räumte  diesen  Tanten  beim 
kinderlosen  Tode  des  Neffen  ein  mit  den  Schwestern  des  Ver- 
storbenen gemeinsames  Erbrecht  nach  Köpfen  ein  *). 

Einen  auf  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  bezüglichen 
Nachtrag  brachte  noch  im  vorletzten  Jahrzehnt  vor  Untergang 
des  Langobardeureiches  das  Gesetz  Aliist.  13,  welches  dem 
Erblasser  gestattete  unter  den  erbberechtigten  Töchtern  in  der 
Vertheilung  des  Vermögens  einen  Unterschied  zu  machen,  d.  h. 
die  eine  vor  der  anderen  auszuzeichnen  „meliorare“,  wobei  be- 
stimmte Vorschriften  über  das  zulässige  Maass  solchen  Vorzugs 
gegeben  wurden. 

Das  Urkundenmaterial  lässt,  soweit  es  mir  zu  Gebote  stand, 
keiue  Weiterbildung  erkennen,  freilich  eben  so  wenig,  ob  alle 
diese,  vielfach  recht  willkürlichen  Bestimmungen  wirklich  Ein- 
gang in's  Volk  gefunden. 

Die  alleinige  Erbfolge  der  Söhne  erschien  so  selbstver- 
ständlich, dass  sie  in  einem  Testament  vom  Jahre  853 9),  welches 

*)  Schroeder  Geschichte  p.  116,  auch  Schupfer  Arrh.  ginr.  p.  120. 

*)  Aliist.  10. 

. . si  qnis  Iauigobardus  morieus  sororem  una  aut  plures.  in  capill» 
in  easa  reliquerit,  et  iilium  umun  aut  plures,  filii  ipsiits  debennt 
perpeusare,  qualiter  amedanis  corum  absque  necessitatem  vivere 
posseilt  seenndnm  qualitatein  suhstantiae  suae,  nt  amedanis  illoruni 
indigeutiam  non  patiatur,  neque  de  victum  neque  de  vestimentum. 
sed  nec  de  obsequio  sno  . . si  autem  praedictus  nepotis  deecsacrit. 
absque  tiliis  tiliabus.  aut  intestatim  et  sorores  reliquerit.  amedanis 
eomm  qui  in  rasa  in  capillns  ronianserint,  cnm  ipsas  nepntes  suas 
in  rebns  nepotum  et  fratnini  succedant  aequalitcr.  quantaecunque 
fuerint 

•)  Chart.  111.  Nr.  181. 
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Anordnungen  über  die  Stellung  der  überlebenden  Ehefrau,  die 
Mitgift  der  Töchter  u.  a.  tritft,  erst  gar  nicht  erwähnt  wird, 
während  ein  anderes  vom  Jahre  Htil  *)  ausdrücklich  als  nächsten 
Erben  den  Sohn,  erst  an  zweiter  Stelle  die  Tochter  bezeichnet : 
. . Primus  oiunium  statuo,  ut  res  omnes  meas  deveniat 
in  Grimualdo  tilio  nieo.  et  in  eius  sit  potestatem;  et  si 
Deus  iudicius  supervenientem,  quod  ipse  Grimuald  tilius 
mens  infra  aetatem  mortnus  fuerit , et  si  filius  vel  tiliuni 
de  legitime  matrimonio  non  reliquerit,  tune  volo,  ut  post 
eius  discessum  ernte  mea  . . deveniat  in  potestate  Ingil- 
borgi  tiliae  meae  vel  de  tiliis  aut  Alias  eius,  quae  de  ea 
procreati  sunt  aut  fuerint  . . 

Zu  diesem  Erbrecht  stimmt  auch  der  Umstand,  dass  als 
Miterben  von  Männern  häufig  deren  Brüder  erscheinen*), 
während  bei  denjenigen  Weibern,  die  im  Besitz  grösserer  Länder- 
eien genannt  werden,  fast  nie  der  Hinweis  fehlt,  dass  dieser 
Besitz  im  Faderfium  oder  in  der  Morgengabe  seinen  Grund 
habe s). 

Auch  für  die  Verpflichtung  der  erbenden  Brüder,  die 
Schwestern  bis  zur  Verheirathung  im  Hause  zu  behalten  und 
hei  der  Vermählung  auszustatten.  fehlt  es  nicht  an  Belegen : 

. . Alias  vero  meas  Hadelberga  et  Ragisenda  volo  ut  vi- 
vat  insimul  cum  tiliis  meis  usque  dum  ad  maritnm  arnbo- 
laverit;  et  quando  ad  maritnm  ambolaverit,  det  earum 
tiliis  meis  toti  insimul  per  unaquaque  in  die  votorum  di- 
narii  boni  nonagenta  . . 4). 

Endlich  wird  uns  auch  noch  die  Gleichstellung  der  unver- 
mählten Töchter  und  Schwestern  des  Erblassers  bezeugt: 

. . ita  volo  de  pecunia  mea  . . ut  diebus  vite  t-iallani  et 
Rodolende  gennane  inee  adqne  Alias  meas  Anselda  et 
Galla  omnia  medietate  de  usufruetnario  deusque  ad  una 
de  ipsis  advixerit5). 

>)  Chart.  UI.  Nr.  216. 

’)  Chart,  I.  Nr.  13.  Chart.  II.  Nr.  3. 

*)  Chart.  IU.  Nr.  4,  16,  136,  261,  336. 

*)  Chart.  UI.  Nr.  181. 

»)  Chart,  m.  Nr.  11. 
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I.  Theil. 

Rechte  mit  erbrechtlicher  Sonder- 
stellung der  Weiber. 

B.  Soweit  ihre  Entwickelung  nicht  verfolgbar  ist. 

$ o. 

Das  burgundische  Recht. 

Die  erbrechtlichen  Bestimmungen  des  burgundischen  Rechts 
bilden  eineu  der  unerquicklichsten  Theile  der  sogenannten  leges 
barbarorum.  Obwohl  nur  zur  Beobachtung  für  die  Germanen 
aufgezeichnet,  während  viele  Anordnungen  des  Gesetzbuchs 
auch  für  die  römische  Bevölkerung  gegeben  waren,  stellen  sie 
mit  nichten  ursprüngliches  Volksrecht  dar.  Denn  unmöglich 
lässt  sich  annehmen,  dass  derartige  willkürliche  und  wider- 
spruchsvolle Festsetzungen  in  dem  naturwüchsigen  Rechtssinn 
einer  germanischen  Bevölkerung  ihre  Wurzel  haben  konnten, 
vielmehr  r ausgeklügelte  Rechtsnormen“  sind,  deren  wirkliche 
Anwendung  im  Leben  völlig  unglaubwürdig  erscheint '). 

Unzweifelhaft  herrschte  bei  den  Burgundern  eine  Zurück- 
setzung der  Weiber  im  Stammgut , das  sich  unter  dem  Namen 
„surs“  findet  und  jene  Ländereien  umfasst,  die  bei  der  Land- 
theilung  nach  der  Eroberung  vormals  römischer  Gebietsstücke 
den  einzelnen  Volksgenossen  zugewiesen  worden  waren 8).  Selbst 

l)  Stolibe  p.  85  ff.  Id.  R.  Q.  p.  103  ff.  Gaupp  Sachsen  p.  107. 

’)  Gans  IV.  p.  62.  Labonlaye  Hist.  p.  252,  418.  v.  Inama-Sternegg 

p.  23, 
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durch  besondere  Verfügung  konnte  der  Vater  das  alleinige 
Erbrecht  der  Söhne  auf  dasselbe  nicht  verkürzen.  Dagegen  stand 
den  Töchtern  ausschliessliche  Erbberechtigung  an  denjenigen 
Dingen  zu,  welche  für  den  Frauengebrauch  zu  verwenden  waren, 
.mala  hereda“1  genannt,  mit  „mahal“  =dem  bräutlichen  Schmuck 
zusammenhängend  *) : 

matris  bona,  id  est  in  reseellolis  vel  ornamentis, 

auch 

vestimenta  matrimonialia 

nach  L.  Burg.  14,«.  51, 3.  Starb  ein  Mädchen,  so  fielen  diese 
Dinge  zunächst  an  ihre  Schwestern  und  erst  in  deren  Ermange- 
lung an  die  Brüder.  L.  Burg.  51,  3, «. 

Aber  damit  war  auch  das  direkte  Erbrecht  derjenigen 
Mädchen,  welche  Brüder  besassen,  erschöpft.  Alles  übrige, 
mochte  es  vom  Vater  oder  von  der  Mutter  stammen,  beweglich 
oder  unbeweglich  sein,  fiel  zunächst  an  die  Söhne,  erst  in  zweiter 
Linie  an  die  Tochter*): 

L.  Burg.  14,  1. 

. . si  quis  filinm  non  reliquerit,  in  loco  filii  filia  in  patris 
roatrisve  hereditate  suecedat. 

Abweichend  davon  behaupten  die  einen3),  der  Vorzug  der 
Söhne  habe  sich  auf  das  Grundeigenthum  beschränkt,  während 
nach  der  Meinung  der  andern4)  den  Söhnen  sogar  nur  ein 
Theil  desselben,  die  sors,  reservirt  gewesen  sei. 

Allein  die  citirte  lex  14,  1,  welche  für  die  erste  Annahme 
sprechen  soll,  ergiebt  wahrscheinlicher,  dass  beim  Vorhanden- 
sein von  Söhnen  die  Töchter  von  der  ganzen  Erbschaft  ausge- 
schlossen waren,  da  gar  kein  Grund  vorliegt,  „hereditas“  nur 
von  Grundstücken  zu  verstehen. 

Die  zweite  Ansicht  stützt  sich  auf  L.  Burg.  1,  1 : 

. . patri  antequam  dividat,  de  communi  facultate  et  de 
labere  suo  cuilibet  donare  liceat:  absque  terra  sortis  ti- 
tulo  adquisita,  de  qua  prioris  legis  ordo  servabitur. 

>)  Stobbc  i).  131. 

*)  Die  Mehrzahl  der  öelelirten  folgt  dieser  Meinung : Eichhorn  I.  p.  374. 
Walter  II.  p.  23fi.  Gaupp  Sachsen  p.  lflfi.  Zimmerle  p.  2(17.  Thudichnm 
p.  189.  Schroeder  Geschichte  p.  114.  Nintta  p.  345.  Glasson  p.  597. 

a)  Labonlaye  Beeil.  p.  95.  Gerber  p.  251  Amn.  7. 

*)  Heincccius  I.  p.  537.  Schaffner  p.  274. 
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Dem  Vater  ist  hiernach  das  Verfügungsrecht  über  das 
Stammgut  entzogen,  welches  er  nach  anderen  Stellen  mit  resp. 
unter  seine  Söhne  zu  vertheilen  hat  (L.  Burg.  14. 5.  24,  &. 
78,  i,  ü)1),  während  er  mit  seinem  übrigen  Vermögen  beliebig  ver- 
fahren kann.  Aber  für  uns  handelt  es  sich  um  das  ge- 
setzliche Erbrecht  der  Mädchen,  und  wenn  es  nach  dieser 
Stelle  dem  Vater  unzweifelhaft  erlaubt  ist,  der  Tochter  durch 
eigene  Willensakte  Theile  seines  Vermögens  mit  Ausnahme  der 
sors  auch  neben  Brüdern  zuzuwenden,  so  beweist  eben  die  Noth- 
wendigkeit  besonderer  Verfügungen,  dass  ohne  solche  derTochter 
die  Brüder  auch  im  übrigen  Vermögen  vorgingen. 

Nur  die  Gott  geweihte  Jungfrau,  für  deren  Unterhalt  der 
Vater  nicht  ausreichend  gesorgt  hatte,  wird  Miterbin  ihrer 
Brüder  am  Stammgut,  neben  zweien  zu  einem  Dritttheil,  neben 
dreien  zu  einem  Viertheil  u.  s.  w.,  neben  einem  nicht  zur  Hälfte, 
wie  man  erwarten  sollte,  sondern  gleichfalls  zu  einem  Dritttheil, 
eine  Abweichung,  für  die  es  an  jedem  Grunde  fehlt.  Doch  er- 
hielt das  Mädchen  nur  den  Niessbranch  an  diesem  Theil,  der 
nach  dessen  Tode  an  denjenigen  zurückgelangte,  dem  er  ohne 
seine  Existenz  ohnehin  zugefallen  wäre*).  L.  Burg.  14,  5-7. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Mutter  wechselte.  Nach 
älterer  Bestimmung  erliielt  die  Wittwe  den  Niessbranch  am 
ganzen  Vermögen  ihrer  verstorbenen  Kinder,  das  nach  ihrem 
eigenen  Tode  an  deren  Erben  zurückfiel. 

L.  Burg.  24, 3. 

t)uodsi  forte  nati  fuerint  filii,  ut  adsolet,  post  mortem 
patris  defuncti  fuerint,  ad  rnatrem  iubemus  hereditatem 
niariti  vel  tiliorum  integram  pertiuere.  Post  mulieris  au- 
tem  obitum,  id  quod  de  successione  tiliorum  in  usumfruc- 
tum  tenuit,  ad  legitimos  tiliorum  suorum  heredes  decer- 
uimus  pertiuere. 

im  neuereu  Recht  empfing  sie  das  volle  Eigenthum  an  der 
einen  Hälfte  des  Vermögens  ihrer  Kinder,  während  den  anderen 
Theil  dessen  nächste  Verwandte  bekamen. 


')  Trotzdem  bezeichnet  v.  Maurer  Einleitung  p.  15  die  sors  als  .volles 
Eigen,  Uber  welche«  man  volles  Verfiiguiigsrccbt  hat“. 

’)  Pardessus  p.  69(5  giebt  als  zu  vermutheuden  llrund  dieser  Bevorzugung 
der  Nonne,  dass  sie  dnreb  dies  Erbrecht  filr  das  Fehlen  von  Aussteuer  und 
Morgengabe  entschädigt  werden  sollte. 
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L.  Burg.  53,  s. 

Quotiens  in  hunc  rasum  coutraria  fatorum  (leeret  a ver- 
tuntur,  coutinuu  ioter  uiatrem  defuncti  pueri,  si  tarnen 
puella  defuerit,  et  propinquos  . . relictae  facultatis  divi- 
sio  aequo  iure  et  ordiue  celebretur,  ita  ut  unusquisque  de 
inedietate  percepta  faciendi  quod  voluerit  e lege  habeat 
potestatem. 

Immer  dagegen  blieb  der  Mutter  vollfreies  Kigenthuiu  an 
denjenigen  Gegenständen,  die  ihr  die  Kinder  durch  Testamente, 
wie*  sie  römischer  Einfluss  frühzeitig  bei  den  Burgundern  ein- 
bürgerte zugewendet  hatten. 

L.  Burg.  24,4. 

. . si  quis  liliorum  matri  per  testameutum  aliquid,  aut 
donatione  contullerit,  mater  exiude  faciendi  quod  voluerit 
liabeat  liberam  potestatem,  aut  si  intestata  defecerit, 
mulieris  parentes  hereditateui  eins  suo  dominio  vindicabunt. 

Starb  jemand  eitern-  und  kinderlos,  so  fiel  sein  Vermögen 
an  seine  Schwester,  dann  erst  an  die  übrigen  Verwandten. 

L.  Burg.  14, ». 

Si  forte  defuuetus  nec  lilium  nee  liliaui  reliquerit,  ad 
sorores  vel  propinquos  parentes  hereditas  redeat. 

Dargnn  will  darin  einen  Rest  von  Mutterrecht  sehen*); 
m.  E.  ohne  Ursache.  Es  dürfte  sich  vielmehr  hier  um  ein 
ähnliches  Erbrecht  handeln,  wie  wir  es  bereits1  bei  den  Lango- 
barden kennen  lernten,  bei  welchen  die  Schwestern  ebenfalls 
ausschliesslich  den  Bruder  beerbten,  um  für  die  Zurücksetzung 
bei  Beerbung  der  Eltern  entschädigt  zu  werden. 

Ganz  willkürliche  Bestimmungen,  die  unverkennbar  den 
Stempel  des  Gemachten  tragen,  sind  für  den  Fall  gegeben,  wo 
jemand  Töchter  und  Enkel  von  einem  vorverstorbenen  Sohne 
als  Erben  hinterlässt*).  L.  Burg.  75, i-s.  Hatte  dieser  Sohn 
bereits  seinen  Theil  am  Stammgut  erhalten,  so  bekommen  seine 
Söhne  drei  Viertheile  vom  übrigen  Vermögen,  die  Töchter  den 
Rest;  war  die  Theilung  noch  nicht  vorgenommeu  worden,  so 


*)  Grimm  R.  A.  p.  482. 

*)  Dargun  p.  62;  ähnlich  schon  vorher  Laboulaye  liech,  p.  110. 
s)  Wenn  Walter  p.  2:16  von  „Tächtern  von  einem  verstorbenen  Sohne 
her  neben  männlichen  Enkeln9  spricht,  so  beruht  das  wohl  nur  auf  Ungeuauig- 
keit  des  Ausdrucks. 
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empfingen  die  Enkel  drei  Viertheile  der  ganzen  Erbmasse,  die 
Töchter  ein  Viertheil;  hatte  endlich  jener  Sohn  keine  männ- 
lichen Nachkommen,  sondern  eine  Tochter  hinterlassen,  so  war 
diese  auf  des  Vaters  portio  am  Stammgut  beschränkt,  während 
ihren  Tanten  alles  andere  Vermögen  zufiel. 

Ob  im  weiteren  Erbenkreis,  unter  den  „propinqni“1,  das 
Oeseidecht  einen  Unterschied  begründete,  lässt  sich  aus  unsern 
Quellen  nicht  mehr  entscheiden.  Nach  der  citirten  lex  14,  * ist 
die  Schwester  freilich  nicht  mehr  darunter  enthalten,  während 
der  eben  so  nalie  verwandte  Bruder  dazu  gehört.  Aber  diese 
Stelle  ist  deshalb  von  keinem  Belang,  weil  hier  gerade  das 
Vorzugsrecht  der  Schwester  betont  werden  soll.  Auch  aus 
den  anderen  Stellen,  in  welchen  „proximi  parentes“  genannt 
sind  (L.  Burg.  14,  b.  24, 4,3.  42, 1.  53,  s),  lässt  sich  etwas 
sicheres  nicht  entnehmen. 


S 7- 

Das  sächsische  Recht. 

Trotz  ihrer  Kürze  haben  auch  die  erbrechtlichen  Be- 
stimmungen der  L.  Sax.  zu  controversen  Ansichten  geführt, 
die  namentlich  durch  die  zweifelhafte  Bedeutung  veranlasst  sind, 
welche  das  Wort  „hereditas-  in  den  betreffenden  Paragraphen 
haben  kann. 

Darin  stimmen  mit  Ausnahme  v.  Amira's  sämmtliche  Oe- 
lelirte  fiberein,  dass  die  Weiber  nur  ihren  Brüdern  oder  Bruder- 
sülmen  nachstehen,  während  im  übrigen  ihr  Erbrecht  dem  der 
Männer  entspreche.  Unentschiedenheit  herrscht  aber  über  das 
Maass  dieser  Zurücksetzung,  die  nach  den  einen ')  das  ganze 
Vermögen,  nach  den  anderen“)  nur  das  Grundeigenthum  ergreift. 

Die  Anhänger  der  ersten  Ansicht,  die  den  Vorzug  der 

l)  Eiclilmm  I.  p.  376.  Beaoler  II.  p.  559.  Walter  II.  p,  234.  Thmlirlmtn 
p.  189.  Gerber  8 251  Anm.  7.  Niutta  p.  341. 

*)  Labonlaye  Hist.  p.  418.  Id.  Rech.  p.  92.  Reyscher  p.  287.  Zitumerle 
p.  207.  Gengler  p.  638.  Itichthofeii  in  M.  G.  H.  V.  p.  71.  Stobbe  p.  89. 
Heusler  p.  575. 
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Männer,  mit  einer  wohl  nur  zufälligen  Ausnahme1),  bis  auf 
Sohnessöhne  erstrecken,  berufen  sich  auf  <len  Wortlaut  der- 
jenigen Paragraphen,  welche  die  sedes  materiae  unseres  Ge- 
genstandes bilden  und  eine  derartige  Auffassung  allerdings  zu- 
lassen. 

cp.  41.  Pater  aut  mater  defnncti  filio  non  tiliae  heredi- 
tatem  relinqnent. 

cp.  44.  Qni  defunctus  non  filios  sed  lilias  reliquerit  ad 
eas  oinnis  hereditas  pertineat. 

cp.  46.  Qui  filinm  ac  flliam  habuerit , et  filius  nxore  ducta 
et  filium  genuerit,  et  mortuus  fuerit,  hereditas 
patris  ad  filium  filii,  id  est  nepotem,  non  ad  fi- 
liam  pertineat. 

Aber  von  gegnerischer  Seite  ist  mit  Recht  darauf  hinge- 
wiesen worden,  dass  in  cp.  62  der  L.  Sax.  .hereditas“  den 
.maneipia“  gegenfibergestellt  ist,  also  für  liegendes  Eigen  ge- 
braucht wird. 

cp.  62.  Nnlli  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere  . . 
maneipia  liceat  illi  dare  ac  vendere. 

Halten  wir  an  dieser  Bedeutung  fest,  dann  bekommt 
„omnis  hereditas“  in  cp.  44,  wo  das  Beiwort  bei  Annahme  der 
ersten  Ansicht  ganz  zwecklos  stehen  würde,  einen  wirklichen 
Sinn.  Wenn  die  Tochter  alleinige  Erbin  ist.  so  bekommt  sie 
die  Erbmasse  in  ihren  sämmtlichen  Bestandtheilen . als  „omnis 
hereditas“ , während  ihr  neben  einem  Bruder  der  wichtigste 
Theil.  das  elterliche  Grundeigenthum,  „hereditas  patris  et 
matris“  nach  cp.  41  verschlossen  war.  Ganz  erblos  war  also 
die  Tochter  nie,  was  auch  schwerlich  anznnehmen  wäre,  da  im 
sächsischen  Gesetz  keine  Verpflichtung  der  Brüder,  für  ihre 
unvermählten  Schwestern  zu  sorgen . wie  dies  im  langobar- 
disehen  liecht,  das  solch’  totalen  Ausschluss  kennt,  vorge- 
sehen ist*). 

Neben  einem  Bruderssohn  verringerte  sich  die  Zurück- 
setzung der  Tochter,  indem  diesem  nur  noch  das  väter- 

’)  Nämlich  (»erber;  er  lässt  an  «1er  erwähnten  Stelle  in  seiner  sehr 
.summarischen  Uebersicht  «1er  Tochter  nur  den  Sohn  Vorgehen. 

*)  Gaupp  Sachsen  p.  löO  fl',  und  Schroeder  Geschichte  p.  120  lassen 
der  Tochter  nur  die  Gerade;  das  Gesetz  scheint  ihr  auch  die  väterlichen 
Mobilien  zuznsprechen. 
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liehe  Grundeigenthum , die  „liereditas  patris“  vorweg  zuiiel, 
während  für  die  übrige  Erbmasse  gleiches  Erbrecht  beider  be- 
stand, um  in  noch  entfernteren  Graden  völliger  Gleichheit 
Platz  zu  machen,  da  die  Zurücksetzung  ausdrücklich  nur  beim 
Vorhandensein  eines  „uepos“  vorgeschrieben  ist.  cp.  46. 

Abweichend  davon  giebt  v.  Amira'l  folgende  Erbenreihe: 
Sohn,  Tochter.  Bruder,  Schwester,  nächster  männlicher  Ver- 
wandter. also  Vorzug  der  Mäuner  im  Erwerb  des  gesammten 
Nachlasses  vor  Weibern  derselben  Klasse,  was  er  aus  der  Ana- 
logie der  vormundschaftlichen  Erbfolgeordnung  folgert. 

cp.  42.  Qui  mortuus  viduam  reliquerit,  tutelam  eius 
filius,  quem  ex  alia  uxore  habuit , accipiat ; si  forte 
defuerit,  frater  idem  defuncti ; si  frater  non  fnerit, 
proximus  patern i generis  eius  consauguiueus. 

Allein  abgesehen  davon,  dass  schon  ein  Vorzug  im  ge- 
sammten Vermögen  den  (Quellen  widerspricht,  ist  die  Heran- 
ziehung iler  Vormundschaftsreihe  auch  deshalb  unangemessen, 
weil  der  Zusammenhang  von  Muudium  und  Erbrecht  bei  den 
Sachsen  jedes  Beweises  entbehrt*). 

§ 8. 

Das  anglisch-werinische  Recht. 

Die  L.  Thur,  ist  von  entschieden  weiberfeindlichem  Geist 
erfüllt.  Denn  nicht  nur,  dass  sie  die  Frauen,  so  lange  mänu- 
liche  Schwertmagen  bis  zum  fünften  Grade  der  Verwandtschaft 
vorhanden  sind,  von  der  Erbfolge  in ’s  Grundeigenthum,  dessen 
männlicher  Erwerber  die  Pflicht  zur  Blutrache  übernimmt3), 
gänzlich  ausschliesst,  worin  sie  freilich  in  der  ältesten  L.  Sal. 
ihr  Pendant  hat  — auch  die  Erbfolge  in  Mobilien  ist  ihnen 
anderen  Rechten  gegenüber  bedeutend  verkürzt*). 

*)  v.  Aniira  p.  122. 

*)  Lewis  p.  412  ff. 

a)  L.  Angl,  et  Wer.  § 3t: 

Ad  quenicnnqne  hereditas  terrae  perveuerit , ad  illutn  . . ultio 
proximi  . . debet  pertinere. 

4)  Gerber  § 251  Anm.  7,  nimmt  ohne  Grnud  einen  Anssehlass  der 
Weiber  nur  vom  Stammlande  an.  obwohl  dem  Gesetz  ilieser  Begriff  völlig 
fremd  ist. 
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Das  Gesetz  theilt  die  Erbfolge  in  die  väterliche  und  die 
mütterliche  Hinterlassenschaft. 

Von  der  ersteren  bekommt  die  Tochter  neben  einem  Sohne 
überhaupt  nichts; 

§ 26.  Hereditatem  defuncti  filius  non  filia  suscipiat. 
fehlt  dieser,  so  erhält  sie  die  väterlichen  Mobilien  mit  Aus- 
nahme des  Heergeräthes ; 

§ 27.  Si  filium  non  habuit,  qui  defunctus  est , ad  filiam 
pecunia  et  niancipia,  terra  vero  ad  proximum  patemae 
generationis  consanguineum  pertineat. 

Von  der  mütterlichen  Hinterlassenschaft  fällt  die  Gerade, 
die  hiei'  nach  Sache  und  Name  vorkommt'),  unverkürzt  der 
Tochter  zu ; alle  übrigen  Mobilien  und  das  Land  werden  Eigen- 
thum des  Sohnes: 

§ 32.  Mater  moriens  filio  terram,  niancipia.  pecuniam 
dimittat,  filiae  vero  spolia  colli,  id  est  murenulas,  muscas, 
mouilia,  inaures,  vestes,  annillas,  vel  quicquid  or- 
namenti  proprii  videbatur  habuisse. 

Wie  die  Abtheilung  erfolgt,  wenn  keine  Söhne  vorhanden, 
darüber  schweigt  das  Gesetz.  Doch  lässt  sich  in  Analogie  des 
entsprechenden  Falles  bei  der  väterlichen  Erbschaftannehmen, 
dass  die  Tochter  sännntliche  Mobilien  der  Mutter  bekam, 
während  die  terra  an  den  nächsten  männlichen  Schwertmagen  fiel  *). 

Die  nächsten  Erben  kinderlos  Verstorbener  waren  die 
Schwestern,  die  vom  Bruder  pecunia  et  niancipia  erbten,  wozu 
bei  Beerbung  einer  Schwester  wohl  noch  die  Gerade  trat. 

§ 28.  Si  autem  nec  filiam  non  habuit,  soror  eius  pecu- 
niam  et  niancipia,  terram  proximus  patemae  genera- 
tionis accipiat. 

§ 33.  Si  nec  filium  nec  filiam  habuerit,  sororem  vero 
habuerit,  sorori  pecuniam  et  niancipia.  proximo  vero  pa- 
temi  generis  terram  relinquat. 

v.  Amira,  dem  es  all  zu  unwahrscheinlich  dünkt,  dass  unter 
diesen  Umständen  der  Bruder  neben  einer  Schwester  am  be- 
weglichen Vermögen  einer  verstorbenen  Schwester  gar  keinen 

')  L.  Angl.  et.  Wer.  § 38: 

. . ornamenta  mnliebria.  quod  rhedu  ilicunt. 

*)  (iaupp  Thüringer  p.  342. 
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Autheil  haben  sollte,  sucht  die  entgegengesetzte  Behauptung 
damit  zu  begründen,  dass  nach  Analogie  des  totalen  Aus- 
schlusses der  Tochter  von  der  Fahrniss  durch  den  Sohn,  hier 
mindestens  ein  Miterbrecht  „desjenigen  proximus  paternae  ge- 
nerationis.  der  mit  der  Schwester  gleich  ualie  zum  Erblasser 
verwandt  ist  ■),"  mit  anderen  Worten,  des  Bruders,  anzunehmen 
sei.  Dies  angebliche  Erbrecht  steht  indess  mit  den  klaren 
Worten  des  Gesetzes  im  Widerspruch*);  erst  dann,  wenn  keine 
Schwester  vorhanden,  folgt  der  nächste  männliche  Schwert- 
mage, der  bis  dahin  nur  die  Immobilien  empfangen,  als  heres 
ex  toto. 

§ 30.  Quodsi  nec  filium  nee  filiam  nee  sororem  aut  ina t rem 
dimisit  superstites,  proximus  qui  fuerit  patemae  ge- 
nerationis,  heres  ex  toto  succedat,  tarn  in  pecunia 
atque  in  mancipiis  quam  in  terra. 

Auch  hier  sollten  wahrscheinlich  die  weiblichen  Verwandten 
durch  diesen  Vorzug,  ähnlich  wie  wir  es  im  langobardischen 
und  burgundisclien  Gesetz  gesehen  haben,  für  ihre  sonstige 
Zurücksetzung  im  Erbrecht  entschädigt  werden.  Dargun s)  ver- 
muthet  dagegen  einen  Rest  unorganisch  erhaltenen  Mutterrechts, 
ist  aber  mit  dieser  Annahme  völlig  abzuweisen.  Denn  da  sich 
sonst  in  dem  Gesetze  keine  Spuren  davon  finden,  wie  dies  in 
den  fränkischen  Rechten  mehrfach  der  Fall  ist,  so  lässt  sich 
eine  einzige  derartige  Bestimmung  ohne  ein  Zurückgehen  auf 
das  Mutterrecht  in  der  angegebenen  Weise  viel  ungezwungener 
erklären. 

Beim  Mangel  an  Geschwistern  trat  Ascendentenerbfolge 
ein.  Der  Mutter  fällt,  wahrscheinlich,  wenn  der  Vater,  dessen 
das  Gesetz  nicht  erwähnt,  vorverstorben  ist,  das  Mobiliar- 
eigenthum zu , während  der  Grundbesitz  wiederum  in  die  Hände 
des  nächsten  männlichen  Schwertmagen  übergeht. 

§ 29.  Si  autem  nec  filium  nec  filiam  neque  sororem  ha- 
buit,  sed  matrem  tantuni  superstitem  reliquit,  qnod  tilia 
vel  soror  debuerunt,  mater  suscipiat,  id  est  pecuniam 
et  mancipia. 


')  v.  A mini.  p.  04. 
*)  Lewis  p.  4 OS  ft'. 
')  Darguii  p.  01. 
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Mit  Tochter,  Schwester  und  Mutter  war  der  Kreis  der 
erbfähigen  Weiber  geschlossen,  wie  der  oben  citirte  § 30  er- 
giebt.  Erst  dann,  wenn  im  fünften  Grad  kein  männlicher 
Blutsfreund  von  des  Vatersseite  vorhanden  war,  ging  auch  die 
Landerbschaft  auf  diese  drei  Personen  über,  vom  Speer  auf 
die  Spindel , wie  das  Gesetz  in  Anwendung  der  den  beiden  Ge- 
schlechtern beigelegten  Attribute  sagt,  statt  die  Personen,  die 
darunter  verstanden  werden,  zu  nennen. 

S 34.  Usque  ad  quintam  generationem  paterna  generatio 
succedat.  Post  quintam  autem  tilia  ex  toto,  sive  de 
patris  sive  de  matris  parte  in  hereditatem  succedat,  et 
tune  demum  liereditas  ad  fusum  a lancea  transeat. 


§ 9. 

Das  friesische  Recht. 

Nur  ganz  gelegentlich  giebt  die  L.  Fris.  19,*  eine  kurze 
erbrechtliche  Notiz  über  die  nächsten  Erben  eines  Erschlageneu : 
Si  (ptis  fratrem  suum  occiderit.  solvat  eum  proximo  lieredi , 
sive  tilium  aut  tiliam  habuerit,  aut  si  neuter  liorum  fuerit, 
solvat  patri  suo  vel  matri  snae  vel  fratri  vel  etiam  so- 
rori  suae  . . 

Da  mit  dieser  Nachricht  absolut  nichts  sicheres  anzufangen 
ist,  hat  man  sich  Hülfe  sucheud  an  das  nordische  und  das 
spätere  friesische  Hecht  gewendet,  um  aus  diesen  eng  ver- 
wandten Rechten  den  Hechtszustand,  wie  er  zur  Zeit  der  L. 
Fris.  herrschte,  zu  reconstruiren. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  im  skandinavischen 
Recht ')  hat  gewechselt : in  älterer  Zeit  waren  sie  gänzlich 
ausgeschlossen  — einen  eben  solchen  Ausschluss  der  Tochter 
durch  deu  Sohn  nimmt  darum  Stobbe8)  für  das  Volksrecht  an 
— später  erbten  sie  mit  Männern  zusammen,  aber  kleinere 
Portionen  als  diese  — Beseler  und  Eichhorn3)  beziehen  dies 

')  Grimm  It.  A.  p.  407. 

’)  Stobbe  p.  90. 

‘j  Beieier  1.  p,  55V,  Eichhorn  I.  p.  376. 
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auf  unseren  Zeitpunkt,  wobei  freilich  der  letzte  die  Möglich- 
keit zugiebt.  dass  dieser  Vorzug  nur  Brüdern  zu  Gute  ge- 
kommen, während  unter  entfernteren  Verwandten  das  Geschlecht 
keinen  Unterschied  begründet  habe. 

Diejenigen,  die  das  spätere  friesische  Recht  zur  Ver- 
gleichung heranziehen,  lassen  die  Weiber  durch  gleichgradige 
Männer,  mindestens  die  Tochter  durch  den  Sohn,  die  Schwester 
durch  den  Bruder,  die  Mutter  durch  den  Vater,  von  der  Erb- 
folge ausgeschlossen  werden  l). 

Da  es  an  wirklichen  Beweisen  für  das  Bestehen  eines 
dieser  Systeme  völlig  mangelt,  so  lässt  sich  m.  E.  mit  Sicher- 
heit nur  das  eine  sagen,  dass  in  irgend  einer  Beziehung  die 
erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  im  friesischen  Volksrecht 
derjenigen  der  Männer  gegenüber  benachtheiligt.  war.  weil  beide 
davon  ausgegangenen  Rechte  Zurücksetzung  der  Weiber  auf- 
weisen, ein  Umstand,  der  die  Annahme  einer  vorher  stattge- 
habten Gleichheit  nicht  glaublich  erscheinen  lässt. 

l)  Gaupp  Sachsen  p.  167.  Reyseher  p.  267.  v.  Amira  p.  199. 
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(ileic liste  11  ende  Rechte. 

§ 10. 

Die  gothischen  Rechte. 

Völlige  Gleichheit  beider  Geschlechter  in  erbrechtlicher 
Beziehung  linden  wir.  wie  schon  oben1)  erwähnt  wurde,  im  west- 
gothischen  Recht,  von  welchem  Gide  *)  nicht  unzutreffend  sagt, 
dass  es,  von  Concilien  diktirt.  mehr  für  Römer  als  Barbaren  ge- 
schrieben scheine.  Auf  ein  im  älteren  Volksrecht  anders  ge- 
regeltes Verhältnis  weist  indessen  die  ebenfalls  den  kirchlichen 
Einfluss  verrathende  Begründung  dieser  Gleichstellung. 

L.  Wisig.  Lib.  IV.  tit  2. 

9.  F.  L.  S.  CHDC.  Rex: 

. . nam  iustnm  omnino  est,  ut  quos  propinquitas  naturae 
consociat,  hereditariae  successionis  ordo  non  dividat. 

Eine  gleiche  Regelung  des  Erbrechts  müssen  wir  nach  dem 
Edict.  Theod.  § 23  bei  den  Ostgothen  annehmen: 

Si  quis  intestatus  mortuus  fuerit,  is  ad  eius  possessionem 
veniat,  qui  inter  agnatos  et  cognatos  gradu  vel  titulo 
proximus  iuvenitur,  salvo  iure  filiorum  ac  nepotum. 

Die  von  Beseler ®)  als  möglich  hiugestellte  Ansicht,  unter 
den  ftlii  seien  nur  Söhne  zu  verstehen,  ist  nicht  zu  billigen, 

*)  cf.  p.  3. 

’)  Gide  p.  342.  Auch  Grimui  R.  A.  p.  407  betont  den  fremden  Einfluss 
im  westguthischeu  Recht. 

*)  Beseler  E.  V.  111.  p.  2tU>  Amu.  13. 

Üpet,  «Ue  prltrfi'htlicltf*  Stölln u;*  de:  WrilM’i*  5 
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da  es  sich  hier  uni  eine  Gesetzgebung  handelt,  die  nach  ihren 
einleitenden  Weiten  auch  ftlr  die  Römer,  denen  eine  derartige 
Zurücksetzung  der  Weiber  damals  ganz  fremd  geworden,  gelten 
sollte,  überhaupt  durchgängig  auch  nur  römisch-rechtliche  Be- 
stimmungen enthält '). 


§ 11. 

Das  allemannische  Recht. 

Die  herrschende  Ansicht  findet  auch  bei  den  Allemannen 
eine  Zurücksetzung  der  Weiber  im  Erbrecht,  die  sich  darin 
dokumentäre,  dass  neben  Sühuen  Töchter  vom  Landerbe  ausge- 
schlossen seien*);  manche  Gelehrte  dehnen  diese  Zurücksetzung 
auch  noch  auf  den  Fall  aus,  wo  Töchter  mit  Sohnessöhnen  zur 
Erbschaft  berufen  sind.  Während  Walter s)  dies  ohne  Begrün- 
dung thut,  Zimmerle*)  auf  die  Gleichheit  des  baierischen  Ge- 
setzes hinweist,  mit  welcher  es  jedoch  in  diesem  Punkt  höchst 
problematisch  steht,  lässt  Stobbe,  der  sich  ohne  Grund  auf 
L.  Alam.  57, 1 beruft,  in  einer  Anmerkung5)  sogar  die  Möglich- 
keit einer  noch  weiteren  Zurücksetzung  der  Weiber  offen,  die 
er  freilich  durch  Citiren  von  Urkunden  entgegengesetzten  In- 
halts wieder  zweifelhaft  macht. 

Allein  mit  Unrecht  hat  man  m.  E.  in  unserem  Gesetz  eine 
Zurücksetzung  der  Weiber  im  Grundeigenthum , mit  Unrecht 
eine  Zurücksetzung  derselben  überhaupt  finden  wollen. 

Zwar  behaupten  Grimm  und  Maurer“)  übereinstimmend, 
die  hereditas  patemica  unserer  Lex  bezeichne  liegendes  Eigen ; 
doch  scheint  diese  Auffassung  mit  den  Worten  des  Gesetzes 
nicht  zu  harmoniren. 

‘)  v.  Sybel  p.  372. 

’)  Laboulaye  Hist.  p.  418.  Id.  Rech.  p.  91.  Reyscher  p.  267.  Beseler 
p 559.  Schrooder  Geschichte  p.  114.  Thmlichmn  p.  187.  Gerber  § 521 
Aura.  7.  Niutta  p.  346.  Gengier  p.  639.  Glasson  p.  597.  Heitslcr  II.  p.  578. 

•)  Walter  II.  p.  234. 

4)  Zimmerte  p.  267. 

*)  Stobbe  p.  89  Anm.  28. 

•)  Grimm  R.  A.  p.  494.  v.  Maurer  Einleitung  p.  15. 
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L.  Alam.  Hlot.  57, 1,*: 

Si  autem  dnas  sorores  absqne  fratre  relictas  post  inortem 
patris  fuerint,  et  ad  ipsas  hereditas  paternica  contingat, 
et  «na  nnpserit  sibi  coaequalem  liberum,  alia  autem  nup- 
serit  aut  colonum  regis  aut  colonum  ecclesiae:  illa,  qui 
illum  liberum  nupsit  sibi  coaequalem,  illa  teneat  terram 
patris  eorurn:  res  enim  alias  aequaliter  dividant.  Illa 
enim  qui  illum  colonum  nupsit,  non  intret  in  portionem 
de  terra,  quare  sibi  coaequalem  non  nupsit. 

Es  handelt  sich  hier  um  zwei  Schwestern,  an  die,  weil 
keine  Brüder  vorhanden,  die  Hinterlassenschaft  ihres  Vaters 
gefallen  ist.  Weil  jedoch  die  eine  sich  unstandesgemäss 
vermählt  hat,  so  muss  diese  Hinterlassenschaft,  die  vorher 
an  beide  gekommen  war,  in  der  Weise  in  ihre  Bestandttheile  zer- 
legt werden,  dass  der  Landbesitz,  die  terra  patris,  alleiniges 
Eigenthum  derjenigen  Schwester  wird,  deren  Gatte  seine  volle 
Freiheit  besitzt,  während  das  gleiche  Erbrecht  beider  an  den 
Mobilien,  deuresaliae,  gewahrt  bleibt.  Im  Sinne  der  ange- 
führten Stelle  ist  also  hereditas  paternica  der  ganze  Comp  lex 
des  väterlichen  Vermögens,  unter  welchem  bewegliche  und 
unbewegliche  Sachen  mitbegriffen  sind.  Dagegen  spricht  auch 
nicht,  dass  freilich  im  sächsischen  Gesetz  hereditas  für  Grund- 
eigenthum gebraucht  wird ').  Denn  wir  dürfen  nie  vergessen, 
dass  die  Gesetzesredaktionen  aus  verschiedenen  Zeiten  herrühren, 
speciell  in  unserem  Fall  fast  100  Jahre  auseinander  liegen,  in 
deren  Verlauf  ein  und  dasselbe  Wort  wohl  seine  Bedeutung 
wechseln  konnte.  Einen  ähnlichen  Vorgang  zu  beobachten 
hatten  wir  bereits  bei  dem  Worte  „Alod“  Gelegenheit,  das  in 
den  älteren  Gesetzen  den  Inbegriff  des  Gesammtvermögens  be- 
zeichnet, später  nur  noch  den  Grundbesitz  ausdrückt. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber,  die  also  in  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Gegenständen  hinter  ihren  Brüdern 
zurückstehen,  scheint  danach  freilich  sehr  ungünstig  zu  sein. 
Aber  es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  nur  von  Zurück- 
stellung in  der  hereditas  paternica  die  Rede  ist,  also  in  jener 
Hinterlassenschaft,  die  vom  Vater  herrührt,  wie  das  Gesetz  an 
allen  Stellen,  die  erbrechtliche  Bestimmungen  treffen,  betont. 

')  cf.  p.  59. 

&• 
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(L.  Alam.  Hlot,  2,*.  57,  i.  84.  92.)  Da  aber  nur  Söhne  die 
Töchter  ansschlossen,  so  musste  es  häufig  genug  Vorkommen, 
dass  auch  ein  Weib  in  den  Besitz  der  väterlichen  Hinterlassen- 
schaft kam.  Wem  fiel  nun  diese  beim  Tode  der  Frau  zu,  die 
während  der  Klie  unverändert  ihr  Eigenthum  daran  behielt? 
Unser  Gesetz,  in  welchem  eine 

midier,  quae  hereditatem  paternam  habet, 
nur  ein  einziges  Mal  begegnet,  nennt  als  deren  nächsten  Erben 
ihr  Kind ').  Aber  der  specielle  Fall,  der  hier  gerade  vorliegt, 
— er  betrifft  eine  bei  der  ersten  Entbindung  versterbende 
Frau  — lässt  nicht  erkennen,  ob  auch  bei  Erwerb  der  hereditas 
materna  das  Geschlecht  einen  Unterschied  hervorrief. 

Auch  hier  werden  wir  uns  um  ergiebigere  Auskunft  an  die 
Urkunden  wenden  müssen.  • In  unzähligen  Fällen  finden  wir  in 
diesen,  genau  wie  die  Worte  des  Gesetzes  erwarten  lassen, 
Männer  im  Besitz  des  pateraum*),  daneben  — wenn  auch  sel- 
tener vorkommend  — fehlt  es  auch  nicht  an  solchen  Diplomen, 
die  auch  das  materaum  im  Eigenthum  der  Söhne  zeigen 3).  Aber 
dieselben  Erbschaftsbestandtheile  kommen  in  Händen  der  Töchter 
vor,  namentlich  aber  findet  sich  das  maternum  so  häufig  in 
ihrem  Besitz4),  dass  die  Annahme,  es  handle  sich  hier  immer 
um  bruderlose  Mädchen  ganz  unzulässig  erscheint.  Weniger 
oft  findet  sich  Vater-  und  Muttergut  bei  ihnen  vereinigt 5),  was 
nur  dann  eintreten  konnte,  wenn  Töchter  die  alleinigen  Erbinnen 
waren,  ein  Fall,  der  naturgemäss  seltener  vorkam. 

Bei  der  Häufigkeit  der  Fälle,  in  denen  sich  einerseits  das 
Vatergut  bei  den  Söhnen,  andererseits  das  Muttergut  bei  den 

')  L.  Alam.  Hlot.  92: 

Si  qna  midier,  quae  hereditatem  paternam  habet,  post  nuptum 
praegnans  peperit  puemni  et  in  ipsa  hora  mortna  fuerit  et  infans 
vivus  remanserit  aliquant«  spatio  vel  unius  horae,  nt  pussit  aperire 
ocnlos  et  virlere  culmeii  domns  et  qnattuor  parietes  et  postea  de- 
fnnctns  fnerit:  hereditas  materna  ad  patrem  eins  pertinent  . . . 

>)  Neugart  Nr.  ö,  16,  21,  20.  29,  34,  35,  36.  42.  45,  119,  123,  124.  128. 
Zeus«  Nr.  18.  Wartmauu  Nr.  334.  360,  510,  562,  Anhang  A.  1. 

*)  Neugart  Nr.  10.  85.  163.  Zeuss  Nr.  23,  37,  60,  74,  97,  250.  Wart- 
mann  Nr.  291. 

*)  Neugart  Nr.  133,  138.  165.  183,  222,  223.  253,  283,  305,  40!),  882. 
Wartmann  Nr.  173. 

5)  Neugart  Nr.  12.  Wartluann  Nr.  390,  491. 
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Töchtern  findet,  drängt  sich  die  Vermnthnng  auf.  das  allemannische 
Recht,  weit  entfernt,  die  Weiber  in  erbrechtlicher  Beziehung  hinter 
den  Männern  zurückzusetzen,  habe  vielmehr  das  Prinzip  befolgt, 
auf  die  Söhne  den  Besitz  des  Vaters,  auf  die  Töchter  den  der 
Mutter  zn  übertragen  M.  Eine  Bestätigung  dürfte  diese  Ver- 
niuthung  in  den  folgenden  Erkunden  finden. 

Zeuss  No.  52. 

Rantwing  schenkt  im  Jahre  742  dem  weissenburger 
•Kloster  . . 

quantuncunque  genitor  meus  . . comparavit  . . et  ipsa 
parti  quem  gennana  mea  basilla  mihi  tradidit.  in  villa 
fulcia  quem  mihi  lintfridus  dux  contra  pretio  tradidit  . . 
in  ethanheime  illa  medietate  quam  genetrix  mea  oda  et 
germana  mea  basilla  mihi  tradidernnt  . in  maistreshaime 
medietati  quam  avns  mens  chrodius  et  inater  mea  oda  et 
germana  mea  basilla  mihi  tradidernnt  . . in  thorencohaiine 
de  illa  vinia  medietatem  in  hemnconlli  medietatem  de  ge- 
netrice  mea  odane  et  de  germana  mea  basillane  in  fol- 
colfesheime  medietatem  . . 

Die  Besitzungen  des  Rantwing  setzen  sich  danach  aus  zwei 
(»nippen  zusammen,  dem  paternum,  nämlich 

quantuncunque  genitor  meus  comparavit, 
und  dem  conquestum:  was  er  vom  Herzog  erworben,  und  was 
ihm  seine  Schwester  Basilla  verkauft  hat  *).  Dieser  Landbesitz 
der  Schwester  ist  aber  durchaus  kein  aus  Morgengabe  oder 
sonstiger  Zuwendung  ihres  Gemahles  stammender  — wir  er- 
fahren überhaupt  nicht,  ob  sie  verheirathet  war  — sondern  es 
sind  Güter,  die  eigentlich  ihrer  und  Rantwing’s  noch  lebender 
Mntter  Oda  gehören.  Denn  dreimal  werden  Oda  und  Basilla 
zusammen  als  Tradentinnen  derselben  Grundstücke  benannt, 
was  sich  daraus  erklärt,  dass  das  Wartrecht  des  nächsten 
Erben,  hier  der  Tochter,  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  darin 
sich  äusserte.  dass  er  bei  Yeräusserungen  seine  Zustimmung 
zu  geben  hatte.  Deutlicher  konnte  diese  freilich  nicht  erklärt 

*)  Auel)  der  Wortlaut  der  Urkunden  deutet  daranf,  a.  B.  Neugart  Nr.  133: 
Ata  schenkt  im  Jahre  7&7 

aliquam  portionem  de  rebna  ineis,  qua«  de  parte  genetricis  meae 
(»aersoindae  . . me  contigit  inre  hereditario  possedissc. 

*)  tradere  = verkaufen  auch  Neugart  Nr.  41. 
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werden,  als  wenn,  wie  in  unserem  Fall,  Mutter  und  Tochter, 
die  gegenwärtig  und  zukünftig  Berechtigte,  gleichzeitig  auf  ihr 
Eigenthum  verzichten '). 

Zweifellos  handelt  es  sich  endlich  bei  diesem  Besitz  der 
Oda  und  Basilla  zum  grösseren  Theil  um  allemanische  Ort- 
schaften. Wenn  auch  die  Lage  von  Heruncouilla  *)  und  wohl 
auch  die  von  Ethanheim3)  ungewiss  ist,  Folcolfeshaim4),  Mai- 
streshaim  und  Thorencoheim  befinden  sich  sämmtlich  im  links- 
rheinischen Schwaben . auf  elsässischem , allemannischem  Stam- 
mesgebiet5) „in  pago  Alsacinse“,  wie  Kantwing  selbst  in  den 
ersten  Worten  seiner  Schenkungsurkunde  versichert. 

Die  andere  Urkunde  bietet  Neugart  No.  67: 

Ego  Fulradus  filius  Riculfo  et  Irmengarde  quondam  dono 
omnes  res  proprietatis  meae,  quantuncunqne  mihi  et 
germano  meo  Gaustberto  traditnm  fnit,  et  quidquid  ipse 
germanus  meus  Gausbertus  mihi  tradidit,  similiter,  quae 
Chrodhardus  mihi  tradidit,  ad  partes  S.  Dionys»  a die 
praesenti,  pro  animae  meae  et  genitore  meo  Riculfo  et 
genetrice  mea  Ennengarde.  et  germano  meo  Gaustberto 
et  BonifacioB)  et  sorore  mea  Waldradane  . . anno  777. 
Auch  hieraus  geht  deutlich  hervor,  dass,  während  wir  in 
anderen  Fällen  Söhne , über  deren  Geschwister  sich  nichts 
sicheres  ermitteln  lässt,  im  Besitz  der  gesammten  elterlichen 
Hinterlassenschaft  finden,  hier,  wo  die  Existenz  einer  Schwester 
bezeugt  ist,  das  Vermögen  des  Bruders  sich  wiederum  zu- 
sainmeusetzt  aus  dem , was  er  gemeinschaftlich  mit  seinem 
Bruder  empfangen,  also  dem  väterlichen  Erbe,  und  aus  seinen 
sonstigen  Erwerbungen , während  eines  matemum  keine  Er- 
wähnung geschieht,  vermuthlich  deshalb,  weil  eine  Schwester 
vorhanden  war,  Waldrada,  an  die  es  gefallen  sein  musste. 

')  Auch  nach  Brunner  L.  S.  p.  1187  lässt  «lie  Mitwirkung  des  Sohnes  bei 
Yeriiusseruugeu  (1er  Eltern,  wie  sie  sich  in  baierischen  Erkunden  aus  der  Zeit 
der  Agiloltinger  bei  gemeinschaftlichen  Vergabungen  findet,  darauf  schliesson, 
dass  ihm  ein  Erbrecht  an  dem  betreffenden  Gute  zustand. 

’)  Oesterley,  Historisch-Geographisches  Wörterbuch  des  Mittelalters  1883. 
s.  t.  heruncouilla. 

*)  Der  Ort  fehlt  bei  Oesterley. 

4)  Auch  Molsheim  genannt  nach  Oesterley  s.  v.  Wolxheim. 

5)  Spruner-Meuke,  Handatlas  des  Mittelalters  1880.  Karte  Nr.  35. 

*)  Wohl  der  Gemahl  der  Waldrada. 
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Danach  war  bei  den  Allemanneu  das  Weib  wahrscheinlich 
im  Erbrecht  den  Männern  gegenüber  nicht  zurückgesetzt,  sondern 
gleichgestellt,  indem  der  Tochter  die  mütterliche  Erbschaft  eben 
so  ausschliesslich,  wie  dem  Sohne  das  pateruum,  zufiel,  sie  erst 
beim  Fehlen  von  Brüdern  auch  in  das  väterliche  Gut  succe- 
dirte ') , was  sich  im  umgekehrten  Fall  in  genau  derselben 
Weise  wiederholt  haben  dürfte.  Ihren  Sohn  beerbte  die  Mutter 
wahrscheinlich  nur,  wenn  der  Vater  vorverstorben  war’);  dagegen 
müssen  wir  unmittelbares  Erbrecht  gegenüber  der  Tochter  an- 
nehmen,  wofür  jedoch  kein  Zeugniss  erhalten  scheint.  In  der 
Seitenlinie  ist  ein  Erbrecht  der  Schwester  gegenüber  dem 
Bruder  nachweisbar’);  doch  ist  ein  Vererben  zunächst  unter 
den  durch  das  gleiche  Geschlecht  verbundenen  Geschwistern 
anzunehmen*). 

Diesem  Resultat  widersprechen  auch  nicht  die  Vorschriften 
der  L.  Alam.,  die  aber  in  ihrer  Unvollständigkeit  nur  die  Erb- 
folge in’s  väterliche  Vermögen  regeln,  von  der  hereditas  materna 
jedoch  nur  den  bereits  erwähnten  singulären  Satz  geben,  dass 
diese  dem  einzigen  Kinde,  gleichgültig  ob  Knabe  oder  Mädchen, 
zufalle. 


§ 12. 

Das  baierische  Recht. 

Dieselbe  l'ontroverse,  die  uns  im  allemannischen  Erbrechte 
begegnete,  kehrt  im  baierischeu  wieder.  Während  die  Mehr- 
zahl der  Gelehrten5)  die  Tochter  nur  dem  Sohne  nachstehen 
lässt,  räumen  Walter  und  Eichhorn6),  beide  ohne  Begründung, 

')  Neugart  Nr.  254,  321. 

*)  Zeuss  Nr.  103.  Wartmann  Nr.  61. 

*)  Wartmann  II.  Anhang  K.  Nr.  18.  Hier  tiemitehtigt  sich  die  Schwester 
der  Ländereien  ihres  verstorbenen  Bruders,  die  er  vor  seinem  Tode  einem 
Kloster  tradirt  haben  sollte,  unter  Bestreiten  dieser  Schenkung. 

4)  Darauf  deutet  das  gegenseitige  Beerben  von  Brüdern.  Neugart  Nr. 
119,  491. 

•)  Laboulaye  Rech.  p.  92.  Gaupp  Sachsen  p.  107.  Bcseler  E.  V.  III. 
p.  265.  Schroeder  Geschichte  p.  114.  Qnitzmann  p.  188.  Niutta  p.  342. 
Gengier  p.  640.  Glassott  p.  597. 

*)  Eichhorn  I.  p.  374.  Walter  n.  § 580, 
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auch  noch  dem  Enkel  ein  Vorzugsrecht  ein,  schränkt  dagegen 
Schaffner1)  unter  Citirung  der  L.  Bai.  l,i*)  die  Zurücksetzung 
der  Töchtir  auf  das  Stammland  ein.  Aber  wohl  nur  die  Aehn- 
lichkeit  mit  der  entsprechenden  Stelle  des  bnrgundischen  Ge- 
setzes (L.  Burg.  l,i)  hat  Schaffner  veranlasst,  hier  ein  Erhgut 
anzunehmen,  wo  nur  der  Grundsatz  ausgesproclteu  ist,  dass  der 
Vater  seinen  Kindern  einen  Theil  seines  Vermögens  hinterlassen 
müsse  und  erst  über  den  Rest  nach  Belieben  für  fromme  Zwecke 
verfügen  dürfe. 

Allein  die  Annahme  einer  erbrechtlichen  Zurücksetzung 
der  Weiber  überhaupt,  gleichviel  in  welchem  Umfange,  dürfte 
kaum  den  Thatsaclien  entsprechen.  Zum  Beweis  wird  nament- 
lich angeführt,  dass  an  ein  paar  Stellen  das  Gesetz  nur  fratres 
im  Besitz  der  hereditas  patris  sein  lasse,  dass  die  bereits  ci- 
tirte  L.  Bai.  1, 1 ein  Pflicht  theilsrecht  nur  für  Söhne  begründe, 
dass  endlich,  wo  Töchter  als  Erbinnen  genannt  seien,  dies 
immer  erst  an  zweiter  Stelle  oder  durch  Partikeln,  wie  aut 
und  nec,  vermittelt  geschehe. 

L.  Bai.  2, 7 : . . quod  filii  eius  aut  filiae  possideant  heredi- 
tatem  eins. 

15,?:  De  vidnis,  que  post  mortem  mariti  si  in  viduitate 
pennanet,  equalem  inter  tilios  suos  . . habeat  por- 
tionem. 

15,  h : Quodsi  mater  ad  alias  nuptias  forte  transient,  ea  die 
usufructuariam  portionem  . . filii  inter  reliquas  res 
paternas  qui  ex  eo  nati  sunt  coniugio  vindicabunt. 
Mater  vero  si  habet  proprias  res  et  cum  dote  sna 
quod  per  legem  habet,  egrediat;  et  si  ibi  filios  nec  fi- 
lias  generavit,  post  mortem  eius  omnia  que  de  filiis 
suis  detulit,  ad  illos  revertatur. 

15,».  Ut  fratres  hereditatem  patris  aequaliter  dividant; 
quamvis  multas  midieres  habuisset  et  totas  liberas 
fuissent  de  genealogia  sua  aut  quas  non  aequalite 
divites,  unus  quisqne  hereditatem  matris  suae  pos- 
sideat,  res  autem  paternas  aequaliter  dividant  . . 


')  Schaffner  p.  273. 

*)  üt  si  quis  über  persona  volucrit  ct  dederit  res  suas  ad  ecclesiain  . . , 
liceutiam  habeat  de  portione  sna,  postquam  mm  tiliis  suis  partivit. 
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15,  i«.  I)e  eo,  «jui  sine  filios  et  lilias  mortnus  est  . . si 
antem  maritns  mortnns  est  eins.  que  nec  filios  nee 
Alias  . . habet  . . 

Doch  der  zuletzt  genannte  Umstand,  auf  welchen  nament- 
lich Zimmerle l)  Gewicht  legt , dürfte  kaum  all  zu  schwer  in 
die  W agschale  fallen.  Denn  wir  hatten  schon  wiederholt  Ge- 
legenheit darauf  hinzuweisen,  dass  die  Gesetzgeber  jener  Zeit 
ihre  Ausdrücke  durchaus  absichtslos  wählten,  weil  die  Gesetze, 
damals  noch  in  weiten  Kreisen  des  Volkes  selbst  lebendig, 
keine  Gefahr  liefen  dnrcli  strenge  Wortinterpretation  der 
Rechtskundigen  fälsch  ausgelegt  zu  werden.  Eine  Ansicht,  die 
sich  auf  dies  Moment  allein  stützte,  wären  wir  darum  berech- 
tigt, von  vorne  herein  als  unwahrscheinlich  znrückzuweisen. 
Das  ist  hier  freilich  nicht  der  Fall;  aber  auch  der  zweite 
Grund,  der  von  einem  nur  Söhnen  znerkannten  Pflichttheils- 
recht  spricht,  dürfte  nicht  mit  Sicherheit  aus  dem  Gesetzestext 
zu  folgern  sein,  der,  wie  Merkel2)  betont,  ein  Veränsserungs- 
verbot  enthält  zu  Gunsten  der  Descendenten.  der  Kinder  über- 
haupt, nicht  der  männlichen  Nachkommenschaft  allein. 

Anders  steht  es  freilich  mit  dem  an  erster  Stelle  angeführten 
Umstand,  wonach  nur  Söhne  als  Besitzer  der  väterlichen  Hin- 
terlassenschaft genannt  seien,  gegen  dessen  Richtigkeit  sich 
allerdings  nichts  einwenden  lässt.  Dabei  bliebe  aber  immer 
noch  auffallend,  dass  ein  so  wichtiger  Rechtssatz,  wie  der  des 
Ausschlusses  der  Weiber  von  der  gesummten  Erbfolge  durch 
die  Söhne,  mit  keinem  Worte  in  dem  Gesetz  selbst  anfgestellt 
ist,  wie  wir  es  bei  fast  allen  übrigen  Völkerschaften,  die  eine  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  kennen,  gefunden  haben  *).  Ausserdem 
werden  auch  in  unserem  Gesetz  mehrmals  propriae  res  von 
Frauen  genannt  (15,  s,  io),  die  nicht  aus  Schenkungen  ihrer  Ehe- 
gatten stammen,  nach  der  herrschenden  Ansicht  also  ein  B'ehlen 
von  Brüdern  voraussetzen  würden.  Von  einem  solchen  schweigen 
jedoch  die  betreffenden  Stellen.  Nach  L.  Bai.  7,  w *)  handelt 


*)  Zimmerle  p.  268.  Amn.  10. 

*)  Merkel  ia  Z.  S.  f.  B.  G.  II.  p.  138,  141. 

*)  L.  Sal.  tit.  de  alod.  § ult.  L.  Bib.  cod.  tit.  § ult.  Ed.  Bot.  181. 
L.  Burg.  14,  1.  L.  Sax.  cp  41.  L.  Angl,  et  Wer.  § 26.  nicht  in  der  L.  Fris., 
die  das  Erbrecht  selbst  gar  nicht  behandelt. 

*)  . . . quidquid  de  rebus  parentum  ibi  adduxit. 


Digitized  by  Google 


74 


es  sieh  dabei  um  solche  Gegenstände,  welche  die  Weiber  bei 
ihrer  Verheirathung  von  dem  elterlichen  Hause  empfingen.  Nach 
einzelnen  Urkunden  l)  ist  aber  deren  Umfang  so  bedeutend,  dass 
es  begreiflich  erscheint,  wenn  die  Schwestern  in  derartigen 
Fällen  neben  Brüdern  keinen  weiteren  Anspruch  auf  die  Erb- 
schaft machen  durften.  Aus  diesem  normalem  Fall  erklärt  es 
sich,  wenn  im  Gesetze  selbst  und  in  zahlreichen  Urkunden  nur 
Brüder  als  Erben  genannt  sind a).  Daneben  finden  sich  denn 
natürlich  auch  Weiber  im  Besitz  des  elterlichen  Nachlasses, 
deren  Vorkommen  all  zu  häufig  ist,  um  mit  Quitzmann3)  hier 
überall  einen  Mangel  erbfähiger  Brüder  anzunehmen4).  Er 
sucht  diese  angebliche  Zurücksetzung  der  Schwestern  in  der 
ganzen  Hinterlassenschaft  auch  mit  einer  Urkunde  zu  belegen  •’), 
die  indessen  für  unseren  Zeitraum  ganz  unerheblich  ist,  da  sie 
erst  unter  Bischof  Egilbert  von  Freisingen  im  11.  Jahrhundert 
hergestellt  worden.  Dagegen  fehlt  es  nicht  an  Gründen,  die  unsere 
Ansicht,  nach  welcher  die  nicht  vermählte  Schwester  gleiches 
Erbrecht  mit  dem  Bruder  genoss,  unterstützen.  Neben  Nach- 
richten, die  uns  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  im  ge- 
meinsamen Besitz  desselben  Landes  zeigen0),  liegt  eine  Ur- 
kunde aus  der  mittleren  Zeit  Karls  des  Grossen  vor,  welche 
alle  Zweifel  heben  dürfte: 

Meichelbeck  Nr.  118. 

Dum  resedissent  missi  Serenissimi  Augusti,  Arnone  sci- 
licet  Arcliiepiscopo,  Audulfo  Comiti,  Adalwino  Episcopo, 
Deotkero  Abbate,  atque  Werinhario  Com.  in  loco,  qui 
dicitur  Reganespurueh  ad  universorum  causas  audiendas, 
vel  recta  iudicia  terminanda,  ibique  adveuiens  quaedam 
femina  nomine  Engilfrit  Deo  Sacrata  Advocato  Attoni 
Episcopo  nomine  Kaganhart,  interpellabat  pariter  et  ger- 

*)  Meichelbeck  Nr.  29.  Bieil  Nr.  59. 

*)  Tr.  Lun.  Nr.  63,  119,  123,  136.  Tr.  Pat.  Nr.  13.  Meichelbeck  Nr. 
162,  466. 

3)  Quitzmann  p.  184. 

4)  Meichelbeck  Nr.  169  , 453  , 484  , 574.  Ried  Nr.  35.  luvavia  cp. 

xu,  xm. 

s)  Meichelbeck  Nr.  1213. 

•)  luvavia  cp.  XXI: 

Graman  dedit  pro  ne  et  uiatre  Riia  et  sorore  proprium  illorum 
comniuniter  in  villa  Moringen. 
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roanus  suus  Kundpertli,  dura  dicerent,  eo  quod  kereditate 
paterna  iniuste  possideret  Episcopus  suus,  id  est  Ecclesia, 
et  rebus  in  loco,  qui  nuncupatur  Paldilinkirke,  qui  po- 
nitur  ad  Lintun.  Sed  ipse  Kaganhart  taliter  reddit  re- 
sponsum:  rebus  (|uara  quaeritis  ante  hos  annos  tradita 
est  nobis  ab  illustri  viro  nomine  ...  et  pro  hoc  in  nostra 
portione  iure  ecclesiae  nostrae  possidemus.  Tune  ipsi  prae- 
fati  raissi  hanc  causam  puriter  et  diligenter  inquireutes  iu- 
venerunt,  qualiter  cum  VII  sacrauientales  coram  Audulfo 
comite  ad  feldum  confirmatum  fuit,  (|nod  plus  legitime 
staret  in  dato  supradicto  viro  ad  ipsam  Ecclesiam,  quam 
eis  reddere  in  hereditatem,  et  statim  diffinitum  est  in  ipso 
placito,  et  liabeat  ipsas  res  ipse  Episcopus  ad  suarn  Ec- 
clesiam oinnibus  diebus  evindicatas  et  sit  iuter  eos  in  post 
modum  de  Lac  re  definita  et  inconvulsa  causatio.  Actum 
Reganespurc  Civitate  publica  die  XI  mensis  Juuii  anno 
XXXIII  et  secundo  regnante  et  imperante  Domno  nostro 
Karolo  Serenissimi  Augusti.  Testes  . . . 

Die  unverheiratete  Engilfrit  erhebt  hier  gemeinschaftlich 
mit  ihrem  Bruder  Klage,  dass  ihnen  ein  Theil  der  väterlichen 
Hinterlassenschaft  unrechtmässig  von  der  Kirche  vorenthalten 
werde.  Der  angegriffene  Bischof  macht  dem  gegenüber  nicht 
einmal  den  Versuch,  die  Aktivlegitimation  des  Mädchens,  dessen 
Klage  Kundpertli,  der  nur  an  zweiter  Stelle  genannt  ist,  sich 
erst  augeschlossen  zu  haben  scheint,  anzufechten,  wozu  er  nach 
der  herrschenden  Meinung,  welche  Weiber  neben  Brüdern  vom 
Erbrecht  ausschliesst , vollauf  berechtigt  gewesen  wäre.  Dass 
die  Klage  zu  keinem  günstigeu  Resultat  führt,  ist  ohne  Belaug 
hinsichtlich  der  Beweiskraft  der  Urkunde  dafür,  dass  bei  den 
Baiern  gleiches  Erbrecht  der  Weiber  mit  Männern  geherrscht 
habe,  soweit  es  nicht  durch  die  Mitgift  ersetzt  wurde. 


§ 13. 

Das  angelsächsische  Recht. 

Auch  bei  den  Angelsachsen  hat  man  eine  Zurücksetzung 
der  Weiber  in  ihrer  erbrechtlichen  Stellung  finden  wollen,  frei- 
lich nie  in  so  ausgedehntem  Masse , wie  es  bei  Langobarden 
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oder  Thüringern  der  Fall  gewesen.  Nur  Turner,  der  den  angel- 
sächsischen Frauen  „dieselbe  wichtige  und  unabhängige  Stellung 
in  der  Gesellschaft,  die  sie  heute  gemessen'',  zuschreibt,  lässt 
sie  selbst  Ländereien  frei  erben  und  vererben  l).  Auch  Black- 
stone giebt  in  seiner  hier  etwas  unklaren  Darstellung  die  Mög- 
lichkeit einer  Periode  völliger  Gleichheit  beider  Geschlechter 
zu.  welche  durch  die  Gesetze  der  dänischen  Eroberer  hervor- 
gerufen  worden  wäre;  es  sei  derselbe  indessen  in  der  früheren 
Sachsenzeit,  entsprechend  der  Strenge  des  continentalen  Sachsen- 
rechts, eine  Zurücksetzung  der  Weiber  voraufgegangen , und 
noch  vor  der  normannischen  Eroberung,  durch  das  Eindringen 
feudaler  Principien,  Verbindung  von  K riegsptlieht  und  Landbe- 
sitz, veranlasst,  eine  eben  solche  Zurücksetzung  gefolgt*);  doch 
habe  die  Tochter  vor  allen  Seitenverwandten  den  Vorzug  ge- 
habt und  unter  letzteren  im  Erbfalle  das  männliche  Geschlecht 
alle  Weiber  ausgeschlossen*). 

In  neuerer  Zeit  glaubte  man  die  Zurücksetzung  mit  einer 
Unterscheidung,  welche  englische  Urkunden  in  Ländereien 
machen,  in  Verbindung  bringen  zu  können. 

Philipps,  dem  sich  Gans4)  anschliesst,  beschränkte  die  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  auf  das  Bocland.  nach  seiner  Auf- 
fassung jenes  Land,  das  vom  König,  adligen  oder  geistlichen 
Herren  zu  Lehen  ausgethan  wäre  und  worauf  die  Pflicht  zum 
Kriegsdienst  hafte,  v.  Sybel  dagegen  glaubte  dasselbe  vom 
Folclande  annehmen  zu  dürfen,  das  er  mit  der  terra  Salica  der 
Franken  auf  eine  Linie  stellt  5),  das  also  den  Charakter  des 
Stammeigen  getragen  habe.  Allein  beide  geben  ihre  Ansichten 
ohne  Beweis,  zu  welchem  Philipps  erst  gar  keinen  Versuch 
macht,  während  v.  Svbel's  Berufung  auf  die  Leges  Henrici  I 
unmöglich  als  ein  solcher  betrachtet  werden  kann.  Denn  diese 
Gesetzsammlung  ist  eine  blosse  Privatarbeit,  die  den  Rechts- 
zustand einer  Periode  schildern  soll,  von  welcher  der  Verfasser 
fast  hundert  Jahre  entfernt  lebte,  und  die  darum  nur  mit  der 
äussersten  Vorsicht  zu  benutzen  ist,  so  dass  auf  ihre  alleinige 

')  Turner  p.  108,  113  — 115. 

')  Blackstone  p.  212  ff. 

*)  Blackstone  p.  214,  234. 

4)  Philipps  p.  137.  Gans  IV.  p.  307. 

»)  v.  Sybel  p.  436. 
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Autorität  hin  der  Ausschluss  der  Weiber  vom  Folclande  nicht  an- 
genommen werden  kann '). 

Die  Untersuchungen  Maurer  s,  der  sich  vornehmlich  auf 
Kemble*)  stützt,  machen  es  indessen  wahrscheinlich,  dass  über- 
haupt mit  den  Hegriffen  Boc-  und  Foleland  für  die  erbrecht- 
liche Stellung  der  Weiber  keine  Entscheidung  gewounen  wird. 

Die  Niederlassungen  der  Angelsachsen  in  Britannien  er- 
folgten danach,  ähnlich  wie  bei  den  Franken,  nicht  seitens  ein- 
zelner, sondern  von  zusammenhängenden  Scharen.  Aber  von 
vorne  herein  herrschte  der  wichtige  Unterschied,  dass, 
während  bei  den  Franken  der  Gemeinde  das  Eigenthum  an  der 
ganzen  villa  zustand,  bei  den  Angelsachsen  sofort  ein  Tlieil  des 
Landes  als  wirkliches  Privateigentluun  von  einzelnen  oecupirt 
oder  einzelnen  zugewiesen  wurde,  das  sogenannte  edliel,  und 
nur  ein  Tlieil  im  Gesammtbesitz  der  Genossenschaft  verblieb, 
die  Mark,  mearc.  Dasjenige  Land  dagegen,  das  weder  Eigen- 
thum einzelner  noch  der  Gemeinden  war,  wurde  vom  Volk  als 
Einheit  in  ungetheiltem  Besitz  behalten,  wovon  es  den  Namen 
Foleland  bekam.  Die  Verfügung  darüber  stand  beim  Könige, 
der  es,  nach  Anhörung  des  Reichstages,  in  kleineren  Stücken 
an  Privatleute  zur  Bebauung  überwies,  jedoch  ohne  die  Ver- 
pflichtung es  auch  ihren  Erben  zu  belassen,  wenn  dies  auch 
thatsächlich  zu  geschehen  pflegte3).  Bei  diesem  Foleland  im 
engeren  Sinne  blieb  also  immer  die  Idee  herrschend,  dass  es 
sich  um  abhängigen,  nicht  vollfreien  Besitz  handle4).  Doch 
darüber,  ob  es  auf  Weiber  unübertragbar  war,  erfahren  wir 
nichts,  eine  Annahme,  die  m.  E.  auch  nicht  durch  die  ge- 
zwungenen Ausführungen  Schmidt's  zum  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  317 
bestätigt  wird 6).  Unter  Bocland  sind  dagegen  diejenigen  Theile 
des  ursprünglichen  Folclandes  zu  verstehen,  bei  denen  das  Be- 
sitzrecht des  einzelnen  Privaten  sich  auf  Urkunde  stützt, 
„Briefländer“,  die  gleich  vollfreiem  Eigen  vererblich  und  ver- 
änsserlich  sein  konnten,  also  oft  nur  schwer  vom  Edliel  zu 


*)  Schmidt  Einleitung  p.  LXIX. 

*)  Maurer  K.  Ü.  p.  90  ff.  Kemble  I.  p.  90  ff. 

*)  Wegen  der  ähnlichen  Landschenkungen  bei  den  Franken  cf.  p.  25.  30. 
4)  Kemble  I.  p.  289. 

6)  Schmidt  Glossar  a.  v.  foleland. 
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unterscheiden  waren1).  Andererseits  kommen  auch  hier  Be- 
schränkungen vor;  so  ist  ein  Erbrecht  nur  der  Schwertmagen 
constituirt  im  Cod.  dipl.  Sax.  No.  147.  299,  Urkunden,  aus 
denen  mau  sogar,  wenn  derartige  specielle  Abreden  nicht  ge- 
troffen waren,  vielleicht  einen  Rückschluss  auf  ein  sonst  gleiches 
Erbrecht  der  Weiber  mit  Männern  machen  dürfte.  Auffallend 
bleibt  endlich,  dass  die  Gesetze,  wenn  sie  erbrechtliche  Be- 
stimmungen treffen,  niemals  den  Gegensatz  von  Folc-  und  Boc- 
land  berücksichtigen,  eine  weitere  Bestätigung  dafür,  dass  diese 
Begriffe  für  das  Erbrecht  belanglos  waren. 

v.  Amira*)  dehnt  darum  den  Vorzug  der  Söhne  auf  alle 
Liegenschaften  ans,  während  die  übrigen  Verwandten  durch 
die  Tochter  ausgeschlossen  würden,  Gaupp 3)  dagegen  giebt  dem 
Zweifel  Raum,  ob  überhaupt  eine  bestimmte  Regel  für  die  erb- 
rechtliche Stellung  der  Weiber  bei  den  Angelsachsen  aufzu- 
stellen sei. 

Aber  eine  unparteiische  Betrachtung  der  Quellen  muss 
m.  E.  den  ganzen  Gedanken  einer  Zurücksetzung  der  Weiber 
wankend  machen,  dessen  Annahme  auch  hier  nur  die  einmal  so 
fest  eingewurzelte  Idee  veranlasst  hat,  dass  bei  allen  Ger- 
manen zur  Zeit  der  Volksrechte  ein  Vorzug  des  Mannsstammes 
bestanden  habe,  ohne  dass  je  wirkliche  Beweise  dafür  gegeben 
worden  sind. 

Aus  der  vordänischen  Epoche  sind  nur  zwei  hierher  ge- 
hörige Gesetze  erhalten,  ein  kentisches  von  den  Königen 
Hlothar  und  Eadric  um  675,  und  ein  westsächsisches  von  Ine 
c.  725. 


Hl.  u.  E.  6. 

Gif  ceorl  äcwyle  be  libbendum  wife  and  bearne,  riht 
is  jjaet  hit,  |>aet  bearn  medder  folgige,  and  liirn  mau  an 
bis  faedering  — magum  wilsumne  berigean  geselle,  his 
feoh  tö  healdenne,  öd  jiaet  he  X wintra  sie. 

Ine  38. 

Die  Frau  eines  verstorbenen  ceorl  soll  Alimente  bekommen 
für  ihr  Kind  . . 


')  Manrer  K.  Ü.  p.  110. 

’)  v.  Amira  p.  94. 

1 ) (iaupp  Sachsen,  p.  168. 
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Healden  j»a  maegas  |>one  frmnstöl,  öd  }>aet  hit  gewin- 
tret  sie. 

Beide  Gesetze  bestimmen,  dass  eines  Hausvaters  nächster 
Erbe  dessen  Kind  sei,  wobei  nicht  im  entferntesten  auf  einen 
etwa  durch  das  Geschlecht,  hervorgerufenen  Unterschied  in  der 
Erbfähigkeit  angespielt  wird.  In  Ine’s  Verordnung,  wo  nament- 
lich von  frumstöl.  dem  Hauptsitze '),  die  Rede  ist,  findet  sich 
kein  etwaiges  Vorerbrecht  der  Schwertmagen  darauf,  wenn  das 
überlebende.  Kind  weiblichen  Geschlechtes  ist,  wie  es  nach 
v.  Sybel  der  Fall  sein  müsste;  nur  die  Verwaltung  des  einem 
noch  nicht  zehnjährigen  Kinde  hinterlassenen  Gutes  ist  den 
Verwandten  vom  Mannsstamme  Vorbehalten,  also  ausdrücklich 
kein  Erbrecht. 

Es  fehlen  auch  nicht  andere  Beweise  aus  jener  Zeit,  wo- 
nach einzige  Töchter  den  gesammten  Besitz  ihrer  Eltern  erbten. 
So  erzählt  Eädgifu  im  Jahre  961,  wie  sie  ihr  Land  bekommen : 
Et  qnia  (pater)  nec  filium  nec  filiam  nisi  me  habuit.  hae- 
redem  me  fecit  illius  terrae  et  omnium  terrarum  suarum l). 
Dass  auch  in  der  Seitenlinie,  entgegen  der  Annahme 
Blackstone’s,  kein  Vorzug  des  Mannsstammes  bestanden,  ist 
durch  eine  Notiz  der  Historia  Eliensis  bezeugt  , nach  welcher 
die  Beerbung  von  Brüdern  auch  durch  Schwestern  erfolgte. 

Hist,  Eliens.  I,  j : 

Der  Bischof,  den  Leonricus  für  die  Consecrirung  einer 
Capelle  mit  reichen  Geschenken  belohnen  will,  weist  diese  zu- 
rück, wobei  er  dem  Leonricus  und  seiner  Gemahlin  entgeguet: 
„Charissimi,  nolo  argentum  vestrum,  nec  ista  munera,  sed 
haec  omnia  sint  vestra,  tantummodo,  charissime  Leonrice, 
annue,  ut  terram  sorornm  tuarum  mihi  entere  liceat, 
scilicet  VIII  hydas  in  Stretham,  quas  Leofricus 3)  frater 
earnui  moriens  eis  dimisit“. 

Gegen  Ende  derselben  Periode  fanden  auch  Testamente 
raschen  Eingang,  wie  die  Verordnung  Cnut's  beweist. 


')  Nach  Brnnnir  p.  89. 

»)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  1237,  ähnlich  1.  c.  Nr.  91,  220.  Hist.  Eliens.  I,  9. 
*)  Oale  hat  hier  Leonricus,  offenbar  eine  Verwechslung  mit  der  nächsten 
Zeile,  wo  sein  Text  , Leofricus  libens  annuit"  lautet , statt  des  zweifellosen 
.Leonricus  libens"  u.  s.  w. 
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C’n.  n,  70. 

And  gif  hwä  cwydeleäs  of  pyssum  life  gewite,  hit 
jjurli  his  gtmeleäste,  st  hit  purli  faerlicne  deäd  . . 

Hier  werden  Verfügungen  über  das  Vermögen  durcli  Te- 
stament als  so  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  dies  Rechts- 
institut schwerlich  erst  unter  der  Dänenherrschaft  eingeführt 
worden  ist.  Hätte  also  das  Weibererbrecht  jemals  gewissen 
Schranken  unterlegen,  was  jedoch  nach  den  citirten  Gesetzeu 
durchaus  unwahrscheinlich  ist,  so  wäre  auch  im  Testament  ein 
Mittel  vorhanden  gewesen,  es  demjenigen  der  Männer  völlig 
auszugleichen. 

Die  dänische  und  normannische  Eroberung  änderten  an 
dissen  Verhältnissen  nichts.  C’uut,  spricht  es  abermals  deutlich 
aus,  dass  die  Kinder  dem  Vater  im  gesammten  Nachlasse 
folgen,  ohne  Vorzug  der  Söhne. 

Cn.  II,  72. 

And  Jjfter  se  bonda  säet  uncwyd  and  unbecrafod,  sitte 
paet  wif  and  pä  cild  on  päm  ylcan  unbesacen  . . 

Wilhelm  I wiederholt  diese  Vorschrift  mit  dem  ausdrück- 
lichen Zusatz,  dass  der  Antheil  jedes  Kindes  am  Vermögen 
seines  ohne  Testament  verstorbenen  Vaters  dem  der  anderen 
gleich  sein  solle. 

Wil.  I.  34. 

Si  home  mort  senz  devise,  si  depertent  les  enfants  l'erite 
entre  sei  per  uvel. 

Bei  dieser  völligen  Gleichstellung  der  beiden  Geschlechter 
in  erbrechtlicher  Beziehung  finden  denn  auch  die  zahlreichen 
Fälle1),  in  welchen  uns  Weiber  im  Besitz  von  Ländereien  be- 
gegnen, die  ihnen  sicherlich  nicht  aus  Geschenken  seitens  ihrer 
Ehemänner  zugekommen  sein  können,  ihre  ungezwungenste  Er- 
klärung. Häufig  werden  Landverleihungen  ohne  Unterschied 
an  Männer  und  Weiber  vorgenommen,  wobei  die  Erwerber  das 
Recht  erhalten  sich  selbst  beliebige  Nachfolger  zu  bestimmen, 
(terra  conceditur  in  aeternum  hereditatem)  *),  ein  neuer  Beweis, 

■)  Cod.  (lipl.  Sax.  Xr.  232,  223,  499  , 771 , 818  , 906  , 950  , 806.  Hist. 
Raines.  27,  28.  Hist.  Elicns.  I,  6,  12,  31.  II,  7,  30.  Guilel.  Malmesb.  de  West- 
buri  et  Othalee  (Uale  I.  p.  322.) 

»)  t’od.  dipi.  Sax.  Xr.  298,  392,  418,  526,  868,  1136.  1181  (Verleihungen 
im  Weiber),  217.  224.  288.  38«’.,  471,  632,  736,  784  (an  Männer). 
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dass  man  beide  Geschlechter  für  den  Grundeigenthumserwerb, 
dessen  Species  doch  das  Immobiliarerbrecht  ist,  gleich  befähigt 
hielt.  Endlich  fehlt  es  nicht  an  letztwilligen  Verfügungen, 
welche  Söhne  und  Töchter  in  gleicher  Art  bedenken,  ohne  dass 
der  Erblasser,  wie  es  in  fränkischen  Urkunden  so  häutig  der 
Fall  ist  *1.  sich  veranlasst  fühlt,  diese  Gleichstellung  als  eine 
irgend  wie  von  der  herrschenden  Sitte  abweichende  zu 
bezeichnen  *). 

Unserer  Annahme  widersprechen  auch  nicht  die  von 
Brunner5)  für  das  Vorhandensein  fideikommissähnlieher  Institute, 
die  dein  Mannsstamm  ausdrücklich  ein  Gut  Vorbehalten,  an- 
geführten angelsächsischen  Urkunden  (Cod.  dipl.  Sax.  No.  147, 
299,  109),  da  es  sich  bei  ihnen  um  besondere  Verhältnisse 
handelt,  unter  denen  ein  Abweichen  von  den  Grundsätzen  der 
gewöhnlichen  Erbfolge  nichts  autfallendes  hat. 

Die  ersten  beiden  Fälle  betreffen  Landschenkungen  seitens 
des  Königs.  Da  solche  Vergabungen,  wie  wir  bereits  im  frän- 
kischen Recht  sahen,  meist  in  der  Absicht,  den  jeweiligen  In- 
haber des  geschenkten  Gutes  zum  Kriegsdienst  heranziehen  zu 
können,  erfolgten,  so  ist  die  Anordnung,  dies  Land  nur  dem 
sexus  virilis  zu  vererben,  durchaus  erklärlich. 

No.  169  enthält  die  Verfügung  eines  Geistlichen,  der  sein 
Land  auf  seine  genealogia  vererbt  : 

. . quamdiu  in  mea  prosapia  tarn  sapiens  et  praesciens 
invenire  potest.  qui  rite  et  mouastice  aecclesiasticam  nor- 
mam  regere  queat  . . 

Derartig  qualifizirte  Erben  müssen  aber  selbstverständlich 
dem  Mannsstamme  angehören.  Der  hier  angeordnete  vollstän- 
dige Ausschluss  der  Weiber  kann  deshalb  ni.  E.  nicht  zum 
Beweis  auch  nur  ihrer  Zurücksetzung  bei  Landvererbungen 
geltend  gemacht  werden. 

Ganz  entgegengesetzt  lauten  zwar  die  Bestimmungen  der 


■)  Marc.  II,  12: 

. . sed  ego  perpendens  haue  impietatem,  sicut  mihi  a Deo  aequali 
donati  estis,  ülii,  ita  . . et  de  res  nieas  . . aeqnaliter  gratuletis  . . 
Auch  Form.  Sen.  49. 

*)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  256,  1067.  Hist.  Bames.  29. 

•)  Brunuer,  Zur  Kecbtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen  Ur- 
kunde I.  1880.  p.  191  fg. 

Opet,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber.  ® 
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leges  Henrici  I.  cp.  70  § 20.  welche  mit  ziemlich  denselben 
Worten  die  Vorschriften  der  L.  Rib.  wiedergeben: 

Si  quis  sine  liberis  decesserit.  pater  ant  mater  eius  in 
haereditateui  succedant;  vel  frater  ant  soror,  si  pateraut 
mater  desint:  si  nee  hos  habeat.  soror  patris  vel  matris: 
et.  deiuceps  in  quintuui  geniculnm.  quicnnque  propinqniores 
in  pareutela  fuerint . hereditario  iure  succedant : et  dum 
virilis  sexus  extiterit,  et  hereditas  ab  inde  sit.  femina 
non  hereditetur. 

Aber  schon  oben  wurde  bemerkt . dass  diese  Privatarbeit 
keinen  Anspruch  auf  gleiche  Autorität  hat,  wie  die  Übrigen 
wirklichen  (besetze,  und  dass  der  gelehrte.  Verfasser  sich  durch 
die  Verhältnisse,  die  ihn  umgaben,  leicht  verleiten  lassen  konnte, 
Bestimmungen  seiner  Zeit,  die  inhaltlich  ungefähr  dem  Wort- 
laut der  ilnn  durch  seine  Studien  bekannten  L.  Rib.  entsprachen, 
für  geltendes  Recht  einer  Periode  zu  halten . welcher  die  aus- 
gebildeten Lehnseinrichtungen  der  Normannen  ganz  unbekannt 
gewesen. 

Nach  all'  diesen  Erwägungen  dürfte  es  wohl  mehr  der 
Wirklichkeit  entsprechen , bei  den  Angelsachsen  dem  Weib 
keine  besondere  erbrechtliche  Stellung  anzuweisen,  als  mit  der 
herrschenden  Meinung  auch  hier  eine  Zurücksetzung  linden  zu 
wollen,  für  die  es  an  jedem  Beweise  mangelt. 
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§ 14. 

Resultat. 


Die  wesentlichen  Ergebnisse  der  vorhergehenden  Unter- 
suchung lassen  sich  auf  folgende  Sätze  zurückf Uhren.  welche 
die  charakteristischen  Merkmale  der  erbrechtlichen  Stellung 
der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte  darstellen: 

I.  Die  herrschende  Meinung  von  einer  durchgängigen  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  ist  irrthümlich.  Nicht  nur  die 
Westgothen  haben  Gleichstellung  beider  Geschlechter; 
auch  Ostgothen  und  Angelsachsen,  wahrscheinlich  auch 
Baiern  und  Allemanneu.  freilich  in  eigentümlicher,  von 
den  anderen  Volksrechten  abweichender  Normirung,  stellen 
Männer  und  Weiber  erbreclitlich  gleich,  was  zum  Theil 
in  den  leges  barbarorum  selbst  ausgesprochen,  zum  Theil 
aus  den  zeitlich  hierher  gehörigen  Urkunden  ersichtlich  ist. 

TT.  Unorganisch  hat  sich  im  älteren  fränkischen  Recht  ein 
Vorzug  der  Weiber  bei  der  Erbfolge  in  das  bewegliche 
Vermögen  erhalten,  der  auf  Reste  des  in  vorhisto- 
rischer Zeit  herrschenden  Mutterrechts  znrftckzuftthren 
sein  dürfte. 

III.  Die  zurücksetzenden  Rechte  zerfallen  in  je  zwei  Systeme : 

1)  nach  den  Personen,  welchen  die  Weiber  nachstehen, 
und  . 

2)  nach  den  Erbschaftsbestandtheilen,  auf  welche  sich 
der  Ausschluss  bezieht. 

. ad  1 1 Die  ältesten  fränkischen  Rechte  und  die  L. 
Angl,  et  Wer.  kennen  einen  Vorzug  aller  Männer. 
Bei  den  späteren  Kranken  und  in  den  übrigen  Rechten 
haben  dagegen  nur  Söhne  oder  Sohnessöhne  den 
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Vorrang,  während  sich  über  die  Stellung  der  Weiber 
im  weiteren  Erbenkreis  meist  nichts  sicheres  ermitteln 
lässt. 

ad  2)  Nur  bei  den  Langobarden  bezog  sich  der 
Ausschluss  auf  die  gesummte  Erbschaft,  in  allen 
anderen  liechten  waren  es  nur  einzelne  Th  eile  der 
N'achlassmasse.  die  den  Weibern  unzugänglich  waren. 
Mit  den  gesainmten  Immobilien  war  dies  der  Fall  bei 
Sachsen  und  Burgundern . wenn  Söhne  vorhanden 
waren,  bei  den  ältesten  Saliern  und  Thüringern  neben 
Männern  überhaupt.  Die  letzteren  dehnten  den  Aus- 
schluss sogar  auf  die  wichtigsten  beweglichen  Ge- 
genstände (pecnnia,  mancipia)  aus.  In  den  späteren 
fränkischen  Rechten  ist  dem  Weibe  dagegen  nur  das 
Stammgut  entzogen. 

Diese  Bestimmungen  konnten  indessen  bei  Franken, 
Burgundern  und  Langobarden  durch  Verfügungen  der 
Erblasser  zu  Gunsten  der  Weiber  modificirt  werden; 
doch  blieb  bei  den  Burgundern  das  Stammgut  unab- 
änderlich den  Söhnen  verfangen. 

IV.  Ein  für  alle  Stämme  gemeinsamer  Grund  der  Zurück- 
setzung lässt  sich  nicht  aufstellen.  Bei  den  Lango- 
barden war  die  Veranlassung,  den  Männern  die  Aus- 
übung der  Fehde  durch  Concentrirung  aller  Mittel  in 
ihrer  Hand  zu  erleichtern;  bei  den  Franken  waren  es 
Reminiscenzen  an  das  ursprüngliche  Sammteigenthum 
der  Dorfgemeinde,  welche  nur  Männern  die  einzelnen 
Stücke  Land  zur  Bebauung  überwiesen  hatte.  Tn  den- 
jenigen Rechten,  wo  sich  die  Ursache  der  Zurück- 
setzung unserer  Kenntniss  entzieht,  werden  wir  den 
einen  oder  anderen  der  angeführten  Gründe  als  maass- 
gebend ansehen  dürfen.  Nirgends  dagegen  fanden  wir 
jene  Annahme  bestätigt  , als  ob  der  Grundbesitz  den 
Weibern  darum  verschlossen  gewesen  sei,  weil  mit 
ihm  öffentliche  Lasten,  die  nur  von  Männern  über- 
nommen werden  konnten,  verbunden  waren;  nur 
etwas  ähnliches  lässt  sich  vom  Erbrecht  in  das  frän- 
kische „Briefland“,  auf  dessen  Grundlage  sich  später 
das  Lehnrecht  entwickelte,  behaupten. 
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V.  Ebensowenig  lässt  sich  hiis  dem  schon  im  § 2 angege- 
benen Grunde  von  einer  die  gesammten  Gesetze  durch- 
ziehenden Fortentwickelung  reden.  Unverkennbar  ist 
in  denjenigen  Rechten,  deren  Soliderem  Wickelung  für 
uns  verfolgbar  ist.  ein  allmähliches  Aufgeben  der 
Weiherznrttcksetxung  bemerkbar:  bei  den  ribuarischen 
Franken  tritt  zuletzt  völlige  Gleichberechtigung  ein, 
während  bei  den  Langobarden . unter  Anfrechterhal- 
tnng  des  eigentlichen  Grundgedankens.  wenigstens 
durch  die  Uartolae  donationis  die  Möglichkeit  gegeben 
wird , die  erbrechtliche  Stellung  des  Weibes  zu  ver- 
bessern. 

Die  Ursachen . denen  wir  diese  Wandlung  zuzu- 
schreiben haben,  liegen  auf  der  Hand:  einmal  konnte 
das  Zusammenleben  mit  den  römischen  Provinzialen, 
welchen  eine  solche  Zurücksetzung  der  Weiber  völlig 
unbekannt  war.  nicht,  verfehlen,  seim-u  nachhaltigsten 
Einfluss  auf  die  Her  htsanschaunngen  der  germanischen 
Eroberer  ansznüben.  als  Glieder  beider  Nationalitäten-, 
nachdem  die  Glauheuseinheit  überall  hergestellt  war, 
in  die  engsten  verwandtschaftlichen  Beziehungen  traten. 
Dann  musste  der  Weiberansscldnss  auch  an  und  für 
sich  bei  den  veränderten  agrarischen  Verhältnissen 
und  der  zunehmenden  Rechtssicherheit  als  gegen- 
standslos erscheinen.  Nicht  zu  niedrig  darf  endlich 
der  Einfluss  der  Kirche  veranschlagt  werden,  die  von 
jeher  bestrebt  sein  musste,  einen  derariigen  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  Geschlechtern  zu  tilgen, 
der  mit  den  Lehren  der  Religion  im  schärfsten  Wider- 
spruch stand  und  darum  vom  Mönch  Marculf  zu- 
treffend als  rimpia  consuetudo“  bezeichnet  wurde. 
Auch  ein  sehr  reales  Interesse  mochte  die  Geistlich- 
keit, namentlich  gegen  Ende  dieser  Periode,  als  die 
Verweltlichung  der  Kirche  ungemessene  Fortschritte 
machte,  zum  Kampfe  gegen  diesen  Satz  bestimmen. 
Weiber  waren  ja  von  jeher  am  meisten  geneigt,  ihr 
Vermögen  religiösen  Zwecken  zuzuwenden  — aber 
ohne  erbrechtliche  Gleichstellung  beider  Geschlech- 
ter hätte  der  Wunsch  frommer  Frauen,  durch  reiche 
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Geschenke  an  Klöster  und  geistliche  Stiftungen  für  ihr 
Seelenheil  zu  sorgen,  häufig  genug  blosser  Wunsch 
bleiben  müssen,  da  das  erforderliche  Vermögen  erst 
gar  nicht  in  ihre  Hand  gelangen  konnte. 

VI.  Fast  überall  endlich  finden  wir  die  Weiber  für  das 
mangelnde  oder  beschränkte  Frbrecht  entschädigt : 
theils  geschah  dies  durch  ihr  ausschliessliches  Recht 
auf  die  Gerade,  welche  höchst  werthvolle  Gegenstände 
zu  umfassen  pflegte,  weil  die  edlen  Metalle  in  den 
Schmucksachen  und  Geräthschaften  der  Frauen  aus- 
giebige Verwendung  fänden  — so  bei  Sachsen.  Thüringern 
und  Burgundern;  theils,  wie  gleichfalls  im  burgun- 
dischen  und  langobardischen  Recht,  durch  die  auf 
Vater  und  Bindern  lastende  Verpflichtung,  die  weib- 
lichen Verwandten  bei  ihrer  Verheirathung  gebührend 
auszustatten,  oder  für  ihren  reichlichen  Unterhalt  ii.i 
Haus  oder  Kloster  zu  sorgen,  wenn  sie  unvermählt 
blieben.  Auch  da,  wo  uns  von  ausdrücklichen  Vor- 
schriften der  Art  im  Gesetze  nichts  überliefert  ist, 
werden  wir  bei  dem  edlen  Familiensinn,  der  die 
Deutschen  schon  im  Alterthnm  anszeiclmete , deren 
festes  Bestehen  in  der  Sitte  annehmen  dürfen.  Denn 
nicht  nur  für  die  Germanen  des  Tacitus,  auch  für 
die  unmittelbaren  Abkömmlinge  jener  Geschlechter, 
welche  die  neue  Weltordnung  begründet  haben,  hatte 
noch  unverändert  das  schöne  Wort  Geltung:  „Plus 
ibi  boni  mores  valent,  quam  alibi  bonae  leges“. 


Borhdruckerei  C.  Tr*bnit*  L 8chl 
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EINLEITUNG. 


§ i. 

Die  Aufgabe. 

Dem  älteren  deutschen  Rechte  waren  letztwillige  Verfü- 
gungen unbekannt,  ein  Umstand,  welcher  dem  an  volle  Testier- 
treiheit  gewöhnten  römischen  Historiker  besonderer  Erwähnung 
werth  schien1).  Eis  gab  nur  eine  gesetzliche,  keine  testamen- 
tarische Erbfolge:  „die  Erben  waren  geborene,  nicht  gekorene“’). 
Dieser  Grundsatz  ist  ein  Erzeugniss  jenes  ursprünglichen  Zu- 
standes, in  welchem  der  Grundbesitz  des  Elinzeinen  nicht  sein 
Privateigenthum  war,  sondern  im  Eigenthum  seines  Geschlechtes 
stand,  so  dass  der  Tod  des  jeweiligen  Inhabers  das  Nachrücken 
der  nach  der  gesetzlichen  Erbordnung  ihm  am  nächsten  Stehenden 
zur  unmittelbaren  E'olge  hatte.  Mit  dem  Augenblick  seines 
Todes  hörte  der  bisherige  Eigenthümer  auf,  verfügungsberechtigt 
zu  sein®),  daher  konnte  er  nicht  durch  frühere  Rechtsgeschäfte 
diese  Grenze  seiner  Herrschaft  überschreiten  : „der  Todte  kann 
nicht  mehr  veräussern,  sondern  muss  Gott  walten  lassen“4). 

Diese  Gedanken  sind  während  langer  Zeit  die  das  deutsche 
Erbrecht  beherrschenden  geblieben.  In  ihnen  zeigt  sich  ein 
bedeutsamer  Unterschied  gegen  das  römische  Recht,  welches 
schon  in  den  XII  Tafeln,  also  fast  am  Beginn  seiner  Ent- 
wickelung, den  Grundsatz  der  Verfügungsfreiheit  von  Todes- 

')  Tacitus  Germania  C.  20:  heredes  tarnen  successoresque  enique  liberi 
et  uullmu  testamentum. 

*)  Brunner  Keehtsgeschichte  I S.  79.  VgL  auch  Beseler  I’rB  I4  S.  629, 
650;  Stubbe  PrK  V S.  170,  171;  Brunner  in  HolUendurffs  Encycl.  I4  S.  261; 
Schröder  Rü  S.  70. 

*)  Beseler  Erbverträge  I S.  1 : „der  Tod  de«  Disponenten  Bchloas  die 
Sphäre  seiner  rechtlichen  Thätigkeit*. 

4)  Hcusler  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  II  S.  531. 

Uubuer,  die  douatioues  poet  obiturn.  1 
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wegen  aufgestellt  hat : uti  legasset  super  peeunia  lulelave  sitae 
rei,  ita  ius  esta  l). 

Dagegen  ist  dem  deutschen  Recht,  solange  es  sich  selb- 
ständig und  von  fremdem  Einfluss  unberührt  entwickeln  konute, 
ein  dem  römischen  Testament  vergleichbares  Rechtsgeschäft 
fremd  geblieben  : denn  die  letztwilligen  Verfügungen  hauptsächlich 
der  Geistlichkeit,  welche  man  Testamente  nannte,  waren  „nichts 
anderes,  als  ein  Aggregat  einzelner  Vermächtnisse,  welche  anfangs 
fast  ausschliesslich  zum  Heil  der  Seele  für  fromme  Zwecke  hin- 
terlassen wurden“  *). 

Nichtsdestoweniger  war  doch  auch  im  deutschen  Recht  das 
Bedürfniss  nach  letztwilligen  Verfügungen  vorhanden.  Um 
einem  solchen  abzuhelfen,  hat  dasselbe  besondere  Rechtsgeschäfte 
ausgebildet,  und  zwar  im  Anschluss  an  einen  Fall,  in  welchem 
jenes  Bedürfniss  besonders  hervortrat  und  welcher  schon  früh 
seine  gesetzliche  Regelung  erhalten  hatte.  Es  ist  dies  die  sg. 
Affatomie  des  fränkischen  Rechts : weun  Jemand  keinen  gesetz- 
lichen Erben  hat,  so  dass  durch  seinen  Tod  das  Gut  erblos 
werden  würde,  so  soll  er,  wie  dies  lex  Salica  46  ausführlich 
vorschreibt,  einem  Salmann  sein  Gut  übergeben,  welcher  dann 
„nach  Vornahme  feierlicher  Handlungen  in  dem  Gute  des  Erb- 
lassers, welche  seine  Verfügungsgewalt  konstatieren,  binnen 
zwölf  Monaten  nach  Tod  des  Disponenten  das  Vermögen  an  den 
ihm  bezeichneten  Erben  vor  dem  König  oder  im  echten  Ding 
zu  übergeben  hat“ 3). 

Während  zur  Zeit  der  lex  Salica  die  Affatomie  wahr- 
scheinlich zur  Voraussetzung  hatte,  „dass  selbst  bis  in  die  letzte 
Generation  hinauf  kein  Verwandter  mehr  vorhanden  war“  *), 
war  „nach  langobardischem  Edikt  (Roth.  170)  nur  Kinder-  und 
Elternlosigkeit,  nach  lex  Rib.  48  sogar  einzig  die  Kinderlosig- 
keit“5), Voraussetzung  der  Affatomie;  und  indem  man  nun  ihren 
ursprünglichen  Charakter,  nämlich  den  der  Creierung  eines  Erben, 
überhaupt  anfgab,  konnte  man  sie  leicht  zu  einer  Verfügung 


‘)  Bruns  Fontes 8 S.  22. 

*)  Beseler  ,Von  den  Tcstatnentsvolliiehem*  in  der  Zeitschrift  t'tlr  deut- 
sches Recht  IX  1845  S.  146.  Vgl.  auch  Heusler  Institutionen  II  8 201. 

*)  Heusler  Institutionen  II  8.  622. 

*)  Heusler  a.  0.  S.  622. 

•)  Heusler  a.  0.  S.  622,  623. 


Digitized  by  Google 


3 

von  Todeswegen  verwenden,  bei  welcher  das  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  von  Erben  ohne  Bedeutung  war1). 

.So  entstand  die  donatio  post  obiium.  Daneben  aber  bildete 
sich  ein  zweites  Rechtsgeschäft  aus,  welches  einen  ähnlichen 
Zweck  verfolgte:  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs; 
diese  allerdings  mehr  im  Anschluss  an  römische  Rechtsinstitute, 
besonders  das  constitutum  possessorium. 

Beide  Rechtsgeschäfte  erlangten  in  der  fränkischen  Zeit 
eine  sehr  grosse  Verbreitung.  Denn  sie  waren  es  hauptsächlich, 
derer  sich  damals  der  fromme  Eifer  bediente,  um  die  von  der 
Kirche  unausgesetzt,  sei  es  zum  Seelenheil  der  Schenker,  sei 
es  zum  Vortheil  der  Beschenkten,  den  Einzelnen  ans  Herz  ge- 
legten Schenkungen  an  die  geistlichen  Anstalten  auszuführen. 
Und  wie  bei  diesen  Schenkungen  oft  genug  in  der  Seele  des 
Schenkers  Verlangen  nach  himmlischem  Lohn  und  Schmerz  Uber 
den  Verlust  irdischen  Guts  gekämpft  haben  mögen , so  spiegelten 
gerade  jene  Schenkungsformen  diesen  inneren  Zwiespalt  wieder. 
In  diesen  Formen  konnte  man  schenken , ohne  sich  selbst  von 
dem  Geschenkten  trennen  zu  müssen. 

Und  gerade  hierin  näherten  sie  sich  dem  Charakter  letzt- 
williger Verfügungen. 

Ueber  ihre  rechtliche  Natur  besteht  Streit.  Besonders 
wird  von  einigen  Gelehrten  jeder  rechtliche  Unterschied  zwischen 
der  donatio  post  obitwn  und  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  geläugnet. 

Beide  Formen  sollen  desshalb  im  Folgenden  einer  Erör- 
terung unterzogen  werden. 

Um  die  herrschenden  Ansichten  kennen  zu  lernen,  ist  zu- 
erst ein  Blick  auf  die  bisherige  Litteratur  zu  werfen. 

§ 2. 

Die  bisherigen  Ansichten. 

Die  grundlegende  Arbeit  über  „die  Vergabungen  von  Todes- 
wegen nach  dem  älteren  deutschen  Rechte“  verdanken  wir 
Georg  Beseler*). 

')  Ftlr  (lies  alles  Heusler  a.  0.  § 194. 

’)  »Die  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Erster  Theil.  Die  Vergabungen 
von  Todeswegen  nach  dem  älteren  deutschen  Rechte*.  Güttingen  1836. 
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Er  unterschied  diese  Vergabungen  danach,  ob  sie  durch 
zweiseitiges  Rechtsgeschäft  oder  durch  die  einseitige  Willens- 
erklärung des  Disponenten  erfolgten,  und  sonderte  unter  den 
ersteren,  den  Vergabungen  von  Todeswegen  durch  die  feierliche 
Auflassung  an  den  Bedachten,  scharf  diejenigen  Fälle,  in  denen 
ein  blosser  Niessbrauch  Vorbehalten  wurde,  von  den  übrigen, 
in  welchen  in  eigenthümiicher  deutschrechtlicher  Weise  Eigen- 
thum sowohl  dem  Auctor  verblieb  als  auch  dem  Bedachten  über- 
tragen wurde.  In  diesen  letztgenannten  Fällen  nahm  Beseler 
ein  deutschrechtliches  Gesainmteigenthum  an;  denn  nach  seiner 
Ansicht  begründete  die  zum  Zweck  der  donatio  post  obitum  vor- 
genommene Auflassung  ein  sofortiges  dingliches  Recht  des  Be- 
dachten, während  zugleich  dem  Schenker  ein  dingliches  Recht 
verblieb,  „so  dass  das  Eigenthum  gleichzeitig  mehreren  Per- 
sonen au  derselben  Sache  zustand“1). 

ludern  Beseler  somit  die  donationes  post  obitum  für  Rechts- 
geschäfte erklärte,  deren  Wirkung  in  Folge  der  Auflassung  so- 
fort eintrat,  fand  er  auch  an  ihnen  die  Regel  bestätigt,  welche 
er  als  einen  Grundsatz  des  deutschen  Rechts  an  die  Spitze 
seiner  Abhandlung  stellte:  nämlich  „dass  niemand  in  der  Art 
eine  Verfügung  über  sein  Vermögen  treffen  konnte,  dass  die 
rechtliche  Wirkung  derselben  über  den  Tod  hinaus  geschoben, 
erst  mit  diesem  Moment  eiutreten  sollte“2). 

So  sehr  nun  auch  die  folgende  Untersuchung  ihre  Aufgabe 
darin  linden  wird,  jenen  schon  von  Beseler  klar  und  bestimmt 
dargelegten  Gegensatz  der  donationes  post  obitum  zu  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  den  spätere  Schrift- 
steller verwischt  oder  verkannt  haben,  zu  bestätigen  und  aus- 
zuführen, so  wenig  wird  sie  jener  Annahme  eines  Gesamiut- 
eigeuthums  bei  den  donationes  post  obitum  sich  anschliessen 
können,  die  zwar  von  Beseler  auch  jetzt  noch  aufrecht  erhalten 
wird s),  von  der  Mehrzahl  der  Germanisten  aber  aufgegeben  sein 
dürfte. 


Albrecht  widmet  nur  einige  Paragraphen  (g  10  — 21)  seiner  „(lewere-  (1828) 
den  Erbverträgen  und  letztwilligen  Verfügungen  und  behandelt  bekanntlieh 
hauptsächlich  die  Zeit  der  Keehtsbüchcr. 

')  a.  0.  S.  74. 

»)  a.  0.  S.  154. 

*)  Deutsches  Privatrecht  I4  S.  650. 
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Es  wird  sich  vielmehr  gerade  als  das  Charakteristische 
der  donatione s post  obitum  ergeben,  dass  durch  sie  Verfügungen 
getroffen  werden,  deren  rechtliche  Wirkung  nicht  sofort  ein- 
treten  soll,  sondern  über  den  Tod  des  Disponenten  hinaus- 
geschoben wird. 

Von  nenem  wurden  die  genannten  Vergabungen  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  unterzogen  bei  (Gelegenheit  der  lite- 
rarischen Fehde,  welche  zwischen  Roth  und  Waitz  über  die 
Entstehung  des  Lehnswesens  ausgekämpft  wurde,  freilich  dies- 
mal von  einem  ganz  anderen  Standpunkte  aus,  als  in  dem 
Beselerschen  Werke.  Während  in  diesem  die  privatrechtliche 
Seite  jener  Rechtsgeschäfte  im  Vordergrund  stand  und  besonders 
die  durch  sie  hervorgerufenen  rechtlichen  Beziehungen  der  be- 
theiligten Personen  zu  konstruieren  und  auf  ein  Princip  zu- 
rückzuführen unternommen  wurde,  kam  nun  die  öffentlich  recht- 
liche, die  politische  und  wirthschaftliehe  Bedeutung  derselben 
zur  Frage.  Denn  in  ihren  Formen  vollzogen  sich,  wie  schon 
gesagt,  grösstentheils  die  Schenkungen  an  die  Kirchen  und 
Klöster;  dadurch  trugen  sie  wesentlich  zu  der  Ausbildung  eines 
abhängigen  Grundbesitzes  bei,  welche  der  damaligen  Zeit  die 
Signatur  gab.  Es  war  desslialb  ihre  genaue  Erkenntniss  auch 
nach  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Seite  nöthig,  um  jene 
Entwickelung  der  Besitzverhältnisse  zu  verstehen. 

Schon  in  seiner  „Geschichte  des  Beneficialweseus“  (1850) 
hat  Roth  in  eingehender  Weise  das  Prekarien Verhältnis»  am 
Kirchengut  und  die  Schenkungen  an  die  Kirche  behandelt.  Er 
theilte  die  letzteren  in  zwei  Alten,  nämlich  in  die  cessiones  a 
die  pruesentc,  welche  sofort  in  Wirksamkeit  traten,  und  in  die 
donaliones  post  obitum,  bei  denen  der  Vorbehalt  des  Nutzge- 
nusses ausdrücklich  aufgenommene  Bedingung  war. 

Eine  derartig  formulierte  Unterscheidung  ist  jedoch  mit 
den  in  den  Quellen  vorliegenden  Beispielen  nicht  in  Einklang 
zu  setzen,  denn  wie  wir  sehen  werden,  handelt  es  sich  bei  den 
donationes  post  obitum  niemals  um  einen  Niessbrauch. 

Auch  modificierte  Roth  diese  Ansicht  in  seinem  zweiten 
Werke  „Feudalität  und  Unteithanenverband“  (1863),  in  welchem 
er  von  neuem  das  Quellenmaterial  eingehend  behandelte.  Hierbei 
legte  er  den  Unterschied  der  germanischen  Leiheverhältnisse , der 
Prekarien,  von  dem  anders  gearteten  römischen  precarium  dar: 
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während  das  letztere,  wie  der  Name  besagt,  in  dem  bittweise, 
auf  beliebigen  Widerruf  gewährten  Besitz  besteht,  sind  nach 
Roth  jene  deutsche  Leihen  stabile  Verhältnisse,  bei  denen  der 
Widerruf  ausgeschlossen  oder  nur  die  Folge  bestimmter  gesetzlich 
festgestellter  Thatbestände  ist.  Der  näheren  Besprechung  der 
Prekarien  legte  Roth  jetzt  die  schon  von  Albrecht  ‘)  gebrauchte 
Eintheilung  in  precariae  dntae  und  precariae  oblalue  zu  Grunde, 
indem  er  noch  die  Gruppe  der  remuneratorischen  Prekarien 
hinzufügte.  Bei  Gelegenheit  der  precariae  oblatae,  die  vom 
Standpunkt  des  Prekaristen  aus  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  sind,  erörterte  er  von  neuem  die  verschiedenen 
Formen  der  Zuwendungen  an  die  Kirche.  Jetzt  bestimmte  er 
ihren  Unterschied  folgendermaassen : cessiones  post  obitum  sind 
diejenigen  Schenkungen,  bei  denen  das  geschenkte  Objekt  erst 
mit  dem  Tode  des  Schenkers  in  den  Besitz  des  Beschenkten 
übergeht;  sie  unterscheiden  sich  von  den  römischen  mortis  causa 
donaiiones  dadurch,  dass  sie  nicht  widerruflich  sind.  Cessiones 
a die  praesente  dagegen  charakterisieren  sich  dadurch,  dass 
bei  ihnen  Eigenthum  und  Besitz  sofort  auf  den  Beschenkten 
übergehen. 

Während  nun  durch  diese  Definition  in  der  That  in  zu- 
treffendster Weise  die  Unterscheidungsmerkmale  der  beiden 
Rechtsgeschäfte  hervorgehoben , besonders  auch  die  cessiones  post 
obitum  in  richtigerer  Weise  ohne  Zuliülfenahme  eines  Geskmmt- 
eigenthums  erklärt  worden  waren,  verwischte  Roth  bei  der 
(juellenmässigen  Darstellung  der  Uebertragungsformen  das  soeben 
in  der  Definition  (jetrennte.  Denn  um  die  Uebertragung  mit 
gerichtlicher  Auflassung  bei  den  cessiones  post  obitum  darzu- 
stellen, gebrauchte  er  Beispiele,  die  durchgehends  keine  ces- 
siones post  obitum,  sondern,  wenn  man  seine  eigene  Definition 
zu  Grande  legt  , cessiones  a die  praesente,  d.  h.  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  sind.  So  war  er  gezwungen,  (len 
Quellen  eine  ungenaue  Ausdrucksweise,  eine  Verwechselung  von 
Eigenthum  und  Ususfrukt  zuzuschreiben  und  sich  bei  der  doch 
auffallenden  Thatsache  zu  beruhigen,  dass  die  Urkunden  das 
dem  Schenker  verbliebene  Eigenthum  rdoch  ganz  gewöhnlich 
als  Ususfruktus“ *)  bezeichneten.  — Wir  werden  sehen,  dass  es 

')  Gewere  S.  195. 

*)  FeudalitSt  S.  15ö. 
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nur  des  Festhaltens  an  der  Rothschen  Definition  bedarf,  um 
diesen  anscheinenden  Widersprach  in  den  Quellen  zu  lösen,  die 
in  der  That  nur  da  von  Ususfrukt  reden,  wo  wirklich  echter 
Niessbrauch  und  kein  bedingtes  Eigenthum  vorliegt. 

Aus  dem  Angeführten  erklärt  es  sich,  dass  die  sonst  be- 
deutsamen und  bahnbrechenden  Untersuchungen  Roths  für  die 
vorliegende,  immerhin  den  übrigen  von  ihm  behandelten  Gegen- 
ständen gegenüber  untergeordnete  Frage,  kein  abschliessendes 
Ergebniss  herbeiführten. 

So  blieb  uoch  freies  Feld  für  erneute  Arbeit,  zumal  auch 
Waitz  in  seiner  Deutschen  Verfassungsgeschichte  auf  eine  ju- 
ristische Unterscheidung  jener  beiden  Reclitsformen  nicht  näher 
eingegangen  ist. 

Heusler  war  es,  der  sich  in  seinem  Buch  über  die  Gewere 
(1872)  der  einer  Lösung  harrenden  Aufgabe  von  neuem  ausführ- 
lich und  auch  mit  grossem  Erfolge  widmete. 

Er  unterzog  die  Frage,  wodurch  im  älteren  deutschen 
Rechte  der  Besitz-  und  Eigenthumsübergang  erfolgt  sei , ob  durch 
die  Tradition,  den  Uebereignungsvertrag,  oder  durch  die  Inve- 
stitur. die  körperliche  Besitzeinweisung,  einer  gründlichen  Erör- 
terung. Sie  führte  zu  dem  Ergebniss,  dass  in  allen  Fällen  die 
Tradition  genüge,  um  den  Uebergang  des  Rechts  auf  den  Er- 
werber zu  bewirken,  mit  einer  einzigen  Ausnahme;  und  diese 
bestehe  darin,  .dass  der  Erblasser  durch  blosse  Tradition  an 
einen  Dritten  ohne  Investitur  das  Recht  seiner  Erben  nicht 
schmälern,  also  durch  Vergabung  auf  den  Todesfall  ohne  eigene 
Entäusserung  des  Besitzes  seinem  Erben  das  Gut  uicht  ent- 
ziehen und  dem  Beschenkten  keinen  Rechtsanspruch  verschaffen 
kann“ *).  Die  auffallende  Thatsache,  dass  das  deutsche  Sachen- 
recht, welches  sonst  stets  die  Tradition  als  den  rechtserzeu- 
genden  Akt  behandelte,  in  dem  einzigen  genannten  Fall  von 
seinem  Grundprincipe  abgewichen  sei,  soll  allerdings  nach 
Heuslers  Ansicht  ihren  Grund  nicht  in  Begriff  und  Wesen  der 
traditio  noch  in  der  rechtlichen  Natur  der  investilura  haben, 
sondern  die  Folge  von  erbrechtlichen  Grundsätzen  sein,  „speciell 
der  Abneigung  der  germanischen  Stämme  gegen  Benachtheili- 
gung  der  natürlichen  Erben  ohne  Selbstentäusserang“  *). 

')  Gewere  S.  48,  49. 

*)  &.  0.  S.  49. 
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Aus  dieser  Annahme  ergaben  sich  für  Heusler  weitere 
Folgen  für  die  Auffassung  der  Schenkungen.  Denn  wenn  bei 
den  Vergabungen  von  Todeswegen  nicht  wie  sonst  überall  die 
Tradition,  sondern  erst  die  Investitur  der  für  den  Rechtserwerb 
wesentliche  Akt  war,  so  folgte  daraus  fast  von  selbst,  dass 
ohne  stattgehabte  Investitur  die  Vergabung  nicht  rechtsbetändig 
geworden,  „der  Erbe  nicht  verpflichtet  gewesen  war,  Schen- 
kungen auszufiihren,  die  <ler  Erblasser  auf  seinen  Todesfall  ge- 
macht hatte“ ').  Und  ausdrücklich  glaubte  Heusler  die  von 
ihm  selbst  bei  dieser  Gelegenheit  aufgeworfene  Frage : „sollten 
wirklich  alle  diese  mit  so  grosser  Zuversicht  ausgesprochenen 
(massenhaften  Schenkungen  post  obiium  iu  den  Traditionen- 
sammlungen) ....  vom  guten  Willen  des  Erben  abhängig  ge- 
wesen sein?“*)  bejahen  zu  müssen. 

Iu  einem  besonderen  Exkurse  führte  er  im  Gegensatz  zu 
Roth  die  Ansicht  aus,  dass  die  donaliones  post  obiium  ebenso 
wie  die  römischen  mortis  causa  donaliones  frei  widerruflich  ge- 
wesen seien ; denn  was  hätte  die  Unwiderruflichkeit  für  einen 
Sinn  gehabt,  da  ja  auch  durch  sie  dem  Bedachten,  der  Kirche, 
ein  festeres  Recht  nicht  gewährt  werden  konnte,  sondern  die 
Ausführung  der  Schenkung  nach  wie,  vor  im  Belieben  des  Erben 
stand?  Diese  Unsicherheit  sei  auch  der  Grund  der  besondere 
in  Baieru  häufigen  Erneuerungen  gewesen.  Denn  wie  für  diese 
iiera/iones,  so  sei  auch  für  den  Rechtssatz,  dass  Tradition  ohne 
Investitur  die  Erben  des  Schenkers  nicht  gebunden  habe, 
schliesslich  das  treibende  Motiv  „wohl  iu  nichts  Anderem  zu 
erblicken,  als  in  dem  Widerstand,  den  das  alte  Recht  den 
letztwilligen  Verfügungen  entgegensetzte“ 3). 

Es  mag  hervorgehoben  werden,  dass  auch  Heusler  in  seiner 
Gewere  *)  zwar  die  donaliones  post  obitum  und  die  Schenkungen 
mit  Niessbrauchsreservation  nebeneinander  stellt,  doch  aber  die 
letzteren  zu  den  Vergabungen  von  Todeswegeu  rechnet  und 
bei  der  Auswahl  von  Belegstellen  zwischen  beiden  Rechtsge- 
schäften nicht  unterscheidet. 

Um  so  bestimmter  betoute  E.  Löning  diesen  Unterschied  ’). 

l)  Gewere  S.  470. 

»)  a.  0.  S.  470. 

•)  a.  0.  S.  484. 

*)  a.  U.  S.  26,  27. 

*)  Geschichte  des  Deutschen  Kircheurechts  II  Strassburg  1878, 
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Uml  zwar  nahm  er.  abweichend  sowohl  von  lloth  als  auch  von 
Heusler,  an,  dass  dit*  ceasiones  jiost  obitum  au  und  für  sich  frei 
widerruflich  gewesen  seien,  sich  also  von  den  römischen  mortis 
causa  donaliones  nicht  unterschieden  hätten  (also  gegen  Roth): 
aber  „der  Schenker,  der  durch  Hingabe  seines  Gnts  Vergebung 
seiner  Sünden  erwerben  wollte,  musste  selbstredend  der  Schen- 
kung diesen  Verzicht  tauf  Widerruf)  hinzufügen  und  die  Schen- 
kung damit  unwiderruflich  machen“  ').  Nach  Lönings  Ansicht 
war  also  bei  den  cessiones  post  obitum  ein  Widerruf  wenn  nicht 
rechtlich,  so  doch  thatsächlich  ausgeschlossen  i gegen  Heusler). 
Während  nun  Lüning  die  donaliones  post  obitum  in  der  Weise 
erklärte,  dass  der  Schenkung  der  Tod  des  Schenkers  als  auf- 
schiebende Bedingung  hinzngefiigt  wird,  erkannte  er  in  den 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  eine  Anwendung 
des  constitutum  possessorium.  Damit  waren  die  letztgenannten  Zu- 
wendungen ans  den  Vergabungen  von  Todeswegen  ausgeschieden 
und  zu  Schenkungen  unter  Lebenden  gemacht. 

Die  Ansicht  Heuslers  von  der  Unverbindlichkeit  und  der 
freien  Widerruflichkeit  der  Schenkungen  mit  zurttckbehaltenem 
Xiessbraucli  bekämpft.  Lüning  in  einem  besonderen  Anhang,  in 
welchem  die  Beweisführung  Heuslers  durch  genaue  Betrachtung 
der  von  diesem  benutzten  Beweisstellen  widerlegt  worden  ist  *). 

Einer  nochmaligen  Behandlung  wurde  die  Frage  nach  dem 
Unterschied  zwischen  den  donuliones  post  obitum  und  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  unterworfen,  und  zwar 
wiederum  von  Heusler diese  letzte  Behandlung  ist  um  so 
lehrreicher,  als  der  Verfasser  seine  Ansichten  in  dem  ge- 
schlossenen Rahmen  eines  vollständigen  Systems  des  mittelal- 
terlichen Deutschen  Privatrechts  entwickelt  und  zur  Stütze 
derselben  die  Grundgedanken  jenes  Systems  verwendet. 

Auch  jetzt  hält  Heusler  an  seiner  früheren  von  Lüning 
bekämpften  Ansicht  fest,  dass  donaliones  post  obitum  und 
Schenkungen  mit  Niessbrauchsvorbelmlt  dieselbe  rechtliche  Wir- 
kung gehabt  hätten,  mithin  gleiche  Rechtsgeschäfte  gewesen 
seien.  Allerdings  will  auch  er  die  hierher  gehörigen  Rechts- 
geschäfte unterschieden  wissen,  nnr  nicht  nach  dem  Gesichts- 

‘)  a.  0.  8.  (>55. 

*)  a.  0.  S.  751-755. 

’)  Institutionen  de*  Deutschen  Privatrechts  'i  Bämle  Leipzig  IHSö, 
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pnnkt,  wann  und  wodurch  die  Schenkung  vollzogen  nnd  wirksam 
wurde,  sondern  danach,  ob  ein  Zins  bestellt  wurde  oder  nicht. 
Verpflichtet  sich  der  Schenker  für  das  zurückerhaltene  Grund- 
stück einen  Zins  zu  zahlen,  so  liegt  hier  „ein  juristischer  Un- 
terschied gegenüber  der  traditio  reservato  t mi/ructu  und  der  tra- 
ditio post  obitum  vor:  in  diesen  letzteren  Fällen  hat  der  Ver- 
äusserer  die  (lewere  bis  zu  seinem  Tode,  der  Bedachte  kraft 
seiner  nuda  proprietas  die  (allerdings  unentziehbare ) Anwart- 
schaft. den  Anfall.  Bei  dieser  dritten  Form,  dem  census  pro 
incestitura,  hat  der  Bedachte  schon  die  Gewere.  der  Veräusserer 
ist  rechtlich  blos  sein  Verwalter“ 

Es  leuchtet  ein.  dass  diese  eigentümliche  Meinung  Heuslers 
mit  seiner  Auflassung  der  Gewere  und  des  mittelalterlichen 
Sachenrechts  überhaupt  auf  das  engste  zusammenhängt  und 
einer  eingehenden  Betrachtung  bedürfen  wird. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchungen  ist  also  das 
folgende. 

Es  stehen  sich  im  Wesentlichen  zwei  Auffassungen  ge- 
genüber : 

die  eine  lüugnet  einen  juristischen  Unterschied  zwischen 
Schenkungen  nach  dem  Tode  und  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  oder  würdigt  ihn  wenig- 
stens nicht  einer  besonderen  Beachtung; 
die  andere  behauptet  einen  solchen. 

Hanptvertreter  der  ersten  Ansicht  ist  Heusler,  in  seiner 
(lewere,  der  zweiten  Lüning;  diese  letztere  wird  z.  B.  auch  von 
Brunner  vertreten  *). 

Daneben  steht  die  neueste  Heuslersche  Meinung,  welche 
das  Kriterium  in  der  Ziusbestellung  erblickt. 

Bevor  wir  nun  selbst  an  die  Untersuchung  der  Frage  her- 
autreten , ist  das  Quellenmaterial  und  die  benutzte  Litteratur 
anzugeben. 

>)  n.  0.  II  S.  120. 

*)  Lundschenknngen  S.  29:  „Mit  einem  blossen  Niessbranchsrechte  darf 
mu  h alledem  die  lebenslängliche  proprietas  ebensowenig  verwechselt  werden, 
wie  die  donatio  post  obitum,  bei  der  das  lebenslängliche  Eigenthum  dem  Ge- 
ber verbleibt,  mit  der  Tebereignung  unter  Vorbehalt  des  lebenslänglichen 
Niessbrauchs*. 
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§ 3. 

Die  benutzten  Quellen  und  litterarischen  Hülfsmittel. 

Die  folgende  Arbeit  macht  in  der  Form,  in  welcher  sie 
vorliegt  , nicht  den  Anspruch  auf  erschöpfende  Behandlung  der 
Aufgabe. 

Der  Kreis  der  benutzten  (Quellen  ist  ein  beschränkter; 
örtlich  sowohl  als  zeitlich.  Es  haben  vorläufig  im  Wesent- 
lichen nur  deutsche  Quellen  als  Material  gedient,  und  zwar  im 
Grossen  und  Ganzen  demjenigen  Länderkomplex  angehörend, 
welchen  der  erste  Band  von  Oesterleys  Wegweiser  durch  die 
Urkundensammlungen  des  Mittelalters  umfasst.  Ausgeschlossen 
blieben  demnach  die  bei  weitem  meisten  französischen1),  die 
italienischen  und  die  übrigen  Quellensammlungen. 

Zeitlich  beschränkt  ist  der  benutzte  Quellenkreis  in  so  fern, 
als  die  Zeit  nach  dein  .Tahre  1000  ausgeschlossen  geblieben  ist, 
mithin  hauptsächlich  das  deutsche  Beeilt  der  fränkischen  Zeit, 
des  7.,  8.,  9.  und  10.  Jahrhunderts  dargestellt  wird. 

Die  benutzten  Quellen  sind  nun,  abgesehen  von  wenigen 
Stellen  der  Volksrechte,  einigen  Kapitularien  und  Koncilien- 
beschliissen,  theils  Formeln,  theils  und  zwar  hauptsächlich  Ur- 
kunden. insbesondere  Privaturkunden. 

Die  Fonnein  sind  benutzt  worden  in  der  Ausgabe  von 
Zeumer: 

Formulae  Merovingici  et  Karolini  aevi.  Monnmenta  Ger- 
maniae,  Legum  sectio  V 1886. 

Folgende  Urkundensammlungen  sind  die  benutzten: 

Als.  dipl.  = Job.  Daniel.  Schoepflini  Alsatia  aevi  Mero- 
vingici (’arolingici  etc.  diplomatica  Pars  T 1772. 

St.  Bert  in.  = Cartnlaire  de  l’abbaye  de  St.  Bertin  publie 
par  M.  Guerai'd.  1840. 

Cod.  dipl.  Alem.  = Codex  diplomaticus  Alemanniae  et 
Burgnndiae  Trans-Juranae  ed.  Neugart.  Tom.  I 1791. 

‘)  Nur  folgende  französische  Sammlungen  wurden  benutzt : 
Breqnigny-Pardessus  Diplomat« , 

Chartulaire  de  St.  Bertin  publie  par  üuerard, 
einige  Urkunden  aus  der  Oallia  Christiane , soweit  solche  im 
ersten  Band  von  Oesterley  citäert  sind. 
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Ood.  Fühl.  = Codex  diplomaticus  Fuldensis  lieraiisgegeben 
von  Prunke.  1850. 

Cod.  Lauresham.  = Codex principisolim  Laureshauiensis 
abbatiae  . . . Toni.  I 1708. 

Cod.  Mognnt.  = Codex  diplomaticus  exhibeus  anecdota  . . 

Moguntiaca  . . . ed.  Gudenus  1748. 

Cod.  Pat.  = Codex  traditionuni  antiquissiinus  ecclesiae 
Pataviensis  im  Urkundenbuch  des  Landes  ob  der  Enns 
I 8.  435  — 477  (hiernach  citiert)  und  in  Mon.  Boica 
XXVIII,  II  p.  1—98. 

Cod.  Raet.  — Codex  diplomaticus  ad  historiam  Raeticam 
lieraiisgegeben  von  Moor.  Bd.  I 1840. 

Cod.  Ratisbon.  = Codex  cbronologico-diplomatieus  episco- 
patus  Ratisbonensis  ed.  Ried.  Tom.  I 1810. 

Hist.  Frising.  = Meiclielbeck Historiae  Frisingeusis  Tom. 
I 1774; 

pars  prima  (nach  der  8eite  citiert), 
pars  altera  instruinentaria  (nach  den  Nummern 
der  Urkunden  citiert). 

Hist.  Worin.  = Historia  episcopatus  Wormatiensis.  Tom.  II 
codicem  traditionum  exhibeus  accurante  Schannat.  1734. 
H u n d t = Graf  Hundt : über  die  bayrischen  Urkunden  aus 
der  Zeit  der  Agiloltinger,  in  den  Abhandlungen  der 
liistor.  Classe  der  Kgl.  Bayer.  Akad.  der  Wiss.  XII. 
Band,  I.  Abtli.  München  1872  (citiert  Hundt  I); 

Derselbe : Die  Urkunden  des  Bisthums  Freising  aus 
der  Zeit  der  Karolinger.  Ebendaselbst  XIII.  Band, 

1.  Abtli.  1875  (citiert  Hundt  II). 

Köln  = Ennen  und  Eckertz  Quellen  zur  Geschichte  der 
Stadt  Köln.  Band  I 1860. 

Lörsch  und  Schröder  = H.  Lörsch  und  R.  Schröder 
Urkunden  zur  Geschichte  des  deutscheu  Privatrechts. 

2.  Auflage.  Bonn  1881. 

Metz  = Histoire  des  evesques  de  l'eglise  de  Metz  par 
Meurisse  1634. 

Meich.  siehe  Hist.  Frising. 

Mitt.  Rhein.  UB.  = Urkundenbuch  zur  Geschichte  des 
Mittelrheins  herausgegeben  von  Beyer.  I.  Band.  1860. 
Mon.  Blid.  = Monumenta  Blidenstadensia.  Ans  dem 
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Nachlass  von  Böluner  herausgegeben  von  Will. 
1874. 

Mon.  Boica  = Monumenta  Boica.  1783  ft',  daraus 
Toni.  VII  Urkunden  aus  Benediktbeuren. 

Tom.  VIII  r » Scheftlarn, 

Tom.  XI  r r Niederaltaich. 

Nass.  UB.  = Nassauisches Urkundenbuch,  bearbeitet  von 
Sauer.  I,i.  1885. 

Nied.  Rhein.  U.  (Rit  z)  = Urkunden  und  Abhandlungen 
zur  Geschichte  des  Niederrheins  und  der  Niedermaass 
herausgegeben  von  Ritz.  I,  l.  1824. 

Nied.  Rhein.  UB.  = Urkundenbuch  für  die  Geschichte 
des  Niederrheins  herausgegeben  von  Lacomblet. 
I.  Band.  1840. 

Pardessns  - Diplomata,  chartae.  epistolae,  leges  . . . 
prius  collecta  a . . . Brequigny  . . ed.  Pardessus. 
Tom.  I 1843;  Tom.  II  1849. 

Schöpflin  siehe  Als.  dipl. 

Strass.  UB.  = Urkimdenbuch  der  Stadt  Strassburg. 

I.  Band,  bearbeitet  von  Wiegand,  1879. 

Tr  ad.  Corb.  = Traditiones  Oorbeienses  herausgegeben  von 
Wigand.  1843. 

Tr  ad.  Lun.  = Codex  traditionum  monasterii  Lunaelacensis 
im  Urkundenbuch  des  Landes  ob  der  Enns.  I.  Band. 
1852. 

Trad.  Wiz.  = Traditiones  possessionesqne  Wizenbutgen- 
ses  . . . ed.  Zeuss.  1842. 

Ub.  St.  Gail.  = Urkundenbuch  der  Abtei  St.  Gallen  be- 
arbeitet von  Wartmann.  Band  1—3.  1863 — 1882. 

Wart  siehe  UB.  St.  Gail. 

Wirt.  UB.  = Wirtembergisches  Urkundenbuch.  I.  Band. 
1849. 

Eingesehen  sind  noch  folgende  Sammlungen,  aber  ohne  dass 
in  ihnen  Ausbeute  für  die  zu  behandelnde  Frage  gefunden  wurde : 

Dahl,  Beschreibung  des  Ftirstenthums  Lorsch.  1812. 
Hagen,  Urkundenbuch  für  die  Geschichte  des  Benediktiner- 
stifts Kremsmünster.  1852. 

Quix,  Codex  diplomaticus  Aquensis  1840. 
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Seibertz,  Urkunden  buch  zur  Lande«-  und  Rechtsgcscliichte 
des  Herzogthums  Westfalen  Hand  1.  1839. 

Trouillat.  Monuments  de  l’histoire  de  Bäle  Tont.  1 1852. 

Die  benutzten  litterarischen  Hülfsmittel  bestellen  aus  den 
folgenden  Büchern  und  Abhandlungen: 

E.  Albrecht,  die  (lewere  als  Grundlage  des  älteren  deut- 
schen Sachenrechts.  Königsberg  1828. 

G.  Beseler,  die  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Erster  Theil : 

die  Vergabungen  von  Todeswegen  nach  dem  älteren 
deutschen  Rechte.  1835. 

— von  den  Testamentsvollstreckern;  in  der  Zeitschrift 
für  deutsches  Recht.  IX  1845  S.  144 — 228. 

— System  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,  4.  Auf- 
lage. Berlin  1885. 

R.  Bewer,  Sala  Traditio  Vestitura.  Rostock  1880. 

H.  Bresslau , Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im 
älteren  deutschen  Recht ; in  den  Forschungen  zur  deut- 
schen Geschichte  XXVI  1886  S.  1 — 66. 

H.  Brunner , das  Gerichtszeugniss  und  die  fränkische  Königs- 
urkunde; in  den  Festgaben  für  Heffter.  Berlin  1873. 

— Beiträge  zur  Geschichte  und  Dogmatik  der  Werth- 
papiere; in  der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXII  1877. 

— Carta  und  notitia  in  den  Commentationes  in  honorem 
Mommseni,  Berlin  1877. 

— zur  Rechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen 
Urkunde.  I Berlin  1880. 

— Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Rechts,  in 
Holtzendorffs  Encyklopädie  I4.  Leipzig  1882. 

— Die  Landschenkuugen  der  Merowinger  und  der  Agilol- 
finger;  in  den  Sitzungsberichten  der  Kgl.  Preuss. 
Akademie  d.  Wiss.  Berlin  1885. 

— Deutsche  Rechtsgeschichte.  I.  Leipzig  1887. 

A.  Franken,  Geschichte  des  französischen  Pfandrechts. 
I:  das  franz.  Pfandrecht  im  Mittelalter  1.  Berlin  1879. 

L.  Häberlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichel- 
becks  Historia  Frisingensis  enthaltenen  Urkunden- 
sammlung. Berlin  1842. 

W.  Haiss,  Traditio  und  In  vestitura;  ein  rechtsgeschicht- 
licher Versuch.  München  1876. 
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A.  Heusler,  Die  Gewere.  Weimar  1872. 

— Institutionen  des  deutschen  Privatrechts.  I.  II.  Leipzig 
1885,  1888. 

K.  Th.  von  limma  - Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsge- 
schichte.  I Leipzig  1879. 

Edgar  Lüning,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts. 
II.  Hand:  das  Kirchenrecht  im  Reiche  der  Merovinger. 
Strassburg  1878. 

Richard  Lüning,  der  Vertragsbruch  und  seine  Rechtsfolgen. 
I.  Hand:  der  Vertragsbruch  im  älteren  deutschen 
Recht.  Strassburg  1876. 

J.  Merkel,  das  firmare  des  bairischen  Volksrechts;  in  der 
Zeitschrift  flir  Rechtsgeschichte.  II  1863  S.  101 — 174. 

O.  Redlich,  über  bairische  Traditionsbücher  und  Tradi- 
tionen; in  den  Mittheilungen  des  österreichischen  In- 
stituts für  Geschichtsforschung.  V S.  1 — 82. 

P.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens.  Erlangen  1850. 

— Feudalität  und  Unterthanenverband.  Weimar  1863. 
R.  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in 

Deutschland.  Erster  Theil:  Die  Zeit  der  Volksrechte. 
Stettin  Danzig  Elbing  1863. 

— Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  Erste  Ab- 
theilung. Leipzig  1887. 

L.  Seuffert,  Materialien  zur  Deutung  von  stipulatio  in 
mittelalterlichen  Urkunden , in  der  Zeitschrift  der  Sa- 
vigny-Stiftung,  german.  Abtli.  II  1881  S.  115 — 123. 

R.  Sohm,  Fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung. 
Weimar  1871. 

— Das  Recht  der  Eheschliessung.  Weimar  1875. 

— Trauung  und  Verlobung.  Weimar  1876. 

zur  Geschichte  der  Auflassung;  in  der  Festgabe  für 
H.  Thöl  von  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  zu  Strassburg.  Strassburg  1879. 

— Fränkisches  Recht  und  Römisches  Recht  in  der  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung,  german.  Abth.  I 1880. 

0.  Stobbe,  über  die  Salmannen;  in  der  Zeitschrift  für 
Rechtsgeschichte  VII  1868  S.  405 — 438. 

— Handbuch  des  deutschen  Privatrechts.  V.  Band. 
Erste  und  zweite  Auflage.  Berlin  1885. 


Digitized  by  Google 


16 


0.  Waitz,  über  die  Anfänge  der  Vasallität.  Güttingen  1856. 
G.  Weitz.  Deutsche  Yerfassungsgeschichte:  I4  Berlin  1883. 

II3  1882.  — III*  1883.  — IW  1884,  IW  1885. 
F.  Wollt',  Erwerb  und  Verlust  des  Klosterguts  in  den 
Traditionen  Wizenburgenses.  Berlin  1883. 
v.  Wyss,  die  letztwilligen  Verfügungen  nachden schweize- 
rischen Rechten  der  früheren  Zeit,  in  der  Zeitschrift 
für  Schweiz.  Recht  XIX  1876  S.  68—160. 

K.  Zeumer,  Cartarn  levare  in  Sankt  Galler  Urkunden ; in 
der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftnng,  german.  Abth.  IV. 
1883.  S.  113-117. 

Im  Folgenden  soll  nun  dargestellt  werden,  was  eine  Prüfung 
der  genannten  Quellen ')  in  Bezug  auf  die  vorliegende  Frage 
ergeben  hat,  und  zwar  in  der  Art,  dass  in  einem  ersten  Ab- 
schnitt die  donatione s post  obitum,  in  einem  zweiten  die  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs  geschildert  werden. 


ERSTER  THEIL. 

Die  donationes  post  obitum. 

§ 4. 

Begriff. 

Die  donatio  post  obitum  ist  eine  bedingte  Schenkung;  aber 
eine  bedingte  Schenkung  besonderer  Art.  Denn  das  ihr  als 
Bedingung  hinzugefügte  künftige  Ereigniss  ist  nicht,  wie  jede 
eigentliche  Bedingung,  ein  ungewisses  Ereigniss,  sondern  viel- 
mehr ein  höchst  gewisses:  nämlich  der  Tod  des  Schenkers. 
Man  kann  daher  den  Tod  des  Schenkers  auch  als  Befristung 
auffassen,  er  ist  ein  dies  certus  an,  incerlus  quando.  Eine  der- 
artige Schenkung  ist  in  Folge  dessen  nicht  in  dem  gleichen 
Grade  in  der  Schwebe,  wie  ein  eigentlich  bedingtes  Rechtsge- 

*)  Es  sind  über  13U0  Erkunden  als  uiitcr  die  Kategoricen  der  dtmatio- 
nes  post  obitum  und  der  Schenkungen  mit  Niessbrancbsvorbehalt  fallend  ans  den 
genannten  Werken  gesammelt  worden. 
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schüft;  eine  derartige  Schenkung  kann,  da  der  Tod  des 
Schenkers  sicher  eintreten  wird,  eiue  Vergabung  von  Todes- 
wegen genannt  werden1 *). 

Aber  die  donatio  post  obitum  des  deutschen  Rechts  unter- 
scheidet sicli  von  der  römischen  mortis  causa  donatio.  Die 
letztere  ist  „eine  Schenkung,  deren  rechtlicher  Bestand  nach 
dem  Willen  des  Schenkers  davon  abhängig  ist.  dass  er  den 
Beschenkten  nicht  überlebt“*).  Ueberlebt  er  den  Beschenkten, 
so  ist  die  Bedingung  nicht  erfüllt,  damit  das  Rechtsgeschäft 
aufgehoben.  Hier  liegt  also  eine  eigentliche  Suspensivbedingung 
vor.  nämlich  der  frühere  Tod  des  Schenkers. 

Die  donatio  post  obitum  dagegen  hat  ihre  eigentümliche 
Ausbildung  besonders  bei  Gelegenheit  der  zahlreichen  Schen- 
kungen an  die  Kirche  erhalten.  Die  Kirche  aber  als  solche, 
oder  die  einzelne  kirchliche  Anstalt,  die  Domkirche,  das  Kloster, 
die  Abtei,  war  unsterblich;  es  war  hier  nicht  denkbar,  dass 
der  Schenker  den  Beschenkten  überlebte.  Daher  konnte,  anders 
als  bei  der  mortis  causa  donatio,  der  Eintritt  der  Bedingung 
nicht  zweifelhaft  sein,  und  dadurch  eben  erhielt  die  hinzuge- 
fügte Bedingung  jenen  hervorgehobenen  Charakter,  der  ihr  fast 
die  Natur  der  Bedingung  nahm  und  sie  zu  einem  dies,  zu  einer 
Befristung,  stempelte. 

Abgesehen  nun  von  einigen  besonders  gearteten  Fällen,  in 
welchen  eine  Resolutivbedingung  vorliegt  und  von  denen  später 
zu  sprechen  ist3),  war  die  donatio  post  obitum  ein  suspensiv  be- 
dingtes Rechtsgeschäft;  bis  zu  dem  Tode  des  Schenkers  ist  die 
Wirkung  des  bereits  rechtskräftig  abgeschlossenen  Geschäftes 
hinausgeschoben;  die  Schenkung  an  sich  ist  vollzogen;  aber  um 
existent  zu  werden,  bedarf  sie  der  Erfüllung  der  Suspensivbedin- 
gung; der  Gegenstand  ist  geschenkt,  aber  bis  zu  jenem  Zeit- 
punkt bleibt  er  im  Eigenthum  und  Besitz  des  Schenkers. 

„Der  Schenker  tradiert“,  wie  Heusler  sagt4),  „in  dem  Sinne, 
dass  nach  seinem  Tode  das  Gut  an  die  Kirche  fallen  solle.  Bis 
zu  seinem  Tode  hat  die  Kirche  mit  dem  Gut  nichts  zu  schaffen“. 


l)  Stobbe  (PrR  V S.  176)  bemerkt,  man  könne  hier  vielleicht  eine  der  Evcn- 
tnalbelehnung  analoge  suspensiv  bedingte  Eigenthumsübertraguug  annehmen 
*)  Arndts  Pandekten  § 589. 

*)  Siehe  nuten  § 14. 

*)  Gewere  S.  472  Anm.  1. 

Hübner,  die  donationee  poet  obitum.  I 
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Wird  die  donaliu  post  obitwn  in  dieser  Weise  definiert,  so 
geschieht  nichts  anderes,  als  dass  sie  ebenso  wie  jedes  andere 
suspensiv  bedingte  Rechtsgeschäft  anfgefasst  wird.  Und  dies 
kann  keinem  Bedenken  unterliegen . da  die  liervorgehobene 
Kigenthinnlichkeit  der  vorliegenden  Bedingung,  ihr  gewisses 
Eintreten,  auf  ihre  aufschiebende  Wirkung  ohne  Einfluss  ist  und 
nur  dem  Beschenkten  eine  grössere  Sicherheit  verschafft. 

Nachdem  somit  festgestellt  worden  ist.  was  unter  dem 
Ausdruck  donatio  post  obitwn  verstanden  wird,  gilt  es  die 
vorhandenen  Beispiele  solcher  donatione s näher  zu  untersuchen. 

•5  5. 

Ausdrücke  der  Quellen. 

Um  die  Fälle,  in  denen  donaliones  post  obitum  vorliegen, 
sowohl  von  den  augenblicklichen  Schenkungen  als  auch  von  den 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  richtig  unter- 
scheiden zu  können,  ist  zunächst  zu  erörtern,  in  welcher  Weise 
die  Klausel  formuliert  wurde,  welche  das  Rechtsgeschäft  zu 
einer  donatio  post  obitum  machte. 

Auf  die  einfachste  und  jeden  Zweifel  ausschliessende  Art 
wurde  eine  solche  Schenkung  beurkundet,  wenn  der  Schenker 
erklärte,  er  tradiere  post  obitum  suum,  nach  seinem  Tode. 

Für  diese  Ausdrucksweise  finden  sich  zahlreiche  Beispiele ; 
aas  den  in  den  Freisiuger  Urkunden  enthaltenen  Fällen  seien 
folgende  ausgewälilt : 

Meicli.  50  (776)  ego  Wago  . . . hereditatem  meam  . . . 
post  obitum  meuni  . . . tradedi  .... 

Meicli.  57  (778)  ego  Keginhoh  nebst  Sohn  und  Gattin  . . . 
rem  propriam  ...  ex  integro  post  obitum  nostrum  tra- 
dimus  vel  transfundimns  ad  ecclesiam. 

Meich.  259  (vor  810)  ego  Frechheit'  laicus  . . . trado 
unam  coloniam  cum  familia  . . . post  obitum  meum1). 

Sehr  häufig  wird  diese  Form  auch  in  den  Urkunden  des 
Klosters  Mondsee  angetrotfen;  z.  B. 

')  Weitere  ähnliche  Fälle  ilaselbst:  67  (778).  76  (vor  782),  102  (790), 
109  (791),  137  1803),  179  (vor  810),  226  (vor  810).  235  (vor  810),  352  (817), 
572  (810-835). 
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Trad.  Lun.  31  (750)  dono  . . . post  discessum  meum  dona- 
tumque  esse  volo. 

Trad.  Lun.  2 (814)  ego  Aserichus  et  Rodi  . . . tradimus 
at(iue  transfundimus  liereditatem  nostram  . . . post 
obitum  nostram  omnia  propria  nostra  in  . . .*) 

Auch  die  l’assauer  Urkunden  zeigen  uns  ein  Beispiel  dieser 
einfachsten  Ausdrucksweise : 

Trad.  Pat.  19  (788—800)  . . . ego  Ilpunc  et  uxor  mea 
Imma  et  tilius  meus  Xacclio  . . . tradimus  omnia  sub- 
stancia  nostra,  que  liabuimus  ad  . . . post  obitum 
nostram  ...  ad  basilica  s.  Stephani. 

Ebenso  eine  alemannische  Urkunde: 

Schöptlin  I 75  (810)  dono  . . . ut  ille  abbas  post  obitum 
meum  habeat. 

Endlich  gehören  auch  eine  Reihe  von  Fnldaer  Urkunden 
hierher*). 

Häutig  jedoch  sind  die  betreffenden  Klauseln  mit  grösserer 
Umständlichkeit  abgefasst,  freilich  ohne  dass  dadurch  immer 
ihre  Deutlichkeit  erhöht  würde. 

Es  sind  verschiedene  Phrasen,  welche  entweder  neben  dem 
einfachen  Ausdruck  tradere  post  obitum  oder  auch  ohne  den- 
selben jenen  Zweck  verfolgen. 

So  heisst  es  z.  B.  in  Freisinger  Urkunden: 

Meich.  41  (773)  tradimus  post  obitum  nostram,  ut  sit  sta- 
bilis  pro  redemptione  animae  nostrae. 

Meich.  210  (vor  810)  ut  sit  stabilis  et  immobilis  ad  pre- 
dictum  locnm  post  obitum  nostram. 

Meich.  419  (821)  nt  post  meum  enim  transitnm  omnino 
tirmum  stabilisque  fiat. 

Meich.  460  (824)  ut  post  obitum  vitae  suae  tirmum  et 
stabilitnm  fieret  (ebenso  Meich.  464  (824)). 

Aehnlich  in  einer  Mondseer  Urkunde: 

Trad.  Lun.  60  (773)  post  obitum  meum  sit  flrmiter  omnia, 
quod  ad  me  pertinet. 

Der  Aussteller  einer  Schenkungsurkunde  an  das  Kloster 
Scheftlarn  sagt: 

>)  Ähnliche  Fälle  daselbst:  LI  (803),  43  (?),  65  (822),  79  (?),  102  (811), 
107  (811),  113  (?). 

*)  Trad.  Fuld.  24  (766),  129  (?),  142  (?),  192  (?),  193  (?). 

e 


Digitized  by  Googl 


20 


Mon.  Boic.  VIII,  II  S.  376  (828)  nt  post  obitum  nieiun 
ibi  sit  firmiter  atque  stabiliter  in  perpetunm  delegatuni 
ac  coutirmatum. 

Die  fromme  Auffassung  der  Schenker,  welche  meinten,  an 
den  Heiligen  selbst  ihre  Schenkung  auszurichten,  klingt  z.  B. 
aus  folgenden  Wendungen  hervor: 

Meirli.  1 S.  44.  45  (748)  nt  post  obituiu  meum  et  coniuge 
inee  hereditas  mea  pro  me  et  meis  bereditas  fit  sanc- 
torum  in  perpetuum. 

Meich.  I S.  53.  54  (755)  ut  post  obitum  meum  hereditas 
sit  sanctorum.  Aehnlich  auch  Meich.  81  (vor  782). 

Wieder  in  anderen  Fällen  wird  der  nach  dem  Tode  des 
Schenkers  eintreteude  Anfall  dadurch  bezeichnet,  dass  gesagt 
wird,  dann  solle  das  Gut  dem  Kloster  dienen,  so  z.  B. : 

Meich.  16  (767)  ut  post  obitum  meum  episcopali  domui 
iure  ditioni  deserviat  atque  seinper  virginis  Mariae 
subesse  dominationis. 

Meich.  20  (769)  ut  post  obitum  meum  ipsius  ecclesiae  di- 
tioni deserviat.  Aehnlich  60  (778),  355  (817). 

Trad.  Lun.  13  (772)  ut  post  obitum  meum  ibi  deserviat 
die  ac  uocte  et  ibi  fruibilis  . . . cum  ex  hac  luce  fnero 
subtractus. 

Trad.  Gorb.  § 23  ut  post  amborum  obitum  eadem  mancipia 
et  idem  predium  ...  ad  servitium  nmnachorum  per- 
stareut. 

Sehr  häufig  wird  dann  die  Wendung  gebraucht,  dass  nach 
dem  Tode  des  Schenkers  der  Bedachte  die  in  jeder  Beziehung 
unbeschränkte  Verfügungsgewalt  über  den  Gegenstand  der 
Schenkung  haben  oder  erhalten  solle,  womit,  selbst  wenn  es 
nicht  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  gesagt  sein  soll,  dass 
diese  Verfügungsgewalt  bis  zu  seinem  Tode  dem  Schenker  bleibe. 

So  bestimmen  z.  B.  in  einer  Freisinger  Urkunde  von  823 
die  schenkenden  Ehegatten 

Meich.  444  ut  quicquid  inde  rectores  domui  ipsius  agere 
voluerint,  liberam  potestatem  post  obitum  nostrum 
in  omnibus  habeaut  ageudi. 

In  einer  Passauer  Urkunde  von  788  (Trad.  Pat.  16)  heisst  es: 
egoOito  . . . dono  post  obitum  meum.  . . ut  quicquid 
. . . episcopus  post  obitum  meum  ex  eo  facere 
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voluerit,  liberam  habeat  potestatem.  Ebenso  Trad. 
Fat.  38  (803). 

Auch  unter  den  Weissenburger  Traditionen  finden  sieb 
gleiche  Ausdrücke : 

Trad.  Wiz.  2 (742)  ein  Ehepaar  schenkt  in  ea  vero  ra- 
eione  nt  post  discessuni  nostruui  amborum  habendi  te- 
nendi  vendendi  commodandi  possidendi  vestrisque  suc- 
cessoribus  derelinquendi  vel  quicqnid  exinde  eligeritis 
faciendi  per  hanc  testanientnni  donacionis  liberam  in 
omnibus  lirmain  . . . liabeant  postestatem. 

Aehnlich  lauten  daselbst  die  Urkunden  14  (739)  und  53  (774). 

Sehr  viel  häufiger  sind  derartige  Wendungen  in  den  Mond- 
seer  Urkunden  vertreten: 

Trad.  Lun.  17  (828)  ut  post  obitnm  meum  teneatis  et  li- 
berum perfruatur  arbitrio. 

Trad.  Lun.  18  (?)  liberam  habeatis  in  omnibus  potestatem 
post  discessum  meum  habendi,  tenendi  vel  omnia  quod- 
cnmque  facere  volueritis. 

Trad.  Lun.  105  (819)  ut  post  obitnm  meum  habeatis,  te- 
neatis atque  in  omnibus  potestatem  firmiter  ac  stabiliter, 
nt  in  evum  et  ineonvulsum  valeat  permanere  omni 
tempore  firma  et  stabilis  permanent. 

Uebereinstimmende  Sätze . zuweilen  mit  geringen  Ab-  . 
weichungen.  linden  sich  daselbst  ferner  in  folgenden  Urkunden: 
45(817),  49  (?),  89(82«).  70(758),  85  (?),  116  (824). 

Bei  weitem  am  zahlreichsten  aber  wird  die  behandelte  Form 
in  den  Fuldaer  Schenkungsurkunden  verwendet,  für  welche 
eine  tierartige  Klausel,  dass  mit  dem  Tode  des  Schenkers  die 
Bedachten  freieste,  unbestrittene  und  ewig  dauernde  Gewalt 
über  die  Schenkung  haben  sollen . fast  als  typisch  erscheint. 
Beispiele: 

Trad.  Fuld.  66  (779 1 ego  . . Arndeo  . . dono  atque  trado 
ad  monasterinm  s.  Bonität»  . . . post  obitnm  meum,  ut 
vos  seu  sequaces  vestri  habendi  perenniter  fruendi  in 
omnibus  habeatis  potestatem. 

Trad.  Fuld.  70  (780)  ego  . . Preudo  trado  . . . post  obitnm 
menm  . . . ea  scilicet  ratione.  ut  post  obitum  vitae 
meae  . . abbas  et  cuncta  congregatio  illa  totum  et  quic- 
quid  exquisitum  et  laboratum  sit  in  die  mortis  meae 
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vos  et  secutores  vestri  habendi  perpetualiter  possidendi 
in  omnibus  potestatein  habeatisM. 

In  den  meisten  derartigen  Fällen  wird  durch  den  erwähnten 
Zusatz  der  Kirche  volle  und  unbedingte  Verf  iigungsfreiheit  nach  dem 
Tode  des  Schenkers  gewährt  (vgl.  z.  B.  die  beiden  angeführten 
Urkunden  Meich.  444  und  Trad.  Pat.  16).  Es  kommen  aber  auch 
nicht  selten  Fälle  vor.  in  denen  ein  derartiger  Zusatz,  welcher  auch 
das  Recht  zu  veränssern  in  sich  schliesst,  fehlt  (vgl.  z.  B.  die  ange- 
führten Urkunden  Trad.  Fnld.66  und  70):  die  freie  Veräussernngs- 
befugniss  ist  nicht  ausdrücklich  gewährt,  aber  auch  nicht  aus- 
drücklich ausgeschlossen:  es  wird  nur  gesagt,  die  Kirche  solle  das 
Gut  für  alle  Zeiten  besitzen.  Sind  die  K lausein  derartig  formuliert, 
so  wird  man  mit  Brunner*)  in  ihnen  „nichts  anderes  als  die 
Absicht  des  Schenkers,  dass  das  Gut  dauernd  bei  der  Kirche 
verbleiben,  von  ihr  nicht  veräussert  werden  solle*,  erkennen. 

Während  nun  in  allen  bisher  besprochenen  Fällen  die  Aus- 
drncksweise  der  Urkunden  darüber  keinen  Zweifel  lässt,  dass 
in  ihnen  eine  dotwtio  post  obitum  anzunehmeu  sei,  bedienen  sich 
einige  Urkunden,  und  zwar  besonders  Freisinger,  eines  Aus- 
drucks, welcher  das  in  ihnen  enthaltene  Rechtsgeschäft  nicht 
in  derselben  Klarheit  wie  in  den  bisherigen  Beispielen  wiedergiebt. 

Es  wird  nämlich  zuweilen  folgendermaasseu  gesagt:  dono, 
ul  traditio  post  obitum  meum  ßrma  permaneat.  Wörtlich  über- 
setzt kann  dieser  Ausdruck  nur  bedeuten:  die  Schenkung  soll 
nach  meinem  Tode  unangefochten  bleiben,  d.  h.  es  soll  Keiner 
befugt  sein,  die  Schenkung,  welche  ich  bereits  jetzt  vollständig 
ansführe,  später,  wenn  ich  gestorben  und  selbst  nicht  mehr  im 
Stande  bin,  Verdunkelungen  oder  Anfechtungen  entgegenzutreten, 
dem  Beschenkten  streitig  zu  machen. 

In  diesen  und  ähnlichen  Urkunden  wird  es  auf  eine  Unter- 
scheidung je  nach  den  vorliegenden  Umständen  ankommen. 

Dass  der  in  einer  Urkunde  vorkommende  Ausdruck  post 
obitum  allein  nicht  ausreicht,  das  Rechtsgeschäft  zu  einer 

l)  C-ilcit-lie  oäer  ähnliche  Fälle:  27  (765).  43  (773),  52  (775).  54  (776), 
71  (781),  78  (785),  81  (785),  85  (786),  101  (7»1),  130  <?),  132  (?),  134  (V),  152 
(798),  153  (798 1.  181  (801),  210  (803),  241  (807),  .306  (815).  383  (819),  384  (81»), 
399  (?),  401  (822),  458  (825).  475  (827).  485  (833). 

’)  Landsehenkungcn  S.  21.  Wolff  dagegen  (Erwerb  und  Verlust  n.  s.  w. 
S.  16)  nimmt  in  solchen  Fällen  unbedingte  Schenkungen  au.  lässt  also  im 
Zweifel  der  Kirche  ein  freies  Veräusscrungsrecht  enkoinmen. 
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< Innutio  post  obilutn  zu  stempeln,  zeigen  z.  B.  Fälle  wie  Meich. 
35  (772),  44  (773),  194  (vor  810),  in  welchen  es  überein- 
stimmend heisst : 

«lono  atqne  transfundo  ....  nt  me  vivente  vel  post  obitum 
meum  liabeat  potestatem  defensor; 
also  augenblickliche  unbedingte  Schenkungen,  denen  jene  Be- 
stimmung nur  hinzugefiigt  ist,  um  die  Gültigkeit  für  alle  Zu- 
kunft so  ausdrücklich  als  möglich  zu  bezeichnen. 

Wie  sich  später  zeigen  wird,  kommt  der  Ausdruck  post 
obitum  auch  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs  vor. 

So  dürfte  denn  überall  da,  wo  einer  Schenkung  die  Worte 
beigefügt  werden 

nt  post  obitum  meum  firuia  et  inconvulsa  ibidem  perma- 
neat  (Meich.  53  a.  780) 

oder 

nt  post  obitum  eius  ad  praedictum  sanctum  stabiliter  et 
tirmiter  permaneat  (Meich.  fi7  a.  770) 
oder  ähnliche  Wendungen  benutzt  sind,  das  Wort  permanere 
wörtlich  zu  übersetzen  und  das  Geschäft  als  eine  augenblick- 
liche Schenkung  aufzufassen  sein,  deren  Fortbestand  auch  nach 
dem  Tode  des  Schenkers  noch  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird  ‘). 

Dass  in  der  That  mit  diesem  Zusatz  häufig  keine  donatio 
post  obitum  bezeichnet  ist,  sondern  nur  ein  möglicher  künftiger 
Widerstand  der  Erben  ausgeschlossen  werden  soll,  kann  man 
aus  folgenden  Beispielen  entnehmen,  in  denen  augenscheinlich 
nicht  donationes  post  obitum,  sondern  augenblickliche  Schenkun- 
gen vorliegen: 

Meich.  79  (vor  782)  . . ego  Suudarheri  Diaconus  . . tra- 
didi  . . . , ut  post  obitum  meum  firma  et  stabilis  per- 

*)  Beispiele  fltr  derartige  Fülle  augenblicklicher  Schenkungen,  die  durch 
ihre  Form  an  douuliontx  poxt  obitum  erinnern,  sind  folgende  rrkundeu: 

Meich.  53  (780),  67  (776..  106(791),  189  (vor 810),  258(vor  810),  290(811), 
291(813),  318(815).  344(816),  394  i816),  399(819),  46)1(819).  407(819?), 
431  (822),  481  (825).  186  (825),  507  (827),  540  (829),  547  (830).  567 
(810  835),  590(836).  Ilnndl  II  18(840).  Meich.  634  (845).  656  (848). 
674  (851),  797  (854—875): 

Trad.  Lun.  42(773  ?).  72  (803),  122)?); 

Trad.  Pat.  36  (c.  803),  37  (c.  803),  45  (c.  807). 
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maneat  traditio  haec  coram  mnltibus  confirmata . n u 1 - 
lus  contradicere  valeat.  sed  in  perpetuum  here- 
dit&s  mea  sanctorum  possessio  sit. 

Meich.  307  (819)  zwei  ßilider  schenken  eo  modo,  ut  post 
obitum  illornin  n ul  Ins  de  domo  s.  Mariae  nec 
filins  nec  ullus  propinqnns  abstrahere  po- 
testatein  liabeat,  sed  magis  in  istonnn  traditione  . 
in  perpetnum  permaneat. 

Meich.  436  (822)  . . . ea  ratione  . . tradidit . . . Wolfdeo . . 
ut  post  obitum  ipsius  dorani  s.  Mariae  nullus  contra- 
dicere  ei  valeat  vel  potestatem  liabeat  nullus 
propinquus  vel  alius  quis,  sed  cnm  veracis  testi- 
bus  tirmiter  confirmatum  permaneat. 

Sehr  deutlich  zeigt  sich  das  Vorhandensein  einer  augen- 
blicklichen Schenkung  trotz  des  jiost  obitum  per  inaner  e in 

Meich.  483  (825) . . ut  post  obitum  meum  ibidem  per- 
maneat, ut  neqne  deinde  nlla  persona  potestatem 
teneat  aliquid  auferre,  sed  cnm  omni  integritate  tirmiter 
ab  hodierno  die  permaneat  ad  Frigisinga. 

Endlich  Meich.  548  (830)  ego  Baaz  . . . trado  ....  ut  ad 
ipso  sede  episcopatui  tirmiter  permaneat  post  obitum 
meum,  ut  neqne  frater  mens  aut  aliquis  ex 
pareutibus  meis  potestatem  liabeat  aliquid 
inde  abstrahere  vel  minuere,  sed  tirmiter  et  sta- 
bilis  ad  ipsa  casa  I)ei  permaneat. 

Einen  weiteren  Beweis  dafür,  dass  in  den  Fällen  der  so- 
eben angeführten  Art  augenblickliche  Schenkungen  vorliegen, 
liefert  die  Urkunde 

Meich.  382  (818),  in  welcher  eine  Frau  Ermanswind  eine 
Tradition  vernimmt  eo  modo,  ut  post  obitum  eius  donini 
s.  Mariae  nullus  contradicere  ullo  modo  potuisset;  und 
daun  fährt  die  Urkunde  fort:  hoc  peractum  pins  pou- 
tifex  ...  in  beneticium  concessit  ei  haec  omnia. 

Es  leuchtet  ein,  dass  dies  keine  donatio  post  obitum  ist 
(obwohl  die  Ausdrücke  nicht  ganz  scharf  sind  und  an  und  für 
sich  auch  eine  solche  bezeichnen  könnten),  da  an  einer  solchen 
der  Schenkerin  Kiessbrauch  zu  gewähren  widersinnig  wäre  ‘). 

')  Ähnlich  verhält  cs  sich  in  Meich-  *>2  (779),  103  (790),  Ö09  (827). 
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So  dürfte  denn  auch  in  der  Urkunde  Meich.  373  (819)  eine 
augenblickliche  und  keine  donatio  post  obitum  anzunehmen  sein. 
Hier  schenkt  eine  vornehme  Frau  dem  Bischof  einen  Hörigen. 
Dieser  Hörige  schenkt  zu  gleicher  Zeit  der  Kirche,  der  er  selbst 
übergeben  wird,  ein  ihm  gehöriges  Besitzthum  und  zwar 

eo  modo,  ut  post  illius  obitum  einsqne  tilii  nullus  domui 
s.  Mariae  coutradicere  potestatem'  habere  potuisset. 

Freilich  spricht  in  dieser  Urkunde,  sowie  in  Meich.  32  ( 772), 
138  (804)  und  298  (814).  der  Umstand,  dass  die  Schenkung  nach 
dem  Tode  des  Tradenten  und  dem  seines  Sohnes,  bezw.  seiner 
Frau,  seiner  Tochter  oder  seines  Enkels  unangefochten  bleiben 
soll,  fast  ebensosehr  dafür,  eine  donatio  post  obitum  anzunehmen. 
Aber  man  könnte  jene  Klausel  bei  einer  augenblicklichen 
Schenkung  vielleicht  in  folgender  M eise  erklären : der  Schenker 
ist  überzeugt,  dass  ebensowenig  wie  er  selbst,  sein  Sohn,  seine. 
Frau  u.  s.  w.  die  Schenkung  anfechten  werden,  und  deshalb 
sucht  er  erst  für  die  Zeit  nach  dem  Tode  der  letztgenannten 
Personen  einem  solchen  Ereigniss  vorzubeugen  1 * 1. 

In  der  Urkunde  Meich.  515  (828)  endlich  handelt  es  sich  um 
eine  Schenkung,  bei  welcher  der  Schenker  erklärt,  sie  in  der 
\Vreise  vorzunehmen 

ut  post  obitum  meuin  taliter  ipso  die  ibi  inventum  fuerit, 
in  potestate  et  in  servitio  sine  ullius  hominis  contra- 
dictione  ad  ipsa  easa  Dei  permaneat  firma  stabilisque 
ipsa  traditio  persistat  ad  ipsa  casa  Dei. 

Dass  hier  die  Worte  permaneat  und  persistat  im  Sinne 
von  fest  und  unbestritten  bleiben  aufzufassen  sind,  mithin 
auch  hier  eine  augenblickliche  Schenkung  vorliegt,  zeigen  die 
unmittelbar  folgenden  Worte : 

et  statim  vestivit  Hittonem  venerabilem  episcopum,  quic- 
quid  in  ipso  loco  habere  videbatur  in  proprium*). 

Denn  es  wird  später  dargethan  werden3),  dass  die  donatio 
post  obitum  ohne  Investitur  vorgenommen  wurde. 

Während  nun  in  den  bisher  erwähnten  Fällen  Ausdrücke 
wie  post  obitum  ßrmiter  permanere  u.  s.  w.  zur  dauernden 
Sicherstellung  augenblicklicher  Schenkungen  in  den  Urkunden 

l)  Weitere  ähnliche  Fülle:  Meich.  02  (H42).  373  (819). 

’)  Hierher  gehört  z.  B.  noch  Meich.  509  (827). 

*)  Siehe  unten  § 7. 
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eingefügt  sind,  werden  gleiche  Ausdrücke,  wenn  auch  selten, 
doch  gleichfalls  hei  donationes  ftost  obitum  verwendet : allerdings 
ist  dann  noch  in  anderer  Weise  die  Schenkung  deutlich  als  eine 
< lonutio  post  obitum  gekennzeichnet.  So  verhält  es  sich  z.  B.  in 

Meich.  J S.  53  (755)  tradidi  post  finem  . . meura  . ..  11t 
firma  et  stahilis  permanent  peracta  traditio  haec. 

Meich.  fj()  (77tii  post  ohitum  menni  ad  ipsnin  altareiu 
tradedi  . . et  tiaditio  haec  . . . tinna  permaneat.  Wie 
diese  Urkunde  sind  ferner  formuliert:  Meich.  1 S.  53, 
54  a.  755.  57  a.  778,  7(>  a.  782.  7!)  a.  810.  553  a.  830. 
<»82  a.  853:  Trad  l.nn.  llti  a.  824. 

Kerner 

Meich.  223  ivor  810)-Salomon  Diaconus  tradidit  heredi- 
tatem  suatn  . . . post  obitum  an  um,  nt  ibidem  in 
perpetuum  permaneat. 

Trad.  Lun.  11  (803")  ego  . . . tradidi  res  meas  . . . post 
obitum  men  nt  . . . post  obitum  meum  sit  stahilis  et 
tinna  permaneat. 

Trad.  Lun.  2(814)  zwei  Brüder  sagen:  tradiinns.  . here- 
ditatem  nostram  . . post  obitum  nostrnm  ...  Et 
nt  haec  traditio  a nobis  facta  in  tempore  tinna  et 
stahilis  permaneat. 

Besonders  die  drei  letzten  Urkunden  lassen  keinen  Zweifel, 
dass  donationes  post  obitum  vorliegen. 

Ebenso  dürften  donationes  i>ost  obitum  dann  anzunehmen 
sein,  wenn  nicht  nur  das  gegenwärtige  Vermögen,  sondern  auch 
der  künftige  Erwerb  geschenkt  wird,  da  für  derartige  Schen- 
kungen die  Form  einer  donatio  / tost  obitum  besonders  nahe- 
liegend war. 

So  heisst  es  z.  B.  in 

Meich.  48  (775)  tradebat  illins  post  obitum  in  perpetuum 
permanere  statnif  et  deinceps  qnicquid  Inerat  potuisset 
eadem  tieri  sententia.  nt  snperins  deprehensimus.  dif- 
tinivit. 

Es  bleibt  noch  zn  erwähnen,  dass  an  der  Stelle,  wo  wir 
das  permanere  finden,  zuweilen  auch  lenere  gebraucht  wird. 
Hier  ist  die  Frage,  ob  lenere  im  Sinne  von  „erhalten"  oder  „be- 
halten“ zu  verstehen  ist.  Beispiele  sind  folgende  Urkunden : 

Meich,  484  (825)  ein  Ehepaar  schenkt  eo  modo  . . . ut 
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post  obitum  amboruni  illoruui  firmiter  teneutiir  ad 
iloinum  supra  dictum  ad  Frigisingas. 

Meich.  Ö47  (830)  ego  . . . tirmiter  tradidi  . . ut  ibidem 
perpetualiter  . . . jiermansisset,  eo  modo,  ut  post  obitum 
meum  sine  ulla  coutradicione  ad  prefatum  locum  . . . 
teueatur  et  possideatnr. 

Meich.  630  (844)  ...  ut  haec  umnia  post  obitum  eins  tir- 
miter teneutiir  ad  domuin  s.  Mariae.  - 

Trad.  Lun.  136  (827 1 . . ut  post  obitum  meum  (eneatis. 
liberum  perfruatnr  arbitrio,  in  ea  vero  racione.  ab  liac 
die  habeatis,  teneatis  atque  possideatis  .... 

Trad.  Fuld.  96  (790?)  ein  Ehepaar  schenkt  ut  post  obitum 
nostnnn  rem  incimtradictam  et  melioratam  vos  vel  sue- 
cessores  vestri  possideatis  teneatis  perpetualiter  fruatis. 

Auch  in  diesen  Fällen  wird  man  auf  das  in  der  Urkunde 
vorkommende  /wst  obitum  nicht  das  entscheidende  < Jewicht 
legen  können,  sondern  das  lenere  als  gleichbedeutend  mit  dem 
besprochenen  permnnere  auffassen  müssen.  Dann  liegen  auch 
in  diesen  Fällen  augenblickliche  Schenkungen  vor,  falls  nicht 
ganz  besondere  Umstände  eine  dnnulio  post  obitum  anzunehmen 
zwingen.  Vielleicht  ist  die  angeführte  Urkunde  Meich.  484 
ein  solcher  Fall,  da  hier  auch  der  künftige  Erwerb  in  die 
Schenkung  einbegriffen  wird.  Dagegen  lässt  z.  II.  die  Urkunde 
Trad.  Lun.  136  an  dem  augenblicklichen  Charakter  der  Schen- 
kung keinen  Zweifel. 

Das  Ergebniss  vorstehender  Erörterung  ist  also,  dass  Aus- 
drücke wie:  ii I post  obitum  Jirmiter  permanent , ut  post  obitum 
firmiter  tencalur  oder  sinnentsprechende,  kein  sicheres  Kenn- 
zeichen für  das  Vorhandensein  einer  donatio  post  obitum  abgeben, 
sondern  im  Gegentheil  nicht  selten  augenblicklichen  Schenkungen 
hinzugesetzt  worden  sind,  so  dass  es  also  für  jede  Urkunde,  in 
der  sie  sich  finden  — anders  als  bei  jenen  im  Anfang  des  Para- 
graphen behandelten  Redewendungen  auf  eine  Erwägung 
der  übrigen  Merkmale  und  der  thatsächlichen  Umstände  ankommt. 

Nachdem  hiermit,  die  formellen  Merkmale  erörtert  worden 
sind,  welche,  für  die  änsserliche  Betrachtung  ein  Rechtsgeschäft 
als  donatio  post  obitum  kennzeichnen,  soll  zunächst  der  Gegen- 
stand dieser  Schenkungen,  dann  die  Form  der  Vollziehung  er- 
örtert werden. 
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S 6. 

Gegenstand. 

Das  deutsche  Sachenrecht  wird  beherrscht  von  dem  Gegen- 
satz zwischen  liegendem  Gut  und  fahrender  Habe1).  Die  Ueber- 
traguugsforinen  von  Immobilien  und  Mobilien  und  die  Rechts- 
verhältnisse an  beiden  sind  durchaus  verschieden  gestaltet. 

Es  ist  daher  auch  für  die  uns  beschäftigenden  Rechtsge- 
schäfte der  Umstand  von  Bedeutung,  dass  dieselben  dem  Ver- 
kehr mit  Liegenschaften  dienten.  Nur  mit  Berücksichtigung 
dieser  Thatsache  ist  die  Form  erklärlich,  in  welcher  dieselben 
vollzogen  wurden,  und  die  rechtliche  Wirkung,  welche  dieser 
Form  innewohnte. 

Daher  muss  kurz  auf  den  Gegenstand  der  tlonntiones  post 
obiium  eingegangen  werden. 

Die  donatione»  post  nhitum  sind  fast  durchgehende  Schenkungen 
von  Grundbesitz.  Es  entspricht  dies  den  Verhältnissen  einer 
Kulturepoche,  in  welcher  der  Reichthum  noch  hauptsächlich  in 
dem  Grundeigenthum  bestand.  Daher  waren  einerseits  die 
Schenker  auf  ihre  Güter  angewiesen,  wenn  sie  ein  dem  Zweck 
entsprechendes  Geschenk  machen  wollten . und  andererseits 
konnte  der  Kirche  nichts  erwünschter  sein,  als  durch  eine  der- 
artige gewaltige  Vermehrung  ihres  Landbesitzes  ihre  Macht  in 
höchster  Weise  zu  steigern. 

Es  wäre  für  unsere  Aufgabe  zwecklos,  nach  dem  Umfang 
der  Schenkungen  eine  Klassifikation  derselben  zu  versuchen:  es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  je  nach  den  vorliegenden  Um- 
ständen der  Umfang  des  geschenkten  Landes  der  verschieden- 
artigste ist.  Bald  sind  es  einzelne  Hufen  und  Höfe,  bald  ganze 
Ortschaften;  bebautes  und  unbebautes  Land  (Neubrüche),  Felder, 
Wiesen,  Waldgründe,  auch  wohl  Sennereien,  Mühlen.  Fischteiche 
u.  s.  w.  werden  geschenkt. 

Meist  enthält  bei  den  grösseren  Schenkungen  die  Urkunde 
eine  ausführliche  Aufzählung  aller  in  der  Schenkung  einbe- 
griffenen Gegenstände.  Die  Grundstücke  werden  genau  nach 

‘)  Vgl.  Heuslei'  Institutionen  II  g 79. 
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den  sie  begrenzenden  Flttssen  und  Bächen  beschrieben,  alles 
Zubehör  einzeln  aufgeführt  u.  s.  w. '). 

Nicht  selten  sind  es  Kirchen,  Kapellen  und  Bethänser  (Ora- 
torien). welche  bisher  im  Eigenthum  des  Schenkers  standen, 
und  die  nun  mit  den  dazu  gehörigen  Grundstücken  und  Zube- 
hören der  bischöflichen  Kirche,  dem  Kloster  übertragen  werden“). 

Ausser  Grundstücken  sind  es  nur  noch  Hörige,  welche  zu- 
weilen den  Gegenstand  einer  donatio  /tost  obitum  bilden.  Und 
zwar  Hörige  mit  den  zn  ihnen  gehörigen  Gehöften.  So  heisst 
es  z.  B.  bei: 

Meieh.  235  (vor  8 1(J)  . . . mediain  partem  hereditatis  . . . 
finniter  tradidit,  id  est  servnm  snnm  . . . cum  uxore 
sua  ...  et  ftlium  cum  colonia,  sicut  sedebat  vestita. 
curtem  cum  domo  . . . donavit  post  obitum  suum. 

Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Kolonen,  halbfreie 
Leute,  um  die  es  sich  bei  derartigen  Schenkungen  wohl  stets 
handeln  dürfte  (in  der  angeführten  Urkunde  wird  ausdrücklich 
die  colonia  erwähnt),  erblich  an  die  Scholle  gebunden  waren 
und  daher  selbst  fast  wie  Immobilien  angesehen  wurden;  denn 
„das  Grundstück,  welches  mit  dem  Kolonen  besetzt  ist,  kann 
nicht  ohne  ihn.  er  nicht  ohne  das  Grundstück  veräussert  werden“*). 

Es  kommt  auch  vor,  dass  das  gesammte  Vermögen  ge- 
schenkt wird:  man  kann  annehmen,  dass  in  solchem  Fall  der 
Schenker  keinen  ihm  Nahestehenden  hatte  und  daher  die  Kirche 
gleichsam  zur  Universalerbin  machte*). 

Häutig  wird  auch  hinzugefügt,  dass  der  Schenker  auch 
alles  das.  was  er  bis  zu  seinem  Tode  noch  erwerben  würde, 
in  die  Schenkung  aufgeuomuien  wissen  will5). 

Diese  Beispiele  mögen  genügen,  um  die  grosse  Mannig- 
faltigkeit der  Schenkungen  nach  dem  Tode  in  Bezug  auf  den 
Gegenstand  anzudeuten. 


*)  z.  B.  Meich.  I S.  53,  54  (755),  13  (765),  14  (765). 

*)  z.  B.  Meich.  17  (767),  47  (775),  48  (775),  58  (780),  60  (778),  61  (779), 
66  (779),  71  (782),  76  (vor  782),  91  (vor  782),  106  (791),  173  (810),  179  (vor 
810),  293  (813). 

*)  Brunner  RG.  I 8.  241. 

*)  z.  B.  Meich.  47  (775),  Schoepflin  I 75  (810). 

»)  z.  B.  Meich.  48  (776),  Hundt  I 8 (784-788),  Meich.  484  (826). 
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Vollziehung  durch  traditio  cartae. 

Da  also  die  donatione s post  o Intimi  fast  ausschliesslich  die 
Uebert  ragung  von  Immobilien  bezweckten,  so  wurde  die  Art  ihrer 
Vollziehung  durch  diejenigen  Grundsätze  bestimmt,  welche  das 
deutsche  Recht  jener  Zeit  in  Bezug  auf  die  Uebertragung  von 
Liegenschaften  ausgebildet  hatte. 

Wie  überhaupt  „der  geschichtliche  Ausgangspunkt  für  das 
germanische  Vertragsrecht  beim  Realkontrakt  zu  suchen  ist“'), 
so  ist  auch  die  ursprüngliche  und  naturgemässe  Form  der 
Uebertragung  von  Grundeigentum  ein  Abschluss  des  Rechts- 
geschäfts in  greifbarer  Körperlichkeit  auf  dein  Grundstück  selbst: 
„die  Parteien  gehen  an. Ort  und  Stelle,  auf  das  zu  veräussernde 
Grundstück  und  vollziehen  dort  zugleich  das  Rechtsgeschäft 
und  die  Besitzeinweisung“*).  So  bestand  auch  im  ältesten 
deutschen  Recht  die  Uebertragung  von  Grundeigenthum  in 
einem  einzigen  Akte;  dasselbe  „wusste  nichts  von  einem  Gegen- 
satz zwischen  traditio  und  investitura.  die  Eigenthumsiibertra- 
gung  vollzog  sich  durch  körperliche  Einweisung“*).  „Das  ganze 
Veräusseruugs-  und  Uebertragungsgeschäft  wurde,  wenn  ein 
zweiseitiges,  Zug  um  Zug,  tmo  actu  auf  dem  Grundstücke  selbst 
vorgenommen“4). 

Allmählich  aber  lüste  sich  die  Einheit  des  Aktes:  nach 
Heuslers  Vermuthung5)  gaben  vielleicht  gerade  die  Schenkungen 
an  die  Kirche  den  Anstoss  dazu,  dass  sota  und  investitura  sich 
trennten.  Die  sala  wurde  derjenige  Akt,  in  welchem  der  Ver- 
äusserer  der  anderen  Partei  gegenüber  seinen  Veräusserungs- 


')  Franken  franz.  Pfandrecht  S.  21t. 

•)  Hensler  Gewere  S.  7. 

*)  Heugier  a.  0.  S.  16. 

4)  Brunner  Urkunde  S.  273.  Diester  von  Heusler  and  Brunner  ver- 
tbeidigten  Ansicht  gegenüber  ist  die  Meinung  von  Haitis  nicht  anfrecht- 
zuerhaiten,  welcher  nuszuführen  sucht,  dass  ursprünglich  nicht  ein  Akt  be- 
standen habe,  sondern  stets  ein  Doppelakt,  neben  der  Tradition  eine  Investitur 
vorhanden  gewesen  sei. 

‘)  Gewere  S.  17. 
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willen  erklärte  und  der  Andere  diese  mündliche  Erklärung  ent- 
gegennahm:  die  Investitur  dagegen  derjenige  Akt.  in  welchem 
jener  Wille  zur  thatsächlichen  Ausführung  gelangte.  „Die 
Sala  ist  der  solenne  Vertragsschlnss.  die  Investitur  die  darauf 
folgende  Besitzübertragung“  *).  Die  .Sala.  der  Kontrakt,  war 
nicht  an  das  zu  veräussernde  Grundstück  gebunden;  sie  konnte 
überall  vorgenommen  werden.  Die  Investitur  dagegen  gehörte 
von  Anfang  auf  das  Grundstück:  sie  war.  wie  bei  der  früheren 
Einheitlichkeit  des  Aktes,  auch  jetzt  noch  reale  Investitur, 
d.  h.  „die  feierliche  Besitzübertragung  des  Grundstücks,  welche 
auf  dem  Grundstücke  selber  vor  Zeugen  und  unter  bestimmten 
Solennitäten  vollzogen  wird“*).  Die  Formen,  in  denen  sie  sich 
vollzog,  sollten  zweierlei  Akte  zur  Anschauung  bringen : die 
Uebertragung  des  Eigenthums  an  den  Erwerber  und  den  Ver- 
zicht des  Veräusserers  auf  sein  bisheriges  Eigenthum3).  Das 
ersten:,  die  Uebertragung  des  Eigenthums,  konnte  man  nur 
symbolisch  darstellen:  man  übertrug  eineu  Grundstückstheil. 
eine  Scholle,  einen  Zweig.  Der  Verzicht,  die  Auflassung,  ge- 
schah ursprünglich 'durch  körperliches  Hinausgehen.  Aber  „an 
die  Stelle  des  rechtsförmlichen  exire  trat  schon  sehr  früh  das 
ne  exitum  dicete,  au  Stelle  der  faktischen  Besitzräumung  der 
Besitzräumungsvertrag“ 4). 

Somit  beschränkte  sich  nun  der  auf  dem  Grundstück  selbst 
vorzunehmende  Akt  auf  die  solenne  ßesitzübertragung.  Aber 
auch  diese  löste  sich  von  dem  Grundstück  los,  sie  wurde  aus 
einer  realen  Investitur  eine  symbolische.  Die  symbolische  In- 
vestitur ist  „zunächst  für  die  Investitur  im  Process  ausgebildet 
worden“5),  indem  uacl»  Art  der  römischen  w»  iure  cessio  auf 
Grund  eines  Scheinprocesses  die  Auflassung  erfolgte  6). 

Die  andere  Form,  in  welcher  die  symbolische  Investitur' 

')  8ohm  Auflassung  8.  07. 

T)  Sohm  a.  0.  8.  Sh. 

')  Solini  a.  O.  SS.  8ö : „Die  Suleuuitäteu  iler  realen  Investitur  sind 
zweierlei:  der  solenne  Apprehensionsakt  und  der  solenne  Auflassungsakt“; 
a.  0.  8.86:  „Der  solonue  Apprehensionsakt  drückt  den  Besitzerwerb  des  Em- 
pfängers aus.  Die  Auf lassuugsliandlung  soleunisirt  den  Besitzverlust  deB 
Veräusserers“. 

*)  Brunner  l'rkuude  8.  274. 

*)  Sohm  a.  0.  8.  90. 

“j  Brunner  a.  U.  8.  27ü. 
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anftritt,  ist  für  uns  die  wesentlichere.  Sie  verband  sieh  näm- 
lich mit  der  traditio  cartae. 

Brunner  hat  gezeigt.  wie  sich  im  römischen  Vulgarrechte 
die  Uebertragungsform  mittels  truditio  cartae  ausgebildet  hat. 
bei  welcher  die  rechtserzengende  Kraft  nicht  in  der  Unterschritt, 
nicht  in  der  Ausstellung,  sondern  in  der  Begebung  der  Urkunde 
lag.  Diese  fremdrechtliche  Form  wurde  nun  in  mannigfacher 
Weise  mit  der  volksrechtlichen  Uebertragnngsweise  in  Verbin- 
dung gesetzt1). 

Entweder  nahm  man  zuerst  die  traditio  cartae  vor  und  liess 
darauf  eine  reale  Investitur  folgen,  oder  man  verband  die 
traditio  cartae  mit  der  symbolischen  Investitur,  indem  ausser 
und  neben  der  Urkunde  die  üblichen  Traditionssymbole  über- 
reicht wurden,  oder  endlich  — und  gerade  diese  Form  wurde 
für  die  donationes  post  obitum  verwendet  — man  verschmolz 
traditio  cartae  und  Investitur  in  einen  Akt,  indem  die  Begebung 
der  Urkunde  selbst  als  symbolische  Investitur  aufgefasst,  die 
Urkunde  also  als  Traditions-  oder  Investitursymbol  benutzt  wurde. 

Die  Richtigkeit  dieser  Thatsache.  welche  Brunner  bereits 
früher*)  hervorgehoben  hatte,  hat  er  gegen  den  von  Sohm  er- 
hobenen Widerspruch5)  auch  für  das  Debiet  des  fränkischen 
Rechts  meines  Erachtens  überzeugend  nachgewiesen*).  „In  der 
traditio  cartae  sind  Veräusserung  und  Uebereignung  verbunden**); 
dieser  Satz  ist  dasErgebniss  seiner  umfassenden  Untersuchungen. 

Damit  war  der  durch  das  Auseinanderfallen  von  Sala  und 
Investitur  entstandene  Dualismus  in  der  Uebertragungsform 
der  traditio  cartae  wieder  aufgehoben;  wie  in  ältester  Zeit,  so 
genügte  auch  hier  jetzt  ein  Akt  zur  Veräusserung  und  Ueber- 
tragung;  freilich  ein  Akt,  der  das  Rechtsgeschäft  nicht  körper- 
lich zum  Ausdruck  brachte,  sondern  die  rechtserzeugende  Wirkung 
in  die  formale  Begebung  der  Uebertragungsurkunde  legte. 

')  Bmimer  Ztachft.  f.  HR  XXII  S.  515,  551,  Urkunde  S.  276.  302-307. 

*)  Ztschft.  f.  HR  S.  552:  .Das  deutsche  Recht  stellte  die  Urkunde  in 
die  Reihe  der  Yertragssynibole“. 

(’arta  und  Notitia  S.  576  Anm.  19:  „Ich  betrachte  die  rechtsfifnu- 
liche  Begebung  der  carta  als  symbolische  Investitur  (Auflassung)“. 

*)  Auflassung  8.  101  Anm.  30:  „Ich  halte  für  das  fränkische  Recht  die 
Begebung  der  Urkunde  als  solche  nicht  für  symbolische  Investitur“. 

*)  Urkunde  8.  288—307. 

*)  a.  0.  8.  306. 
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Dass  nun  die  soeben  geschilderte  Uebereignungsform  der 
traditio  carlae  diejenige  Form  war,  in  welcher  auch  die  dona- 
tiones post  obitum  vollzogen  wurden , möge  jetzt  an  einigen  Bei- 
spielen gezeigt  werden. 

Im  Gebiet  des  bairischen  und  alemannischen  Rechtes  kann 
die  Anwendung  der  traditio  eartae  auf  Schenkungen  nach  dem 
Tode  einem  Zweifel  nicht  unterliegen.  Schreiben  doch  die 
Volksrechte  der  Baiern  und  Alemannen  selbst  in  fast  wörtlich 
übereinstimmenden  Sätzen  für  alle  Vergabungen  an  die  Kirche 
die  schriftliche  Form  vor. 

Per  cartam  ßrmitatem  faciat  heisst  es  in  der  Ipx  Alain. 
Hloth.  I 1;  per  epistolam  conßnnet  in  der  lex  Baiuwar.  I 1. 

Aber  auch  aus  den  erhaltenen  Urkunden  geht  deutlich  her- 
vor, dass  durch  ihre  Begebung  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen 
wurde.  Nur  zum  Beispiel  sei  genannt: 

Meich.  102  (790j,  wo  Strafen  bestimmt  werden  für  den, 
welcher  contra  haue  cartulam  vel  traditione  zu  han- 
deln wagen  sollte;  cartulam  vel  traditione  bedeutet 
nichts  anderes,  als  Tradition  der  cartula,  d.  h.  über- 
haupt die  Schenkung. 

Bemerkenswerth  ist  eine  Mondseer  Urkunde  (Trad.  Lun. 
107  a.  811),  in  der  es  heisst: 

. . . actum  vel  datum  in  VIEL  id.  febr.  . . .;  es  wird 
also  um  den  für  das  Zustandekommen  des  Rechtsge- 
schäfts wichtigen  Moment  genau  zu  bezeiclmen,  da- 
tum hinzugefügt ; datum  bedeutet  aber  Uebergabe  der 
Urkunde.  Diese  also  war  es,  nach  welcher  die  Schen- 
kung datierte. 

Unter  den  sonst  sehr  seltenen  donationes  post  obitum 
St.  Gallens ‘)  tritt  doch  die  carta  traditionis  deutlich  hervor. 

Wart.  191  (806)*)  wird  bestimmt,  dass  der  Zuwider- 
handelnde, den  Werth  dessen  ersetzen  soll,  que  carta 
continet.  Auch  hieraus  erhellt,  dass  die  carta  bei 
dem  Rechtsgeschäft  das  Wesentliche  und  Maassgeben- 
de ist. 

Dasselbe  finden  wir  in  den  Weissenburger  Urkunden.  Die 
Urkunde 

’)  Es  kommen  nur  vier  vor. 

’)  Abgedruekt  bei  Lilrsrh  und  Schröder  nl*  Nr.  4:i. 

Hübner,  di«  donatione«  post  obitum.  I 
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Trad.  Wiz.  72  (787 1 wird  in  der  Weise  datiert,  dass  am 
Schlüsse  gesagt  wird:  factum  testamentum  sub  die 
....  Das  Wesentliche  ist  also  die  Uebergabe  der 
Urkunde  gewesen  (testamentum  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  für  carta  oder  epistola). 

Bezeichnend  ist  ferner 

Schoepflin  1 75  (810)  dono  . . . per  chartam  eonfinnationis 
regis  (’aroli  et  imperatoris  . . . liaec  Charta  in  Mognn- 
tia  civitate  scripta. 

Und  wie  im  bairischen  und  alemannischen,  ebenso  verhalt 
es  sich  im  fränkischen  Recht : auch  hier  geschieht  die  donatio 
post  obilutn  vermittelst  traditio  carlar. 

Wie  bereits  die  lex  Kibuaria  die  schriftliche  Form  von 
Kauf  und  Schenkung  kennt  (LIX  1.  2,  3.  7.  8,  9;  in  der  lex 
Salica  findet  sich  dieselbe  noch  nicht),  so  liefern  auch  fränkische 
Urkunden  deutliche  Belege. 

So  heisst  es  z.  B.  in 

Trad.  Fuld.  85  (786)  das  Kloster  soll  die  Schenkung 
ewig  behalten,  sicut  liaec  praesens  traditionis  con- 
tinet  chartula. 

Auch  ähnliche  Datierungen  wie  bei  der  genannten  Weissen- 
burger  Urkunde  findeu  sich: 

Trad.  Fuld.  210  (803)  acta  karta  traditionis  in  con- 
ventu  regal  i in  urbe  Mogontia  meuse  . . . 

Trad.  Fuld.  241  (807)  facta  karta  traditionis  in  monas- 
terio  Fulda  anno.  . . . 

Trad.  Fuld.  310  (815)  acta  traditionis  kartula  anno  ...*) 

Aus  diesen  urkundlichen  Belegen,  sowie  aus  den  ange- 
führten Bestimmungen  der  Volksrechte  geht  also  in  der  Thal 
hervor,  dass  die  donaliones  post  obilum  die  Form  schriftlicher 
Verträge  hatten  und  durch  die  Begebung  der  Schenkungsur- 
kunde vollzogen  wurden. 


*)  Auch  die  Urkunde  Mittelrhein.  UB  I 141  (89t>)  könnte  man  hier  an- 
führen : et  nt  her  uostra  tradido  itiviolahilia  et  tiia  permanent,  hanc  k&r- 
tulam  neri  rogavimns. 


Digitized  by  Google 


35 


§ 8. 

Aeussere  Form  der  Schenkungsurkunden. 

Die  Urkunde  also  ist  die  Hauptsache  bei  dem  Schen- 
kungsakt. 

Was  ihre  äussere  Form  anlangt,  so  treffen  wir  auch  bei 
den  vorliegenden  Schenkungsurkunden  den  von  Brunner  ent- 
wickelten Gegensatz  zwischen  dispositiver  und  schliohter  Be- 
weisurkunde, zwischen  carla  und  noliiia  an. 

Carta  donalionis  ist  die  Urkunde,  in  welcher  der  Schenker 
erklärt,  die  vorliegende  Schenkung  vorzunehmen  oder  vorge- 
nommen  zu  haben;  notitia  ist  die  Urkunde,  in  welcher  die  statt- 
gehabte Schenkung  als  eine  geschehene  Thatsache  bekundet 
wird. 

Die  carta  wird  auch  cartuia.  epistola,  testamentum,  die  no- 
titia auch  Irrere,  comtnem Oratorium  genannt. 

Die  cartae  überwiegen,  die  notitiae  sind  selten'). 

Man  küunte  vielleicht  meinen,  derartige  Fälle,  von  denen 
wir  nur  durch  eine  notitia  Kenntniss  haben,  seien  ein  Beweis 
dafür,  dass  keineswegs  stets  eine  carta  begeben  wurde.  Aber 
der  scheinbare  Widersprach  dürfte  sich  lösen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  auch  diejenigen  Rechtsgeschäfte,  welche  jetzt  nur 
noch  durch  erhaltene  notitiae  bezeugt  werden , ursprünglich 
durch  Tradition  einer  carta  abgeschlossen  worden  sind,  — eine 
Annahme,  die  an  sich  höchst  wahrscheinlich  ist.  Dazu  kommt, 
dass  z.  B.  in  der  schon  erwähnten  notitia  Meich.  102  aus- 
drücklich von  einer  cartuia  geredet  wird,  obwohl  eine  solche 
nicht  mehr  vorliegt.  Das  Fehlen  der  cartae  dürfte  sich  ent- 
weder daraus  erklären,  dass  (wie  dies  bei  den  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  sehr  häufig  geschah)  sowohl 
eine  carta,  als  auch  eine  notitia  ausgestellt  wurde  und  dann 
nur  die  notitia  erhalten  blieb ; oder  damit,  dass  die  sammelnden 

*)  Unter  den  Freiäiuger  Urkunden  sind  notitiae:  Meicli.  46  (773),  60 
(778),  79  (vor  782),  102  (790),  109  (791),  123  (vor  810),  131  (803),  135  (vor  810), 
300  (814),  352  (817),  355  (817),  367  (817),  398  (819),  460  (824).  463  (824),  464 
(824),  572  (810—835).  682  (853),  1090  (967—994). 

w 
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Mönche,  welche  aus  den  vorhandenen  Originalurkunden  einen 
Traditionskodex  zusammenst eilten,  entweder  nur  die  nolilia  ko- 
pierten, oder  die  ihnen  vorliegende  carln  in  Form  eines  Berichts, 
d.  h.  einer  notilin,  in  ihre  Sammlung  aufuahmeu. 

Um  ganz  kurz  auf  die  äussere  Form  der  Urkunden  einzu- 
gehen (wobei  stets  die  Untei-suchnngen  Brunners  als  Grundlage 
dienen),  so  beginnen  dieselben,  wenn  sie  curtae  sind,  meist  mit 
einigen  allgemeinen  Phrasen,  in  denen  die  Gottgefälligkeit 
frommer  Werke,  die  Sehnsucht  nach  der  ewigen  Seligkeit  her- 
vorgehoben werden  n.  s.  w. ');  dann  folgen  die  eigentlichen 
Schenkungsworte , Name  des  Schenkers  und  der  beschenkten 
Kirche  u.  s.  w. . und  hierauf  wird  bald  in  knapper  bald  in  aus- 
führlicher Form  der  Gegenstand  der  Schenkung  beschrieben. 
Der  Schluss  der  Urkunde  besteht  in  der  Regel  aus  der 
Strafklausel,  welcher  sich  meist  die  Formel  sli}/ulalione  siib- 
nixa  anschliesst.  dem  Verzeichniss  der  Anw  esenden,  dem  Datum, 
den  Unterschriften  des  Schenkers,  der  Zeugen  und  endlich  der 
des  Schreibers. 

Die  Strafklausel  soll  das  durch  die  Urkunde  begründete 
Rechtsverhältnis«  schützen.  Sie  hat  sich,  wie  R.  Lüning  uacli- 
gewiesen  hat*),  aus  der  römischen  Verabredung  einer  Konven- 
tionalstrafe entwickelt,  im  deutschen  Recht  aber  eiue  neue  Be- 
deutung erhalten.  In  dieser  Klausel  verpflichten  sich  nämlich 
nicht  etwa  nur  die  Kontrahenten  zur  Erfüllung  oder  dauernden 
Befolgung  des  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfts  bei  Strafe, 
sondern  es  wird  auch  jedem  Dritten  eine  Strafe  angedroht, 
welcher  das  durch  die  Schenkung  hergestellte  Itechtsverhältniss 
anzufechten  oder  zu  verletzen  wagen  sollte.  Die  Strafsumme 
ist  auch  nicht  nur  dem  verletzten  Theile  — wie  dies  bei  der 

*)  z.  B.  Meich.  I H.  44,  45  (746).  S.  68,  64  (766),  6 (759),  12  (798,  13  (785) 

und  unzählige  andere. 

Eine  besondere  Eingangsforni  ist  folgende  nur  in  Moudseer  Erkunden  sieb 
findende : 

Latores  legum  »anxerunt.  nt  qni  de  iure  proprio  alieui  »liquid 
tradere  volnerit , hoc  coram  plnres  testibus  faciat  ttrmiter  obliearc.* 
nt  in  evum  et  inennvulsuin  permanere  valent  . Quapropter  ego  . . . 
So  heisst  es  in  Trad.  Lun.  17  (828),  46  (817),  66  (822).  69  (826),  76  (816), 
136  (827). 

*)  Vertragsbruch,  Anhang:  Uber  Ursprung  und  rechtliche  Bedeutung  der 
in  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Strafklauselu. 
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eigentlichen  Konventionalstrafe  geschieht  — , sondern  häufig 
auch  dem  Staat  zu  entrichten1).  Die  Erklärung  für  diese  Ab- 
weichungen von  der  römischen  Konventionalstrafe  sieht  Lüning 
in  folgendem.  Die  Parteien  treffen  nicht  eine  willkürliche 
Verabredung,  sondern  sie  nehmen  nur  ausdrücklich  die  schon 
gesetzlich  gestattete  Strafe  in  ihren  Vertrag  auf.  Nur  die 
Höhe  der  Strafe  zu  bestimmen  hat  das  Volksrecht  ihnen  über- 
lassen. So  bestimmt  die  lex  Alant.  IS-  ausdrücklich,  die  je- 
desmal in  der  Urkunde  von  den  Parteien  festgesetzte  Strafe 
solle  die  von  Rechtswegen  verfallende  Strafe  sein.  Und  wenn 
die  lex  Baiuwar.  1 $ 2 die  poetm  dupti  nebst  einem  auf  drei 
Unzen  Gold  festgesetzten  Friedensgeld  zur  gesetzlichen  Strafe 
erhob,  so  war  damit  keineswegs,  wie  zahlreiche.  Urkunden  be- 
weisen , ein  strenges  Einhalten  dieser  Beträge  vom  Gesetz  ge- 
fordert “). 

Verweisungen  auf  die  gesetzliche  Strafe  ( cotnponal  sicut  lex 
est  und  dgl.)  enthalten  z.  B. : 

Meich.  64  (779),  91  (vor  782),  186  (vor  810),  259  (vor  810), 

Trad.  Pat.  16(788). 

Das  freie  Belieben  der  Parteien  dagegen  zeigen  z.  B.  fol- 
gende Strafsummen : 

2 librae  auri  in  Meich.  32  (772), 

3 Unzen  Gold  und  6 Pfund  Silber  in  Meich.  53  (780p 
in  Meich.  173  (810)  heisst  es: 

in  fisco  XL  solides  componat  auro  adpretiatos, 
in  Wart.  1 28  (761)  beträgt  die  Strafsumme: 

2 Unzen  Gold,  5 Pfund  Silber, 
daselbst  103  (786): 

2 Unzen  Gold  und  4 Pfund  Silber. 

In  der  Fuldaer  Urkunde  von  765  (Trad.  Fuld.  24)  ist  die 
hohe  Strafe  von  200  Solidi  festgesetzt;  niedrigere.  Strafsummen 

*)  Vielleicht  darf  liier  an  die  Wimmelten  GrHberbnssen  erinnert  werden. 
Die  römischen  Ordnungen  gestatteten,  wie  dies  Inschriften  bezeugen,  .jedem, 
der  ein  Grabmal  errichtet,  den.  der  dasselbe  verletzen  wtirde,  mit  einer  öffent- 
lichen Geldstrafe  bis  zu  100000  Sesterzen  zu  belegen“;  diese  Strafsumme  fiel 
in  illterer  Zeit  an  die  Gemeindekasse . siiäter  entweder  an  diese  oder  an  die 
Kasse  der  Pontifices  (Mommsen  Riiin.  Staatsrecht  II  1’  S.  70 — 72,  Bruns  Fontes  * 
S.  307 — 311).  Es  erscheint  nicht  ausgeschlossen,  dass  hierin  die  Vorbilder 
für  unsere  Straf klauselu  zu  suchen  sind. 

»)  Löning  a.  0.  S.  692,  593. 
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finden  sich  daselbst  in  Nr.  27  (765):  2 Unzen  Gold,  3 Pfund 
Silber,  43  (773);  in  45  (774):  4 und  5;  in  52  (775),  79  (785),  81 
(785):  2 Unzen  Gold  und  4 Pfund  Silber;  20  Unzen  Gold  und 
50  Pfund  Silber  beträgt  die  Strafe  in  Trad.  Pat,  27  (796); 
3 Unzen  Gold  und  5 Pfund  Silber  in  Trad.  Wiz.  2 (742);  2 Unzen 
Gold  daselbst  14(739);  u.  s.  w. 

Zuweilen  wird  auch  bei  den  donatione s post  obitum  bestimmt, 
dass  ausser  einer  genannten  Summe,  die  dann  meistens  dem 
Staat  zu  zahlen  ist,  dem  Beschenkten  ein  ein-  oder  vielfacher 
Ersatz  der  angefochtenen  Schenkung  gewährt  werden  soll.  Bei- 
spiele sind; 

Meich.  I S.  44,  45  (743)  iiulice  terreno  culpabilis  sit  auri 
D solidos  et  quod  retulit  restituat  quadruplum. 

Meich.  138  (8041  duplum  ad  ipsa  easa  I)ei  restituat. 

Wart.  I 191  (806) ')  et  si  ullus  sit.  qui  hoc  contradicere 
voluerit,  ut  predicte  res  ad  iam  dictum  lnonasterium 
stare  non  debeant,  de  suis  rebus  talia.  que  carta  con- 
tinet,  ad  eundem  cenobimn  restituat  et  fisco  proxinm 
auri  uncias  V et  argenti  pondera  VII  persolvat. 

Trad.  Lun.  102  (811)  si  qnis  . . . inferat  partibus  ipsius 
sancti  loci  duplum  tantum  quantum  her  tradicio  con- 
tinit,  et  nna  cum  distringente  socio  fisco  auri  libras  ar- 
genti pondua  tanta  exsolvat2). 

Eigenthiimlich  ist  die  Strafbestimmung  in  Meich.  I S.  53, 
55  (755) 

iudice  terreno  solvat.  ut  mos  est.  suum  uuergelt. 

Wie  aus  der  Hervorhebung  des  iudejr  teiTenus  sich  zeigt, 
wurden  dem  Zuwiderhandelnden  auch  Strafen  des  himmlischen 
Richters  in  Aussicht  gestellt;  die  kirchlichen  Schreiber  haben 
oft  eine  grosse  Sorgfalt  angewendet,  dieselben  so  schrecklich 
als  möglich  auszumalen3). 

Nachdem  in  der  Urkunde  auf  die  besprochene  Weise  eine 
Strafbestimmung  getroffen  ist,  pflegt  meistens  folgendermaasseu 
fortgefahren  zu  werden : trotz  derartiger  Anfechtungen  haec 

')  Abgedmckt  bei  Lörsch  und  Schröder  als  Nr.  48. 

*)  Es  ist  auffallend , dass  hier  statt  einer  bestimmten  Zahl  das  formel- 
hafte tanta  gebraucht  wird ; man  hat  vielleicht  die  vom  Gesetz  aufgestellten 
3 Unzen  Gold  gemeint. 

’)  Vgl.  Löning  a.  0.  S.  568. 
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epistola  u.  s.  w.  firma  et  stabil is  permaneat,  und  an  diesen  Satz 
pflegen  sich  die  Worte  auzuschliesseu : stipulatione  subnixa. 
Auch  dies  ist  keine  Eigentümlichkeit,  der  donaliones  post  obitum, 
sondern  kommt  in  Urkunden  über  die  verschiedenartigsten 
Rechtsgeschäfte  mit  grosser  Regelmässigkeit  vor.  Es  soll  da- 
her auch  hier  nur  deshalb  angeführt  werden,  weil  es  eben  auch 
bei  unseren  Schenkungen  sich  findet.  Der  Sinn  dieser  Worte, 
die  sich  stets  an  der  hervorgehobenen  Stelle  der  Urkunde  be- 
finden, ist  nach  Brunner ')  der  einer  r Ankündigung  oder  Kon- 
statierung der  ßnnatio “ d.  h.  der  Unterschriften.  Es  besteht 
gar  kein  Zusammenhang  mit  der  römischen  Stipulation ; 
mit  dem  Wort  slijmlulio  wird  nichts  anderes  als  die  nachfolgende 
manußrmalio,  die  Handfestung,  bezeichnet. 

Die  Richtigkeit  der  Hrunnerschen  Erklärung  wird,  wie 
dies  L.  Seuffert  nachgewiesen  hat1),  durch  die  in  den  Strass- 
burger Urkunden  vorkommenden  Beispiele  bestätigt. 

An  Stelle  der  Formel  slipulatiune  subnixa  kommt  in  einigen 
Fuldaer  Urkunden  die  Wendung  culmo  subnixam  oder  ähnliche 
vor;  da  zwei  der  mit  dieser  Formel  versehenen  Urkunden  do- 
natione# post  libitum  sind  (Trad.  Fuld.  101  a.  791  und  130  a.  ?), 
so  sei  kurz  folgendes  bemerkt.  Nach  den  eingehenden  Bemer- 
kungen Brunners,  welcher  dieser  räthselhaften  Formel  einen 
eigenen  Exkurs  gewidmet  hat 3),  ist  es  nur  der  Schreiber  Asger, 
welcher  diese  Klausel  offenbar  in  missverständlicher  W'eise  au- 
wendet ; er  scheint  damit  sagen  zu  wollen,  dass  der  eulmus,  der 
Halm,  übergeben  worden  sei  zur  Vestitnr,  d.  h.  zur  sym- 
bolischen. Hier  würde  dann  also  neben  der  eurta  noch  ein 
weiteres  Symbol  verwendet  worden  sein.  Sohrn1)  erkennt  in 
der  Klausel  die  Bürgschaft  für  künftige  Investitur,  Heusler5) 
sieht  in  ihr  einen  Beweis  für  die  Ansicht,  dass  das  Stäbchen, 
die  festnca,  durch  den  Halm,  calamus,  eulmus,  verdrängt 
worden  sei. 

Was  schliesslich  die  Unterschriften  der  Aussteller,  der 
Zeugen  und  sonstigen  Anwesenden  und  die  Vollziehung  oder 

')  Urkunde  S.  221. 

*)  Ztschft.  d.  Sav.  St.  II  1881  (ferm.  Abth.  8.  115—123. 

J)  Urkunde  8.  228—230. 

4,l  Auflassung  8.  HO,  Anm.  41. 

s)  Institutionen  I 8.  76. 
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Ausfertigrung:  seitens  des  Schreibers  sowie  die  Datierung  der 
Urkunden  betrifft,  so  sind  auch  dies  alles  Dinge,  welche  nichts 
den  donatione*  post  obitum  Eigentümliches  enthalten;  sondern 
es  sind  Formalitäten,  die  sich  bei  allen  Urkunden  tinden  und 
nur  mit  Herbeizielning  der  übrigen  Urkunden  behandelt  werden 
können.  Da  dies  in  erschöpfender  Weise  von  Brunner,  wie  be- 
merkt, geschehen  ist,  so  kann  hier  um  so  mehr  auf  dessen 
Untersuchungen  verwiesen  werden. 


§ 0. 

Oer  Schenkungsakt. 

Der  Schenkungsakt  bestand,  wie  wir  gesehen  haben,  in 
der  Begebung  der  soeben  beschriebenen  Urkunde. 

Die  Begebung  war  ein  feierlicher  und  rechtsförmlicher  Akt, 
Denn  durch  ihn  wurden  wichtige  liechte  begründet  und  Dritten 
gegenüber  zum  Ausdruck  gebracht.  Und  eine  gewisse  Feierlich- 
keit wurde  wohl  auch  durch  den  Umstand  bedingt,  dass  eine 
Schenkung  nach  dem  Tode  meist  nicht  wie  ein  gewöhnliches 
Rechtsgeschäft  des  täglichen  Lebens,  sondern  mit  frommen  Ge- 
danken abgeschlossen  wurde. 

Der  Ort,  au  welchem  die  Schenkung  vorgenommen  wurde, 
war  meist  die  Kirche  selbst,  welche  die  Schenkung  erhalten 
sollte.  In  basilica  s.  Mariae  (Meich.  32  a.  772) , in  ecclesia  s. 
Benedicti  (Meich.  53  a.  780)  n.  s.  w.,  aber  auch  in  domo  epis- 
kopale (Meich.  62  a.  779)  wird  geschenkt.  Häutig  geschieht  die 
Schenknng  auch  auf  der  Versammlung  der  Geistlichen:  in  pub- 
lico  synodo  ad  Frigisingas,  oder  auch  auf  einer  Versammlung 
geistlicher  und  weltlicher  Grossen:  in  concentu  regali  in  urbe 
Mogontia  (Trad.  Fuld.  216  a.  803). 

So  war  schon  durch  den  Ort  stets  die  Oeffentlichkeit  des 
Aktes  bedingt,  wie  ja  denn  in  zahlreichen  Urkunden  die  pub- 
lice erfolgte  Vollziehung  erwähnt  wird.  Unter  diesem  pub- 
lice kann  man  nicht  mit  Heusler1)  schlechtweg  Gerichtlichkeit 
verstehen  und  die  Bestimmung  der  lex  Ribuaria  59,  welche 


')  Gewere  S.  13,  15. 
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allerdings  von  testamenta  in  mallo  publico  cunscriplu  spricht, 
dahin  ausdehnen,  dass  „die  uns  aus  dem  7.  und  8.  Jahr- 
hundert erhalteneu  Urkunden  über  Eigenthumsübertragungen 
in  Folge  gerichtlicher  Auflassung  entstanden  sind'1).  Denn,  wie 
Haiss  betont3),  spricht  dagegen  entschieden  der  schon  hervor- 
gehobene Umstand,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Schenkungen 
in  der  Kirche  vorgenommeu  wurden,  die  Urkunden  mit  ganz 
seltenen  Ausnahmen  durchaus  keinen  Hinweis  auf  gerichtliche 
Ausstellung  enthalten.  Man  muss  daher  behaupten,  dass  für 
Schenkungen  durch  Urkundenbegebung  die  Gerichtlichkeit  ausser- 
halb des  ribuarischen  Stammes  kein  wesentliches  Erforder- 
niss war. 

Die  Oeffentlichkeit  des  Aktes  brachte  es  mit  sich,  dass  fast 
stets  eine  grosse  Zahl  von  Zeugen  und  Zuschauern  zugegen 
war.  Denn  wenn  auch  der  bekundete  Rechtsakt  nicht  wie  bei 
den  römischen  Urkunden  auf  der  Mitwirkung  der  Zeugen,  son- 
dern auf  der  Begebung  der  Urkunde  beruhte,  so  diente  doch 
die  ßrmatio  der  Zeugen  dazu,  eine  Anfechtung  durch  Dritte  zu 
erschweren. 

Aber,  wie  gesagt,  nicht  allein  die  erforderlichen  Zeugen5), 
welche  durch  Berührung  der  Urkunden  die  Handfestuug  leisteten, 
waren  bei  dem  Akt  zugegen,  sondern  zahlreiche  Andere,  als 
„ Anwesende“  bezeichnete.  Geschieht  die  Schenkung  in  der 
Kirche , so  versammeln  sich  meist  sämmtliche  Geistliche,  welche 
im  Dienst  dieser  Kirche  stehen;  an  ihrer  Spitze  der  Bischof4). 
Aber  auch  Laien  finden  sich  häufig  ein;  hauptsächlich  die  Ver- 
wandten des  Schenkers'’),  die,  wie  sich  zeigen  wird,  ein  Recht 
hatten,  bei  der  Schenkung  mitzusprechen. 

In  Gegenwart  dieser  oft  sehr  zahlreichen  und  wohl  auch 
glänzenden  Versammlung  (wir  finden  Erzbischöfe,  Bischöfe, 
Grafen  und  Königsboten  unter  den  Anwesenden)  trat  nun  der 

*)  a.  U.  8.  15. 

*)  Traditio  mul  Investituni  S.  157. 

3)  Ein  Dekret  Herzog  Tassilo»  (Mou.  (Jerai.  LI,.  111  |>.  455);  schreibt 
15.  drei  Teste»  Adele»  et  nobile»  vor.  Vgl.  auch  die  8.  3fi  erwähnten 
Eingangsfonneln  Mondseer  {'rkunden. 

«)  z.  B.  Jleicli.  I S.  44.  46  (745).  20  1769),  öO  (77«),  57  (778).  «2  (779). 
70  (780). 

s)  z.  B.  Meieh.  131  (803). 
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Schenker,  wenn  die  Schenkung  in  der  Kirche  geschah,  vor  den 
Altar  und  legte  die  Schenkungsurkunde  auf  denselben  nieder, 
die  darauf  erst,  wie  dies  Brunner  gezeigt  hat1),  vollzogen  und 
somit  aus  einem  blossen  Pergament  zu  einem  rechtserzengenden 
und  rechtsbeweisenden  Schriftstück  wurde.  Durch  die  Nieder- 
legung auf  den  Altar  hatte,  so  fasste  es  der  damalige  (ilaube 
auf,  der  Heilige,  selbst  die  Schenkung  entgegengenommen*); 
das  gleiche  wurde  erreicht,  wenn  in  die  Hände  des  Bischofs 
tradiert  wurde:  dann  handelte  dieser  gleichsam  als  Stellver- 
treter des  himmlischen  Empfängers. 

Konnte  die  Schenkung  nicht  in  der  Kirche  vorgenommeu 
werden,  so  vertrat  meist  ein  Reliquienkästcheu.  das  ja  leicht 
von  Ort  zu  Ort  getragen  werden  konnte,  die  Stelle  des  Altars; 
oder  man  half  sich  auch  hier  dadurch,  dass  man  dem  Bischof 
in  die  Hände  tradierte. 

Ein  besonders  anschauliches  Bild  von  den  Formen,  in  welchen 
die  Schenkung  durch  Urkundenbegebung  vollzogen  wurde,  ge- 
währt uns  die  von  Brunner3)  angeführte  Stelle  bei  Benediktus 
Levita  (VI  [II]  370),  die  desshalb  als  Bestätigung  und  Ergänzung 
der  gegebenen  Ausführungen  auch  hier  einen  Platz  finden  möge: 
Quisquis  ergo  nostrum  suas  res  ecclesiae  tradit,  doiniuo  Deo 
illas  oft'ert  atque  dedicat  suisque  sanctis  et  non  alteri, 
dicendo  talia  et  ageudo  ita:  facit  enim  scriptnram  de 
ipsis  rebus,  quas  Deo  dare  desiderat  et  ipsam  scrip- 
turam  coram  altari  aut  supra  teilet  in  mann,  dicens 
eiusdem  loci  sacerdotibus  atque  custodibus : offero  Deo 
atque  dedico  omnes  res,  quae  hac  in  chartula  tenentur 
insertae  . . . si  quis  autem  eas  inde.  quod  fieri  nulla- 
tenus  credo,  abstulerit,  sub  poena  sacrilegii  ex  hoc 
doiniuo  Deo,  cui  eas  offero  atque  dedico,  districtissimas 
reddat  rationes.  Ponit  etiam  in  ea  (chartula)  alias 
coniurationes,  quas  enumerare  longum  est. 


*)  Urkunde  S.  2fil—  272.  Überhaupt  ist  auch  für  die  äussere  Form  der 
traditio  cartae  für  das  Nähere  auf  Brunner  m verweisen. 

*)  Man  drückt,  sich  oft  gerade  so  aus.  als  ob  die  Schenkung  direkt,  an 
den  Heiligen  gerichtet,  sei : Sehoepflin  i H8  (791)  ego  dono  domno  nostro  s. 
Leodcgario. 

’)  Urkunde  S. 
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§ 10. 

Schenkung  durch  Saimannen. 

Zuweilen  finden  wir,  dass  die  donatio  post  obitvm  nicht  vom 
Schenker  selbst  durch  Begebung  der  Urkunde  vollzogen, 
sondern  die  Ausführung  in  die  Hände  von  Salntannen  gelegt 
wird1).  Es  kam  vor,  dass  der  Schenker  die  beabsichtigte 
Schenkung  nicht  ausführen  konnte.  Er  lag  krank  zu  Haus  und 
mochte  nicht  den  Weg  nach  der  bischöflichen  Kirche  wagen, 
um  dort  vor  dem  Altar  die  traditio  cartae  vorzunehmen,  oder  er 
mochte  nicht  warten,  bis  der  Bischof  auf  einer  Reise  seine  Wohn- 
stätte berührte,  um  dann  vor  dem  Reliquienkästchen  die  Schen- 
kung zu  machen.  In  solchen  Fällen  berief  er  ihm  nahestehende 
Personen  und  gab  diesen  auf,  nach  seinem  Tode  den  zur  Schen- 
kung erforderlichen  Formalakt  vorznnehmen.  Der  Salmann  ist 
damit  als  Treuhänder  verpflichtet,  die  Schenkung  auszuführen. 
Denn  wie  einst  bei  der  fränkischen  Affatomie*)  einem  Mittels- 
mann durch  gerichtlichen  Festucawnrf  das  Vermögen  desjenigen 
übertragen  wurde,  der  sich  mangels  von  erbberechtigten  Ver- 
wandten einen  Erben  schaffen  will,  und  die  rechtsförmliche  ge- 
richtliche Handlung  des  Wurfes  der  Festuea  den  Mittelsmann 
band,  ebenso  ist  der  Salmann  gebunden,  welchem  per  tradium 
das  (lut  des  Schenkers  in  treue  Hand  gelegt  ist.  Natürlich 
kann  der  Zweck  der  Uebertragung  an  einen  Salmann,  dieses 
per  iradium  commendare , nicht  der  sein,  etwa  durch  die  spätere 
Besitzübergabe  seitens  des  Saimannen  die  schon  vom  Schenker 
begonnene  Schenkung  zu  vollenden,  so  dass  also  zwischen  dem 
Schenker  und  dem  Salmann  die  Sala,  zwischen  dem  Salmann 
und  dem  Beschenkten  die  Investitur  vorgenommen  würde : diese 
Auffassung  würde  dem  geschilderten  Wesen  der  traditio  cartae 


‘)  Über  die  Saimannen  vgl.  besonders  Stobbe  über  die  Saimannen 
Ztschft.  f.  RC»  VII  1868  S.  405 — 438  '.  Bewer  Sala  Traditio  Vestitura  S.  7t — 78 
Heilder  Institutionen  i § 49. 

')  Über  die  Affatomie  und  lex.  Mal.  46  bandeln  u.  A.  Hains  8.  51  ff., 
Schröder  tinterrecht  S.  158  ff.,  besonders  Hcnsler  Institutionen  II  § 194: 
Affatomie  und  Thinx,  S.  621—625.  Siebe  auch  oben  3,  2. 
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widersprechen.  Vielmehr  ist  es  so:  da  der  Schenker  seihst  die 
traditio  cartae  nicht  vornehmen  kann,  betraut  er  den  Salraann 
mit  diesem  Akt  und  zwar  in  rechtlich  bindender  Weise  per 
tradium. 

Wir  haben  bereits  freseheu.  dass  stets  eine  blosse  traditio 
cartae  genügte . um  eine  donatio  post  obitum  vorznnehmen.  indem 
ihr  die  besprochene  Bedingung  hinzngefQgt  wurde.  Daher  kann 
man  nicht  sagen  das  Institut  der  Salmaunen  sei  benutzt  worden, 
um  derartige  Schenkungen  zu  ermöglichen.  Sondern,  wo  Sal- 
mannen  verwendet  wurden,  muss  irgend  ein  äusserer  Anlass 
vorhanden  gewesen  sein1).  Stobbe  vermuthet *),  dass  zuweilen 
der  Veräusserer  desshalb  Salmaunen  benutzt  habe,  um  sich  die 
Widerruflichkeit  vorzubehalten,  „so  dass  die  durch  einen  Salmann 
vermittelte  Vergabung  den  Charakter  einer  einseitigen  letzten 
Willensordnung  erhielt,  welche  ebenso  wie  ein  Testament 
widerruflich  war“. 

Die  Schenkung  durch  Salmaunen  findet  sich  besonders  in 
bairischen  Urkunden,  die  zum  Theil  den  Vorgang  sehr  deutlich 
schildern. 

In  Meicli.  180  i vor  810)  berichtet  der  Schenker  Chunno, 
dass  er  languore  depressus  eine  Schenkung  post  . . 
discessum  vorgenommen  habe : aber  nicht  in  der  Kirche, 
vor  dem  Altar,  in  Gegenwart  des  Bischofs,  also  nicht 
durch  traditio  cartae.  Sondern  er  fährt  fort:  ego 

Chunno  haue  traditionell!  feci  coram  parentibns  meis 
I vermuthlich  auf  seinem  Krankenlager)  et  rogavi  Sinde- 
onem  et  Cundherium  proximi  mei  firmare  haue  traditi- 
onem  in  altarem  s.  Mariae  in  praesentia  episcopi  vel 
cuncto  clero,  quod  sit  stabilis  in  perpetuum.  Also  die 
Salmaunen  sollen  erst  die  traditio  cartae  in  der  Kirche 
vornehmen  (nicht  etwa  eine  reale  Investitur),  und 
damit  der  Schenkung  dauernden  Bestand  verleihen. 

Sehr  lebendig  ist  auch  die  Uebergabe  an  die  Salmannen 
und  die  spätere  Ausführung  der  Tradition  geschildert  in  der 
Urkunde 

Meicli.  300  (814)  . . . Pietto  olim  decreverat  atque  coram 
propinqnis  suis  condixerat  tertiam  partem  hereditatis 

*)  Bewer  a.  0.  S.  72. 

*)  Ztschft.  f.  RG.  S.  423,  ebenso  PrRV  8.  178. 
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propriae  in  loco  ....  trade  re  domtu  s.  Mariae.  Nunc 
vero  necessitate  eonpulsns  et  valida  egritudine  depres- 
sus  iain  dictain  traditioneni  corant  mtiltis  in  manibus 
proximorum  suornni  posnit . quornm  uomina  Milo  et 
Friduperht.  eo  modo,  si  ipse  ea  egritudine  obisset. 
ut  vice  illius  iani  dictani  traditionem  perfecissent . et 
coram  istis  testibns  in  altare  s.  Mariae  . . . tradidis- 
sent.  Haec  teste«  ....  (also  dieselben  Zeugen,  welche 
bei  der  Uebergabe  an  die  Salmannen  zugegen  sind, 
sollen  auch  bei  der  traditio  rartae  verwendet  werden  l. 
Nun  wird  die  Ausführung  durch  die  .Salmannen  ge- 
schildert: Hoc  peractum  et  aliquantem  tempus  evolu- 
tum,  Pietto  obiit,  ipsique  iam  dicti  M.  et  F.  securn 
sumpseruut  filium  Piettunis  nomine  Hununc,  perveneruut 
ad  Frigisingas  in  praesentia  Hittonis  episcopi.  et  haec 
oinnia  perfecerunt,  sicut  a Piettone  potestatem  acce- 
pemnt,  eo  modo  ut  ipsi  pariter  cum  Hunungo  flüo 
eius  iam  dictam  traditionem  commune  mann  in  altare 
s.  Mariae  posuerunt  et  iterum  testes  exinde  eonfinna- 
verunt.  Deutlich  ist  das  Niederlegen  der  dicta  traditio, 
des  Traditionsobjectes,  durch  die  rarta  auf  den  Altar 
hervorgehoben ; bemerkenswert!!  ist  auch,  dass  die  Sal- 
mannen der  grösseren  Sicherheit  halber  noch  den  Sohn 
des  verstorbenen  Schenkers  mit  heranziehen. 

Es  kam  auch  wohl  vor.  dass  die  Salmannen  mit  der  Aus- 
führung des  Auftrages  zögerten. 

Einen  solchen  Fall  berichtet  die  interessante  Urkunde 
Meich.  308  (814):  Der  Priester  Freido  hatte,  wie  in  den 
obigen  Füllen  valida  iufirmitate  depressus . sieben 
Männer  zu  sich  entboten  et  in  manus  illornm  totam 
dictam  rem  meam  per  wadium  posui,  si  ego  Freido  in 
ipsa  infirmitate  defunetus  fuissem.  ut  ipsi  perfecissent 
traditionem.  quam  ego  ante  depositum  vel  cogitatum 
habui.  hoc  autem  cum  eis  linniter  condixi  et  iu  illornm 
potestate  indubitanter  constitui.  Darauf  ist  Freido 
praevalente  infirmitate  gestorben.  Die.  Salmannen  je- 
doch aliquautum  tempus  detardaverunt  hoc  agere,  quod 
Freidonipresbyte.ro  promiserunt.  Das  berichtet  Hadolt 
advocatus  Freidoni  dem  Bischof  Hitto;  darauf  kommt 
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der  Bischof  in  concilium  Engilharti  Comitis  et  inter- 
pellabat  eos  (die  Salmannen)  de  ipsa  ecclesia,  quam 
Freido  dumui  s.  Mariae  tradidit  per  manus  illorum. 
ipsique  confitentes  verum  esse,  venerunt  ad  Frigisinga 
et  perfecerunt,  sicut  eis  iniunxit  Freido;  et  confir- 
maveruut  traditionem  eius  in  altare  s.  Mariae. 

Auch  aus  dieser  Urkunde  erhellt,  dass  die  Salmannen  den 
Uebertragungsakt  in  Gestalt  der  traditio  cartae  vollzogen. 
Ausserdem  finden  sich  noch  Salmannen  in  Trad.  Wiz.  72  (787), 
Trad.  Fuld.  601  (869)  u.  696  (?). 

§ U. 

Wirkungen. 

Wir  kommen  jetzt  zu  der  Hauptfrage,  derjenigen  nach  den 
Wirkungen,  welche  eine  donatio  post  obitum  hervorbringt.  Hier 
gerade  stehen  sich  die  verschiedenen  Meinungen  gegenüber. 
Vielleicht  lässt  sich  mit  der  oben  vertretenen  Ansicht  , dass 
nämlich  die  donatio  post  obitum  durch  taraditio  crtae  geschah, 
eine  Lösung  versuchen. 

Das  Wesen  der  traditio  cartae  bestand,  wie  wir  sahen, 
darin,  dass  durch  sie  der  gleiche  Erfolg  herbeigeführt  wurde, 
als  wäre  das  Grundstück  selbst  tradiert.  Eine  Schenkung  also, 
welche  durch  Urkundentradition,  durch  Begebung  einer  carla , 
d.  h.  einer  dispositiven  Urkunde,  vollzogen  wird,  ist  durch 
diese  Urkundentradition  vollkommen  ausgeführt,  in  jedem  Stück 
wirksam  geworden.  Es  ist  kein  weiteres  Rechtsgeschäft  nöthig, 
um  etwa  die  mit  jener  Tradition  bezweckte  Wirkung  herbei- 
zuführen ; die  traditio  cartae  ist  nicht  ein  erster  Akt  der 
Schenkung,  welcher  die  Ausführung  erst  später  folgt,  sondern 
sie  ist  die  Schenkung  selbst. 

So  liegt  die  Sache  zweifellos,  wenn  eine  unbedingte  Schenkung 
vorgenommen  wird.  Nun  aber  ist  die  Frage:  wie  steht  es, 
wenn  es  sich  nicht  um  eine  unbedingte  Schenkung,  sondern  um 
eine  donatio  post  obitum  handelt?  hat  hier  die  traditio  cartae 
dieselbe  Wirkung? 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Die  Schenkung  post  obitum 
ist,  wie  wir  sahen,  eine  suspensiv-bedingte  Schenkung.  Nun 
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ist  aber  die  Wirkung  jeder  Suspensiv-Bedinguug  lediglicli  eine 
solche,  dass  sie,  wie  schon  der  Name  sagt,  die  Wirkung  des 
sofort  vollgültig  zu  Stande  gekommenen  Rechtsgesehäftes  hin- 
ausschiebt; dagegen  hemmt  oder  ändert  sie  in  keiner  Beziehung 
das  Rechtsgeschäft  als  solches.  Tritt  die  Suspensiv-Bedingung 
nicht  ein,  dann  ist  nichts  geschehen:  tritt  sie  ein.  dann  be- 
steht das  Rechtsgeschäft  vom  Augenblick  seines  Abschlusses 
ab  in  voller  Wirksamkeit. 

Dies,  auf  die  donationes  post  obitum  augewendet,  ergiebt: 

Durch  die  traditio  cartae  und  in  demselben  Moment  mit 
ihr  ist  die  Schenkung  vollzogen.  Aber  diese  traditio  cartae 
ist  suspensiv  bedingt1).  Die  regelmässigen  Wirkungen  bleiben 
in  der  Schwebe.  Daher  ist  der  augenblickliche  äussere  Er- 
folg ein  solcher,  dass  mau  meinen  könnte,  es  sei  gar  nichts 
geschehen.  Aber  so  wie  die  Suspensivbedingung  eintritt  (und 
wir  hoben  die  Unabwendbarkeit  dieses  Eintritts  bereits“)  hervor), 
zeigen  sich  die  Wirkungen : die  Schenkung  tritt  sofort  in  ihrem 
vollen  Umfang  in  Kraft,  ohne  dass  es  irgend  einer  weiteren 
Handlung,  einer  Zustimmung  Dritter,  einer  Besitzeinweisung  be- 
dürfte. Juristisch  ist  in  demselben  Moment,  in  welchem  der 
Schenker  stirbt,  der  Schwebezustand  beendet,  die  Schenkung 
au  ihren  schon  durch  die  traditio  cartae  fest  und  unabänderlich 
bestimmten  Platz  gelangt. 

Dieser  unmittelbare  Anfall  nach  dem  Tode  des  Schenkers 
ohne  Vermittelung  Dritter  wird  nicht  selten  ausdrücklich  in 
den  Urkunden  hervorgehoben;  so  heisst  es  z.  B. 

Meich.  112  (793)  mea  pars  post  obitum  meum  firmiter 
sine  ulla  contradictioue  tirma  ad  domum  s.  Mariae 
nnllo  coutradicente  vel  valente  .... 

Schoepflin  I 75  (810)  nt  ab  illo  die  transitus  mei  ipse 
abbas  . . . habeat  potestatem. 

Dass  nun  vielleicht  tbatsächlich  noch  bestimmte  Handlun- 
gen vorzunehmen  sind,  ehe  das  in  der  Schenkung  beabsichtigte 
Rechtsverhältniss  klar  vorliegt  (die  Kinder  des  verstorbenen 

')  Vielleicht  darf  man  als  auf  eine  Analogie  auf  die  „bedingte  Investitur 
als  Sicherstellung'  hinweisen,  welche  Brunner  in  der  Ztschft.  f.  HB  XXII 
S.  542  ff,  schildert,  und  bei  welcher  ebenfalls  durch  eine  bedingte  investitura 
per  curtulam  die  Übertragung  erfolgt. 

*)  Seite  16. 
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Schenkers  müssen  z.  B.  herauszielien  n.  s.  w.).  ist  .juristisch 
ohne  Bedeutung;  juristisch  ist.  wie  gesagt,  die  Sache,  um  es 
kurz  zusHinmeiiziifassen.  nur  also  zu  verstehen: 

die  Schenkung  wird  durch  und  mit  der  traditio  cartae 
vollzogen . 

ihr  suspensiv  bedingter  Erfolg  tritt  im  Augenblick  des 
Todes  des  Schenkers  unmittelbar  ein. 

Aus  diesen  Sätzen  ergeben  sich  verschiedenartige  Wirkun- 
gen für  den  Schenker  und  den  Beschenkten: 

1.  Der  Schenker  ist  an  den  in  der  traditio  cartae  erklärten 
Willen  gebunden;  die  Schenkung  ist  unwiderruflich.  Da  sie 
suspensiv  bedingt  ist,  bleibt  der  Schenker  in  soweit  unum- 
schränkter Eigenthümer  der  geschenkten  Sache,  als  dadurch  jenes 
Rechtsgeschäft  nicht  berührt  wird '). 

2.  Der  Beschenkte  erhält  für  den  Augenblick  nichts;  da- 
gegen hat  er  eine  unentziehbare  Anwartschaft  : die  Erben  des 
Schenkers  können  ihm  die  Schenkung  nicht  vorenthalten. 

Diese  Sätze  sollen  jetzt  näher  nachgewiesen  werden.  Es 
muss  dies  hauptsächlich  dadurch  geschehen,  dass  auf  Heuslers 
widersprechende  Ansichten  eingegangen  wird.  Dieselben  sind 
am  ausführlichsten,  wie  dies  schon  oben  hervorgehoben  wurde*), 
im  ersten  Exkurs  seiner  Gewere  entwickelt. 

Hier  stellt  Heusler  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  Roths  den 
Satz  auf:  die  donationes  post  obitvm  seien  widerruflich  gewesen. 
Ausdrücklich  an  dieser  Stelle  definiert  er  die  donationes  post 
obitum  als  Rechtsgeschäfte  darin  bestehend,  „dass  der  Schenker 

')  Ein  derartig  beschränktes  Eigenthum  ist  dem  deutschen  Recht,  wie 
bekannt,  nicht«  fremdes.  Brunner  hat  gezeigt  (Lnndsehenkungen  S.  5).  dass 
die  germanische  Schenkung  dem  Schenker  nicht  jede  Einwirkung  auf  sein 
früheres  Eigenthmu  entzog,  itass  vielmehr  der  Beschenkte  die  geschenkte 
Sache  nicht  frei  vererben  und  veräussern  durfte.  Aber  „das  Recht,  welches 
der  Beschenkte  au  der  Gabe  erwirbt , kann  trotz  der  Vnveräusserlichkeit 
und  Unvererblichkeit  Eigenthmn  sein“.  Ähnlich  liegt  nun  auch  die  Sache 
bei  unseren  Schenkungen,  nur  mit  dem  Unterschied , dass  hier  der  Schenker 
nicht  ein  derartig  beschränktes  Eigenthmusrecht  an  einer  ihm  ursprünglich 
fremden  Sache  durch  die  Liberalität  eines  Anderen  erhält,  sondern  dass  er 
liier  selbst  sein  vorheriges  unbeschränktes  Eigenthmn  durch  die  Schenkung  in 
der  Art  beschränkt,  dass  er  sich  der  freien  Veränssernngs-  und  Vererbungs- 
befugniss  begiebt,  trotzdem  aber  ebenso  Eigenthümer  bleibt . wie  es  in  jenem 
analogen  Fall  der  Beschenkte  wurde. 

*)  Seite  S. 
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auf  den  Altar  der  Kirche  tradiert  in  dem  Sinne,  dass  nach 
seinem  Tod  das  Gut  au  die  Kirche  fallen  solle.  Bis  zu  seinem 
Tod  hat  die  Kirche  nichts  mit  dem  Gut  zu  scliatfen  und  erhält 
auch  keinen  Zins“1).  Ks  kann  also  kein  Zweifel  sein,  dass 
Heusler  unter  donatio  post  obitum  dasselbe  versteht,  wie  die  vor- 
liegende Arbeit. 

Der  erste  Grund  für  die  Annahme  der  Widerruflichkeit  be- 
steht nach  Heusler  darin,  dass  der  Ausschluss  der  Widerruflich- 
keit. keinen  Zweck  gehabt  hätte.  Denn  da.  wie  er  behauptet, 
die  Ausführung  der  Schenkung  im  freien  Belieben  der  Erben  ge- 
standen. die  Kirche  also  vor  dieser  Ausführung  ein  durchaus 
unsicheres  Recht  gehabt  hatte,  so  hätte  auch  die  Unwider- 
ruflichkeit der  Kirche  keine  grössere  Sicherheit  verschaffen  können. 

Dass  aber  die  Erben  nicht  verpflichtet  gewesen  seien,  die 
donatio  post  obitum  des  Erblassers  auszuführen.  folgt  nach  Heusler 
daraus,  dass  erst  durch  die  seitens  der  Erben  vorgenommene 
Investitur  die  Schenkung  rechtsbeständig  wurde,  dagegen  die 
blosse  Sala  ohne  nachfolgende  Investitur  weder  für  den  Schenker 
eine  Gebundenheit,  noch  für  den  Beschenkten  ein  Recht  be- 
gründete. 

Die  letztere  Ansicht  vertritt,  um  dies  gleich  hier  hervorzu- 
heben, auch  Haiss.  Mit  Berufung  auf  Heusler  behauptet  er*): 
rerst  wenn  eine  vollendete  Thatsache  und  zwar  noch  zur  Zeit 
des  Lebens  des  Schenkers  vorlag,  konnten  die  Erben  dieselbe 
nicht  mehr  angreifen“,  daher  hätte  jeder,  der  einem  Dritten  oder 
einer  Kirche  etwas  zuwendeu  wollte,  diese  Schenkung  noch  bei 
seinen  Lebzeiten  zum  vollständigen  Abschluss  bringen  müssen. 
Man  hätte  daher  nur  zu  folgenden  Auswegen  seine  Zuflucht 
nehmen  können:  entweder  Tradition  und  Vollziehung  der  In- 
vestitur, dabei  aber  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  oder  Ueber- 
tragung  an  einen  Salmann  mit  der  Verpflichtung,  das  Grund- 
stück nach  dem  Tode  des  Schenkers  an  den  Bedachten  heraus- 
zugeben. Es  ist  ersichtlich,  dass  hier  gerade  die  donatione s 
post  obitum  unberücksichtigt  bleiben,  bei  denen  allerdings  die 
sofortige  Investitur  nicht  so  einfach  zu  behaupten  ist,  wie  in 
den  genannten  Fällen. 


')  Gewerc  S.  472,  Anm.  1. 

’)  Traditio  und  Investitnra  S.  60. 

Hübner,  die  donationes  post  obitum.  4 
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Die  Auffassung  von  Heusler  und  Haiss  erscheint  nun  aber 
aus  folgenden  Gründen  unhaltbar. 

Wie  wir  sahen,  geschah  die  donatio  post  obilum  in  der  Form 
der  traditio  cartae.  Nun  ist  es  aber  gerade  die  Eigentümlich- 
keit dieser  lieber  eignungsart.  dass  sie  wie  der  ursprüngliche 
germanische  Realkontrakt  nicht  aus  einem  Doppelakt,  sondern 
aus  einem  einzigen  Akt  besteht,  dass  die  getrennten  Vorgänge 
der  sala  und  inveslitura  bei  ihr  wieder  zusammengeschmolzen  sind. 
Die  traditio  cartae  entspricht  nicht  der  sala  in  der  Weise,  dass 
sie  wie  die  sala  durch  eine  inveslitura  vollendet  werden  müsste, 
sondern  sie  ist  sala  und  inveslitura,  d.  h.  symbolische  Investitur, 
zugleich.  Daraus  folgt,  dass  sobald  die  traditio  cartae  statt- 
gefunden hat,  das  Rechtsgeschäft  definitiv  abgeschlossen  ist. 
Es  ist  kein  zweiter  Rechtsakt  mehr  erforderlich,  der  etwas  Un- 
vollendetes vollenden  müsste.  In  keiner  Urkunde  ist  daher, 
wenn  in  ihr  eine  donatio  post  obitum  vorliegt,  von  einer  folgen- 
den Investitur  die  Rede1). 

Allerdings  führt  Heusler  einige  Urkunden  an,  welche  die 
nachfolgende  Investitur  bei  donationes  post  obitum  beweisen 
sollen. 

Es  kommt  vor  allem  darauf  au,  ob  diese  Urkunden  in  der 
That  donationes  post  obitum  sind.  Und  da  ist  zu  bemerken,  dass 
unter  den  in  Heuslers  Gewere  auf  S.  476  f.  angeführten  Fällen  es 
sich  in  Meich.  410  sicher  nicht  um  eine  donatio  post  obitum,  sondern 
um  Gewähr  zu  Niessbrauch  handelt;  und  ebenso  ist  Meich.  146 
keine  donatio  post  obitum,  solidem  der  Schenker  lässt  sich,  von 
schwerer  Krankheit  heimgesucht,  in  die  Marienkirche  tragen 
und:  hanc  traditionem  per  manus  amicorum  vel  proximorum  meo- 
rum  perfeci,  ita,  ut  mea  petitione  Eginolf,  Hroadperht,  Madalhart 
ipsam  traditionem  super  altare  s.  Mariae  posuerunt.  Also  hier  liegt 
eine  augenblickliche  Schenkung  vor,  die  der  Schenker  seiner 
Krankheit  wegen  durch  Salmannen  ausführen  lässt;  so  nehmen 
diese  die  traditio  cartae  vor;  vou  einer  realen  Investitur  ist 
überhaupt  keine  Rede. 


*)  Sehr  treffend  bemerkt  auch  Stobbe  (PrR  V S.  176),  dass  es  bei 
Heuslers  Ansicht  unbegreiflich  sei,  „warum  der  Vergabende,  der  doch  einen 
definitiven  Erwerb  für  den  Bedachten,  insbesondere  die  Kirche,  beabsichtigte, 
nicht  gleich  selbst  die  Investitur  vornahm“. 
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Und  ebensowenig  beweisend  sind  die  Urkunden,  welche 
Heusler  später  S.  482  zu  demselben  Zweck  anführt;  denn 
die  hier  genannten  Urkunden  handeln  ebenfalls  gar  nicht  von 
Schenkungen  nach  dem  Tode.  Vielmehr  liegen  in  den  Urkunden 
Meich.  538,  Wart.  460.  465,  467,  Nied.  Rhein.  UBI  65  zweifel- 
los Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vor;  in  Meich. 
129  ist  die  Rede  von  unbedingten  augenblicklichen  Schenkungen, 
ebenso  in  Meich.  510:  in  dieser  letzteren  Urkunde  werden  eine 
ganze  Reihe  von  Schenkungen  bekundet,  die  sich  alle  deutlich 
als  donaliones  a die  praesenle  bezeichnen;  ebenso  in  Meich.  512. 
Endlich  handelt  es  sich  auch  in  den  von  Heusler  angeführten 
Urkunden  bei  Bouquet  VI  p.  347,  604,  653  und  bei  Baluz.  app. 
80  nicht  um  donationes  post  obitum,  wie  eine  genaue  Betrach- 
tung (die  anzustellen  hier  zu  weit  führen  würde)  sofort  ergiebt. 
Alle  diese  Beweisstellen  sind  also  für  die  vorliegende  Frage 
ohne  Werth1). 

Nun  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  zu  irgend  einem 
Zeitpunkt  bei  jeder  Schenkung,  und  so  auch  bei  der  donatio 
post  obitum  ein  thatsächlicher  Besitzwechsel  stattfinden  muss. 
Während  sich  dieser  bei  der  unbedingten  Schenkung  und  bei 
der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  meist  unmittel- 
bar an  die  traditio  cartae  (falls  diese  Schenknngsform  benutzt 
wird)  anschliesst,  wird  derselbe  bei  der  donatio  post  obitum  bis 
znm  Tode  des  Schenkers  hinausgeschoben.  Daher  ist,  wie  schon 
mehrfach  hervorgehoben,  durch  die  donatio  post  obitum  vorläu- 
fig noch  kein  definitiver  Rechtszustand  geschaffen.  Es  fehlt 
hierzu  noch  etwas,  aber  kein  weiteres  Rechtsgeschäft,  sondern 
eine  blosse  Thatsache:  der  Tod  des  Schenkers.  Der  Tod  des 


')  Beseler  (Erbverträge  I S.  35)  will  aus  Meich.  456  (824)  beweisen,  dass 
bei  Vergabungen  von  Todeswegeu  die  Vestitnr  gleich  nach  der  Auflassung  er- 
theilt  wurde.  In  der  Urkunde  heisst  es: 

Unno  presbyter  tradidit  . . . . eo  modo,  ut  ipse  Unno  babcat 
ad  vitarn  snarn  in  hoc  seculo;  post  obitum  vero  eius  nullus 

contradicere  valeat  . . . Actum  in  domo  s.  Marine Et  isti 

fueruut  ad  vestituram  ubi  Unno  presbyter  de  eo,  quod  pro  se  tra- 
didit, et  pro  Walhnnem  (seinen  Enkel)  vestivit  missum  Hittouis 
episcopi. 

Die  gesperrt  gedruckten  Worte  zeigen  deutlich , dass  es  sich  hier 
nicht  um  eine  Schenkung  von  Todeswegen,  sondern  um  eine  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  handelt. 

c 
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Schenkers  ist  die  Besitzränmung.  ist  die  Erfüllung  der  carta 
traditionis.  Ohne  dass  es  irgend  einer  Handlung  seitens  des 
Beschenkten  bedürfte,  ist  mit  dem  Tude  des  Schenkers,  der 
Besitzräunmng.  zugleich  die  auf  denselben  als  Bedingung  ge- 
stellte Besitzeinweisung  des  Beschenkten  vollzogen. 

Im  Augenblick,  da  der  Schenker  stirbt,  ist  die  vestitura, 
der  Besitz  des  Schenkers,  erloschen,  die  vetlilura  des  Beschenkten 
begründet. 

Ist  diese  Auffassung  richtig,  so  folgt  weiter,  dass  die  Erben 
des  Schenkers  mit  dem  geschenkten  Oute,  wenn  einmal  die 
traditio  rarlae  vollzogen  ist.  in  gar  keinem  Zusammenhang 
stehen.  Sie  sind  in  Folge  dessen  auch  nicht  in  der  Lage,  die 
Herausgabe  der  Schenkung  weigern  zu  können.  Thun  sie  dies 
doch,  so  maassen  sie  sich  ein  Recht  au.  das  ihnen  nicht  zn- 
konnnt.  Die  Schenkung  gehört  gar  nicht  mehr  in  die  Erbmasse; 
in  Bezug  auf  die  Schenkung  treten  nicht  sie,  sondern  der  Be- 
schenkte an  die  Stelle  des  verstorbenen  Schenkers.  Hierdurch 
ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Erben,  wenn  sie  ihr 
Ptliehttheil  verletzt  glaubten,  die  Schenkung  anfechten  und 
einen  Rechtsstreit  hervorrufeu  konnten;  hiervon  wird  weiter 
unten  die  Rede  sein1). 

Wenn  also  schon  durch  die  soeben  versuchte  Charakteri- 
sierung der  donatio  post  obitum  als  solcher  die  Annahme  aus- 
geschlossen erscheint,  dass  die  Ausführung  einer  solcheu  Schen- 
kung im  Belieben  der  Erben  gestanden  hätte,  so  können  auch 
die  positiven  Beweise,  welche  Hausier  versucht  hat,  dies  Er- 
gebnis* nicht  umstossen. 

Denn  die  Belegstellen  aus  Meich.  345  (807  ).  aus  dem  Chroni- 
con  Eberapergetue  (Mon.  Beim.  Script.  XX  p.  11)  und  aus  der 
Vita  Salabergae  beweisen . wie  dies  E.  Lüning*)  nachgewiesen 
hat,  nichts  für  den  Satz,  dass  Tradition  ohne  Investitur  fin- 
den Erben  des  Tradenteu  unverbindlich  ist. 

Löning  legt  überzeugend  dar,  dass  es  sich  in  dem  ersten 
Fall8)  nicht  um  eine  donatio  post  obitum,  sondern  um  eine  ein- 


>)  Seite  59,  GO. 

*)  Kirehenrecht  II  Anhang  I S.  751 — 755. 

*)  Meioh.  945  (817)  angeführt  bei  Heusler  Gewere  S.  41 : quidatn  liomo 
nomine  Crimberi  partem  teritorii  propriae  beredt  tatia  ...  ad  ecclesiam  a.  Mar- 
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fache  Schenkung  ohne  Vorbehalt  <les  Niessbrauchs  handelt;  der 
Schenker  stirbt,  ehe  er  die  Schenkung  vollzogen  hat:  nun  will 
der  Erbe  zuerst  das  (tut  nicht  herausgeben,  thut  dies  jedoch 
auf  Ermahnung  des  Bischofs,  ohne  es  zu  einer  Klage  kommen 
zu  lassen.  Anzunehmen,  der  Bischof  habe  kein  Recht  gehabt, 
nicht  klagen  können,  er  habe  den  Erben  ermahnt:  rer  solle 
durch  Erfüllung  der  gesetzlichen  Form  die  sonst  ungültige 
Schenkung  rechtsgültig  machen-11),  ist  allerdings,  wie  Löning 
bemerkt,  eine  gezwungene,  unmögliche.  Auslegung. 

Auch  das  zweite  Beispiel  Heuslers,  die  Erzählung  aus  dem 
Chroniron  Eberspergense “)  beweist  keineswegs  seine  Behauptung; 
in  ihm  ist  — dies  weist  Liining  nach  — nichts  anderes  zu  sehen, 
als  dass  derjenige,  welcher  die  Schenkung  machen  will,  hierzu 
die  Zustimmung  seines  Binders  nicht  erlangen  kann,  und  sich 
noch  einmal  auf  dem  Todtenbett  um  dieselbe  bewirbt,  aber 
auch  da  vergebens. 

Die  Stelle  aus  der  rita  Salabergue  endlich*)  berichtet,  unbe- 
fangen betrachtet,  wie  ein  gewisser  Bodo,  Bruder  der  Salaberga, 
welcher  dem  Kloster,  dessen  Aebtissin  seine  Schwester  war.  eine 
Schenkung  gemacht,  dieselbe  aber  widerrechtlich  znriickbehalten 
hat,  nun,  da  seine  Schwester  zum  Tode  erkrankt  ist,  die  Schen- 

tini  ...  in  loco  sitn  Xeritinga  tradidit  ct  emn  veracis  testibns  eonlhrmavit. 
Sed  praeocenpato  mortis  nrticnlo  anteqnam  vestitnram  ad  ipsam  ecclesiam  de 
hoc  territorio  tradito  perfecisset.  lam  enim  post  obitum  eins  Kerhidi  l'rater 
ipsius  cum  aliis  robits  conmmnis  illnmm  possidobat.  hoc  enim  mogis  omuium 
Hitto  cp.  veraciter  aciebat,  et  in  sileutim»  iam  dictum  Kerholimi  lidelitcr 
vocavit  et  ainmonnit,  nt  ipse  inde  se  legitime  emendassct.  Ipseque  Kerboli 
divina  respectus  clementia  ita  fecit,  sinnt  a pio  pontilice  Hittoni  sen  aliis 
tididibns  andivit,  reddidit  unam  coloniam  in  loco  Hlaginpmh , sen  qnicqitid 
iam  dictns  ep.  ad  illnm  inqnirendnm  habnit  in  liai'  traditionc , quam  frater 
eins  Criuilieri  ad  ilomum  s.  Martini  aetum  habuit , et  sic  detiuitum  inter  eus 
lidelitcr  fuit  et  cum  istis  testibns  confirmatuin,  quoruui  nomina  liaee  sunt  .... 

')  Hcnsler  a.  O.  S.  42. 

’)  Heusler  a.  •).  S.  42.  Liining  S.  752. 

3)  Abgedmckt  bei  Ilensler  a.  0.  S.  42  aus  Holland.  22.  Sept  29,  529: 
iuterea.  nt  assolet  in  rernm  opuleutia  discordiam  etiam  inter  propinquos  ge- 
nerari,  gennanus  (Salabergae)  Bodo  aliqnas  villas.  qnas  per  chartamm  seriem 
ad  ipsnni  condonaverat  coenobinnt,  illieita  usur|iatioue  retinebat.  Sed  com- 
perta  gernmnae  acgritndine,  dum  illa  pro  hnr.  re  anxia  Dominum  depreeare- 
tur,  summa  cum  featinatione  ad  eam  veuit,  moxqne  Chartas  iuvicem  rohoran- 
tes  Imctenus  totum  raturn  perduxit. 
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kling  ausfuhrt.  Heusler  erklärt  die  Stelle  willkürlich  dahin, 
dass  nicht  Bodo,  sondern  Salaberga  die  Schenkung  gemacht 
habe  und  nun  „auf  dem  Todteubette  ängstlich  über  das  Schick- 
sal ihrer  nicht  bis  zur  Vestitur  gelangten  Vergabung,  deren  Aus- 
führung durch  den  Bruder  kaum  darf  gehofft  werden,  durch  in- 
brünstiges Gebet  die  Sinnesänderung  ihres  Bruders  herbeiführt, 
welcher  noch  au  ihr  Krankenlager  eilt  und  sich  als  Salmann 
für  Vollziehung  der  Uebertragung  dargiebt“.  Lüning  jedoch 
zeigt,  dass  selbst  unter  der  falschen  Voraussetzung,  Salaberga 
und  nicht  Bodo  schenke,  „die  Stelle  höchstens  für  den  Nach- 
weis eines  Beispruchsrechts  des  Bruders“  würde  verwerthet 
werden  können. 

Die  von  Heusler  angeführten  Stellen  sind  also  nicht  im 
Stande,  das  bisherige  Ergebniss  zu  widerlegen. 

Damit  ist  dargethan,  dass  die  Annahme  von  der  Wider- 
ruflichkeit der  donationes  post  obitum  nicht  mit  der  Behauptung 
begründet  werden  kann,  dass  eine  Unwiderruflichkeit  zwecklos 
gewesen  wäre,  da  ja  die  donationes  post  obitum  ohne  erfolgte 
Investitur  auszuführen  vom  Belieben  der  Erben  abhängig  ge- 
wesen sei.  Wie  gezeigt.,  war  von  einer  realen,  von  der  traditio 
cartae  verschiedenen  Investitur  überhaupt  keine  Rede. 

Ein  anderes,  und  zwar  das  Hauptargument  Heuslers  für 
die  Widerruflichkeit  der  donationes  post  obitum  ist  der  Umstand, 
dass,  um  Heuslers  Worte1)  zu  gebrauchen,  „bei  einer  solchen 
Schenkung  post  obitum  , . . weder  die  Kirche  sehr  beruhigt 
war,  noch  der  Vergabende  glaubte,  wenn  es  ihm  wirklich  mit 
der  Sache  ernst  war,  nun  ein  für  alle  mal  damit  fertig  zu  sein; 
von  Zeit  zu  Zeit  wird  wieder  augesetzt  und  die  alte  Schenkung 
bestätigt“. 

Heusler  führt  nun  eine  Reihe  von  Fällen  besonders  ans 
bairischen  Urkunden  auf,  welche  derartige  Erneuerungen  oder 
Bestätigungen  enthalten  *). 


>)  a.  0.  S.  472. 

’)  „Über  das  firmare  des  älteren  bairischen  Rechts“  handelt  Merkel 
(Ztschft.  f.  RG  II  1 80.1  S.  101 — 174);  er  erblickt  in  dem  firmare  keineswegs 
einen  wiederholten  Traditionsakt,  sondern  erklärt  es  als  eine  besonders  im 
bairischen  Recht  ausgebildete  Schenkungsforra.  Haiss  (S.  105)  verwirft  die 
M 'sche  Annahme  von  einer  technischen  Bedeutung  des  firmare,  er  behauptet, 
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Hier  ist  aber  zunächst  festzustellen,  dass  nur  eine  kleine 
Anzahl  der  von  Heusler  genannten  Beispiele  donatione*  post  obi- 
tum  sind. 

Wenn  er  Meich.  332,  333.  411,  429  citiert.  so  liegen  hier 
zweifellos  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vor. 

Nicht  uni  Erneuerungen  von  donationes  post  obitum,  sondern 
um  Erneuerungen  augenblicklicher  Schenkungen  handelt  es  sich 
in  den  Urkunden  Meich.  219  und  Meich.  404;  ebenso  gehören 
die  Urkunden  Meich.  357  und  Nied.  Rhein.  UB  I 97')  kaum 
hierher,  Meich.  71  ist,  wie  sich  später  zeigen  wird*),  zweifelhaft. 
Meich.  7 ist  eine  unbedingte  vorbehaltlose  Schenkung,  die 
der  Vater  macht  und  die  nach  dessen  Tode  vom  Sohn  erneuert 
wird.  Meich.  379  ist  zweifellos  eine  unbedingte  Schenkung: 
der  Schenker  war  als  jüngster  Bruder  bei  dem  nach  dem  Tode 
des  Vaters  über  die  Erbschaft  ausgebrochenen  Streit  zu  kurz 
gekommen;  daher  wandte  er  sich  an  den  Bischof;  dieser 
blande  consolavit  enm  und  rietli  ihm  die  Schenkung  vorzuneh- 
men; in  Folge  dessen  tradidit  se  ipsum  in  servitinm  s.  Mariae 
. . . cum  omnibus  quae  habuit.  In  Meich.  476  handelt  es  sich 
ebenfalls  um  die  Erneuerung  einer  unbedingten,  vorbehaltlosen 
Schenkung,  und  Meich.  746  eudlich  ist  keine  Erneuerung  eiuer 
Schenkung,  sondern  ein  Tausch. 

So  bleiben  also  als  Beispiele  für  Erneuerung  einer  donatio 
post  obitum  unter  den  von  Heusler  genannten  Fällen  nur  die 
Urkunden  Meich.  131  und  367. 

Ich  habe  als  weitere  Beispiele  für  Erneuerung  einer  dona- 
tio post  obitum  gefunden : 

Meich.  I S.  75  (772)  (doch  kann  man  hier  zweifeln), 
Meich.  515  (828), 

Trad.  Lun.  45  (817), 

Trad.  Lun.  75  (805), 

Uod.  Ratisbon.  6 (c.  787). 

Dies  sind  alle  Beispiele,  welche  sich  unter  den  163  als 

daas  es  Überall  die  Investitur  bedeute.  Diese  Annahme  dürfte  ebensowenig 
wie  die  M.'sche  aufrecht  zu  erhalten  sein ; sie  aber  hier  im  einzelnen  zu 
betrachten,  würde  zn  weit  führen. 

')  Abt  Ansbald  zu  Prüm  stiftet  auf  Bitten  der  Erkanfrida  die  Memorie 
ihres  verstorbenen  Mannes  Nitlrnd ; die  Schenkung  des  Nithad  , um  derent- 
willen die  Stiftung  erfolgt,  war  eine  unbedingte  und  rückhaltlose, 

*)  Siehe  unten  § 28. 
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zweifellose  donaliones  post  obitum  von  mir  notierten  Urkunden ') 
gefunden  haben. 

Also  unter  163  donaliones  post  obitum  nur  7 erneuert  1 Es 
ist  nicht  unwichtig,  dies  Verhältnis  zn  betonen.  Ans  der  Dar- 
stellung Henslers  erhält  man  das  Bild,  als  ob  bei  den  donaliones 
post  obitum  die  Erneuerung  etwas  sehr  gewöhnliches,  ja  fast 
die  Regel  gewesen  wäre:  dass  diese  Erneuerung  als  ein  einziges, 
wenn  auch  schwaches  Mittel  gegen  die  grosse  Unsicherheit  und 
Unbestimmtheit  der  Schenkungen  nach  dem  Tode  benutzt  wor- 
den wäre;  dass  allein  durch  sie  die  Kirche  zu  dem  ihr  Zuge- 
dachten habe  gelangen  können. 

Wenn  man  nun  dagegen  sieht,  dass  unter  den  108  bairi- 
schen donaliones  post  obitum  aus  Freisingen.  Mondsee,  liegens- 
burg  u.  s.  w.  nicht  mehr  wie  höchstens  7.  von  den  ansserbairi- 
schen, d.  h.  den  45  Fnldaer,  den  wenigen  Weissenburger,  St. 
Galler  n.  s.  w.  Schenkungen  nach  dem  Tode  keine  erneuert  wor- 
den ist,  so  muss  man  wohl  die  Annahme  von  der  Rechtsunsicher- 
heit einer  solchen  Schenkung  aufgeben,  oder  sie  wenigstens  durch 
diese  Erneuerungen  nicht  beweisen  wollen. 

Diese  7 vereinzelten  Fälle  kann  man  nicht  zn  „beständigen 
renoraliones  und  iterationes  der  Schenkungen“  ( nämlich  der 
Schenkungen  nach  dem  Tode)  erweitern*):  man  kann  nicht  be- 
haupten, dass  sie  hervorgerufen  waren  „durch  «lie  deutlich  be- 
zeugte Erkenntniss,  dass  die  frühere  Schenkung  nicht  stabilis 
sei  und  dem  Widerruf  und  Zuwiderhandeln  freien  Spielraum 

')  Dieselben  vert  heilen  sich  nach  meinen  Zusammenstellungen  fulgemler- 
maa*sen : 


Freisingen  . . 

. 71 

Uondsee  . . . 

. 24 

I'assau  .... 

. 9 

Kegcnxburg  . . 

2 

Xiedcraltaich . . 

. 1 

Scheftlnm  . . . 

. 1 

St.  Oollen . . . 

. 4 

Weissenburg  . . 

. 4 

Mittelrhein  . . 

1 

Fulda  .... 

. 45 

Corvey  .... 

. 1 

163 

*)  Heusler  (iewere  S.  473. 
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lasse“ ').  Allerdings  kommen  in  den  Urkunden,  auch  besonders 
den  St.  Haller,  sehr  häufig  Erneuerungen  vor;  Erneuerungen 
aber  nicht  von  donatione»  post  obitum,  sondern  von  augenblick- 
lichen Schenkungen,  hauptsächlich  von  Schenkungen  mit  Vorbe- 
halt des  Niessbrauchs.  Aber  es  ist  klar:  wenn  vorbehaltlose 
Schenkungen  und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
häufig  erneuert  wurden,  so  kann  man  daraus  nicht  schliessen, 
dass,  weil  auch  zuweilen  donatione .<  post  obitum  erneuert  wurden, 
die  letzteren  frei  widerruflich  waren. 

Ist  nun  gezeigt,  dass  von  einem  häufigen  Vorkommen 
derartiger  Erneuerungen  keine  Rede  sein,  ein  solches  also 
auch  nicht  als  Beweis  für  die  Wideruflichkeit  verwendet  werden 
kann,  so  beweisen  auch  die  vorkommenden  Erneuerungen  an 
sich,  ganz  abgesehen  davon,  ob  sie  häutig  oder  selten  waren, 
nichts  für  die  Widerruflichkeit  der  donatione, i post  obitum. 

Brunner  hat  Zweck  und  Bedeutung  der  renorationes , 
iterationes , ßrmationes  erklärt  *).  Sie  finden  sich  hauptsächlich 
in  bairischen  Urkunden.  Das  bairische  Recht  kennt  eine  be- 
sondere Rechtsförmlichkeit  für  die  Anerkennung  einer  voll- 
zogenen Veräussernng.  Sie  besteht  eben  in  der  Wiederholung 
des  Traditionsaktes  von  Seiten  des  Anerkennenden.  Diese 
Wiederholung  kann  aus  verschiedenen  Gründen  erfolgen.  Die 
Zengenschaft  des  Eigenthumserwerbes  sollte  ergänzt  oder  ver- 
mehrt werden.  Bei  einer  vorgenommenen  Veräussernng  des 
Schenkungsobjektes  sollte  die  I’ebertragung  dementsprechend 
wiederholt  werden.  Vor  allem  aber  bei  Schenkungen  auf  den 
Todesfall  und  bei  Schenkungen  mit  vorbehaltenem  Niessbranch 
sollte  die  antüpia  traditio  erneuert,  damit  Verdunkelungen  gegen 
die  Ansprüche  der  beschenkten  Kirche  vorgebengt  werdenl * 3). 
Ebenso  wie  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
der  Prekarienbrief  erneuert,  ein  Zins  bestellt  wird:  in  reeogni- 
tionem  domini.  Anstatt  nun  eine  epistula  precariae  sich  aus- 
stellen zu  lassen,  einen  Zins  zu  fordern,  zog  es  die  Kirche  in 


l)  Derselbe  a.  t). 

’)  Urkunde  S.  2B6-2<>9. 

*)  lu  Heidi.  71  (782)  werden  die  Motive  dahin  erklärt:  nunc  vero  iterare 
libnit  ipsani  tmditioneni,  ipiia  temporalis  et  levis  et  iuconstans  est  aninm 
(der  Schenker). 
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Baiern  vor,  in  Anwendung  der  bairischen  ßrmatio  die  Tradi- 
tionshandlung von  Zeit  zu  Zeit  zu  wiederholen.  Ein  Beispiel  : 
Trad.  Lun.  45  (817) ')  Sigipehrt  hatte  dem  Kloster  Mond- 
see eine  Schenkung  gemacht.  Er  erinnerte  sich  der- 
selben und  erneuerte  sie  mit  seinem  Sohn  (möglicher- 
weise darum,  weil  bei  der  ersten  Schenkung  keine 
Zeugen  hinzugezogen  waren)  ...  et  volo  firmiorem 
facere,  quod  ita  factum  est  (also  nun  wird  er  Zeugen 
hinzugezogen  haben).  Nunc  trado  omnem  substanciam 

meam  ....  ut  post  obitiun  meum  habeatis Et 

ista  tradicio  de  quinquennio  in  quinquennium  sit  reno- 
vata  ac  firmiter  permaneat. 

Also  wie  bei  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs  alle  Jahre  ein  Zins  gezahlt  wird,  so  wird  hier  alle 
fünf  Jahre  der  Traditionsakt  wiederholt.  Damit  wird  keine 
neue  Schenkung  vorgenommen,  es  soll  nur  der  feste  Anspruch 
des  Klosters  im  Bewusstsein  gehalten  werdeu.  Insofern  hat 
also  Heusler  Recht,  wenn  er  behauptet,  eine  derartige  iteratio 
habe  zur  Kräftigung  der  Ansprüche  der  Kirche  gedient.  Aber 
wenn  auch  eine  solche  Erneuerung,  die  feierlich  in  der  Kirche 
vorgenommen  zu  werden  pflegte.  Dritten  gegenüber  zur  Klar- 
legung des  Sachverhältnisses  nicht  unwesentlich  war,  so  war 
sie  doch  in  Bezug  auf  die  eiste  Schenkung,  die  erste  traditio 
cartae  ohne  jeden  juristischen  Einfluss.  Wäre  der  Schenker  be- 
fugt gewesen,  die  Schenkung  selbst  zu  widerrufen,  so  hätte 
ihn  an  der  Ausübung  dieses  Rechts  keine  Wiederholung  des 
Traditionsaktes  je  hindern  können.  Denn  eine  solche  Wieder- 
holung konnte  unmöglich  dem  Beschenkten  inehr  Rechte  gebeu, 
dem  Schenker  mehr  Rechte  entziehen,  als  das  wiederholte  Rechts- 
geschäft selbst.  Und  ebenso:  wären  die  Erben  berechtigt  ge- 
wesen, sich  an  die  donatio  post  obitum  nicht  zu  kehren,  so 
würden  auch  sie  aus  demselben  Grund  durch  noch  so  viel 
Wiederholungen  nicht  verhindert  worden  sein,  von  diesem  ihrem 
Rechte  Gebrauch  zu  machen.  Die  iteratio  beweist  also  nichts 
für  die  Widerruflichkeit  und  Anfechtbarkeit;  man  kann  aus 
ihrem,  wie  wir  sahen,  seltenen  Vorkommen  nicht  schliessen,  dass 
die  donatio  post  obitum  widerruflich  und  für  den  Erben  un- 


*)  Abgedruckt  bei  Lörsch  und  Schröder  als  Nr.  49. 
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verbindlich  war,  sondern  nur,  dass,  obwohl  sie  unwiderruflich 
und  rechtsverbindlich  war,  die  Kirche  es  dennoch  für  zweck- 
mässig hielt,  zuweilen  eine  Erneuerung  vorzunehmen. 

Dass  man  die  vorkommenden  Erneuerungen  resolutiv  be- 
dingter Schenkungen,  von  denen  nachher1)  gehandelt  werden 
wird,  nicht  mit  den  bisher  besprochenen  Fällen  auf  eine  Linie 
stellen  kann,  sagt  Heusler  selbst;  das  Nähere  unten. 

Wenn  Heusler  weiter  als  Stütze  für  seine  Behauptung  den 
Umstand  heranzieht,  dass  der  Schenker  häufig  sich  mit  seinen 
Erben  noch  vor  seinem  Tode  ins  Einvernehmen  gesetzt,  ihnen 
wohl  auch  gewisse  Vortheile  zugesichert,  sehr  häufig  sie  gerade- 
zu aufgefordert  habe,  nach  seinem  Tode  die  Schenkung  zu  voll- 
ziehen, so  zeigt  eine  genaue  Betrachtung  der  vorkommenden 
Fälle,  dass  auch  diese  Thatsachen  keinen  stichhaltigen  Beweis 
für  Heusler  erbringen. 

Fürs  erste  nämlich  ist  der  erwähnte  Umstand  keiner,  der 
sich  etwa  nur  bei  den  dmationcs  post  obitwn  fände.  Schon  die 
Beispiele,  welche  Heusler  für  die  Mitwirkung  der  Verwandten 
und  die  Tradition  durch  Salmannen  anführt,  enthalten  ebenso 
häufig  augenblickliche  Schenkungen.  Und  leicht  könnte  man  aus 
den  Urkunden  zahlreiche  Fälle  anführen,  in  denen  augenblick- 
liche Schenkungen  mit  oder  ohne  Niessbrauchsvorbehalt  unter 
Zustimmung  der  Verwandten  geschehen.  Ueber  die  Salmannen 
ist  oben  gesprochen  worden*);  es  hat  sich  gezeigt,  dass  sie 
dann  herbeigezogen  wurden,  wenn  der  Schenker  selbst  die  tra- 
ditio carlae  nicht  vornehmen  konnte  oder  wollte.  Der  Grund 
nun  dafür,  dass  der  Schenker  die  Zustimmung  seiner  Verwandten 
einholte,  liegt  nicht  darin3),  dass  die  letzteren  ohne  dieselbe 
nicht  an  die  Schenkung  gebunden  gewesen  wären,  sondern  in 
folgendem.  Wie  im  römischen,  so  hatten  auch  im  deutschen 
Hecht  die  Angehörigen,  wenn  auch  ursprünglich  nur  ein 
kleiner  Kreis  von  Verwandten,  Anspruch  auf  einen  be- 
stimmten Theil  des  Nachlasses,  ein  Pflichttheilsrecht4).  Dies 

‘)  Siebe  unten  § 14. 

»)  Seite  43  ff. 

3)  Wie  dies  Heusler  Gewere  S.  47  nusführt. 

*)  Vgl.  z.  B.  Stubbe  PrH  V S.  171.  Ferner  Heusler  a.  0.  S.  43,  44: 
„Ich  meine,  es  sollte  sich  für  diese  Sache  ein  allen  deutschen  Stämmen  ge- 
meinsames Becht  nachweisen  lassen , und  zwar  dahin , dass  den  Kindern  ein 
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Pflichttheilsrecht  ist  der  Rest  des  ursprünglichen  Familieneigen- 
tlmms.  Verletzt  nun  der  Schenker  das  Ptiichttheilsrecht  seiner 
Erben,  so  ist  die  Folge,  nicht  etwa,  dass  die  Schenkung  un- 
gültig. sondern  dass  sie  rechtswidrig  ist,  dass  also  die  Erben 
befugt  sind,  dieselbe  im  Wege  der  Klage  anzufechten  und  durch 
die  siegreich  durchgeführte  Klage  dem  Beschenkten  die  Schen- 
kung zu  entreissen.  Es  wird  daher  im  Interesse  des  Schenkers 
gelegen  haben,  seine  Absicht,  eine  Schenkung  post  obitum  vor- 
nehmen zu  wollen,  seinen  künftigen  Erben  mitzutheilen  und 
durch  ihr  Zugegensein  oder  ihre  sonstige  Mitwirkung  feierlich 
und  öffentlich  festzustellen,  dass  sie  die  Schenkung  als  eine 
rechtmässige  anerkannt  und  damit  auf  künftige  Anfechtung 
verzichtet  hätten.  L'nterschrieben  sie  dann  die  Schenkungs- 
urkunde als  Zeugen,  oder  legten  sie  die  Hand  auf  dieselbe,  so 
konnte  die  beschenkte  Kirche  sich  später  leicht  nötigenfalls 
gegen  sie  vertheidigen. 

So  erklärt  sich,  warum  die  Erben  um  ihren  Beispruch  an- 
gegangen wurden  und  zwar  sowohl  bei  augenblicklichen,  als 
auch  bei  Schenkungen  nach  dein  Tode.  Ist  diese  Erklärung 
zutreffend,  so  ergiebt  sich,  dass  Heuslers  diesbezügliche  Annahme 
nicht  aufrechtzuerhalten  ist.  Damit  ist  dargethan,  dass  es 
falsch  ist  zu  folgern:  , donationes  post  ohilum  seien  nur  auf 
diesem  Wege  (d.  li.  mit  Zustimmung  der  Verwandten)  rechtlich 
ausführbar  gewesen“');  und  hieraus  weiter  zu  schliessen,  dass 
die  (Umatinnes  post  obitum  .vom  guten  Willen  der  Erben  ab- 
hängig waren“  *). 

Das  gleiche  Ergebniss,  welches  Heilster  ans  den  Urkunden 
bewiesen  zu  haben  meint  — wir  sahen  mit  Unrecht  - , soll 
sich  nach  ihm  nun  endlich  auch  aus  den  Koncilienbeschlüssen 
und  Reichsgesetzen  der  fränkischen  Zeit  ergeben. 

Was  zunächst  die  von  ihm  angeführten  Koncilietibeschlüsse 
aulaugt,  in  denen  mit  scharfen  Worten  gegen  die  Weigerung 
der  Erben,  die  Schenkung  vorzunehmeu,  und  gegen  den  Wider- 


l'fliehttheil  musste  gelassen  werden,  im  l'ebrigeii  aber,  soweit  dieser  unberührt 
blieb,  volle  Yerfiigungsfreihoit  bestand“.  Vgl.  lex  Rib.  IH  (50).  lex  Bainw.  I 1. 
Ein  Beispiel  aus  den  Urkunden  r..  B.  die  oben  S.  53  aus  der  rita  Salnhrrgac 
angeführte  Stelle. 

')  ( lewere  S.  478. 

*)  a.  0.  S.  479. 
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ruf  seitens  des  Schenkers  vorgegangen  ist . so  ist  zunächst  zu 
betonen,  dass  es  sich  auch  hier  keineswegs  allein  uni  donatione* 
post  obilum  handelt.  Wenn  im  ( 'oncil.  Aurel.  III  (a.  bitH)  c.  22 ') 
von  denjenigen  gesprochen  wird.  <|iti  oblationes  defunctorum 
legaliter  dimissas  i|uolil»et  ordine  assignare  tardaverint . so 
können  damit  ebensogilt  Salmannen  gemeint  sein,  welche  eine 
augenblickliche  Schenkung  eines  nun  Verstorbenen  auszuffthren 
zögern,  als  säumige  Erben  eines  Schenkers,  der  nach  seinem 
Tode  geschenkt  hat.  I nd  wenn  dann  auch  derjenige  mit  Strafen 
bedroht  wird,  welcher  quod  pro  devotione  sua  ecclesiis  dedit 
zu  widerrufen  wagt,  kann  da  nicht  mit  gleicher  Wahrschein- 
lichkeit eine  Schenkung  mit.  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs  ange- 
nommen werden? 

Doch  selbst,  wenn  man  hier  und  sonst  dnnaliotws  post 
obitwo  annehmen  will,  ist  folgendes  zu  erwägen.  Man  wird 
aus  diesen  auf  den  Koncilien  gefassten  Beschlüssen  sehr  gut 
mit  Heusler  schliessen  können,  dass  sich  im  Volke  ein  Wider- 
stand gegen  die  »lonationes  post  obilum  geltend  machte,  den 
die  Kirche  zu  brechen  suchte.  Aber  sollte  man  in  denselben 
wirklich  mit  Heusler  den  rklagenden  Ton  der  ecclesia  presm “ *) 
entdecken,  die  W orte  einer  Partei,  welche  nicht  im  Stande  ist. 
vor  dem  weltlichen  Richter  ihr  Recht  zu  erhalten?  Dies 
scheint  entschieden  zu  weit  zu  gehen.  Wenn  die  Kirche  die 
Säumigkeit  bei  der  Ausführung  von  Schenkungen  und  den 
Widerruf  derselben  mit  Strafe  bedrohte,  so  zwingt  nichts, 
hieraus  zu  schliessen,  dass  die  Ausführung  unerzwingbar,  der 
Widerruf  unverboten  war,  die  Kirche  also  durch  ihre  Beschlüsse 
im  Gegensatz  zu  dem  bestehenden  Recht  neues  Recht  schuf 
oder  schaffen  wollte.  Sondern  aus  diesen  Beschlüssen  scheint 
sich  viel  leichter  folgendes  zu  ergeben:  die  Kirche  schärfte 
das  bestehende  Recht  auch  ihrerseits  ein  durch  Androhung  der 
schwersten  geistlichen  Strafen  (Exkommunikation  n.  s.  w.l,  die 
bekanntlich  in  jenen  Zeiten  noch  nichts  von  ihrer  Wirksamkeit 
eingebüsst  hatten;  und  sie  schärfte  dasselbe  ein,  weil  es  — 
wie  man  Heusler  vollständig  zugeben  kann  — in  Folge  von 
der  im  Volke  herrschenden  Abneigung  häufig  verletzt  wurde. 

')  Abgeilrnckt  bei  Hensler  a.  0.  S.  480. 

*)  a.  0.  S.  481. 
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Nun  beruft  sich  endlich  Heusler  für  seine  Ansicht,  dass 
Schenkungen  auf  den  Todesfall  ohne  vorhergehende  Investitur 
unverbindlich  waren,  noch  auf  zwei  Kapitularien. 

Das  erste  dieser  Kapitulare  stammt  aus  dem  Jahre  8031). 
Dort  werden  im  Cap.  6.  Traditionen  an  die  Kirche  in  der  Hei- 
math  und  im  Felde  unterschieden.  Die  ersteren  sollen  geschehen 
coram  leqitimis  testibus.  Die  im  Felde  vorgenommenen  sollen, 
wenn  sie  später  nicht  angefochten  werden,  rechtsbeständig  bleiben. 
Liegt  der  Fall  so,  dass  Jemand  vor  Aufbruch  iu  den  Krieg 
seine  Sachen,  die  er  schenken  will,  einem  Salmann  übergeben 
hat,  und  dann  der  Salmann  vor  Ausführung  der  Schenkung 
stirbt,  der  Schenker  aber  gesund  aus  dem  Felde  heimkehrt, 
dann  soll  er  die  Schenkung  zurückempfangen;  wenn  auch  er 
fällt,  seine  Erben.  Diese  Bestimmungen  bieten  zu  Zweifeln 
keinen  Anlass;  da  der  Salmann  die  Tradition  noch  nicht  aus- 
geführt  hat,  soll  der  Schenker  sein  Gut  zurückerhalten;  seine 
Schenkung  wird  gleichsam  als  unter  einer  Resolutivbedingung 
geschehen  angenommen.  Mau  kanu  nun  nicht  sagen,  wegen 
mangelnder  Investitur  seitens  des  Salmannen  sei  die  Schenkung 
aufgehoben,  sondern  die  Erklärung  liegt  darin : der  Schenker 
hat  dem  Salmannen  tradiert,  damit  dieser  weiter  tradiere. 
Nun  stirbt  der  Salmann,  ehe  er  tradiert  hat;  also  ist  die  Aus- 
führung seines  Auftrages  unmöglich  geworden.  Wäre  nun  der 
Schenker  iu  der  Schlacht  gefallen,  ohne  Erben  zu  hinterlassen, 
so  müsste  das  Gut  doch  irgend  einem  zufallen;  dem  nmthmaass- 
lichen  Willen  des  Schenkers  gemäss  kommt  es  in  diesem  Fall 
an  die  Kirche.  Sind  Erben  vorhanden,  so  fällt  es  an  diese, 
denn  die  Nachfolge  des  natürlichen  Erben  ist  als  dem  Willen 
des  Schenkers  entsprechend  zu  vermuthen.  Ist  aber  der  Schenker 
zurttckgekehrt,  so  soll  ihm  Gelegenheit  gegeben  werden,  seinen 
Willen  noch  einmal  zu  erklären  oder  das  Gut  zurückzubehalten ; 
jetzt  bedürfte  es  einen  neuen  Rechtsgeschäfts,  wenn  es  der  Kirche 
tradiert  werden  sollte. 

Anders  steht  es  mit  dem  zweiten  Kapitular  aus  dem  Jahre 
818,  819*). 

Brunner  hat  die  Bestimmungen  dieses  Kapitulars,  über 

■)  Boretius  Nr.  39,  S.  113. 

*)  Boretius  Nr.  136,  S.  280;  früher  setzt«  man  es  in  das  Jahr  817. 
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deren  Bedeutung  viel  gestritten  worden  ist,  eingehend  und  ab- 
schliessend erörtert  ’). 

Dasselbe  behandelt  Schenkungen  im  Felde  schlechtweg, 
nicht  etwa  bloss  donatione»  post  obiium.  „Bei  der  Veräusse- 
mng  und  Uebereignung  intra  comilatum  sind  Sala  und  Investitur 
ungeschieden“*);  sie  erfolgen,  wie  wir  sahen,  durch  den  einen 
Akt  der  traditio  cartae.  Die  traditio  cartae  ist  aber  eiu  rechts- 
förmlicher  Akt.  Die  Rechtsförmliclikeiten.  welche  er  erfordert, 
können  extra  comilatum,  im  Felde,  nicht  beobachtet  werden. 
Um  aber  auch  den  Kriegern  im  Felde  eine  Schenkung  möglich 
zu  machen,  lässt  das  Kapitular  die  alte  Trennung  von  Sala  und 
Investitura,  welche  in  der  traditio  cartae  zusammengewaehsen 
waren,  wieder  aufleben.  Mit  der  traditio  cartae  intra  comilatum 
ist  das  Grundstück  übereignet,  mit  der  Sala  im  Felde  nicht; 
ihr  muss  eine  Investitur  folgen,  die  traditio  cartae  schliesst  sie 
in  sich. 

Wie  sich  hieraus  ergiebt,  können  die  Bestimmungen  des 
Kapitulant  nicht  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass  über- 
haupt stets  der  traditio  als  einem  ersten  Akt  die  Investitur 
als  ein  zweiter  zu  folgen  habe.  Dies  ist  nicht  der  Fall,  wo 
Tradition  und  Investitur  zu  gleicher  Zeit  untrennbar  verbunden 
durch  Begebung  der  Schenkungsurkunde  erfolgen.  Somit  ist 
das  Kapitular  für  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage  ohne 
Beweiskraft. 

Es  können  also  als  Ergebniss  der  in  diesem  Abschnittt  an- 
gestellten  Erörterungen  folgende  Sätze  hingestellt  werden: 

Die  donationes  post  obitum  werden  in  der  Form  der  tra- 
ditio cartae  vollzogen. 

Der  traditio  cartae  ist  wesentlich,  dass  in  ihr  Sala  und 
Investitur,  Veräusserung  und  Uebereignung,  zu  einem  Akte 
vereinigt  sind. 

Durch  die  traditio  cartae  ist  daher  die  Schenkung  voll- 
kommen vollzogen;  eine  etwa  noch  künftig  vorzunehmende  In- 
vestitur ist  begrifflich  undenkbar  und  findet  sich  nirgends. 

Der  traditio  cartae  und  damit  der  Schenkung  ist  die  Be- 
stimmung post  obitum  als  eine  Suspensivbedingung  hinzugefügt. 

■)  Urkunde  S.  278,  279. 

*)  Brunner  a.  0. 
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Diese  Suspensivbedingung  berührt,  wie  jede  andere  Sus- 
pensivbedingung. das  Rechtsgeschäft  nicht  in  seinem  Bestand 
es  ist  und  bleibt  definitiv  geschlossen  . sondern  nur  in 
seinen  Wirkungen:  dieselben  sind  bis  zu  dein  Augenblick,  in 
welchem  der  Schenker  stirbt,  hinausgeschoben. 

Tritt  dieser  Augenblick  ein.  so  machen  sich  die  Wirkungen 
sofort  geltend.  Ohne  jeden  Zwischenzustand  tritt  der  Be- 
schenkte an  die  Stelle  des  Schenkers. 

Ein  Recht  der  Erben,  die  Ausführung  der  Schenkung  zu 
weigern,  ist  unmöglich;  denn  es  giebt  juristisch  keine  Aus- 
führung der  Schenkung  mehr;  diese  ist  in  der  traditio  cartae 
erfolgt. 

Ebenso  ist  ein  Recht  des  Schenkers,  die  Schenkung  zu 
widerrufen,  unmöglich;  denn  die  traditio  cartae  ist  kein  ein- 
seitiger Liberalitätsakt  des  Schenkers,  sondern  ein  zwischen 
ihm  und  dem  Beschenkten  unter  feierlichen  Formen  geschlosse- 
ner Vertrag;  ein  Vertrag  kann  aber  nicht  einseitig  aufgehoben 
werden. 

Es  muss  noch  erwähnt  werden,  dass  in  dein  benutzten 
Quellenmaterial  sich  kein  einziger  Fall  eines  Widerrufs  einer 
donatio  post  obitum  findet. 


§ 12. 

Mehrere  Schenker. 

Bei  der  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  versuchten 
Beantwortung  der  Fragen  nach  dem  Begriff,  nach  den  äusseren 
Merkmalen,  nach  der  Form  und  Art  der  Vollziehung  und  nach 
den  Wirkungen  der  donationcs  post  ohitvm  ist  von  ihrem  ge- 
wissermassen  normalen  Anwendungsfall  ausgegangen  worden. 
Derselbe  besteht  darin,  dass  ein  Schenker  nach  seinem  Tode 
schenkt  und  zwar  durch  traditio  cartae. 

Nun  kommen  aber  häufig  in  den  Quellen  Fälle  vor,  in  denen 
gewisse  Modifikationen  eintreten,  welche  zwar  in  keiner  Weise 
das  Wesen  der  donaliones  post  obitum  ändern,  doch  aber  eine 
besondere  Betrachtung  erfordern. 

Zunächst  ist  es  nicht  immer  ein  Schenker  allein,  sondern 
zuweilen  sind  es  mehrere,  welche  eine  donatio  post  obitum  vor- 
nehmen. 
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So  besonders  Ehegatten.  Beispiele: 

Meicli.  I 44.  45  (743)  ego  . . Moatbertus  una  cum  con- 
iuge  mea  ....  ut  post  obituni  meum  et  coniuge 
mea  (statt  coniugis  meae). 

Meicli.  178  (784 — 788)  ego  ßegino  et  coniux  mea  Oaspirin 
. . tradimus  . . . ut  post  obitum  nostrum. 

Meicli.  210  (vor  810)  . . ego  Toti  simul  cum  coniuge  mea 
Galilea  tradimus  . . . . nt  sit  stabilis  et  immobilis  . . 
post  obitum  nostrum. 

Meicli.  444  (823)  ego  Pernolf  cum  coniuge  mea  Perlitui 
. . tradimus  atque  coudonamus  . . . atque  omnino  firma 
stabilitate  generali  manu  . . . constitnimus,  ut  quic- 
quid  inde  rectores  domui  ipsius  agere  voluissent, 
liberam  post  obitum  nostrum  in  omnibus  liabeant  . . . 
. . potestatem. 

Trad.  Fuld.  24  (765)  . . nos  bini  Halibertus  et  coniux 
mea  Hruada  . . . transcribimus  et  post  nostnim  am- 
borum  discessnm  quautum  conlaboravimus  . . . 

Trad.  Fuld.  43  (773)  . . ego  Adalfrid  et  coniux  mea  Son- 
gart . . . donamus  . . . post  nostrum  vero  discessum 
amborum  snpra  dictam  rem  rectores  . . habeatis  . . . 

Trad.  Fuld.  44  (774)  ego  Neripralit  et  coniux  mea  Ratburg 
per  lianc  cliartulam  donationis  sive  testamentnm  dono 
. . . donatumque  esse  volumus  et  . . . confirmamus 
post  obitum  nostrum. 

Trad.  Fuld.  71  (781)  ego  Ratboto  et  coniux  mea  Kruodlind 
tradimus  post  obitum  nostrum. 

Trad.  Wiz.  2 (742)  ego  Liutfridus  et  coniux  mea  Theutil* 
donamus  omnes  res  nostras  ...  in  ea  vero  racione,  ut 
post  discessum  nostrum  amborum  habendi  . . . per 
lianc  testaraentum  donacionis  liberam  et  in  omnibus 
firmam  . . liabeant  potestatem. 

Auch  die  Formelsammlungen,  die  nur  so  wenige  donaliones 
post  obitum  enthalten,  bieten  ein  hierher  gehöriges  Beispiel, 
das  freilich  aus  einer  der  jüngsten  Sammlung,  den  Fonnulae 
Salzburgenses  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts),  stammt: 

Form.  Salzb.  4 (Zeumer  S.  440,  441)  ego  ...  et  coniux 
mea  . . . donamus  . . . aliquas  res  nostras  . . . ea 

Hübner,  die  donationes  post  obitum.  5 
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ratione  tradinms  ad  supradietum  monasterium  post  am- 
borum  ex  hac  luce  discessam. 

In  diesen  Fällen  tritt  erst  mit  dem  Tode  des  überlebenden 
Gatten  die  Bedingung  ein;  die  Wirkung  der  Schenkung  ist  also 
noch  weiter  hinausgeschoben,  als  in  der  Schenkung  nur  eines 
Schenkers.  Jedoch  kommt  es  auch  vor,  dass  zwei  Ehegatten 
eine  Schenkung  machen,  die  aber  schon  nach  dem  Tode  des 
Ehemannes  in  Wirksamkeit  treten  soll;  liier  ist  es  denn  recht- 
lich ebenso,  als  wenn  nur  ein  Schenker  vorhanden  wäre. 

Meich.  47  (774)  ego  Rihpald  clerieus  ...  et  uxor  mea 
omnia  quae  habuimus  . . . tradedi  . . . ut  post  obitum 
meum  stabilis  fuisset. 

Meich.  65  (779)  ego  Cartheri  tradidi  et  uxor  mea  . . . ut 
post  obitum  meum  stabilis  fuisset. 

Dagegen  wird  der  Eintritt  der  Wirkung  noch  weiter  hinaus- 
geschoben, wenn  zu  den  schenkenden  Eheleuten  noch  eine  dritte 
Person  hinzutritt,  und  bestimmt  wird,  dass  erst  nach  dem  Tode 
aller  Drei  die  Schenkung  an  den  Beschenkten  fallen  solle. 

Meich.  57  (778)  ego  Reginholi  pariter  manu  communi  filii 
mei  Hertoldi  uec  non  et  coniuge  meae  Lantrata  . . . 
rem  propriam  ...  ex  integro  post  obitum  nostrum 
tradimus  .... 

Trad.  Fuld.  27  (765)  ego  Bernharius  et  coniux  mea  no- 
mine Uualtbaid  et  soror  mea  Hiltilanc  . . . donamus 
totum  et  integrum  post  obitum  nostrum. 

Ausser  einem  Ehepaar  finden  wir  als  Schenker  ferner  Vater 
und  Sohn: 

Meich.  41  (773)  ego  Adalunc  simulque  cum  filio  meo  Hroa- 
dunc  . . . tradimus  post  obitum  nostrum. 

Meich.  137  (803)  ego  . . Starcholfus  et  filius  meus  Hiltol- 
fus  . . . tradimus  . . . post  decessum  nostrum. 

Grossvater  und  Enkel: 

Meich.  352  (817)  notum  est  . . . qualiter  Heriperht  archi- 
presbyterus  pariter  cum  nepote  suo  Sinchart  nomine 
commune  manu  tradidernnt  ....  totum  ex  integro 
post  illorum  obitum. 

Ferner  finden  sich  als  Schenker  mehrere  Brüder  (Trad. 
Fuld.  601  a.  869);  zuweilen  werden  auch  nur  schlechtweg  zwei 
Schenker  genannt,  ohne  dass  ersichtlich  ist,  ob  und  in  welchem 
verwandtschaftlichen  Verhältniss  sie  stehen  (Trad.  Lun.  2 a.  814). 
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§ 13. 

Erweiterungen. 

Alle,  auch  die  zuletzt  besprochenen  Fälle  stimmen  darin 
überein,  dass  der  Tod  des  Schenkers  oder  der  mehreren  Schenker 
Bedingung  war.  Dass  dies  für  die  donationes  post  obitwn  das 
Regelmässige  ist,  erklärt  sich  leicht.  Denn  wenn  die  Kirche 
den  Leuten,  welche  ihr  Schenkungen  machen  wollten,  die  Ver- 
günstigung gewährte,  diese  Schenkungen  vorerst  unausgeführt 
lassen  zu  dürfen,  so  dass  die  Schenker  selbst  gar  keine  Ver- 
änderung merkten  und  behaglich  die  Vortheile  des  donner  et 
retenir  gemessen  konnten,  so  wollte  sie  doch  wenigstens  eine 
sichere  Anwartschaft  haben,  sie  wollte  die  Leute,  deren  Tod 
sie  erwarten  musste,  durch  den  feierlichen  Akt  der  traditio 
carlae  persönlich  sich  verpflichten,  und  nur  ihnen,  die  sie  kannte 
und  deren  muthiuaassliche  Lebensdauer  sie  abschätzeu  konnte, 
die  Vergünstigungen  gewähren.  Aber  selbst  von  diesem  Grund- 
satz wurden  Ausnahmen  gestattet;  die  ursprüngliche  Natur  der 
donationes  post  obitum  wurde  dadurch  erweitert,  dass  nicht  nur 
der  Tod  der  Schenker,  sondern  auch  der  dritter  Personen  als 
Bedingung  gesetzt  wurde,  der  Gegenstand  der  donatio  also,  ehe 
er  an  den  Beschenkten  gelangte,  vorerst  noch,  nach  dem  Tode 
des  Schenkers,  einem  von  diesem  Bezeichneteu  zu  Gute  kam. 
Man  sieht,  wie  die  Kirche  gern  den  augenblicklichen  Zuwachs 
fahren  lässt,  um  den  Laien  die  Schenkungen  so  leicht  wie  mög- 
lich zu  machen.  Wie  mancher  mochte  sich  bestimmen  lassen, 
nun  eine  donatio  post  obitum  vorzunehmen,  von  deren  Wirkung 
nicht  nur  nicht  er  selbst,  sondern  auch  sein  Sohn  oder  wem  er 
sonst  sein  Gut  vererben  wollte,  nichts  verspürte.  Aber  freilich 
oft  genug  mochte  der  Schenker  in  dem  beglückenden  Gefühl 
des  Augenblicks,  durch  ein  frommes  und  noch  dazu  billiges 
Werk  sich  irdischen  und  himmlischen  Lohn  zu  verdienen,  nicht 
daran  gedacht  haben,  wie  schwer  später  die  Auslieferung  der 
Schenkung  dem  zukünftigen  Besitzer  werden  würde,  der  dann 
ohne  jede  Gegenleistung  die  Ländereien  seines  verstorbenen 
Vorgängers  hergeben  musste,  mochte  sich  der  Werth  des  Land- 
besitzes gesteigert  haben,  seine  Familie  verarmt  sein  oder  nicht. 
Denn  auch  in  diesen  Fällen  wurde  das  Wesen  der  donatio  post 
obitum  nicht  verändert;  auch  hier  war  durch  traditio  cartae  die 
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Schenkung  vollzogen  und  der  Dritte,  bis  zu  dessen  Tode  die 
Schenkung  der  Kirche  vorenthalten  blieb,  war  gleichfalls  ein 
Eigeuthttmer,  dem  das  Recht  anderweitiger  Veräusserung  und 
Vererbung  nicht  zustand.  Gerade  hier  kommen  sich  donationes 
post  obitum  und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
(zu  Gunsten  dritter)1)  sehr  nahe;  aber  auch  hier  bleibt  der 
juristische  Unterschied  unverwischt. 

Derartige  Erweiterungen  konnten  nun  einmal  dadurch  her- 
beigeflihrt  werden,  dass  eben  der  Schenker  sich  ausmachte,  nicht 
schon  nach  seinem,  sondern  erst  nach  dem  Tode  eines  Dritten, 
den  er  in  der  Urkunde  benannte,  der  aber  nicht  Mit-Schenker 
war,  solle  die  Schenkung  wirksam  werden. 

So  wird  z.  B.  bestimmt,  dass  erst  nach  dem  Tode  des 
Schenkers  und  seines  Bruders  die  Schenkung  der  Kirche  zu- 
fallen solle. 

Meich.  553  (831)  ego  . . Ascrih  presbiter  renovavi  pristi- 
nam  traditionem  et  iterum  renovando  . . . post  vitam 
meam  et  fratris  mei  Totoni  . . . tradidi .... 

Oder  an  Stelle  des  Bruders  wird  die  Schwester  genannt: 

Meich.  645  (846)  ego  . . Chuniperht  presbiter  . . . firmiter 
condonavi  post  obitun»  meum  et  sororis  meae. 

Oefters  bestimmt  auch  der  Schenker,  dass  erst  nach  seinem 
und  seiner  Frau  Tode  das  Geschenkte  übergehen  solle;  dies 
Rechtsgeschäft  ist  also  in  seinen  Wirkungen  dem  oben  be- 
sprochenen gleichsam  entgegengesetzt,  in  welchem  zwei  Ehe- 
gatten schenken,  aber  nur  der  Tod  des  eiuen  als  Bedingung  ge- 
setzt ist*). 

Trad.  Pat.  27  (796)  ego  . . Adalscalc  . . dono  trado  omnes 
res  meas  . . . per  hanc  epistolam  traditionis  . . . post 
meum  discessum  vel  coniuge  meae  Erkanradane. 

Trad.  Pat.  41  (c.  805)  vir  . Ato  tradidit  . . . post  vitam 
suam  et  uxoris  suae. 

Trad.  Lun.  12  (?)  ego  Megilo  . . . trado  hereditatem  meam  . . 
post  obitum  meum  et  post  obitum  mulieris  meae*). 


')  Siehe  unten  g 26. 

*)  Siehe  oben  Seite  66. 

*)  Die  Urkunde  führt  fort:  et  deinceps  si  nnius  de  nobis  alinm  auper- 
vixerit,  in  eins  sit  poteatate  dnm  vivit.  nt  in  monaatcrium  introierit  et  tune 
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Mit  der  Hinzufügung  einer  weiteren  Bedingung  findet  sich 
eine  gleiche  Bestimmung  in 

Trad.  Lun.  104  (826)  ego  Uuillihelmus  comes  . . trado,  ut 
post  obiturn  meum  et  uxoris  meae  et  si  uxor  mea  tam- 
diu  lectum  meum  servaverit,  hoc  habeat,  postea  in 
vestrum  dominium  dispono. 

Ferner 

Trad.  Fuld.  310  (815)  ego  . . Asolf  dono  atque  trado  . . 
ea  duntaxat  ratione,  ut  post  obitum  meum  et  de  hac 
lnce  discessum  et  coniugis  meae  in  vestrum  transfundo 
dominium. 

Aehnlich  liegt  die  Sache  in  einem  Fall  des 

Mitth.  Rhein.  UB  141  (896)  : ein  gewisser  Rotger 

hatte  mit  Erlaubnis  des  Stiftes  St.  Maximin  eine 
Kapelle  gestiftet,  sie  mit  Ländereien  ausgestattet  und 
schenkt  sie  darauf  der  Kirche  des  h.  Maximin  ea 
tarnen  conditione.  ut  usque  ad  obitum  meum  vel  uxoris 
meae  Anastasie  sub  iure  nostro  nullo  contradicente 
persistat ; postea  vero  monaehorum  utilitati  . . iure  le- 
gitimo  cum  omni  bono  illius  ville  cedat. 

Aber  nicht  nur  der  Gattin,  sondern  auch  den  Kindern  soll 
die  Schenkung  zurückbehalten  bleiben. 

Trad.  Fuld.  45  (774)  . . ego  Otacar  et  coniux  mea  Hruod- 
suuind  . . donamim  . . . totum  et  integrum  post  nostrum 
et  filiorum  nostorum  discessum  supra  dictam  rem  ha- 
beatis.  Fast  wörtlich  gleichlautend  Trad.  Fuld.  104 
(792). 

Dann  wird  die  Bestimmung  auch  wohl  so  getroffen,  dass 
gesagt  wird:  erst  nach  dem  Tode  meiner  Frau  und  dem  meiner 
Kinder  sollt  ihr  die  Schenkung  erhalten. 

Trad.  Fuld.  130  (?)  ego  . . Freibrato  trado  ...  in  elimo- 
sinam  meam  et  coniugis  meae  . et  filii  mei  . . . ita,  ut 
post  obitum  nostrum  trium  illi  servi  Dei  ....  habere  . . . 
habeatis  potestatem. 

Trad.  Lun.  75  (805)  ego  Meginrat  . . . trado  pro  me  ipsn- 
met  et  pro  filium  meum  Megiuhardum  et  pro  uxore 

ibi  sit  stabil itas.  Es  wird  also  das  der  Gattin  vorbehaltenc  Kecht  von 
einer  ihrerseits  au  erfüllenden  Bedingung  abhilngig  gemacht.  Hierüber 
siehe  unten  Seite  71  ff. 
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mea  Hiltipirinna,  ut  post  obitum  nostrum  in  omnibus 
habeatis  potestAtem l). 

Wenn  es  in  der  Urkunde  Meich.  173  (810)  heisst: 
ego  Erlianlieri  presbyter  post  discessum  meum  nepote  meo 
nomine  Heriwiri . . . ecclesiam  meaiu  . . . trado  atque  traus- 
fundo  . . . ; similiter  ad  . . ipsam  ecclesiam  ....  ei  eo 
tenore  post  obitnm  meum  trado  et  omnia  ...  in  ipsius 
potestate  post  obitum  meum  pennaneat  usque  in  finem 
vitae  suae:  eius  vero  post  obitum  cum  omni  integri- 
tate  supra  dictas  res  permaneant  ad  Frigisingas  sicut 
in  antea  acta  traditio  continetur  . . . , 
so  dürfte  hierin  die  Tradition  einer  lebenslänglichen  proprietas 
zu  erkennen  sein,  ein  Rechtsgeschäft,  durch  welches  materiell 
derselbe  Erfolg  erzielt  wurde,  wie  bei  einer  Schenkung  nach 
dem  Tode  eines  Dritten*):  der  Sohn  wird  zum  lebenslänglichen 
Eigenthttmer  gemacht,  mit  der  Bedingung,  dass  mit  dessen  Tod 
die  Kirche  Eigenthttmerin  sei. 

Einen  Fall  ähnlicher  Art,  nur  von  einem  anderen  Stand- 
punkt aus  dargestellt,  finden  wir  in  der  Urkunde 

Meich.  I S.  75  (772):  der  Abt  Atto  schenkt  ein  Besitzthum 
an  die  Freisinger  Kirche,  welches  ihm  von  einem  ge- 
wissen Anulo  und  dessen  Sohn  übergeben  war : quam 
commendaverunt  mihi  ad  vitam  meam ; und  zwar  mit 
der  Auflage  ut  post  obitum  meum  ad  dictum  locum  . . . 
cum  omni  integritate,  seu  si  ego  ipse  aliquid  lucri  ad- 
quirere  possim,  ad  sanctorum  reliquias  . . . confirmassem. 


')  Wenn  es  Trad.  Fuld,  79  (785)  heisst:  dono  nt  post  obitnm  fllii  nici  . . . 
ecclesia  habeat  potestatem  nnd 

Trad.  Pat.  8 (774 — 788)  ego  . . trado  . . . post  obitum  tilii  mei  potesta- 
tem  habeant  . . . , 

so  erklären  sich  diese  Ausdrücke  wohl  am  einfachsten  dadnreh,  dass  der 
Schenker  es  unterlassen  hat  zu  sagen:  post  obitnm  meum  et  post  obitum 
fllii  mei ; mag  er  dazu  durch  die  sichere  Annahme  seines  früheren  Todes  ver- 
anlasst worden  sein,  oder  es  als  selbstverständlich  angesehen  haben,  dass, 
falls  dennoch  sein  Sohn  früher  stürbe,  der  betreffende  Gegenstand  zunächst 
an  ihn  znrückfallen  würde.  .ledoeh  könnte  man  auch  denken,  dass  es  sich 
nm  einen  Gegenstand  handelt,  der  zwar  dem  Sohn  überlassen  ist,  aber  noch 
im  Eigenthum  des  Vaters  steht,  und  über  den  nun  der  Vater  verfügt,  indem 
er  seine  eignen  Ansprüche  auf  denselben  anfgiebt. 

*)  Ähnliche  Fälle  bei  Brunner  Landachenknngen  S.  26,  27. 
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Diese  ihm  auferlegte  Schenkung  an  die  Kirche  führt 
er  nun  aus : nunc  autem  restaurabo  et  conflrmabo  pe- 
titiones  eorum  reddoque  et  restituo  ipsas  res  . . . ad 
sanctam  domum  Dei. 

Also  der  Schenker  hat  das  Gut  zu  lebenslänglichem  Eigen- 
thuni  ad  ritum  mam  kommendiert  erhalten,  jedoch  mit  der  Auf- 
lage, eine  donatio  post  obilutn  mit  diesem  Gut  vorzuuehmen.  Mit 
der  Kirche  selbst  haben  die  ursprünglichen  Eigenthümer  keinen 
Vertrag  geschlossen;  die  Kirche  wird  auch  hier  erst  durch  die 
donatio  Eigenthiimerin. 

Es  sind  jetzt  einige  Fälle  zu  besprechen,  in  denen  der 
donatio  post  obilum  noch  einige  weitere  Bestimmungen  hinzu- 
gefügt sind  oder  der  Eintritt  der  Wirkungen  der  Schenkung 
nicht  bloss  au  den  Eintritt  des  Todes,  sondern  an  noch  andere 
Bedingungen  geknüpft  ist. 

In  einigen  Urkunden  wird  darauf  Rücksicht  genommen, 
dass  dem  Schenker  möglicherweise  noch  Kinder  geboren  werden. 

Meich.  70  (780)  ego  Cuuzo  propriam  alodem  . . . [tradoj 
ut  post  obitum  meum,  si  Dominus  sobolem  mihi  dederit, 
mea  portio  cum  praesenti  traditione  ad  ecclesiam  . . . 
pertinere  debeat ...  Sin  autem,  ex  integro  traditio 
haec  firma  et  stabilis  permaneat. 

Hier  wird  ersichtlich  auf  das  Pflichttheilsrecht  der  Kinder 
Rücksicht  genommen ; dasselbe  will  der  Schenker  nicht  antasten, 
sondern,  falls  er  Kinder  erhält,  nur  über  den  freigebliebenen 
Tbeil  verfügen.  Andernfalls  dagegen  ist  sein  Gut  durch  die 
gegenwärtige  Schenkung  ex  integro  der  Kirche  übereignet. 
Ebenso  deutlich  ist 

Meich.  112  (793)  ego  Crimperht  . . . trado  atque  trans- 
fundo  propriam  hereditatem  meam  . . . post  obitum 
meum  .....  ea  scilicet  ratione,  si  genuerim  de  legitima 
uxore  heredes  aliquos,  ut  habeant  portionem  heredi- 
tatis  meae,  quod  eos  legitime  pertinet  in  partem,  mea 
vero  pars  post  obitum  meum  firmiter  . . . hereditas 
sit  sanctorum  in  perpetuum. 

Aehnliche  Bestimmungen  linden  sich  in  Meich.  115  (802), 
116  (802);  ferner  in  Trad.  Lun.  101  (807)  ego  Alpkis 
....  tradidi,  si  me  Alias  natus  fuisset,  medium 
porcionem  illi  habuisset,  et  si  me  nou  fuisset  creatus 
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post  obitum  meum  omuia  causa  mea  ad  monasterium 
fuisset  traditus. 

Zuweilen  finden  sich  noch  mehr  ins  Einzelne  gehende  Be- 
stimmungen. So  z.  B.  in  Hundt  I 2 (771)  ego  Vurm- 
hart  . . . propriam  hereditatem  post  obitum  meum,  si 
genetrix  mea  ante  finem  meum  vitalem  emitteret  flatum, 
et  si  soboles  non  genuissem,  post  dies  meos  funditus 
substantia  mea  . . . ecclesiae  . . . pertinere  debuisset; 
si  autem  meae  (wohl  = mihi)  deeessisse  et  genetrice 
aut  infante  proprio  supervixisse  contigerit,  tertia  pars 
ecclesiae  conteneatur,  eorum  post  obitum  relique,  quae 
fuerint,  supra  merabratim  ecclesiae  soli  dentur. 

Diese  Urkunde  ist  sehr  schlecht  formuliert.  Sie  scheint 
folgendermaassen  erklärt  werden  zu  müssen:  Vurmhart  macht 
eine  donatio  post  obitum.  Aber  nur  für  den  Fall,  dass  seine 
Mutter  vor  ihm  stirbt  und  er  keine  Kinder  bekommt.  Dann, 
wenn  er  also  völlig  erbenlos  stirbt,  soll  nach  seinem  Tode  sein 
Vermögen  funditus  der  Kirche  anheim  falleu.  Dagegen  wenn 
er  selbst  stirbt  (das  muss  meae  deeessisse  bedeuten)  und  seine 
Mutter  oder  ein  Kind  ihn  überlebt,  dann  soll  nach  seinem  Tode 
nur  ein  Drittel  an  die  Kirche  gelangen,  die  übrigen  zwei  Drittel 
seiner  Mutter  und  seinem  Kinde  Vorbehalten  bleiben;  erst  nach 
deren  Tode  fallen  auch  diese  zwei  Drittel  der  Kirche  zu. 

Dass  der  Charakter  der  Schenkung  durch  die  Hinzufügung 
einer  weiteren  Bedingung  beeinflusst  wurde,  sehen  wir  ans 

Meich.  64  (779)  ego  Cuntperht  presbiter  . . . propriam 
meam  alodem  dedi  . . . et  si  licet  mihi  secularem 
habitum  dimittere,  in  hac  hora  sit  stabilis  ad  altare 
s.  Mariae  . . . et  si  mihi  non  licet  dimittere  secularem 
habitum  . . .,  tarnen  post  obitum  meum  firma  et  stabilis 
ad  . . . domum  Dei  usque  in  ultimum  diem. 

Hier  wird  also  eine  Alternative  gesetzt:  eine  donatio  post 
obitum  nur  für  den  Fall,  dass  es  dem  Schenker  nicht  gelingt, 
in  ein  Kloster  einzutreten. 

Ferner  ist  zu  erwähnen,  dass  auch  bei  den  donationes  post 
obitum  sich  hin  und  wieder  Bestimmungen  finden,  durch  welche 
dem  Beschenkten  noch  für  die  Zeit  nach  dem  Tode  des  Schen- 
kers Verpflichtungen  auferiegt  werden;  es  wird  ihm  verboten, 
das  geschenkte  Gut  später  an  Dritte  auszuleihen ; oder  der 
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Schenker  macht  ans.  dass  wenn  später  einer  seiner  Verwandten 
sich  dem  Priesterstand  widmen  wolle,  er  mit  Erlaubniss  des 
Bischofs  der  beschenkten  Kirche  in  den  Dienst  der  letzteren 
treten  dürfe  u.  dgl.  Z.  B. 

Trad.  Wiz.  53  (774)  ut  nullns  rector  eiusdem  a locis  Dei 
supradictas  res  nec  beneficiat  ulli  hominum  vel  illorum 
vel  extraneornm  ullo  umquam  tempore  et  si  aliter 
fecerit  nisi  qnod  ad  ipsos  servos  Dei  . . . omni  tempore 
deserviant,  sciant  in  die  iudicii  rationem  redditurum. 

Meich.  179  (vor  810)  ea  vero  ratione,  si  post  obitum  nostrum 
<iuis  de  propinquis  nostris  in  servitium  Dei  sacerdotali 
officio  se  adiunxerit,  cnm  liceutia  ipsius  episcopi,  qni  his 
temporibus  supradicto  domo  praeesse  dinoscitur,  subiectus 
et  obediens  sit  in  omnibus  ecclesiae  s.  Mariae  ...  et 
caput  et  cansas  exinde  diiudicat.  sicut  et  ego. 

Jedoch  alle  diese  Besonderheiten  und  Erweiterungen  treten 
in  viel  grösserer  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  bei  den  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  auf.  Daher  möge  das  Gesagte 
für  die  donatione s post  obitum  genügen. 

§ 14. 

Resolutiv  bedingte  Schenkungen. 

In  alleu  bisher  besprochenen  Fällen  war,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  donatio  post  obitum  eine  durch  den  Tod  des  Schen- 
kers (oder  Anderer)  suspensiv  bedingte  Schenkung. 

Es  kommen  jedoch  Fälle  vor,  in  denen  nicht  eine  Suspensiv-, 
sondern  eine  Resolutivbedingung  der  Schenkung  hinzugefügt  ist. 

Freilich  finden  sich  derartige  Fälle  nur  selten ').  Als  Bei- 
spiel diene 

Meich.  398  (819):  ein  gewisser  Uo  kommt  vor  dem  Auf- 


')  Als  Analogie  könnten  vielleicht  die  unter  dem  Vorbehalt  treuer 
Dienste  oder  besonderer  Treue  erfolgenden  Vergabungen  angesehen  werden. 
Denn  „juristisch  betrachtet  sind  solche  Vergabungen  Schenkungen  mit  der 
Resolutivbedingung,  dass  das  Übertragene  Recht  erloschen  sein  soll,  wenn  der 
Beschenkte  die  Treue  nicht  bewährt  oder  die  Dienste  nicht  leistet“  (Brunner 
Randsclienkungcn  8.  18).  Freilich  wird  hier  der  Eintritt  der  Resolutivbedin- 
gung nicht  durch  den  Schenker,  sondern  durch  den  Beschenkten  herbeigeführt. 
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brach  iu  den  Krieg  nacli  Freisingen  und  macht  an 
die  dortige  Marienkirche  eine  Schenkung  ea  ra- 
tione  . . si  in  illo  comitatu  (wohl  = Kriegszug)  vitam 
finiret,  eodem  die  tenetur  ad  iam  dicto  domo,  si  autem 
inde  veniret,  tune  fuisset  in  sua  potestate. 

Es  werden  also  hier,  wie  in  ähnlichen  Fällen,  zwei  Mög- 
lichkeiten angenommen : Tod  im  Kriege  oder  Heimkehr.  Tritt 
der  erste  Fall  ein,  so  ist  eine  reine  donatio  post  obitum  vor- 
genommen; bei  glücklicher  Heimkehr  dagegen  soll  das  Rechts- 
geschäft aufgelöst  werden ; es  bleibt  also,  bis  eine  solche  unmög- 
lich geworden,  resolntiv  bedingt.  Wenn  dann  nachher  der  zu- 
rückgekehrte Schenker  als  Dank  für  seine  Rettung  die  der 
Kirche  für  den  Fall  seines  Todes  zugedachte  Schenkung  der- 
selben doch  znwenden  wollte,  konnte  dies  nur  durch  eine  völlig 
neue  Schenkung  geschehen.  Genau  genommen  konnte  also  hier 
von  einer  Erneuerung  nicht  geredet  werden;  weshalb  auch, 
wie  wir  sahen,  derartige  Fälle  für  die  Frage  nach  deu  Er- 
neuerungen der  donationes  post  obitum  ausser  Betracht  bleiben 
müssen. 

§ 15. 

Verwandte  Fälle. 

Endlich  bleiben  noch  einige  wenige  Fälle  hervorzuheben, 
in  denen  zwar  keine  donationes  post  obitum  vorliegen,  deren 
rechtlicher  Charakter  jedoch  ein  deu  genaunteu  Schenkungen 
völlig  analoger  ist. 

Es  wird  nämlich  nicht  der  Tod  des  Schenkers,  sondern  ein 
anderes  Ereigniss  der  Schenkung  als  Suspensivbedingung  hin- 
zugefügt, und  zwar  entweder  als  alleinige  Bedingung  oder  alter- 
nativ neben  dem  Tod  des  Schenkers. 

Beispiele  linden  sich , soweit  ich  sehe,  nur  in  Mondseer 
Urkunden. 

Trad.  Lun.  92  (?)  ego  Nuafwgrin  donacionem  facit 

post  illum  diem,  si  in  monasterinm  intravero  aut  soras 
de  ista  terra  pro  anirno  mea1). 


*)  l)ie  Urkunde  ist  sehr  schlecht  famuliert;  der  letzto  Satz  (aut  soras 
bis  mea)  scheint  in  der  vorliegenden  Fassung  unverständlich.  — Vielleicht 
dürfen  als  weitere  Beispiele  genannt  sein  Trad.  Lun.  12  (?),  42  (773). 
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Wie  man  sieht,  behandelt  der  Schenker  den  Eintritt  in 
das  Kloster  wenigstens  rechtlich  als  gleichbedeutend  mit  seinem 
leiblichen  Tod.  Es  ist  keine  Schenkung  nach  dem  Tode,  sondern 
eine  Schenkung  nach  dem  Eintritt  in  das  Kloster. 

Verwandt  mit  den  donationes  post  obitum  sind  schliesslich 
die  besonders  in  den  Formeln  sich  findenden  gegenseitigen  Ver- 
gabungen auf  den  Todesfall  zwischen  Eheleuten1). 

Der  Mann  vermacht  seiner  Frau  sein  ganzes  Vermögen  auf 
den  Fall  seines  Todes  und  gleichzeitig  in  derselben  Weise  die 
Frau  dem  Mann. 

Als  Beispiele  aus  den  Formelsammlungen  sind  zu  nennen: 

Marc.  II  12  (Zeurner  S.  50),  7 (Z.  S.  79,  80),  8 (Z.  S.  80). 

Form.  Turon.  17  (Z.  S.  144,  145),  18  (Z.  S.  145), 

Form.  Sal.  Merk.  16  (Z.  S.  247), 

Form.  Sal.  Lind.  13  (Z.  S.  275,  276); 
auch  in  den  Urkunden  kommen  einige  wenige  Beispiele  vor: 
z.  B.  Wart.  III  78»  (931?). 

Derartige  Rechtsgeschäfte  haben  sich  im  Anschluss  an  die 
Atfatomie  entwickelt:  es  handelt  sich  in  ihnen,  ebenso  wie  bei 
der  Afatomie,  um  Erbeseinsetzungen.  Sie  unterscheiden  sich 
dadurch  von  den  eigentlichen  donationes  post  obitum , bei  welchen 
der  Bedachte  nicht  als  Erbe  aufzufassen  ist,  sondern  durch  ein 
unter  Lebenden  abgeschlossenes  Geschäft  das  Gut  des  Schenkers 
erhält. 

Hiermit  dürften  die  donationes  post  obitum  sowohl  nach  ihren 
wesentlichen  Eigenschaften  als  auch  in  Bezug  auf  die  zuweilen 
bei  ihnen  vorkommenden  Besonderheiten  hinlänglich  erörtert 
worden  sein. 

*)  Vgl.  z.  B.  Stubbe  1’rR  V S.  172,  173;  besonders  Schröder  Ebel.  Güter- 
recbt  I S.  157  ff. 
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ZWEITER  THEIL. 


Die  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Nießbrauchs. 

§ 16. 

Begriff. 

Die  donalio  post  obitum  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  ein 
bedingtes  Rechtsgeschäft.  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  ist  ein  unbedingtes  Rechtsgeschäft.  In  demselben 
Augenblick,  in  welchem  die  Schenkung  vollzogen  wird,  tritt  auch 
der  Scheuknngserfolg  ein : das  geschenkte  Objekt  geht  aus  dem 
Eigenthum  und  Besitz  des  Schenkers  in  das  Eigenthum  und  den 
Besitz  des  Beschenkten  über;  bedingungslos.  Aber  nicht  vor- 
behaltlos. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist,  wie 
dies  schon  der  Name  deutlich  sagt,  keine  einfache  Schenkung 
unter  Lebenden.  Der  Schenker  will  seine  Schenkung  einem 
Anderen  zuwenden,  aber  zugleich  will  er  durch  dieselbe  keine 
wesentliche  Einbusse  leiden.  Seine  Liberalität  ist  nicht  frei 
von  Egoismus.  Auch  diesem  Rechtsgeschäft  liegt  wie  der  do- 
natio post  obitum  der  Wunsch  nach  dem  donner  et  retenir  zu 
Grunde.  Aber  bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
wird  dieser  Wunsch  in  anderer  Weise  erfüllt.  Auch  die  do- 
natio post  obitum  ist  ein  Vertrag : aber  nur  der  eine  Tlieil,  der 
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Schenker,  hat  zu  leisten,  der  andere  nur  zu  empfangen,  und 
zwar  in  der  Art,  dass  er  auf  den  sofortigen  Empfang  verzichtet. 
Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbranchs  dagegen  ver- 
pflichtet beide  Theile  zu  Leistungen.  Der  Schenker  hat  die 
Schenkung  zu  leisten,  der  Empfänger  die  Rückgewähr  zu  Niess- 
brauch.  Aber  die  Leistung  des  Empfängers  ist  nicht  etwa  eine 
Bedingung,  bis  zu  deren  Eintritt  die  Schenkung  suspendiert  wäre; 
sie  kann  vielmehr  erst  dann  eintreten,  wenn  die  Schenkung  be- 
reits erfolgt  ist.  Der  Empfänger  muss  zuvor  Eigenthfimer  ge- 
worden sein,  ehe  er  das  Empfangene  zu  Niessbrauch  zurückgeben 
kann.  Dieses  Verhältniss,  das  begrifflich  stets  vorhanden  ist, 
tritt  thatsächlich  nicht  so  scharf  hervor  in  den  zahlreichen 
Fällen,  in  welchen  der  Schenker  in  der  Schenkungsurkunde  sich 
den  Niessbrauch  vorbehält. 

Diese  Fälle  sind  nichts  als  Anwendungen  des  constitutum 
possessorium:  der  bisherige  Eigentümer  erklärt,  von  nun  an 
im  Namen  eines  Dritten,  dem  er  das  Eigenthum  überträgt,  be- 
sitzen zu  wollen.  Hier  fallen  Schenkung  und  Gewähr  zu  Niess- 
brauch in  einen  einzigen  Akt  zusammen,  wenngleich  auch  hier, 
wie  gesagt,  erst  die  Schenkung,  dann  die  Rückgewähr  erfolgt. 
Ganz  deutlich  tritt  das  in  denjenigen  Fällen  hervor,  in  welchen 
erst  nach  Vollziehung  der  Schenkung  der  Schenker  um  Gewäh- 
rung des  Niessbrauchs  bittet  und  dieser  ihm  dann  in  einem 
neuen  Akt  verliehen  wird.  Wir  werden  unten  auch  auf  diese 
Fälle  näher  eingehen1). 

Durch  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nun, 
mag  sie  in  der  einen  oder  anderen  Art  (in  welcher  ein  eigent- 
licher Vorbehalt  allerdings  nicht  enthalten  ist;  siehe  unten)  er- 
folgen, treten  der  Schenker  und  der  Beschenkte  in  ein  dauerndes 
Rechtsverhältniss.  Auch  dies  ist  ein  Gegensatz  gegen  die  do- 
natio post  obitum.  Bei  dieser  ist  der  Schenker  nach  der  Schen- 
kung nur  in  soweit  gebunden,  als  er  über  den  Schenkungsgegen- 
stand nicht  anderweitig  mehr  verfügen  darf;  d.  h.  ei  ist  an  seinen 
eigenen  einmal  erklärten  Willen  gebunden.  Dagegen  ist  der- 
jenige, welcher  sich  den  Niessbrauch  Vorbehalten  hat,  seit  dem 
Augenblick  der  Schenknng  einem  fremden  Willen,  dem  des  Be- 
schenkten, unterworfen;  freilich  darf  ihm  der  Beschenkte,  ausser 

')  Siehe  unten  § 18. 
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aus  bestimmten  Gründen,  den  Xiessbrauch  nicht  entziehen,  aber 
er  ist  Eigentümer,  dem  Schenker  ist  nur  das  rem  usufrucluario 
nomine  possidere,  der  Nutzgenuss  salca  rerum  substantia  gestattet  . 
Damit  ist  ein  sg.  l’rekarienverhältniss  begründet,  das  sich  eben, 
wie  dies  Roth1)  hauptsächlich  nachgewiesen  hat,  durch  den  Aus- 
schluss des  beliebigen  Widerrufs  von  dem  römischen  precarixm 
unterscheidet.  Roth  hat  diese  deutschrechtlichen  Leiheverhält- 
nisse, wie  schon  hervorge  .oben !) , in  drei  Klassen  eingetheilt: 
precariae  datae  nennt  er  diejenigen,  bei  welchen  die  Kirche  oder 
ein  auderer  Grundbesitzer  ihm  gehörige  Ländereien  einem  An- 
deren zum  Niessbrauch  ausleiht;  precariae  oblatae  diejenigen, 
bei  welchen  die  ausgelieheneu  Grundstücke  vorher  selbst  von 
dem  jetzt  Geliehenen  dem  Ausleihenden  übertragen  worden  sind; 
precariae  remuneratoriae  sind  endlich  Fälle,  in  denen  sich  die 
beiden  vorigen  Arten  verbinden:  die  Kirche  gewährt  einem 
Dritten  nicht  nur  die  von  ihm  der  Kirche  geschenkten  Grund- 
stücke zu  Niessbrauch  zurück,  sondern  fügt  auch  noch  andere 
ihr  zu  Eigen  gehörige  hinzu,  damit  der  Schenker  auch  diese  zu 
Niessbrauchsrecht  besitze. 

Hieraus  erhellt,  dass  die  Rechtsgeschäfte,  welche  sich  vom 
Standpunkt  des  Schenkers  aus  als  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauehs  darstellen,  von  dem  des  Beschenkten  aus  precariae 
oblalae  sind. 

Wir  haben  gesehen,  dass  von  einem  derartigen  Leihever- 
hältniss  bei  den  donationes  post  obitum  keine  Rede  ist. 

Trotzdem  ist  Heusler  der  Ansicht,  dass  donationes  post  obi- 
tum und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauehs  von  der- 
selben rechtlichen  Wirkung,  d.  h.  gleiche  Rechtsgeschäfte  ge- 
wesen seien.  Er  beruft  sich  zum  Beweis  dafür  auf  einige  Ur- 
kunden, in  denen  allerdings  die  charakteristischen  Ausdrücke 
vermischt  sind.  Aber  derartige  Urkunden  sind  nur  in  so  ver- 
schwindend geringer  Anzahl  gegenüber  den  zahlreichen  zweifels- 
freien Fällen  vorhanden,  dass  auf  sie  kein  entscheidendes  Ge- 
wicht gelegt  werden  kann;  sie  sollen  weiter  unten  angeführt 
werden 5). 


■)  FeudalitKt  3.  145  fl'. 
’)  Siche  oben  Seit«  6. 
*)  Siehe  unten  § 28. 
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Nicht  wann  die  Schenkung  perfekt  wird,  ist  nach  Heusler 
das  Merkmal,  nach  welchem  die  donatione*  einzutheilen  sind, 
sondern,  wie  dies  von  ihm  hauptsächlich  iu  seinen  Institutionen 
ausgeführt  und  von  uns  schon  oben  kurz  hervorgehoben  worden 
ist1),  darauf  kommt  es  an,  ob  ein  Zins  bestellt  wird  oder  nicht. 
Es  wird  sich  zeigen,  dass  diese  Ansicht  unhaltbar  ist.  Zunächst 
soll  ihre  Begründung  in  der  Kürze  dargelegt,  werden. 

Wie  die  Urkunden  zeigen,  verpflichtet  sich  der  Schenker 
in  sehr  vielen  Fällen  dafür,  dass  ihm  die  Kirche  den  Niess- 
branch  an  seiner  Schenkung  gestattet,  der  Kirche  einen  jähr- 
lichen Zins  zu  zahlen.  Hier,  sagt  Heusler*),  erhalte  der  Bedachte 
sofort  die  Gewere,  während  der  Veräusserer  zu  einem  blossen 
Verwalter  würde. 

Zu  dieser  Annahme  gelangt  Heusler  durch  seine  Auffassung 
der  Gewere,  uud  zwar  der  Gewere  an  liegendem  Gut,  die  er 
scharf  von  der  Gewere  an  Fahrniss  scheidet.  Nach  ihm  steht 
die  Gewere  an  einem  Gute  demjenigen  zu.  der  die  Nutzung 
desselben  hat,  dem  also  der  wirthschaftliche  Ertrag  desselben 
zufällt“*);  denn  der,  welcher  den  Nutzen  zieht,  hat  auch  „die 

')  Siehe  üben  Seite  9 fl. 

’)  Institutionen  II  S.  120.  Die  Stelle  ist  oben  ausgeschrieben. 

*)  a.  0.  S.  14.  Vgl.  auch  Gewere  S.  51 : „Das  Kriterium  für  die  Gewere 
des  Eigenthümcrs  ist  also  nicht  das  faktische  Innehaben , sondern  der  Zins- 
bezug, die  Nutzung“. 

Aber  hier  führt  Heusler  im  Gegensatz  zu  seiner  jetzigen  Ansicht 
weiter  aus  und  bestätigt  dies  durch  Beispiele,  dass  dem  l’rekaristeu  ebenfalls 
Gewere  zugesehriebeu  werde  (Wart  22,  308.  388).  Uud  zwar  erkläre  sich 
das  aus  dein  Charakter  der  dainaligeu  Prekarie;  denn  (S.  56)  „die  Rechte 
dieses  Prekaristen  sind  doch  wesentlich  anders  gedacht  als  die  des  römischen 
Usufruktuars,  und  namentlich  ist  von  Anfang  an  schon  die  Auffassung  wahr- 
nehmbar, aus  welcher  später  die  Begriffe  von  dominium  directum  und  utile 
herausgewachsen  sind“. 

Dann  führt  Heusler  hier  ferner  aus,  dass,  da  sich  die  Gewere  in  der 
Nutzung  äussere,  es  aber  eine  mehrfache  Nutzung  au  einem  Grundstücke  gebe, 
so  „diesem  Zustand  eine  mehrfache  Gewere  entspricht:  „der  vestitura  iure 
proprietario  steht  gegenüber  die  vestitura  in  censu  oder  sub  censu “ (S.  57). 
Ja  die  eigentliche  Nutzung  lmbo  doch  mehr  der  zinszahlende  Prekarist,  folg- 
lich habe  er  anch  die  Gewere:  „gerade  die  Nutzung,  das  Kennzeichen  der 
Gewere,  ist  doch  eher  beim  N utzeigenthüiner  (dominus  utilis)  als  beim  Ober- 
eigenthümer  (dominus  directus)  zu  vennnthen“  (8.  64).  Wie  man  hieraus 
ersieht,  hat  Heusler  seine  früheren  Ansichten  neuerdings  fast  in  das  Gegen- 
theil  verändert 
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Vertretung  des  Gutes  gegen  jedermann  zu  üben.  er  hat  das  erste 
Interesse,  den  gegenwärtigen  Stand  zu  vertheidigen,  er  ist  der 
natürliche  Vertreter  des  Gutes  gegen  alle  Angriffe“.  Daher 
die  verschiedenen  Arten  der  Gewere:  die  Gewere  ist  nicht  selber 
ein  Recht  und  nirgends  in  den  Quellen  als  solches  hingestellt, 
sondern  immer  und  überall  nur  das  faktische  Gewaltverhältniss, 
nur  der  thatsächliche  Ausdruck  der  Herrschaft  und  des  in  An- 
spruch genommenen  dahinter  stehenden  Rechtes.  Und  wie  nun 
das  dahiuter  stehende  Recht  verschiedener  Art  sein  kann,  so 
auch  die  Gewere,  je  nachdem  sie  die  thatsächliche  Ausübung 
des  Eigenthums,  des  Leibzuchts-,  des  Satzungs-,  des  Leiherechtes 
ist;  „wir  haben  nicht  wie  die  Römer  bloss  eine  possessio  mit 
animus  domini,  sondern  eine  eigenliche,  eine  Leibzuchts-,  eine 
Satzungs-,  eine  Vormundschafts-,  eine  Lehns-  und  eine  Zins- 
leihegewere“ ').  Wie  nun  die  Gewere  eines  Gutes  in  der  Person 
desjenigen  vorhanden  ist,  der  die  Nutzung  desselben  hat  und  die 
Früchte  daraus  (»n  natura  oder  in  Gestalt  eines  Zinses)  bezieht, 
die  Nutzung  also  das  Kennzeichen  der  Gewere  ist.  so  kann 
immer  nur  Einer  die  Gewere  haben;  so  lange  er  sie  hat,  ist  ein 
an  dem  Gut  etwa  dinglich  Berechtiger  von  der  Gewere  aus- 
geschlossen. Der  Eigentümer  hat.  so  lange  ein  Anderer  sein 
Gut  in  Leibzucht  hat,  keine  Gewere;  sein  Eigenthum  besteht, 
aber  es  ist  stille  gestellt,  es  ist  nur  eine  Anwartschaft.  So  hat 
also,  wenn  jemand  einem  Anderen  ein  Gut  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  schenkt,  der  Beschenkte  zwar  das  Eigent  hum,  aber 
nicht  die  Gewere;  die  Gewere  hat  der  Schenker.  Aber  wie. 
wrenn  er  dem  Beschenkten  einen  Zins  bestellt?  Er  behält  den 
Niessbrauch  und  zahlt  einen  Zins.  Also  beide  haben  Gewere? 
Heusler  meint,  dieser  Schluss,  zu  dem  man  genöthigt  zu  sein 
scheint,  sei  darum  ausgeschlossen,  weil  unmöglich  eine  doppelte 
Gewere  bestanden  haben  könne,  da  eine  solche  eine  grosse  Ver- 
wirrung in  der  Rechtsordnung  angerichtet  haben  würde.  Man 
könne  nur  die  Erklärung  geben,  dass  der  Vergabende  durch  eine 
solche  Zinskonstituierung  pro  veslitura  seinerseits  formell  juristisch 
die  Gewere  aufgab,  also  nach  aussen  aufhörte  als  Leibzüchter  zu 
gelten,  nur  als  Verwalter  des  Guts  Namens  des  Bedachten 


‘)  Institutionen  a.  0.  S.  15. 
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Dritten  gegenüber  erschien“  *).  rDie  materielle  Bedeutung  dieser 
Uebertragung  der  Gewere  durch  Zinsbestellung  lag  darin,  dass 
die  Vergabung  eine  feste  Konsistenz  gewann.  Denn  nun  war 
die  Tradition  perfekt  und  der  Bedachte  schon  bei  Lebzeiten 
des  Schenkers  der  rechtliche  Vertreter  des  Guts,  der  einzig  be- 
rechtigte Klüger  gegen  Dritte,  die  irgendwie  in  den  Besitz  des 
Gutes  gelangten,  der  einzig  berechtigte  Vertheidiger  gegen  An- 
griffe ; bei  Tod  des  Schenkers  bedurfte  es  keiner  Besitzeinweisung 
seitens  der  Erben  mehr  und  war  somit  auch  nach  dieser  Rich- 
tnng  eine  häutige  Quelle  von  Chikanen  verstopft“ 2). 

So  kommt  denn  Heusler  in  Bezug  auf  unsere  Schenkungen 
zu  folgender  Unterscheidung. 

Es  giebt  zwei  Arten  derartiger  Vergabungen;  das  unter- 
scheidende Merkmal  ist,  ob  dem  Bedachten  ein  Zins  bestellt 
wird  oder  nicht. 

1.  Wird  ihm  kein  Zins  bestellt,  so  liegt  eine  traditio  reser- 
r ato  usufruclu  oder  eine  donatio  post  obitum  vor;  aber  zwischen 
diesen  beiden  besteht  kein  Unterschied ; in  beiden  Fällen  be- 
hält der  Schenker  bis  zu  seinem  Tode  die  Gewere;  denn  Ge- 
were hat.  wer  die  Nutzung  hat;  die  Gewere  geht  auf  den  Be- 
dachten erst  über  durch  den  Tod  des  Schenkers. 

2.  Wird  dagegen  ein  Zins  bestellt,  so  geht  die  Gewere 
sofort  auf  den  Bedachten  über;  denn  Gewere  hat,  wer  die 
Nutzung  hat;  einen  Zins  ziehen,  heisst  aber  das  Gut  in  Nutzung 
haben. 

Also  dort  bei  der  donatio  post  obitum  und  der  traditio  re- 
servato  usv/ruclu  ohne  Zins  nur  eine  Anwartschaft  des  Be- 
dachten; hier,  bei  dem  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  mit  Zinsbe- 
stellung, sofortiger  Erwerb  der  Gewere  seitens  des  Bedachten; 
dort  Möglichkeit  des  Widerrufs  (also  auch  bei  der  traditio 
mufructuaria  ohne  Zins),  nur  hier  ein  augenblicklich  voll  und 
ganz  zu  Stande  gekommenes  Rechtsgeschäft. 

Dies  ist  das  Resultat  Heuslers.  Dasselbe  könnte  dadurch 
bestechen,  dass  es  die  Probe  für  ein  auf  das  genaueste  ausge- 
führtes  System  des  mittelalterlichen  Besitzrechts  bildet.  Aber 
es  wäre  entschieden  verkehrt  , mit  einem  a priori  gefundenen 

■)  a.  0.  S.  28. 

>)  a.  0.  S.  28.  ■ 

Hübuer,  die  donationes  post  obitum.  6 
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System  die  einzelnen  Rechtsverhältnisse  erklären  zu  wollen, 
anstatt  erst  aus  den  letzteren  ein  System  herznleiten. 

Es  würde  nun  an  dieser  Stelle  zu  weit  fuhren,  in  eine  aus- 
führliche Kritik  jenes  Systems  einzutreten.  Jedoch  soll  hervor- 
gehoben werden,  dass  dieses  System  in  der  Henslersclien  Dar- 
stellung selbst  nicht  ohne  Widersprüche  erscheint.  Heusler  ist 
in  seinen  Institutionen  besonders  bemüht,  nachzuweisen,  dass 
nirgends  eine  mehrfache  (lewere  bestanden  habe:  während  er. 
wie  gezeigt,  in  seiner  Gewere  noch  selbst  eine  solche  an  Quellen- 
beispielen darstellte1 * *).  Auch  im  Lelmsverhältniss  sei  eine  solche 
ausgeschlossen  gewesen,  denn,  wie  Heusler  sagt,  .der  Lehns- 
herr darbt  der  Lewere,  der  Lehnsmann  ist  der  einzige  Ver- 
treter des  Gutes“5),  d.  h.  also  der  Lehnsmann  hat  die  Gewere. 
Sollte  man  hier  nicht  versucht  sein,  die  Analogie  anzuwenden 
und  zu  meinen,  dass  wenn  der  Lehnsherr,  dem  doch  bei  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  der  Bedachte.  derZinsherr, 
entspricht,  keine  Gewere  hat,  sie  auch  dem  Zinsherrn  fehlt? 
Denn  was  bei  dem  Leihe  Verhältnis«  der  Zins,  das  sind  bei  dem 
Lelmsverhältniss  die  Lehnsdienste.  Und  ausserdem  nimmt 
Heusler  selbst  ein  dem  Lelmsverhältniss  analoges  in  einem  Falle 
an,  der  doch  auch  offenbar  den  Prekarieverhältnissen  sehr  nahe 
steht.  Wenn  nämlich  durch  bäuerliche  Leihe  ein  Einzelgut  zu 
Landrecht  an  einen  freien,  des  Landrechts  geniessenden  Mann 
verpachtet  ist,  so  sagt  Heusler  von  diesem  Fall:  .Ich  zweifle 
nicht,  dass  der  Zinsmann  die  Gewere  des  Guts  hat,  nicht  der 
Zinsherr“5).  Ja  Heusler  fügt  hinzu,  dies  habe  als  Grundsatz 
bei  den  Prekarien  und  bäuerlichen  Leihen  gegolten.  Wie  mir 
scheint,  liegen  hier  in  Henslers  Darstellung  Widersprüche,  die 
geeiguet  sind,  auch  in  Bezug  auf  die  angegebene  Eintheilung 
der  Schenkungen  Zweifel  hervorznrnfen.  Aber  ist  es  nicht  ganz 
abgesehen  von  diesen  Widersprüchen  sehr  auffallend,  dass  die 
grosse  Gruppe  der  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
zerrissen  und  die  eine  Hälfte  derselben  den  donationex  poxl  libi- 
tum zugesellt  wird,  nicht  etwa,  weil  bei  beiden  eine  gleiche 
charakteristische  Eigenschaft  vorhanden  ist,  sondern  weil  bei 


l)  Siehe  oben  S.  79  Antn.  3. 

*)  a.  O.  S.  29. 

•)  a.  O.  S.  3t. 
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beiden  etwas  gleiches,  die  Zinsbesiellung.  fehlt?  Es  soll  hier 
nicht  untersucht  werden,  welche  Merkmale  vorhanden  sein 
müssen,  damit  Diesem  die  Gewere  an  einem  bestimmten  Gute 
zugesprochen,  Jenem  abgesprochen  werden  muss;  es  soll  auch 
nicht  geprüft  werden,  ob  es  Heusler  in  der  That  gelungen  ist, 
die  Möglichkeit  einer  mehrfachen  Gewere  als  ausgeschlossen 
darzuthun.  Hier  ist  nur  in  Beschränkung  auf  unseren  Gegen- 
stand die  Frage  aufzuwerfen,  ob  denn  in  der  That  das  Hecht 
des  Bedachten  ein  anderes  ist.  wenn  er  einen  Zins  erhält,  ob 
ihm  dadurch  irgend  weitere  Befugnisse  zustehen,  die  ihm  fehlen, 
wenn  kein  Zins  gezahlt  wird:  und  ferner,  ob  das  dem  Niess- 
liraucher  zurückgegebene  Xiessbrauchsrecht  ein  anderes,  abge- 
sehen von  der  Zinszahlung  in  irgend  einem  Punkte  beschränk- 
teres ist  als  in  dem  Fall,  wo  er  keinen  Zins  entrichtet.  Wir 
werden  bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle  nirgends  den 
geringsten  Unterschied,  vielmehr  dieselben  Ausdrücke,  dieselben 
Befugnisse  und  Beschränkungen  auf  beiden  Seiten  bei  beiden 
Schenkungsarten  finden.  Und  ebenso  wird  der  Gegensatz  den 
donatione.?  post  obitum  gegenüber  sich  gänzlich  unabhäng  von 
dem  Vorhandensein  eines  Zinses  hier  wie  dort  erweisen  lassen. 

M ir  treten  nun  au  die  Prüfung  des  vorliegenden  Materials. 

§ 17- 

Gegenstand. 

Die  rechtliche  Gestaltung  der  Schenkungen  mit  Vorbehalt 
des  Niessbrauchs  ist  ebenso  wie  die  der  donatione.?  post  obitum  da- 
durch bedingt,  dass  dieselben  dem  Verkehr  mit  Liegenschaften  dienen. 

In  der  weitaus  überwiegenden  'Mehrzahl  der  Urkunden 
werden  Immobilien  geschenkt,  einzelne  Grundstücke  oder  zu- 
sammenhängende Gfiterkomplexe.  Häufig  wird  auch  hier  eine 
bis  ins  einzelne,  gehende  Beschreibung  in  der  Urkunde  gegeben, 
meist  in  formelhafter  Reihenfolge,  wie  denn  in  den  Formeln 
selbst  die  Beispiele  gefunden  werden.  Z.  B.: 

Marc.  II  3 (Zentner  S.  74—76)  transfundimus  atque  tran- 
scribimus  villas  nuncupantes  illas,  sitas  in  pago  illo, 
cum  terris,  domibus,  aedifieiis,  accolabus,  mancipiis, 
vineis,  silvis,  campis,  pratis,  pascnis,  aquis  aquarumve 
decursibus,  adiunctis  adiacentiis,  apendiciis,  peculium 

r 
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ntrinsque  sexus.  mnhilihus  et  immobilibns.  sicnt  a nobis 
moderao  tempore  possidetnr.  et  si  inantea  inibi  unde- 
rnmqne  a liquid  augmentare  aut  meliorare  potuerimus. 

Ks  verstellt  siel»  von  selbst,  dass  aus  dieser  und  anderen 
in  den  Formeln  enthaltenen  Vorlagen  jedesmal  die  für  den  ein- 
zelnen Fall  passenden  Worte  liernusgenommen  wurden. 

Als  Beispiel  aus  den  Urkunden,  welches  den  engen  An- 
schluss an  die  in  den  Formeln  gegebene  Aufzählung  zeigt, 
diene 

Wart.  II  383  (840—84)  qniequid  in  . . visa  sum  habere 
sive  in  pecoribus  sive  in  hereditatis  ]iroprietate.  canipis. 
pratis.  pascüis.  marchis,  silvis,  viis.  aquis  aqnarumque 
decursibns,  niobilibus  et  immobilibus.  cnltis  et  incultis. 
quiequid  dici  aut  nominari  potest,  nihil  dimittens. 

Es  ist  natürlich  hier,  ebenso  wie  oben,  unmöglich,  die  ver- 
schiedenen Gegenstände  erschöpfend  zu  behandeln:  es  ist  aber 
auch  hier  aus  demselben  Grunde  wie  oben  unnöthig. 

Nur  folgendes  sei  erwähnt. 

Nicht  selten  sind  es.  wie  bei  den  donatione s post  obitwn, 
so  auch  hier  Kirchen.  Kapellen  oder  Bethäuser,  welche  mit  den 
dazu  gehörigen  Ländereien  tradiert  werden  ‘). 

Häufig  geschieht  nun  in  diesen  Fällen  die  Schenkung  fol- 
gendermaassen : 

Der  Schenker  erbaut  auf  seinem  Grund  und  Boden  eine 
Kapelle,  welche  er  dann  vom  Bischof  weihen  lässt.  Darauf 
stattet  er  die  Kapelle  mit  Grundbesitz  aas  und  überträgt  sie 
nun  mit  allem  Zubehör  der  bischöflichen  Kirche,  indem  er  sich 
den  lebenslänglichen  Niessbranch  vorbehält.  Beispiel: 

Meicli.  304  (814):  Sigipaldns  . . . constrnxit  in  loco  . . 
Oratorium  in  curte  sua,  deinde  veniens  supplicaudo  ad  ve- 
nerabilem  Hittonem  episcopum,  nt  ibidem  venire  dignare- 
tur,  et  sic  fecit.  et  venerabilis  ep.  ibidem  veniens  et  alii 
plerique  nobiles  viri  cum  eo  adfuissent.  Tune  ven. 
ep.  querens,  quoinodo  praedictum  oratorium  hereditäre 

*)  Beispiele:  Meicli.  26 (772),  63(779),  1 3.85(782),  304(814).  320(815), 
324  (818),  387  (818),  401  (819),  414  (820),  418  (821),  439  (821  ?),  429  (822), 
450  (823).  In  Trad.  Fuld.  157  (800)  wird  ein  Kloster  geschenkt  und  dabei 
werden  säinnitliche  dem  Gottesdienst  geweihte  Sachen  aufgezählt,  die  in  der 
Schenkung  begriffen  sind. 
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(=  vergaben)  voluisset?  et  ille  statiin  prumptus  ailesset, 
et  fatebat.  se  cum  tribus  niancipiis  supradictam  ecclesiam 
hereditäre.  Tune  ven.  ep.  consecravit  ecclesiam  nec 
non  altarem  insuper  et  reliquia  addidit.  Nun  erst  wird 
die  Schenkung  vollzogen.  Tune  demum  venit  praefatus 
Sigipaldus  coram  ilja  multitudine,  qui  ad  illam  celebri- 
tatem  venerat,  et  tulit  wadimn  in  manu  stia  et  tradidit 
omnia  iura  proprii  hereditatis  ....  ad  illo  altare,  et 
illnm  altarem  in  manus  Hittoms  episcopi  ad  mouasterio 
s.  Mariae. 

Einen  analogen  Fall  behandelt  die  Urkunde  Meieli.  380 
(815);  sie  enthält  jedoch  eineu  nicht  ganz  klaren  Satz'). 

Erwähnenswert!)  ist  in  Bezug  auf  das  hier  Besprochene 
noch  die  Urkunde  Meich.  1 S.  103  (815).  Hier  ist  der  Bischof 
Hitto  selbst  der  Schenker.  Er  hat  auf  einer  seiner  Besitzungen 
eine  Kirche  errichtet  und  fragt  nun  seine  Schwester  Cotesdiu. 
ob  sie  nicht  zur  Dotierung  der  Kirche  beitragen  wolle.  Diese 
überträgt  darauf  coram  magna  multitudine  . . . propriam  partem 
Kernandi  tilii  sui;  dieser  Sohn  muss  sich  zur  Zeit  in  Italien 
auf  halten:  denn  sie  fügt  den  Vorbehalt  hinzu:  quod  Keruand  in 
Italia  regione  prolem  habuit,  si  hoc  aliquando  contigisset,  quod 
genitus  eius  ad  patriam  pergeret  et  ibidem  querere  alodem  ge- 
nitoris  sui  voluisset,  ut  in  evum  incouvulsum  perduraret.  Da- 
rauf geschieht  dann  die  Weihe,  indem  der  Bischof  Altar  und 
Reliquien  stiftet. 

Ausser  Grundstücken  sind  es  auch  hier  zuweilen  Hörige, 
Kolonen,  welche  geschenkt  werden  und  an  welchen  sich  der 
Schenker  den  Niessbrauch  vorbehält.  Wir  bemerkten  schon 


')  Nachdem  ilie  Weibe  vollzogen,  heisst  es  vom  Schenker  situli : nurruvit 
omuibus,  qualiter  conplacitum  atque  muuitum  habuit  cum  Hittone  episcopo  et  ip- 
sam  rem,  quam  Liutfrid  presbyter  ad  domum  s.  Mariae  tradidit,  ante  non 
accepisse  ab  Attone  antecessore  suo  in  bcneticium,  quam  tilium  smun  nomine 
Anno  cnm  sua  hereditatc  vel  adquisitione  quod  cum  obvenisaet  contra  fratres 
suos  in  portionem  offerasset  ad  domum  s.  Mariae,  tune  non  cogit  illuin  ep. 
statim  tradere.  sed  ille  ipae  et  filins  eius  praedictus  ...  ad  eorum  nsum  et 

potestatem  habereut Die  Sache  scheint  so  zu  liegen,  dass  in  Bezug 

auf  ein  Grundstück  Streit  bestand:  der  Bischof  behauptete,  es  sei  von  der 
Kirche  ansgeliehenes  Beneficium,  <ler  Schenker  dagegen,  sein  Sohn  habe  es  ge- 
schenkt. Jetzt  bei  der  neuen  Schenkung  giebt  der  Bischof  nach  und  gewährt 
dem  Scheuker  und  seinem  Sohn  den  Niessbrauch. 
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oben'),  dass  das  deutsche  Recht  unter  Umständen  die  Hörigen 
wie  Immobilien  behandelte,  indem  es  dieselben  als  untrennbar 
mit  dem  von  ihnen  bewirtschafteten  Grundstück  verbunden 
ansah.  So  heisst  es  z.  B.  in  Trad.  Fuld.  452  (824)  der  Schenker 
tradiere  servum  suum  cum  sua  lioba.  Daher  konnte  au  derar- 
tigen Hörigen  ein  Niessbrauch  bestellt  werden4). 

(tanz  vereinzelt  finden  sich  auch  Fälle,  in  denen  Mobilien 
geschenkt  werden;  und  zwar  Mobilien,  welche  nicht  als  Perti- 
nenzen eines  Grundstücks  aufgefasst  werden  können.  Hierher 
gehören: 

Trad.  Fuld.  274  (812)  ego  . . Billiger  . . dono  . . . nimm 
clericum  ...  et  unam  capsam,  ea  ratione,  ut  per 
vestrum  beneficium  quamdiu  in  hac  presenti  vita  vixero 
illum  clericum  et  illara  capsam  habere  possim. 

Hundt  II  10  (842)  ego  Egino  . . . tradidi  propiam  acqui- 
situm meum  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  für  den 
Sohn.  Dann  wird  die  Schenkung  genauer  beschrieben: 
servos  3,  cavallos  3,  boves  8,  oves  12,  capras  34,  por- 
cos  14:  et  de  ministerio  ecclesiastico  missales  2, 
lectionarium  1,  collectarium  1,  omeliarnm, 
dialogorum,  gradalem  1,  antiphonarium  1, 
canonem  1,  penitentialeui  1. 

Es  sind  Gegenstände,  die  zum  Gottesdienst  verwendet 
werden.  Obwohl  es  allerdings  schwer  ist,  sich  den  Niessbrauch 
an  einem  Kleriker  und  au  einer  Capsa  vorzustellen,  wird  man 
die  Thatsache  nicht  anders  erklären  können,  als  indem  man  mit 
Beseler3)  annimmt,  dass  .die  überwiegende  Wichtigkeit  der- 
jenigen Sachen,  welche  als  Pertinenzien  Vorkommen  (Hörige, 
Haus-  und  Wirthschaftsgeräth,  Viehstapel,  Geld),  in  diesem  Falle 
eine  weitere  Ausdehnung  des  Niessbrauchs,  der  streng  genommen  nur 
für  sie  galt,  auch  auf  andere  Mobilien  veranlasst“  hat.  Beseler 
führt  auch  an  *),  dass  eiue  derartige  Vergabung  von  Mobilien  eine 

')  Seite  29. 

’)  Beispiele:  Wart.  1 82  (778),  241  (819).  II  389  (844);  Trad.  Fuld.  112 
(796),  172  (801),  214  (803),  286  (813).  361  (V),  394  (821),  423  und  424  (824), 
432  und  444  (824),  452  (824) ; Jleich.  605  (838) ; Form.  Sangall.  Mise.  22 
(Zeumer  S.  389). 

*)  Erbverträge  I S.  168. 

*)  a.  0.  S.  153. 
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dem  römischen  Recht  uachgebildete  letztwillige  Verfügung  sicher 
dann  darstelle,  wenn  der  Disponent  ausdrücklich  als  Priester 
bezeichnet  sei. 

Jedenfalls  haben  wir  es  hier  mit  seltenen  Ausnahmen  zu 
thun.  Denn  in  allen  übrigen  benutzten  Urkunden  handelt  es 
sich  um  Schenkungen  von  liegendem  Gut. 

Wenn  daher  nunmehr  die  Vollziehung  der  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  geschildert  werden  soll,  so  können 
wir  von  dem  Grundsatz  ausgehen,  dass  auch  sie  ebenso  wie  die 
donationes  post  obilutn  ihre  Gestalt  dadurch  erhalten  haben,  dass 
sie  Rechtsgeschäfte  des  Immobilienverkehrs  waren. 

S 1«. 

Vollziehung  durch  sofortigen  Vorbehalt  oder  nach- 
folgende Rückgewähr. 

Der  Zweck  der  Schenkungen,  von  denen  wir  handeln,  war 
der,  den  Empfänger  zum  Eigent  hiimer,  den  Schenker  zum  Usu- 
fruktnar  zu  machen. 

Dieser  Zweck  wurde  der  Regel  nach  durch  den  der  Schen- 
kung beigefügten  Vorbehalt  erreicht,  und  streng  genommen  ist 
nur  von  derartigen  mit  einem  Vorbehalt  versehenen  Rechtsge- 
schäften im  Gegensatz  zu  den  donationes  post  obitum  die  Rede. 

Aber  es  wurde  schon  hervorgehoben l),  dass  man  auch  eine 
etwas  andere  Form  anwendete,  um  zu  dem  Gleichen  zu  gelangen. 

Es  wurde  unbedingt  und  vorbehaltlos  geschenkt,  und  daun, 
wenn  die  Schenkung  vollzogen  war,  das  geschenkte  Objekt  zu 
Niessbrancli  zurückgegeben. 

In  diesen  Fällen  kann  man  nicht  von  „Vorbehalt  des 
Niessbrauchs“  reden.  Aber  dennoch  können  diese  Fälle  unter 
denselben  Gesichtspunkten,  wie  die  eigentlichen  Schenkungen 
mit  Niessbrauchsvorbehalt,  behandelt  werden. 

Denn  zwischen  beiden  Formen  besteht  nur  ein  äusserlicher, 
ein  scheinbarer  Unterschied. 

Dies  wird  eine  nähere  Betrachtung  ergeben. 

1.  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist  eine 
Anwendung  des  römisch  - rechtlichen  constitutum  possessorium. 

')  Siehe  oben  Seite  77. 
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Der  Schenker  erklärt  seinen  Willen  dahin,  fortan  nicht  mehr 
im  eigenen  Namen,  sondern  im  Namen  des  Beschenkten  als 
tlsafruktuar  besitzen  zu  wollen.  Durch  eine  derartige  Erklä- 
rung wird  der  sonst  zum  Eigenthumsiibergang  erforderliche  Be- 
sitzwechsel entbehrlich;  ohne  jede  thatsächliche  Veränderung 
vollzieht  sich  eine  rechtliche.  Man  erkennt  den  Unterschied 
gegen  die  donationes  post  obitum,  bei  welchen  ebenfalls  kein 
thatsächlieher.  aber  vorläufig  auch  kein  äusserlich  erkennbarer 
rechtlicher  Wechsel  eintritt,  ein  solcher  vielmehr  an  eine  Be- 
dingung geknüpft  ist. 

Nun  hatte  schon  das  römische  Recht  im  Fall  eines  consti- 
tutum possessorium  den  Ueliergang  des  Rechts  durch  Begebung 
einer  dispositiven  Urkunde  gestattet');  insbesondere  hatte  es 
den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  Veräusserung  mit  Vorbehalt 
des  Ususfruktus  das  Eigenthum  trotz  mangelnder  körperlicher 
Tradition  übertrug*).  Und  geschah  die  donatio  usufructuariu 
mittels  einer  Urkunde,  so  fand  der  Wille  des  Schenkers  durch 
eine  den  Niessbrauch  vorbehaltende  Klausel  seinen  Ausdruck 
und  durch  die  Begebung  eiuer  solchen  klausulierten  Urkunde 
seine  Verwirklichung3). 

Im  deutschen  Recht  wurde  nun  einfach  diese  römische 
Schenkungsart  recipiert,  vielleicht  um  so  leichter,  als  die  Kirche, 
welche  hauptsächlich  derartige  Schenkungen  empfing,  die  Grund- 
sätze des  römischen  Rechts  kannte. 

Für  Schenkungen  durch  einfache  traditio  cartac,  in  welcher 
zugleich  der  Niessbrauch  Vorbehalten  wird,  bieten  die  Formel- 
und LTkundensanimlungen  zahllose  Beispiele. 

Es  seien  nur  einige  angeführt,  aus  denen  zugleich  erhellt, 
dass  in  der  That  der  Schenkungsakt  in  der  Uebergabe  des 
Schenkungsbriefes  bestand. 

Marc.  JI  3 (Zeumer  S.  74 — 76)  ego  . . et  coniux  mea  . . 
per  haue  epistolam  douaciouis  donauius  . . . ea  scilicet 
raeione,  ut,  dum  pariter  advivimus,  antedictas  villas 
sub  usu  benefitio  . . . possideamus. 


')  Brunner  Urkunde  S.  1 lß. 

')  Brunner  a.  0.  S.  117. 

*)  Brunner  a.  0.  S.  117,  118. 
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Wart.  II  389  (844)  ego  Cozolt  . . trado  ad  monasterium 
s.  Galli  quiiujue  mancipia  . . eadera  videlicet  rati- 
one,  ut  eadein  mancipia  ad  me  reeipiam  tempns  vitae 

meae si  qnis  contra  lianc  traditionis  cartu- 

lam  venire  temptaverit 

Trad.  Fnld.  37  (772)  ego  . . Bargarad  presbyter  douo . . . 
per  lianc  epistolam  ea  scilicet  ratione,  ut  dum  ad- 
vivo  ipsa  hereditate  sub  vestro  beneficio  . . . per  ves- 
tram  precariam  excolere  debeam. 

ln  Trad.  Fuld.  112  (796),  172  (801)  und  177  (803)  wird 
auch  die  Urkunde  wieder  in  der  schon  bei  den  donatiimes  post 
obitum  besprochenen1)  Weise  datiert:  scripta  haec  kartuta  tra- 
ditionis in  . . . . ; woraus  sich  die  entscheidende  Bedeutung  des 
Urkundungsaktes,  wie  wir  sahen,  ergiebt *).  Die  bisherigen 
Urkunden  sind  cartae , d.  h.  vom  Schenker  ausgestellte  Schen- 
kungsurkunden, durch  deren  Begebung  die  Schenkung  erfolgte. 

Fast  nicht  minder  zahlreich  sind  die  notitiae,  in  welchen 
eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs  von  Seiten  des 
Empfangenden  bekundet  wird:  sie  sind  in  der  Form  des  histo- 
rischen Berichts  über  eine  vollzogene  Thatsaehe  in  dritter  Per- 
son abgefasst.  Beispiel : 

Meich.  139  (804)  de  traditione,  quam  fecerunt  Erchanheri 
presbyter  et  Heriwini  presbyter:  tradidernnt  propriam 
hereditatem  illornm  ad  s.  Mariam  . . .;  ea  ratione, 
nt  eos  liceat  utere,  nsquedum  vivant  .... 

2.  In  den  bisher  erwähnten  Fallen  war  nun  durch  die 
Übergabe  der  cartu  traditionis,.  in  welcher  zugleich  der  Niess- 
brauch  Vorbehalten  wurde,  die  Schenkung  vollzogen  und  der 
Xiessbrauch  gewährt.  Für  beide  Wirkungen  genügte  eine  Ur- 
kunde und  die  Übergabe  derselben. 

Nun  finden  wTir  aber,  wie  erwähnt,  dass  das  Rechtsgeschäft 
häufig  in  etwas  umständlicherer  Weise  vollzogen  wurde:  erst 
wurde  die  Schenkung  ausgeführt  und  darauf  fand  in  einem 
zweiten  Akt  die  Rückgabe  zu  Niessbrauch  statt. 

‘)  Siche  oben  Seite  33. 

’)  Bemerkenswert!!  ist  Wart.  I 42  (764),  weil  wir  in  diesem  Pergament 
„zuverlässig  einen  blossen  Entwurf  zu  einer  in  aller  Form  auszustellenden 
Urkunde  vor  uns  haben“  (Wartmann  a.  0.).  Ueber  diesen  Fall  und  ähnliche 
mit  Dorsualschriften  versehene  Urkunden  aus  St.  fiallcu  vgl.  Brcsslau  For- 
schungen XXVI  S.  54  ff. 
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Der  Unterschied  tritt  in  den  Urkunden  deutlich  hervor : es 
heisst  hier  nicht,  wie  in  den  früheren  Fallen : Iradu  . . ea  ru- 
tione,  ul  hnbeam  ad  ulendum,  sondern  z.  B.: 

Meicli.  691  (836)  ego  . . tradidi  . . nt  . . ab  hodierno 
die  permanent  ad  domuui  s.  Mariae  . . . Hoc  iterum 
a venerabili  viro  Erchanberto  heneficiario  usu  in  be- 
neficium  accepi. 

Besonders  häutig  gebraucht  in  solchen  Fällen  der  Schenker 
den  Ausdruck : er  habe  geschenkt , xed  jwstea  mea  fuit  petilio 
das  (int  zu  Xiessbrauch  zurückzuerhalten,  und  iliese  Bitte  sei 
ihm  vom  Bischof  gewährt  worden '). 

Demgemäss  sind  denn  auch  die  twliliae  anders  formuliert: 
Meicli.  639  (846)  Engilhart . . . curtem  . . . tirmiter  tra- 
didit  ad  domum  s.  Mariae  et  ipsam  traditionem  accepit 
l’etto  advocatus  Erchanberti  episcopi  et  fideiussor  vesti- 
turae  Ottleip.  Hoc  factum  est Et  ipsam  tra- 

ditionem tle  domno  Erchanberto  episcopo  in  beneticium 
accepit  usque  ad  vitam  suam*). 

Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Schenkungsarten 
besteht,  wie  das  Vorerwähnte  ergeben  haben  wird,  darin,  dass  in 
den  zuerst  genannten  Fällen  nur  ein  Akt  vorgenommeu  wurde, 
in  den  anderen  dagegen  Schenkung  und  Rückgewähr  in  zwei 
Akte  auseinanderfielen. 

Aber  es  wurde  schon  gesagt,  dass  dieser  Unterschied  nur 
ein  scheinbarer  sei.  Denn  wenn  man  den  rechtlichen  Hergang 
einer  genauen  Betrachtung  unterzieht,  so  wird  man  erkennen, 
dass  auch  in  den  Fällen,  in  denen  ein  Vorbehalt  unmittelbar 
mit  der  Schenkung  verbunden  ist,  nicht  ein  Akt,  sondern  zwei 
Akte  vollzogen  wurden. 

Dass  nämlich  der  bisherige  Eigenthümer  Niessbraucher 
werde,  setzt  begrifflich  stets  voraus,  das  vorher  auf  denjenigen, 
welcher  den  Niessbraueh  gestattet,  das  Eigenthum  übergegangen 

')  Beispiele  hierfür : 

Meich.  459  (824),  467  (824),  495  (824).  499  (826),  577  (810-35)  591 
(836), 598 (886), 640  (846),  707(860),  712  (871);  Wart.  I 388  (831): 
Trad.  Wiz.  48  (?),  227  (718),  173  (826),  208  (788),  258  (786); 

Trad.  Pat.  42  (806),  43  (806—814)  u.  s.  w.; 

Köln  I 10(942);  Schucpfliu  1 76(811). 

’)  Aebnlich  Meicli.  426  (822). 
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ist.  Es  vollzieht  sich  nicht  der  Uebergang  eines  durch  die 
vorbehaltenen  Nutzungsrechte  geschmälerten  Eigenthums,  sondern 
das  volle  Eigenthum  wird  durch  die  Schenkung  übertragen;  nur 
dass  es  kaum  einen  Augenblick  in  seiner  Fülle  zur  Verfügung 
des  neuen  Erwerbers  bleibt,  dieser  sich  vielmehr  sofort  wieder 
des  Niessbrauchs  entkleidet  zu  Gunsten  des  bisherigen  Eigen- 
thümers.  Der  einzige  Unterschied  ist  also  der,  dass  beim  Vor- 
behalt die  auch  hier  begrifflich  vorhandene  Zweiheit  des  Aktes 
vereinigt  wird,  während  sie  in  den  zuletzt  besprochenen  Fällen 
greifbare  Gestaltung  gewinnt.  Aus  diesen  Bemerkungen  dürfte 
es  sich  rechtfertigen,  wenn  die  besprochenen  Uebertragnngs- 
arteu  trotz  ihrer  Unterschiede  zusammengefasst  und  beide  ver- 
eint den  donationes  post  obitum  gegenübergestellt  werden,  von 
denen  sie  die  gleichen  Eigenthümlichkeiten  scheiden. 

Allerdings  darin  stimmen  beide  mit  den  donationes  post 
obitum  überein,  dass  auch  bei  ihnen  der  für  die  Schenkung 
wesentliche  Akt  die  traditio  cartae  ist.  Auch  bei  ihnen  in  der 
Weise , dass  die  traditio  cartae  zugleich  sala  und  inrestitura  in 
sich  schliesst,  dass  sie  symbolische  Investitur  ist.  Mit  einem 
Unterschiede  freilich.  Denn  für  die  Schenkung  mit  wirklichem 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wurde  die  traditio  cartae  allerdings 
ausschliesslich  benutzt;  wurde  jedoch  erst  geschenkt,  dann  zu 
Niessbrauch  zurückgegeben,  so  liegt  auf  der  Hand , dass  hier 
ebensogut  eine  dem  realen  Besitz  Wechsel  entsprechende  reale 
Investitur  am  Platze  war. 

Besonders  sprechend  zeigt  sich  die  Investiturbedeutung  der 
Urkundenbegebung  in  einigen  alemannischen  Urkunden,  welche 
den  Brauch  erwähnen,  die  Urkunden  von  der  Erde  zu  heben 
und  zu  tradieren,  indem  sie  somit  selbst  als  Symbol  benutzt 
wurden '). 

Wart.  II.  456  (857 — 858)  eine  Frau  Wolfdrud  schenkt 
und  behält  sich  und  ihren  beiden  Söhnen  den  Niess- 
brauch vor.  Darauf  heisst  es  in  der  Urkunde,  indem 
die  Söhne  die  Sprechenden  sind:  Hane  autem  tradi- 
tionem  cum  predicta  mater  nostra  perfecisset  et  nos 
filii  eins  . . . commune  consilio  purarn  huius  tradi- 


*)  Vgl.  Brunner  Urkunde  S.  104  ff.  S.  393;  und  Zeumer  i.  d.  Ztseht't. 
d.  Sav.  St.  IV  germ.  Abth,  1883  8.  113—117. 
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tionis  professionell)  faeientes  legitime  hanc  cartam 
levaviinus  et  conscribere  secundom  rationem  prelatam 
lmmiliter  rogavimns  *). 

Wenn  es  in  der  Datierung  der  Urkunde 
Wart.  II  760(909)  heisst:  Sublevata  in  villa  .....  so  ist 
auch  liier  die  levatio  cartae  deutlich  bezeichnet. 

Das  unterscheidende  Merkmal  ist  also,  dass  bei  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  keineswegs  eine  reale 
Investitur  stets  ausgeschlossen,  eine  solche  dagegen  bei  den 
donatione s post  obitum  undenkbar  ist.  Und  zwar  das  letztere 
darum,  weil  bei  ihnen  ein  körperlicher  Besitzwechsel  nicht 
statt  findet,  sondern  im  Gegen  theil  suspendiert  ist.  Durch  einen 
körperlichen  Besitz  Wechsel  würde  die  donatio  post  obitum  auf- 
hören eine  donatio  post  obitum  zu  sein . sie  würde  eine  augen- 
blickliche Schenkung  werden.  Ein  körperlicher  Besitzwechsel 
während  Lebzeiten  des  Schenkers  ist  bei  der  donatio  post  obitum 
niemals  möglich.  Das  Gegentheil  bei  der  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs.  Ein  körperlicher  Besitzwechsel  wäh- 
rend Lebzeiten  des  Schenkers  ist  bei  der  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  immer  möglich.  Denn  sie  zerfällt  be- 
grifflich immer  in  zwei  Akte:  Schenkung  und  Xiessbrauchs- 
rttckgabe.  Wenn  diese  beiden  Akte  oft  in  einen  einzigen  zu- 
sammengezogen werden,  so  geschieht  das  der  Vereinfachung 
wegen,  ohne  dass  rechtlich  der  Charakter  des  Rechtsgeschäftes 
verändert  würde.  Nichts  hindert  also,  das  begriffliche  Ansein- 
anderfallen der  beiden  Akte  auch  thatsächlich  hervortreten  zu 
lassen.  Es  geschah  dies,  wie  wir  sahen,  dadurch,  dass  zuerst 
geschenkt  und  dann  der  Niessbrauch  zurückgegeben  wurde. 
Hier  stand  nichts  im  Wege , zwischen  jene  beiden  Akte  der 
Schenkung  und  Rückgewähr  einen  thatsächlichen  Besitzwechsel 
einzuschieben,  ja  hier  war  der  thätsächliche  Besitzwechsel  nur 
der  passende  Ausdruck  für  das  abgeschlossene  Rechtsgeschäft. 
Denn  derjenige,  welcher  den  Niessbrauch  zurückgab,  that  dies 
als  vollberechtigter  Eigentümer  auf  die  „Bitte“  desjenigen,  der 
an  der  Sache  kein  Recht  mehr  hatte,  sondern  häufig  genug, 
wie  es  in  den  Urkunden  heisst,  die  misericordia  des  Beschenk- 
ten in  Anspruch  nahm. 

')  Eine  Erklärung  dieser  Urkunde  bei  Zeumer  a.  0.  S.  114. 
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Es  kamen  auch  Fälle  vor.  in  »lenen  eine  derartige  Bitte 
erst  lange  nach  der  Schenkung  an  den  nunmehrigen  Kigenthttmer 
gerichtet  wurde.  Als  Beispiel  soll  hier  die  Urkunde  Meich.  »507 
(814)  dienen: 

der  Priester  Oadalscalch  schenkt  seine  Kirche  der  Frei- 
singer Marienkirche  zu  Händen  des  Bischofs  Atto.  vorbe- 
haltlos. Nach  des  Bischofs  Tode  erneuert  er  die  Schen- 
kung vor  dem  Bischof  Hitto  und  erklärt  nun  bei  dieser 
Erneuerung,  er  wünsche,  dass  die  Schenkung  seinem  Neffen 
Uundheri  als  lebenslängliches  Beneficium  eingeräumt  werde. 
Hitto  willigt  ein;  dafür  muss  dann  auch  Uundheri  seiner- 
seits eine  Schenkung  machen.  Falls  Cumlheri  vor  dem 
Schenker  Oadalscalch  stirbt,  soll  auch  diesem  der  Xiess- 
brauch znstehen. 

Man  sieht  , nun  ist  timt  sächlich  derselbe  Erfolg  erreicht, 
als  wenn  der  Schenker  sofort  den  Niessbrauch  Vorbehalten  hätte; 
die  rechtliche  Wirkung  der  Niessbranchsgewähr  ist  genau  die- 
selbe, mag  sie  unmittelbar  auf  die  Schenkung  folgen  oder  mögen 
Jahre  verflossen  sein,  mag  sich  der  Schenker  schon  im  Voraus 
den  Niessbrauch  Vorbehalten  oder  mag  er  nach  der  Schen- 
kung um  denselben  bitten,  und  mag  er  diese  Bitte  sofort, 
oder  längere  Zeit  nachher  anssprechen.  Auch  daraus  folgt  also, 
dass  die  rechtliche  Natur  der  Niessbrauchsgewährung  unabhängig 
davon  ist,  in  welcher  Weise  sich  der  Schenker  dieselbe  zu  ver- 
schaffen sucht,  und  weiter,  dass  dieselbe  durch  einen  Besitz- 
wechsel  nicht  geändert  wird. 

Jene  einfachere  Form  der  Uebertragung  durch  Begebung 
einer  den  Vorbehalt  enthaltenden  Urkunde  empfahl  sich  beson- 
ders in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Schenker  sich  selbst 
den  Niessbrauch  vorbehielt  . Denn  hier  wäre  nach  vorangegangenem 
Besitzw'echsel  durch  die  Konstituierung  des  Niessbrauchs  ledig- 
lich der  frühere  thatsächliche  Zustand  wiederhergestellt  worden. 

Nun  kam  es  aber  — wie  unten  erwähnt  werden  wird1),  — 
häufig  vor,  dass  der  Schenker  nicht  sich,  sondern  einem  Dritten 
den  Niessbrauch  vorbehielt.  Hier  lag  es  näher,  erst  die  Schen- 
kung auch  realiter  zu  vollziehen,  und  dann  durch  den  Beschenk- 


')  Siehe  unten  § 26. 
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ten  den  Niessbraucli  an  den  Dritten  gewähren  zu  lassen.  Ein 
Beispiel  hierfür  liefert 

Meicli.  523  (828):  der  Priester  Ekkihart  schenkt  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  zu  Gunsten  seines  Enkels. 
Am  Schlüsse  der  Urkunde  heisst  es:  et  post  liaec 
tribus  diebus  vestivit  Ekkihart  advocatum  Hittonis 
episcopi  Adoldum  de  omnibus  supra  dictis  rebus,  et  isti 
sunt,  qui  hanc  vestituram  factam  viderunt  et  festes 
existeterunt.  Hier  also  liegt  reale  Investitur  vor. 
Damit  der  in  der  Schenkung  gemachte  Vorbehalt  er- 
füllt werde,  ist  erforderlich,  dass  der  Bischof  seiner- 
seits dem  Enkel  den  Besitz  überträgt. 

Es  giebt  jedoch  auch  einige  Urkunden,  in  denen  der  Schenker 
sich  selbst  den  Niessbraucli  vorbehält  und  in  denen  doch 
von  einer  Vestitur  die  Rede  ist.  So  in 

Meicli.  492  (825):  hier  wird,  nachdem  der  Schenker  der 
Basilika  tradiert  hat,  auf  dem  Grundstück  die  reale 
Investitur  vorgenommen:  placuit  tune  omnibus,  ut  eo- 
dem  ordine  et  ratione  ipsam  traditionein  ita  et  omni- 
bus ibidem  presen tibus  et  videntibus  perfecissent,  et 
sicut  prius  ita  fecit  ea  ratione,  ut  absciso  proprie 
arboris  ramo  et  coram  cunctis  ipse  Wolfheri  (der 
Schenker)  in  manus  Wagonis  (seines  Salmannen)  tra- 
ditio cum  omnibus  tradidit1). 

Meicli.  532  (828):  eine  Schenkung  wird  erneuert ; am 
Schluss  heisst  es:  et  statim  vestivit  Hittonis  episcopi  ad- 
vocatum Ellanperhtum  in  praesentia  illorum  testium. 

Meicli.  707  (860):  es  wird  berichtet,  dass  eine  Wittwe 
Deotrat  eine  Schenkung  gemacht,  der  Bischof  miseri- 
cordia  motus  ihr  dieselbe  als  Beneficium  gewährt  habe. 
Hoc  factum  est  anno  ....  Daun  wird  hinzugefügt: 
Post  ipsam  traditionem  peractam  ipsa  iam  dicta  vi- 
dna  D.  de  ipsa  traditione  statim  vestivit  advocatum 


*)  Diese  Urkunde  behandelt  auch  Haiss  (S.  100  ff);  er  fasst  sie  jedoch 
als  donatio  post  otntum  auf,  obwohl  es  am  Schlüsse  heisst : ea  finna  ratione. 
nt  ipse  ad  suaiu  vitam  haberet  et  emelioraret.  non  in  nullo  comminueret, 
also  ohne  jeden  Zweifel  keine  donatio  post  obitum,  sondern  eine  Schenkung 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vorliegt. 
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Annonis  episcopi  nomine  Kihheri,  aliquibus  istis  supra 
dictis  praesentibus. 

In  beiden  Fällen  wird,  wie  klar  ersichtlich.  nach  der  tra- 
ditio rnrtae  dem  Vogt  des  Bischöfe,  wahrscheinlich  auf  dem  be- 
treffenden (Grundstück  selbst,  der  Besitz  überwiesen. 

Weiter  wird  die  Investitur  erwähnt  in 

Meich.  467  (824):  der  Bischof  schickt  seine  Boten,  et  ipsi 
in  ipsum  locum  cum  nobilibus  mnltis  pervenernnt  et 
vestituram  acceperunt. 

Meich.  564  (810—835)  femina  . . . tradidit  . . statim 
vestivit  atque  dimisit  et  in  beneflcium  accepit. 

Meich.  59(5  (836)  ego  Deota  . . . tradidi  colonicam  unam 
...  et  mancipia  XI,  quos  in  ipsum  beneficiuin  . . 
in  vestituram  s.  Mariae  indnxi.  ut  ipsos  lmbeam  in 
beneflcium. 

Meich.  605  (838):  am  Schluss  wird  genannt  ein  vestiturae 
fldeiussor  et  testis. 

In  Meich.  631  (844)  heisst  es  ähnlich  am  Schluss:  fide- 
iussor  vero  advocatus  Otperth  eiusdem  traditionis  et 
census  extitit  ac  vestiturae'). 

Hier  überall  ist  also  zweifellos  eine  reale  Besitzübergabe 
erfolgt,  bevor  der  Schenker  den  Niessbrauch  antrat. 

Ja  man  liebte  es  offenbar,  eine  solche  äusserlich  erkenn- 
bare Grenze  zwischen  dem  alten  und  neuen  Zustand  zu  ziehen, 
damit  ein  Jeder  sehen  konnte,  wer  von  jetzt  an  Herr  des 
Grundstücks  sei.  Es  wurde  dazu  die  sessin  triduana  verwendet. 

Derjenige,  welchem  die  Schenkung  gemacht  ist.  nimmt  das 
Gut  in  rechtsförmlicher  Weise  in  Besitz;  er  begiebt  sich  ent- 
weder selbst  an  Ort  und  Stelle,  um  drei  Tage  lang  das  Gut 
innezuhaben,  oder  er  sendet  einen  Stellvertreter,  welcher  das- 
selbe in  seinem  Namen  tlinn  soll.  Damit  soll  öffentlich  kon- 
statiert werden,  dass  Eigenthum  und  Besitz  auf  den  Beschenkten 
übergegangen,  und  dass,  wenn  am  vierten  Tage  der  Schenker 
wieder  einzieht,  eine  rechtliche  und  thatsächliche  Veränderung 
vor  sich  gegangen  ist;  nur  im  Namen  des  Beschenkten,  nur  in 

')  Besonders  anschaulich  wird  die  körperliche  Investitur  (bei  der  z.  B. 
auch  das  Ergreifen  des  Gloekenstranges:  corda  unde  signum  tungitur,  vor- 
kotnnit)  geschildert  in  Meich.  369  (818);  es  würde  jedoch  zn  weit  führen,  hier 
auf  diese  umfangreiche  Urkunde  näher  einzugehen. 
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Folge  seiner  Erlanbniss,  kraft  fremden,  nicht  mehr  kraft  eigenen 
Rechtes  darf  er  in  Zukunft  das  Gut  verwalten. 

in  folgenden  Fällen  findet  sich  die  sessio  triduana: 

Meich.  412  (820):  hier  wird  besonders  deutlich  die  in  der 
sessio  triduana  zum  Ausdruck  kommende  Besitzräumung 
geschildert : der  Schenker  se  ipsum  absacitnm  tribus 
diebus  et  tribus  noctibus  exhibebit  et  ipsam  rem  pro- 
prius  servus  s.  Mariae  obsedit. 

Meich.  423  (821):  der  Priester  Pernwin  erneuert  eine 
Schenkung;  nachdem  alles  tradiert  worden,  heisst  es: 
hoc  proprius  servus  s.  Mariae  ...  in  noctes  consedit ; 
postea  vero  eadem  causam  feneravit  episcopus  P. 
preabytero. 

In  Meich.  538  (828)  ist  die  Handlung  sehr  anschaulich  be- 
schrieben. Es  wird  eine  Schenkung  vorgenommen  und 
dem  Schenker  und  seiner  Frau  der  Niessbrauch  an 
derselben  gewährt.  Diese  Schenkung  wird  nach  drei 
Tagen  von  den  Schenkern,  die  inzwischen  nach  Frei- 
singen gekommen  waren,  dort  vor  dem  Altar  noch 
einmal  bekräftigt.  Am  darauffolgenden  Sonntag  schickt 
der  Bischof  Hitto  seinen  Vogt  Keginbert,  ut  legaliter 
accepisset  vestituram  ipsius  rei;  der  Vogt  kommt  nun 
cum  turma  plurima  nobilium  virornm  und  der  Schenker 
kleidet  ihn  in  rechtsförmlicher  Weise  in  den  Besitz  ein: 
illum  . . . legaliter  per  postem  et  superliminarem  do- 
mus  de  suo  iure  et  potestate  in  iurem  et  potestatem  s. 
Mariae  ad  Frigisingas  vestivit,  ut  ibidem  perpetualiter 
pennansisset : darauf  geht  der  Schenker  hinaus 

und  der  Vogt  führt  einen  Mönch  herein,  der 
dann  die  sessio  triduana  ansführt;  exeunte  autem 
Amalberto  introduxit  Reginbertus  . . . Cozrohum  pres- 
byterum  et  ipse  Cozroh  monachus  ibidem  in  domo  le- 
galiter sedebat  tribus  diebns  et  tribus  noctis. 

Meich.  636  (845)  episcopus  et  advoeatns  ....  acceperunt 
istam  traditionem  et  postea  sessioneiu  iuxta  morem 
Bajowariorum  ad  fieri  decreverunt;  hoc  egit  Erino  ser- 
vus s.  Mariae  noctibus  tribus. 

Wenn  es  ferner  in  der  Urkunde  Wart.  II  562  (941 — 872) 
heisst,  dass  der  Abt  den  Niessbrauch  gestattet  habe  post  vesti- 
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tnram  et  consessum,  so  wird  auch  mit  diesen  Worten  die 
sessio  triduana  gemeint  sein. 

Endlich  gehören  zwei  Urkunden  hierher,  die  fast  wörtlich 
übereinstimmen,  obwohl  sie  ans  verschiedenen  Zeiten  und  Orten 
stammen:  eine  St.  Galler  Urkunde  von  766  (Wart.  I 49)  und 
eine  Urkunde,  welche  zu  Castel  im  Jahre  842  über  eine  an 
das  Martinskloster  zu  Mainz  ausgerichtete  Schenkung  ausge- 
stellt worden  ist  (Nass.  UB  Ii  Nr.  59  S.  25,  26);  nur  ist  der 
Unterschied,  dass  bei  der  Mainzer  Schenkung  ein  Salmann 
bestellt  wird.  In  diesen  Urkunden,  die  auch  noch  in  Bezug 
auf  andere  Punkte  sehr  lehrreich  sind,  wird  der  sessio  triduana 
in  folgender  Weise  Erwähnung  gethan : 

nos  (die  Schenker)  revestivimus  einen  Mönch  et  mis- 
sum  ipsorum  fratrum  per  tribus  diebus  et  per 
tribus  noctibus;  in  der  Mainzer  Urkunde  folgen 
hierauf  noch  die  Worte  secundum  morem  patriae; 
dann  wird  der  Wiedereintritt  in  das  Beneficium  be- 
zeichnet: et  postea  per  beneficium  eorundem  fratrum 
reintravimus. 

Mag  man  nun  die  Dreizahl  erklären,  wie  man  will,  mit 
Heusler  annehmen,  dass  sie  die  drei  Tage  des  echten  Dings 
bedeutet,  „die  ein  Erwerber  bei  der  Auflassung,  welche  sich 
in  der  Form  des  Rechtsstreits  bewegt,  auswarten  muss“1),  oder 
die  Formulierung  Suluus  vorziehen:  „die  triduana  sessio  be- 
deutet das  Innesitzen  eines  Tages,  aber  eines  ciciliter  berech- 
neten Tages,  eines  ächten  Dingtages  nämlich,  der  nach  fränki- 
schem Recht  drei  Tage  dauert“8),  jedenfalls  kann  über  den 
Zweck  und  die  rechtliche  Bedeutung  in  den  besprochenen  Fällen 
kein  Zweifel  sein. 

„Die  sessio  triduana  erscheint  sonach“,  um  Bruuners  Worte 
zu  gebrauchen,  „als  ein  auf  drei  Tage  und  drei  Nächte  be-  ' 
schränkter,  aber  rechtsförmlich  konstatierter  Besitz  des  Er- 
werbers“3). 


*)  tiewere  S.  21. 

*)  Frilnk.  Recht  und  rüui.  Recht  S.  59,  Anin.  89. 
*)  Urkunde  S.  297,  in  Anm.  1 zu  S.  296. 


Hübner  , die  donatione»  post  obitum. 
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§ 19- 

Aeussere  Form  der  Schenkungsurkunden. 

Entsprechend  den  im  vorigen  Paragraphen  entwickelten 
verschiedenen  ächenkuugsarten . nämlich  den  Schenkungen  mit 
sofortigem  Vorbehalt  und  denen  mit  nachfolgender  Rückge- 
währ des  Niessbrauchs,  unterscheiden  sich  auch,  wie  dies  schon 
angedeutet  wurde,  die  bei  den  Geschäften  verwendeten  Urkunden. 

Vor  allen  Dingen  und  abgesehen  von  dem  soeben  hervor- 
gehobenen Unterschied  finden  wir  auch  hier  wieder  tlieils  curlae 
theils  notitiae.  Auf  diesen  Unterschied  nochmals  einzugehen, 
ist  überflüssig. 

Wird  nun  eine  Schenkung  in  der  Art  gemacht,  dass  eine 
Urkunde  begeben  und  in  der  Urkunde  sogleich  der  Vorbehalt 
ausgesprochen  wird,  so  hat  die  zu  begebende  Urkunde,  die  carla, 
die  schon  erwähnte1)  Grundform,  in  dem  der  Schenker  erklärte: 
dom  ea  ralione,  ul  usu/rucluario  ordine  habeam  n.  dgl. 

Dementsprechend  lauteten  die  in  solchem  Fall  von  der 
Kirche  aufgenommeneu  notitiae. 

Wurde  dagegen  zuerst  die  Schenkung  vollzogen  und  dann 
der  Xiessbrauch  zurückgewährt,  so  war  die  carla,  wie  erwähnt*), 
in  der  Weise  abgefasst,  dass  der  Schenker  erklärte:  er  habe 
tradiert  und  nachher  auf  seine  Bitte  znrftckempfangen.  Eben- 
so sind  dann  die  notitiae  formuliert. 

Dem  Charakter  des  Rechtsgeschäfts  entsprechend  werden 
besonders  bei  den  Schenkungen  mit  Xiessbrauchsvorbehalt  häufig 
nicht  nur  eine,  sondern  zwei  Urkunden  ausgestellt;  vom  Schenker 
die  Schenkungsurkunde,  vom  Empfänger  die  Leihurkunde  (meist 
precaria,  seltener  praeslaria  genannt).  Es  erklärt  sich  dies  aus  der 
doppelseitigen  Xatur  des  Rechtsgeschäfts.  Für  eine  ganze  Reihe 
von  Fällen  sind  noch  die  beiden  Urkunden  überliefert;  meist 
sind  sie  an  demselben  Tage  ausgestellt  und  stimmen  in  ihrem 
Wortlaut  abgesehen  von  dem  veränderten  Subjekt  fast  wörtlich 
überein8).  Bemerkenswerth  ist  die  Urkunde  Wart.  II  465 

')  Siehe  oben  Seite  88. 

•)  Siehe  oben  Seite  89. 

•)  Wart.  I 222,  223  (817)  ; II  419,  420  (852) ; 488,  489  (861);  491,  492 
(863)  ; 496,  497  (864)  ; 529,  530  (867);  565,  666  (841-872). 
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(858),  denn  liier  ist  die  Schenkungsurkunde  und  die  Prekarie 
auf  Vor-  und  Rückseite  desselben  Pergaments  geschrieben; 
ferner  Wart.  11  714,  715  (897,  898),  weil  hier  zwischen  der 
Ausstellung  beider  Urkunden  ein  Zwischenraum  von  drei  Viertel- 
jahren liegt. 

Auch  die  Formelsammlungen  bieten  für  die  Abfassung 
zweier  Urkunden  Beispiele1). 

In  gleicher  Weise,  wie  zahlreiche  Rechtsgeschäfte  nur  durch 
eine  curtn  bezeugt  werden,  so  sind  über  einige  andere  nur  die 
vom  Empfänger  ausgestellten  Leihbriefe  vorhanden.  Vielleicht 
kann  man  auch  hier  annehmen,  dass  die  ursprünglich  vorhanden 
gewesenen  cartae  aus  irgend  welchen  Gründen  verschollen  sind. 

Um  nun  noch  kurz  auf  die  Stilisierung  der  Urkunden  ein- 
zugeheu,  so  pflegen  auch  hier  die  cartae  häutig  mit  Aufzählung 
der  Beweggründe  zu  beginnen,  welche  den  Schenker  zu  seiner 
Schenkung  veranlasst  haben.  Für  derartige  Betrachtungen  fin- 
den sich  in  den  Formelsammlungen  wortreiche  Vorbilder,  die 
dann  auch  in  den  Urkunden  mit  einiger  Abwechselung  immer 
von  neuem  benutzt  werden.  Nicht  selten  werden  Bibelstellen 
angeführt  und  überhaupt  religiöse  Motive  angegeben*);  waren 
die  Schenkungen  doch  gute  Werke,  durch  welche  himmlischer 
Lohn  verdient  werden  sollte,  und  sicher  wird  dieser  Ausblick 
auf  das  Jenseits  oft  das  einzige  gewesen  sein,  was  die  Besitzen- 
den bewegen  konnte,  dem  Drängen  der  Geistlichkeit  zu  weichen. 
Zuweilen  sind  es  aber  ganz  specielle  Gründe,  welche  den  Schen- 
ker angewiesen  haben8):  besonders  häufig  wird  Krankheit  an- 


')  Formul.  Ans;.  Coli.  B 4,5  (Z.  S.  350):  6,  7 (Z.  S.  351,  352); 

, „ B ,14,  15.  1(1  (Z.  S.  354,  355); 

Formul.  Sangall.  Miscell.  22,  23  (Z.  8.  389,  390); 

Collectio  Sangall.  6,  7 (Z.  S.  400,  401), 

„ „ 8, 9 (Z.  S.  401—403), 

Coli.  Sangall.  Additamenta  4,  5 (Z.  8.  435,  436). 

*)  Sehr  schön  stilisiert  ist  z.  B.  der  Eingang  einer  Schenkungsurkunde 
des  Bischofs  Andreas , Meich.  369  (818). 

s)  Erwähuenswerth  ist  in  dieser  Beziehung  Meich.  417  (821):  ein  ge- 
wisser Tenil  war  nach  dem  Tode  seiner  Frau  mit  einer  Hörigen  der  Marien- 
kirche in  nahe  Verbindung  getreten,  aus  welcher  ein  Sohn  entspross.  Um  nun 
dem  letzteren,  welcher  nach  dem  Satz  .das  Kind  folgt  der  ärgeren  Hand“ 
unfrei  war,  sowie  auch  seiner  Mutter  die  Freiheit  zu  verschaffen,  macht  Tenil 

7» 
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geführt.  In  einigen  Fällen  lügt  der  Aussteller  der  Urkunden 
ausdrücklich  hinzu,  dass  er  die  Schenkung  aus  freien  Stücken 
oder  im  Vollbesitz  seiner  geistigen  Kräfte  vorgenommen  habe, 
um  dadurch  späteren  Anfechtungen  vorzubeugen.  Denn  bekannt- 
lich waren  im  älteren  deutschen  Hecht  Schenkungen  auf  dem 
Siechbett  gerade  darum  untersagt,  weil  in  solchem  Fall  sehr 
leicht  die  Willensfreiheit  des  Schenkenden  erheblich  beeinflusst 
und  eingeschttchtert  werden  konnte1).  Aber  von  der  Kirche 
wurde  das  nicht  anerkannt,  sondern,  um  Koth's  Worte  zu  ge- 
brauchen *),  Jeder  ohne  Unterschied,  der  eine  eigene  oder  fremde 
oblatio  anznfechten  Miene  machte,  wurde  mit  Exkommunikation 
bedroht“. 

So  wird  der  Ausdruck  ex  sponianeu  roluntale  gebraucht 
in  Marc.  I 13  (Z.  S.  51,  52)  und  in  Form.  Aug.  Coli.  H.  37  (Z. 
S.  361);  so  heisst  es  bei 

Wart.  I 40  (764?)  ego  . . . Appo  . . . terra  iuris  ntei  . . . 

trado  liberum  manum,  sana  mente,  integra  conscientia. 
Wart.  I 186  (805)  nos  ....  tradimus  . . . libera  volun- 
tate,  manu  potestativa  nulloque  contradiceute. 

Besonders  der  letztere  Ausdruck:  manu  potestativa  wird 
häufig  verwendet,  um  auszudrücken,  dass  der  Schenker  in  der 
freien  Verfügung  über  das  geschenkte  Vermögen  ungehindert 
sei  durch  Rechte  Dritter.  Besonders  auch,  wenn  Frauen  schen- 
ken, finden  sich  die  Worte  häufig.  Sie  scheinen  hauptsächlich  bei 
den  Alemannen  in  der  angegebenen  Bedeutung  technisch  gewesen 
zu  sein;  mau  begegnet  ihnen  in  der  lex  Alam.  Karol.  I 2 (M. 
G.  p.  126,  127).  wo  es  heisst: 

et  si  aliqua  persona  res  malo  ordine  de  ecclesia  subtraxit, 
quae  manns  potestativas  prius  contraditae  ad  ecclesiam 
fuerunt. 

Weitere  Beispiele  aus  den  Urkunden  sind: 

Wart.  I 136  (793;  ego  . . . trado  . . . manu  potestativa 
ex  odierna  die. 


auf  den  Rath  des  Bischof«  eine  Schenkung,  au  welcher  er  sich,  seiner  amica 
und  seinem  Sohn  den  Nießbrauch  Vorbehalt.  Aua  ähnlichen  Gründen  er- 
folgen Schenkungen  in  Trad.  Lun.  20  (837  ?),  Wart.  II  447  (836). 

*)  Vgl.  «.  B.  Stobbe  PrR  V S.  171. 

*)  Beneficialweaen  S.  234. 
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Wart.  II  406  (849)  Lantperht  presbiter  manu  potestativa 
una  cum  manu  advocati  sui  . . . tradidit. 

Wart.  II  423  (853)  Wolfrid  cum  manu  potestativa  . . . . 
(tradidit):  Wart.  II  556  (872),  773  (912). 

Fälle,  in  denen  eine  Frau  schenkt,  dann  meist  im  Beistand 
ihres  adrocatus,  sind  z.  B. 

Meich.  554  (830)  notuiu  sit  multis  ....  qualiter  quidam 
nobilis  femina  nomine  Oata  . . . veniebat  ad  Frigisin- 
gas  ...  et  accessit  ad  illo  altare  et  tradidit  cum  po- 
testativa manu  ad  illo  altare. 

Wart.  II  456  (857)  ego  . . . Wolfdrud  . . . cum  manu 
advocati  mei  Geremonio  potestative  . . . trado  atque 
transfnndo. 

Potestative  wird  ferner  gebraucht  z.  B.  in  Wart.  II  460 
(858),  Trad.  Wiz.  152  (828);  auch  findet  sich  der  Ausdruck  po- 
tent« man«;  z.  B.  in  Meich.  597  (836),  678  (863). 

Darauf  folgt  der  wesentliche  Theil  der  Urkunde,  die  Auf- 
zählung oder  Bezeichnung  der  Sclienknngsgegenstände,  sowie 
die  Klausel,  welche  dem  Schenker  den  Niessbrauch  sichert.  Im 
einzelnen  herrscht  naturgemäss  auch  hier  eine  sehr  grosse 
Mannigfaltigkeit,  wenngleich  gewisse  typische  Redewendungen, 
die  sich  auch  bereits  in  den  ältesten  Fonnein  und  Urkunden 
linden,  sich  nicht  verkennen  lassen.  Es  wäre  jedoch  zwecklos, 
auf  dieselben  einzugehen. 

Nachdem  in  vielen  Urkunden  hierauf  ausdrücklich  bestimmt 
worden  ist.  dass  mit  dem  Tode  des  Schenkers  der  Bedachte  in 
den  vollen  Besitz  treten  solle,  folgen  die  Schlussbestimmungen. 

Wie  bei  den  donationes  post  obitum  findet  sich  auch  hier 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  zuerst  eine  Strafsetzung  für  den, 
welcher  das  gegenwärtige  Rechtsgeschäft  anzufechten  wagen 
sollte,  sei  es  der  Schenker,  seine  Erben,  der  Beschenkte  oder 
sonstige  Dritte;  ferner  auch  hier  fast  regelmässig  die  Klausel 
slipulatione  subnixa,  endlich  die  Namen  der  Zeugen  und  übri- 
gen Anwesenden,  sowie  nicht  selten  der  des  Ausstellers,  das 
Datum,  und  ebenfalls  häufig  die  Vollziehungsformel  des  Schreibers. 
In  all  diesen  Punkten  kommen  die  allgemeinen  Grundsätze  der  frän- 
kischen Privatnrkunde  zum  Vorschein,  wie  solche  von  Brunner 
dargelegt  worden  sind;  es  kann  deshalb  auch  an  dieser  Stelle  von 
einer  näheren  Erörterung  der  Urkundenform  abgesehen  werden. 
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Jedoch  soll  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die  Straf- 
bestimmungen eingegangen  werden,  da  dieselben,  obwohl  sie 
auch  hier  den  oben  dargelegten  Charakter  tragen  '),  eine  grössere 
Mannigfaltigkeit  als  bei  den  donationes  post  obitum  zeigen:  dies 
daher,  weil  überhaupt  viel  mehr  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbranclis  sich  linden. 

Auch  hier  besteht  die  Strafsumme,  weuu  sie  in  Geld  an- 
gegeben ist,  meist  aus  Gold-  und  Silbermünzen.  Wir  findeu  die 
mannigfachsten  Beträge,  oft  augenscheinlich  nach  der  Grösse 
der  Schenkung  abgemessen : daneben  besonders  beliebte  Summen, 
die  häufig  wiederkehren.  So  besonders  die  Strafe  von  drei 
Unzen  Goldes  und  fünf  Silberpfunden,  die  allein  in  62  St.  Galler, 
ausserdem  aber  auch  in  Fuldaer  Urkunden  und  dann  in  ale- 
mannischen Formeln2)  sich  findet. 

Aber  es  kommen  auch  zahlreiche  andere  Summen  vor;  zum 
Theil  sehr  hohe,  z.  B.  500  Solidi  in  Meich.  13  (765),  zum  Theil 
sehr  geringe.  Auch  hier  wird  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
ein  ein-  oder  mehrfacher  Ersatz  des  Werthes  der  Schenkung 
zu  leisten  ist;  entweder  in  Verbindung  mit  einer  Geldstrafe  oder 
ohne  eine  solche. 

Ersatz  des  doppelten  ohne  Geldstrafe  z.  B.  in  Wart.  II 
450  (856),  dagegen  in  Wart.  I 126  (796):  DC  solidos  anri  und 
Ersatz  des  doppelten  Werthes. 

Auch  hier  wird  zuweilen  auf  die  gesetzlich  feststehende 
Strafe  verwiesen  (Meich.  I S.  85  a.  782,  Wart.  11  393  a.  844). 
ja  es  wird  wohl  auch  die  Summe  der  zu  zahlenden  Strafe  ganz 
unbestimmt  gelassen,  so  z.  B.  in 

Meich.  38  (773):  indice  terreno  culpabilis  existat. 

Wart.  II  389  (844):  si  quis  vero  contra  hanc  traditionis 
cartulam  venire  temptaverit,  aut  frater  rneiis  Adalber- 
tus  aut  aliquis  nepotum  meornm  aut  qualiscumque  per- 
sona, in  aerarium  regis  multa  componat  et  conatus 
sui  privetur  effectus. 


')  Siehe  oben  Seite  HO  ff. 

*)  Form.  Ang.  Coli.  15.  37  (Z.  S.  361);  Form.  Saugall.  ILiseell.  2 (Z.  S. 
380,  381); 

Collectio  Saugall.  21  (Z.  S.  407,  408), 

Coli.  Sangall.  Add.  4 (Z.  S.  435,  436). 
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Dass  übrigens  auch  bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauehs  wie  Geldstrafen  so  auch  Verwünschungen  und 
Strafen  des  Himmels  dem  Zuwiderhandelnden  verkündet  wurden, 
kann  nicht  wunder  nehmen. 


§ *20. 

Der  Schenkungsakt. 

Die  äusseren  Umstände,  unter  denen  eine  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauehs  vollzogen  wurde,  sind  im  allgemeinen 
die  gleichen  wie  bei  den  donationes  post  obilum. 

Was  zunächst  den  Ort  betrifft,  so  geschieht  auch  hier  die 
Schenkung  meist  in  der  Kirche  vor  dem  Altar.  So  heisst  es  z.  B. 

Meicb.  289  (81  li1):  haec  omnia  feci  ego  Swidhart  ante 
altare  s.  Mariae  ad  archa  s.  Corbiniani  confessoria 
Christi  . . . ; 

Meicli.  596  (836):  hoc  factum  est  supra  tumulo  pretiosissimi 
Corbiniani. 

Nicht  selten  wird  die  Schenkung  auf  der  Synode  des  Bischofs 
vorgenommen,  z.  B. 

Meicli.  139  (804)  in  publico  synodo  cougregato. 

Es  kommt  auch  vor,  dass  die  unter  Vorsitz  des  Grafen 
stattfindende  Gerichts  Versammlung  der  Ort  der  Schenkung  ist: 

Wart.  I 277  (824?)  in  publico  mallo  coram  coniite. 

Auch  hier  jedoch  gestattet  die  nur  äusserst  seltene  Er- 
wähnung des  Gerichtes  nicht,  Gerichtliclikeit  der  Schenkungen 
anzunehmen. 

Die  Schenkungsurkunde  wurde  vor  dem  Altar  dem  Bischof 
(Meicli.  36  a.  772,  38  a.  773),  dem  Abt  (Trad.  Iain.  106  a. 
821),  dem  Decan  (Wart.  I 49  a.  766)  in  die  Hand  gelegt,  häutig 
aber  auch  gesagt,  dass  die  Tradition  in  capsam  s.  Mariae  erfolgt 
sei;  liier  ist  dann  also  die  carbi  auf  das  Reliquienkästchen,  das 
wohl  meist  aut  dem  Altar  gestanden  haben  wird,  niedergelegt 
worden;  wie  auch  häutig  geradezu  gesagt  wird,  es  sei  an  die 
Reliquien  des  Heiligen  geschenkt  worden,  z.  B. 

Nied.  Rhein.  UB  I 9 (797)  ad  reliquias  s.  Salvatoris. 


l)  Abgedruckt  bei  Lörsch-Schröder  als  Nr.  44. 
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Hauptsächlich  geschah  (lies  dann,  wenn  der  Bischof  auf 
einer  Reise  Schenkungen  entgegennalnn : er  pflegte  dann  das 
Reliquienkästchen  mit  sich  zu  führen;  z.  B. 

Hundt  II  9 (82f>)  capsa  s.  Mariae,  quae  episcopus  secam 
habuit. 

Bezeichnend  hierfür  ist 

Meich.  607  (839):  ein  vir  nobilis  Ratold  lässt  durch  einen 
Boten  den  Bischof  bitten,  zu  ihm  nach  Tagolfingen 
zu  kommen.  Der  Bischof  kommt,  fragt  ihn  dreimal 
vor  Nachbarn  und  Verwandten  si  potenter  potuisset 
res  suas  . . . alicubi  ad  doinnm  Dei  tradere?  Jener 
bejaht  es  und  viriliter  circumcinctus  gladio  suo  stabat 
in  medio  triclinio  domus  suae  tradiditque  in  capsam 

s.  Mariae  et  in  manus  episcopi  et  advocati  sui 

His  omnibus  peractis  statim  de  omnibns  rebus  suis  per 
snperliminarem  domus  suae  vestivit  episcopum . . . et  exi- 
vit  ipse  R,  trarlitor  et  intravit  ep.  et  advocatus  eius; 
sed  postea  reversus  prestabat  ei  in  beneflcium. 

Wesentlich  für  den  Traditionsakt  war  die  Anwesenheit  von 
Zeugen;  denn  diese  mussten  ihre  Namen  auf  die  Urkunde  setzen 
oder  gesetzt  haben,  oder  sie  mussten  die  firmatio  der  Urkunde 
vollziehen,  indem  sie  bei  der  Uebergabe  auf  dieselbe  ihre  Hand 
legten.  So  heisst  es  z.  B. 

Nied.  Rhein.  U.  (Ritz)  32  (941)  et  ut  liaec  traditio  firma 
et  inconvulsa  perseveret,  haue  cartulam  tieri  rogavimus, 
manibusqne  testium  bonorum  fieri  fecimus. 

Meist  aber  waren  der  besonderen  Feierlichkeit  des  Aktes 
entsprechend,  nicht  nur  die  erforderlichen  Zeugen,  sondern  noch 
viele  andere  Personen  zugegen : der  Bischof  mit  seiner  gesammten 
Geistlichkeit,  die  Grafen  der  Umgegend,  andere  vornehme  Leute, 
Nachbarn  und  besonders  die  Verwandten. 

Denn  wie  bei  den  donaliones  post  obilum,  so  pflegte  auch 
bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  der  Schen- 
ker sehr  häufig  die  vorherige  Zustimmung  seiner  erbberechtigten 
Verwandten  einzuholen  und  sie  zum  Erscheinen  bei  dem  Schen- 
kungsakt zu  veranlassen.  Und  zwar  hier  aus  demselben  Grunde 
wie  dort.  Denn  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bei  der 
Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nicht  die  Rede  sein 
kann  von  einem  freien  Belieben  der  Erben,  sich  an  die  Schen- 
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kling  zu  binden  oder  nicht.  Hier  wurde  ja  die  Schenkung  so- 
fort thatsächlich  in  jeder  Beziehung  durch  den  Schenker  selbst 
vollzogen.  Aber  ihm  musste  oder  konnte  daran  liegen,  durch 
die  öffentliche  Zustimmung  seiner  Verwandten  zu  konstatieren, 
dass  dieselben  sein  Verfftgungsrecht  anerkannt  und  damit  eigene 
Rechte  auf  den  Schenkungsgegenstand,  falls  solche  bestanden, 
anfgegeben  hätten.  Auch  im  Interesse  des  Beschenkten  musste 
eine  solche  Zustimmung  liegen,  da  durch  sie  künftigen  Anfech- 
tungen der  Grund  entzogen  wurde. 

§ 21. 

Saimannen,  Bürgen,  boni  homines. 

Auch  die  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
wurden  zuweilen  durch  Saimannen  vollzogen.  Beispiele: 

Trad.  Wiz.  152  (828)  ego  Kihswind  . . . tradidi  manu 
potestativa  viris  religiosis  Folchrahto  et  Sigimnndo 
res  meas,  ut  ipsi  traderent  s.  Petro  ad  monasterium 
Wizenburg;  quod  et  ita  fecernnt.  hoc  est  quod  tradidi 

et  tune  fuit  peticio  mea  . . . folgt  Vorbehalt 

zu  Gunsten  der  Tochter  der  Scheukerin. 

Meich.  698  (835 — 853)  notum  sit  cunctis  . . . qualiter  . . 
Pilgrim  . . . (inandam  traditionem  fecit  . . . totuni 
et  integrum  in  manns  Ratoldi  comitis  et  Kepolfi  comitis 
dabat  ipsam  traditionell!  peragere  in  altare  s.  Mariae 
earatione  ut  coniux  eins  Alta  ipsam  traditionem  haberet 
usque  ad  finem  vitae  suae  ....  Ipse  vero  Ratolt 
comis  et  Kepolf  cum  funere  corporis  sui  venerunt  ad 
Frigisingas  supradictis  verbis  ipsam  traditionem  per- 
fecerunt. 

Feiner 

Trad.  Fuld.  172  (801)  ego  Liutberg  tradidi  per  manum 
Adalhelini. 

Trad.  Fuld.  177  (803)  ego  . . Otmar  dono  atque  trado 
per  manum  Beniamines  et  Meginwartes. 

Oefters  wird  in  die  Urkunde  nicht  die  Tradition  an  die 
Saimannen,  sondern  die  der  letzteren  an  die  Kirche  erwähnt. 
Dann  heisst  es  z.  B. 
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Trad.  Fuld.  507  (837,i  ego  . . Sigibald  trad»  in  elimosinam 
Asis  qnomlam  comitis  quod  ille  mihi  manu  potestativa 
tradidit  ad  tradendum  ad  nionasterium  . ...  ca  scilicet 
ratione,  ut  mater  eins  . . . cuncta  ....  ad  vitam 
suam  nsnfructnario  possideat. 

Trad.  Fuld.  451  (8241  ego  . . . Hahho  eomes  et  Adalpraht 
tradimus  in  elimosinam  Hiltiburgae  quicquid  illa  nobis 
manu  potestativa  tradidit  tradendum  ad  monasterium 
s.  Bonität»  . . . ea  scilicet,  ratione,  ut  liaee  omnia 
Hiltiburg  Imbeat  ad  suam  vitam. 

Aehnliche  Fülle  sind  Trad.  Fuld.  517  (858),  518(830);  in 
Wart.  I 40  (760|  sind  es  die  vier  Söhne,  welche  als  Salmannen 
die  Schenkung  ihres  Vaters  ausführen;  ferner  Wart.  II  773 
(5)12). 

Es  ist  nicht  nöthig  nach  den  im  ersten  Abschnitt  gegebenen 
Erörterungen1)  hier  noch  einmal  auf  die  Bedeutung  des  Insti- 
tuts der  Salmannen  einzugehen : jedenfalls  ist  klar,  dass  sie  auch 
bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbraurhs  dazu 
verwendet  wurden . die  Schenkung  zn  vollziehen , d.  h.  den 
Schenknugsakt  vorzunehmen,  indem  der  Schenker  dies  selbst 
zu  thnn  durch  irgend  einen  <4 rund  verhindert  war. 

Uebrigens  sei  erwähnt,  dass  die  Tradition  durch  Salmannen 
auch  nicht  selten  bei  unbedingten  Schenkungen  vorkommt. 

Ferner  werden  in  einigen  Urkunden  ßdeiussores.  Bürgen, 
genannt*).  So  z.  B.  in 

Meich.  380  (818):  dem  auf  Visitationsreisen  befindlichen 
Bisehot  wird  unterwegs  eine  Schenkung  gemacht: 
fideiussores  Cozolt,  Hiltrat,  Wolheri.  Sed  postea  illius 
petitio  Mt,  quod  benigna  miseratio  . . episcopi  non 
denegavit,  ut  ipsam  rem  per  beneficii  usu  fructuario 

ad  suam  praestitisset  vitam,  quod  et  ita  fecit 

haec  sunt  testes  .... 

Ferner  Meich.  414  a.  820  (eine  Urkunde,  die  im  Einzelnen 
Schwierigkeiten  bietet), 

Meich.  509  (827)  . . . pro  vestitura  fideiussores  fue- 
rnnt  .... 

')  Siehe  oben  Seite  43  ff. 

’)  Vgl.  Heueier  Gewere  S.  19. 
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Meicb.  596  v SHH  i ...  et  isti  teste*  per  «tue*  tracti: 
filii  mei  Engilhart  et  Sigihart  et  Kerbart  sibi  invicem 
teste*  extiterunt  et  fideinssores. 

In  anderen  Fällen  wird,  wie  wir  schon  gesehen  haben, 
ein  fideinssor  vestiturae  erwähnt:  z.  B. 

Meicb.  605  (838)  vestiturae  fideiussor  et  testis. 

Meicb.  631  (844)  fideinssor  traditionis  et  census  extitit 
ae  vestiturae. 

Meich.  639  (846)  fideinssor  vestiturae1). 

Besonders  aus  diesen  zuletzt  angeführten  Fällen  ergiebt 
sich  deutlich  die  Bolle,  welche  die  ßdeiussores  spielten:  bei  der 
Vornahme  der  symbolischen  Investitur  verbürgten  sie  sich  dafür, 
dass  derselben  die  reale  Besitzränmung  und  Besitzeinweisung 
folgen  werde.  Es  ist  bezeichnend,  dass  wir  derartigen  Bürgen 
nur  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbranchs  begegnen, 
bei  denen,  wie  wir  sahen,  der  Vornahme  der  thats&chlichen 
Besitzveränderung  nichts  int  Wege  stand:  bei  donatione s post 
obitum  wäre  eine  solche  Verbürgung  zwecklos  und  dem  Wesen 
des  Rechtsgeschäfts  widersprechend  gewesen. 

Die  Bürgen  in  der  besprochenen  Art  finden  sich  nur  in 
den  Freisiuger  Urkunden,  scheinen  also  eine  Eigentümlichkeit 
des  bairischen  Rechts  zu  sein. 

Nur  einmal  heisst  es  in  einer  Urkunde  von  8t.  Gallen 

Wart.  343  (833):  ego  . . trade  . . et  in  manus  fideiusso- 
rum  constituo,  nt  illi  hoc  perficiant,  sicut  ego  condixi. 

In  diesem  Falle  werden  aber  ersichtlich  mit  dem  Ausdruck 
ßdeiussores  Salmannen  bezeichnet. 

Zuweilen  werden  unter  den  bei  der  Tradition  Anwesenden 
boni  homines  genannt.  Z.  B.  in 

Meich.  13  (765):  es  heisst,  trotz  etwaiger  Anfechtungen 
solle  die  Schenkung  per  epistolam  omni  tempore  fir- 
mieren! obteneat  roborem.  Manu  mea  propria  subter 
firmavi  et  bouis  hontiuibus  ad  roborandttm  decrevi, 
quorum  nomina  . . . 

Ganz  ebenso  in  Meich.  24  (769). 

Ferner  in  Trad.  Wiz.  48  (?)  postea  quoque  fuit  mea  pe- 
titio  vel  bonorunt  hominum,  ut  dum  advixero 


‘)  Vgl.  auch  die  Urkunde  ileich  369  (818). 
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Es  ist  streitig,  was  man  unter  den  boni  homines  zu  ver- 
stellen habe;  am  wahrscheinlichsten  ist.  dass  man  mit  diesem 
Ausdruck  angesehene  hauptsächlich  mit  Grundbesitz  ansgestattete 
Männer  aus  der  Nachbarschaft  bezeichnete1). 

§ 22. 

Erneuerung  und  Bestätigung. 

Häutiger,  als  bei  den  donatioMs  post  obitum,  finden  wir  bei 
den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  Erneuerungen 
und  Bestätigungen. 

Während,  wie  oben*)  ausgefiihrt  wurde,  bei  den  donatione* 
post  obitum  nur  sieben  Fälle,  in  denen  die  Schenkung  erneuert 
wurde,  nachgewiesen  werden  konnten,  habe  ich  deren  bei 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  30  unter  mehr 
als  1200  Urkunden  gefunden.  Von  diesen  fällt  die  überwiegende 
Mehrzahl  dem  bairischen  Hecht  zu,  nämlich  31  (29  aus  Frei- 
singeu,  2 aus  Passau);  hierzu  kommen  nur  8 ansserbairische 
Urkunden,  nämlich  5 aus  St.  Gallen,  eine  aus  dem  Urkunden- 
buch des  Niederrheins,  eine  aus  dem  Nassauischen  Urkunden- 
buch, eine  aus  Pardessus  Diplomata3). 

Es  ist  klar,  dass  hier  das  Vorkommen  derartiger  renoealio- 
nes  oder  firmationes  nicht  auf  eine  etwaige  Widerruflichkeit  der 
Schenkung  schliessen  lassen  kann;  denn  durch  einen  Widerruf 
seitens  des  Schenkers  würde  der  durch  die  Schenkung  und  die 
Niessbranchsgewährung  begründete  Rechtszustand  willkürlich 
aufgehoben  werden. 

Auch  hier  ist  der  Zweck,  das  bestehende  Rechtsverhältniss 

■)  Vgl.  WaiU  Verf.  Geseh.  II  V S.  273,  274. 

’)  Siehe  oben  Seite  55,  56. 

*)  Es  sind  folgende  Urkunden : 

Meid).  154  (807),  206  (810),  319  (815),  332  (815),  333  (815),  342  (816), 
343  (816),  361  (816),  357  (817),  372  (818),  423  (821),  429  (822),  458 
(824),  461  (824),  468  (818),  477  (822),  495  (826),  496  (826),  532 
(828),  576  (810-36),  593  (836),  596  (836),  598  (836),  613  (841), 
624  (843),  646  (846),  669  (849),  981  (883—906); 

Hundt  II  24  (845),  Trad.  Pat.  6 (765—800),  23  (834); 

Wart.  I 144  (797),  343  (833),  II  418  (852),  566  (841—72),  548  (870); 

Nied.  Rhein.  UB  21:  Nass.  UB  59;  Pard.  Dipl.  II  547. 
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durch  eine  Wiederholung  der  dasselbe  begründenden  Handlung 
als  ein  noch  immer  zu  Recht  bestehendes  auch  Dritten  gegen- 
über sichtbar  werden  zu  lassen. 

Die  Erneuerungen  werden  theils  von  den  ursprünglichen 
Schenkern  selbst,  theils  von  ihren  Nachkommen  vorgenommeu. 

Fälle  einer  einfachen  Erneuerung  durch  den  Schenker  linden 
sich  in  folgenden  Urkunden:  Meich.  154  (808);  hier  geschieht 
die  Erneuerung  nach  einem  Jahre;  Meich.  372  (818);  hier  wird 
sie  dagegen  schon  nach  sieben  Tagen  vorgenommen;  Meich.  423 
(821).  468  (818),  532  (828),  578  (810 — 35);  ferner  in  einer  St. 
Galler  Urkunde:  Wart.  I 302  (826). 

Bemerkenswerth  ist  eine  Passauer  Schenkung 
Trad.  Pat.  23  (834):  eine  Matrone  Werdni  hatte  eine 
Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  gemacht. 
Haec  vero  per  plurima  tempora  dilationis  nunc  in 
spacie  praesenti  huius  temporis  ipsa  praedicta  matrona 
coepit  valde  fortiter  egrotare  pene  vitam  fiuiri;  sed 
dum  esset  in  illa  valida  infirmitate  rogavit  Annum 
chorepiscopum  ipsius  sedis  adduci  ad  se  et  tradidit 
omnem  traditionem  in  manu  sua  et  ita  per  plurima 
testimonia  confinnavit  (erste  Erneuerung).  Domino 
quoque  miserante  ipsa  est  recuberata  et  vitam  ista 
reversa  est  et  iam  regressa  est  ipsa  ad 

ecclesiam  s.  Stephani  praesente  Reginhario  episcopo 
. . hec  omnia  tradidit  iterum  . . et  in  ipsa  hora  tra- 
ditionem suam  anteriorem  et  posteriorem  iterum  reno- 
vabat  in  vice  tertia  omnia  haec  et  ipsam  traditionem 
reddidi  in  manum  ipsius  episcopi  (zweite  Erneuerung). 
Et  postea  iterum  quarto  tempore  supradicta  renovabat 
et  cum  testibus  iterum  firmavit  (dritte  Erneuerung). 

Wir  haben  also  hier  eine  dreifache  Erneuerung  einer  und 
derselben  Schenkung. 

Es  bestand  die  Sitte,  derartige  Erneuerungen  alle  fünf  Jahre 
vorzunehmen '). 

Unter  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 


*)  Zur  Erklärung  dieser  Sitte  genügt  es  daran  zu  erinnern , dass  man 
sie  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  für  einen  Ausfluss  der  römischen  fünf- 
jährigen Censusperiode  erklärt  hat. 
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habe  ich  kein  Beispiel  gefunden,  aus  dem  sich  ein  fünfjähriger 
Zwischenraum  mit  Bestimmtheit  nachweisen  Hesse.  Wohl  aber 
wird  in  einigen  Urkunden  ausdrücklich  gesagt , die  gegenwärtige 
Schenkung  solle  so  sicher  sein  und  für  die  Zukunft  ein  gleich 
festes  Verhältniss  begründen,  als  wenn  sie  semper  per  qnin- 
quennium  renovata  fuisset. 

Mitt.  Khein.  UB  I 21  (767):  lmnc  autem  precariam  non 
sit  necesse  de  quinquennium  in  quinquenniuin  renovandi ; 
sed  ista  sola  per  se  sufficiat. 

Ferner  Marc.  II  5 (Z.  S.  77,  78)  Pard.  Dipl.  II  647  (730), 
Wart.  II  566  (841—872). 

Die  Erneuerung  hat  zuweilen  darin  ihren  Grund,  dass  die 
ursprüngliche  Schenkung  ohne  Beobachtung  aller  Rechtsförm- 
lichkeiten  vorgenommen  worden  ist. 

Nass.  UB  I 1,  59  (842):  die  Erneuerung  geschieht,  quod 
illa  prior  traditio,  quam  genitor  et  avus  noster,  et  post 
eum  ego  Managolt  et  filii  mei  ....  fecimus,  non  per- 
fecta nec  litteris  fuit  mandata,  sed  nec  etiam  in  pu- 
blico  pagensium  nostrorum,  ut  oportuit,  celebrata  vel 
confirmata  fuerat  placito  et  decreto. 

Wart.  II  418  (852)  hanc  autem  traditionem  ideo  ego  facere 
volui,  quia  illa  prior  traditio,  quam  Staricholfus  fecit, 
non  perfecta  nec  litteris  fuit  mandata. 

Oder  die  Schenkung  wird  an  dem  gehörigen  Ort  in  der 
Kirche  vor  dem  Bischof  wiederholt;  so  scheint  Meich.  461  (824) 
erklärt  werden  zu  können: 

Rihpald  simul  cum  uxore  sna  ambo  pariter  . . . tradideruut 
. . . quicquid  liabuerunt  in  loco  Steinheringa  seu  in 
altarem  ipsins  ecclesiae.  Et  postea  venerunt  ad  pium 
pontificem  Hittonem  ad  Ezzilingas  et  firmaverunt  prius 
peractam  traditionem  in  manus  Hittonis  episcopi  . . . 

In  Meich.  370  (819)  wird  eine  Schenkung  in  Freisingen 
erneuert,  die  vorher  (darüber  berichtet  Meich.  369  a. 
818)  in  Italia  in  civitate  Vincentia  vorgenommen  wor- 
den war. 

Dann  findet  sich  auch,  dass  vor  einer  Reise,  einer  Romfahrt, 
frühere  Schenkungen  erneuert  werden  (Meich.  342  a.  816);  wird 
die  Erneuerung  nach  glücklicher  Rückkehr  vorgenommen  (z.  B. 
Meich.  357  a.  817),  so  gehört  ein  solcher  Fall  zu  den  Schen- 
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klingen  mit  resolutiv  bedingtem  Vorbehalt,  von  denen  unten  zu 
sprechen  ist  ‘). 

Einen  weiteren  Anlass  bot  eingetretener  Wechsel  im  Bischofs- 
sitz; der  Sicherheit  halber  wurde  eine  unter  dem  früheren 
Bischof  vollzogene  Schenkung  unter  seinem  Nachfolger  erneuert. 
Meich.  832  (815)  Waninc  presbyter  reddidit  ecclesiam  . . 
in  manus  ven.  Hittonis  episcopi  . . et  rursum  renovavit 
illam  traditiouem.  quam  temporibus  Arpionis  ad  prae- 
fatum  domum  fixit,  ut  firmior  et  stabilior  . . . fuisset. 
Hierher  gehören  ferner  Meich.  333  (815:  hier  geschieht 
die  Erneuerung  auf  Bitten  des  Bischofs),  596  (836). 

Aehnlich  liegt  die  Sache  in  der  Urkunde 
Trad.  Pat.  6 (765 — 800);  hier  ist  es  aber  ausser  dem 
bischöflichen  Thronwechsel  der  Übergang  der  Regie- 
rung vom  letzten  Baiernherzog  auf  König  Karl,  welche 
zu  der  Erneuerung  den  Anlass  giebt:  ego  . . Pech- 
liari  presbyter  . . . tradidi  villam  meam  ...  ad  beatuni 
Stephanum  . . . sub  tempore  Tassiloni  principi  et  epi- 
scopi Uuisurich  . . et  modo  pro  tempore  Paroli  regi  . . 
iterum  firmavi  ad  ipsum  altarem  . . . coram  episcopo 
nomine  Uualtrih. 

Während  in  allen  bisher  besprochenen  Fällen  der  Schenker 
selbst  die  Erneuerung  vornimmt,  geschieht  dies  häufig  von  Seiten 
dessen,  zu  dessen  Gunsten  der  Niessbrauch  noch  nach  dem  Tode 
des  Schenkers  selbst  Vorbehalten  bleiben  soll,  mag  dies  der  Sohn 
oder  ein  anderer  Verwandter  des  Schenkers  oder  ein  anderer 
Dritter  sein. 

Durch  den  Sohn  wird  die  Schenkung  erneuert  in: 

Meich.  206  (vor  810),  351  (816).  593  (836),  640  (846), 
981  (883—906):  Hundt  II,  24  ( 845):  Mitt.  Rhein  UB 

I 2 (797);  Nass  ÜB  I 1,  59  (842);  Wart,  1 343  (833), 

II  548  (870); 

durch  die  Tochter:  Meich.  495  (826); 

durch  den  Bruder:  Meich.  496  (826); 

durch  die  überlebende  Gattin:  Meich.  319  (815); 

durch  den  überlebenden  Vater:  Meich.  206  (vor  810); 

durch  einen  Dritten:  Wart.  II  418  (852). 

')  Siehe  nnteu  § 27. 
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Nun  kam  es  aber  auch  vor,  dass  nicht  bloss  die  frühere 
Schenkung  einfach  erneuert  wurde,  sondern  dass  bei  der  Er- 
neuerung zu  derselben  noch  etwas  hinzugefügt  wurde;  sei  es 
das  inzwischen  Erarbeitete  oder  Hinzugekomiuene  (z.  B.  Meich. 
333  a.  815,  477  a.  822,  598  a.  H3ti.  (509  a.  849;  Hundt  II  24 
a.  845),  sei  es  andere  Gegenstände,  z.  B.  ein  Höriger  (Meich.  332 
a.  815);  oder  auch  ein  früher  nicht  in  die  Schenkung  aufge- 
nommener  Theil  der  geschenkten  Ländereien  (Meich.  458  a.  824). 
In  Meich.  319  (815)  fügt  die  Gemahlin  des  Schenkers  das  ihr 
gehöiige  hinzu.  Es  kommt  auch  vor.  dass  erst  bei  der  Er- 
neuerung der  Schenker  einen  Vorbehalt  macht;  so  bittet  er  in 
Meich.  429  (822),  dass  an  der  Schenkung  seinem  Eukel  der 
Niessbrauch  gestattet  werde.  Als  ein  in  den  Urkunden  seltener 
Fall  möge  noch  die  Urkunde  Cod.  dipl.  Alem.  ed.  Neugard  I 
02(5  (982)  angeführt  werden:  in  ihr  wird  berichtet,  wie  ein 
Bischof  von  Lausanne  auf  seiner  Rückreise  von  Rom  das  Kloster 
St.  Gallen  besucht,  es  mit  Reliquien  beschenkt,  zugleich  aber 
auf  den  lebenslänglichen  Geuuss  des  von  ihm  früher  geschenkten 
Eigens  im  Aargau  verzichtet  und  jetzt  demselben  andere  Güter 
beifügt. 

Es  bleibt  als  eine  besondere  Form,  die  Schenkung  gegen 
Anfechtung  möglichst  zu  sichern,  ausser  der  Erneuerung  die 
Sitte  zu  erwähnen,  dass  man  die  Schenkung  durch  den  Herzog 
oder  König  bestätigen  liess1).  Freilich  haben  die  in  Baiern  sehr 
zahlreichen  Bestätigungen  durch  den  Herzog  vor  allem  darin 
ihren  Grund,  dass  das  Eigenthum  an  dem  verliehenen  Gut  auf 
herzoglicher  Uebertragung  beruhte,  dass  das  Gut  daher  noch 
nicht  zur  gänzlich  freien  Verfügung  des  jeweiligen  Eigentümers 
stand,  sondern  der  Auktor,  der  Herzog,  zur  Veräusserung  seine 
Einwilligung  geben  musste2).  Aber  in  einigen  Urkunden  wird 
doch  mit  der  Bestätigung  zweifellos  jener  zuerst  genannte  Zweck 


l)  Vgl.  Roth  Beueficiniwesen  8.  218:  „Der  Grund  davon  war  wohl  kein 
anderer,  ale  dass  das  deutsche  Recht  Schenkungen  und  letztwillige  Verfü- 
gungen sehr  erschwerte,  und  man  sich  auf  diese  Weise  vor  dem  Widerspruch 
der  Verwandten  sicher  stellen  wollte“.  ....  „sie  wurden  lediglich  zum  un- 
schädlichen UeberHuss  nachgesucht*. 

*)  Hierüber  vgl.  Roth  a.  0.  S.  243,  besonders  Brunner  Landsehen- 
kungen  S.  8 ff. 
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verfolgt l).  Ein  besonders  altertümliches  hierher  gehöriges 
Beispiel  ist  die  Formel  Marc.  I 13  (Z.  S.  51,  52),  in  welcher 
die  Schenkung  vor  dem  König  vorgenommen  wird*)  und  zwar 
in  der  Weise,  dass  der  Schenker  die  Güter,  welche  er  einem 
Dritten  schenken  will,  dem  Könige  „lesiwerpiert“,  d.  h.  sie  ihm 
überträgt,  indem  er  ihm  die  fesluca  als  Traditioussymbol  in 
laistun,  in  den  Schooss  wirft;  damit  ist  der  König  gewisser- 
maassen  Treuhänder,  Saimann,  geworden;  d.  h.  er  hat  die  Aus- 
führung der  Schenkung  übernommen.  Daher  erlässt  er  nun 
einen  königlichen  Befehl,  praeeeptio,  in  welchem  dem  Schenker 
der  lebenslängliche  Xiessbrauch  gestattet  wird. 

Diese  feierliche  Form  ist  in  späterer  Zeit  ausser  Gebrauch 
gekommen.  Aber  die  Bestätigung  durch  eine  mit  öffentlicher 
Autorität  ansgestattete  Person  kommt  doch  auch  später  vor; 
so  z.  B.  in  einer  St.  Galler  Urkunde  (Wart.  I 49  a.  766),  wo 
also  jener  in  Baiem  meistentheils  gelteude  Bestätigungsgrund 
nicht  vorauszusetzen  ist;  hier  erklären  die  Schenker  ihren 
Schenkungswillen  ante  Cozperto  praeside  et  ante  pagensis  nos- 
tros  und  führen  dann  die  Tradition  aus,  wie  es  ausdrücklich 
heisst,  consentiente  Cozperto  comite.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  eine  derartige  Einwilligung  von  Seiten  der  Obrigkeit  der 
Schenkung  Nachdruck  verschaffen  und  sie  gegen  unberechtigte 
Angriffe  schützen  konnte. 


§ 23. 

Wirkungen. 

Während  in  Bezug  auf  die  Form,  in  welcher  die  donatio 
post  obitum  und  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs 
vollzogen  wird,  kein  scharfer  Gegensatz  aufzustellen  ist,  sondern 
eine  Verschiedenheit  nur  in  so  fern  besteht,  als  die  den  beiden 

')  Brunner  fühlt  a.  O.  als  Beispiele  au*  Baiem  Heich.  7,  (!6,  67,  Hundt 
6 an,  in  denen  .der  Consens  nicht  sowohl  als  Veräusserungslicenz  denn  zur 
Bekräftigung  einer  an  sich  nicht  conseushcdürftigen  Schenkung  erwirkt  worden 
ist,  nm  den  kirchlichen  Besitzstand  gegen  Anfechtungen  sicher  zu  stellen“. 

’)  Vgl.  Roth  a.  0.  8.  240  ff.  Er  führt  hier  aus.  dass  der  König  als 
oberster  Richter  handelt  und  durch  den  Festncawurf  „Gewere  zu  treuer  Hand“ 
erhält. 

Hübner,  die  donatione»  post  obitum.  H 
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Schenkungsart  eil  gemeinsame  Uebertragungsweise  durch  tradido 
cartae  im  letzteren  Fall  durch  sofortige  reale  Besitzeinweisung 
ergänzt  werden  kann,  tritt  in  den  Wirkungen  der  Gegensatz 
um  so  deutlicher  hervor. 

Dieser  Gegensatz  fasst  sich,  wie  dies  schon  oben  im  all- 
gemeinen ausgeführt  worden  ist1),  darin  zusammen,  dass  die 
donatio  post  obitum  ein  bedingtes,  die  Schenkung  mit  Vorbehalt 
des  Nießbrauchs  ein  unbedingtes  Rechtsgeschäft  ist.  Daher 
sind  die  Wirkungen  der  letzteren  augenblickliche. 

Im  Augenblick  der  Schenkung  geht  Eigenthum  und  Besitz 
auf  den  Beschenkten  über. 

So  wird  denn  auch  zuweilen  ganz  wie  bei  den  unbedingten 
vorbehaltlosen  Schenkungen  gesagt:  dono  ab  hodiemo  die*). 

Und  in  der  That  ist  die  dann  folgende  Niessbrauchsreser- 
vation  nicht  im  Stande,  der  Schenkung  ihren  augenblicklichen 
Charakter  zu  nehmen.  Juristisch  steht  die  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  der  reinen  Schenkung  sehr  viel  näher 
als  der  donatio  post  obitum.  Wirtschaftlich  dagegen  kommt  sie 
der  letzteren  sehr  nahe.  Denn  allerdings  macht  es  wirtschaft- 
lich keinen  grossen  Unterschied,  ob  der  Schenker  Eigentümer 
bleibt,  aber  Eigentümer,  dem  die  freie  Veräusserungs-  und 
Vererbungsbefugniss  genommen  ist,  oder  ob  er  sein  Eigentlmm 
aufgiebt.  und  sich  nur  die  Nutzung  vorbehält.  Aber  aus  dieser 
fast  gleichen  wirtschaftlichen,  kann  man  nicht  auf  die  gleiche 
rechtliche  Wirkung  schließen. 

Wie  jeder  andere  Prekarist,  so  steht  auch  der  Schenker, 
dem  der  Niessbrauch  per  epislolam  precariae  zurückgegeben  ist, 
in  einem  Abbängigkeitsverhältniss  zu  dem,  der  ihm  das  Land 
verliehen  hat.  Dieser  letztere  und  er  allein  ist  Eigentümer. 

So  werden  auch  z.  B.  in  einer  Freisinger  Urkunde  die 
Schenkungsgegenstände,  an  denen  der  Niessbrauch  gewährt 
wird,  ausdrücklich  als  Eigentum  der  Kirche  bezeichnet: 

Meic.h.  104  (805)  ea  vero  ratione  hanc  traditionem  feci, 
ut  mihi  de  his  omnibus  uti  liceat  ad  meliorandum,  non 
in  alio  loco  tradendnm,  sed  fruendum  et  augendum 
sient  iustum  et  rectum  est  res  proprias  Dei  elec- 

•)  Seit*  7«  ff. 

»)  z.  B.  Meich.  467  (824),  Schoepflin  I 76  (811). 
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torum  firmiter  condonatas  et  traditas  in  illorum  timore 
et  araore  caute  costodire  atque  in  omnibus  fideliter 
conservare. 

Aus  dieser  Urkunde  ergeben  sich  zugleich  mit  anschaulicher 
Deutlichkeit  die  Pflichten  des  Xiessbrauchers,  die  auch  in  zahl- 
reichen anderen  Füllen  ausdrücklich  betont  werden.  Er  darf 
in  keiner  Weise  die  Substanz  des  Gutes  verändern , darf  das- 
selbe nicht  vertauschen,  verkaufen  oder  in  seinem  Werthe 
mindern. 

Marc.  II  5 (Z.  S.  77,  78)  ut  nihil  exinde  paenetus  de 
qualibet  rem  alienandi  aut  minuendi  pontificium  non 
habeanms,  sed  absque  ullo  preiudicio  suprascribtae 
ecclesiae  vel  vestro  eam  tantummodo  excolere  debeamus. 

Meich.  230  (vor  810)  licentiam  non  habeat  vendendi  atque 
commutandi  nec  exinde  in  publico  aliquid  faciendum. 

Meich.  430  (822)  in  nulluiu  naufragium  ponere  licentiam 
non  habeam.  • 

Dagegen  liegt  es  ihm  ob,  durch  Bewirtschaftung  die  Er- 
tragsfähigkeit zu  steigern;  er  darf  das  Gut  bewohnen  und  in 
jeder  Weise  nutzen.  Auch  dies  ist  auf  die  mannigfachste  Weise 
ausgedrückt : 

Meich.  I S.  58, 59  (758)  causam  mearn  ad  augendam  et 
emeliorandam , non  in  nullo  comminuenduin. 

Meich.  19  (776)  ad  inhabitandum  et  ad  augendum  seu 
propagandum  ut  decet  Dei  domui. 

Bezeichnend  für  den  Umfang  des  vorbehaltenen  Rechts  ist 
auch  eine  St.  Galler  Urkunde 

Wart.  11  469  (859):  ea  ratione  videlicet,  ut  habeamus  in 
ipsa  marcha  licentiam  et  potestatem  ad  ligna  cedenda 
et  aediticia  construenda  et  pascua  necessaria  et  omnia 
talia,  quibus  indigemus,  et  ut  ipsas  res  ad  nos  reci- 
piamus  diebus  vite  nostre. 

Wie  begrenzt  jedoch  die  Befugnisse  des  Nutzniessers  waren, 
zeigt  sich  darin,  dass  er  sich  in  einigen  Fällen  ausdrücklich 
das  Recht  ausbedingt,  Hörige  freilassen  zu  dürfen,  wodurch  ja 
allerdings  auch  die  Substanz  des  Gutes  verändert  wurde. 

Marc.  II  3 (Z.  S.  74—76)  ea  scilicet  ratione,  ut,  dum 
pariter  advivimus,  antedic.tas  villas  sub  usu  benefitio 

** 
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tantummodo , absque  ullo  preiuditio  vel  deminutione 
aliqua  ipse  mouasterii  pussideamus.  nisi  tantum,  si  ali- 
quis  ex  servientibus  nostris  a iugum  servitutis  pro 
commune  mercede  relaxare  voluerimus. 

Fast  wörtlich  dieser  Formel  nachgeschrieben  ist  eine 
Weissenburger  Urkunde:  Trad.  Wiz.  9 (734);  hierher  gehört 
auch  Meich.  369  (818). 

Dies  so  beschaffene  Xiessbrauchsrecht  ist  durchgehends  ein 
lebenslängliches.  Mit  dem  Tode  des  oder  der  Berechtigten 
konsolidiert  sich  sofort  das  Recht  des  Beschenkten:  immittelbar 
ohne  jeden  Zwischenakt  fällt  das  abgezweigte  Xiessbrauchsrecht 
in  das  Eigenthum  zurück.  Auch  dies  drücken  die  Quellen  in 
klarer  und  unzweideutiger  Weise  aus.  Die  mit  Vorliebe  ge- 
brauchten Ausdrücke  redire,  revocare  lassen  erkennen,  dass 
in  der  That  ein  Heimfall  erfolgt,  dass  auch  nach  der  Auffassung 
der  die  Urkunden  abfassenden  Schreiber  das  Eigenthum  auch 
ohne  realen  Besitzübergaug  in  seiner  vollen  Uubeschränktheit 
schon  einmal  bei  dem  Beschenkten  gewesen  sei. 

Meich.  13  (765)  post  obitum  vero  nostrum  cum  omni  rem 
addita  vel  emeliorata  absque  ulla  consignatione  vel 
coutradictione  ipse  rector,  qui  tune  tempore  ipso  mo- 
uasterio  s,  Mariae  ad  gubemandum  praeesse  videtur, 
in  suam  faciat  revocare  domiuationem. 

Der  Ausdruck  sine  ulla  contradictione  ist  besonders  häufig: 
dafür  kommt  auch  vor  abstjue  ulla  marrieione,  z.  B.  Mitt. 
Rhein.  ÜB  19  (765),  Meich.  458  (824),  Wart.  II  389  (844). 

Bezeichnend  ist  auch  folgende  Wendung 

Meich.  374  (818)  . . . die.  in  quo  vitam  teriniuarent,  ex- 
tim plo  ad  praefatum  edeni  perpetua liter  atque  stabiliter 
preter  obiurgationem  ullius  rejtellitudinis  adhabetur. 

Mit  derartigen  Sätzen  wird  deutlich  konstatiert,  dass  nach 
dem  Tode  des  Berechtigten  kein  anderer  irgend  welche  An- 
sprüche geltend  zu  machen  hat. 

§ 24. 

Z i n 8. 

Das  durch  die  Schenkung  und  den  Niessbrauchsvorbehalt 
begründete  Verhältnissder  dinglichen  Abhängigkeit  des  Schenkers 
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vom  Beschenkten  findet  in  zahlreichen  Füllen  einen  äusseren 
Ausdruck  in  der  Bestellung  eines  Zinses,  welcher  von  dem 
Usufruktuar  an  den  Eigenthümer  zu  entrichten  ist. 

Es  wurde  schon  bemerkt1),  in  welcher  Weise  die  Thatsache 
der  Zinsbestellung  von  Hensler  für  seine  Auflassung  der  Schen- 
kungen verwendet  worden  ist. 

Auch  Hensler  führt  ans  — wie  das  ja  überhaupt  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann  — , dass  der  Zins  in  dem  angegebenen 
.Sinne  gezahlt  wurde  als  ein  Zeichen  des  bestehenden  Leihe- 
verhältnisses,  als  eine  Anerkennung  des  Eigenthums  des  Be- 
schenkten. 

Dies  soll  sich  anders  verhalten  haben,  wo  kein  Zins  ge- 
zahlt wurde.  Aber  man  wird  vergeblich  nach  einem  Unter- 
schiede zwischen  beiden  Fällen  suchen.  Genau  dieselben  Aus- 
drücke werden  hier  wie  dort  gebraucht;  hier  wie  dort  das 
uxufructuario  ordine  possidere,  der  unmittelbare  Heimfall  beim 
Tode  des  Usufruktuars  mit  wörtlich  gleichen  Ausdrücken  be- 
zeichnet. Ferner  ist  zu  beachten,  dass  sich  eine  Zinsbestellung 
in  den  Quellen  ans  der  ältesten  Zeit,  den  Fornmlae  Andeca- 
venses  und  in  den  Marculfischen  Sammlungen  noch  nicht  findet : 
das  früheste  Beispiel  unter  den  Formeln  dürfte  die  Formel  3 
in  den  Additamenta  e codicibus  formularnm  Turonensium 
(Z.  S.  160)  sein  (ans  Merovingischer  Zeit).  Was  die  Urkunden 
anlangt,  so  ist  abgesehen  von  der  Urkunde  bei  Pardessus  1 11)6 
vom  Jahre  587  (die  füglich  nicht  zu  den  deutschen  Urkunden 
gerechnet  werden  kann)  das  früheste  Beispiel  die  Urkunde 
Wart.  I 3 aus  den  Jahren  716  bis  720;  jedoch  ist  diese  Ur- 
kunde von  zweifelhafter  Echtheit.  Das  erste  Freisinger  Bei- 
spiel stammt  ans  dem  Jahre  763  (Meich.  12). 

Nun  erklärt  sich  dies  allmähliche  Aufkommen  der  Zinsbe- 
stellung sehr  wohl.  Dieselbe  stellt  einen  deutschrechtlicheu 
Einfluss  auf  den  römischen  Ususfruktus  dar.  Bei  dem  letzteren 
war  von  einem  Zins  keine  Rede;  vielleicht  könnte  man  sagen, 
dass  bei  ihm  die.  cautio  usufruchuiria  eine  dem  Zins  ähnliche 
Funktion  zu  erfüllen  habe.  Aber  durch  diese  Einführung  der 
Ziusbestellung  wurde  doch  die  juristische  Natur  des  Niessbrauchs 
nicht  verändert.  Weder  in  den  Rechtsinstitnten  als  solchen 

*)  Seite  79  ff. 
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noch  in  den  überlieferten  Fällen  liegt  irgend  ein  Grund  vor, 
die  Zinsbestellung  als  ein  rechtliches  Unterscheidungsmerkmal 
anzusehen.  Jedenfalls  müssten,  sollte  ein  solches  nachgewiesen 
werden,  irgend  rechtlich  verschiedene  Wirkungen  aufzufinden 
sein;  aber  solche  haben  wir  vergebens  gesucht. 

Vielmehr  lassen  sich  einige  positive  Beweise  für  die  Gleich- 
artigkeit beider  Fälle  beibringen. 

In  einigen  St.  Galler  Urkunden  handelt  es  sich  um  Vorbe- 
halt. des  Niessbrauchs  sowohl  für  den  Schenker,  als  auch  für 
Dritte,  und  zwar  seine  Verwandten. 

Nun  wird  in  einem  Falle  (Wart.  III  Anhang  3,  a.  838)  be- 
stimmt, dass  die  Schenkerin  und  ihr  Gemahl  den  Niessbrauch 
gegen  Zins,  die  Nachkommen  dagegen  denselben  ohne  Zins  er- 
halten sollen. 

Umgekehrt  ist  es  in  den  Urkunden  Wart.  II  407  (849)  und 
592  (875):  hier  ist  der  Niessbrauch  für  die  Schenker  zinsfrei,  für 
die  Nachkommen  mit  einem  Zins  beschwert.  Die  Urkunden  lauten : 

Wart.  III  Ahg.  3 (838)  ego  Adalsind  trado  omnem  pro- 
prietatem  meam  . . . . ; ea  videlicet  ratione,  ut.  ego 
et  maritus  meus  . . eandein  rem  ad  nos  recipi- 
amus  tempus  vitae  nostrae  possidendi  et  annis  singulis 
inde  censum  solvamus,  id  est  I denarium  ....  Post 
hobitum  vitae  nostrae  legitima  procreatio  nostra  possi- 
deat  atque  teneat  sine  censum. 

Wart.  II  407  (849)  Liutwino  . . trado  . . . in  ea  videlicet 
ratione,  ut  illud  ad  me  recipiam  et  diebus  vite  mee  ha- 
beam  ....  Et  si  mihi  Liutine  uepus  meus  superstis 
fuerit,  suprascriptam  rem  diebus  vite  sue  habeat  et 
annis  singulis  unam  carradam  de  cervisa  simul  cum 
frisgingo,  sicut  unus  servus  reddere  debet,  ad  supra 
dictum  locnm  persolvet. 

Wart.  II  592  (875)  ego  Amalbret  . . . trado  ...,  ea  vi- 
delicet ratione,  ut  ego  ipse  easdem  res  ad  me  recipiens 
tempus  vitae  meae  liabeam  . . .,  si  . . ego  non  redimam, 
tune  Trostila,  si  me  supervixerit,  totum  tempus  vitae 
suae  possideat  sub  censu  uuius  maldri  vel  duorum  de- 
nariorum. 

Nun  hiesse  es  doch  sicherlich  diese  Urkunden  einer 
künstlichen  Auslegung  unterziehen,  wenn  man  anuehmen 
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wollte,  dass  das  Innehaben  zu  Niessbrauchsrecht  beim  Schenker 
selbst  eine  andere  rechtliche  Natur  hatte  als  bei  denen,  denen 
er  es  für  spätere  Zeit  zugleich  ausmacht.  Oder  wenn  mau  mit 
Heusler  behaupten  wollte,  der  Schenker  behalte  die  Gewere,  seine 
Nachkommen  aber,  die  ausser  der  Leistung  von  zwei  Denaren 
ganz  dasselbe  Niessbrauchsrecht  gemessen  sollen,  darbten  der- 
selben. 

Und  völlig  unvereinbar  ist  diese  Annahme  mit  der  ange- 
führten Urkunde  aus  dem  Jahre  838.  Denn  aus  dieser  herzu- 
leiten, die  zinszahlendeu  schenkenden  Eheleute  verlören  die 
Gewere,  ilire  Nachkommen  dagegen  erhielten  sie  wieder  zurück, 
weil  sie  keinen  Zins  zahlen,  erscheint  doch  widersinnig.  Viel- 
mehr beweiseu  diese  Urkunden  deutlich,  dass  eben  die  Zins- 
bestellung keinen  rechtlichen  Unterschied  begründet  und  daher 
frei  nach  Belieben  festgesetzt  oder  aulgegeben  werden  kann. 

Die  Zinsbestellung  geschieht  nun  meist  in  der  Art,  dass  der 
Schenker  in  der  Schenkungsurkunde  sich  zur  Zahlung  eines 
Jahreszinses  verpflichtet,  auch  wohl  schon  sofort  die  erste  Rate 
zahlt.  Meist  begnügt  mau  sich  mit  dem  einfachen  Versprechen; 
es  wird  aber  auch  die  pünktliche  Zinszahlung  per  vadium  an- 
gelobt. So  z.  B. : 

Meich.  366  (815)  censum  . . . redditurum  wadiavit  in  ma- 
nus  Hittonis  episcopi. 

Meich.  432  (822)  et  pro  hoc  eadem  hora  censum  persolvi 
in  manus  Hittonis  ...  et  simul  wadiavi  annis  singulis. 

Meich.  433  (822)  et  ille  wadiavit  censum  suum  dare. 

Meich.  564  (810 — 35)  censum  wadiavit  annuatim  statimque 
persolvit  denariura  1 ob  recordationem  traditionis. 

Ferner  in  Meich.  593  (836),  631  (844),  678  (853).  Etwas 
anders  liegt  die  Sache  in  der  Urkunde 

Meich.  349  (816):  zwei  Brüder  wollen  eine  Kirche,  welche  . 
ihr  Vater  und  ein  dritter  Bruder  (frater  eorum)  tra- 
diert hat,  gegen  einen  vom  Bischof  zu  bestimmenden 
Zins  zu  Niessbrauch  erhalten.  Der  eine  dieser  Brüder 
Nidhart  kommt  und  bittet  in  seinem  und  seines  Bruders 
Namen  darum  (a  semetipso  et  a fratre  suo);  da  sein 
Bruder  nicht  mit  erschienen,  proinde  dedit  wadium 
in  manus  defensoris  episcopi  . . . pro  XL  solidis,  quod 
frater  eius,  qui  in  praesentia  non  fuit,  hoc  placitum, 
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cjuod  contra  idem  episcopum  conplacitaret , numquam 
mutaret.  Erst  darauf  gelobt  er  durch  neues  wadium 
die  Zahlung  des  vereinbarten  Zinses:  et  iternni  wa- 
diavit  in  manus  episcopi  et  defensoris  sni  annis  sin- 
gnlis  I soliduni  de  auro  solvere1). 

Der  Zius,  zu  welchem  sich  der  Schenker  verpflichtet,  ist 
natnrgemüss  von  verschiedenartigster  Gestalt  und  Höhe,  je  nach 
den  im  einzelnen  Fall  vorliegenden  Umständen,  nach  der  Grösse 
des  Guts,  dem  Reichtum  des  Schenkers,  den  Bedürfnissen  der 
Kirche,  verschieden  bemessen. 

Er  ist  Geldzins  oder  Naturalzins,  oder  er  wird  sowohl  in 
Geld-  als  auch  in  Naturalleistungen  festgesetzt.  Es  wird  ent- 
weder eine  bestimmte  Summe  verabredet:  z.  B.  annis  singnlis 
dimidinrn  solidum  (Gleich.  390  a.  814  und  andere  unzählige  Ur- 
kunden), oder  es  wird  eine  bestimmte  Werthsumme  festgesetzt, 
dem  Usnfuktuar  aber  tfeigestellt,  in  welchen  Werthen  er  die- 
selbe leisten  will,  ob  in  Geld  oder  in  anderen  Gegenständen. 
Z.  B. : sex  denarios  vel  sex  denariornm  pretfo  in  victu  vel  ves- 
titn  aut  in  eera  vel  in  pecodibus  (Meieh.  68  a.  776),  oder: 

Meich.  593  (836):  luium  solidum  auro  adpretiatum  vel  in 
argento  aut  grauo. 

Wart.  1 222  (817)  unum  solidum  in  qnocuinque  pretio. 

Dann  werden  Geldzins  und  Naturalzins  in  der  verschieden- 
artigsten Weise  kombiniert. 

Ferner  werden  auch  als  Leistungen  gewisse  Dienste  verab- 
redet; so  kommen  z.  B.  vor  Botendienste  (Trad.  Wiz.  50  a. 
833—860,  Reiterdienste  (Wart.  11  562  a.  841—72). 

In  God.  dipl.  Alem.  I 494  (876)  besteht  der  Zins  in  einer 
den  Mönchen  am  Tage  des  h.  Benedikt  jährlich  zu  veranstal- 
tenden Mahlzeit. 

Wenn  sich  der  Schenker  zu  derartigen  Dienstleistungen  ver- 
pflichtete. so  nahm  seine  Stellung  zum  Beschenkten  schon  einen 
Charakter  höherer  Abhängigkeit  an;  und  in  der  Tliat  wird  in 
vielen  Urkunden  ausdrücklich  erwähnt,  dass  der  Schenker  sich 
selbst  bei  Gelegenheit  der  Schenkung  in  den  Dienst,  sercilium, 
der  Kirche  begeben  habe.  So  wird  z.  B.  gesagt  in 


')  Ein  Wadium  wiril  erwähnt,  nlme  dass  es  sicli  um  Zinshestellung: 
handelt  in  Meich.  304  (814). 
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Me  ich.  459  (824):  nt  ipse  semper  in  servitio  s.  Mariae  et 
defensoris  eius  persistet. 

Man  wird  in  Fallen,  wo  eine,  derartige  Unterwerfung  unter 
die  Herrschaft  der  Kirche  stattfindet,  kein  juristisch  abweichendes 
Verhältniss  zn  erkennen  brauchen;  gerade  ans  solchen  Bei- 
spielen tritt  die  sociale  Folge  der  Landlibertragungen  hervor. 
Die  ursprünglich  freien  Leute  waren  nicht  mein-  im  Stande  selb- 
ständig und  unabhängig  sich  zu  erhalten:  daher  verband  sich 
mit  der  dinglichen  Abhängigkeit  immer  mehr  eine  persönliche, 
welche  schliesslich  zu  dem  Verlust  der  Freiheit  führte1).  Hier- 
mit scheint  dann  auch  zuweilen  verbunden  zn  sein,  dass  die- 
jenigen, welche  in  der  genannten  Art  eine  Schenkung  vor- 
genommen hatten,  ihren  Gerichtsstand  an  dem  Ort  der  be- 
schenkten Kirche  erhielten.  So  heisst  es  z B.  in  der  Urkunde 
Wart.  III  807  (959 — 960):  et  netnini  liceat  praefatnm 
virum  (den  Schenker)  sive  heredes  eius  ad  mallum  exi- 
gere  aliorsum  nisi  ad  praedictum  locum.  Uebrigens 
ist  in  dieser  Urkunde  keinesweges  von  Diensten,  son- 
dern nur  von  einem  Zins  bestehend  aus  einem  Denar 
und  zwei  Hühnern  die  Bede. 

Bei  der  Zinsbestellung  wird  nun  zuweilen  auch  vorläufig 
gar  keine  Summe  bestimmt,  sondern  die  Festsetzung  derselben 
dem  künftigen  Belieben  des  Bischofs  u.  s.  w.  anheimgestellt; 
z.  B.  in  den  Urkunden 

Meich.  805  (814),  429  (822),  Wart.  I 201  (809),  11  460 
(858);  Trad.  Wiz.  256(713):  Mitt.  Rhein.  UB 1 19  (765). 

Es  findet  sich  auch  der  Fall,  dass  in  der  vom  Schenker 
ausgestellten  carla  noch  keine  bestimmte  Höhe  angegeben  wird, 
sondern  dies  erst  in  der  vom  Kloster  ausgestellten  Urkunde  ge- 
schieht; in  der  letzteren  heisst  es: 

et  censuinnis  tibi  (bestimmen  Dir  als  Zins)  denarios  VIII 


')  Al»  weitere  Beispiele  »eien  angeführt : 

Meich.  114  (793),  347  (816),  377  (818),  439  (822),  495  (826),  587  (828), 
563  (835),  «09  (840);  Wart.  I 17  (?),  40  (764),  II  394  (854).  504 
(864),  567  (865)  u.  s.  w. 

In  den  Urkunden  Wart.  II  426  (853  , 54),  537  (868),  580  (870) 
heisst  es.  dass  der  Schenker  in  dem  niimdcbiirdiitm  nnd  in  der  familiaritas 
de»  Klosters  stehe. 
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aut  iu  alio  feo  annis  singulis  dar«  debeas;  Wart.  I 
132,  133  (792). 

Für  die  späteren  Berechtigten  wird  zuweilen  der  Zins  er- 
erhüht;  Beispiele  sind  die  Urkunden:  Wart.  I 144  (797),  175 
(803),  11  384  (842),  411  (851),  474  (860),  507  (865),  616  (881), 
719  (900),  550  (870);  oder  er  wird  wenigstens  verändert;  so  in 
Wart.  1 202  (809). 

Der  Tag,  an  welchem  der  Zins  zu  zahlen  ist,  pflegt  der  Tag 
des  Heiligen  zu  sein,  in  dessen  Schutz  die  betreffende  Kirche 
steht.  Nur  selten  finden  sich  andere  Termine  bestimmt;  z.  B. 
der  erste  Januar  in  Wart.  II  646  (885),  der  Weihnachtstag  in 
Wart.  I 29  (761 ) und  Nied.  Rhein.  UB  I 14  (799),  auch  Ostern 
in  Nied.  Rhein.  UB  I 21  (802)  und  Trad.  Fuld.  169  ( 801). 

Für  den  Fall  säumiger  Zinszahlung  oder  für  den  Fall, 
dass  die  Berechtigten  den  Zins  nicht  mehr  zahlen  können  oder 
wollen,  werden  nicht  selten,  besonders  in  alemannischen  Ur- 
kunden, Bestimmungen  getroffen. 

Dann  soll  z.  B.  die  Niessbrauchsberechtigung  sofort  er- 
löschen und  das  Gut  voll  und  ganz  an  den  Kigentlnimer,  das 
Kloster,  zurückfällen. 

Wart.  I 3 (716 — 720)  si  noluerint  ceusum  inde  reddere, 
omnia  . . . siut  concessa  ad  ecclesiam  s.  Gallonis. 

Wart.  I 17  (?)  et  si  noluerint  (filii  mei)  post  obitum  meum 
aut  de  ipsum  censum  negligeutes  apparuerint,  vos  vel 
successores  vestri  ipsam  rem  . . . absque  nllam  con- 
tradictionein  redeant  et  revoeant. 

Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in 

Wart.  I 33  (762),  94  (781),  144  (797),  II  547  (869:  quod 
si  eundem  censum  minorare  vel  aliorsum  vertere  vo- 
luerint),  727  (903).  ln  der  Urkunde  Wart.  II  522 
(867)  wird  dabei  ausdrücklich  auf  die  lex  Alamauno- 
rum  Bezug  genommen.  Besonders  drastisch  wird  dieser 
Rückfall  ausgedrückt  in 

Pard.  Dipl.  II  547  (730)  et  si  de  ipso  cinso  negligens  aut 
tardus  apparuerimus,  liceticiam  vobis  permittimus  de 
ipsas  res  ut  nos  eiciatis  et  ad  partis  vestris  revocare. 

Aehnlich 

Wart.  I 29  (761)  tune  postestatem  habeamus  et  succes- 
soresque  nostri  de  ipsa  villa  eiciendi  et  partibus  s. 
Galloni  revocandi. 
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Manchmal  wird  dem  Usufruktuar  mehr  Spielraum  gelassen 
und  ihm  erst  bei  nochmaliger  Säumniss  Strafe  gedroht: 

Formul.  Aug.  Coli.  B.  37  (Z.  S.  361)  et  si  de  ipso  censo 
neglegens  apparuero  in  festivitate  s.  Remedii  anno  pri- 
mo,  in  secundo  vero  anno  neglegens  fuero,  reddo  dup- 
lum,  et  si  in  tercio  anno  de  ipso  censo  per  ipsam 
festivitatem  sancti  illius  neglegens  apparuero,  ipsas  res, 
quod  per  cartam  firmitatis  ad  eclesiam  illam  dedi,  in 
omnibns  admelioratas  ibidem  revertuntur. 

Wart.  I.  61  (771)  et  si  de  ipso  censo  per  tres  annos  neg- 
ligentes  appareaut.  ipse  res  ad  predictum  inonasterium 
revertant. 

Wart.  I 202  (809)  si  vero  uno  anno  illum  censum  neg- 
lexerint  aut  non  quieverint  reddere  et  illum  pro  me 
solidum  dare  non  potuerint  (der  Schenker  bestimmt, 
dass  seine  Söhne  jährlich  an  seinem  Todestage  einen 
Solidus  zahlen  sollen),  in  altero  dupliciter  solvant; 
si  autem  tertio,  tripliciter;  si  vero  deinceps  negligentes 
apparuerint,  supradicte  res  ad  . . . coenobium  redeant. 

Wart.  II  599  (876)  hoc  etiam  adiuncto,  ut  si  census  uno, 
secundo,  vel  etiam  tertio  anno  derelictus  sit  non  pre- 
sentatus,  cnncto  autem  in  uno  collecto  ex  integro  per- 
solvatur. 

In  einigen  mittelrheinischen  Urkunden  werden  folgende  Be- 
stimmungen getroffen : 

Mitt.  Rhein.  UB  I 14  (762 — 804)  et  si  de  ipso  censu  negli- 
gentes aut  tardi  apparueritis,  cum  legis  beneficio 
hoc  exsolvere  faciatis  et  neque  a nobis  neque  a suc- 
cessoribus  nostris  neque  ab  auctoribus  domui  et  s. 
Salvatoris  ipsas  res  dum  advixeritis  neque  nobis  neque 
progenie  vestra  non  auferautur,  sed  perpetualiter  possi- 
deantur. 

Eod.  21  (767) : et  si  de  isto  censu  tardus  aut  negligens  apparu- 
eero,  fidem  exiude  faciam  et  ipsum  censum  solvam. 

Eod.  30  (776— 777) l)  et  si  de  ipso  censu  negligens  aut  tardus 
apparuero,  cum  fide  facta  pro  censo  solvere  faciam  et 
de  ipsas  res  expoliatus  quamdiu  advivo  esse  non  debeam. 

')  Abgedruckt  bei  Lbrsch-Schröder  als  Nr.  32. 
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Hier  wird  als«  vom  Säumigen  nuryitfe*  / acta  geleistet.  was 
wir  auch  /..  B.  in  einer  Weissenburger  Urkunde  Trad.  Wiz. 
264  (756) ')  wiederfinden. 

Ausserdem  aber  wird  in  jenen  Urkunden  deutlich  aus- 
gesprochen. dass,  falls  der  Zins  pünktlich  gezahlt  wird,  der 
Usufructuar  ungestört  im  Genüsse  seines  Rechtes  gelassen  werden 
solle.  Dies  war  die  Verpflichtung  des  Eigenthiimers:  denn  wie 
wir  schon  oben*)  hervorhoben,  war  dem  PrekarieverhRltniss  die 
Stätigkeit  wesentlich,  welche  es  der  Pacht  sehr  ähnlich  machte. 

Die  Fälle,  in  denen  sich  der  Usufructuar  besondere  Be- 
dingungen von  Seiten  des  Beschenkten  ansbedang,  werden  unten 
besprochen  werden 3). 

Aus  den  vorstehenden  Erörterungen  dürfte  sich  ergeben 
haben,  dass  die  Wirkung  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  oder  einer  Schenkung,  an  welcher  dem  Schenker 
der  Niessbraueh  zurückgegeben  wird,  stets  dieselbe  ist,  d.  h. 
stets  die  Begründung  eines  usufruktuarischen  Verhältnisses  her- 
beiführt. Die  Zahlung  eines  Zinses  macht  keinen  Unterschied, 
sondern  bringt  nur  zum  deutlicheren  Ausdruck,  was  auch,  ohne 
dass  sie  eintritt,  vorliegt:  dass  der  Beschenkte  vom  Augenblick 
der  Schenkung  an  Eigenthümer  und  juristischer  Besitzer  ist, 
also  die  Gewere  hat,  während  der  Schenker  aufhört,  Eigen- 
thümer zu  sein,  und  das  Gut  nicht  mehr  kraft  eigenen,  sondern 
kraft  fremden  Rechtes  bewirtschaftet.  Daher  ist  die  Zins- 
zahlung nicht  als  ein  Kennzeichen  anders  gearteter  Schenkungen 
aufznfassen. 

§ 25. 

Mehrere  Schenker. 

Wie  bei  den  donaliones  post  obilwn  finden  sich  auch  bei 
den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  einzelne  Fälle, 
in  welchen  der  stets  wiederkehrende  wesentliche  Inhalt  des 
Rechtsgeschäfts  durch  Erweiterungen  oder  andere  Besonder- 
heiten geändert  und  zum  Theil  kompliciert  worden  ist.  Man 


>)  Abgedruckt  bei  Lörsch-Schröder  als  Nr.  33. 
*)  Seite  ö,  6. 

*)  Siehe  unten  § 26. 
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könnte  vielleicht  die  Schenkungen  mit  Zinsbestellung  zu  der- 
artigen kompilierten  Fällen  rechnen;  allein  da  deren  eine  so 
grosse  Anzahl  ist,  können  sie  nicht  als  Ausnahmen  betrachtet 
werden. 

Hier  kommt  vielmehr  wie  bei  den  donationes  i>ost  obitum 
zunächst  der  Umstand  in  Betracht,  dass  mehrere  Schenker  vor- 
handen sind.  Es  tritt  dann  auch  meist  Niessbrauchsvorbehalt 
für  alle  Schenker  ein.  so  dass  erst  mit  dem  Tode  des  letzten 
Schenkers  das  Leiheverhältniss  endet. 

Häufig  nehmen  Ehegatten  Schenkungen  vor,  indem  sie  sich 
beiden  und  nach  dem  Tode  des  einen  dem  Ueberlebenden  den 
Niessbrauch  Vorbehalten. 

Beispiele  hiefür  liefern  die  Formeln  und  Urkunden: 

Marc.  II  3 (Z.  S.  74—76),  5 (Z.  S.  77.  78);  Form.  Aug. 
Coli.  B.  2 (Z.  S.  348,  349); 

Meich.  I S.  58,  59  (758),  38  (773),  295  (814),  346  (816). 
461  (824): 

Wart.  II  383  (840—41),  498  (864),  565  (841—72),  601 
(872); 

Trad.  Fuld.  49  (775),  90  (788),  99  (791),  237  (806). 
239  (806); 

Trad.  Wiz.  9 (734),  49  (858),  176  (820),  202  (713); 

Nied.  Rhein.  UB  I 87  (927);  Mon.  Blid.  9 (880),  14 

(886) : 

Nied.  Rhein.  U.  (Ritz)  32  (941);  Pardessus  I 196  (587), 
II  547  (730). 

In  Meich.  443  (823),  640  (846),  Wart.  I 60  (771),  130 
(791),  227  (817?),  Trad.  Wiz.  77  (787),  Trad.  Pat.  19  (784  - 800) 
ist  noch  ein  Sohn  erwähnt,  der  entweder  selbst  mitschenkt  oder 
den  Niessbrauch  mitgeniessen  soll. 

Fenier  schenken  zusammen 
Vater  und  Sohn: 

Meich.  24  (769),  31  (772),  359  (817),  367  (817),  414  (820), 
467  (824); 

Trad.  Lun.  106  (821);  Wart.  I 195  (807),  II  641  (885); 

Trad.  Fuld.  232  (806). 

Ein  Vater  und  mehrere  Söhne: 

Wart.  I 3 (716—720),  346  (834);  Nass.  UB  Ii  59  (842). 
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Vater  und  Tochter: 

Wart.  I 110  (786). 

Grossvater  und  Enkel : 

Meich.  412  (820),  592  (836). 

Mutter  und  Sohn: 

Wart.  I 58  (770).  85  (779).  90  (779),  170  (802).  II  385 
(802). 

Dann  sind  es  häufig  Hrilder.  welche  gemeinsam  eine  Schenkung 
machen. 

Zwei  Brüder:  Wart.  I 29  (781),  172  (802),  186  (805) 
u.  s.  w.,  Strassb.  UB  38  (951); 
drei  Brüder:  Wart.  II  525  (867): 
vier  Brüder:  Wart.  I 49  (766): 
oder  Bruder  und  Schwester:  Meich.  347  (816);  oder  Schwestern, 
z.  B.  drei  Schwestern:  Trad.  Fuld.  63  (779); 
vier  Schwestern:  Wart.  II  464  (858); 

23  allerdings  nicht  leibliche,  sondern  geistliche  Schwestern. 
Trad.  Fuld.  157  (800). 

In  Wart.  II  430  (854)  schenken  Oheim  und  Neffe;  in  Trad. 
Fuld.  24  (805)  eine  Nonne,  ihr  Bruder  und  ihr  Neffe. 

Endlich  tliun  sich  auch  öfters  zwei  Priester  zu  einer  ge- 
meinsamen Schenkung  zusammen.  Beispiele: 

Meich.  157  (808),  164  (809),  297  (814),  320  (815),  551 
(836);  Wart.  I 144  (797),  225  (817). 

Ein  Priester  und  ein  Laie  schenken  in  Meich.  677  (852). 
Zwei  Schenker  schlechthin  sind  erwähnt  in  Trad.  Wiz. 
269  (846);  Wart.  I 82  (778),  III  Ah.  I (780);  Trad.  Fuld.  240  (?). 

§ 26. 

Erweiterungen. 

1.  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  für  den  Schenker  und  Dritte 
oder  für  Dritte  allein. 

Der  Schenker  wusste  häufig  die  Kirche  zu  bewegen,  nicht 
bloss  für  ihn,  sondern  auch  für  andere,  meist  seine  nahen  An- 
gehörigen, den  Niessbrauch  an  der  Schenkung  zu  gestatten. 
Damit  wurde  das  Prekarieverhältniss  über  den  Tod  des  Schenkers 
hinaus  verlängert;  diejenigen,  deneu  der  Niessbrauch  vorbe- 
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halten  war,  traten  an  die  Stelle  des  Schenkers,  indem  sie  da- 
mit meist  dieselben  Pflichten  dem  Eigentümer  gegenüber 
übernahmen,  wie  jener. 

a.  Wir  finden  zunächst,  dass  der  Schenker  für  sich  und 
nach  seinem  Tode  für  seine  Frau  den  Xiessbrauch  ausbedingt. 
Z.  B.  Meich.  363  (817)  quidam  nobilis  vir  Ernilo  . . . tradidit 
. . . eo  tenore,  ut  ille  ipse  et  uxor  sua  . . . illorum 
quilibet  et  alteri  superstis  fuerit,  ad  suum  usum  et 
potestatem  häberet  emeliorare  et  ampliare. 

Ferner  Meich.  538  (828);  Nied.  Rhein.  UB  I 14  (799). 

Häutiger  ist  es,  dass  der  Xiessbrauchsvorbehalt  nicht  auf 
die  Frau  beschränkt,  sondern  auch  auf  ihre  uud  des  Schenkers 
Kinder  ausgedehnt  wird.  Z.  B. 

Meich.  372  (818)  eo  ordine,  ut  ille  ipse  vel  uxor  aut  filius 
eius,  quousque  in  hoc  fragili  vita  viverent,  ad  eorum 
usum  et  potestatem  tenerent. 

Ferner  Meich.  374  (818),  454  (823);  Wart.  I 219  (816), 
175  (803i.  179  (804),  II  397  (845),  634  (884),  753 
(907),  III  802  (950); 

Trad.  Fuld.  163  (800),  237  (806),  239  (806),  677  (930); 

Mitt.  Rhein.  UB  I 14  (762—804);  Pardessus  I 196  (587). 

Bei  weitem  am  häutigsten  aber  geschieht  es,  dass  der 
Schenker  für  seine  Kinder  das  Xiessbrauchsrecht  sich  ausmacht, 
sei  es  nur  f ür  seine  eigenen  bereits  geborenen  oder  etwa  noch 
erhofften  Kinder,  sei  es  für  seine  Xachkommen  überhaupt. 

Fälle,  in  denen  nur  der  Sohn  als  künftiger  Usufruktuar  be- 
zeichnet wird,  sind  z.  B. 

Wart.  II  Ah.  3 (814)  ea  videlicet  racione,  ut  ego  ipse 
ad  me  recipiens  tempus  vite  mee  possideam  sub  censu 
unius  denarii  vel  precium  unius  denarii.  Et  post  obitum 
meum  filius  meus  Werdo  sub  eodem  censu  habest,  si 
me  supervixerit. 

Meich.  13  (765)  ea  vero  ratione,  ut  quamdiu  advivimus  ego 
ipse  et  iilii  mei  ipsam  causam  cum  integritate  habere 
vel  usurpare  debeamus. 

Hierher  gehören  ferner: 

Wart.  I 33  (762).  50  (766),  90  (779),  99  (783),  102  (785), 
181  (805),  185  (805),  II  396  (845),  567  (865); 
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Trad.  Fuld.  169  (801),  361  (?);  Hundt  II  19  (842);  St. 
Bertin  II  (685). 

Seinen  Neffen  bestimmt  als  Nachfolger  im  Nutzgenuss  der 
Schenker  in  Meicli.  104  (790),  719  (804 — 875);  seinen  Enkel  in 
Meich.  170  (809),  396  (819),  432  (822),  437  (822).  449 
(823).  480  (825),  669  (849),  678  (853); 

Wart.  II  407  (849),  432  (854),  719  (900);  Trad.  Wiz.  271  (?): 
Trad.  Fuld.  419  (823); 

Formul.  Aug.  Coli.  B.  14  (Z,  S.  354),  15  (Z.  354,  55).  16 
(Z.  S.  355). 

Am  zahlreichsten  sind  die  Fälle,  in  denen  der  Schenker 
sich  und  seinen  Nachkommen  überhaupt  den  Niessbrauch  vor- 
behält. Beispiele : 

Wart.  I 86  (779),  89  (779),  95  (782),  96  (782),  98  (782), 
117  (788),  120  (789),  121  (789),  140(795),  188  (806), 

193  (807),  194  (807),  195  (807),  200  (809),  203  (809), 

204  (811),  206  (811),  207  (811),  211  (813),  213  (814), 

214  (815),  229  (817)  und  unzählige  andere. 

Wenn  auch  in  den  meisten  Fällen  die  Söhne  und  Nach- 
kommen dieselben  Leistungen  zu  machen  hatten,  wie  der  Schenker, 
so  findet  sich  doch  auch,  wie  dies  schon  bei  Besprechung  des 
Zinses  erwähnt  wurde1),  dass  die  späteren  Niessbrauchberech- 
tigten  einen  erhöhten  Zins  zu  zahlen  haben.  So  z.  B.  in 

Wart.  I 88  (779),  119  (788),  II  411  (851),  474  (860),  507 
(865),  616  (881),  719  (900),  747  (905).  758  (909),  759 
(909);  Trad.  Fnld.  234  (?);  Formul.  Aug.  Coli.  B.  17 
(Z.  8.  365). 

Wie  schon  erwähnt*),  wird  der  Niessbrauch  nicht  allein 
für  schon  vorhandene  Nachkommen  Vorbehalten,  sondern  auch 
solchen,  deren  Geburt  vielleicht  einmal  erfolgen  wird.  Beispiele: 
Hundt  I 7 (770—777)  ego  Rihhart  . . . firmiter  trado  . . . 
ea  vero  ratione,  si  filius  mihi  ortus  fuisset,  ut  ipse 
habuisset  Heimrihhuin  servum  noetrnm  cum  ernte  et 
cum  domo  . . . ; et  ipse  filius  meus  ad  ipsam  . . . 
ecclesiam  cum  omni  parte  sua  usque  in  finem  vitae  suae 
deserviat  et  licentiam  non  habeat  nihil  exinde  abstra- 


’)  Siehe  oben  Seite  122. 
«)  Seite  127. 
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here,  sed  more  solito  ad  utendum  et  ad  augmen- 
tandum,  nec  in  nnllo  comminuendnm. 

Wart.  II  490  (862  ?)  si  autem  mihi  ipsi  Hugiberto  legitimus 
heres  et  rectus  de  legitima  coniuge  progenitus  fuerit, 
tune  ipse  post  obitum  meum  et  illius  iusta  ac  legitima 
procreatio,  si  ab  eo  genita  fuerit,  ipsum  censum  solvat, 
quam  ego  annis  singulis,  et  easdem  res  possideat. 
Aelmliehe  Fälle:  Wart.  I 67  (775),  73  (778),  205  (810), 
394  (845),  396  (845),  651  (886),  763  (910);  Meich. 
238  (810),  374  (818);  Trad.  Wiz.  136  (745). 

Eigentümlich  ist 

Wart.  I 195  (807):  Himmini  und  seine  Söhne  Emhartus 
und  Winipoldus  schenken  ihren  Besitz  zu  Schopfheim 
an  St.  Gallen  in  ea  videlicet  ratione,  ut  annis  singulis 
ad  festivitate  s.  Martini  solverimus  unum  solidum  in 
quäle  pretio  potuerimus.  Bis  si  nobis  Deus  filius  legi- 
timus dederit,  ipsas  res  in  ipsum  censum  abeat  et  sol- 
vat, et  filiorum  eius  legitimis. 

Man  muss  annehmen,  dass  die  beiden  mitschenkenden  Söhne 
schon  erwachsen  sind,  aber  keine  Aussicht  auf  Nachkommen- 
schaft haben,  wohl  aber  der  Vater.  Denn  sonst  würde  der  noch 
nicht  geborene  dritte  Sohn  den  beiden  vorhandenen  gegenüber 
allzusehr  bevorzugt  erscheinen. 

Seltener  als  für  Descendenten  findet  sich  auch  für  Ascen- 
denten  neben  dem  Schenker  der  Niessbrauch  ausbedungen. 

B'ür  den  Schenker  und  seinen  Vater: 

Meich.  206  (vor  810),  Wart.  I 167  (802); 

für  den  Schenker  und  seine  Mutter: 

Meich.  92  (vor  782),  364  (817),  532  (828),  Trad.  B'uld. 
135  (?),  494  (837),  Wart.  II  679  (890). 

Zu  Gunsten  von  Geschwistern  wird  der  Vorbehalt  ge- 
macht in: 

Meich.  461  (819),  für  die  Schwester;  Meich.  477  (822), 
Wart.  I 157  (799),  II  771  (912)  für  den  Bruder. 

Bemerkenswerth  ist  die  Bestimmung  in 
Wart.  II  484  (861):  si  autem  precariam  liuius  traditionis 
alicui  de  propinquis  suis  relinqneret,  tune  ipse  (näm- 
lich dieser  propinquus)  easdem  res  lmberet  oensumque 
annis  singulis  . . . persolveret  . . . ; si  autem  preca- 

Htlbner,  die  donatione*  poat  obitum.  » 
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cariam  predictam  nulli  de  proximis  suis  dimisisset, 
tune  post  obitum  suum  et  uxoris  snae  ad  praedictum 
monasterium  redirent  perpetualiter  possidende. 

Hier  wird  also  dem  Schenker  gestattet,  unter  seinen  Ver- 
wandten einen  auszuwählen  und  diesem  den  Niessbrauch  zu 
übertragen;  falls  er  keinen  seiner  Verwandten  beruft,  tritt  die 
Kirche  nach  seinem  und  seiner  Frau  Tod  in  den  Genuss  der 
Schenkung. 

Die  weiteste  Freiheit  wird  dem  Schenker  in  einigen  Ur- 
kunden gewährt,  in  welchen  er  sich  vorbehält,  demjenigen,  dem 
er  den  Prekariebrief  geben  wird,  den  Niessbrauch  zuznwenden. 
Diese  Urkunden  sind  darum  von  besonderem  Interesse,  weil  sie 
die  ältesten  urkundlichen  Beispiele  von  Anwendung  der  Order- 
klausel in  Deutschland  sind1).  Hierher  gehören: 

Wart.  II  710  (897)  post  obitum  vero  menm  ille,  cui  pre- 
c&riam  commendo,  sub  eodem  censn  , . . easdern  res 
tempus  istae  suae  possideat. 

Wart.  II  759  (909)  quibus  autem  ego  precariam  dabo,  de 
eisdeiu  rebus  censum  ...  ad  predictum  locum  persolvant. 
Cod.  dipl.  Alein.  I 760  (970);  hier  schenkt  ein  Bruder 
der  Kirche  zu  Konstanz  ea  conditione,  nt  ego  eamdera 
ad  me  recipiens  proprietatem  vel  alias  eiusdem  frater- 
nitatis,  quemeumque  volnero,  censum  inde  persolvat. 

Ferner  Meich.  369  (818).  Wenn  es  dann  einmal  heisst 
Wart.  II  746  (905)  euienmque  autem  hanc  cartam  trado, 
ad  eundem  locum  similem  censum  persolvat, 
so  wird  mit  der  Bezeichnung  hanc  cariam  gleichfalls  die  dem 
Schenker  von  der  Kirche  ausgehändigte  Prekarie  gemeint  sein. 

Es  kommt  aber  auch  vor,  dass  der  Schenker  die  Bestim- 
mung des  nach  seinem  Tode  Berechtigten  nicht  sich  selbst  vor- 
behält, sondern  dem  Kloster  anheimstellt;  so  in 

Wart.  II  398  (846)  post  obitum  vero  menm  . . . si  mihi 
heres  deest,  tune  ad  ius  praepositi  et  advoeati  seu  po- 
pulornm  pertineat,  quem  ipsi  elegerint  mihi  proximum 
fuisse,  qui  easdern  res  in  eundem  censum  habeat. 


*)  Geb.  ltatli  Brunner  hatte  die  Gute,  mich  hierauf  aufmerksam  zu 
machen. 
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b.  Bisher  handelte  es  sich  um  Fälle,  in  denen  der  Schen- 
ker zuerst  sich,  dann  Dritten  den  Niessbrauch  vorbehielt.  Nun 
kommt  es  auch  häufig  vor,  dass  dies  nur  zu  Gunsten  Dritter 
geschieht,  der  Schenker  selbst  also  auf  den  Ususfrukt  keinen 
Anspruch  macht. 

Am  häufigsten  ist  er  auch  hier  bestrebt,  seinen  Kindern, 
seinen  Enkeln,  oder  überhaupt  seiner  Nachkommenschaft  den 
wirthschaftlichen  Ertrag  des  geschenkten  Gutes  zu  sichern. 

Als  Beispiel  diene  die  schon  öfters  benutzte  Urkunde 

Meich.  I S.  56,  59  (758):  ego  Haholt  . . . firmiter  tradidi 
in  manus  Josephi  episcopi,  ut  per  ipsam  firmiter  tra- 
ditionem  factam  firmiter  tenetur  ad  domum  s.  Mariae 
a die  presente  ad  Frigisingas,  nisi  quod  fllius  meus 
nomine  Arnad  finem  vitae  suae  in  beneficium  de  domo 
s.  Mariae  habuisset  ipsam  causam  meam  ad  augendam 
et  emeliorandam,  non  in  nullo  comminuendum. 

Feiner 

Meich.  61  (779):  zwei  Männer  schenken  in  gewohnter  Weise 
je  eine  ecclesia  an  die  Freisinger  Marienkirche.  Am 
Schluss  der  Urkunde  heisst  es:  ea  tarnen  ratione  in 
utraque  traditione,  ut  ipsorum  singuli  filii,  si  ad  eccle- 
siasticum  provecti  fuerint  statum,  cum  ipsa  alode  per- 
durent  ad  episcopatum  supra  denotatum;  horum  post 
obituin,  ut  stilum  comprehensum  dinoscitur,  perduret. 

Es  begegnen  hier  noch  zahlreiche  eigenthümliche  Urkunden, 
die  aber  einzeln  zu  behandeln  zwecklos  sein  würde.  Es  seien 
nur  nummernweise  folgende  Fälle  noch  als  Beispiele  genannt: 

Meich.  63  (779),  75  (782),  89  (782),  I S.  85  (782),  114 
(793),  236  (810),  289  (811),  335  (815),  378  (818),  411 
(820),  429  (822),  433  (822),  494  (826),  523  (828),  563 
(835),  577  (810—35),  592  (836),  597  (836),  649  (847), 
652  (848),  664  (849),  677  (852); 

Wart.  I 17  (?),  24  (759).  126  (790),  156  (799),  172  (802), 
246  (819),  II  517  (866) ; Trad.  Fuld.  138  (?),  232  (806), 
342  (?);  Trad.  Wiz.  152  (812),  182  (828);  Mitt.  Rhein. 
UB  19  (765);  Form.  Extrav.  I 22  (Z.  S.  547). 

Ein  Vorbehalt  für  die  Frau  des  Schenkers  findet  sich  z.  B. 
in  Meich.  609  (846),  Wart.  II  773  (912),  Nied.  Rhein.  UB  60  (845); 
für  die  Mutter  in  Wart.  I 136  (793); 
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für  den  Bruder  in  Meich.  391  (819),  605  (838); 
für  andere  Dritte,  Verwandte  und  Andere,  in 

Meich.  623  (845):  Hundt  I 14  (804):  Wart.  I 209(812). 
215  (815),  274  (822),  348  (838),  II  399  (846),  474 
(860),  481  (861),  505  (864),  521  (860),  533  (860); 
Trad.  Fuld.  177  (803),  199  (?),  394  (821);  Strassb.  UB 
38  (951)  •)• 

Vielfach  findet  es  sich,  dass  noch  viel  genauere  Bestimmungen 
seitens  des  Schenkers  getroffen  werden,  indem  derselbe  eine 
Anzahl  von  Personen  bezeichnet,  auf  welche  in  bestimmter 
Reihenfolge  die  Niessbranchsberechtigung  übergehen  soll;  in 
solchen  Fällen  kann  der  definitive  Heimfall  an  das  Kloster  auf 
Generationen  hinaus  aufgeschoben  sein. 

Erklärlicherweise  nehmen  dann  die  Urkunden  zuweilen  eine 
beträchtliche  Länge  ein:  juristisch  aber  ist  der  Vorgang  stets 
derselbe,  mag  das  Niessbrauehsrecht  auf  eine,  oder  mehrere 
Personen,  auf  Verwandte  oder  ferner  Stehende  ausgedehnt 
werden.  Nur  zeigen  auch  diese  verwickelten  Fälle  zu  wie  weit 
gehenden  Koncessionen  sich  die  Kirche  verstand,  um  die  Sclien- 
kuugslust  der  Laien  möglichst  wach  zu  erhalten. 

Nur  ein  Beispiel  möge  mitgetheilt  werden: 

Wart.  II  414  (851):  ego  . . Anterar  . . presbiter  . . de- 
crevero,  ut  conquestum,  quem  in  loco  nomine  Rotinpah 
a beato  genitore  . . . conquisivi,  . . . . ut  prefatam  rem 
simul  cum  manu  advocati  ntei  Reginfridi  ad  monaste- 
rinm  s.  Galli  manu  potestativa  traderem  atque  fundi- 

tns  condonarem ; ea  videlicet  ratione,  ut 

quamilin  vixero  et  mihi  vita  presens  decreto  Dei  comi- 
tatur,  res  ipsas  superius  denominatas  sub  usu  fructu- 
ario  possideam  et  censum  annis  singulis  exinde  per- 
solvam,  id  est  solidum  unum  in  quocumqne  potuero. 
Post  obitum  vero  meum  Ratini  filius  Friderici,  si  ad 
gradum  vel  honorem  presbiteratus  promotus  fuerit  et 
eins  honoris  arcem  fungi  ceperit,  eandem  rem  superius 

')  Fälle,  wie  Meich.  561  (833),  602  (837),  622  (843),  653  (848),  654  (848), 
688  (653)  n.  A.,  in  denen  der  Schenker  sich  nicht  nur  an  der  von  ihm  ge- 
machten Schenkung,  sondern  auch  noch  an  einem  der  Kirche  gehörigen  Grund- 
stück den  Niessbranch  Vorbehalt,  gehören  zu  den  remuneratorischen  Preknricn 
und  sind  daher  hier  nur  als  Analogie  zu  erwähnen. 
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denouiinatam  temporibns  vite  sue  possideat  et  censum 
imle  annis  singulis  solidoB  duos,  iu  quo  potnerit,  ad 
predictmu  lnonasterium  prosolvat.  Post  eius  vero  dis- 
cessum  Perahtram  filius  Otwini  predictam  traditionem 
atqne  rem  temporibns  vite  sue  possideat  et  annis  sin- 
gulis solidos  III  exiude  ad  censum  ad  eundem  monas- 
terium  persolvat,  et  omnis  ita  in  reliqnum  proereatio 
eius  usque  in  evuin  possideat.  Et  si  Perahtrammo  lilio 
Otwini  proereatio  iiliornm  minime  oborta  fnerit  et  ita 
sine  prole  defuuetus  fuerit  et  eum  pater  eins  Otwini 
supervixerit,  tune  item  Otwini  genitor  eiusdem  Perah- 
trainmi  tilii  sni  eandem  rem  temporibns  vite  sue  cnm 
eodein  censu  possideat.  i.  e.  solidos  III.  Post  obitum 
vero  Otwini,  si  ita  contigerit,  prefata  traditio  ad  pre- 
dictum  monasterium  sine  ullius  contradictione  perpe- 
tualiter  possidendum  revertatnr.  Si  quis  vero  .... 

Hierher  gehören  ferner  folgende  Urkunden,  die  fast  alle 
ähnlich  umständlich,  wie  die  abgeschriebene,  abgefasst  sind  und 
daher  nur  genannt  werden  können: 

Wart.  I 338  (831).  375  t838).  II  385  (842),  386  (843), 
486(861).  487(861),  509  (865),  520(866).  538  (868), 
539  (868),  540(868),  543  (869),  545(869),  556  (872), 
571  (873),  655  (886). 

2.  Hinzufügung  weiterer  Bedingungen. 

Es  bleiben  nur  noch  kurz  diejenigen  Fälle  zu  betrachten, 
in  welchen  zu  der  Schenkung  noch  ausser  dem  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  weitere  Bestimmungen  seitens  des  Schenkers  hin- 
zugefügt werden.  Ebensowenig  wie  die  im  vorigen  Abschnitt 
besprochenen  Eigenthiimliclikeiteu  vermögen  derartige  Bestim- 
mungen den  juristischen  Charakter  des  Rechtsgeschäfts  irgend- 
wie zu  verändern.  Aber  sie  zeigen  doch,  in  wie  mannigfache! 
Weise  die  Grundform  der  Schenkung  den  Verhältnissen  des 
einzelnen  Falls  angepasst  wurde.  Desshalb  sollen  im  Folgenden 
in  eiuein  kurzen  Ueberblick  die  am  häufigsten  vorkommenden 
Erweiterungen  der  genannten  Art  vorgeführt  werden. 

a.  Verbot  weiterer  Vergabung. 

Zunächst  findet  sich  häufig  eine  Bestimmung,  welche  uns 
schon  bei  den  donationes  post  obitum  begegnet  ist;  der  Schenker 
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erklärt  seinen  ausdrücklichen  Willen  dahin,  dass  nach  seinem 
Tode  das  Gut  keinem  Anderen  zu  Niessbrauch  ausgeliehen 
werde,  sondern  dann  für  alle  Ewigkeit  in  der  eigenen  Nutzung 
des  Klosters  stehen  solle.  Die  Gründe  für  eine  derartige  Be- 
stimmung können  verschiedenartige  gewesen  sein : der  Schenker 
wollte  durch  seine  Schenkung  wohl  dem  Kloster  eine  Wohlthat 
und  sich  damit  den  Dank  und  Lohn  für  ein  solches  gutes  Werk 
verschaffen,  keineswegs  aber  dadurch  irgendwelchen  Dritten 
einen  Vortheil  znkommen  lassen;  oder  er  meinte,  dass  der  durch 
die  Schenkung  erstrebte  fromme  Zweck  nur  dann  erreicht  werden 
könne,  wenn  das  Gut  unmittelbar  im  Dienst  der  Kirche  stände. 
Beispiel : 

Meich.  480  (825) : hier  macht  der  Bischof  Hitto  selbst  eine 
Schenkung  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  zugleich 
dadurch  eine  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode  bindende 
Anordnung  zu  treffen  (ideo  qualiter  vel  quomodo  post 
meo  decessu  esse  debeat  pro  refigerium  animae  meae 
disponere  cupio) ; dann  behält  er  sich  und  seinem  Enkel 
den  Niessbrauch  vor  und  fügt  hinzu : nach  ihrer  beider 
Tode  solle  der  dann  regierende  Bischof  non  alicui  in 
beneficium  prestat  secolari,  sed  pro  remedium  animae 
meae  fideles  oratores  mei  possideant  monachi  ad  neees- 
sitatibus  eorum. 

Aehnliehe  Fälle  liegen  vor  in  Wart.  I 48  (765),  127  (790), 
144  (797),  II  466  (849),  428  (854),  491  (863),  372  (873). 

Der  Schenker  bestimmt  wohl  auch,  dass  falls  dennoch  seinem 
ausdrücklichen  Willen  zuwider  eine  Verleihung  vorgenommen 
werden  sollte,  dann  die  Schenkung  an  seinen  Erben  zu  Eigen- 
tum oder  wenigstens  zu  Niessbrauch  zurückfallen  solle. 

Wart.  I 215  (815)  addito  itaque,  ut  nullus  umquam  rector 
eiusdem  coenobii  licentiam  a Deo  sibi  habeat  concessam 
nec  a s.  Maria  ipsoque  . . . s.  Gallo,  easdem  prefatas 
res  amodo  in  reliquum  et  istam  post  memorati  pres- 
biteri  (dem  der  Niessbrauch  Vorbehalten  ist)  obituin 
ullo  quolibet  liomini  sub  seculari  vita,  clerico  vel  laico, 
degenti  in  beneficium  dare;  quod  si  fecerit,  Patucho 
aut  alius  quilibet  proximus  meus  revocare  ad  se  ipsas 
res  licentiam  habeat  et  cum  censu  ad  ipsum  monas- 
terium  proserviat. 
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Wart.  1 311  (827)  addito  ut  numquam  in  beneficium  detur; 
quod  si  data  fuerit,  proximus  heres  raeus  eam  (liobain) 
ad  couquirendum  habeat  licentiam  suoque  iuri  vindicare. 

Aehnlich  nur  etwas  detaillierter:  Wart.  I 340  (831).  In 
eine  etwas  andere  Form  kleidet  denselben  Gedanken  die  Ur- 
kunde Wart.  I 47  (765): 

et  post  mea  vero  discessione  nullus  eis  proinde  censum 
reddat,  sed  ipsas  res  linniter  ex  integro  in  stia  reci- 
piant  potestate. 

b.  Rückkauf. 

Während  die  soeben  besprochenen  Bestimmungen  dem 
Inhalt  der  Schenkung  nichts  wesentlich  Neues  hinzufügen, 
geschieht  dies  durch  eine  Klausel,  welche  iu  sehr  vielen 
Fällen  uebeu  den  Xiessbrauchsvorbehalt  tritt:  es  ist  dies 
der  Vorbehalt  des  Rückkaufs.  Ein  solcher  findet  sich  auch 
allein  bei  Schenkungen,  besonders  häufig  aber  in  der  Verbin- 
dung mit  dem  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs.  Diese  Verbindung 
scheint  zumal  im  Gebiet  des  alemannischen  Rechts  häufig  ge- 
wesen zu  sein,  so  dass  der  Rückkaufsvorbehalt  im  Zweifel 
last  als  hinzugefügt  betrachtet  werden  konnte.  Denn  in  vielen 
Fällen  wird  in  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbranchs 
ganz  ausdrücklich  gesagt,  dass  in  diesem  Falle  dem  Usufruktuar 
ein  Rückkaufsrecht  nicht  gewährt  sein  solle.  So  z.  B.  iu 
Wart.  I 203  (809),  II  393  (845),  413  (851),  436  (854),  448 
(856),  490  (862),  494  (863),  598  (876),  625  (882),  646  (885), 
651  (886),  671  (889),  686  (892),  702  (896),  710  (897),  722 
(902),  728  (903),  736  (904),  745  (905),  750  (907),  752  (907 j, 
758  (909),  759  (909),  762  (910),  771  (912),  772  (912),  773  (912), 
576  (917);  II  Anhang  10  (894). 

Die  Kombination  des  Niessbranchs-  und  Rückkaufsvorbehaltes 
ist  nun  eine  sehr  verschiedenartige.  Wir  treffen  Urkunden,  in  wel- 
chen der  Vorbehalt  beider  Rechte  nur  für  den  Schenker  gemacht  ist. 

Wart.  I 83  (778)  ego  Waltfrid  . . . dono  atque  trado 
...  in  ea  ralione  ut  illas  res  possedeam  et  annis  sin- 
gulis  exinde  censum  solvam,  hoc  est  XXX  siclas  de 
cervisa  et  duas  maidras  de  paue  et  friskinga  tremisse 
valente.  Et  si  mihi  aliquando  aptum  videtur,  ut  illud 
redimam,  cum  XXX  solidis  illas  res  vel  ista  traditione 
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redimam.  Et  si  mihi  dies  exitus  mei  supervenerit, 
antequam  illud  redimere  faeiam,  ipsas  res  post  me 
nullus  de  heredibus  meis  aut  alius  quislibet  non  posse- 
deat,  sed  ad  ipsum  monasterium  revocare  debetur  ibi- 
dem perpetualiter  possidendum. 

Aehnlich  Wart.  I 108  (786),  310  (827),  II  396  (845),  488 
(861),  513  (865),  693  (894);  Form.  Sangall.  Miscell.  22 
(Z.  S.  389). 

Es  schliessen  sich  diejenigen  Fälle  an,  in  denen  Niessbrauch 
und  Rückkauf  dem  Schenker  und  seinen  Kindern  oder  weiteren 
Nachkommen  Vorbehalten  ist  und  zwar  der  Rückkauf  für  alle 
gegen  den  gleichen  Preis. 

Wart.  I 94  (781)  ego  . . Witerichus  . . trado  res  meas  . . . , 
in  ea  vero  rationem  ut  annis  singulis  censum  solvam 
ego  et  agnatio  mea  post  me  ....  Et  si  ego  aut  he- 
redis  mei  ipsas  res  redemere  volueremus,  cum  viginti 
soledus  redemamus. 

Derartige  Fälle  kommen  sehr  häufig  vor,  z.  B.:  Wart.  I 
142  (796),  143  (797),  145  (797),  151  (798),  159  (799),  236 
(818),  240  (819),  269  (821),  295  (825),  327  (829),  360  (837), 
376  (838),  379  (839),  II  383  (842),  450  (856),  464  (858),  465 
(858),  473  (860),  498  (864),  510  (865),  532  (868),  630  (883), 
669  (889),  677  (890),  681  (890),  689  (893),  704  (896),  711 
(897),  717  (899),  743  (905),  764  (910),  Anhang  3 (814);  Formul. 
Sangall.  Miscell.  2 (Z.  S.  380,  381). 

Nicht  selten  wird  aber  auch  die  Summe,  gegen  welche 
Andere  als  der  Schenker  den  Rückkauf  vornehmen  dürfeu,  er- 
höht. Z.  B.  in  . Wart.  I 249  (820),  316  (828),  341  (832), 
II  384  (842),  423  (853),  438  (854),  592  (875),  593  (875), 
601  (876),  616  (881),  619  (896),  747  (905);  Formul.  Collect. 
Sangall.  21  (Z.  S.  407,  408) ‘). 

Ferner  finden  wir  Fälle,  in  denen  zwar  für  den  Schenker 
Niessbrauch  und  Rückkauf,  für  die  Erben  und  sonstige  Dritte 
aber  nur  der  Niessbrauch  Vorbehalten  wird.  Z.  B.  Wart.  I 
202  (809),  272  (821),  II  407  (849),  418  (852),  455  (857),  484 
(861),  495  (864),  524  (867),  596  (876),  III  809  (964),  810  (965). 


*)  Eigentümlich  in  ihrer  Fassung  sind  die  im  übrigen  ähnlichen  Ur- 
kunden Wart.  I 375  (838),  H 385  (842)  522  (867). 
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In  einigen  Fällen  werden  beide  Rechte  wohl  Vater  und 
Sohn,  künftigen  Generationen  aber  nur  der  Xiessbrauch  gestattet. 
So  in  Wart.  II  392  (844),  394  (845),  404  (848),  419  (852), 
475  (860—61). 

In  Wart.  II  451  (856)  behält  der  Schenker  sich  und  seinen 
Erben  Niessbrauch  und  Rückkauf  vor;  sollte  er  keinen  Erben 
haben  oder  weder  er  noch  der  Erbe  von  dem  Rückkaufsrecht 
Gebrauch  machen,  dann  soll  seine  Frau  den  Niessbrauch  ohne 
Rückkaufsrecht  erhalten.  Aehnlich  verhält  es  sich  in  Wart.  II 
478  (860). 

In  Wart.  II  523  (867)  soll  unter  denselben  Voraussetzungen 
der  X’iessbrauch  den  Eltern  des  Schenkers  oder  seinen  Schwestern 
und  deren  Nachkommen  zufallen. 

In  Wart.  II  600  (876 — 877)  wird  der  Niessbrauch  und 
Rückkauf  dem  Schenker  und  seiner  Frau,  dagegen  seinen  Nach- 
kommen nur  der  Niessbrauch  Vorbehalten. 

Nun  geschieht  aber  auch  das  Umgekehrte:  sich  selbst  be- 
hält der  Scheuker  nur  Niessbrauch  vor,  Dritten  dagegen,  Kindern, 
Anderen,  macht  er  das  Xiessbrauchs-  und  Rückkaufsrecht  aus. 

Wart.  I 348  (834)  ego  . . . Irminsind  . . trado  . . . sub 
ea  ratione,  nt  ...  ad  me  recipiam  censumque  inde 
annis  singulis  solvam  ....  Post  obitum  vero  meura 
filius  meus  Otpert  seu  uxor  eius  Abirhilt  easdem  res 
in  eodem  censu,  quilibet  de  eis  longius  vixerit,  habeant; 
addito,  ut  si  Otpert  voluerit  redemere,  cum  III  de- 
nariis  id  agat. 

Aehnliche  Fälle:  Wart.  I 88  (779),  II  559  (872),  519  (874), 
633  (872—83). 

Wie  übrigens  der  Niessbrauch  einem  erst  später  seitens 
des  Schenkers  zu  bestimmenden  Dritten  durch  Begebung  der 
Urkunde  übertragen  werden  konnte,  so  auch  das  Rückkaufsrecht. 

Wart.  II  723  (902)  et  cuicumque  ipse  precariam  dederit, 
cum  uno  solido  redimendi  licentiam  habeat. 

Aehnlich:  Wart.  II  746  (905),  I 370  (838). 

Auch  kommt  es  vor,  dass  der  Schenker  beide  Rechte  nur 
Dritten  vorbehält. 

Wart.  I 353  (835):  zwei  Eheleute  schenken  in  ea  vero 
ratione,  sagt  der  Ehemann,  ut  si  uxor  mea  vel  mei 
infantes  ipsum  pro  proprium  redemere  voluerint, 
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dent  . . . XL  solidos  ...  et  snnm  proprium  recipiant 
et  duos  denarios  dent  censuni  per  singulos  annos  .... 
Et  si  ipsum  censnm  . . . dare  noluerint,  tune  stet  ipse 
proprius  in  perpetno  ad  parte  s.  Galli. 

Ein  ähnlicher  Fall  mit  sehr  detaillierten  Bestimmungen 
liegt  vor  in  Wart.  I 340  (831). 

Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  oft  fi'ir  die  Zahlung  des  fest- 
gesetzten Preises  bestimmte  Fristen  gesetzt  werden,  innerhalb 
deren  das  Rüokkaufsrecht  ansgefibt  werden  muss. 

Wart.  I 93  (780)  et  hoc  ei  concedimus,  nt  si  ipse  solidos 
infra  trimn  annorum  Curricula  eos  nobis  exsolvat;  in- 
terea  autem  census,  qnod  nos  cum  illo  convenit  . . . , 
nobis  exinde  currat. 

Wart.  I 322  (830)  der  Erbe  des  Enkels  soll  in  septimo 
etatis  sue  anno  licentiam  habeat  illam  traditionem 
redimere.  Wart.  II  579  (867). 

Formul.  Coli.  Sangall.  Addit.  4 (Z.  S.  435,  436)  ea  con- 
ditione,  ut  ego  inde  duos  denarios  singulis  annis  vitae 
meae  . . . persolvam  et  tilius  meus  vel  eius  legitima 
procreatio  easdem  res  iutra  sex  annos  post  obitum 
menm  . . . redimant. 

Es  versteht  sich,  dass  nach  vollzogenem  Rückkauf  der 
Käufer  wieder  voller  Eigenthümer  des  Gutes  wurde;  jedoch 
sind  in  diesem  Zusammenhänge  einige  Urkunden  merkwürdig, 
in  welchen  dem  Rückkäufer  verboten  wird,  eine  weitere  Tra- 
dition vorzuuehmen,  widrigenfalls  das  Gut  an  das  Kloster  zurück- 
fallen soll: 

Wart.  I 319  (829)  qnod  si  ea  ratione  ipsas  res  redimamus, 
nt  alteri  cuilibet  damus  vel  tradamus,  tune  ad  pre- 
fatuni  restituantur  uionasterium. 

Wart.  II  Anhang  8 (868)  quod  si  res  ipsas  . . . iure  re- 
demerint  (uämlich  die  Erben),  nusquam  alias  facultatem 
vel  licentiam  eas  tradendi  habeant;  quod  si  fecerint, 
rectores  ipsins  monasterii  manu  potestativa  eas  sibi 
vindicent.  Quod  si  propter  aliorura  contradictionem 
non  potuerint,  publica  mallatioue  et  testium  subscrip- 
torum  asstipulatione  in  ins  suum  revocant. 

In  Wart.  I 143  (797)  wird  gesagt,  dass  der  Schenker  den 
Rückkauf  nur  cum  consensu  rectoris  vornehmen  dürfe. 
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Es  soll  schliesslich  noch  einmal  hervorgehoben  werden,  dass 
alle  Urkunden,  in  denen  sich  in  der  besprochenen  Weise  Xiess- 
brauchs-  und  Riiekkanfsrecht  verbinden,  aus  St.  Gallen  stammen, 
aus  anderen  Sammlungen  dagegen  keine  hierher  passeuden  Bei- 
spiele vorliegen. 

c.  Lebensunterhalt  und  Aufnahme  in  das  Kloster. 

Der  Vorbehalt  des  Rückkaufs  ist  nicht  das  Einzige,  was  dem 
Xiessbrauchsvorbehalt  hinzugefügt  wurde.  Häufig  bedang  sich  der 
Schenker  dafür,  dass  er  die  Schenkung  machte,  ausser  dem 
Ususfruktus  andere  Gegenleistungen  aus.  So  besonders  lebens- 
länglichen Unterhalt. 

Dies  geschah  nicht  selten  in  der  Weise,  dass  er  erklärte, 
den  Xiessbrauch  so  lange  geniessen  zu  wollen,  bis  er  in  das 
Kloster  einzutreten  sich  entschlösse;  wenn  das  letztere  geschähe, 
so  solle  ihm  innerhalb  der  Klostermauern  ein  Aufenthaltsort, 
Speise,  Trank  und  Kleidung  gewährt  werden,  dafür  dann  auch 
das  Xiessbrauchsrecht  an  den  Eigenthttmer  znrückfalien.  In 
diesen  Fällen  wird  dann  der  Eintritt  in  das  Kloster  gleichsam  wie 
der  Tod,  wie  das  Ende  des  lebenslänglichen  Leiheverhältnisses 
betrachtet.  Beispiele  sind : 

Wart.  I 201  (809),  222  (817),  II  407  (849),  442  (855), 
443  (855),  466  (859),  470  (860),  504  (864),  525  (867),  607 
(878),  768  (912).  Form.  Aug.  Coli.  B.  12  (Z.  S.  353);  Coli. 
Sangall.  6a  (Z.  S.  400). 

Zuweilen  jedoch  verzichtet  der  Schenker  bei  seinem  Ein- 
tritt in  das  Kloster  keineswegs  auf  den  Xiessbrauch,  sondern 
bleibt  im  Genuss  desselben  und  lässt  sich  ausserdem  den 
Lebensunterhalt  durch  das  Kloster  verschaffen.  Z.  B,  in  Wart. 
I 368  (838).  II  432  (854). 

Auch  wird  eine  derartige  Aufnahme  in  das  Kloster  den 
Erben  des  Schenkers  ansgemacht:  Wart.  II  494  (863). 

Daneben  finden  sieh  Fälle,  in  denen  von  einem  Niessbrauch 
keine  Rede  ist,  sondern  nur  die  Aufnahme  in  das  Kloster  oder 
die  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  bezweckt  ist:  Wart.  I 9 
(744),  II  572  (873);  Formul.  Aug.  Coli.  B.  II  (Z.  S.  353);  Coli. 
Sang.  15  (Z.  S.  405,  406). 

Für  den  Schenker  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  für  seinen 
Sohn  Unterhalt  im  Kloster  wird  ausbedungen  in  einer  Urkunde 
des  Klosters  St.  Bertin  von  864  oder  865  (Seite  111,  112).  Hier 
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ist  auch  eine  Formel  von  Angers  anzuführen  (Form.  Amlecav. 
58;  Z.  S.  24,  25),  in  welcher  es  sich  nicht  um  die  Schenkung 
an  eine  Kirche  handelt,  sondern  in  welcher  der  Schenker  zwei 
Drittel  seines  Vermögens  an  seinen  Sohn  schenkt,  ein  Drittel 
seinen  heredis  propinquis  reserviert, 

ea  tarnen  conditione,  ut  dum  advixero,  mihi  in  Omnibus, 
tarn  de  victo,  quam  de  vestito  soniare  (=  curare,  soig- 
ner,  Z.)  mihi  debiat,  et  ipsa  terra  prosolvere  faciat. 

Zu  vergleichen  ist  ferner  die  Formel 
Form.  Salic.  Liudenbr.  18  (Z.  S.  279,  280):  hier  wird  eine 
Adoption  vorgenommen;  der  Adoptivvater  schenkt  dem 
Adoptivsöhne,  in  ea  vero  ratione,  ut  quamdiu  advixero, 
victum  mihi,  potum  et  vestimeuta  et  calciamenta  in 
omnibus  sufficienter  procurare  debeas. 

d.  Weitere  Bedingungen. 

Wird  der  Niessbrauch  noch  einem  Dritten  ausbedungen,  so 
werden  hantig  Bedingungen  hinzugefiigt,  welche  der  Dritte  er- 
füllt haben  muss,  um  jenes  Genusses  theilhaftig  zu 
werden.  Z.  B.  der  Schenker  behält  einem  Sohne  den 
Niessbrauch  vor,  wenn  er  Graf  werden  sollte:  Meich. 

299  (.814):  oder  falls  er  in  den  geistlichen  Stand  tritt  und  in 
diesem  eine  bestimmte  Würde  erreicht:  Meich.  (51  (779),  652 
(848);  Wart.  I 157  (799),  348  (838),  II  414  (851),  517  (866); 
oder  nur,  wenn  er  (jetzt  unfrei)  später  die  Freiheit  erlangen 
sollte:  Wart.  I,  181  (805).  Häufiger  allerdings  ist  es,  dass  der 
Schenker  bestimmt,  seine  jetzt  noch  freien  Nachkommen  sollen 
sich  nur  solange  des  ihnen  vorbehaltenen  Niessbrauchs  erfreuen, 
als  sie  freie  Leute  bleibeu:  Wart.  I 246  (819),  II  399  (846), 
346  (834),  467  (859),  481  (861). 

Oder:  der  Niessbrauch  soll  nur  in  der  männlichen  Nach- 
kommenschaft vererben:  Wart.  II  348  (834),  349  (845),  438 
(854),  474  (860),  547  (869). 

Oder:  der  Frau  wird  der  Niessbrauch  gestattet,  aber  nur 
dann,  wenn  sie  sich  nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes,  des 
Schenkers,  nicht  wieder  verheirathet : 

Hundt  I 2 (771),  II  24  (845);  Meich.  698  (835  -53);  538 
(828);  Wart.  I 340  (831);  Trad.  Lun.  104  (826);  Trad.  Wiz, 
204  (851);  Trad.  Fuld.  677  (930). 
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In  Meich.  132  (804)  trifft  (1er  Schenker  die  eigen thüm- 
liche  Bestimmung,  er  wolle  den  Nutzgenuss  haben  et 
ut  mihi  ministret  et  adinvet  ad  vitam  meam  amica 
mea  nomine  Ellinswincl  et  procuret  in  omnibus. 

In  Wart.  II  505  (864)  wird  einem  Dritten  der  Niessbrauch 
nur  unter  der  Bedingung  Vorbehalten,  dass  er  nicht  Mönch  wird. 

Bestimmungen  anderer,  aber  ähnlicher  Art  enthalten  dann 
noch  die  Urkunden: 

Meich.  391  (819),  613  (841);  (Jod.  Lanresham.  12  (786), 
14  (790);  Strass.  ÜB  48  (965—991). 


§ 27 

Bedingte  Rückgabe  zu  Niessbrauch. 

Nun  finden  wir  endlich  auch  bei  den  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Xiessbrauchs  einige  Fälle,  welche  sich  den  re- 
solutiv  bedingten  donationes  post  obitum  vergleichen  lassen. 

Es  macht  Jemand,  bevor  er  eine  Reise,  eine  Romfahrt  an- 
tritt,  oder  bevor  er  einen  Kriegszug  unternimmt,  eine  Schenkung 
mit  der  Bestimmung,  dass  er  für  den  Fall  seiner  glücklichen 
Heimkehr  an  dem  geschenkten  Gut  Zeit  seines  Lebens  den 
Niessbrauch  haben  solle.  Oder  eine  solche  Schenkung  wird  in 
schwerer  Krankheit  gemacht  und  für  den  Fall  der  Genesung 
der  Niessbrauch  erbeten. 

Aber  im  Gegensatz  zu  den  donationes  post  obitum  kann 
man  hier  nicht  von  einer  Resolutivbedingung  reden.  Denn  wie 
überhaupt,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Vorbehalt  des  Niess- 
brauehs  keine  Bedingung  ist,  so  auch  nicht  in  diesen  Fällen. 
Vielmehr  tritt  hier  mit  voller  Klarheit  hervor,  dass  eine  augen- 
blickliche unbedingte  Schenkung  vorliegt.  Der  Unterschied  be- 
steht nur  darin,  dass  während  sonst  gleichzeitig  oder  unmittel- 
bar nach  der  Schenkung  der  Niessbrauch  zurückgegeben  wird, 
hier  diese  Rückgabe  aufgeschoben  nnd  nur  für  den  Eintritt  eines 
bestimmten  Ereignisses  erbeten  wird. 

Somit  ist  die  Schenkung  unbedingt  und  augenblicklich,  die 
Rückgabe  zu  Niessbrauch  dagegen  bedingt,  aber  nicht  resolu- 
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tiv  bedingt,  sondern  suspensiv ; sie  soll  nur  dann  eifolgen, 
wenn  der  Schenker  gesund  heimkehrt.  Tritt  dann  das  letztere 
ein  und  wird  dann  der  Niessbrauch  an  den  inzwischen  in  Eigeu- 
tlium  und  Besitz  der  Kirche  libergegangeneu  Gegenständen  ge- 
währt, so  ist  derselbe  rechtliche  Zustand  geschaffen,  als  wenn 
eine  gewöhnliche  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbranclis 
vollzogen  worden  wäre.  Auch  an  diesen  Fällen  erkennt  man, 
wie  wenig  ein  vorhergehender  realer  Besitzwechsel  dem  Wesen 
der  Schenkung  mit  Niessbrauchsvorbehalt  widerspricht. 

Es  seien  einige  Beispiele  angeführt: 

Bleich.  92  (vor  782)  et  ego  Reginholt  et  germanus  meus 
Egino  . . . usqnedum  vita  nostra  est,  si  revertimus, 
petimus  nt  ipsa  causa,  qnae  per  nos  tradimus,  nobis 
deserviat. 

Bleich.  468  (818):  hier  wird  eine  Schenkung  erneuert  eo 
modo,  si  in  ipso  comitatu,  quem  contra  Liudwinnm 
hostiliter  carpebant,  dies  suus  eum  prosequerentur, 
quarta  pars  de  iuraentis  salvaticis  cum  tertio  warinore 
. . . ad  dumum  Blariae  teneretur,  alioquin,.  si  salvus 
et  incolumis  revertisset,  ad  suum  haberet,  quousque 
degeret,  usutn.  Bleich.  492  (825),  342  (816). 

Wart.  I 325  (829):  Walthrammus  hat  vor,  ad  limina  s. 
apostoli  Petri  peragere  iter  pro  delictorum  indulgentiam ; 
desshalb  macht  er  eine  Schenkung  in  eam  videlicet 
rationem,  quod  si  prefato  itinere  dies  ezitus  mei  eve- 
niat,  priusquam  ad  propriis  revertar  speluncis,  et  post- 
quam  germanis  meis  nunciatum  fuerit  obitus  mens, 
sollen  diese  Brüder  das  Rückkaufsrecht  haben.  Si 
autem  clementissime  Deus  adveutum  meum  ad  propria 
decreverit  et  ipse  ipsas  res  . . . redimere  non  cupio, 
liberum  habeam  potestatem  cum  duos  solidos  liberale 
quandocumque  mihi  conplacuerit,  et  interim,  quod  re- 
demptum  non  sit,  singulis  auuis  duos  ob  hoc  reddam 
denarios;  ebenso  si  heres  legitimus  mihi  evenerit. 

Wart.  I 342  (832)  in  ea  vero  condictione,  ut  easdem  res 
iam  contraditas  ad  me  recipiam  et  habeam,  si  me 
Deus  sanum  et  incolumem  revertere  ab  hoc  itinere 
concederit.  Falls  er  nicht  heimkehrt,  behält  er  seinem 
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Sohn,  seiner  Tochter,  und  seiner  Gattin  den  Niess- 
braucli  vor;  erst  nach  deren  Tode  tritt  Heimfall  an 
das  Kloster  ein. 

Aehnlich  Wart.  IT  408  (848—50). 

Wenn  es  in  Wart.  II  441  (855)  heisst:  ut  si  de  instanti 
itinere  ineolumis  rediero,  easdem  res  ad  me  recipiam 
proprio  iuri  subiectas,  so  scheint  hier  den  Worten 
nach  allerdings  das  volle  Eigenthum  an  den  Schenker 
znrttckfallen  zu  sollen;  dann  läge  ausnahmsweise  also 
eine  resolutiv  bedingte  Schenkung  vor,  hei  der  dann 
natürlich  von  Vorbehalt  des  Niessbrauehs  nicht  mehr 
die  Rede  ist. 

In  Wart.  II  605  (878)  wird  für  den  Fall  glücklicher  Heim- 
kehr nur  der  Rückkauf,  kein  Niessbrauch  Vorbehalten. 

In  Wart.  II  496  (864)  liegt  der  Fall  etwas  anders:  der 
Schenker  behält  sich  in  gewohnter  Weise  Niessbrauch  und 
Rückkauf  vor;  sollte  er  jedoch  auf  der  geplanten  Romfahrt 
sterben,  dann  soll  seine  Frau  den  Genuss  der  Früchte  des 
laufenden  Jahres  gemessen  und  erst  dann  der  Heimfäll  an  das 
Kloster  eintreten:  tantum  praesentis  anni  fructns  iam  memorati 
loci  in  usum  uxoris  meae  . . . succedant. 

In  Meicli.  343  (816)  sehen  wir  den  Fall,  dass  der  Schenker 
wirklich  unterwegs  gestorben  ist.  Als  der  Bischof  seinen  Tod 
erfährt,  iussit  obsidere  vestituram  ad  prefatum  edum  et  factum 
est  ita.  Also  nun  wird  Besitz  ergriffen;  man  kann  vielleicht 
anuehmen,  dass  man  dies  von  Seite  der  Kirche  solange  aussetzte, 
bis  sich  das  Schicksal  des  Schenkers  entschieden  hatte. 

In  Meich.  357  (817)  ist  der  Schenker  zurttckgekehrt  und 
erneuert  nun  die  Schenkung  noch  einmal. 

Der  Fall  endlich,  dass  die  Schenkung  in  der  Krankheit 
geschieht,  liegt  z.  B.  vor  in 

Wart.  II  403  (847)  sub  ea  convenientia,  ut  si  ab  hac  in- 
firmitate  convaluero,  tune  in  eodem  monasterio  vel  in 
proxima  eorum  curte  victum  et  vestitum  habeam  tem- 
pus  vitae  meae,  et  res  predictae  statim  nunc  absque 
ulla  contradictione  ad  prefatum  monasterium  integriter 
redeaut  in  evum  possidendum. 
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§ 28. 

Verbindungen  und  Vermischungen  beider  Schenkungs- 
arten. 

In  einem  Schlussabschnitt  sollen  nun  noch  diejenigen  Fälle 
angeführt  werden,  in  welchen  donationes  post  obilum  und  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vereint  Vorkommen,  und 
zwar  einmal  in  der  Art,  dass  sie  beide,  wenn  auch  zu  einem 
Rechtsgeschäft  vereinigt,  dennoch  unabhängig  nebeneinander- 
stehen, und  ferner  in  der  Art,  dass  sich  ihre  Formen  vermischt 
und  damit  ein  Zwitterding  hervorgerufen  haben,  von  dem  es 
schwer,  ja  zuweilen  unmöglich  ist,  zu  sagen,  ob  es  zu  diesen 
oder  zu  jenen  Rechtsgeschäften  gehöre. 

a.  Zuerst  also  diejenigen  Fälle,  in  welchen  beide  Schen- 
kungsarten verbunden  sind. 

Es  findet  sich,  dass  Jemand  eine  donatio  post  obitum  vornimmt, 
aber  in  der  Weise,  dass  nach  seinem  Tode  nicht  sofort  der 
Schenkungserfolg  voll  und  ganz  eintreten,  sondern  dann  das 
betreffende  Gut  noch  einem  Dritten  zu  lebenslänglichem  Nutz- 
genuss überlassen  werden  soll. 

Hier  liegt  also  sowohl  eine  Schenkung  nach  dem  Tode  des 
Schenkers,  als  auch  eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
braucbs  zu  Gunsten  Dritter  vor.  Beispiele: 

Meich.  29  (774):  Zwei  Eheleute  machen  eine  donatio 
post  obitum;  nach  ihrem  Tode  soll  ihrem  Sohn  der  Niess- 
brauch  gewährt  werden,  falls  er  nämlich  die  Priester- 
weihen erlangt. 

Hundt  I 6 (776)  in  ea  ratione,  ut  post  obitum  nostrum  filii 
nostri  . . . supradictum  locum  ...  in  beneficium  acci- 
piant. 

Hierher  gehört  ferner  Meich.  701  (845):  die  Nichte  des 
Bischofs  Hitto  macht  eine  donatio  post  obitum.  Nach  dem  Tode  ihres 
Oheims  will  sie  die  Schenkung  einem  ihrer  Enkel,  den  sie  zur 
Erinnerung  auch  Hitto  hat  taufen  lassen,  zuwenden.  Der  re- 
gierende Bischof  einigt  sich  mit  ihr,  dass  nach  ihrem  Tode  Hitto 
der  jüngere  den  Nutzgenuss  erhalten  solle,  falls  er  die  Priester- 
weihen erwirbt. 
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Ebenso  verhält  es  sich  in  Trad.  Lun.  1B2  (837):  der  Mann 
schenkt  nach  seinem  Tode;  dann  post  discessum  meum,  post- 
quam  vestitura  ille  abbas  nec  non  et  illi  monachi  . . . accepe- 
runt,  mulieri  meae  R.  in  beneficium  concedatur  usque  ad  obitum 
vitae  suae  ( reslitura  hier  = körperlicher  Besitz). 

Auch  eine  Schenkungsurkunde  an  das  Kloster  Scheftlam 
von  828  (Mon.  Boic.  VIT  1 S.  377)  dürfte  hier  anzuführen  sein. 
Ein  Diaeon  schenkt  ein  Grundstück,  ut  ad  ipsam  casam  Dei 
post  obitum  meum  et  nepotis  mei  Alprici  permaneat;  darauf 
verleiht  der  Bischof  die  Schenkung  dem  Enkel  für  den  Fall, 
dass  er  den  Schenker  überlebt.  Da  diese  Verleihung  ausdrück- 
lich nur  für  den  Enkel  vorgenommen  wird,  scheint  auf  Seite 
des  Schenkers  eine  donatio  post  obitum  vorzuliegen.  Diese  Schen- 
kung ist  auch  darum  merkwürdig,  weil  die  zu  ihr  gehörige 
carta  in  Meicli.  527  abgedruckt  ist,  während  in  der  angeführ- 
ten Scheftlarer  Urkunde  die  fast  wörtlich  gleichlautende  vom 
Kloster  ausgestellte  notitia  vorliegt. 

Aehnliche  hierher  gehörige  Fälle  sind  dann  noch  u.  A.:  Trad. 
Lun.  73  (?),  90  (?),  98  (822),  Trad.  Fuld.  295  (?),  358  (?). 

Nicht  hierher  jedoch  gehören  diejenigen  Fälle,  in  denen  der 
Schenker  die  Tradition  durch  einen  Salmann  ausführen  lässt, 
der  Salmann  dann  die  Schenkung  vollzieht  und  dabei  sich  oder 
den  vom  Schenker  bestimmten  Dritten  den  Niessbrauch  vorbe- 
hält. Denn  eine  Tradition  durch  Salmaunen  ist  durchaus  nicht 
immer  eine  donatio  post  obitutn;  aber  selbst  wenn  eine  solche  vor- 
liegt, sind  doch  hier  jedesmal  zwei  getrennte  Rechtsgeschäfte 
vorhanden,  über  die  nur  der  Einfachheit  wegen  nicht  zwei,  son- 
dern eine  Urkunde  ausgestellt  ist. 

Derartige  Beispiele  sind: 

Meicli.  287  (811),  415  (820),  506  (827),  620  (842); 

Hundt  II  3 (815);  Wart.  II  472  (860). 

Übrigens  findet  sich  auch  der  Fall,  wie  hier  erwähnt  sei, 
dass  Schenkung  und  Verleihung  eines  dem  Kloster  gehörigen 
Grundstücks  nicht  zu  einer  remuneratorischen  Prekarie  ver- 
bunden werden,  sondern  die  Schenkung  in  Gestalt  einer  do- 
natio post  obitum  vollzogen  und  dafür  dem  Schenker  ein  von 
seinem  Vater  geschenktes  Grundstück  als  precaria  data  gegen 
Zins  und  fünfjährige  Erneuerung  verliehen  wird.  So  z.  B.  in 
Trad.  Lun.  133  (825). 

Hübner,  die  dou&tiouee  post  obitum  > 10 
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b.  Nun  kommen  wir  zu  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die 
unklare  Ausdrucksweise  der  Urkunden  nicht  erkennen  lässt, 
welcher  Art  das  beurkundete  Rechtsgeschäft  ist.  Derartige 
undeutliche,  zu  Zweifeln  Anlass  gebende  Urkunden  sind  aber  im 
Verhältniss  zu  den  deutlichen  und  unzweifelhaften  nur  in  ganz 
verschwindend  geringer  Anzahl  vorhanden. 

Zuerst  sind  es  solche  Urkunden,  in  welchen  die  Fonnen 
der  donatio  post  obitum  und  die  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  vermischt  sind.  Ich  habe  folgende  gefunden: 

Meich.  21  (770)  meum  post  obitum  . . . cuncta  . . . tra- 
dedi  ...  et ...  in  beneficio  utendi  a manu  . . episcopi 
diebus  vitae  mei  suscepi,  et  post  obitum  meum  illuc 
in  perpetuum  stabilivi. 

Wart.  1 18  (754)  donamus  . . . post  discessum  meum,  dono . . . 
ad  integrum  ad  die  presente ...  et  pro  istas  res  proservire 
volo  (angeführt  bei  Heusler,  Gewere  S.  27  Anm.  1); 

Wart.  I 19  (754)  fast  wörtlich  gleichlautend  (angeführt 
von  Heusler  ebendaselbst); 

Mitt.  Rhein.  UB  T 23  (771)  vestra  jhabuit  pietas  . . . ut 
loca  . . . quem  . , . delegavi.  ad  beneficium  dum  ad- 
vivo  excolere  permisistis  gegen  jährlichen  Zins.  Post 
meum  quoqne  discessum  vobis  ...  ad  supra- 
dictum  monasterium  vestrum  condonavi,  ea 
tarnen  condicione,  ut  dum  advivo  loca  . . . nsufructuario 
online  possidere  debeam.  Hier  passen  die  gesperrten 
Worte  schlecht  zu  dem  deutlich  ausgesprochenen  Niess- 
brauchsvorbehalt. 

Trad.  Lun.  33  (777)  trado  . . . ut  post  obitum  meum  ibi 
sit  firmum  et  stabilitum,  diebus  autem  vite  meae  mihi 
deserviat.  Hier  zwingen  die  Ausdrücke  allerdings  nicht 
zu  der  Annahme  einer  donatio  post  obitim. 

In  Meich.  71  (782)  ist  von  der  Erneuerung  einer  donatio 
post  obitum  die  Rede  und  gleichwohl  wird  von  der  ge- 
schenkten Sache  gesagt,  dass  sie  bei  Lebzeiten  des 
Schenkers  episcopali  ditioni  servetur. 

Meich.  119  (802)  post  obitum  nostrum  flrmiter  condonamus 
...  et  ab  ipso  episcopo  in  beneficium  usque  ad  finem 
vitae  nostrae  ipsam  rem  accepimus  (angeführt  bei 
Heusler,  Institutionen  II  S.  119  Anm.  6). 
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Meich.  183  (810)  tradidimus  . . . totum  ex  integro  post 
obitura  nostrum  . . . eo  online,  ut  tamdiu  vixerimus 
sui»er  terram,  potestatem  habendi  sicut  usus  est  fruendi 
(angeführt  bei  Heusler  ebenda). 

Trad.  Fuld.  180  (?)  trado  post  obitum  meum  et  post  obi- 
tum  fratris  mei,  ut  qui  ex  nobis  utrisque  alium  super- 
vixerit,  sic  ille  illud  habeat  per  vestram  prestationem 
usque  ad  finem  vitae  eius. 

Trad.  Fuld.  187  (?)  fast  wörtlich  gleichlautend. 

Dies  sind  die  einzigen  Fälle  — also  zehn  im  ganzen '),  vier 
schon  von  Heusler  erwähnt  — , in  denen  der  Schenker  oder  der 
Urkundenschreiber  sich  einen  unklaren  Ausdnick  zu  Schulden 
kommen  liess.  Schwerlich  wird  man  hieraus  einen  Beweis 
für  die  Gleichartigkeit  der  verwechselten  Rechtsgeschäfte  ent- 
nehmen können. 

Es  kommt  ferner  vor,  dass  in  den  Ausdrücken  donatione* 
post  obitum  und  unbedingte  augenblickliche  Schenkungen  ver- 
wechselt sind. 

Hierher  gehören  z.  B. 

Trad.  Wiz.  45  (719)  ego  . . . dono  . . . post  discessionem 
meam  ad  diem  presentem  donatum  in  perpetuum  esse 
volo  . . . Haec  omnia  post  discessum  meum  a die 
praeseute  abbatis  vel  agentes  ipsius  monasterii  in  po- 
testate  ipsius  monasterii  debeaut  revocare.  Heusler 
führt  diese  Urkunde  Gewere  S.  27  Anm.  1 an  und 
erklärt:  a die  praesenti  hiesse  nur  „sofort  mit  dem  Tag 
meines  Hinscheidens“,  was  doch  nicht  ohne  Weiteres 
einleuchten  dürfte. 

Trad.  Lun,  29  (?)  dono  . . . a die  presente  . . . totum, 
sicut  dixi,  post  meum  obitum  aut  si  infra  ista  patria 
aut  fores  vado  a die  presente  dono. 

Trad.  Lun.  57  (?)  ego  trado  . . . post  obitum  meum  . . . 
ut  ab  hac  die  ipsa  casa  Dei  vel  ipsius  monasterii  illuc 
habeant. 

Meich.  108  (791)  ego  . . . dono  . . ab  hodiemo  die,  ut 
post  obitum  meum  . . totum  . . a possidendum  tradidi 
(angeführt  bei  Heusler  Gewere  S.  27  Anm.  1). 

')  Meich.  132  (304)  kann  man  liier  nicht  anfubren,  da  es  sich  hier  deut- 
lich um  eine  Schenkung  mit  Niessbrauchsvorbehalt  handelt. 

to* 
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Trad.  Lun.  80  (821)  commendo  . . , nt  post  obitum  me  um 
illi  habeat;  diese  Schenkung  wird  zweimal  erneuert 
und  bei  der  zweiten  Erneuerung  gesagt:  et  nunc  ego 
in  tercio  vice  vobis  vestitum  habeo,  nt.  post  obitum 
meum  teneatis  et  usque  ad  finera  vite  mee  in  vestrum 
beneficium  valeam  habere.  Hier  ist  offenbar  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  gemeint. 

Meich.  686  (849)  totum  . . . post  obitum  snum  tradidit 
. . . , ut  ab  hodierno  die  . . . permansisset  ad  Fri- 
gisingas. 

Derartige  Verwechslungen  sind,  wie  dies  auch  Heusler  in 
Hinblick  auf  die  Urkunden  Meich.  108.  Wart.  18,  19  thut1), 
am  einfachsten  aus  unsorgfiiltiger  Abfassung  zu  erklären ; wenig- 
stens scheint  mir  dies  ein  weit  natürlicherer  Grund  zu  sein, 
als  in  den  erwähnten  Fällen  das  o die  praesenti  auf  den  Todestag 
zu  beziehen  oder  derartige  Wendungen  mit  der  Urkunde  Meich. 
70  zu  erklären,  wie  dies  Heusler  gleichfalls  versucht,  so  dass 
dann  in  jenen  Urkunden  eine  ähnlich  abgekürzte  Ausdrncks- 
weise  zu  erkennen  wäre,  wie  wenn  wir  jetzt  sagen:  „durch 
gegenwärtiges  Instrument  schenke  ich  auf  den  Todesfall“  *). 

Man  wird  nun  aber  eine  derartige  Unachtsamkeit  eines  un- 
aufmerksamen Schreibers  niemals,  meine  ich,  dazu  verwenden 
können,  um  auf  Grund  derselben  sonst  klar  hervortretende  unter- 
scheidende Merkmale  der  Rechtsgeschäfte  wegzuleugnen ; sondern 
ebensowenig,  wie  anzunehmen  ist,  dass  selbst  den  rechtsunkun- 
digsten  Leuten  des  achten  oder  neunten  Jahrhunderts  der  Unter- 
schied zwischen  einer  augenblicklichen  mul  einer  Schenkung 
nach  dem  Tode  unbekannt  gewesen  sei,  ebensowenig  wird  mau 
aus  vereinzelten  Verwechslungen  auf  die  Gleichheit  von  donatio 
post  obitum  und  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
schliessen  dürfen. 

Dies  auch  nicht  aus  einem  letzten  Umstande,  der  hier  noch 
zu  erwähnen  ist.  Es  kommen  nämlich  Urkunden  vor.  welche 
sich  deutlich  als  donationes  post  obitum  zu  erkennen  geben  und 
welche  dennoch  die  Bestellung  eines  Zinses  erwähnen!  Nämlich: 
Wart.  I 39  (763)  ego  . . . omnes  facultates  meas  ...  in 


■)  Gewere  8.  27  Anm.  1. 

*)  a.  0. 
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. . . post  meum  discessum  . . . trado  ...  Et  dum  ego 
advivo,  dabo  ad  ipsa  casa  Dei  . . . censum  annis  sin- 
gulis,  hoc  est  ....  Post  meum  vero  discessum  ipsa 
res  s.  Gallonis  . . . recipiat  hoc  . . . 

Meich.  229  (vor  810)  ego  . . . trado  . . . propriam  heredi- 
tatem  meam  . . . post  obitum  meum,  et  quamdiu  vixero 
et  illud  possideo,  ut  aliquid  de  illo  ad  tributum  darem 
ad  praedictum  locum. 

Es  finden  sich  noch  einige’ Fälle '),  welche  allerdings  einer 
donatio  post  obitum  sehr  ähnlich  sehen , bei  denen  eine  solche 
jedoch  nach  den  oben8)  gegebenen  Erörterungen  nicht  anzu- 
nehmen  ist,  sondern  vielmehr  ein  Xiessbrauchsvorbehalt.  Aber 
in  jenen  beiden  Fällen  scheint  das  letztere  ausgeschlossen. 
Damit  liegt  allerdings  eine  sehr  starke  Anomalie  vor;  da  sich 
dieselbe  jedoch  nicht  häufiger  findet,  wird  man  ihr  keinen  Einfluss 
auf  die  juristische  Auffassung  zu  gestatten  brauchen  und  nur 
durch  die  Ausnahme  die  Regel  bestätigt  finden. 

SCHLUSS. 

§ 29. 

Ergebnisse  und  Folgerungen. 

Fassen  wir  zum  Schluss  das  Ergebuiss  vorstehender  Unter- 
suchungen noch  einmal  zusammen. 

Das  Bedürfniss  nach  letztwilligen  Verfügungen  wird  im 
älteren  deutschen  Recht  durch  donationes  post  obitum  und  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs  befriedigt. 

Beide  Uebertragungsarten  stehen  im  Gegensatz  zu  unbe- 
dingten augenblicklichen  Schenkungen.  Beide  Uebertragungs- 
arten wollen  die  Vortheile  der  Schenkung  erreichen,  ohne  deren 
Nachteile  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen.  Bei  beiden  Uebertragungs- 
arten wünscht  der  Schenker  eine  liberale  Zuwendung  zu  machen, 
aber-  ohne  dass  er  die  Vermögensminderung  verspüre.  Beide 
Uebertragungsarten  haben  daher  einen  ähnlichen  wirthschaft- 

■)  Trad.  Fuld.  212  (803),  Trad.  I’at.  39  (805),  Meich.  634  (828),  720  (854 
bis  875). 

*)  Seite  22  ff. 
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liehen  Erfolg:  der  Beschenkte  tritt  vorläufig  nicht  in  den  vollen 
wirtschaftlichen  Genuss  der  Schenkung. 

Aber  beide  Uebertragungsarten  stehen  trotz  ähnlicher 
wirtschaftlicher  Folgen  in  rechtlichem  Gegensatz. 

Die  donatio  post  obitum  ist  ein  bedingtes  Rechtsgeschäft. 

Die  Sclienkuug  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist  ein  un- 
bedingtes Kechtsgeschäft. 

Die  donatio  post  obitum  ist  in  ihren  Wirkungen  bis  zum 
Tode  des  Schenkers  suspendiert. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  tritt  sofort 
in  volle  Wirksamkeit. 

Derjenige,  welcher  eine  donatio  post  obitum  vornimmt,  bleibt 
Eigentümer  bis  zu  seinem  Tode,  wenn  auch  Eigentümer  ohue 
Veräusserungs-  und  Vererbungsbefugniss. 

Derjenige,  welcher  sich  bei  einer  Schenkung  den  Niessbrauch 
vorbehält,  hört  sofort  auf  Eigenthümer  zu  sein;  er  wird  zum 
Usufruktuar. 

Der  Beschenkte  bei  einer  donatio  post  obitum  erhält  nur 
ein  festes  Anwartschaftsrecht  bis  zum  Tode  des  Schenkers,  das 
ihm  der  Letztere  durch  Widerruf  nicht  entziehen  darf. 

Der  Beschenkte  bei  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  wird  sofort  Eigenthümer  der  Schenkung;  vou  einem 
Widerruf  kann  keine  Rede  sein. 

Die  donatio  post  obitum  wird  durch  traihtio  cartae  voll- 
zogen; ein  realer  Besitz  Wechsel  ist  bei  ihr  bis  zum  Eintritt 
der  Bedingung  unmöglich. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wird  eben- 
falls durch  traditio  cartae  vollzogen;  jedoch  ein  realer  Besitz- 
wechsel, eine  reale  Investitur  ist  sofort  möglich. 

Bei  der  donatio  post  obitum  ist  das  Verhältnis  zwischen 
Schenker  und  Beschenktem  nach  Aussen  unsichtbar;  der  Schenker 
bleibt  nach  wie  vor  Eigenthümer  und  Vertreter  seines  Guts. 

Bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wird 
zwischen  Schenker  und  Beschenktem  ein  Prekarienverhältniss 
begründet;  der  Beschenkte  ist  Herr  und  Vertreter,  der  Preka- 
rist  zieht  im  Namen  des  Herrn  den  Nutzen. 

Zur  Anerkennung  des  fremden  Eigenthums  zahlt  er  nicht 
selten  einen  Zins;  er  ist  Zinsmann,  der  Beschenkte  Zinsherr. 
Ein  Zins  ist  bei  der  donatio  post  obitum  ausgeschlossen, 
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Alle  diese  Unterscheidungsmerkmale  zwingen,  die  donatio 
post  obitum  und  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
als  verschiedene  Rechtsgeschäfte  aufzufasseu. 

Und  zwar  hat  sich  im  Lauf  der  Untersuchung  ergeben, 
dass  das  unterscheidende  Moment  in  dem  Augenblick  liegt,  in 
welchem  die  Wirkungen  der  Schenkung  eintreten,  ob  sofort 
nach  Vollziehung  der  Schenkung  oder  erst  mit  dem  Tode  des 
Schenkers.  Dagegen  muss  das  Fehlen  oder  Hinzutreten  einer 
Zinsbestellung  als  unwesentlich  betrachtet  werden. 

Die  Frage,  welche  die  vorliegende  Untersuchung  in  der 
soeben  angegebenen  Weise  zu  beantworten  versucht  hat,  dürfte 
nicht  ohne  allgemeineres  Interesse  sein.  Denn  es  handelt  sich 
nicht  blos  um  die  Erledigung  eines  nebensächlichen  und  unter- 
geordneten Streitpunktes,  sondern  bei  der  Natur  der  zu  be- 
handelnden Rechtsgeschäfte  ist  die  Untersuchung,  mag  ihr  End- 
ergebniss  als  richtig  oder  falsch  angesehen  werden,  in  die  Lage 
versetzt,  einige  allgemeinere  Fragen  bei  der  Bearbeitung  des 
Materials  ins  Auge  zu  fassen. 

Denn  die  genauere  Betrachtung  der  Formen,  in  welchen 
in  deutschen  Landen  in  der  Zeit  vom  achten  bis  zehnten  Jahr- 
hundert durch  den  Tod  bedingte  und  mit  einem  Vorbehalt  ver- 
sehene Schenkungen  vollzogen  wurden,  Schenkungen  vor  allem 
an  die  Kirchen  und  Klöster,  kann  einmal  einen  Beitrag  zur 
Erkenntniss  des  deutschen  Schenkungsbegriffs  liefern,  der,  wie 
dies  Brunner  gezeigt  hat1),  keineswegs  mit  dem  römischen  zu- 
sammenfällt. Denn  in  der  donatio  post  obitum  tritt  uns  eine 
dem  römischen  Recht  unbekannte  Schenkungsform  entgegen, 
während  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  als  eine 
erweiterte  Umbildung  römischer  Institutionen  erscheint. 

Ferner  zwingt  die  Frage,  auf  die  Art  der  bei  jenen  Rechts- 
geschäften üblichen  Uebertragungsformen  und  des  durch  sie  er- 
worbenen Rechts  einzugehen  und  damit  die  Probleme  des 
deutschen  Besitzrechts  wenigstens  zu  streifen. 

Und  dann  endlich  ist  unverkennbar,  dass  die  für  die 
angestellte  Untersuchung  in  Betracht  kommenden  Urkunden 
diejenigen  Ueberreste  aus  den  damaligen  Zeitläuften  unserer 


l)  In  seiner  mehrfach  citierten  Abhandlung  über  die  Landschenkungen 
der  Meruvinger  und  Agilolftnger. 
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Geschichte  sind,  in  welchen  der  in  der  Karolingerzeit  sich 
vollziehende  wirtschaftliche  Umschwung  am  unmittelbarsten 
hervortritt.  Wir  sehen  aus  den  zahllosen  Schenkungen  an  die 
Kirchen  uud  Klöster,  wie  aller  Orten  ihr  Landbesitz  sich  ver- 
mehrt, sich  zu  geschlossenen  Giundherrschalten  ausbildet,  wie 
damit  der  Grund  gelegt  wird  zu  der  gewaltigen  Machtstellung 
des  deutschen  Klerus. 

Und  ebenso  erhellt  aus  unseren  Schenkungen  die  Kehr- 
seite jener  kirchlichen  Machtsteigerung:  der  immer  stärker 
werdende  Zwang  für  die  minder  Begüterten,  ihr  Land  einem 
Reicheren  aufzutragen  und  von  ihm  als  abhängiges  Eigen  zu- 
rückzuempfangen. Bekanntlich  hat  diese  zu  Gunsten  der  Kirche 
sich  vollziehende  Verschiebung  der  Grundbesitzverhältuisse, 
welcher  dann  auch  die  Ausbildung  weltlicher  Territorial- 
gewalten folgte,  iu  höheren  Kreisen  die  Entwickelung  des  Lelius- 
wesens,  in  niederen  die  der  bäuerlichen  Leiheverhältnisse  her- 
beigeführt. Lehnswesen  und  Leiheverhältnisse  haben  der  folgen- 
den Geschichtsperiode  ihren  Stempel  aufgedrückt. 


ttachdrarkerei  C.  Mar*t*ke,  Trebnits  i.  SchL 
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§ 1. 

Einleitung. 

Die  Grundsätze  des  fränkischen  Staatskirchenrechts  zur  Zeit 
der  Merovingerfürsten  stimmten  im  Allgemeinen  überein  mit  den 
Grundsätzen  des  oströmischen  Staatskirchenrechts,  und  nur  in 
wenigen  Punkten  finden  sich  Abweichungen  von  jenen.  — 
Wenn  aber  für  das  System  des  sogenannten  „Byzantinismus“ 
und  das  ihn  charakterisierende  lneinanderfiiessen  der  staatlichen 
und  kirchlichen  Verhältnisse  sich  im  fränkischen  Staatskirchen- 
recht  eine  Parallele  bietet,  so  haben  wir  hierin  nicht  eine  bewusste 
Anlehnung  der  Merovinger  an  die  Maximen  zu  sehen,  welche 
der  byzantinische  Kaiser  erprobt  hatte,  es  lag  hierin  nicht  eine  ab- 
sichtliche Übertragung  jener  Grundsätze  von  Ostrom  nach  Gallien, 
das  fränkische  Staatskirchenrecht  hat  vielmehr  seine  selbstständige 
Entwickelung  durchgemacht,  und  es  waren  nur  zufällig  die 
Bedingungen,  welche  für  seine  Gestaltung  massgebend  wurden, 
derartige,  dass  dasselbe  einen  den  „Byzantinismus“  gleichartigen 
Charakter  annehmen  musste. 

Beide  Elemente  nämlich,  Staat  und  Kirche,  waren  der  Über- 
zeugung, dass  sie  sich  nicht  feindlich  entgegentreten  durften, 
wollten  sie  anders  sich  nicht  gegenseitig  hemmen;  beide  Elemente 
erkannten  es  als  ihren  eigenen  Vorteil  an,  wenn  sie  sich  in 
innigster  Verbindung  an  einander  lehnten.1) 

König  Chlodovech  war  ein  kluger  Staatsmann;  er  musste 
sich  sagen,  wenn  er  der  Kirche  den  Fehdehandschuh  entgegen- 
schleudere, so  würde  die  Eroberung  des  romanisch -christlichen 
Galliens  ihm  unmöglich  werden,  mindestens  würde  es  ihn  die 
bedeutendsten  Opfer  kosten,  zugleich  mit  einer  so  mächtigen 
Gegnerin,  wie  es  die  christlich -orthodoxe  Geistlichkeit  war, 


■)  Vgl.  Kückert  (Culturgesohichte  des  deutschen  Volkes,  Leipzig 
1853/54)  II.  S.  4 ff.  — Kaynouard  (histoire  du  droit  municipal,  deutsch 
von  Emmermann,  Leipzig  1830)  I.  S.  175  ff. 

Wtyl,  fränkisches  SuaUkirrhenrecht  sur  Zeit  der  Merovinger.  1 
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den  Kampf  aufzuneluncn.  Sobald  es  ihm  dagegen  gelang,  den 
katholischen  Klerus  für  seine  Sache  zu  gewinnen,1)  so  fand  er  in 
der  Kirche  eine  willkommene  und  höchst  brauchbare , ja  viel- 
leicht unentbehrliche  Bundesgenossin,  um  Gallien  zu  unterwerfen. 
Hier,  wo  die  christliche  Religion  von  Anbeginn  an  einen  äusserst 
fruchtbaren  Boden  gefunden , hier  war  das  Ansehen  der  Geist- 
lichkeit und  deren  Einfluss  auf  die  Masse  zu  eminenter  Ent- 
wickelung gediehen.  Konnte  der  Eroberer  diesen  Einfluss  in  die 
Wagschale  werfen,  so  musste  sich  die  SiegeBhoffnung  zur 
Sieges  gewiss  heit  gestalten;  das  war  der  Grund,  wesshalb 
Chlodovech,  als  er  zum  Christentume  übertrat,  sogleich  das 
Dogma  der  rechtgläubigen  römisch-katholischen  Kirche  annahm. 
Die  andern  germanischen  Herrscher,  soweit  sie  überhaupt  schon 
für  das  Christentum  gewonnen  waren , hatten  sämmtlich  die 
arianische  Lehre  adoptiert,  und  in  Chlodovech’s  eigenem  Hause 
hatte  gerade  der  Arianismus  Anhänger  gefunden.*)  Gleichwohl 
durfte  sich  Chlodovech  dieser  Lehre  nicht  zuwenden,  denn  dadurch 
hätte  er  die  Erfolge  paralysiert,  welche  er  sich  von  der  Ver- 
leugnung des  heidnischen  Glaubens  versprach. 

Die  katholische  Geistlichkeit  ihrerseits  hegte  ebenfalls  das 
Bewusstsein,  dass  es  der  eigene  Vorteil  erheische,  sich  dem 
neuen  Herrscher  gefällig  zu  erweisen,  dass  sie  jetzt  noch  nicht 
den  Versuch  machen  dürfe,  eine  Unterordnung  des  Staates  unter 


«)  Vgl.  F riedberg  (Die  Grenzen  zwischen  Staat  und  Kirche,  I.  Abth. 
Tübingen  1872.)  8.  21.  Brunner  (Deutsche  Rechtsgeschichte  I.,  Leipzig 
1887,  in  Bindings  Handbucli  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  Abth.  II, 
Theil  I,  Bd. I)  S.  189.  v.  Ranke  (Weltgeschichte  IV,  Leipzig  1883),  Abth. 
L 8.  438  f.,  Abth.  II,  S.  235  f.,  23*,).  Duemmler  (Geschichte  des  ostfränki- 
schen Reiches  I,  Leipzig  1887)  8.  5. 

’)  Lantechildis,  Chlodovech's  Schwester  war  nach  üregorii  Turo- 
nensis  Historia  Francorum  II,  81  (Monumente  Germaniae  historioa.  Scrip- 
tores  rerum  Merovingicaruro,  Tomus  T:  Gregorii  Tnronensis  opera,  edd. 
Arndt  et  Krusch,  üannoverae  1884/85)  Mon.  Germ.  1.  c.  8.  93,  Arianerin; 
auch  eine  andere  Schwester  des  Königs  (Audofleda  nach  v.  Giesebrecbt 
[in  Geschichtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit,  VI.  Jahrhundert,  Bd.  IV 
und  V ; Gregor  von  Tonrs : Zehn  Bücher  fränkischer  Geschichte,  Berlin 
1861]  I,  142  Änm.  1),  die  Gattin  Theodorichs  des  Grossen,  gehörte  (cf. 
Greg.  Hist  III,  31,  8.  134)  dem  arianischen  Bekenntnis  an,  ohne  dass 
wir  jedoch  erfahren , ob  auch  sie  schon  vor  Chlodovechs  Taufe  dasselbe 
angenommen  hatte.  Flodoard  berichtet  in  seiner  Chronica  Remensis  (in 
Monumenta  Germaniae,  Scriptores  Bd.  XIII)  L 13  (Mon.  Germ.  1.  c.,  S.  425), 
dass  mit  dem  König  zugleich  baptizantur  sorores  regia  Alboüedis  et 
Landehildis. 
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ihr  Joch  zu  beanspruchen.  Im  weströmischen  Reiche  hatte  man 
bereits  zu  lehren  begonnen,  dass  der  Kirche  die  Suprematie  Uber 
den  Staat  gebühre:  zu  derselben  Zeit,  da  sich  die  Merovinger- 
herrschaft  über  Gallien  ausbreitete , erschien  Augustins  Givitas 
Dei.  — 

Aber  der  Schritt,  welchen  man  dort  schon  hatte  wagen  dürfen, 
liess  sich  im  Frankenreiche  noch  nicht  thun,  *)  hier  war  noch 
nicht  die  Zeit  gekommen,  den  Staat  zu  knechten,  man  war  noch 
genötigt,  sich  die  Sympathie  der  Könige  zu  erhalten.  Denn  vor- 
läufig bedurfte  die  orthodoxe  Geistlichkeit,  auch  nachdem  die 
Merovinger  selbst  und  die  fränkische  Nation  dem  rechten  Glauben 
beigetreten,  eines  starken  weltlichen  Armes,*)  der  ihr  seine  Unter- 
stützung lieh,  um  die  anderen  heidnischen  Germanenstämrae 
jenseits  des  Rheines  in  den  Schooss  der  allein  seligmachenden 
Kirche  zu  führen,3)  vor  Allem  aber  auch,  um  den  Sieg  zu 
gewinnen  im  Kampfe  mit  der  arianischen  Lehre,  welche  im  west- 
gothischen  Spanien  zahlreiche  Anhänger  gefunden  hatte  und 
somit  einen  grossen  Teil  von  Gallien,  das  aquitanische  Gebiet, 
beherrschte.  Denn  noch  waren  die  Westgothen  im  Besitze  des 
Landes  südlich  der  Loire  und  westlich  des  Allier.  — 

Auch  andere  Irrlehren  4)  hatte  die  katholische  Kirche  nieder- 
zuwerfen , denen  gegenüber  der  Beistand  des  Fürstenhauses 
erwünscht  erscheinen  musste.  Die  gallische  Geistlichkeit,  welche 
sich  also  zu  entscheiden  hatte,  ob  sie  sich  entweder  vorläufig  mit 
dem  Staate  in  Verbindung  setzen  oder  ob  sie  sogleich  die  Ober- 
herrschaft erkämpfen  sollte,  war  klug  genug,  das  Erstere  zu  wählen. 

Eis  lag  demnach  im  Interesse  sowohl  des  Staates  wie  der 
Kirche,  Hand  in  Hand  zu  gehen  und  sich  in  treuer  Freundschaft 


')  Vgl.  den  Brief  des  Papstes  Pelagius  I,  an  König  Childebert  I.  bei 
Mansi  [Sacrorum  conciliorum  collectio,  Bd.  VIII — XII,  Florentiae  1762 
bis  1766]  IX..  S.  728:  regibns  . . . quibus  nos  etiam  subditos  esse  sanctae 
scripturae  praecipiunt. 

')  Zorn  (Lehrbuch  des  Kirchenrechts , Stuttgart  1888)  S.  öl.  — 
Nitzsoh  (Geschichte  des  deutschen  Volkes  I.,  Leipzig  1883)  S.  138.  — 
Gustav  Ri  obter  (Annalen  der  deutschen  Geschichte  I.,  Halle  1873)  S.  160. 

’)  A vitus  v.  Vienne  fordert  Chlodorech  in  einem  Schreiben  Mansi 
VI II.,  S.  176,  auf:  ulterioribus  quoque  gentibus,  quas  in  naturali  adhuc 
ignorantia  constitutas  nulla  pravorum  dogmatum  germina  corruperunt,  de 
bono  thesauro  vestri  cordis  fidei  semina  porrigatis. 

•)  So  der  Sabellianismus,  cf.  Greg.  Hist.  U,  34,  S.  97,  das  saduoäische 
Bekenntnis  (cf.  eod.  X,  13,  S.  419),  die  Lehren  des  Nestorius  und  Eutyches 
(cf.  (Jone.  Aurel.  V.  can.  1,  Mansi  IX,  129). 

I* 
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zu  verbinden.  Darum  wird  die  Periode  der  Merovingerfiirsten 
gekennzeichnet  durch  ein  Ineinandergreifen  beider  Elemente  und 
durch  eine  ungetrennte  Einigung  von  staatlichem  und  kirchlichem 
Leben,  durch  ein  wechselseitiges  Entgegenkommen  und  durch 
einen  wechselseitigen  Verzicht  auf  solche  Rechte,  welche  man 
unter  anderen  Bedingungen  sich  selbst  gewahrt  und  dem  Anderen 
nimmer  eingeräumt  hätte.1) 

Dennoch  aber  prädominierte,  wie  wir  unten  sehen  werden, 
unter  beiden  Gewalten  im  Grossen  und  Ganzen  die  weltliche. 

Als  Chlodovech  nach  der  Allemannenschlacht  des  Jahres  4Ö6  *) 
den  heidnischen  Glauben  abgelegt  hatte,®)  war  damit  das  Christen- 
tum zur  Staatsreligion  erhoben  worden:  nicht  etwa,  dass  der 
König  zu  diesem  Zwecke  ein  Gesetz  erlassen  hätte;  das  war 
unnötig:  mit  Chlodovech’s  Übertritt  war  in  seinem  Volke  Heiden- 
tum wie  Ketzerglaube  so  gut  als  ausgerottet;  die  andern  Franken 
folgten  dem  Beispiele  ihres  Herrschers  gar  bald:  zugleich  mit 
Chlodovech  traten  „mehr  als  drei  Tausend“  aus  der  Gefolgschaft 
zum  Christentum  über;4)  als  Chlodovech  im  Jahre  507,  11  Jahre 
nach  der  Taufe,  den  Kampf  gegen  die  Westgothen  plant  und 
diesen  Aquitanien  entreissen  will,  kann  er  schon  an  den  Glaubens- 
eifer der  Seinigen  appellieren,  um  zur  Teilnahme  an  dem  Feld- 
zuge anzufeueru.  Er  ruft  den  versammelten  Kriegern  zu:  „Ich 
sehe  es  ungern,  dass  diese  Arianer  noch  einen  Teil  von  Gallien 
im  Besitz  haben.  Lasst  uns  unter  Gottes  Beistand  aufbrechen, 
sie  unterwerfen  und  ihr  Land  in  unsere  Gewalt  bringen.“  ®)  Es 
war  also  offenbar  die  Christianisierung  der  F ranken  im  Jahre  507 
so  gut  als  abgeschlossen. 

')  Vgl.  Zorn  S.  76  gegen  Loening  (Geschichte  des  deutschen  Kirchen- 
rechts II.  [das  Kirchenrecht  im  Keiche  der  Merovinger]  Strassburg  1878) 
S.  80  ff.,  27t.  — Friedberg  S.  26.  — Riohter-Dove  (Lehrbuch  des 
Kirchenrechts.  8.  Aufl.  Leipzig  1886)  S.  66.  — Arnold  (Deutsche 
Geschichte  IL,  Fränkische  Zeit,  1 u.  2.  Gotha  1881/83)  II,  2 8.  249. 

*)  Greg,  flist.  Et,  80,  8.  91;  als  Schlachtort  wird  gewöhnlich  Zülpich 
genannt.  Vgl.  jedoch  die  Angaben  bei  Gustav  Richter,  8.  36. 

*)  Vgl.  den  Brief  des  Avitus  von  Vienne  an  Chlodovech  (Mansi  VIII,, 
175  f.)  und  Flodoard  I,  13  (Mou.  Germ,  script.  XIII,  8.  424). 

4)  Greg.  Hist.  II,  31,  S.  93:  de  exercito  vero  ejus  baptizati  sunt  amplius 
tria  milia.  cf  Flod.  I,  13,  8.  423,  und  den  Brief  des  Papstes  Hormisda  an 
Remigius  von  Reims,  Mansi  VIII,  383:  regnum  . . . filii  nostri  Ludovicr 
quem  nuper  . . . cum  gente  integra  convertisti.  Vgl.  Mansi  eod.  625. 

•)  Greg.  Hist.  II,  37,  S.  99.  — Dass  für  den  König  selbst  religiöser 
Fanatismus  nicht  massgebend  war,  dass  er  persönlich  nicht  den  Preis  eines 
Glaubeushelden  verdient,  hebt  Loening  S.  11 — 13  mit  Recht  hervor. 
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Vor  Allem  sind  es  — neben  den  Heiden  *)  — die  Arianer, 
gegen  welche  das  römisch-katholische  Bekenntnis  seinen  Cha- 
rakter als  Staatsreligion  hervorkehrt:  arianische  Ketzerei  im 
eigenen  Reiche  dulden  die  Herrscher  nicht,  und  Anhänger  dieses 
Glaubens  sind  zugleich  Reichsfeinde. 

Aber  auch  gegen  andere  Irrlehren  ist  man  unnachsichtig.  *) 
Eine  Ausnahme  bildet  nur  die  jüdische  Religion;  sie  wird  im 
Reiche  geduldet,  da  man  die  Juden  als  erste  Vertreter  des 
Handelsbetriebes3)  und  zugleich  als  geschickte  Arzte 4)  zu  schätzen 
weiss;  aber  doch  sind  sie  die  verachtete  Nation,8)  und  die  Tole- 
ranz, welche  man  ihnen  gewährt,  ist  nur  eine  geringe;  *)  gelüstet 
es  den  König,  auch  Juden  dem  christlichen  Glauben  zuzufuhren, 
so  müssen  sie  sich  fügen ; weigern  sie  sich , so  zwingt  man  sie 
wohl  auch  gewaltsam,  den  dreieinigen  Gott  zu  bekennen.7) 


')  Childeberti  I.  regis  praec.  (a.  511 — 558)  in  Monument»  Germania« 
Legum  sectio  II.  (Capitnlaria  regum  Francorum  Tom  I.  pars  I.  ed.  ßoretius, 
Hannoverae  1883)  S.  2 und  Mansi  IX,  788. 

*)  Zorn,  S.  53.  Conc.  Aurel.  IIL  (v.  J.  588)  can.  Hl  (Mansi  IX,  19) 
setzt  eine  kirchliche  Strafe  gegen  diejenigen  Richter  fest,  welche  es  unter- 
lassen, gegen  einen  ketzerischen  Priester,  der  einen  Katholiken  nochmals 
getauft  habe , einzuschreiten.  Daraus , dass  auf  das  Taufen  eines  Recht- 
gläubigen seitens  eines  Häretikers  staatliche  Strafe  gesetzt  war,  lässt  sich  die 
Vermutung  ziehen,  dass  auch  anderweitige  staatliche  Strafbestimmungen  gegen 
die  Ketzer  bestanden;  ein  allgemeines  Ketzergesetz  braucht  indessen 
nicht  existiert  zu  haben,  und  folgt  desshalb  aus  der  Nichterwähnung  eine« 
solchen  in  can  31.  1.  c.  nicht,  wie  Loening  S.  45  meint,  „dass  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  ketzerischen  Sekte  im  fränkischen  Reich  nicht  strafbar 
war.“  Loening  verkennt  wohl,  dass  in  can.  31.  nicht  sowohl  das  staat- 
liche Verhalten  zu  den  Ketzerlehren  ins  Auge  gefasst  wird,  wie  dasjenige 
der  Geistlichkeit. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  12,  S.  149,  IV,  85,  S.  1B9,  VI,  5,  8.  247,  VII,  23, 
S.  305,  cf.  Glor.  conf.  c.  95,  S.  809;  neben  den  Juden  traten  als  Kaufleute 
nur  noch  Syrer  auf  (cf.  Greg.  Hist.  VII,  31,  S.  311,  X,  26,  S.  438). 

*)  So  sucht  ein  Jude  Greg.  Hist.  V,  6,  S.  198  den  Staar  durch 
Schröpfköpfe  zu  heilen. 

*)  Vgl.  Greg.  Hist.  VIII,  1,  S.  326,  V,  6,  S.  198,  Conc.  Aurel.  III.  can. 
28.  (ManBi  IX,  19). 

*)  Staatliche  Bestimmungen  gegen  die  Juden  begegnen  Conc.  Matisc.1. 
(v.  J.  582)  can.  14  (Mansi  IX,  934)  und  Chloth.  II.  edictum  (v.  J.  614) 
sub  10  (Boretius  S.  22,  Mansi  X,  544);  vielleicht  auch  Conc.  Matisc.  I. 
can.  16  (Mansi  IX,  935). 

’)  In  Greg.  Hist.  VI,  17,  S.  269  ist  mit  Ruinart,  bei  Bouquet 
(Recueil  des  historiens  des  Gaules  et  de  la  France.  Bd.  II.  Paris  1839. 
Fredegarii  Schoiastici  Chronicum),  S.  438,  Anm.  f.  gegen  Loening  an 
einen  allgemeinen  Zwangsbefehl  zu  denken,  da  es  einmal  heisst:  Chilpericua 
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Die  katholische  Kirche  dagegen  erfreute  sich  de«  höchsten 
Wohlwollen«  «eiten«  der  Herrscher  und  ihre»  kräftigsten  Schutzes.’) 
Nicht  nur  beschenkten  die  Merovinger  die  kirchlichen  und 
klösterlichen  Institute,  deren  Vermögens-  und  Erbfähigkeit  sie 
anerkannten,1)  aufs  reichste  aus  ihrem  Schatze,*)  nicht  nur  erbauten 
sie  selbst  zahlreiche  Klöster  und  Gotteshäuser, 4)  nicht  nur  respek- 
tierten sie  das  Asylrecht,*)  welches  die  Kirchengebäude  in  weit- 
gehendstem Maasse  beanspruchten  und  durch  welches  die  staat- 
liche Justiz  oft  geradezu  lahragelegt  werden  musste,  sie  gewährten 
sogar  der  Geistlichkeit,  teils  kraft  principieller  Eximierung,  teils 
wenigstens  kraft  ausgedehnter  Privilegierung  in  mehrfacher  Hin- 
sicht eine  Befreiung  von  den  allgemeinen  staatsbürgerlichen 


multos  Iudaeorum  baptizare  praecepit,  sodann  aber  berichtet  wird,  dass 
die  Juden  sich  nur  zur  äussem  Form  taufen  liessen,  ohne  dem  Christentum 
eine  innere  nachhaltige  Neigung  entgegenzubringen.  — Vgl.  Fredeg.  V,  65 
bei  Bouquet  II,  438  und  Schreiben  Gregor  des  Grossen  an  Vigilius  von 
Arles  und  Theodorus  von  Marseille  bei  Mansi  IX,  1066. 

')  Vgl.  Brief  Chlodovechs  an  den  Episkopat  (Boretius  S.  1,  Mansi  VIII, 
346)  und  Chloth.  H praec.  c.  13  (Boretins  S.  19,  Mansi  IX,  762). 

•)  Greg.  Hist  II,  16,  S.  82,  IV,  24.  S.  160,  V,  36,  S.  229,  VI,  13,  8. 257, 
VI,  45,  S.  285,  IX,  26,  S.  382,  IX,  Bö,  S.  390,  X,  31  sub  11  und  12,  S.  446. 
Chloth.  II.  praec.  c.  10  (Boretius  S.  19,  Mansi  IX,  762). 

*)  Fast  von  allen  Königen  und  Königinnen  wird  dies  gerühmt  (Greg. 
Hist.  D,  37,  S.  102,  HI,  10,  18,  25,  8.  117,  129,  132,  IV,  21,  8.  158,  Vü,  7, 
S.  295),  sogar  von  Chilperich  und  seiner  Gattin  Fredegunde  (eod.  V,  34 
S.  227,  X,  11,  8.  418).  — Schenkungen  an  Klöster  sind  z.  B.  eod.  IX,  41, 
S.  400  und  X,  16,  8.  430  berichtet.  — Vgl.  Brunner  8.  204. 

*)  Greg.  Hist.  II,  43,  S.  106,  IV,  19,  20.  öl,  S.  158,  187,  cf.  eod.  IV,  1, 
8.  142.  Vgl.  den  Brief  Gregor  des  Grossen  an  Brunechilde,  Mansi  X,  346. 

*)  Eine  ausdrückliche  staatliche  Anerkennung  des  Asylrechts  findet 
sich  im  pactus  Childeb.  L et  Chloth.  I.  c.  14,  15  (Boretius  S.  6)  und  in 
Childeb.  U.  decretio  c.  4 (Boretius  S.  16).  Beispiele  des  Asylrechts  — 
neben  dem  eigentlichen  des  Gotteshauses  selbst  bildet  sich  ein  solches  der 
bischöflichen  Wohnung  aus,  cf.  Greg.  Hist.  IX,  12,  8.  369  — sind  eod. 
IV,  13,  8.  löO,  VIU,  6,  8.  329,  IX,  6,  8,  S.  362,  364,  V,  3,  8.  194.  VH,  21, 
8.  339,  insbes.  auch  IX,  3,  38,  S.  360,  392  f.;  Beispiele  einer  direkten  oder 
indirekten  Verletzung  desselben  seitens  der  weltlichen  Gewalt  eod.  III,  13, 
a 119,  V,  49,  8.  242,  VI,  12,  S.  257,  IX,  3,  8.  360,  V,  14,  S.  202,  IV,  18, 
8.  155,  enthalten.  Etwaigen  Machtgeboten  der  Könige,  den  flüchtigen  Ver- 
brecher auszuliefern,  leistete  der  Klerus  nicht  Folge.  Vgl.  eod.  V,  14,  4, 
S.  202,  195.  — Eingehend  ist  das  Asylrecht  behandelt  von  F e h r (Staat 
und  Kirche  im  fränkischen  Reiche,  Wien  1869)  S.  357  ff.,  Plank  (Geschichte 
der  christlich -kirchlichen  Gesellschaftsverfassung,  Bd.  H,  Hannover  1804) 
S.  254  ff.  und  Wilda  (Strafrecht  der  Germanen,  Halle  1842)  S.  537  ff. 
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Pflichten;1)  sie  Hessen  im  Grossen  und  Ganzen  die  kirchliche 
Verfassung  in  ihrer  bisherigen  Gestaltung  bestehen,  vor  Allem 
die  Einteilung  in  Diözesen  und  Metropolitanbezirke.1)  — Gleich- 
wohl hinderte  dies  schonende  Auftreten  gegenüber  der  Geistlich- 
keit die  Merovingerkönige  nicht,  sich  eine  weitgehende  Kirchen- 
hoheit zu  sichern  und,  wo  es  ihnen  notwendig  erschien,  in 
wesentlichen  Punkten  die  Stellung  abzuändem,  welche  die  Kirche 
vor  der  Eroberung  Galliens  durch  die  Franken  eingenommen 
hatte.  Insbesondere  entzogen  die  Könige  der  Kirche  den  Cha- 
rakter einer  Universal-Weltkirche,  wie  sie  ihn  im  byzan- 
tinischen Reiche  bereits  erworben  hatte;  unter  den  Merovingern 
ward  sie,  wie  wir  im  Folgenden  wiederholt  sehen  werden,  zur 
Stellung  einer  einfachen  National-Landeskirche*) degradiert. 

L 

Die  fränkischen  Könige  und  die  Päpste. 

§ 2- 

Konsequenz  des  soeben  hervorgehobenen  Grundsatzes  ist  vor 
Allem,  dass  die  Frankenkönige  einen  Primat  des  Papstes  für 
ihr  Reich  nicht  anerkannten.4)  Denn  da  der  „Bischof  von  Rom“  5) 

*)  Vgl.  unten  §§  6 — 8. 

*)  Vgl.  Loening  S.  99  ff.,  197  8.  Teilweise  musste  diese  Einteilung 
moditizirt  werden  wegen  der  Durchführung  des  Grundsatzes  (Loening 
8. 129,  ZornS.  54),  dass  keine  Diözese  und  kein  Uetropolitenverband  sich  über 
die  Grenzen  des  fränkischen  Reiches  erstrecken  dürfe.  — Die  Gliederung 
des  Frankenreichs  in  einzelne  Teilreiche  (vgl.  unten  S.  17)  traf  die  kirch- 
lichen Verbände  nicht.  (Siehe  darüber  unten  S.  30  Anm.) 

*)  Vgl.  auch  Brunner  8.  191. 

*)  Zorn,  S.  54,  Dümmler,  S.  5.  So  auch  F.  v.  Roth  (Von  dem 
Einfluss  der  Geistlichkeit  unter  den  Merovingern,  Nürnberg  1830)  S.  8.  — 
Irrig  ist  es,  wenn  Fehr  die  Beziehungen  der  fränkischen  Geistlichkeit 
zum  Papste,  welche  er  S.  291  8 ausführlich  zusammenstellt,  8.  304  u.  310 
mit  den  Beziehungen  dos  Staates  zum  Papste  identifizirt. 

*)  Gregor  v.  Tours  spricht  Hist.  V,  30  8.  223  von  dem  „Papste“  der 
Stadt  Byzanz  und  bezeichnet  II,  27  8.  88  den  Bischof  einer  fränkischen 
Kirche  (nach  Fred.  III,  16.  Remigius  von  Reims)  als  ,papa‘;  ferner  erscheint 
auch  der  Bischof  von  Rom  bei  Gregor  nie  als  ,papa‘,  als  d o r Papst  schlecht- 
hin, sondern  stets  als  .Romanae  sedis  papa1  (1.  c.  X,  31  sub  1 S.  443),  ,papa 
Urbis'  (X,  31  sub  4 S.  444  und  X,  1 8.  409).  .Romanae  urbis  papa‘  (II,  1 
8.  60,  cf.  Glor.  Martyr.  c.  82  S.  544),  ,papa  urbis  Romae‘  (V,  20  8.217)  und 
,papa  Romanus'  (X,  31  8.  450  am  Schlüsse  des  Geschichtswerks  und  Über- 
schrift zu  X,  1 8.  405)  cf.  ,papa  illius  urbis'  in  IV,  26  8.  161  unten  8.  10 
Anm.  4.  — Derselbe  Sprachgebrauch  wie  bei  Gregor  lindet  sich  auch  in 
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— der  Titel  „papa“  gebührte  ihm  damals  noch  nicht  ausschliess- 
lich — sich  nicht  innerhalb  der  Staatsgrenzen  befand,  da  er  also 
nicht  der  Landeskirche  angehörte,  konnte  ihm  unmöglich  eine 
Oberhoheit  über  den  fränkischen  Klerus  zugestanden  werden. 

Allerdings  unterhielten  sowohl  der  Episkopat,  wie  die 
Herrscher  im  sechsten  Jahrhundert,  insbesondere,  solange  Gregor 
der  Grosse  auf  dem  päpstlichen  Stuhle  sasa1)  (590 — 604)  einen 
lebhaften  brieflichen  Verkehr  mit  den  Päpsten')  und  erbaten  sich 
von  denselben,  wie  sie  die  Entscheidung  der  Päpste  als  eine 
Kechtsquelle  anerkannten11),  bisweilen  in  schwierigen  innerkirch- 
lichen Fragen  die  Mitteilung  ihrer  Auffassung 4) ; ebenso  be- 
kundeten die  Päpste  ihrerseits  ein  Interesse  an  der  fränkischen 


den  übrigen  Quellen.  Vgl.  Conc.  Turan.  II.  can.  20  (Manai  IX,  800:  sicut  in 
Epaonensibua  canonibua  a papa  Avito  vel  omnibua  epiacopia  conacriptum 
eat;  vgl  hierzu  Manai  VIII,  564)  wo  andererseits  (1.  o.  S.  798,  799)  vom 
,papa  Innocentiua'  schlechthin  die  Hede  iat;  vgl.  ferner  den  Schlnaa  von 
Chlodovecha  Brief  an  den  Episkopat  (Boretiua  S.  2.  Manai  VIII,  356),  die  Über- 
schrift dea  Briefea  des  Biackof  Mappinua  an  Biachof  Nicetius  (Manai  IX, 
147)  und  Marculf.  praef.  zu  formul.  üb.  I (in  [Monumenta  Germaniae : Lcgum 
Sectio  V : Formulaeed.]  Zeumer  [Hannoverae  1886}  8.  36),  üb.  II,  43(eod. 
S.  101.),  sowie  Appendix  form.  Bitur.  3,  6.  (eod.  S.  179,  180.)  Cartae  Sen- 
nonicae  30,  eod.  8.  198.);  cf.  Marculf.  II,  49.  (eod.  8.  104.),  Pardeasus 
(Diplomata  ad  res  Francias  apectantia,  Lutetiae  Pariaiorum  1849.)  dipl.  No. 
261,  II  8.  7.  — Ähnliches,  wenn  auch  nicht  dasselbe,  gilt  für  die  Bezeichnung 
,sedea  apostolica*  vgl.  unten  S.  10  Anm.  4.  cf.  Hinschius  (System  dea 
katholischen  Kirchenrechta.  Bd.  I— III.  Berlin  1869.  1878.  1883)  I S.  206  f. 

')  Vgl.  Dahn  [Urgeschichte  der  germanischen  und  romanischen  Völker 
Bd.  III  (bei  Onken:  Allgemeine  Geschichte  in  Einzeldarstellungen),  Berlin 
1883],  8.  545  ff.  und  über  die  Zeit  nach  Gregor  des  Grossen  Tode  eod. 
8.  657,  716. 

*)  Zum  Teil  wurde  diese  Korrespondenz  nur  veranlasst,  weil  die  Papste 
in  Südgallien  Grundbesitz  hatten.  Vgl.  über  denselben  Loening  S.  97  ff., 
Kettberg  (Kirchengeschichte  Deutschlands,  Goettingen  1848)  II  8.  684  f.  — 
Plank  8.  678. 

*)  Vgl.  Conc.  Aurel.  III.  can.  3.  (Mnnsi  IX,  12.),  Conc.  Aurel.  V.  cau. 
1.  (Mansi  IX,  129.),  Conc.  Turon.  II.  can.  20.  (Mansi  IX,  798.),  Conc.  Aurel. 
IV.  can.  13  (in  der  folgenden  Anmerkung),  Hinschius  III  8.  700 
Anm.  3 u.  4. 

*)  König  Theodebert  I.  fragt  den  Papst  Vigilius  nach  Mansi  IX,  9 u. 
34  f.  an : cuiusmodi  poenitentia  possit  illius  purgari  delictum,  ijui  cum  uxorc 
fratris  sui  ilücitum  praesumpserit  inire  conjugium.  worauf  Vigilius  die  nach 
Lage  des  Falles  zu  treffende  Abschätzung  der  Busse  dem  Bischof  Caesarius 
von  Arles  überträgt.  — Auf  die  Anfrage,  wio  zu  verfahren  sei  bei  der  durch 
Geisteskrankheit  veranlassten  Unfähigkeit  eines  Bischofs  zur  Verwaltung 
seines  Amtes,  antwortet  Gregor  der  Grosse  in  seinen  Briefen  an  Aetheriua 
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Kirche  und  der  dortigen  Entwickelung  der  Glaubenslehre  dadurch, 
dass  sie  sich  über  die  Entscheidungen  der  Kirchcnversammlungen 
unterrichteten , sei  es , indem  sie  sich  vom  Episkopate  eine 
Abschrift  der  Konzilsschlüsse  einsenden  Hessen1),  sei  es,  dass 
ihnen  mündlicher  Vortrag  durch  einen  Geistlichen  gehalten  wurde, 
den  sie  mit  königlicher  Erlaubnis  zu  der  Versammlung 
gesendet  hatten,  um  dort  durch  ihren  Vertreter  Verstösse  gegen  das 
kanonische  Recht  beseitigen  zu  helfen;  auch  Hessen  sie  es  nicht 
daran  fehlen,  an  den  Episkopat  und  an  die  Könige  Ermahnungs- 
schreiben zu  richten  *)  wenn  sie  von  Missbrauchen  erfuhren,  welche 
das  kirchliche  Leben  im  fränkischen  Reiche  vergifteten. 

Indessen  geht  aus  der  Verbindung,  in  welche  sich  die  Mero- 
vinger  und  der  Klerus  mit  Rom  gesetzt  haben,  nur  soviel  hervor, 
dass  man  sich  in  geistiger  Hinsicht  der  Autorität  derjenigen 
Persönlichkeit  nicht  entzogen  hat,  welche  schon  damals  für  die 
übrige  gläubige  Christenheit  eminente  Bedeutung  hatte. 

Das  war  aber  nichts  weniger  als  ein  auf  juristischer  Basis 
beruhender  Primat  oder  doch  nur  ein  Ehren  Vorrang,  sondern 
lediglich  „ein  auf  moralischer  Hochachtung  begründetes  Ver- 
hältnisse 4).  Während  z.  B.  die  byzantinischen  Kaiser  des  Papstes 
Ansprüche  auf  eine  Obermetropolitangewalt  gesetzlich  anerkannt 
hatten5),  standen  dem  Papste  gegenüber  der  fränkischen  Landes- 

von  Lyon  and  Königin  Brunechilde  and  giebt  die  bezüglichen  Entscheidungen 
der  csnones  an.  (Mansi  X.  345— 34Ö).  Eine  vorangegangene  Anfrage  an 
den  Papst  ergiebt  sich  daraas.  dass  tfregor,  nachdem  seine  Besprechung 
dieses  Palles  erledigt  ist,  in  dem  Schreiben  an  die  Königin  1.  c.  S.  346 
unten  fortfährt:  Similiter  vero  de  quodam  bigamo  requisiti,  an  ad 
sacrum  ordinem  potaisset  accedere,  iuxta  canonum  regulam  omnino  vetui- 
mus.  (Übrigens  ist  os  ein  Irrtum  von  Rettberg  II,  587,  wenn  er  den 
hier  erwähnten  bigamus  mit  dem  eventuellen  Vertreter  des  geisteskranken 
Bischofs  identifizirt.)  — Vgl.  ferner  Conc.  Aurel.  IV.  can.  1 (Mansi  IX  113): 
Wenn  Zweifel  entständen  über  den  Tag,  an  welchem  das  Osterfest  zu  feiern 
sei : inquisita  vel  agnita  per  metropolitanos  a sede  apostolica  sacra  constitutio 
teneatur. 

')  Vgl.  die  päpstlichen  Briefe  Mansi  VIII,  525  und  X,  184  f.,  187,  288  ff. 

’)  Brief  Gregor  des  Grossen  an  Brunechilde  Mansi  X,  347:  Ex  vestra 
jussione  mandatum,  ut  talis  debeat  a nobis  in  Gallias  persona  transmitti, 
quae  facta  synodo  cuncta  quac  contra  . . . canones  perpetrantur  , . . possit 
corrigerc. 

*)  Vgl.  die  unten  § 9 erwähnten  Briefe  Gregors. 

*)  Rettberg  II,  S.  586. 

•)  Vgl.  das  Edikt  Valentinians  III.  vom  Jahre  445  (Ri  chter- Do  ve 
S.  53  Aum.  4). 
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kirche  nicht  die  mindesten  Vorrechte  zu ; seine  Bedeutungslosig- 
keit für  das  Reich  der  Merovinger  ergiebt  sich  hinsichtlich  des 
VI.  Jahrhunderts  schon  aus  dem  Umstande,  dass  Gregor  von 
Tours,  wiewohl  er  die  kirchlichen  Ereignisse  seiner  Zeit  ge- 
treulich aufgezeichnet  und  sich  in  deren  Darstellung  nicht  auf 
das  Frankenreich  allein  beschränkt  hat,  abgesehen  von  zwei 
Notizen  *),  welche  die  vorfränkische  Periode  betreffen,  in  seinen 
sämtntlichen , sehr  zahlreichen  Werken  des  Papstes  überhaupt 
nur  fünf  Mal  Erwähnung  thut;  an  zwei  dieser  Stellen*)  erzählt 
uns  der  Schriftsteller,  dass  ein  Diakon  der  Kirche  von  Tours  in 
Rom  gewesen  sei , um  Reliquien  zu  holen s)  und  giebt  uns  eine 
Schilderung  der  Wahl  und  Salbung  Gregor  des  Grossen,  wie 
sie  dem  Autor  selbst  von  diesem  Diakon  mitgeteilt  ist.  Ein 
drittes  Mal  begrüsst  ein  Abgesandter  des  Bischof  Leontius  von 
Bordeaux  den  König  Charibert:  der  apostolische  Stuhl  sende  ihm 
seinen  Segenswunsch;  der  König  fragt  hierauf:  „Bist  du  denn 
nach  der  Stadt  Rom  gereist,  dass  du  mir  einen  Gruss  des  dortigen 
Papstes  bringst  ?“  *)  An  einer  vierten  Stelle,  deren  Echtheit  nicht 


')  Greg.  Hist.  X,  31  sub  1 und  4 S.  443  uud  444,  als  l’arallelstellc 
hierzu  eod.  II,  1 S.  60. 

»)  eod.  X,  I und  Glor.  Mart.  c.  82  S.  406  u.  544. 

’)  Vgl.  als  Parallelstelle  zu  den  Citaten  der  vorigen  Anmerkung  Greg. 
Vit.  patr.  VIII,  6 >8.  696.  Die  Reisen  frommer  Männer  nach  Rom  galten 
weniger  dem  Papste,  als  den  Gräbern  der  heiligen  Apostel  und  den  Re- 
liquienvorräten Roms.  Vgl.  ausser  den  obigen  Citaten  Greg.  Hist.  II,  ö, 
S.  67,  VI,  6 S.  251  und  den  Brief  von  Papst  Pelagius  an  Sapaudus  von 
Arles  Mansi  IX,  7*24.  Vgl.  v.  Roth,  von  dem  Einfluss  S.  8 Anm.  22.  — 
Aus  Flod.  I,  20  S.  434  (Moderamnus  . . . Redonensis  ecclesiae  presul  per 
liccntiam  regis  limina  sancti  Petri  disponens)  kann  man  vielleicht  schliesscn, 
dass  zu  Wallfahrten  nach  Rom  allgemein  die  Erlaubnis  des  Königs  er- 
forderliob  war. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  26  S.  161 : , Salve,  rex  gloriosae.  Sedis  enim  apostolica 
eminentiae  tuae  salutem  mittit  uberrimam.'  Cui  ille:  ,Numquid‘,  ait  ,tu 
Romanam  adisti  urbem,  ut  papae  illius  nobis  salutem  deferasV  ,Patris‘ 
inquid  presbiter,  ,tui  Leontius  cum  provincialibus  suis  tibi  salutem  mittit.' 
Diese  Stelle  (vgl.  eod.  II,  1 S.  60  und  Glor.  Mart.  37,  S.  512)  lehrt,  dass 
zwar  Rom  in  erster  Linie  der  Titel  „apostolischer  Stuhl“  zukam,  dass  jedoch 
auch  die  fränkischen  Bischöfe  — und  zwar  insgesammt,  nicht  nur,  wie 
v.  Giescbreoht  I,  S.  180  Anm.  4 annimmt,  die  Metropoliten  allein  — fttr 
ihr  Bistum  diesen  Titel  beansprucht  haben,  cf.  eod.  IX.  41  , 42 . S.  399, 
401,  ferner  die  IJeberschrift  uud  den  Schlusspassus  von  Chlodovechs  Brief 
an  die  Bischöfe  (Boretius  S.  1,  2,  Mansi  VIII,  346).  sowie  andererseits  die 
Citate  oben  S.  8 Anm.  3. 
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einmal  feststeht  *),  erwähnt  Gregor  u.  a.  auch,  dass  die  Zeitdauer 
von  Gregor  des  Grossen  Amtsführung  bis  zum  Abschluss  der 
„fränkischen  Geschichtsbücher“  fünf  Jahre  betragen  habe1),  ein 
fünftes  Mal  endlich  erfahren  wir,  wie  zwei  durch  Synodalspruch 
verurteilte  Bischöfe  an  den  Papst  — Johann  III.  (759 — 772), 
Gregor  selbst  giebt  nicht  einmal  den  Kamen  an*)  — appellieren4); 
aber  erstens  handelt  es  sich  hier  um  einen  ganz  vereinzelten  Fall 
und  sodann  wird  die  Berufung  der  beiden  Geistlichen  vollständig 
abhängig  gemacht  von  der  Erlaubnis  des  Königs;  man  darf 
also  nicht,  wie  es  z.  B.  Fehr*)  thut,  den  Schluss  ziehen,  dass 
dem  Papste  ein  allgemeines  Recht  gebührt  habe,  über  den  Metro- 
politen und  über  den  Episkopalversammlungen  als  Appellations- 
instanz zu  fungieren,  ein  Recht,  das  ihm  zur  Zeit  der  west- 
gothischen  Herrschaft  in  Gallien  allerdings  zustand*);  ebensowenig 
aber  gebührten  dem  Papste  sonstige  jurisdiktioneile  oder  diszipli- 
näre Befugnisse  gegenüber  dem  fränkischen  Klerus.7) 

')  of.  v.  Giesebrecht  II,  S.  255  ff. 

*)  X,  81  S.  450  am  Ende  des  Werkes. 

*)  Von  den  15  Päpsten,  welche  von  der  Schlacht  bei  Zülpich  (496)  ab 
bis  za  des  Schriftstellers  Tode  (504)  gelebt  haben,  nennt  Gregor  nur  drei 
mit  Namen,  nämlich  ausser  Gregor  dem  Grossen  (590—604)  in  Hist.  X,  1 sub  31 
S.  406  n.  450  nnd  Pelagius  II  (577—590)  in  Hist.  X,  1 8.  406  und  Glor.  Martyr. 
cap.  82  8.  544  noch  Johannes  I.  (523 — 526)  abgesehen  von  Hist.  V,  20 
8.  217  (oben  im  Text)  in  Glor.  Hart.  c.  89  8.  513  und  der  Überschrift  zu 
diesem  Kapitel  8.  485  und  zwar  hier  als  martyr,  dort  als  episoopus.  — Von 
römischen  Bischöfen  vor  dem  Jahre  496  erwähnt  Gregor:  Glor.  Mart, 
c.  37  8.  512  den  Damasus  als  Antestis  sanctae  sedis  apostolicae,  Hist.  I,  27 
8.  46  (cf.  Glor.  Mart.  55  8.  526)  und  30  8.  48  den  Clemens  und  Xystus  als 
Romanae  eclesiae  episcopi  und  eod.  I,  32  8.  49  und  II,  31  S.  93  nur  unter 
Namhaftmachung  den  Cornelius  und  Silvester;  sodann  begegnen  , episcopi 
Romani'  ohne  Angabe  der  Namen  in  Glor.  conf.  4,  27,  29  8.  751,  764,  766 

*)  Greg.  Hist  V,  20  8.  217. 

s)  Fehr  S.  312  Anm,  2;  vgl.  andererseits  z.  B.  Plank  S.  686  ff. 

I))  Hansi  VIII,  856  Appellation  des  Contumeliosus  von  Riez  (vgl. 
Loening  I,  8.  545  ff.);  die  Appellation  des  Bricius  von  Tours  (Greg.  Hist 
II,  1 8.  60  und  X,  31  sub  4 S.  444)  gehört  einer  noch  früheren  Periode  an; 
dieselbe  lässt  sich  vielleicht  mit  dem  Konzil  von  Sardica  (vgl.  Richter- 
Dove  § 20,  8.  47,  Zorn  8.  41  Anm.  8)  in  Verbindung  bringen. 

’)  Muratorius  hat  in  seinem  Rerum  Italicarum  scriptores  II,  1 (Medi- 
olani  1723)  S.  355  mit  dem  Epitome  Chronicorum  Casinensium  des  Anasta- 
sius bibliothecarius  mehrere  auch  bei  Mansi  XI,  22  f.  abgedruckte  Briefe 
aufgenommen,  in  welchen  Papst  Vitalian  dem  König  Chlodevech  II.  sowie 
anderen  Personen  bekannt  macht:  .Aurelianenses  ac  Cenomannenses  ac 
monasterium  Floriacense  cum  omnibus  sequacibus  i Horum  a liminibus  eccle- 
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Unzweifelhaft  gefälscht  sind  diejenigen  Quellen,  nach  welchen 
der  Papst  über  Laien  den  Bann  verhängt  und  in  gewissen  Fällen 
den  Königen  und  ihren  Beamten  mit  Absetzung  droht.1) 

Wenn  wir  erfahren,  dass  die  Merovinger  diejenigen  Privi- 
legien, welche  sie  den  von  ihnen  gegründeten  Klöstern  gewährt 
hatten,  bisweilen  vom  Papste  bestätigen  liessen*),  so  erklärt  sich 
diese  aus  dem  Wunsche  der  Herrscher,  den  durch  ihre  ganz  be- 
sondere Gunst  und  Protektion  ausgezeichneten  Stiftungen  auch 
nach  dieser  Richtung  Garantie  zu  verschaffen,  und  ist  den  päpst- 
lichen Klosterprivilegien  nicht  mehr  Bedeutung  zuzumessen,  als 
solchen  einer  bischöflichen  Versammlung.3) 

Das  Recht  der  Päpste,  hochgestellte  Kleriker  durch  Ver- 
leihung des  Palliums  für  ihre  Verdienste  zu  belohnen,  war  von 
der  Genehmigung  des  fränkischen  Königs  abhängig,  welcher 
diese  Genehmigung  nur  betreffs  derjenigen  Geistlichen  gewährte, 
die  er  einer  solchen  Auszeichnung  würdig  erachtete.4)  Auch 

siao  separates  et  indissolubili  anathematis  vinculo  innodatos:  quoniam 
eceleaiam  S.  Bencdicti  ejusque  sepulcrum  in  Castro  Casino  situm  violarc 
oonati  sunt;  der  Papst  bedroht,  falls  der  König  nicht  die  Missethäter  ad 
justiciam  sedia  apoatolicae  faciendam  zwingen  würde,  ausser  jenen  auch  den 
König  selbit  perpetuae  maledictionis  anathemate.  — indessen  lind  die 
erwähnten  Briefe  unecht.  Zunächst  ist  es  nachweisbar,  dass  Vitalian 
erst  im  Jahre  657  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hat.  (Vgl.  Jaffe: 
Kegesta  Pontiticum  Romanorum  I (2.  Ausg.)  Lipsiae  18*6  S.  2 36).  während 
Chlodeveoh  II.  von  638—656  regierte ; sodann  enthält  das  genannte  Epitome 
des  Anastasius  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die  Briefe  Vitalians  noch 
viele  andere  verdächtige  und  Misstrauen  erweckende  (namentlich  chrono- 
logische) Willkürlichkeiten.  — Ebensowenig  kann  der  Brief  des  Papstes 
Pelagius  I.  an  König  Childebert  I.  (Mansi  IX,  722),  in  welchem  der  Bann 
über  diejenigen  verhängt  wird,  welche  die  Bestimmungen  Papst  Leo's  und 
des  Konzils  von  Chalcedon  übertreten  würden,  Verwertung  finden,  da  er  — 
sei  es  absichtslos,  sei  es  in  Fälschuugsabsicht  — aus  einem  Briefe  an  den 
Frankenkönig  und  einem  solchen  an  den  Kaiser  von  Byzanz  zusammen- 
gesetzt ist.  Vgl.  die  folgende  Anmerkung. 

>)  Vgl.  die  Briefe  Gregor  des  Grossun  Mansi  X,  348  ff.,  430  ff.  und 
darüber  Loening  S.  392  Anm.  2. 

*)  Schreiben  Papst  Gregors  an  Virgilius  von  Arles  (Mansi  X,  191)  und 
an  Brunechilde  (cod.  346)  (,epistolis  vestris  indicantibus*  . . . ,sicut  voluistis' 
. . . ,excellentiae  vestrae  desideria.*)  Vgl.  Hinschi  us  III  S.  700  Anm.  1., 

3)  Vgl.  Conc.  Valent.  II.  (Mansi  IX,  945). 

*)  Hier  ist,  was  Loening  S 76  f.  betreffs  de«  Vikariates  ausführt,  analog 
geltend  zu  machen.  Quellenbeweise  sind:  1.  Brief  des  Papstes  Vigilius 
(540 — 655)  an  Aurelian  von  Arles  (Mansi  IX,  46):  Administrationen!  vienm 
nostrarnm  fratemitati  vestrae  . . eommittimus  . . quando  et  summi  sacer- 
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erscheint  dies  Recht  des  Papstes  um  so  bedeutungsloser,  als 
wir  denselben  auf  Wunsch  des  Herrschers  geradezu  verpflichtet 
finden,  das  Pullium  zu  verleihen,  sogar  da,  wo  der  Papst  selber 
die  Auszeichnung  für  unangebracht  hält.1) 

Ebenso  war  die  Verleihung  der  Vikariats  würde,  *)  mit 
welcher  die  Päpste  den  Metropoliten  von  Arles  für  dasjenige 
Teilreich  ausstatteten,  zu  welchem  Arles  gehörte,  an  die  Ge- 
nehmigung des  Königs  gebunden ; *)  bevor  Arles  fränkisch  wurde, 
ernannte  Papst  Hormisda  (514 — 525)  den  Bischof  Remigius  von 
Reims  zu  seinem  Statthalter  im  ganzen  Prankenreiche,  wie  es 
Chlodovech  gewonnen  und  seinen  Söhnen  hinterlassen  hatte,  ohne 
dass  wir  hier  indessen  etwas  über  die  königliche  Genehmigung 
erfahren.4) 


dotii  coniortio  vos  dignos  diviua  gratis  esse  judicavit  et  . . Childeberti 
regia  . . in  perhibendo  vobia  testimonio  volontaa  acceasit  . . . ueceaaarium 
fore  credimua  paliii  vobia  uaum  praesenti  auctoritate  concedere.  — 2.  Brief 
des  Papates  Felagius  I.  (555—559)  an  König  Childebert  L (Manai  IX.  726): 
Literas  . . nostraa  . . Sapaudo  secundum  petitionem  vestram  direximus, 
naum  paliii  pariter  concedentes.  Der  König  solle  den  Bischof  schützen : ne 
quem  per  vicea  nostraa  augeri  . . poatulaatis.  in  aliqua  parte  cuiquam  . . eon- 
temptibilia  habeatnr.  — 3.  Brief  Gregor  des  Grossen  an  Virgiliua  von  Arles 
(Manai  IX,  1232):  Quod  . . . uaum  paliii  ac  vices  sedis  apostolioae  poatulasti 
. . . poatulata  concedimus,  ne  . . Childeberti  regia  petitionem  contempaisse 
videamur.  — 4.  Brief  desselben  an  Childebert  II.  (Manai  IX,  1236):  Ks  quae 
voluistis  animo  libenti  conceaaimua.  Atque  ideo  . . . Virgilio  vices  nostraa 
juxta  antiquum  morem  et  excellentiae  veatrae  desiderium  . . . cummisimus: 
cui  etiam  et  paliii  uaum  . . . conceaaimua.  — 5.  Derselbe  an  Brunichilde 
(Mansi  X,  87):  Syagrio  pallium  dirigere  secundum  poatulationem  vestram 
volnimus.  Propter  quod  et  . . . etc.  wie  Loening  8.  92  Anm.  3 zitiert. 
Nicht  erwähnt  wird  die  königliche  Genehmigung  in  dem  Briefe  des 
Pelagius  I.  an  Sapaudus  von  Arles  selbst  (Manai  IX,  725),  in  dem  Briefe 
Gregor  des  Grossen  an  Svagrius  von  Autun  selbst  und  in  einem  zweiten 
Briefe  desselben  Papates  an  Brunichilde  (Mansi  X,  186  und  188). 

')  Vgl.  den  Brief  Gregor  des  Grossen  an  Brunichilde,  betreffend  die 
Verleihung  des  Palliums  an  Syagrius  von  Autun  (Mansi  X,  87)  und  Loening 
S.  90/91. 

*)  Vgl.  im  Allgemeinen  Hinsehius  I.,  S.  588  ff. 

’)  Dies  ergeben  die  Briefe  oben  8.  12  Anm.  4 sub  No.  1—4.  Vgl. 
Loening  S.  76  ff. 

4)  Brief  des  Hormisda  an  Remigius  (Migne,  Hincmari  Remensis 
opera  I [Patrologiae  curaus  CXXV],  Lutetiae  Parisiorum  1852:  Vita  Sancti 
Remigii  8.  1168  und  Manai  VIII,  383,  525):  Vices  . . . nostraa  per  omne 
regnum  . . . Ludovici  (des  inzwischen  verstorbenen  Chlodovech)  , . . salvis 
privilegiis  quae  metropolitania  decrevit  antiquitas  praesenti  auctoritate  com- 
mittimua. 
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Pallium  and  Vikariat  sollten  den  damit  Ausgezeichneten 
nach  des  Papstes  Willen  zwar  gewisse,  zum  Teil  bedeutende 
Vorrechte  gewähren,1)  indessen  lässt  sich  aus  den  Quellen  nach- 
weisen,  dass  diese  Vorrechte  weder  seitens  der  Geistlichkeit  noch 
seitens  des  Staates  anerkannt  wurden ; *)  beide  Auszeichnungen 
sind  oiienbar  nur  dem  Papste  selbst  und  denjenigen  bedeutungs- 
voll erschienen,  welchen  sie  zu  Teil  wurden:  man  kann  dies  aus 
dem  Umstande  schliessen,  dass  ihrer  ausser  in  den  Verleihungs- 
briefen und  den  vom  Papste  an  die  Herrscher  und  den  Epis- 
kopat gerichteten  Notifikatorien  in  den  Quellen  der  inerovingischen 
Periode  niemals  gedacht  wird.*) 

Aus  den  erwähnten  päpstlichen  Schreiben  geht  die  merk- 
würdige Thatsache  hervor,  dass  bei  Verleihung  des  Palliums  *) 
und  — was  bisher,  wie  es  scheint,  durchweg  übersehen  worden 
ist  — desgleichen  bei  Verleihung  der  Statthalterschaft5)  mehr- 


*)  Betreffs  des  Palliums  vgl.  Gregor  des  Grossen  Brief  an  Syagriua 
von  Autun  (Kami  X,  186).  — Der  Vikariat  sollte  einen  Primat  für  das 
betreffende  Teilreich  (eine  Ausnahme  s.  in  der  vorigen  Anmerkung)  nach 
Analogie  des  allgemeinen  päpstlichen  Primates,  das  Recht  zur  Berufung 
von  Episkopalversammlungen  für  den  ganzen  Vikariatsbezirk  und  die 
Befugnis  zur  Entscheidung  bischöflicher  Streitigkeiten,  sowie  zur  Erteilung 
von  Erlaubnisscheinen  für  Reisen  nach  Rom  zur  Folge  haben;  ferner  sollte 
der  Vikar  von  der  Disziplinargewalt  einer  bischöflichen  Versammluug 
befreit  sein  und  endlich  verlangten  die  Päpste,  der  Statthalter  tolle  ihnen 
in  gewissen  Fällen  Berichte  senden  sowie  in  wichtigen  Streitsachen  die 
Oberentacheidung  überlassen.  Vgl.  die  päpstlichen  Briefe  Mansi  VIII,  388, 
685,  IX,  41  f.,  46  ff.,  733,  1833,  1336.  — Diese  Vorrechte  und  Pflichten, 
welche  die  Päpste  mit  dem  fränkischen  Vikariate  verbunden  wissen  wollten, 
waren  im  Allgemeinen  die  nämlichen,  welche  auch  in  anderen  Reichen  der 
Vikariat  gewähren  tollte.  Vgl.  Hinschius  L,  586. 

’)  Vgl.  die  ausführlichen  Erörterungen  bei  Loening  S.  79  ff.,  94  f., 
sowie  Plank  S.  679  f.  gegen  Gustav  Richter  S.  147  f. 

*)  Eine  andere  Bedeutung  hat  das  Wort  pallium  in  Cono.  Aurel.  I. 
can.  21  (Mansi  VIII,  365),  Conc.  Arvern.  I.  can.  3 (eod.  VIII,  860),  Synodus 
Autosiod.  can.  12,  13,  37,  eod.  IX,  913,  915.  Greg.  Hist.  IV,  12.  S.  149. 
VII,  22,  S.  304.  Über  Gone.  Matisc.  I.  can.  6 (Mansi  IX,  933),  vgl.  Loe- 
ning S.  94  Anm.  1. 

*)  Vgl.  die  Citate  bei  Loening  S.  92  Anm.  3 (Mansi  IX,  40  f.,  47. 
X,  87). 

*)  Schreiben  des  Vigilius  an  Auxanius  von  Arles  (Mansi  IX,  41,  42): 
Pro  . . regia  Childeberti  Christians  devotione  mandatis  vices  nostras  . . oon- 
tulimus.  Der  Bischof  solle  für  Kaiser  Justinian  und  dessen  Gemahlin 
Theodora  bitten:  qui  pro  bis  vestrae  caritati  mandandis  et  suggerente  . . 
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fach,  jedoch  nicht  stets,')  der  Genehmigung  des  oströmischen 
Kaisers  Erwähnung  geschieht.  Nun  ergiebt  die  Beobachtung, 
dass  der  Papst  bei  gleichzeitiger  Benachrichtigung  mehrerer  Per- 
sonen von  der  Verleihung  bald  dem  Einen , bald  dem  Andern, 
nie  aber  beiden  zugleich  die  Zustimmung  des  Kaisers  mitteilt, 
mit  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Notwendigkeit  einer 
solchen  Zustimmung  auch  da  sowohl  Vorgelegen  hat,  als 
beachtet  worden  ist,  wo  das  päpstliche  Schreiben  hierüber  gän  z- 
lich  schweigt.*) 

Das  Mitwirkungsrecht  des  oströmischen  Kaisers  erklärt  sich 
am  Besten  aus  den  in  Byzanz  „eingewurzelten“  und  auch  von 
anderen  Völkern  anerkannten  „Vorstellungen  von  der  durch 
göttliche  und  natürliche  Fügung  für  alle  Ewigkeit  bestimmten 
Überordnung  des  Bümerturoa  über  alles  Barbarentum“;*)  es 
würde  darnach  für  dieses  Mitwirkungsrecht  des  Kaisers  ein 
Analogon  in  der  Thatsache  liegen,  dass  der  Kaiser  deutschen 
Heerführern  und  Königen  mehrfach  den  Konsulats-  und  Patrizier- 
titel nebst  den  mit  diesen  verbundenen  Insignien  und  Ehren- 
kleidern verliehen  hat.4)  Da  der  Papst  selbst  sowohl  das  Pallium 
vom  oströmischen  Kaiser  erhalten  hat,5)  wie  auch  von  diesem 
zuerst  und  vornehmlich  als  Statthalter  Gottes  anerkannt  worden 
ist,  so  mochte  eine  seitens  des  Papstes  vorzunehmende  Weiter- 
verleihung des  Palliums  und  Ernennung  eines  Vicestatthalters 
nicht  ohne  Genehmigung  des  Kaisers  angänglich  erscheinen. 

patricio  Belisario  . . pia  praebuerunt  devotione  eonsensum.  — Desgleichen 
ist  die  Zustimmung  des  Kaisers  in  den  Briefen  bei  Mansi  IX,  40  (de  his 
vero  quae  caritas  vestra  tarn  de  usu  pallii  quam  de  aliis  sibi  a nobis 
petiit  debere  conoedi)  und  Mansi  IX,  40  (oben  S.  12  Anm.  4 sub  No.  1) 
auf  beide  Auszeichnungen  zu  beziehen. 

')  Die  Versuche  von  Garnier  bei  de  RoziiVe  (Liber  diurnus,  Lut.  Par. 
1869)  S.  344  fl.  und  Thomassinus  (Vetus  et  nova  ecclesiae  disciplina, 
Pars  I.  über  2,  Magontiae  1787)  cap.  54,  S.  374  ff.,  betreffs  der  Pallien- 
verleihung diese  Ungleichmässigkeit  der  Berichte  zu  erklären,  hat  Loening 
8 93  Anm.  2 mit  richtigen  Argumenten  widerlegt. 

*)  Vgl.  oben  8.  12  Anm.  4 am  Ende.  Bezüglich  der  dem  Kaiser 
unterthänigen  Bischöfe  mag  dann  noch  die  Vermutung  vou  Loening 
8.  94  zutreffend  sein. 

*)  Rückert  I.  S.  344. 

4)  Vgl.  Greg.  Hist,  II,  38,  S.  102.  v.  Giesebrecht  I.  S.  103  Anm.  1, 
Rückert  S.  346  Anm.  12,  Waitz  (Die  Verfassung  des  fränkischen  Reiches. 
Band  I und  Band  II,  Abth.  1 u.  2.,  3.  Aufl.  Kiel  1880/82,  Band  III,  2.  Aufl. 
Kiel  1883)  II.  1,  S.  47  ff.,  175,  187.  111  8.  85.  Philipps  (Deutsche 
Geschichte  1,  Berlin  1832)  8.  476  ff. 

*)  Vgl.  de  Roziere  8.  88«9. 
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Die  oben  besprochene  Notwendigkeit  königlicher  Genehmigung 
zur  Erteilung  des  Vikariats  und  des  Palliums  enthält  keinen 
Widerspruch  mit  der  sonst  ersichtlichen  Bedeutungslosigkeit  des 
Papstes  für  da«  merovingische  Staatskirchenrecht  *)  und  keine 
Abweichung  davon,  dass  sich  auch  im  Verhältnisse  des  Papstes  zum 
fränkischea  Klerus  der  Charakter  der  fränkischen  Kirche  als 
Landeskirche  dokumentiert  hat. 


II. 

Die  fränkischen  Könige  und  die  Episkopal- 
versammlungen. 

§ 3. 

Die  Konzilien. 

Eine  zweite  wichtige  Konsequenz  des  Grundsatzes,  die  Kirche 
dürfe  nur  den  Charakter  einer  Landeskirche  tragen,  ergiebt  sich 
bei  Betrachtung  der  Stellung,  welche  die  Merovinger  zu  den 
kirchlichen  Versammlungen  eingenommen  haben. 

Wir  müssen  für  die  in  unserer  Untersuchung  in  Frage 
kommende  Periode  zwei  Arten  von  bischöflichen  *)  Versamm- 


')  Durch  Flod.  11,  7,  S.  45ö  (ex  communi  eonsensu  totiua  concilii  prae- 
aulum  Galliae  Namnetii  Romani  juaaione  pontificia  exhibiti  rege  favente) 
und  durch  den  Wendungen  in  Gregor  des  Grossen  Schreiben  an  die  fränkischen 
Bischöfe  Mansi  X,  184  (fraternitatem  veatram  vol  u rn  ua  synodum  congregare) 
und  eod.  18ö  (in  synodo,  quam  decrevimus  congregari)  könnte  man  zu 
der  Annahme  geleitet  werden,  es  habe  dem  PapBte  ein  Recht  zugestanden, 
unabhängig  von  der  Vermittelung  der  Könige  (vgl.  unten  § 3)  den  Zu- 
sammentritt einer  Episkopalversammlung  zu  bewirken;  doch  würde  diese 
Annahme  widerlegt  werden  durch  folgende  Ausdrücke,  mit  denen  Gregor 
die  Königin  Brunichilde,  die  Könige  Theoderich  II.,  Theodebert  II.  und 
Chlothar  II.  auffordert,  zur  Beseitigung  gewisser  innerkirchlicher  Missstände 
Konzilien  zu  berufen:  synodum  Here  jussio  vestra  constituat  (Mansi  X,  188); 
synodum  congregari  praecipite  (eod.  190,  294);  congregari  synodum  jubeatia 
(eod.  291);  congregari  synodum  faciatis  (eod.  293 1. 

*)  Die  Diözesansynoden  d.  h.  die  Versammlungen  des  Klerus  eines 
einzelnen  bischöflichen  Sprengels  (erhalten  sind  uns  die  Akten  derjenigen 
von  Auxerre,  Mansi  IX,  911  ff.)  unterlagen  dem  staatlichen  Einfluss  in 
keiner  Hinsicht. 
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lungea  unterscheiden,1)  die  „Provinzialsynoden“*)  d.  h.  die  Ver- 
sammlungen nur  de«  Episkopates  einer  Kirchenprovinz  und 
sodann  die  „Konzilien“  d.  h.  die  Versammlungen  aller  oder 
wenigstens  der  meisten  Bischöfe  des  Reiches  unabhängig  von  der 
Einteilung  des  Landes  in  Metropolitanbezirke.  Die  „Konzilien“ 
waren  ihrerseits  wieder  bald  Vereinigungen  der  hohen  Geistlich- 
keit im  Reichsteile  eines  einzelnen  der  Könige  („Partikular- 
konzilien“), bald  waren  es  „Nationalkonzilien“,  d.  h.  Versamm- 
lungen des  Episkopates  aus  mehreren  der  Reichsteile,  welche 
sich,  sobald  ein  Herrscher  mehrere  Söhne  hinterliess,  bilden 
mussten,*)  da  die  mit  dem  salischen  Privat  - Erbrecht  identische 
fränkische  Sukzessionsordnung  eine  individuelle  - unitarisehe  Ge- 
staltung nicht  kannte. 

Fassen  wir  nun  zunächst  die  Konzilien  und  die  Stellung  der 
Könige  zu  ihnen  ins  Auge,  so  ergiebt  sich,  dass  von  Anbeginn 
des  fränkischen  Merovingerreiches  4)  die  Herrscher  das  unbedingte 
Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  Konzilien  zu  berufen.  Dies 
erfahren  wir  aufs  deutlichste  aus  den  uns  erhaltenen  Konzilakten, 
sowie  aus  anderweitigen  Quellen;6)  wenn  die  Eingänge  einzelner 

')  Die  Notwendigkeit  einer  Trennung  haben  bereit»  Plank  S.  131, 
Binterim  (Pragmatische  Geschichte  1,  Mainz  1835)  8.  39  ff..  Hefele 
(Conciliengeachichte,  Bd.  II  u.  III,  Freiburg  1856/58)  II,  8.  752  und  S ohm  (Die 
geistliche  Gerichtabarkeit  im  fränkischen  Reich,  in  der  Zeitschrift  für  Kirchen- 
recht, Bd.  IX.,  Tübingen  1870)  8.  250  angedeutet,  aber  es  ist  das  Verdienst 
Loeni  ngs  (S.-204  Anm.  8. 8.  133,  134, 143  und  sonst),  diese  Trennung  scharf 
durchgefnhrt  zu  haben;  dass  diese  Unterscheidung  den  Anspruch  machen 
darf,  quellengemäss  zu  sein,  ergiebt  Conc.  Turon.  II.  can.  1 (Mansi  IX,  792), 
wo  den  vom  Metropoliten  zu  berufenden  Versammlungen  seiner  Komprovinzial- 
bischöfe  die  ,major  synodus'  gcgenübergestellt  wird;  bestimmte  tech- 
nische Ausdrücke  für  die  eine  oder  die  andere  Art  der  Bpiskopal- 
versammlungen  bieten  die  Quellen  allerdings  nicht,  dieselben  sprechen  in  der 
Regel  von  einem  ,conci!ium‘,  einer  , synodus',  einem  .synodale  concilium1, 
oft  aber  auch  von  einem  ,placitum‘  (cf.  Greg.  Hist.  VIII,  20  8.  338;  in  der 
Regel  ist  .placitum*  bei  Gregor  der  „Landtag“  des  Königs  und  seiner  Grossen) 
oder  ,conventu»‘  (cf.  eod.  IX,  32  8.  387). 

’)  Dieser  Ausdruck,  sowie  die  Bezeichnungen  „Konzil“,  „National-“ 
und  „Partikularkonzil“  sind  aus  Loening’s  Werk  entlehnt  und  werden  ira 
weiteren  Verlaufe  der  Abhandlung  technisch  verwertet  werden.  Bei  Loen  ing 
selbst  finden  sich  8.  121.  206  Anm.  2 kleine  Inkonsequenzen. 

*)  Greg.  Hist.  III,  1 8.  109,  IV,  22  8.  159.  Vgl.  Siegel  (Deutsche 
Kechtsgeschichte,  Berlin  1880)  S.  148 

4)  Schon  Chlodovcch  berief  im  Jahre  511  ein  grosses  Konzil  nach 
Orleans  (Mansi  VIII,  360). 

*)  Zu  den  Citaten  bei  Wai  tz  IL  2 8.  200  Anm.  4 und  Loen  ing  8.  181 
Anm.  3 (wo  jedoch  Greg.  Hist.  V,  30  irrtümlich  herangezogen  ist:  über 

Wtyl,  frlfczikiachei  Staatakl  rohen  recht  mr  Ze it  der  Merovinger.  0 
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KonziUakteu  ')  der  Berufung  durch  den  Herrscher  nicht  gedenken,1) 
so  folgt  hieraus  — wie  ein  Vergleich  von  Berichten  über  das- 
selbe Konzil  aus  verschiedener  Feder  *)  lehrt  — noch  nicht  die 

Greg.  eod.  V,  20  s.  unten  S.  27  f.;  nach  den  Monuments  Germaniae  ist  bezw. 
IV,  47  S.  182,  V,  18,  20,  27  S.  209  f.,  217,  222  zu  zitieren)  kommen  noch 
hinzu:  1.  Conc.  Tullense  (um  550)  nach  dem  Briefe  des  Bischof  Mappinus 
von  Heims  an  Nicetius  von  Trier  8.  unten  S.  20  Anm.  7;  2.  Conc.  Cabil- 
lonenae  (um  594)  nach  Aimon  hist.  3 c.  81  bei  Mansi  X,  475  ([Guntramnus] 
synodum  quadraginta  episcoporum  aggregari  praecipiens);  3.  Conc.  incerti 
loci  (Mansi  X,  546  und  Fred.  V,  24);  4.  (?)  Conc.  Clippiacense  (628)  nach 
Aimon  V,  15,  bei  Mansi  X,  591  (Chlotharius  . . . filiorura  seu  procerum 
praesulum  quoque  Galliae  Clippiaci  conciüum  congregat,  ut,  quaecumque  paci- 
fica  regno  vel  utilitati  eoclesiae  cougruerent,  statuerentur);  5.  Conc.  Paris, 
vom  Jahre  638  bei  Mansi  X,  659  s.  unten  ij  9 ; 6.  Vita  Leodegarii  ep. 
August,  (gest.  um  680)  bei  Habilion  (Acta  Sanctorum  ordinis  S.  Bene- 
dioti,  Venetiis  1723)  II.,  S.  661,  cf.  Mansi  XI,  1095  (Vir  gloriosus  Theodo- 
ricus  rex  et . . . Kbroinus  synodum  convocaverunt,  ad  quaudam  villam  regiam 
oonvenientes  multam  episcoporum  turbarn  adesse  fecerunt);  7.  Zum  Conc. 
AureL  I.  v.  J.  511  vgl.  den  can.  21  des  Conc.  Turou.  II.  (Mansi  IX,  802: 
in  synodo  Aurelianensi,  quam  . . rex  Clilodoveus  tieri  supplicavit) ; 8.  Zum 
Conc.  Paris.  V.  v.  J.  614  vgl.  den  can.  3 des  Conc.  Hem.  (um  630)  bei 
Mansi  X,  594  und  Flodoard  II,  5 8.  452  (Parisiis  acta  in  generali  synodo 
in  baailica  S.  Petri  Clotarii  regis  studio  congregata);  9.  Zum  Conc.  Cabill. 
(um  650,  Mansi  X,  1189)  dun  Brief  der  Versammlung  an  Bischof  Theodosius 
von  Arles  (Mansi  X,  1194:  gloriosuB  domnus  Clodoveus  rex  in  . . urbe 
Cabilono  octavo  Kalendas  Novembris  synodale  esse  praecepit  coucilium).  — 
ITber  den  Brief  König  Sigiberts  an  Desiderius  von  Cahors  s.  unten  S.  31 
Anm.  3 und  4.  — Vgl.  ferner  die  oben  8.  16  Anm.  1 a.  J5.  angeführten 
Briefe  Gregor  des  Grossen  und  Greg.  Hist.  V,  49  (unten  8.  21  Anm.  2). 

')  und  ebenso  bisweilen  die  anderen  (Quellen,  cf.  Grog.  Hist.  V,  18 
8.  209,  (IX,  6 8.  363  ?). 

*)  Loening  8.  131  Anm.  4 zählt  hierunter  das  Conc.  Paris.  IV.  vom 
Jahre  573  auf,  dessen  Akten  jedoch  — bei  Mansi  IX,  865  ff.  wenigstens  — 
nicht  überliefert  sind  (vgl.  über  dieses  Konzil  auch  unten  S.  19  Anm.  3); 
ferner  er  und  Hinschius  III,  8.  540  Anm.  2 das  Conc.  Lugdun.  III.  v. 
J.  583  (Mansi  IX,  921),  welches  indessen  keine  praefatio  enthält;  sodann  ist 
zu  bemerken,  dass  Loening  a.  a.  O.  und  Hinsohius  a.  a.  O.  das  Conc. 
Matiscon.  II.  v.  ,1.  585  (Mansi  IX,  947  ff.)  übersehen  haben,  das  in  seiner 
Vorrede  von  einer  königlichen  Berufung  nicht  spricht,  sondern  nur  in 
can.  20  (Mansi  eod.  957)  festsetzt,  es  sollten  alle  Bischöfe  ad  synodum  post 
trieterium  tempus  zusammengekommen  una  cum  dispositione  magnihoi 
principis;  übrigens  dürfte  Loening  S.  137  mit  Unrecht  in  dieser  Bestim- 
mung die  Anordnung  einer  „regelmässigen  Versammlung  der  Bischöfe  des 
Heiches  König  Guntchramns"  sehen,  can.  20  cit.  vielmehr  nur  von  einem 
einzelnen,  auf  drei  Jahre  nach  dem  Konzil  von  Macon  in  Aussicht  ge- 
nommenen Partikularkonzile  sprechen. 

*)  Vgl.  Conc.  Matise.  IL  praef.  (Mansi  IX,  949)  mit  Greg.  Hist.  VIII,  20 
S.  338  (Interim  dies  placiti  advenit  et  episcopi  ex  jusso  regis  Guutchramni 
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Möglichkeit  eine«  Zusammentrittes  der  Konzilien  ohne  de«  Königs 
Initiative. 

Zur  Teilnahme  an  den  Partikularkonzilien  bedurften  übrigens 
die  Bischöfe  der  andern  Teilreiche  nicht  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  ihres  eigenen  Herrschers ;’)  allerdings  mögen  sich 
die  Könige,  wie  sie  sich  über  die  Berufung  von  Nationalkonzilien 
vereinbarten,*)  auch  im  Falle  eines  Partikularkonziles  vorher 
benachrichtigt  haben.  *) 

Ebenso  wie  die  Fürsten  durch  ihr  einfaches  Machtgebot  ein 
Konzil  an  beraumen  können,  steht  es  auch  in  ihrer  Hand,  ein 
bereits  anberaumtes  auf  einen  andern  Termin  zu  verschieben 4) 


apud  Matiscensim  nrliera  collecti  sunt)  und  hiermit  wieder  eod.  VIIL  7 
und  12,  S.  330  und  332.  Vgl.  ferner  Conc.  Arvern.  praef.  (Mansi  VIII,  859) 
mit  dem  Briefe  der  Versammlung  (Mansi  eod.  884),  sowie  mit  Greg . Bist. 
IV,  47  8.  182  die  Briefe  bei  Mansi  IX.  885,  886;  dass  sich  nicht  Greg. 
Hist.  V,  20  S.  217  mit  Conc.  Lugdun.  II.  (Mansi  IX,  786  in  Vergleich 
bringen  lässt  Loening  S.  131  Anm.  4)  ergiebt  sich  aus  dem  unten  8.  27 
Bemerkten. 

')  Vgl.  Loening  S.  136,  der  indessen  irren  dürfte,  wenn  er  annimmt, 
dass  in  Greg.  Hist  VIII,  13  S.  333  (vollständig  zitiert  unten  S.  20  Anm.  1) 
hervorgehobene  Nichterscheinen  der  Bischöfe  aus  dem  Reiche  Childeberts  II. 
sei  auf  deren  Initiative  geschehen;  jedoch  handelt  es  sich  hier  nicht,  wie 
Loening  gleichfalls  annimmt,  um  ein  Partikularkonzil,  sondern  um  ein 
geplantes,  nicht  zustande  gekommenes  Nationalkonzil.  — Auf  den  Fall  des 
Besuches  eines  Partikularkonzils  auch  seitens  des  Episkopates  der  anderen 
Reiche  lassen  sich  wohl  die  Concilia : Arvern  I.,  Aurel.  III.,  IV.,  V.,  Turon  II. 
und  Konzil  von  Clichv  deuten,  welohe  Loening  8.  132  f.  als  National- 
konzile aufzufassen  scheint.  Übrigens  ist  das  zweite  Konzil  von  Orleans 
nicht,  wie  Loening  8.  132  meint,  „von  König  Childebert  berufen“,  sondern 
nach  der  praefatio  (Mansi  VIII,  836)  ex  praeceptione  gloriosissimorum 
regum  zustande  gekommen. 

»)  Vgl.  Greg.  Hist.  VIII,  13  8.  333  (unten  8.  20  Anm.  1),  IX,  20 
8.  378,  X lö.  8.  425. 

®)  In  dem  Briefe  des  nach  Greg.  Hist.  IV,  47  S.  182  von  Guntchramn 
berufenen  Conc.  Paris.  IV.  vom  Jahre  573  an  den  König  Sigibert  (Mansi 
IX,  868)  heisst  es:  Nuper  . . non  absque  conniventia  gloriae  vestrae,  sicut 
credimus,  evocati  (d.  h.  „vermutlich  nicht  ohne  Euer  Wissen  und  Euer 
Einverständnis  berufen“)  Parisius  venienteB. 

4)  Greg.  Hist.  IX,  20  S.  379:  tune  jussit,  ut  in  Kalendis  mensis  quarti 
haec  sinodus  prolongaretur.  Vgl.  ferner  eod.  X,  19  (unten  S.  20  Anm.  3). 

2* 
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oder  gänzlich  abzusagen ')  und  das  zusammengetretcne  Konzil 
an  einen  anderen  Ort  zu  verlegen.*) 

Die  Bischöfe  waren  nicht  in  der  Lage,  dem  Rufe  des  Fürsten 
sich  zu  widersetzen,  wenn  dieser  ihnen  durch  ein  königliches 
Schreiben*)  den  Befehl  erteilte,  sich  zu  einem  Konzile  zu  ver- 
sammeln. Gregor  von  Tours  berichtet  uns,  dass  in  einem  kon- 
kretenFalle  weder  „heftige  Regengüsse“  noch  „unerträgliche Kälte“ 
oder  „ausgewaschene  Wege  und  die  über  die  Ufer  getretenen 
Flüsse“,  als  genügender  Entschuldigungsgrund  gelten  können, 
um  dem  königlichen  Gebote  ungehorsam  zu  sein,4)  eine  Notiz, 
welche  die  von  Loening*)  und  Hinschius*)  geleugnete 
Frscheinungspflicht  der  Bischöfe  aufs  deutlichste  beweist.  — 
Allerdings  stellten  die  Bischöfe  das  gerechtfertigte  Verlangen, 
dass  ihnen  vom  Könige  die  Tagesordnung  des  Konzils  mitgeteilt 
würde:  Bischof  Mappinus  von  Reims  wenigstens  macht  von  der 
diesbezüglichen  Unterlassung  des  Königs  als  Ausrede  für  seine 
Abwesenheit  auf  dem  Konzil  von  Toul  Gebrauch.’) 


')  Greg.  Hist.  VIII,  Kt  8.  332:  Placitum  fuerat,  ut  Trecas  . . de 
utrumque  regnum  (au«  den  Reichsteilen  Guntohramns  und  Childebert«  II.) 
conjungerent  «aoerdotibusque  de  regno  Childebertbi  congruum  non  fuit, 
Felix  legatua  («eil.  Guntchnunni)  . . . ait:  ,Patruus  tuua,  o rex.  diligenter 
interrogat,  qui«  te  ab  bac  promissione  retraxit,  ut  saeerdotes  regni 
veatri  ad  concilium.  quod  simul  decreverati«,  venire  differrent?' 

*)  Greg.  Hist.  X,  19  8.  431:  König  Childebert  II.:  episcopu«  arceaairi 
. . . praeoepit,  acilioet  ut  in  initio  meusis  octavi  apud  Viridunensem  urbem 
adease  deberent.  Alsdann  ändert  er  «einen  Plan : dirigena  epiatolaa  . . ad 
omni«  regni  «ui  pontißcea,  ut  medio  mente  nono  ...  in  urbe  aupradiota 
adeaae  deberent  . . . Denique  eonvenientea  pertracti  annt  uaque  Hetenaim 
urbem. 

*)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung  sowie  unten  Anm.  7. 

‘)  Greg.  Hiat.  X,  19  8.  431:  Erant  enim  pluviae  validae,  aquae 
immensae,  rigor  intolerabilis.  disaolutac  luto  viae.  amni«  litora  excidente«; 
aed  praeceptione  regiae  obaistere  nequiverunt. 

4)  Loening  S.  136, 

*)  Hinschius  III,  540. 

*)  Brief  Happina  an  Biachof  Nioetius  (Mauai  IX,  147):  Indicamus  nos 
literaa  . . . regis  Tbeodebaldi  excepisse,  ut  in  Tullensium  urbe  die  Kalen- 
darum  Juniarum  adease  deberemua  nullam  causam  evocationia  declarantes. 
Keciprocante  pagina  indicavimus  nos  illuc  accedere  non  debere,  quia  causam 
conditioneroque  nos  constahat  ignorare.  Iteratis  acriptis  edoeuit.  beatitudinem 
vestram  . . . acandala  seu  anxietates  multimodaa  sustinere  . . . und  weiter: 
parere  nos  regiia  praeceptis  in  bonis  rebus  et  conveniat  et  libeat  . . . Hoc 
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Schon  ins  sechsten  Jahrhundert1)  hatten  die  Könige  jeder- 
zeit dss  Recht,  den  Konzilien,  welche  sie  oft  nach  ihren  Resi- 
denzen und  Höfen  *)  berufen  haben , beizuwohnen,8)  wenngleich 
im  Allgemeinen  — jedoch  nicht  ausnahmslos4)  — Laien  an 
den  Episkopalversammlungen  nicht  teilnabmen.  So  bedeutsam 
nun  allerdings  für  den  Gang  der  Verhandlung  und  für  die  Resultate 
des  Konzils  die  blosse  Gegenwart  des  Herrschers  sein  musste, 
ergiebt  sich  andererseits  ein  weitergehendes  positives  Recht  des 
Königs,  die  Verhandlung  zu  leiten  und  den  Vorsitz  zu  führen, 
aus  den  Quellen  nicht,8)  ebensowenig  wie  sich  für  den  Fürsten 
oder  die  übrigen  etwa  anwesenden  Laien  ein  Anteil  an  den 
Beratungen  und  an  der  Beschlussfassung  konstatieren  lässt.  Auch 
sehen  wir  den  König  in  bischöflichen  Versammlungen  nur  auf- 
treten,  wo  es  gilt,  die  Rolle  des  Anklägers  *)  oder  Zeugen 7)  zu 
spielen  gegen  einen  geistlichen  Würdenträger,  über  welchen 
dessen  Amtsbrüder  zu  Gericht  sitzen. 

Es  ist  eine  sehr  bestrittene  Frage,  ob  die  Beschlüsse 
eines  Konzils  an  sich  bindend  gewesen  sind , oder  ob  für  die- 

. . noverit  vestra  perfectio , si  ad  nos  iterata  scripta  domini  regis  ante 
quinque  vel  »ex  dies  Kalendarum  Juniarum  pervenissent,  in  die  praefato 
praesentiam  humilitatis  nostrae  in  locum  habueratis  constitutum.  Der 
zweite  Brief  de«  Königs  war  also  bei  Mappinua  so  spät  eingetroffeu,  dass 
dieser  nicht  mehr  darauf  rechnen  konnte,  zur  Zeit  nach  Toul  zu  gelangen. 
Vgl.  übrigens  Hefele  111  S.  6,  Binterim  S.  137. 

')  Anderer  Ansicht  Hinschius  111,541  und  Loening  8.  137,  dessen 
Angaben  für  die  spätere  Zeit  za  vergleichen  sind. 

*)  Konzil  von  Bonogelo  - villa  (Mansi  X,  545),  von  Maslaco-villa 
(Monumenta  Germaniae.  diplomatnm  tom.  I.  ed.  Pertz,  dipl.  48  S.  44.  Mansi 
XI.  171).  Vgl.  oben  S.  18  Anm.  sub  No.  6 und  Greg.  Hist.  V,  49; 
(Cbilpericus)  rex  arcessitis  regni  sui  episcopis  causam  diligenter  jussit 
exquiri  . . . Cnngregati  igitur  apud  Brinnacum  villara  episcopi  in  uuam 
domum  residere  jussi  sunt.  Irrig  daher  Binterim  S.  145  f. 

»)  Greg.  Hist.  X,  19  S.  431,  V,  18,  49  8.  209,  241  und  über  eod.  V,  29 
8.  222  unten  tj  9 a.  12. 

4)  Vgl.  zu  Greg.  Hist.  V,  18  S.  209  Dahn  8.  188;  cf.  auch  Greg. 
Hist.  X,  8 8.  414. 

5)  Vgl.  Nissl  (Der  Gerichtsstand  des  Klerus  im  fränkischen  Reich, 
Innsbruck  1886)  S.  93/94,  Sohra  8.  251. 

•)  Greg.  Hist.  V,  18,  49  S.  209,  241  (vgl.  eod.  X , 19  in  der  folgenden 
Anm.),  Nissl  8.  94,  So  hm  8.  250. 

*)  Greg.  Hist.  X,  19  8.  431,  nachdem  Chilperich  an  seiner  Stell« 
Ennodium  ex  duoe  ad  negotium  diregit  prnsequendo,  cujus  propositio  prima 
haec  fuit  .... 
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selben  noch  erst  die  königliche  Bestätigung  notwendig  war.1) 
„Dass  Schlüsse  weltlichen  Inhalts  zu  ihrer  Rechtskraft  könig- 
licher Bestätigung  bedurften,  ist  nicht  zu  bezweifeln“, *)  aber 
auch  hinsichtlich  der  Konzilschlüsse  mit  kirchlichem  Inhalte 
wird  man  nach  den  — allerdings  mangelhaften  — Quelleu- 
berichten  zu  demselben  Resultate  gelangen. 

Anscheinend  widerspricht  hier,  dass  einige  Kouzilsakten  in 
ihrem  Eingänge  oder  im  Schlusspassus  von  der  Gültigkeit  der 
Bestimmungen  und  den  Folgen  ihrer  Übertretung  reden,  ohne  der 
staatlichen  Genehmigung  zu  erwähnen9):  indessen  mögen  auch 
diese  Bestimmungen  erst  zusammen  mit  den  einzelnen  andern  auf 
das  Vorwort  folgenden  oder  dem  Schlusskapitel  vorangehenden 
Kanones  ihre  Rechtskraft  durch  die  Bestätigung  des  Herrschers 
erhalten  haben.4) 

Andererseits  finden  sich  doch  verschiedene  Notizen,  welche 
auf  ein  königliches  Bestätigungsrecht  hinweisen: 

Die  Bischöfe  des  I Konzils  von  Orleans  richteten  an  König 
Chlodovech,  auf  dessen  Befehl  sie  zusammengetreten  waren,  ein 

*)  Letzteres  nehmen  an:  Plank  II.  8.  129,  133,  137,  Guizot  (cours 
d’histoire  moderne:  histoire  de  la  civilisation  en  France,  Paris  1839,  Tome  1.) 
S.  446,  Eichhorn  (Deutsche  Staats-  und  Hechtsgeschichte  I.  5.  Aufl. 
Gocttingen  1843)  §.  97,  Schaeffner  (Geschichte  der  Rechtsverfassung 
Frankreichs,  Frankfurt  a.  M.  1K15)  S.  388.  Loebell  (Gregor  von  Tours  und 
seine  Zeit,  2.  Aufl.  Leipzig  1869),  S.  324.  Friedberg,  Grenzen,  S.  21, 
Lehrbuch  des  Kirchenrechts  (2.  Aufl..  Leipzig  1884)  S.  26,  v.  Hanke  IV,  2, 
S.  211  Anm.  1,  v.  Giesebrecht  (Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit  I, 

4.  Aufl.,  Braunschweig  1873)  S.  83,  Rettberg  II,  S.  624,  Richter-Dovo 

5.  67  (vgl.  Waitz  II.  2 S.  202,  v.  Roth,  Einfluss  S.  11,  Fehr  S.  10,  17), 
neuerdings  Zorn  S.  66;  das  Gegenteil  nimmt  Loening  S.  160  fl',  an. 
vgl.  Hinschius  III  S.  542,  701,  Schroeder  (Lehrbuch  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  L,  Leipzig  1887)  S.  146. 

*)  Z o r n S.  66  Anm.  2. 

*)  Cono.  Aurel.  11.  can.  21  (Mansi  VIII,  838),  Gone.  Aurel.  III.  can.  33 
(eod.  IX,  20),  Gone.  Aurel.  IV.  can.  38  (eod.  119),  Gone.  Aurel.  V.  can.  24 
(eod.  136),  Gone.  Arelat.  V.  praef.  (eod.  701),  Gone.  Paris.  III.  can.  10  (eod. 
747),  Gone.  Valent.  II.  (eod.  946),  Gone.  Matisc.  II.  praef.  (eod.  949). 

*)  Auch  kann  mau  geltend  machen,  dass  Gone.  Aurel.  I.  (Mansi  VIII, 
360)  in  seiner  praefatio  von  einer  königlichen  Bestätigung  nichts  enthält, 
während  es  in  seinem  Briefe  an  den  König  (folgende  Anmerkung)  dieselbe 
nachsucht.  — Die  in  Anm.  3 aufgezählten  Versammlungen  haben  vielleicht 
gleichfalls  solche  Gesuche  aufgesetzt,  die  uns  indessen  nicht  überliefert 
worden  sind ; ohne  nachfolgende  Bestätigung  seitens  der  weltlichen  Macht 
wären  ferner  geradezu  sinnlos  solche  Kanones,  in  welchen  die  Kirche  für 
gewisse  Übertretungen  staatliche  Bestrafung  androht;  vgl. Gone.  Matisc.  I. 
can.  14  (Mansi  IX,  934). 
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Schreiben , in  welchem  sie  ihm  „seinem  Wunsche  gemäss  und 
gemäss  den  von  ihm  gegebenen  Anweisungen,  wns  sie  für  richtig 
befunden“,  mitteilen,  „damit,  falls  ihre  Entscheidungen  dessen 
Billigung  fänden,  des  Königs  Zustimmung  die  Ansicht  des  Epis- 
kopates mit  grösserem  Nachdrucke  zur  Geltung  bringe“.1) 

Alsdann  ist  uns  ein  Gesetz  König  Guntchramns  vom 
10.  November  585  überliefert  *),  in  welchem  er  im  Anschluss  an  die 
Beratungen  des  II.  Konzils  von  Ma<;on  *)  vom  23.  October  585 
neben  einigen  ganz  allgemein  gehaltenen  Vorschriften  den  ersten 
Kanon  des  genannten  Konzils  zu  weltlichem  Hecht  erhebt  und 
am  Schlüsse  bestimmt : „Alles,  was  er  in  diesem  Edikte  beschlossen, 
wolle  er  stets  gewahrt  wissen,  weil  er  im  Konzile  von  Magon 
bekanntlich  dafür  habe  Sorge  tragen  lassen,  dass  dieses  Alles 
festgesetzt  würde,  was  er  in  dem  gegenwärtigen  Erlass  ver- 
öffentliche.“ Wenn  wir  nur  den  einen  Kanon  vom  Könige 
bestätigt  finden,4)  nicht  aber  die  übrigen,  vor  Allem  auch  nicht 
den  mit  jenem  durchaus  sinnverwandten  und  inhaltlich  ihn 
ergänzenden  zweiten  und  vierten , so  ist  anzunehmen , dass  die 
anderen  Beschlüsse  des  Konzils  vor  Guntchramns  Kritik5)  nicht 
bestanden  haben  und  darum  nicht  Geltungskraft  erhalten  sollten. 


’)  Cono.  Aurel.  I.:  Epistola  synodi  ad  Olodoveum  regem  (MansiVHI,3ö0): 
Secundum  voluntatis  vestrae  consultationem  et  titulos,  quos  dedistis, 
ca  quae  nobis  visum  est  detinitione  respondimus,  ita  ut  si  ea  quae  nos 
statuimus  etiam  vestro  recta  esse  judicio  comprobantnr  tanti  conseosus  regis 
ac  domini  majori  auctoritate  servandam  tantoram  finnet  sententiam  saoer- 
dotum.  Vgl.  hierüber  Hefele  II.  S.  643,  Fehr  8.  10,  Waitz  11,2,8.202 
Aum.  2 und  Kettberg  II,  S.  624.  — Plank  irrt  wohl,  wenn  er  II,  8.  187 
von  den  „Schreiben  mehrerer  Synoden,  worin  sie  um  die  königliche 
Bestätigung  nachsucbten“,  spricht. 

*)  Boretius  8.  10  ff.,  Mansi  IX,  962  ff.  Der  Schlusspassus  lautet: 
Cuncta  ergo,  quae  hujus  edicti  tenore  decrevimus,  perpetualiter  volumus 
custodiri , quia  in  sancta  synodo  Hatisconensi  haec  omnia,  sicut  nostis, 
studuimus  definire,  quae  praesenti  auctoritate  vulgamus. 

»)  Mansi  IX,  947  ff.,  Greg.  Hist.  VIII,  7,  20  S.  330,  338. 

*)  Hierin  wird  man  Locning  8.  151  gegen  Waitz  II.  2,  8.  202 
Anm.  2,  Kettberg  II.,  S.  624,  v.  Daniels  (Handbuch  der  deutschen  Keichs- 
und  Staatsrechtsgeschichte,  Tübingen  1859)  S.  279  Hecht  geben  müssen. 

*)  Vgl.  Brief  Gregor  des  Grossen  an  König  Theodebert  II.  (Mansi  X, 
292):  Excellentia  vestra  . . . Studium  ad  congrcgandam  synodum  . . . 
adhihere  dignetur,  ut  omne  a sacordotibus  corporale  vitium  et  simoniaca 
haeresis  . . potestatis  vestrae  imminente  censura  concilii  defini- 
tione  tollatur. 
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Dbs  Gleiche  ist  anzunehmeti,  wenn  König  Chlothar  II.  durch 
das  Edikt  vom  18.  October  614')  nicht  sämmtliche  Bestimmungen 
des  V.  Konzils  von  Paris  vom  15.  October  desselben  Jahres 
bestätigte,  vielmehr  nur  canon  1 — 5,  13,  15  und  zwar  auch  diese 
nur  unter  wesentlichen  Abänderungen,  und  wenn  das  spätere 
sogen,  conciliura  incerti  loci  von  der  Befolgung  derjenigen 
Bestimmungen  spricht,  „welche  zu  Paris  sowohl  von  dem 
Episkopate,  wie  vom  Könige  Chlothar  getroffen  sind“.*) 
Ferner  ist  eine  bisher  übersehene  Notiz  Gregors  von  Tours 
ins  Auge  zu  fassen.  Derselbe  berichtet  uns  von  einer  bischöf- 
lichen Versammlung,  welche  die  Könige  Guntchramn  und  Childe- 
bert  II.  berufen,*)  um  mit  Hülfe  des  Episkopates  den  Unruhen 
zu  steuern,  die  im  Kloster  Poitiers  entstanden  waren;  zugleich 
erfahren  wir  nun,  dass  die  Bischöfe  das  Urteil,  welches  sie  gefällt 
haben,  in  schriftlicher  Motivierung  den  Fürsten  übersenden,  weil 
es,  wie  sie  sich  ausdrücken:  „nach  allem  Rechte“  geboten  sei,  dass 
die  Kirche  den  von  Gott  eingesetzten  Fürsten  ihre  eigenen  An- 
gelegenheiten mitteile.4)  — Wenn  also  auch  in  diesem  — wie 
man  allerdings  einräumen  muss,  zu  einem  speziellen  Zwecke 
zugespitzten  — Falle  die  Geistlichkeit  das  Resultat  ihrer  Be- 


’)  Der  Eingang  de«  Edikt«  (Boretia«  8.  30  ff.,  M ans;  X,  543  ff.)  lautet: 
Eclici taten)  regni  nostri  in  hoc  magis  magisque  . . . «uccreacere  non  dubium 
est,  si  qua  in  regno  . . noatro  bene  acta  statuta  atque  deoreta  sunt, 
inviolabiliter  noatro  studuerimua  tempore  cuatodire. 

’)  Conc.  incerti  loci  can.  1 (Mansi  X,  546):  Ut  constitutione«  illae, 
quae  Pariaiua  sunt  decretae.  hoc  est  tarn  a dominis  sacerdotibus  quam 
a domno  Chlothario  rege  ....  in  omnibus  conserventur.  Das  Kouxil 
selbst  unterscheidet  nicht  zwischen  den  Konzilsschlüssen  und  dem 
Edikt,  wie  Loening  S.  löil  in  den  Wortlaut  hineinzuinterpretieren  sucht, 
fasst  vielmehr  beides  als  eine  ungetrennte  Einheit  auf.  Die  Wendung  ,hoc 
est'  crgiebt,  dass  das  Konzil  als  „Konstitutionen  der  Pariser  Versammlung“ 
nur  diejenigen  anzusehen  vermag,  welche  der  König  gebilligt  hat,  während 
die  anderen  Beschlüsse  nicht  in  Betracht  kommen  konnten.  — Ebenso  ist 
der  ähnliche  Wortlaut  des  Conc.  Clipp.  (bei  Waitz  TI,  2,  S.  203  Amu.  3 
und  Loening  S.  154)  zu  deuten. 

*)  Greg.  Hist.  X,  15  8.  425. 

4)  Greg.  Hist.  X,  16  S.  427 : Exemplar  judicii : Domuis  gloriosissimis 
regibus  episcopi  qui  adferunt.  Propitia  Divinitate.  piis  atque  catholicis 
populo  datis  principibus,  quibus  concessa  est  regio,  rcctissime  suas  causas 
patefacit  religio,  intellegens,  sacrosancto  participante  Spiritu , eorum  qui 
dominantur  se  sociari  et  constabiliri  decreto.  Et  quia  ex  jussione  potestatis 
vestrae,  cum  ad  Pectavam  civitatem  . . . convenimus,  ut  altercationes  . . . 
agnuscere  deberimus  . . . 
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ratungen  den  Königen  kund  thut  und  von  jenen  prüfen  lässt,  eo 
dürfte  sich  im  Ganzen  ein  genügendes  Beweismaterial  dafür 
ergeben  haben,  dass  die  Konzilien,  welche  möglichenfalls  nur 
auf  Grund  der  ihnen  von  den  Herrschern  gegebenen  Vorlagen 
beraten  haben,')  zur  Rechtskraft  ihrer  Beschlüsse  der 
königlichen  Bestätigung  bedurften.*) 


§ 4. 

Oie  Provinzialsynoden. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  der  Frage,  welches  die  Stellung 
der  Merovinger  zu  den  Provinzialsynoden  gewesen  ist,  und  unter- 
suchen wir  zunächst,  ob  auch  diese  von  den  Königen  berufen 
worden  sind. 

Die  Antwort  lautet:  In  der  Regel  nahmen  die  Herrscher  gar 
keine  Notiz  von  den  Provinzialsynodcn,  sondern  überliessen  sowohl 
die  Leitung  wie  die  Einberufung  derselben  den  Metropoliten.*) 


*)  Vgl.  den  Brief  des  Bischof  Mappinus  von  Reims  oben  S.  20  Anm.  7 
nnd  Conc.  Aurel.  I.  oben  S.  23  Anm.  1,  ferner  Guntchramns  Edikt  (oben 
S.  23  Anm.  2):  in  sancta  synodo  Matisconensi  haec  omnia,  sicut  noitis, 
studuimus  definire;  Greg.  Hist.  X.  16  (vorige  Anmerkung).  Dazu 
Schreiben  Gregor  des  Grossen  an  König  Theoderich  II.  (Hansi  X,  291): 
Adhortatione  (vos)  pulsamus,  nt  congregari  synodum  jubeatis  et  . . . oor- 
poralia  in  sacerdotibus  vitia  et  Sitnoniacae  haereseos  pravitatera  omnium 
episcoporum  definitione  damnari  . . . faciatis.  Ferner  Brief  Dagoberts 
(Hansi  X,  6Ö9  oben  S.  18  Anm.  sub  No.  5),  vielleicht  auch  Conc.  Aurel.  V. 
praef.  (Hansi  IX,  128)  und  Conc.  Valent.  II.  (eod.  94ö):  quia  . . . rez  per 
. . Asclepiadum  referendarium  datis  ad  sanctam  synodum  epistolis  suis 
injunxit,  ut  . . . 

’)  Vielleicht  ist  es  in  diesem  Sinne  zu  verstehen,  wenn  es  Conc.  Turon.  II. 
praef.  (Hansi  IX,  792)  heisst:  Juxta  conniventiam  . . regis  annuentis 
coadunati  . . . opportunum  credimus  supter  annexa  decreta  oonfioere  . . ut 
retundantur  noxia , propagentur  (seil,  a rege)  optata  (i.  e.  ea  qnae  a rege 
propagari  optamns).  Ferner  spricht  es  für  die  im  Text  gegebene  Behaup- 
tung, wenn  das  Konzil  von  Reims  (Hansi  X,  592,  Flod.  II,  12,  S.  462)  in 
can.  3 die  Verletzung  nur  der  capitula  canonum  Parisiia  acta  in  generali 
synodo,  in  can.  24  eine  solche  des  edictum  illud  dominicum,  quod  Parisiis 
factum  est,  mit  Strafe  bedroht.  Vgl.  oben  S.  24  Anm.  2 über  can.  1 des 
Conc.  inc.  loci. 

*)  VgL  unten  S.  27  Anm.  3,  Greg.  Hist.  IV,  26  S.  161,  sowie  Conc. 
Aurel.  II.  can.  1 und  2 (Hansi  VIII,  835.  836),  Conc.  Aurel.  HI  can.  1 (eod. 
IX,  11),  Conc.  Aurel.  IV.  can.  37  (eod.  IX,  119),  Conc.  Aurel.  V.  can.  18 
und  23  (eod.  IX,  133,  13ö),  Conc.  Turon.  II.  can.  1 (eod.  IX,  792).  Uebrigens 
hat  Loening,  wenn  er  S.  204  Anm.  4 als  alleinige  uns  erhaltene  Akten 
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Doch  hatten  die  Könige  schon  im  VI.  Jahrhundert  *)  das  Recht 
der  Initiative  auch  für  Provinzialsynoden  und  konnten  wie 
(Partikular-)  Konzilien  so  auch  Provinzialsynoden  durch  ihr  Macht- 
gebot zusammentreten  lassen.’) 

Entschieden  zu  bestreiten  ist  es  nämlich,  wenn  Loening*)  — 
und  im  Anschlüsse  an  ihn  mit  ähnlichen  Worten  Hinschius*)  — 
meint:  „Bia  in  das  VII.  Jahrhundert  war  die  Genehmigung  des 
Königs  zum  Zusammentritt  der  Provinzialsynode  nicht  erforder- 
lich“ und  wenn  er  dies  aus  dem  vermeintlichen  Umstande  folgert, 
„dass  bei  keiner  einzigen  Provinzialsynode,  von  der  wir 
Kenntnis  haben,  der  königlichen  Genehmigung  gedacht  wird, 
während  bei  den  , . . Konzilien  in  der  Regel  ausdrücklich  erwähnt 
wird,  dass  sie  auf  Befehl  oder  mit  Erlaubnis  des  Königs  zusammen- 
getreten  sind.“  — Loening  behauptet  somit  nicht  nur  — wozu 
er  allerdings  berechtigt  ist5)  — dass  Provinzialsynoden  im 
einzelnen  Falle  auch  ohne  das  Wissen  und  den  ausdrücklichen 
Befehl  des  Königs  zustande  kommen  konnten,  er  leugnet  zugleich, 
dass  solche  überhaupt  im  einzelnen  Falle  zustande  kamen  auf  des 
Königs  Befehl  und  spricht  den  Merovingern  vor  650  das  Recht 
der  Initiative  für  Provinzialsynoden  ab. 

Doch  sind  wir  in  der  Lage,  den  Gegenbeweis  zu  führen  und 
zwar  auf  Grund  der  Berichte  Gregors  von  Tours  in  Hist.  V,  20 
sowie  in  Hist.  IX,  40,  IX,  41  und  X,  16. 


einer  Provinzialsynode  die  der  Synode  von  Kauze  bezeichnet,  übersehen, 
dass  die  Episkopalversammlung  von  Arles  (sog.  Conc.  Arclat.  V.)  bei  Mansi 
IX,  701,  die  Loening  selbst  an  anderer  Stelle  (S.  121)  als  „Provinzial- 
konzil“ (vgl.  oben  S.  17  Anm.  2)  auffasat,  nur  von  dem  Episkopale  des 
Metropolitanbezirke  Arles  besucht  war  (vgl.  die  Unterschriften  und  can.  1, 
sowie  die  praefatio). 

')  Nicht  erst  (Loening  S.  2(4)  ums  Jahr  6Ö0  (unten  S.  Hl). 

*)  Die  Argumentation,  welche  Loening  S.  20ö  gemäss  Conc. Turou.  II. 
can.  1 (Mansi  IX,  792)  giebt,  ist  gegenüber  dem  von  uns  behaupteten 
fakultativen  Eiuberufungsrecht  des  Königs  nicht  stichhaltig. 

*)  Loening  S.  204 — 205. 

*)  Hinschius  III  S.  477.  insbes.  auch  Note  6;  so  wohl  auch  Sohm 

S.  2Ö0. 

•)  Aus  (Jreg.  Hist.  IV,  26  8.  161  allerdings  ergiebt  sich  dies  nicht 
notwendig,  wie  Loening  S.  204  Anm.  4 und  Hinsehius  III  S.  477 
Note  6 glauben.  Man  kann  aus  IV,  26  folgern,  dass  des  Kmerins  Ab- 
setzung „ohne  das  Vorwissen  des  Königs“  (.abaque  regia  judicio1)  erfolgte, 
nicht  aber,  dass  die  Synode  selbst  „ohne  das  Vorwissen  des  Königs  ab- 
gehalten  wurde“  (Loening  a.  a.  O.). 
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Betrachten  wir  zunächst,  was  Hist.  V,  20 l)  ergiebt:  Dass 
hier  nur  an  eine  I’rovinzialsynode,  nicht  an  ein  Partikular- 
konzil gedacht  werden  kann,  erhellt  deutlich  aus  den  Worten: 
,Conjunctisque  episcopis  cum  patriarcha  Nicetio  beato‘,  „als  nun 
die  Bischöfe  mit  ihrem  Patriarchen  (d.  h.  mit  ihrem  Metropoliten J *), 
dem  hl.  Nicetius,  zusammengetreten  waren.“  ln  dieser  Art 
drückt  sich  der  Schriftsteller  nur  aus,  wenn  er  von  einer  Pro- 
vinzialsynode spricht.3)  Es  war  eben  diese  bischöfliche 
Versammlung  eine  Provinzialsynode,  die  unter  dem  Vorsitze  des 
Patriarchen  des  Metropolitanverbandes  Lyon  über  zwei  Ubel- 
thäter  zu  Gericht  sass4),  welche  in  seiner  Kirchenprovinz3}  die 


')  Greg.  Hist.  V.  20  S.  217:  Igitur  contra  Salouiuin  Sagittariumque 
episcopos  tumultus  exoritur.  üi  enim  a sancto  Nicetio  Lugdunonsi 
opiscopo  educati  diaconatua  officio  sunt  sortiti,  hujusque 
tempore  Salunius  Kbredunensis  nrbis,  Sagittarius  autem 
Vappinsis  ecclesiae  sacerdotes  statuuntur.  Sed  adsumpto  epis- 
copatu  . . . ooeperunt  in  pervasionibus,  caedibus,  homicidiis,  adulteriis  diver- 
sisque  sceleribus  insano  furore  crassari  . . . Quod  cum  rex  Uuntchramnus 
comperisset,  congregari  synoduin  apud  urbem  Lugdunentim  jussit 
conjunctique  episcopi  cum  patriarcha  Nicetio  beato  discusais 
causis  invenerunt  eos  de  his  sceleribus  quibus  accusabantur  valde  couvictos; 
praeceperuntque.  ut  qui  talia  commiserant  episcopatus  honore  privareutur. 
At  illi,  cum  adhuc  propitium  sibi  regem  esse  nossent,  ad  eum  acccduut 
(der  König  wohnte  der  Versammlung  also  nicht  persönlich  bei,  vgl.  unten 
8.  31)  implorantes  se  injuste  remotos,  sibique  tribui  licentiam,  ut  ad  papam 
urbis  Romae  accedere  debeant. 

*)  Vgl.  Conc.  Matisc.  IL  praef.  (llansi  IX.  949),  Ru  inart  bei  Bouquet 
8.  247  Anm.  1. 

’)  Greg.  Hist.  VI,  38  8.  278:  Unde  factum  est,  ut  . . . conjunotus 
mctropolis  (Gregors  Bezeichnung  für  den  Metropoliten,  cf.  Hist.  IV,  28 
8.  161,  VII,  31  S.  312,  VIII,  2 8.  327,  IX,  20,  41,  S.  878,  388,  X,  16  8.  42ö) 
cum  suis  provincialibus  apud  urbem  Arvernam  residens  judicinm  emanaret 
(im  Anschlüsse  daran  heisst  es  eod.  VI,  38  8 278:  hic  senodum  illam  cui 
fiupra  meminimus  . . . fieri  commonuit);  eod.  IX,  20  8.  378:  Jnxta  contue- 
tudinem  canonum  placebat  gloriosissimo  nepoti  vestro,  ut  unusquisque 
mctropolis  cum  provincialibus  suis  conjungeretur,  nachdem  die  Ge- 
sandten Childeberts  II.  dem  König  Guntchramn  angezeigt  haben,  dass  ihr 
Herr  zur  Berufung  eines  Konzil  es  nicht  geneigt  sei.  — Vgl.  eod.  IX,  41 
unten  8.  28  Anm.  2,  X 16  unten  8.  30  Anm.  3. 

*)  Disziplinäre  Kompetenz  der  Provinzialsynoden  über  Bischöfe  ergiebt 
Greg.  Tur.  IV,  26  S.  161. 

*)  Dies  folgt  aus  dem  ersten  Satze  von  Greg.  Hist.  V,  20  (oben 
Anm.  1),  welchor  den  Schluss  gestattet,  dass  N i c e t i u s es  gewesen,  von  dem 
Salonius  und  Sagittarius  nicht  nur  erzogen,  sondern  auch  zu  Diakonen  und 
alsdann  zu  Bischöfen  geweiht  worden  sind.  Loening  8.  121  undWiltseh 
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Bicchofawürde  zu  Embrun  und  Gap  bekleideten,  zwei  Städten  der 
heutigen  Dauphine  im  Departement  Alpes  Hautes.  — Unsere 
Versammlung  mit  dem  im  gleichen  Jahre  (Ö67)  stattgehabten 
Conciiium  Lugdunense  II. ')  zu  identifizieren  *)  liegt  keine  Not- 
wendigkeit vor  und  verbietet  die  erwähnte  Ausdrucksweise  Gregors 
aufs  Entschiedenste ; doch  selbst  wenn  man  hierin  einen  Irrtum  des 

(Handbuch  der  kirchlichen  Geographie  und  Statistik  Bd.  I,  Berlin  1846) 
S.  111  nehmen  an,  dass  die  Provinz  der  Seealpen  zum  Metropolitanbezirk 
Arles  gehört  habe;  Loening  will  dies  zunächst  daraus  schliessen,  dass 
der  Bischof  von  Embrun,  „der  Hauptstadt  dieser  Provinz“,  nicht  Metropolit 
gewesen  ist:  indessen  kann  derselbe  dann  ebensogut  der  Kirchenprovinz 
Lyon  zugehört  haben;  ferner  stützt  sich  Loening  darauf,  dass  die  Bischöfe 
der  Seealpeu  auf  don  vom  Bischof  von  Arles  abgehaltencn  Provinzial- 
konzilien anwesend  und  seiner  Disziplinargewalt  unterworfen  gewesen  wären; 
bezüglich  der  hierfür  als  Beleg  aufgeführten  Konzile  von  Vaison  (599)  und 
Marseille  (533)  ist  zu  bemerken,  dass  dieselben,  weil  vorfränkisch,  nicht  für 
die  fränkischen  Verhältnisse  beweiskräftig  sind;  betreffs  der  19  Bischöfe, 
welche  die  Akten  der  Episkopalversammlung  von  Arles  vom  Jahre  554 
(s.  oben  S.  25  Ahm.  3)  unterschrieben  haben,  sind  uns  nur  die  Sitze  von 
11  derselben  angegeben,  deren  keiner  in  den  Seealpen,  alle  vielmehr  südlich 
der  Durance  gelegen  sind : Arelate  (Arles)  selbst,  Apta  (Apt),  Aquae  (Aiz), 
Arausio  (Orange),  Avennio  (Avignon).  Oavellio  (Cavaillon),  Cemelia  (Cimia), 
mit  der  Naohbarstadt  Nicea  [Nizza]  zu  einem  Bistum  verbunden,  vgl. 
Qallia  Christians  in  provincias  ecclesiasticas  distributa,  tom  II,  Pari- 
siis  1727  S.  1273/1274  und  die  Unterschrift  des  Presbyter  Aetius  für  Bischof 
Magnus  in  Conc.  Aurel.  V.  v.  J.  549,  Mansi  IX,  137),  Dinia  (Digne), 
Forum  Julii  (Fröjus),  Sanitium  (Senez)  und  Telonum  (Toulon);  vgl.  Spruner, 
historisch -geographischer  Handatlas  I,  Gotha  1850  fol.  XI.  In  der  Gallia 
Christians  8.  1051  ff.  ist  behauptet,  Embrun  sei  selbstständige  Kirchen- 
provinz gewesen;  doch  muss  diese  Annahme  gegen  Hefele  III  8.  8 
Anm.  4 mit  Wiltsch  S.  110  f.  bezweifelt  werden.  — Wie  Embrun,  ge- 
hörte auch  Gap  nicht  zur  Kirchenprovinz  von  Arles,  sondern  zu  der  von 
Lyon;  wenigstens  geht  das  von  Wiltsch  S.  100  angenommene  Gegenteil 
weder  aus  den  Citaten  daselbst  Anm.  17  hervor,  noch  lässt  sich  dafür  — 
zumal  die  Kirchenprovinz  Arles  an  Bistümern  überaus  reich  war;  vgl.  im 
Allg.  W iltsch  S.  100.  — als  zwingender  Beweis  der  Umstand  ins  Feld 
führen,  dass  im  Conc.  Arelat.  V.  vom  Jahre  554  (Mansi  IX,  708)  ein 
Presbyter  für  einen  Bischof  Vellesiua  unterzeichnet  hat,  und  dass  das  Conc. 
Aurel.  V.  vom  Jahre  549  (Mansi  IX,  136)  die  Unterschrift  eines  Vellesius 
episoopus  ecclesiae  Vappincensis  enthält.  Vgl.  z.  B.  die  doppelt vorkommenden 
Namen  Ambrosius,  Avolus,  Desideratus,  Eusebius  und  Gallus  in  den  Unter- 
schriften zum  Conc.  Aurel.  V.  (Mansi  a.  a.  OJ 

*)  Mansi  IX,  785  fl'.,  vgl.  übrigens  Hinschius  III  S.  476  Anm.  5. 

*)  Dies  thun  Ruinart.  bei  Bouquet  S.  247  Anm.  i,  Mansi  IX,  789, 
Fehr  S.  311,  Loening  8.  131  Anm.  4,  Hinschius  III  S.  540  Anm.  2, 
Arndt  (in  den  Monum.  Germ.,  Script,  rer.  Meroving.)  8.  217  Anm.  4, 
Hefele  II,  19  u.  31. 
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Schriftsteller«  «dien  wollte,  so  müsste  man  zugeben,  das«  dieser 
die  Möglichkeit  der  Berufung  der  von  ihm  geschilderten 
Provinzialsynode  durch  den  König  angenommen  hat;  denn 
dass  der  König  es  gewesen  ist,  weloher  die  Versammlung  ein- 
berief,  sagt  Gregor  a.  a.  O.  ausdrücklich. 

Die  zweite  Beweisstelle  ist  Greg.  Hist.  IX,  40,  verglichen 
mit  eod.  IX,  41  und  X,  16;  Gelegentlich  des  Berichtes  über  die 
Wirren  im  Kloster  der  heiligen  Radegunde  zu  Poitiers  erzählt  uns 
der  Autor  in  IX,  40 l),  dass  König  Guntchramn  einige  Bischöfe 
beauftragt  hat,  die  Sache  zu  untersuchen,  dass  die  Geistlichen 
aber  nicht  erschienen  und  die  Nonnen  in  die  Kirche  des  hl. 
Hilarius  flüchteten.  In  IX,  41  *)  heisst  es  dann  weiter:  Der 
Bischof  Gundegisil  von  Bordeaux  habe  sich  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Metropolit  von  Poitiers,  das  zu  seiner  Kirchen- 
provinz gehörte,  zusammen  mit  Nicasius  von  Angoulßme,  Saffarius 
von  Perigieux  und  Marovech  von  Poitiers  in  die  Kirche  des  hl. 
Hilarius  begeben,  um  die  Mädchen  zur  Rede  zu  stellen.  Dass 
die  Bischöfe  hier  eine  Synode  abgehalten  haben  und  zwar  eine 
Provinzialsynode,  nicht  ein  Partikularkonzil,  ist  klar*), 
weil,  wie  wir  anderweitig  erfahren,  Angouleme,  Perigieux  und 
Poitiers  Bistümer  der  Kirchenprovinz  Bordeaux  waren.4)  Es  liegt 
nun  nahe,  diese  Synode  mit  der  laut  IX,  40  vom  Könige  be- 
schlossenen und  von  den  Nonnen  — anfangs  vergeblich  — er- 


')  Greg.  Hist.  IX,  40  S.  HUK : Chrotieldis  ...  ad  regem  Guntchramnum 
arcessit.  A quo  suscepta  . . . Toronus  est  regressa,  Constantiam  ...  in 
monastyrio  Agustidünensi  reticta,  exspectans episcopos,  qui  a rege  fuerant 
juasi  advenireet  causam  ipsarum  cum  abatissa  discutere.  Multae  tameu 
ex  his  (seil,  puellis)  . . . cum  . . . praestulantes  adventum  nullum  epiacopum 
ad  venire  aenseruut.  Pectavum  regressae  sunt  et  se  infra  baailioa  sancti 
Helari  tutaverunt. 

*)  Greg.  Hist.  IX,  4t  8.  388:  Cum  autem  haec  agerentur,  Gundegy- 
silus  Burdegalensis  adjunctis  secum  Nicasium  Kcolesinensem 
et  Saffarium  Petrogoricum  ac  ipso  Haroveo  Pectavensi  epis- 
copis.  eo  qu  od  (Gundegysilus)  hujus  urbis  metropolis  esset,  ad 
basilicam  sancti  Helari  a d v e n i t , arguens  has  puellas  et  in  monasterio 
reducere  cupiens. 

’)  Ebenso  lasst  auch  Loening  S.  204  Asm.  4 den  Charakter  dieser 
Versammlung  auf.  Vgl.  Hefele  III,  51. 

4)  Vgl.  die  Unterschriften  zum  Conc.  Aurel.  I.  (Mansi  VIII,  356),  flir 
Poitiers  insbesondere  auch  Greg.  Hist.  X,  15  S.  425:  Zu  dem  Nationalkonzil 
von  Poitiers  sendet;  Childebert  ausser  Gregor  von  Tours  selbst  und  dem 
Bischöfe  von  Köln:  ipsum  urbis  Pectavae  Haroveum  episcopum  . . .,  Gunth- 
ramnus  vero  rex  Gundigisilum  Burdegalensim  cum  provincialibus  suis,  eo 
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warteten  zu  identifizieren.  Diese  Vermutung  wird  zur  Gewissheit, 
wenn  man  Greg.  Hist.  X,  16  heranzieht:  Da  die  Händel  im 
Kloster  Poitiers  nicht  nachlassen , im  Gegenteil  einen  immer 
grösseren  und  gefährlicheren  Umfang  angenommen  haben,  so 
beschlossen  die  Könige  Guntchramn  und  Childebert  II.  ein 
Nationalkonzil  zu  berufen,  welches  über  die  Nonnen  zu  Gericht 
sitzen  soll.1)  Die  Mitglieder  dieses  Konzils  senden  nun,  wie  wir 
bereits  bei  anderer  Gelegenheit  *)  sahen,  das  Urteil  nebst  Moti- 
vierung an  die  Fürsten ; in  dem  Urteil  ist  eine  ausführliche  Dar- 
stellung des  Thatbestandes  enthalten,  welcher  sich  bei  der  Unter- 
suchung ergeben  hat.1')  Hier  berichten  die  Bischöfe  des  Konzils  nun 
u. a. auch,  dassGundegisil  mit  seinen  Kom provinzialen  auf  könig- 
lichen Befehl  nach  Poitiers  gekommen  sei  und  die  Nonnen  in 
der  Kirche  des  hl.  Hilarius  habe  verhören  wollen;  von  den 
resoluten  Mädchen  seien  die  Geistlichen  aber  mit  Knütteln  be- 
grüsst  und  aus  der  Basilika  verjagt  worden.  Diese  Angabe  ent- 
spricht nun  aufs  Genaueste  dem,  was  IX,  41  berichtet  wird  von 
dem  Verhör,  welches  Gundegisil  und  die  genannten  anderen 
Bischöfe  über  die  Nonnen  eröffnen  wollten:  auch  dort  wird  er- 
zählt, dass  die  Nonnen  sich  auf  die  Geistlichen  gestürzt  und  sie 
mit  Gewalt  aus  der  Kirche  des  hl.  Hilarius  vertrieben  hätten.4) 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel4),  dass  in  jener  Provinzialsynode 
und  in  der  IX,  40  geplanten,  IX,  41  zustande  gekommenen  eine 

quod  ipse  metropolis  huic  urbi  (d.  h.  iur  Poitiers)  esset.  Diese 
Stelle  wäre  übrigens  wert  gewesen,  von  Loening  S.  123  f.  als  Beweis  heran- 
gezogen  zu  werden  dafür,  dass  „durch  die  Teilungen  des  fränkischen  Reiches 
unter  die  einzelnen  Könige  der  kirchliche  Verband  (in  der  Hegel)  nicht 
berührt“  wurde.  Vgl.  oben  S.  7 Anm.  2. 

')  X,  16  (vorige  Anmerkung). 

>)  Oben  S.  24  zu  Anm.  4. 

*)  Greg.  Hist.  X.  16  S.  420 .-  Insuper  et  (cum)  (rundegvsilus  ponti- 
fex  cum  suis  pro  v inc  ialibu  s pro  ipsa  causa  commonitus  per 
praeceptionem  regum  Pectavum  accessissent  et  ad  audientia  eas  ad 
monasterium  convocarent,  dispecta  communitione  ipsis  occurrentibus  ad 
beati  Helari  confessoria  basilicam,  quo  ipsae  commorabantur.  accedentes. . . 

*)  s.  IX.  41  S.  399  den  an  die  oben  S.  29  Anm  2 citierten  Worte  sich 
anschliessenden  Bericht. 

*)  Der  Vergleich  von  IX.  41  und  X,  16  beweist  dies  aufs  schlagendste, 
cf.  auch  das  sowohl  X,  16  S.  429  wie  IX,  43  S.  404  erwähnte,  sich  an  die 
Vertreibung  der  Bischöfe  eng  anschliessende  Auftreten  des  Priester  Theutliar. 
— Dass  X,  16  von  einer  praeceptio  reguin  die  Hede  ist,  während  es  IX,  40 
heisst:  a rege  fuerant  jussi,  ist  aus  einer  IJngenauigkeit  Gregors  oder  der 
Abschreiber  zu  erklären. 
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und  dieselbe  Versammlung  zu  sehen  ist,  und  dass  diese  Provinzial- 
synode, wie  IX,  40  und  X,  16  ergeben,  auf  des  Königs  Geheiss ') 
zusammengetreten  war. 

Um  die  Mitte  des  Vll.  Jahrhunderts  erliess  dann  König 
Sigibert  III.  einen  Befehl2),  wonach  alle*)  Episkopalversamm- 
lungen  in  seinem  Reiche  von  seiner  ausdrücklichen  Erlaubnis 
ahhängig  gemacht  wurden;  er  verwandelte  hierdurch  die  bis 
dahin  nur  fakultative  Mitwirkung  des  Herrschers  zum  Zustande- 
kommen von  Provinzialsynoden  in  ein  notwendiges  Requisit, 
während  hinsichtlich  der  Konzilien  der  Erlass  Sigiberts  keine 
Änderung  der  bestehenden  Grundsätze  enthielt.4) 

Dass  der  König  jemals  auf  einer  Provinzialsynode  anwesend 
gewesen  sei  und  dass  er  ihre  Beschlüsse  bestätigt  habe, 
wird  in  den  Quellen  nirgends  erwähnt. 


in. 

Die  staatliche  Stellung  der  Kleriker. 

§ 5. 

Allgemeines. 

Wie  sich  in  der  Stellung  der  Merovinger  zu  den  Episkopal- 
versammlungen — namentlich  zu  den  Konzilien,  in  geringerem 
Maasse  zu  den,  praktisch  allerdings  auch  wenig  bedeutenden*) 

')  Vielleicht  Hesse  sich  gleichfalls  im  Sinne  einer  Berufung  durch  den 
König  der  oben  8.  27  Aum.3  zitierte  Wortlaut  in  Cr  reg.  Hist.  IX,  2U  deuten. 

*)  Mansi  X,  783,  Pardessns  (diplomata,  chartae,  epistolae  ad  res 
Gallo- Francias  spectantia,  Lutetiae  Parisiorum  1849)  II,  S.  82  No.  308  (Brief 
an  Desiderius  von  Cahors),  zitiert  bei  Loen  ing  S.  206  Anm.  2 und  Waitz  II, 
2 S.  202  Anm.  1. 

*)  Während  der  Anfang  des  Briefes,  wie  Loening  a.  a.  0.  richtig 
bemerkt,  von  der  im  vorliegenden  konkreten  Falle  in  Betracht  kommenden 
Provinzialsynode  (Loening  sagt:  Provinzial konzil;  vgl.  oben  S.  17 
Anm.  2)  handelt,  scheint  der  Brief  Bich  im  weiteren  Verlaufe  generell 
auf  alle  Kategorien  von  Episkopal  Versammlungen  zu  beziehen  und  daher 
hier  so  aufzufassen  zu  sein,  wie  es  z.  B.  bei  Plank  S.  135,  Kettberg  II 
8.  624,  Waitz  a.a.  0.  geschieht.  Ungenau  v.  Daniels  I S.  395  zu  Anm.  17, 
Gustav  Richter  8.  150,  der  indessen  mit  Recht  sich  gegen  Fehr 
8.  67  wendet. 

4>  Vgl.  oben  S.  17  ff. 

r’)  Loening  8.  208  ff..  Zorn  8.  61:  „Die  Provinzialsynoden  wurden 
durch  die  Nationalkonzilien  so  gut  wie  ganz  verdrängt.“  Vgl.  den  Brief  des 
Bonifatius  an  Papst  Zacharias  v.  ,1.  742  bei  Jaffe,  Monumenta  Hoguutina 
(Bibliotheca  rerum  Germauicarum  tom  III.  Berolini  1866)  No.  42  ä.  112. 
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Provinzialeyuoden  — der  Grundsatz  gewahrt  findet,  dass  die 
fränkische  Kirche  nur  eine  Landeskirche  ist,  welche  von  dem 
Landesherrn  bevormundet  wird,  so  tritt  derselbe  Grundsatz 
auch  entgegen,  wenn  man  die  staatliche  Stellung  des  Klerus  als 
solchen  und  seine  besonderen  Rechte  und  Pflichten  im  Vergleiche 
zu  denjenigen  der  Laien  ins  Auge  fasst. 

Hier  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  unter  der  Herrschaft 
der  Merovinger  und  zwar  von  Anbeginn  dieser  Herrschaft  an 
der  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  nur  auf  Grund  staatlicher 
Erlaubnis  erfolgen  konnte.  Schon  das  erste  Konzil  von  Orleans 
vom  Jahre  511  enthält  in  seinem  4.  Kanon  die  Vorschrift:  kein 
Laie  solle  zum  Klerus  zugelassen  werden  ohne  des  Königs  oder 
des  Grafen  Erlaubnis.1)  Dass  diese  kirchliche  Vorschrift  auch 
staatliche  Bestätigung  gefunden  haben  wird,  oder  dass  hierin 
vielmehr  nur  die  kirchliche  Anerkennung  einer  bereits  bestehenden 
staatlichen  Vorschrift  zu  sehen  ist  *),  wird  an  sich  kaum  zweifel- 
haft erscheinen  und  ist  auch  aus  einem  Briefe  des  hl.  Remigius 
von  Reims*)  ersichtlich.4)  — Ebenso  wird  in  den  Biographien 


')  Zorn  S.  68.  Conc.  Aurel.  I.  can.  4 (Mansi  VIII,  352):  De  ordi- 
nationibus  clericoruin  id  observandum  esse  decrevimus,  ut  nullus  saecularium 
ad  olerieatus  officium  praesumatur  nisi  aut  cum  regia  jussione  aut  oum 
judicia  voluntate.  f'ber  den  sich  hieran  anachlieasenden  Passus  des  can.  4 
cit.  vgl.  Hefele  II  S.  644  und  Loening  S.  159  f„  dem  man  darin  bei- 
atimmen  muss,  dass  der  hier  von  der  Kirche  erhobene  Anspruch  von  den 
Königen  nicht  anerkannt  worden  ist. 

*)  Das  Konzil  hat  wohl  den  can.  4 nicht  desahalb  aufgesetzt,  weil  es 
eine  ausdrückliche  Anerkennung  des  staatlichen  Anspruchs  für  notwendig 
oder  angemessen  hielt,  sondern  weil  es  hieran  den  Versuch  knüpfen  wollte, 
Chlodovech  zu  gewissen  Modifikationen  des  generellen  Grundsatzes  (vgl.  die 
vorige  Anmerkung)  zu  bestimmen. 

*)  Brief  des  Remigius  an  die  Bischöfe  Heraclius , Leo  und  Theo- 
dosiua  (Mansi  VIII,  608):  Ergo  Claudium  presbyterum  feci,  non  corruptus 
praemio,  sed  praecellentissimi  regia  testimonio.  Des  Testimoniums, 
welches  von  der  weltlichen  Macht  demjenigen  ausgestellt  wurde,  welcher 
den  Eintritt  in  deu  geistlichen  Stand  uachsuchte  (aditum  quaerere  . . . 
qualiter  clericus  esse  possit,  Greg.  Vit.  patr.  XU,  2 S.  713),  finden  wir 
noch  erwähnt  in  Conc.  Aurel.  I.  can.  8 (Mansi  VUI,  353):  Si  servus  . . 
fuerit  ordinatus,  weil  der  Bischof  eum  servum  esse  nescierit,  so  sollen  die- 
jenigen, qui  testimonium  perhibent,  aut  eum  supplicaverint  ordinari,  dem 
Herrn  des  geweihten  Sklaven  dessen  doppelten  Wert  erstatten.  Vgl.  ferner 
Mabillon  IL  89  (unten  S.  33  Anm.  2):  adeptis  epistolis. 

*)  Ein  ferneres  Beispiel  ist  vielleicht  Greg.  Hist  V,  6 S.  196:  (Mon- 
dericus)  a rege  indnltns  ac  tonsoratus. 
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der  Heiligen  die  Notwendigkeit  staatlicher  Erlaubnis  zum  Ein- 
tritt in  den  geistlichen  Stand  bisweilen  hervorgehoben  ’) ; nicht 
beweiskräftig  erscheinen  allerdings  diejenigen  Berichte,  in  welchen 
es  ein  Hofbeainter  ist,  welcher  geistlich  werden  will*);  denn  in 
derartigen  Fällen  war  es  weniger  der  Eintritt  in  den  Klerus,  als 
der  Austritt  aus  dem  königlichen  Dienste  "),  wozu  man  des  Fürsten 
Erlaubnis  bedurfte.4) 

Im  VII.  Jahrhundert,  vielleicht  aber  auch  schon  vorher,  / 
wurde  der  besprochene  Grundsatz  mit  den  Steuerverhältnissen 
insofern  in  Verbindung  gebracht,  als  den  Kopfsteuerpflichtigen 
— ebenso  wie  den  Unfreien,  deren  Eintritt  in  den  Klerus  die 
Kirche  untersagte  *)  — und  zwar  aus  Gründen  der  Finanzpolitik, 
in  der  Regel  diese  Erlaubnis  nicht  gewährt  zu  sein  scheint.®) 

*)  Vita  Sulpitii  I.  c.  7,  (Mabillon  1 1-,  S.  159),  bei  Loening  8.  169 
Anm.  1 nicht  mit  richtiger  Angabe  von  Seiten-  und  Kapitelzahl  zitiert. 

*)  Vita  AuBtregisili  ep.  ßitur.  c.  4 (Mabillon  II.,  S.  89),  Vita  Geremari 
abb.  Hrandiv.  c.  4 (eod.  II.,  8.  490),  Vita  Hermenlandi  abb.  Austrensia  c.  ft 
(eod.  III,  1,  S.  867),  Vita  Agilia  abb.  Reabac.  c.  18  (eod.  II.,  S.  309).  Vita 
Wandregiaeli  abb.  Fontan.  c.  7 (Arndt,  kleine  Denkmäler  aua  der  Mero- 
vingerzeit,  Hannover  1874,  S.  33),  Vita  Ermenfredi  abb.  Cuaant.  c.  9 und  10 
(R  ollandua,  acta  sanctorum,  Parisius  et  Romae  1852  II'.  25  Sept.  VII.,  8. 108). 

*)  Vgl.  inabes.  Vita  Filiberti  abb.  Oenetecensis  c.  1 (Mabillon  II., 

8.  784):  obtentu  regii  muneris  laicali  adminiatratione  ceasante 
und  Vita  Wandregisili  L c.  (pro  eo  q u o d (rex)  ipaum  hominem  dei  in 
juventute  in  auo  miniaterio  habuiaaet)  sowie  Vita  Hermenlandi  1.  c.: 
licentia  quatenus  relicta  palatii  militia  ae  . . . Christo  militurua 
traderet. 

•)  In  Greg.  de  Virt.  Mart.  III,  15  8.  686  und  Vita  S.  Geremari  abb. 
Flaviac.  primi  c.  10,  12  (bei  Mabillon  IL,  S.  467  f.,  Loening  a.  a.  O.) 
spielen  vermögenarechtliche  Motive  mit.  Vgl.  unten  § 11. 

*)  Über  diesen  Fall  des  dofectus  libertatis  vgl.  z.  U.  Hinschiua  I., 

8.  32.  Personen,  die  trotz  ihrer  Unfreiheit  nach  rorangegangener  Freilassung 
geistlich  werden,  begegnen  Greg.  Vit.  patr.  XIJ.  2 8.  713  und  Virt.  8.Mart.II,4 
8.611  (Qui,  tunsorato  capite,  accepta  libertatc,  beati  domni  usibus  nunc 
deaervit). 

*)  Marc.  form.  I.,  19  (Zeumer  8.  55,  56):  si  eis  qui  ae  ad  onus  clericate 
transferre  deliberant,  licentiam  non  neganius,  retributorem  dominum  exinde 
habere  confidemus  . . . Igitur  illi  ad  nostram  venieus  presenciam  petiit 
serenitati  nostrae,  ut  ei  licentiam  tribuere  deberemus,  qualiter  comam  capitis 
sui  ad  onus  clericati  deponere  deberit  . , , Precipicntes  ergo  jobemus,  ut, 
ae  memoratua  ille  de  caput  suum  bene  ingenuus  ease  videtur  et  in  poletico 
publico  censitus  non  eat,  licentiam  habcat  comam  capitis  tonsorari.  Conc. 
Remens.  can.  6 bei  Flodoard  II,  12  8.  452,  Manai  X,  595:  fli  ■ , quos 
publicua  census  apectat  sine  permiasu  principia  vnl  judicia  ae  ad  religionem 
aoeiare  non  audeant. 

Weyt,  frinkitrha«  StftAtakJrchenrftcht  mr  Zeit  der  Mernvinger.  3 
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An  den  Austritt  aus  dem  Klerus  Bedingungen  zu  knüpfen, 
«ah  «ich  der  Staat  um  «o  weniger  veranlasst,  als  der  Austretende 
die  Privilegien  des  geistlichen  Standes  verlor  und  dem  Staate 
hieraus  ein  entschiedener  Vorteil  erwuchs. 

Die  staatliche  Stellung  der  Kleriker  beruhte  auf  derselben 
Grundlage,  welche  für  das  Verhältnis  zwischen  den  weltlichen 
Unterthanen  und  den  Merovingerfürsten  maassgebend  war,  nämlich 
auf  dem  „Pidelitätseide“  und  den  aus  diesem  entspringenden 
Treuebeziehungen  zwischen  Unterthanen  und  Herrscher,  der  Treu- 
pflicht von  Seiten  des  Volkes  sowie  dem  Korrelate  der  letzteren, 
der  Schutzpflicht  des  Herrschers.1)  Diesen  Treueid,  welchen  sich 
die  Könige  bei  dem  an  die  Thronbesteigung  sich  anschliessenden 
Umritte  durch  das  Reich*)  oder  im  Falle  der  Einverleibung  eines 
neuen  Distriktes  bei  der  Eroberung  schwören  Hessen*),  mussten 
gleich  den  übrigen  freien  Unterthanen  auch  die  Kleriker4) 
leisten. 

Der  Fidelitätseid  war , wie  heute  unbestritten  angenommen 
wird,  die  Basis  des  „Unterthanenverbandes“  *),  die  Basis  der  Bann- 
und  Hoheitsrechte  der  Merovingerfürsten.  Als  solche  kommen 
in  Betracht  der  Gerichtsbann,  der  Heerbann  und  der  Finanz- 

•)  Vgl.  im  Allgemeinen  Waitz  11.  1,  S.  206  ff..  214,  P.  v.  Roth 
(Geschichte  des  Beneficialwesens,  Erlangen  1860)  S.  108  ff. 

*)  Greg.  Hist  IV,  14,  lfi  8.  151,  164,  Ul,  10  S.  296.  In  IV,  16 
besagen  die  Worte  des  Chramn:  ,omne  quod  circuivi  laxure  non  potero,  sed 
sub  mea  hoc  potestate  . . . cupio  retenere*  übrigens  nicht  (Waitz  II.  1, 
H.  206),  dass  das  Land  dem  Könige,  vielmehr,  dass  der  König  dem  Lande 
„verpflichtet  war“. 

•)  Vgl.  Greg.  Hist.  IX,  30  S.  384,  VII,  7 S.  295,  IX,  20  8.  377  einer- 
seits und  eod.  VI,  42  S.  281,  VII,  12  8.  297,  IV,  80,  42,  45  8.  165, 176,  180. 
VI,  12,  31  S.  267,  270,  VII,  13,  24  S.  297.  306.  IX,  31  S.  385.  X,  3 8.411 
andererseits. 

')  und  zwar  nicht  nur  die  hohe,  sondern  ebenso  auch  die  niedere 
Geistlichkeit,  betreffs  deren  sich  dieses  nicht,  wie  Loening  8.  311  annimmt, 
lediglich  vermuten,  sondern  durch  direkten  t^uellenbeweis  feststelleu  lässt. 
Vgl.  Greg.  Hist.  X,  9 8.  417:  Der  britannische  GrafWaroch  gelobt  Unter- 
werfung (promittens,  se  numquam  contra  utilitatem  Gunthchramni  regia  esse 
venturum).  t^uo  recedente  et  Regalis  episcopus  cum  clericis  et  paginsibus 
urbis  suae  similia  sacramcnta  dedit  Infldclität  d.  h.  Verletzung  der  durch 
den  Treueid  übernommenen  Gehorsamspflicht  wird  vorgeworfen:  Bischof 
Harovech  von  Poitiers  (Greg.  Hist.  VII,  24  8.  306)  und  Palladius  von 
Samtes  (eod.  VHI,  2 8.  327);  cf.  eod.  VII,  33  S.  313,  Miracula  S.  Martialis 
c.  14  (Bolland.  acta  30.  Juni  V.,  562). 

•)  v.  Roth,  Benef.  S.  106  fl'.,  Waitz  11.  1,  8.  108  Anm.  3. 
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bann;  es  fragt  sich  und  soll  in  den  folgenden  Abschnitten  unter- 
sucht werdeu,  ob  für  die  Geistlichkeit  hinsichtlich  dieser  Bann- 
rechte die  nämlichen  Grundsätze  zur  Anwendung  gekommen  sind, 
wie  für  die  weltlichen  Unterthanen  der  Merovinger. 

Staatliche  oder  kirchliche  Vorschriften,  welche  eine  ganz 
allgemeine  Regelung  des  Verhältnisses  der  Kleriker  zur 
weltlichen  Macht  geboten  hätten,  sind  uns  nicht  überliefert  und 
werden  schwerlich  bestanden  haben. 

Nicht  hierher  gehört  es  nämlich,  wenn  einzelne  Konzilien  l) 
bald  dem  Klerus  generell,  bald  den  höheren  Würdenträgern  im 
Besonderen  die  Beteiligung  an  den  ,actiones  publieae*  (, actus 
saeculi“)  verbieten,  bezw.  den  königlichen  Organen,  welche  die 
Kleriker  hierzu  heranziehen  würden,  kirchliche  Strafen  androhen. 
Denn  der  Zusammenhang,  in  welchem  diese  Vorschriften  er- 
scheinen, erlaubt  uns  weder,  dieselben  auf  die  oben  angedeuteten, 
aus  den  Bannrechten  des  Königs  fliessenden  allgemeinen  staats- 
bürgerlichen Pflichten  insgesammt,  noch  auf  eine  oder  die  andere 
derselben  im  speciellen*)  zu  beziehen;  konform  mit  dem  Sprach- 
gebrauche  der  übrigen  Quellen  *)  werden  wir  vielmehr  , actio* 
als  „Amt“  und  die  erwähnten  Konzilbestimmungen  als  das  Ver- 
bot zur  Bekleidung  weltlicher  Ämter  aufFassen  müssen, 
ein  Verbot,  das  wohl  staatliche  Anerkennung  gefunden  hat:  denn 
uns  ist  für  die  Merovingerzeit  keine  Notiz  darüber  erhalten,  dass 


')  Conc.  Aurel.  IV.  (vom  Jahre  541)  eau.  13  (itausi  IX,  116):  Si  quis 
judicum  clericos  de  quolibet  corpore  venientos  atque  altario  mancipatos, 
vel  quorum  nomina  in  matricula  ccclcsiae  teneantur  inscripta,  publicia  acti- 
onibus applicare  praesumpscrint,  si  a sacerdote  commonitus  emendare  noluerit 
cognoscat  se  pacem  ecclesiae  non  habere.  — Conc.  Matisc.  L (v.  J.  581) 
can.  11  (Mansi  IX,  938):  Episcopi,  presbyteri  vel  universi  honoratiores 
clerici,  cum  sublimi  dignitatis  apice  sublimantur,  actionibus  omnino  renun- 
tient  saeculi.  — Conc.  Remense  (um  625)  can.  6 (Manai  X,  594,  Flod.  13,  6 
S.  462):  Ut  siquis  judex  cujuslibet  ordinis  clericum  publicis  actionibus  in- 
clinare  praesumpserit  aut  pro  (cujuslibet?)  quibuslibet  cansis  absque  con- 
scientia  et  permissu  episcopi  distringere  aut  eontumeliis  vel  injuriis  afficere 
praesumpserit,  communione  privetur.  Es  ist  wohl  irrig,  wenn  Waitz  II.  2, 
S.  161  hier  und  in  Conc.  Aurel.  IV.  c.  13  eit.  , publicis  actionibus1  als 
Ablativ  auffasst, 

»)  ÜberLoeni  ngs  Auffassung  von  Conc.  Aurel.  IV.  can.  13  eit.  s.  unten 
S.  37  Anm.  3.  Vgl.  Hefele  II.,  S.  759. 

*)  Marc.  form.  I,  8 (Zeumer  S.  47  f.:  tibi  accionem  comitiae,  ducatus 
aut  patriciatus  ...  ad  agendem  regendumque  commissemus  ....  et  quic- 
quid  de  ipsa  accione  in  6sci  dicionibus  speratur.  per  vosmat  ipsos  . . . 

3* 
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ein  Kleriker  jemals  zugleich  Staatsbeamter  gewesen  wäre1);  im 
Gegenteil  sehen  wir  diejenigen  Männer,  welche  in  den  geistlichen 
Stand  einzutreten  gedenken , um  den  Abschied  aus  dem  könig- 
lichen Dienste  einkommen  *)  und  erfahren  von  einem  Diakon, 
welcher  Steuererheber  wurde,  ausdrücklich,  dass  er  zugleich  aus 
dem  Klerus  ausschied.®) 


§ 6- 

Oer  Gerichtsbann. 

Was  zunächst  den  Gerichtsbann  und  die  Justizhoheit  der 
Meroringer  betrifft,  so  äussern  sich  dieselben  für  die  Volksange- 
hörigen in  einer  aktiven  und  in  einer  passiven  Richtung,  indem 
einmal  die  Unterthanen  an  den  Gerichtssitzungen  teilnehmen  und 
sodann  indem  sie  der  Jurisdiktion  des  Königs  und  seiner  Be- 
amten unterworfen  sind,  welche  ihre  Rechtssprechung  vom  Könige 
ableiten. 

Hinsichtlich  des  ersten  Punktes,  der  sog.  Dingpflicht  *),  bieten 
uns  die  Quellen  deutliche  Beweise,  dass  sich  die  Geistlichkeit 
der  Teilnahme  an  den  Gerichtsversammlungen  nicht  entzogen 
hat®):  es  that  der  geistlichen  Würde  keinen  Abbruch,  in  den- 
selben zugegen  zu  sein:  brachte  doch  die  Bekleidung  des 
bischöflichen  Amtes  die  Verpflichtung  mit  sich,  die  Gemeinde- 


aerariis  inferatur):  Chloth.  IL  edict.  can.  10  (Boretius  S.  22)  und  Conc. 
Paris.  V.  can.  15  (Mansi  X.  542),  wo  den  Juden  untersagt  wird,  aetionis 
publicas  super  Christianus  agcre,  qualemcumque  militiam  aut  actionem 
publicam  supei  Christianos  aut  peterc  a principe  aut  agere ; sodann  Greg. 
Hist.  IV,  39,  42  S.  172,  175,  V,  47  S.  239,  wo  .actio'  das  „Grafenamt“ 
bezeichnet,  während  eod.  VIII,  18  S.  837  und  Virt.  S.  Jul.  c.  IG  8.  571 
im  Besondern  des  Grafen  richterliche  Thätigkeit  gemeint  ist. 

')  Vgl.  die  ausführliche  Untersuchung  bei  Locning  S.  260  ff. 

*)  Beispiele  sind  oben  S.  33  Anm.  2 und  3 gegeben. 

*)  Greg.  Virt.  8.  Jul.  e.  17  S.  571:  fuit  etiam  quidam  diaconus,  qui, 
relictam  eclesiam,  fisco  sc  publice  (nach  einer  andern  Handschrift:  publico) 
junxit. 

4)  Vgl.  über  dieselbe  Waitz  II.  2,  S.  142,  Sohin  (Altdeutsche  Reichs- 
und Gerichtsverfassung,  Bd.  L,  Weimar  1871)  8.  333  ff. 

*)  Beispiele  der  Thätigkeit  von  Klerikern  (Bischöfen)  im  Grafengericht 
sind  Greg.  Hist.  VII,  47  S.  323,  V,  48  S.  239,  VIII,  39  S.  352  (unten 
8.  37  Anm.  2),  im  Künigsgerieht  eod.  VIII,  2 S.  327.  cf.  VIII,  30  .8.  344 
(unten  g 9Jj  Herzoge  (Patrizier)  treten  stets  als  Einzelriohter  auf. 
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glieder  und  insbesondere  die  Freigelassenen  der  Kirche,  die 
Armen,  die  Wittwen  und  Waiscu  gegenüber  den  irdischen 
Machthabern  in  Schutz  zu  nehmen1);,  allerdings  verlangte  die 
Kirche,  dies  solle  nicht  dahin  ausarten,  dass  ein  Kleriker  „täglich 
mit  den  .Richtern  Streitsachen  verhandele“  *)  und  zugegen  sei  bei 
Folterungen  und  Hinrichtungen,  ja  überhaupt  bei  Kriminalver- 
handlungen,  deren  Ausgang  Verhängung  der  Todesstrafe  sein 
könne.*) 

Ob  der  Justizbann  auch  in  seiner  passiven  Richtung  auf 
die  Geistlichkeit  Anwendung  gefunden  hat,  d.  h.  ob  dieselben 
der  Rechtsprechung  durch  die  richterlichen  Organe  des  Staates 
unterlagen,  oder  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  dem  Klerus 
eine  interne  Justiz  zu  Gebote  stand,  ist  lebhaft  bestritten. 

Das  zur  Entscheidung  dieser  Kontroverse  maassgebende 
Quellenmaterial  ist  indessen  so  umfangreich  und  enthält  im  Ein- 
zelnen so  viele,  teils  anscheinende,  teils  wirkliche  Widersprüche, 
dass  es  unmöglich  ist,  im  Rahtncn  der  vorliegenden  Abhandlung 
eine  selbstständige  Untersuchung  der  Frage  nach  dem  Gerichts- 
stand der  Geistlichen  zur  Merovingerzeit  zu  geben ; daher  müssen 
wir  uns  damit  begnügen,  die  verschiedenen  Theorien  zu  skizziren, 
welche  die  neuere  Litteratur  aufgestellt  hat. 

Zunächst  sind  Civil-  und  Kriminalsachen  zu  trennen. 


*)  Greg.  Hist.  V,  42  S.  233,  IV,  35  S.  170,  So  hm,  Gerichtsbarkeit 
S.  211;  vgl.  unten  S.  43  zu  Anm.  6 und  7. 

*)  Gregor  von  Tours  spricht  Hist.  VIII,  39  S.  352  seine  Entrüstung 
über  Bischof  Badcgysil  von  Mans  aus,  welcher  cotidiae...cum  judicibus 
causas  discutere,  milicias  (vgl.  zu  diesem  Ausdruck  Conc.  Paris.  V. 
can.  15  oben  S.  35  Anm.  3 und  Greg.  Hist.  X,  19  S.  433)  saeculares  exer- 
cere,  saevire  in  alios,  alios  caedibus  agere  non  cessabat. 

3)  Gone.  Matisc.  II.  can.  19  (Mansi  IX,  956)  und  Synode  von  Auxerrc 
(sog.  Conc.  Autosiodorense)  can.  34  (Mansi  IX,  916).  — Gegen  Loening 
S.  315  Anm.  2 wird  man  annohmon  müssen,  dass  in  Conc.  Aurel.  IV.  can.  13 
(oben  S.  35  Anm.  3)  nicht  von  der  Teilnahme  an  der  Gerichtsversammlung 
gesprochen  wird,  denn  dass  auch  die  ,matricularii‘  (vgl.  über  diesen  Begriff 
unten  S.  44  zu  Anm.  2 ff.)  zu  den  Gerichtssitzungen  herangezogen  wurden, 
ist  kaum  wahrscheinlich  (cf.  Greg.  Hist.  V.  48  S.  239  unten  S.  46  Anm.  1), 
wogegen  sie  z.  B.  zu  Diensten  eines  Büttels  oder  Steuereintreibens  brauch- 
bar erfunden  werden  konnten.  — Den  Gegensatz  zu  den  „staatlichen“ 
Ämtern  bildet  dann  in  can.  13  1.  c.  das  mehr  privatrechtliche  „Amt“  eines 
Vormundes.  — Ob  und  in  wie  weit  die  erwähnten  canones  praktische 
Geltung  erhielten,  lässt  sich  nicht  beurteilen,  da  es  an  .jedem  Quellenmaterial 
für  die  Entscheidung  dieser  Frage  fehlt. 
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Für  Civilsachen  ging  Dove’s  inzwischen  von  ihm  selbst 
aufgegebene ')  Ansicht  dahin,  dass  bei  Streitigkeiten  von  Klerikern 
unter  einander  ein  rein  geistliches,  bei  Streitigkeiten  zwischen 
einem  Kleriker  und  einem  Laien  dagegen  ein  gemischtes  Gericht 
zu  entscheiden  hatte.*)  Dem  gegenüber  nehmen  Sohin5)  und 
Loening4)  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  einschliesslich 
der  Testaments- 6)  und  Ehesachen  *)  rein  weltliche  Gerichtsbar- 
keit an.  — Nissl  giebt  dies  nur  für  „Rechtssachen  de  possessi- 
one“  d.  h.  für  „Streit  uin  die  Gewere“  ~)  und  für  „Rechtssachen 
de  li  berate-1  d.  h.  für  „Fragen  des  Personen-  und  Familien  rechts“, 
für  „Statusfragen“ *),  zu*),  während  er  in  „Rechtssachen  de  per- 
sona“ d.  h.  bei  „Streit  um  Sühne  in  Geld  oder  Geldeswert  für 
nicht  kriminelle  persönliche  Verschuldung“ ,#)  seit  dem  Edikte 
Chlothars  II.  des  Jahres  614  Exemtion  der  Geistlichkeit  von  der 
weltlichen  Gerichtsgewalt  behauptet’1),  indem  er  an  Stelle  desVolks- 
gerichts  ein  bischöfliches  Gericht  treten  lässt1  *),  immerhin  aber 
dem  Königsgericht  die  zweitinstanzliche  und  auch  in  erster  Instanz 
eine  mit  dem  Bischofsgericht  konkurrierende  Kompetenz  einräumt. u) 

In  Kriminalsachen  hatte  Dove“)  gleichfalls  ein  ge- 
mischtes Gericht  angenommen.  So  hm  behauptet,  dass  bis 
zum  Edikte  Clothars  II.  von  614  nur  die  Bischöfe ,lk),  nachher 
aber  auch  die  übrige  Geistlichkeit  '*)  von  weltlicher  Strafe  und 
weltlicher  Gerichtsbarkeit  frei  und  der  Staat  nur  zum  „ersten 


')  Richter -Dove,  8.  Aufl.,  8.  74  ff. 

*)Dove  (De  jurisdictionis  ecclesiasticae  npud  Germanus  Gallosquo 
progressu.  Dis«,  inaug.,  ßorolini  1856)  S.  31  ff. 

*)  Sohm,  geistliche  Gerichtsbarkeit  S.  209,  217. 

4)  Loening  S.  507  ff. 

5)  Sohm  a.  a.  0.  S.  197,  cf.  Richter-Dove  S.  745. 

•)  Sohm  8.  246,  cf.  Richter-Dove  8.  744. 

’)  Nissl  (Der  Gerichtsstand  des  Clerus  im  fränkischen  Reich,  Inns- 
bruck 1886)8.157;  an  Nissl  schliesst  sich,  und  zwar  durchweg,  Schroeder  I. 
S.  179  an. 

*)  Nissl  a.  a.  O.  8.  181,  182. 

•)  Nissl  8.  158  ff.,  177  ff 
■•)  Nissl  8.  iaö. 

■')  Nissl  8.  204. 

**)  Nissl  8.  218. 

■»)  Nissl  8.  214  ff,  218,  233. 

’*)  Dove  a.  a.  O.  8.  40  fl'.;  vgl.  jetzt  Richter-Dove  8.  769  ff. 

'»)  Sohm  a.  a.  ü.  8.  248,  260,  270. 

>•)  Sohm  8.  262. 
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Angriffe“  und  zum  „Strafantrage“  befugt’)  gewesen  sei.  — 
Loening1)  dagegen  lehrt  unbedingte  Unterwerfung  des  Klerus 
unter  die  Organe  der  staatlichen  Kriminalgerichtsbarkeit.  — 
Nissl  behauptet  hinsichtlich  des  Episkopates  weltliche  Gerichts- 
barkeit für  das  „Vor-  und  Schlussverfahren“  ®),  geistliche  Gerichts- 
barkeit für  das  „Haupt verfahren“ 4),  hinsichtlich  der  übrigen 
Geistlichkeit  dagegen  bis  zum  Jahre  614  weltliche  Strafgewalt  *), 
von  dieser  Zeit  an  jedoch  Gleichstellung  wenigstens  der  Priester 
und  Diakonen  mit  dem  Episkopate.') 

So  sehr  diese  Auffassungen  der  Forscher  unter  einander 
differieren , so  lässt  ihre  Gegenüberstellung  dennoch  erkennen, 
dass  die  passive  Seite  des  königlichen  Gerichtsbannes  im  All- 
gemeinen selbst  dem  Klerus  gegenüber  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist,  und  dass  die  etwaige  interne  Rechtsprechung  der 
Kirche  im  Vergleiche  mit  der  Justizhoheit  der  Merovinger  nicht 
grosse  Bedeutung  gehabt  hat. 


§ 7. 

Der  Heerbann.7) 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  sehr  bestrittenen  Frage,  ob  die 
Geistlichkeit  dem  Heerbanne  der  Merovinger  unterlag,  d.  h.  ob 
sie,  gleich  den  anderen  Unterthanen,  bei  Bannstrafe*)  verpflichtet 
war,  wenn  des  Königs  Aufgebot  erging,  an  den  von  ihm  in 
Scene  gesetzten  Feldzügen  teilzunehmen. 

Für  die  Annahme,  dass  die  Kleriker  vom  Kriegsdienst 
frei  waren,  spricht  zunächst,  dass  das  I.  Concil  von  Ma$on  vom 
Jahre  581  in  seinem  ö.  Kanon  den  Klerikern  unter  Androhung 

')  Soh m S.  252  f. 

*)  Loening  a.  a.  0.  516  ff. 

s)  Nissl  S.  48  ff.,  79  ff,  91. 

*)  Nissl  S.  «1  ff.,  92. 

*)  Nissl  S.  104  ff 

•)  Nissl  S.  126  ff 

7)  Freiheit  des  Klerus  vom  Heerbanne  behaupten:  (inizot  I.,  8.448, 
Plank  S.  158,  Loening  S.  312,  Arnold  II.,  S.  108,  Gustav  Richter 
8.  141,  Schroeder  L,  S.  148;  dagegen  Dahn  S.  204,  Zorn  S.  59, 
Rettberg  II.,  S.  633,  wohl  auch  v.  Giesebrecht  L,  8.  263  Anm.  5, 
v.  Roth  S.  186;  unklar  ist,  wofür  sich  Waitz  II.  2,  S.  209  Anm.  2 
entscheidet. 

*)  Vgl.  Pertz,  dipl. 68  8.61,  dipl.  95  8.86,  de  Lezardiere  (theorie 
des  lois  politiques  de  la  monarchie  franyaise,  Paris  1854)  L,  S.  113,  611. 
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kirchlicher  Disciplinarstrafe  untersagt,  weltliche  Gewänder,  welt- 
liches Schuh  werk  oder  einen  Kriegsinantel  anzulegen  und  Waffen 
zu  tragen.1) 

Ein  von  dem  Konzile  erlassene«  Verbot  der  Waffentrngung 
und  Anlegung  des  Kriegsraantels  und  das  hiermit  gleichbedeutende 
Verbot  der  Beteiligung  von  Klerikern  an  Feldzügen  würde  an 
sich  zwar  ebenso  erklärlich  sein,  wenn  die  staatliche  Macht 
principiell  die  Kleriker  zum  Kriegsdienste  heranzog , als  wenn 
dieselben  principiell  vom  Kriegsdienste  eximiert  waren;  im 
ereteren  Falle  aber  müsste  sich  naturgemäss  die  Strafandrohung 
gegen  die  königlichen  Beamten  richten  *),  welche  dem  Ansprüche 
der  Kirche  auf  Militairfreiheit  ihrer  Angehörigen  entgegen- 
handelten; im  zweiten  Falle  müsste  sich  — und  so  thut  es 
cun.  5 cit.  — die  Strafandrohung  gegen  diejenigen  Geistlichen 
richten , welche  unerachtet  ihrer  grundsätzlichen  Kriegsdienst- 
freiheit sich  im  einzelnenen  Falle  freiwillig  dem  Heere  an- 
geschlossen  hätten.  — Eine  Opposition  der  Kirche  gegen  eine 
principielle  Kriegspflicht  des  Klerus*)  und  ein  Versuch  ihrer 
Beseitigung  kann  im  vorliegenden  Konzilsschlusse  nicht  erblickt 
werden,  denn  die  Erhebung  dieses  Beschlusses  zum  Staats- 
gesetz durch  königliche  Bestätigung4)  hätte  die  beabsichtigte 
Wirkung  verfehlt:  Die  Strafe  würde  nämlich  im  Falle  der  Über- 
tretung der  nunmehr  geschaffenen  Rechtsnorm  nicht  sowohl  die 
der  letzteren  entgegenhandelnden  Staatsbeamten  getroffen  haben, 
wie  diejenigen  Geistlichen,  welche  unfreiwillig  und  nur  auf  Grund 
des  Zwanges  der  königlichen  Exekutivorgane  ins  Feld  gezogen 
wären. 

Bischöfe  begegnen  uns  nach  den  Quellenberichten  selten  in 
der  Armee.*)  Gregor  von  Tours  vermerkt  es  höchst  missliebig, 

*)  Conc.  Matisc.  1.  can.  5 (Mansi  IX,  933):  llt  nullus  cloricus  saguru 
aut  vestimenta  vel  calcearaenla  saecularia  induerc  praesumeret.  Quod  si 
post  haue  definitionem  clericus  vel  indecenti  veste  aut  cum  armis  inventus 
fuerit,  a seniore  ita  coerceatur,  ut  triginta  dierum  inclusione  detentus  aqua 
tantum  et  modico  pane  diebus  singulis  sustentetur. 

J)  Kirchliche  Strafen  gegen  königliche  Beamte  werden  festgesetzt  z.  B. 
Conc.  Aurel.  III.  can.  31  (oben  8.  5 Anm.  2),  Conc.  Aurel.  IV.  can.  13 
(oben  S.  36  Anm.  1),  Conc.  Rem.  can.  6 (ebenda),  Conc.  Paris.  IV.  can.  4 
(Hansi  X,  540). 

*)  So  Zorn  8.59  Anm.  8. 

*)  Vgl.  oben  S.  22  ff. 

“)  Ausser  den  Beispielen  unten  S.  41  Anm.  1 — 3 vgl.  Greg.  Hist.  VI, 
31  S.  312,  sowie  die  von  Loening  8.  312  Anm.  3 aufgeführten  Fälle. 
Vgl.  Waitz  Ul  8.  21,  34. 
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wenn  zwei  seiner  Amtsbrüder,  Salonius  von  Embrun  und  Sagitta- 
vius  von  Gap  „nicht  mit  dem  himmlischen  Kreuze,  sondern  mit 
Helm  und  Panzer  gerüstet*  in  den  Kämpfen  des  Patriziua  Mum- 
inolua  gegen  die  Langobarden  mitwirken.1)  Aber  weder  der 
Umstand,  dass  sich  Bischöfe  regelmässig  von  kriegerischen  Unter- 
nehmungen ferngehalten  haben,  noch  der  Umstand,  dass  solches, 
wenn  es  nicht  geschah,  als  unvereinbar  mit  der  Wahrung  der 
geistlichen  Würde  dargestellt  wird,  beweist,  wie  oft  angenommen 
wird,  für  eine  grundsätzliche  Befreiung  des  Klerus  vom  Heer- 
banne. Denn  einmal  würde  eine  verschiedenartige  Behandlung 
der  hohen  und  der  niederen  Geistlichkeit  bei  Handhabung  des 
Heerbannes  nichts  Auffallendes  enthalten,  sodann  aber  ergiebt 
eine  Äusserung  des  Bischof  Gregor  von  Tours  über  die  Be- 
teiligung von  Geistlichen  an  Feldzügen  nur  einen  hierin  liegenden 
Verstoss  gegen  die  kirchliche  Auffassung  der  Frage.  Dass 
aber  der  gesammte  Klerus  vom  Heerbanne  eximiert  gewesen 
war  und  dass  auch  der  Staat  nicht  den  Anspruch  erhoben  hat, 
die  Geistlichkeit  zum  Kriegsdienst  heranzuziehen,  ergiebt  sich, 
wenn  König  Clothar  H.,  um  sich  von  einem  Geistlichen,  der 
des  Königs  besondere  Gunst  genoss,  auf  einem  Heereszuge  be- 
gleiten zu  lassen,  die  specielle  Erlaubnis  von  dessen  Bischof' 
einholt*),  und  wenn  Gregor  an  anderer  Stelle  es  für  unpassend 
erklärt,  dass  Salon ius  und  Sagittarius  in  dem  erwähnten  Lango- 
bardenkriege „wie  Laien“  die  Feinde  mit  eigener  Hand  tödteten *), 

')  Greg.  Hist  IV,  42  S.  176:  Fueruntque  in  hoc  proelio  Salonius  ot 
Sagittarius  . . cpiscopi  qui  non  cruce  caelesti  moniti,  sed  galea  ac  luriua 
saecularia  armati  multos  manibus  propriis  . . interfecisse  referuntur. 
Hit  Kecht  hat  Loening  S.  312  Anm.  2 hervorgehoben,  dass  es  ein  Irrtum 
ist,  wenn  v.  Roth  (Feudalität  und  llnterthanenverband , Weimar  1863) 
S.  317  die  Absetzung  der  beiden  Bischöfe  auf  dem  Konzil  von  Chillons  vom 
Jahre  679  (Greg.  Hist.  V,  27  S.  222)  aus  den  erwähnten  Vorgängen  erklärt, 
ein  Irrtum,  der  neuerdings  sich  auch  bei  H i n s c h i u s I.,  S.  26  zu  Anm.  6 findet. 

*)  Vita  S.  Sulpitii  episc.  Bitur.  cap.  9 bei  Mabillon  II.,  S.  169  und 
Bollandi  acta  17.  Januar  II.,  171 : Cum  a fidelibus  Chlothario  principi  fuisset 
suasum,  illico  ab  (Austregisilo)  episcopo  (Bituricae  urbis)  poscit,  ut  pro 
salute  sua  ac  exercitus  sui  licentia  daretur,  ut  vir  beatus  in  suis  castris 
abbatis  officio  potiretur.  Für  die  spätere  Zeit  vgl.  Conc.  Germ.  v.  J.  742 
oder  743  can.  2 (Boretius  8.  25.) 

*)  Greg.  Hist.  V,  20  S.  218:  In  proeliis  illis,  sicut  jam  supra  mbmini- 
mus,  quae  Hummolus  cum  Langobardis  gessit,  tamquam  unus  ex  laicis 
accincti  arma,  plurimos  propriis  manibus  interfecerunt  Sagittarius  ist 
später  (cfr.  Greg.  Hist.  VII,  28,  34,  37  S.  306  , 314,  317)  eifriger  Partei- 
gänger des  Prätendenten  Gundevald  und  wird  mit  diesem  zusammen  von 
Guntchramns  Heer  zu  Comminges  eingeschlossen. 
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eine  Äusserung,  die  kaum  einen  Zweifel  daran  gestattet,  dass 
nur  Laien  heerespflichtig  waren  und  dass  das  gesummte  Kirchen- 
personal, soweit  es  eben  dem  eigentlichen  Klerus  angehörtc,  vom 
Kriegsdienste  frei  gewesen  ist. 

Bestätigt  wird  dies  durch  die  Berichte  Gregors  von  Tours 
in  Hist.  V,  26  und  VII,  42,  welche  zugleich  ergeben,  dass  das 
Privileg  der  eigentlichen  Geistlichkeit  auch  auf  eine  andere  Klasse 
von  Personen  Ausdehnung  fand,  die  zwar  zum  Laienelement  ge- 
hörte, aber  in  engster  Verbindung  mit  den  kirchlichen  Instituten 
stand. 

In  Greg.  Hist.  V,  26  *)  erfahren  wir,  dass  nach  einem  Feld- 
zuge gegen  die  Britannen  die  ,pauperes  et  juniores*  der  Kirche 
des  h.  Martinus  zu  Tours  — oder  vielleicht  auch  einer  Kirche 
zuVannes*)  — vom  König  Chilperich  mit  der  Bannstrafe  belegt 
seien,  weil  sie  an  besagtem  Feldzuge  nicht  teilgenommen  hätten ; 
eod.  VH,  42  erfahren  wir,  dass  die  .homines  in  domo  beati 
Martini'  zu  Bourgea  aus  ähnlichem  Grunde  dieselbe  Strafe  erleiden 
sollten.  In  beiden  Fällen  sieht  der  Schriftsteller  darin  eine  An- 
massungundGewaltthätigkeit  der  königlichen  Vollziehungsbeamten: 
dies  würde  an  sich,  da  Gregor  Partei,  nicht  beweisend  sein,  der 
Schriftsteller  kennzeichnet  indess  die  Heranziehung  der  genannten 
Personen  zum  Heerbanne  zugleich  als  gegen  die  ,consuetudo‘  ver- 
stossend.*) 

.Gonsuetudo'  deutet  aber  gemäss  dem  Sprachgebrauche 
Gregors,  der  hier  allein  in  Betracht  kommen  kann,  keineswegs 

')  Greg.  Hist.  V,  26  S.  221:  Post  haec  Ohilpericus  rex  de  pauperibus 
et  junioribus  ecclcsiae  vel  basilicae  bannoa  jussit  exigi,  pro  eo  quod  in 
exercitu  non  ambulassent.  Non  erat  enim  consuetudo,  ut  hi  uilara  exsolverent 
publicam  functionem. 

a)  Es  ist  irrelevant,  ob  man  die  unklare  Ausdrucksweise  des  Schrift- 
stellers zu  Gunsten  Doenings  (S.  722  Amu.  I)  deutet,  welcher  an  Vannes 
denkt,  oder  zu  Gunsten  von  v.  Roth  (Benefizialwescn  S.  183)  v.  Giese- 
brecht  (I.,  S.  263),  Waitz  (H.  2,  8.  211  Anm.  3),  GuRtav  Richter 
(S.  Hl)  und  Dahn  (S.  204),  welche  sich  für  Tours  entscheiden. 

a)  Gregor  sagt  zwar  in  Hist.  V,  26  cit.,  dass  die  ,pauperea  et  juniores' 
der  Kirche  keinerlei  publica  functio  zu  leisten  hätten,  dies  widerspricht 
aber  nicht  der  in  der  folgenden  Anmerkung  gegebenen  Deutung  von  ,con- 
suctudo'  ~ Rechtsvorschrift,  Gesetzesrecht,  denn  den  sonstigen  staatsbürger- 
lichen functiones  des  Klerus,  der  Dingpflicht  und  Grundsteuerpflicht,  werden 
die  ungebildeten  und  nicht  grundangesessenen  pauperes  et  juniores  der 
Kirche  — die  Richtigkeit  der  unten  gegebenen  Interpretation  vorausgesetzt 
— ohnehin  nicht  unterlegen  sein.  Vgl.  oben  8.  37  Anm.  3 und  unten 
8.  47  ff. 
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auf  ein  besonderes  Privileg  der  Kirchen  von  Tours  (Vannes)  und 
ßourges  hin,  sondern  auf  eine  allgemeine  — gesetzlich  sanktio- 
nirte  — Rechtsvorschrift.1) 

Nun  ist  es  indess  sehr  bestritten  und  bedarf  der  Untersuchung, 
wer  unter  den  .pauperes  et  juniores  ecclesiae*  und  unter  den 
,homines  in  domo  sancti  Martini'  zu  verstehen  sei. 

Was  zunächst  die  , pauperes  ecclesiae*  betrifft,  so  halten 
Sohin'1)  und  im  Anschluss  an  ihn  Waitz*)  dieselben  für  die 
Inhaber  abhängigen  Kirchengutes;  Sohm  beruft  sich  hierfür 
auf  „Greg.  Tur.  V,  43  4):  Fuit  enim  (Mauritius  von  Cahors)  et 
in  judiciis  justus  ac  defendens  pauperes  ecclesiae  suae  de  manu 
malorum  judicum.“ 

Nun  bieten  aber  die  zitierten  Worte  Gregors  durchaus 
keinen  Anhalt,  in  den  , pauperes  ecclesiae*  „Hintersassen**  zu 
sehen:  Einmal  war  der  Bischof  nicht  allein  zum  Schutze  der 
„Hintersassen“  verpflichtet,  sondern  er  hatte,  wie  Sohm5)  selber 
ausführt*)  „im  öffentlichen  Gericht  die  defensio  der  (d.  h.  aller) 
Armen,  der  Wittwen  und  Waisen,  der  Freigelassenen“  seiner 
Gemeinde.’)  Sodann  aber  wird  vom  Bischof  Maurilius  von  Cahors 
nicht  einfach  erzählt,  er  hätte  die  , pauperes*  seiner  Diözese  vor 
Gcwaltthätigkeiten  schlimmer  Richter  geschützt,  vielmehr  fügt 
Gregor  in  unmittelbarem  Anschlüsse  hinzu,  der  Bischof  habe  ihnen 
diesen  Schutz  gewährt  „nach  den  Worten  Hiobs“  (juxta  illud 
Job):  Conservari  egenum  de  manu  potentis  ef  inopi,  cui  non 
erat  adjutor,  auxiliatus  sum , ein  Beweis,  dass  Gregor  nicht  an 
„Hintersassen“,  sondern  — konform  seinem  sonstigen  Sprachge- 
brauchs — an  mittellose,  bedürftige  Personen  im  Allgemeinen 

*)  Vgl.  Greg.  Hist.  IX,  30  (unten  8.  Ö0  Anm.  1):  leg  es  consue- 
(tudinesque  novas  infligere  gegen  die  Annahme  von  Dahn  a.  a.  0. 
Waitz  a.  a.  O.  ?),  v.  Ro  th  8.  185  und  Loening  S.  722  Anm.  1. 

*)  Sohm,  die  geistliche  Gerichtsbarkeit,  S.  222;  so  auch  bereit!  Rett- 
berg II  S.  636. 

*)  Waitz  IL,  2,  8.210,211,  dessen  im  Texte  angegebene  Behauptung 
eines  der  wenigen  Argumente  für  die  von  ihm  verfochtene  Baaierung  der 
Kriegspflicht  auf  Grundeigentum  bezw.  Grundbesitz  bilden  9oll;  mit  dem 
Nachweis,  dass  die  , pauperes  ecclesiae*  in  Greg.  Tur.  V,  26  nicht  „Hinter- 
sassen“ gewesen,  würde  zugleich  dieses  Argument  der  Waitz’schen  Lehre 
(gegen  dieselbe  vgl.  neuerdings  Schroeder  I.,  8.  148)  widerlegt  sein. 

*)  Bei  Arndt  V,  42  8.  233. 

‘)  Sohm  a.  i.  O.  S.  221. 

*)  Vgl.  Greg.  Hist  IV,  3ö  S.  170. 

*)  cf.  Conc.  Aurel.  L can.  16  (Mansi  VHI,  354). 
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gedacht  hat.  — Man  wird  also  nicht  Greg.  V,  42  zur  Deutung 
von  Greg.  V,  26  heranziehen  dürfen,  raun  wird  vielmehr  — schon 
v.  Roth1)  macht  auf  diese  Parallele  aufmerksam  — in  Greg. 
Hist.  VII,  29  die  richtige  Erklärung  finden.  Hier  unterscheidet 
der  Schriftsteller*)  zwischen  ,matricularii‘  und  ,reliqui  pauperes* 
d.  h.  *)  zwischen  den  Angehörigen  der  mit  einem  „Privilegium 
des  Betteins  an  den  Kirchenthüren  versehenen  Genossenschaft“, 
deren  „Mitglieder  in  ein  Verzeichnis  (matricula)  eingetragen“ 
sind,  und  den  „andern  Almosenempfängern“,  welche  „ohne  eine 
solche  feste  Ordnung“  lebten.4) 

Man  muss  mit  Greg.  Hist.  V,  26  die  schon  erwähnte  Notiz 
eod.  VII,  42  *)  Zusammenhalten.  Daselbst  darf  aber  unter  den 
, homines  in  domo  beati  Martini*  nicht,  wie  es  verschicdent- 

>)  v.  Koth  8.  184. 

*)  und  ebenso  nicht  nur  (Loening  8.  244  Anm.  2)  Vita  Arnulti  e.  14 
(Mabillon  II.,  8.  143).  sondern  auch  Conc.  Autosiod.  can.  3 (Manai  IX,  912): 
quicumque  Votum  habuerit,  in  ecclesia  vigitet  et  matriculae  ipsum  Votum 
aut  pauperibu9  reddat.  Al«  „Verzeichnis  der  hleriker“  fasst  Hcfelo  III 
S.  39  die  hier  erwähnte  matricula  auf. 

*)  nach  der  durchaus  quellengemäs9en  Ansicht  von  Ruinart  (bei 
Bouquet  8.  304  Anm.  d),  v.  Koth  8.  184  Anm.  66,  v.  (liesebrecht  II. 
8.  34  Anm.  1,  Dahn  S.  323  Anm.  6,  Loening  8.  242  ff.  und  Fehr 
8.  406  ff.,  der  jedoch  Conc.  Aurel.  IV.  can  13  (oben  8.  3ö  Anm.  1)  über- 
sehen hat,  wenn  er  S.  408  auf  Conc.  Autosiod.  can.  3 (vorige  Anmerkung) 
als  einzigen  Beschluss  einer  Episkopalversammlung  verweist,  in  welchem 
.matricula*  im  obigen  Sinne  begegne.  — Mit  Unrecht  wohl  bezieht 
Loening  8.333  Anm.3  den  can.  18.  des  Conc.  Aurel.  IV.  auf  das  Verzeichnis, 
in  welches  „die  an  einer  jeden  Kirche  angestellten  Geistlichen“  eingetragen 
gewesen  wären.  Das  vel  bringt  die  in  die  Liste  Eingetragenen  zu  den 
vorher  erwähnten  clerici  in  Gegensatz  und  wäre,  wenn  man  annimmt,  dass 
„alle  Geistlichen  . . in  die  Matrikel  eingetragen  waren“  die  Erwähnung 
dieser  Eintragung  und  dieser  Matrikel  in  can.  13  cit.  von  höchst  auf- 
fallender Uberflüssigkeit. 

4)  , pauperes  ecclesiae*  begegnen  noch  in  den  decerpta  quatuor  capitula 
concilii  Arvernensis  bei  Mansi  VIII,  866. 

*)  Greg.  Hist.  VII,  42  8.  321:  Post  hacc  cdictum  a judicibus  datum 
est,  ut  qui  in  hac  expeditione  tardi  fuerant,  damnarentur.  Biturigum  quoque 
comes  misit  pueros  suos,  ut  in  domo  beati  Martini,  quae  in  hoc  termino 
sita  est,  hujusmodi  homines  spoliarc  deberent.  Sed  agens  domus  illius 
resistere  fortiter  coepit,  dicens:  ,8ancti  Martini  homines  hii  sunt.  Nihil  eis 
quiequam  inferatis  injuriae,  quia  non  habucrunt  consuetudinem  in 
talibus  cauais  abire.*  At  illi  dixerunt:  .Nihil  nobis  et  Martino  tuo 
quem  semper  in  causis  inaniter  proferis.  Sed  et  tu  et  ipsi  praecia  dissol- 
veritis,  pro  eo  quod  regia  imperium  neglexistis.*  Et  haec  dicens  ingressus 
est  atrium  domus. 
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lieh  ’)  geschehen  ist,  das  „Personal  der  Hausgüter  des  hl.  Martinus, 
welche  im  Gebiete  von  Bourges  lagen“*)  verstanden  werden. 
Denn  wennschon  das  Wort  , dominus*  bei  Gregor  auch  in  der 
Bedeutung  „Landgut“*)  begegnet,  so  verbietet  VII,  42  selber 
an  Haus  gut  er  zu  denken.  Erstens  steht  das  Wort  ,domus‘  im 
ganzen  Kapitel  im  numerue  singularis,  es  ist  also  nur  von  einer 
domus  die  Rede;  sodann  hat  diese  domus,  wie  mehrfach  betont 
wird,  ein  ,atrium‘,  eine  Vorhalle,  kann  also  nur,  wie  das  Wort 
, domus*  bei  Gregor  in  der  Regel  *),  als  Gebäude  uufgefasst  werden. 
— Sieht  man  dagegen  mit  v.  Roth*)  in  dem  erwähnten  Ge- 
bäude das  Armenhaus  für  Bourges,  so  erklären  sich  der  Singu- 
lar und  das  ,atrium*  von  selbst.  Waitz*)  und  Loening7), 
wohl  auch  Loebell’*,,  erblicken  nun  aber  auch  in  den  Greg. 
Hist.  V,  26  mit  der  Bannbusse  bestraften  Juniores  ecclesiae* 
„Hintersassen“;  jedoch  nicht  mit  Recht:  den  natürlichen  Gegen- 
satz zu  .junior*  bildet  .senior*.  Im  später  technischen  Sinne  des 
Patrons,  Schutzherrn,  dem  man  sich  kommendiertc  und  von  dem 
man  dafür  Land  empfing,  findet  sich  .senior*  weder  bei  Gregor  noch 
überhaupt  in  den  Quellen  der  Merovingerzeit.*)  Es  bezeichnet 
.senior*  vielmehr  neben  der  primären  Bedeutung  „der  Altere“ I0) 


')  v.  Gicsebrecht  II..  S.  50,  Lahn  8.  331),  Loening  8.  244  Anm.  1, 
S.  728  Anm.  3;  vgl.  Kettberg  II..  S.  636;  so  wohl  auch  Waitz  II..  2, 
8.  209  Anm.  2. 

*)  Dahn  a,  a.  O. 

*)  Vorzugsweise,  wenn  von  königlichen  „Domänen“  gesprochen  wird. 
Vgl.  Greg.  Hist.  VI,  4ö  8.  284,  236,  wo  Chilperich  de  domibus  tiscalibus 
Leute  ausheben  lässt  und  Fredegunde  von  den  Erträgen  de  domibus  (sibi) 
«•oncessis  spricht. 

*)  cf.  z.  B.  Greg.  Hist.  VI.  9 8.  255.  IX,  30  S.  384,  IV,  36  8.  171 
IX.  23  8.  380  (, domus  ecclesiae'  — bischöfliche  Wohnung). 

*)  v.  Roth  S.  183. 

•)  Waitz  II.,  2,  8.  210,  211.  Vgl.  oben  8.  43  Anm.  8. 

*)  Loening  S.  244  Anm.  1,  S.  728  Anm.  3. 

*)  L o e b e 1 1 8.  328  und  528. 

')  Vgl.  v.  Roth  8.  371  zu  Anm.  18. 

'•)  , Senior'  und  junior'  werden  als  der  „Altere“  und  „Jüngerp“  z.  B_ 
Greg.  Hist.  IX,  9 S.  364,  V,  34  8.  226  gegenübergestellt.  Auch  eod.  IV,  51 
S.  176  ist  .Childebertus  senior'  nicht,  wie  v.  Giesebrecht  I„  S.  213  über- 
setzt, Childebert  der  „Herr“.  Vgl.  ausser  Greg.  Hist.  VII,  15  S.  300 
(Waitz  II.,  1,  8.  188  Anm.  3)  eod.  V.  36  8.  228,  VI,  9 8.  254,  Vit. 
patr.  VIII,  3 S.  693  und  die  Überschrift  zu  Greg.  Hist.  V,  1 S.  188  (,de 
Childeberthi  junioris  regno'). 
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den  „Herrn“,  „Vorgesetzten“  ’),  und  so  ist  unter  junior*  bei  Gregor 
und  in  den  übrigen  Quellen  des  VI. — IX.  Jahrhunderts  ent- 
weder der  „Jüngere“*)  oder  der  „Unbedeutendere“*),  der 
„Diener“  4),  nie  jedoch  der  „Hintersasse“  zu  verstehen.  Dem- 
gemäss darf  man  die  in  Greg.  Hist.  V,  26  erwähnten  Juniores 
eeclesiae*  nur  entweder  als  die  Jüngeren“  Kleriker  deuten, 
welche  zugleich  die  „unbedeutenderen“,  d.  h.  niederen  Stufen  — 


')  Vgl.  Greg.  Hist,  VIII,  30  S.  316:  Unusquiaque  contra  seniorem 
aaeva  intentione  craaaatur;  VI,  24  S.  264:  quae  mihi  a domnis  noatria  et 
aenioribua  imperata  sunt;  VIII,  44  8.  366  wird  der  „Führer“  einer  Gesand- 
schaft,  X,  2 8.  409  der  Statthalter  der  Provinz  Africa  .senior1  genannt. 
In  der  etwas  modifizierten  Bedeutung:  „die  Vornehmen“  begegnet  daa 
Wort  Greg.  Hist.  VII,  33  8.  313,  VIII,  31  S.  347;  eod.  V,  48  8.  239 
bezeichnet  es  die  angesehenen  Bürger  der  Stadt  Tours,  VIII,  21  8.  339 
diejenigen  von  Bouen  (cf.  Virt.  8.  Juliani  c.  29  S.  576),  IV,  27  8.  163  des 
Königs  nächste  Umgebung;  bisweilen  werden  die  ,aeniores  laici*  und 
,seniorea  clerici*  einander  gegenübergestellt.  Vgl.  Greg.  Hist.  V,  48  8.  239 
(si  coraes  in  judicio  cum  senioribus  vel  laicis  vel  clericis  resediaset), 
eod.  VI,  11  S.  256  (seniorea  civium  ad  se  dux  una  cum  episcopo  collegit), 
VI,  31  8.  271  (quidquid  sacerdotes  vel  seniorea  populi  judicarent),  Glor. 
Conf.  c.  68  8.  781  (convocato  episcopo  cum  clericis  ac  civibus  senioribus). 
— Andere  Quellen,  welche  , senior*  in  obigen  Sinne  gebrauchen,  sind  form. 
Andec.  32  (Zeumer  8.  16),  Marc.  form.  I,  32,  II,  1 (eod.  S.  63,  73)  cf.  form. 
Bitur.  8,  19  (eod.  8.  171,  179),  form.  Andec.  28  (eod.  8.  18).  — .Ecclesia 
senior*  (Greg.  Glor.  Martyr.  c.  22,  46  8.  601,  619,  Glor.  conf.  c.  103  S.  813, 
form.  Andec.  c.  60)  bezeichnet  die  „Hauptkirche“.  — Vgl.  Conc.  Matisc.  I. 
can.  6 oben  8.  40  Anm.  1. 

’)  s.  obon  8.  46  Anm.  10.  In  form.  Bitur.  4 (Zeumer  8.  170:  Tu  et 
juniores  tui  ...  de  heredibus  nostris)  wird  juniores'  wohl  die  Nach- 
kommenschaft, nicht  die  Dienerschaft  bezeichnen. 

•)  Vgl.  eine  eigentümliche  Redewendung  Gregors  in  Hist.  IX,  6 8.  361 : 
Der  Schriftsteller  berichtet  hier  von  einem  Betrüger,  der  „sich  für  etwas 
Grosses  ausgab  und  für  einen  Wunderthäter“  und  so  denn  auch  behauptete: 
.juniorem  („geringer“)  aibi  beatum  Martinum  (der  Heilige  von  Tours)  esse.* 
Ähnlich  Glor.  Conf.  c.  44  8.  776:  dem  hl.  Amandus,  Bischof  von  Bourges, 
erscheint  im  Traume  der  Herr  und  befiehlt  ihm:  ,Surge  et  egredere  in 

occursum  famulo  meo  Severino  et  honora  eum Melior  est  enim  tibi 

meritisque  sublimior.*  Der  hl.  Amandus  leistet  dem  Befehl  Folge  und  trifft 
den  hl.  Sererinus : quem  deinceps  in  tantum  dilexit  ac  veneratus  est  Amandus 
episcopus,  ut  eum  in  loco  suo  subatitueret  ac  ipsi  quasi  junior  habe- 
bat ur;  erst  nach  dem  Tode  des  bl.  Severinus:  Amandus  episcopus  recepit 
locum  suum. 

*)  .Junior*  = Unterbeamter  des  Grafen  in  Marc.  form.  I,  3 (Zeumer 
8,  43)  cf.  eod.  4,  24  (8.  46,  68),  suppl.  form.  Marc.  1,  3 (8.  107,  112)  cf. 
form.  imp.  29  (8.  307),  Privileg  Chlothars  III.  für  Kloster  Corbeja  und 
Conc.  Mariae.  (Mansi  XI,  107,  173). 
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die  ordine«  minores  — ■ bekleideten,  oder  es  sind  diese  Juniores 
eeclesiac*  kirchliche  „Diener“  ’),  Angestellte,  welche  überhaupt 
nicht  zutu  Klerus  gehörten.  Die  erstere  Auffassung  verdient 
indes«  den  Vorzug,  weil  in  anderen  zum  Teil  gleichzeitigen 
Quellen  der  diesbezügliche  Sprachgebrauch  begegnet.*) 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Resultat,  dass  der  gesamtste 
Klerus  und  mit  ihm  zugleich  die  Kirchenarmen  Freiheit  vom 
Kriegsdienste  genossen. 


§ 8. 

Der  Finanzbann. 

Nicht  ebenso  günstig  war  die  Stellung,  welche  die  Geist- 
lichen zu  dem  Finanzbanne  der  Frankenfiirsten  einnahinen,  wie- 
wohl dieselben  auch  hier  im  Vergleich  zu  den  weltlichen  Unter- 
thanen  bevorzugt  worden  sind. 

In  den  Quellen  der  Merovingerzeit  begegnen  uns  neben  einer, 

')  So  übersetzen  v.  Giesebrecht  I,  S.  263  und  Dahn  S.  204; 
anders  Kuinart  (bei  Bouquet  S.  260  Anm.  h). 

*)  Clericus  junior  und  clericus  senior  (letzteres  bezeichnet  in  Greg. 
Virt.  S.  Mart.  I c.  29  S.  Ö94  den  Bischof;  cf.  Conc.  Matisc.  1.  can.  6 oben 
S.  40  Anm.  1)  sind  sich  gegenübergeatellt  in  Conc.  Arelat.  V.  can.  6 
(Mansi  IX,  702:  Ut  clericis  non  liceat  facultates,  quas  ab  episcopo  in  usu 
acceperint,  deteriorare,  Quod  si  fecerint,  si  junior  fuerit,  disciplina 
corrigatur,  sirero  senior,  ut..);  ähnlich  clericus  junior  und  clericus 
honoratior  in  Conc.  Matisc.  I.  can  8 (Mansi  IX,  933:  clericus  ...  si  junior 
fuerit  . . . sin  certe  honoratior,  wozu  zu  vergleichen  ist  eod.  can.  II 
oben  S.  36  Anm.  1).  Ferner  begegnen  wir  Verbindungen  wie:  presbyteri 
et  diaconi  vel  deinceps  clericorum  turba  juniorum  (Conc.  Turon.  LL  can.  12, 
Mansi  IX,  795)  und:  arcbipresbyteri,  qui  talem  cautelam  super  juniores  suos 
habere  noluerint  (ibid.  can.  19,  Mansi  eod.  797),  wo  der  Zusammenhang 
ergiebt,  dass  diese  juniores  Kleriker  sind;  ferner:  defuncto  episcopo,  pres- 
bytero  vel  diacono  vel  quoquam  junioris  ordinis  clerico  (Conc.  Paris.  V. 
can.  7,  Mansi  X,  541)  und:  Ut  nullus  judicum  neque  presbyterum  neque 
diaconutn  vel  clericum  aut  juniores  ecclesiae  sine  scientia  pontificis  . . . 
damnare  praesumat  (ibid.  can.  4,  Mansi  X,  540  fast  wörtlich  wiederholt  in 
Karoli  Magni  capitulare  primum  c.  17,  Boretius  8.  46.);  aut  juniores  etc.  be- 
deutet: „selbst  einen  jüngeren,  niederen  Kleriker“,  vgl.  den  eben  zitierten 
can.  7 desselben  Konzils  und  zu  diesem  ibid.  can.  10;  ebenso  sieht  Waitz  II,  2 
S.  211  Anm.  2 mit  Unrecht  in  Conc.  Autosiod.  can.  43  (Mansi  IX,  916: 
presbytero  aut  diacono  aut  cuilicet  de  clero  aut  de  junioribus)  eine 
Gegenüberstellung  von  ,clerus‘  und  juniores1,  da  auch  hier  ,aut‘  soviel- als 
„selbst“  bedeutet.  — Vgl.  ferner  Coli.  S.  Dionysii  3 (Zeumer  S.  498)  und 
Greg.  V’it.  patr.  XII,  2 S.  713. 
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wie  es  scheint , sehr  selten  in  Anwendung  gebrachten  Gesinde- 
«teuer1)  noch  eine  Kopfsteuer’)  und  eine  Grundsteuer.*)  Aller- 
dings ist  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  der  Klerus  von  der 
Kopfsteuer  prinzipiell  befreit  gewesen  ist4),  bestimmt  ist  an- 
zunehmen, dass  an  der  Grundsteuer  die  Geistlichkeit  partizipiert 
hat.6)  Da  jedoch,  wie  die  Justizhoheit  den  Merovingerri  ein  un- 
bedingtes Begnadigungsrecht  gab  *),  aus  des  Königs  Finanzhoheit 
das  Recht  floss,  sofern  es  ihm  beliebte,  nicht  nur  einzelne  Per- 
sonen, sondern  ganze  Personen  kreise  von  der  Abgabenzahlung 
zu  befreien,  so  sehen  wir  den  König  bald  iin  ganzen  Reiche 
einen  allgemeinen  Steuererlass  verkünden7),  bald  gegenüber 
einzelnen  Städten  *),  bald  auch  gegenüber  einzelnen  Kirchen  sein 
Befreiungsrecht  ausüben.  Wir  erfahren,  dass  Theodebert  I.  den 
Kirchen  zu  Arvern  (Clermont)  „was  von  ihnen  dem  Fiscus  ge- 
bührte“®), erliess.  Gleichfalls  zu  Arvern  „erliess  König  Childebert 

')  Greg.  Hist.  V,  38  8.  333,  wo  man  nicht  mit  Waitz  11,  3,  8.  367 
Anm.  2 sn  eine  von  den  Knechten  selber  zu  erlegende  Kopfsteuer  denken 
kann ; zur  Zahlung  der  Abgabe  tarn  de  (reliquis)  terris  quam  de  mancipii» 
war  der  Eigentümer  des  Grundstücks  und  des  Sklaven  verpflichtet. 

*)  Greg.  Hist.  HI,  36  S.  138  ist  mit  Waitz  n,  2,  S.  274  Anm.  1 
gegen  Dahn  8.  96  und  Loebell  S.  304  auf  die  Kopfsteuer  zu  beziehen. 
Vgl.  eod.  VII,  16  S.  800  und  v.  Roth  S.  90. 

*)  Greg.  Hist.  V,  28  S.  222,  sowie  die  t'itate  unten  Anm.  6 ff.;  auch  in 
Greg.  Hist.  HI,  25  8. 132,  IV,  2 8.  142,  wo  der  Schriftsteller  da»  Genre  der 
von  der  Kirche  zu  leistenden  Abgabe  nicht  angiebt,  werden  wir  an  die 
Grundsteuer  denken  müssen,  welche  einen  erheblichen  Betrag  ausgemacht 
hat,  da  die  Kirche  (vgl.  v.  Roth  8.  249)  zur  Zeit  der  Merovinger  etwa  den 
dritten  Teil  alles  Grundbesitzes  in  Händen  hatte. 

*)  Vgl.  Marc.  form.  I,  19  sowie  Conc.  Rem.  can.  6 oben  8.  33  Anm.  6 
und  dazu  die  eingehende  Untersuchung  bei  I/oening  8.  164  ff. 

s)  Der  zu  Arvern  im  Jahre  653  versammelte  Episkopat  bittet  den 
König  Theodebert : ut  securus  quicumque  proprietatem  suam  possidens  debita 
tributa  dissolvat  domino,  in  cujus  sortem  possessio  sua  pervenit : Quod  et 
thesauris  vestris  omnino  utilius  esse  censemus,  si  per  pietatem  vestram 
salvata  possessio  consuetudinariam  intulerit  functionom  (Mansi  VHI.  864). 

•)  Beispiele  der  Aggratiation  Bind:  Greg.  Hist.  V,  5,  29  8.  197,  228. 
V.  20  8.  218,  VIII,  26  S.  341,  VI,  10  8.  255,  VI.  23  8.  263  (zugleich 
allgemeine  Amnestie)  cf.  VI,  35  S.  275,  IX,  27  8.  383;  Beispiele  der 
Abolition:  eod.  VI,  22  8.  263,  IX,  13  8.  369;  der  Restitution:  eod.  V,  24 
8.  220,  VIII,  6 8.  329. 

’)  Greg.  Hist.  V,  34  8.  227. 

• *)  Mehrere  Beispiele  bietet  Greg.  Hist.  IX,  30  8.  381  f. 

“)  Greg.  Hist.  ITT,  25  8.  132:  Omne  tributo,  quod  in  fisco  suo  ab 
eclesiis  in  Arvemum  sitis  reddebebatur,  clernenter  indulsit. 
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sowohl  den  Kirchen  als  den  Klöstern,  wie  auch  dem  sonstigen 
mit  der  Kirche  in  Zusammenhang  stehenden  Klerus  und  allen, 
welche  ein  Kirchengut  bebauten,  aus  grosser  Gnade  sämmtliche 
Abgaben.“1)  Wenn  sich  in  Greg.  Hist.  IV,  2 Bischof  Injuriosus 
von  Tours  der  Besteuerung  seiner  Kirche  widersetzt  und  auch 
die  anderen  Bischöfe  in  Chlothars  Reiche  nur  ungern  dem  Ge- 
bote des  Königs  eich  fügen,  so  ist  hier  nicht  an  eine  Opposition 
der  Geistlichkeit  gegen  ihre  Besteuerung  überhaupt  und  an  Neu- 
einführung kirchlicher  Steuerpflicht  durch  Chlothar  zu  denken, 
sondern  man  war  nur  empört  über  die  Höhe  der  Abgabe:  der 
König  hatte  nämlich,  nicht  zufrieden  mit  dem  bisherigen  Ertrage 
der  Steuern,  den  dritten  Teil  aller  kirchlichen  Einkünfte  für  den 
Staatsschatz  beansprucht.*)  Uebrigens  sah  Chlothar  selber  das 
Unbillige  seiner  Anordnung  schliesslich  ein  und  verzichtete  nun- 
mehr — zu  Tours  wenigstens8)  — auf  sämmtliche4)  Abgaben. 

')  Greg.  Hist.  X,  7 S.  413:  In  supradicta  urbe  Childeberthus  rex  omnem 
tributum  tarn  eclesiis  quam  monasteriis  vel  reliquis  clericis,  qui  ad  eclesiam 
pertiuere  videbantur,  aut  quicumquc  eclcsiae  officium  exculebant,  larga  pietate 
concessit.  llultum  enim  jum  cxactores  hujus  tributi  expoliati  erant,  eo 
quod  per  longum  tempus  et  succedentum  generationes,  ac  divisis  in  multis 
partibus  ipsis  possessionibus  colligi  vix  poterat  hoc  tributum;  quod  hic, 
Deo  inspirante,  ita  praecipit  emendari,  ut,  quod  super  haec  fisco  debetur, 
nec  exactore  damna  percuterent,  neo  eclesiae  cultorem  tarditas  de  officio 
aliqua  revocaret.  „Diese  Stelle  ist  reich  an  Schwierigkeiten“  (Dahn  8. 473); 
man  kann  sich  für  ihre  Deutung  im  Allgemeinen  Dahn  (a.  a.  O.)  anschliesson, 
nur  wird  man  den  Schlusspassus  gegen  Dahn  und  v.  Giesebrecht  II 
S.  193  nicht  auf  eine  strafweise  Einziehung  des  Gutes,  sondern  auf 
eine  Schuldhaft  des  säumigen  Steuerzahlers  beziehen  müssen; 
sonst  würde  es  wohl  heissen:  nec  de  eclesiae  cultore  officium  revocaretur. 
Die  Schuldhalt  säumiger  Steuerzahler  folgt  aus  Greg.  Hist.  V,  4 S.  196, 
wo  berichtet  wird,  dass  Roccolenus  ,, Maassregeln“  ersonnen  habe,  „durch  die 
er  an  den  Kalenden  des  März  die  Bürger  von  Poitiers  entweder 
bedrücken  oder  verurteilen  wollte“  (dispositis  . . , actionibus,  quibus 
in  Kalendas  Martias  cives  Pectavus  vel  adfiigeret  vel  damnaret). 

*)  Greg.  Hist.  IV,  2 S.  142 : Chlothacharius  rex  indixerat,  ut  omnes 
eclesiae  regni  sui  tertiam  partem  fructuum  fisco  dissolverent.  Quod,  licet 
inviti,  cum  omnes  episcopi  consensi  essent,  viriliter  hoc  beatus  Injuriosus 
respuens,  subscribere  dedignatus  est  . . . Tune  commotus  rex,  timens  etiam 
virtutem  beati  Martini,  misit  post  eum  cum  muneribus  , . hoc  quod  fecerat 
damnans. 

*)  Der  Wortlaut  von  Greg.  Hist.  IV,  2 spricht  gegen  v.  Koth's 
Annahme  (S.  86),  dass  von  des  Injuriosus  Widerspruch  alle  Kirchen  des 
Reiches  Nutzen  gezogen  hätten. 

4)  Auch  auf  die  Kopfsteuer  und  Grundsteuer,  welche  die  Laien  von 
Tours  zu  entrichten  hatten,  verzichtete  der  König.  Dies  ergiebt  der  Ver- 

Weyl,  frkukieebes  SUetaki  ro  hen  recht  snr  /.eit  der  Meroringer.  4 
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Die  Erteilung  eine»  Steuerprivileg!-!  war  ein  höchat  persön- 
liches liecht  de»  Verleihers;  darum  erlosch  da»  Privileg  selber 
mit  seinem  Tode1);  um  also  auch  unter  dem  Nachfolger  gültig 
au  sein,  bedurfte  es  hinsichtlich  der  den  kirchlichen  und  klöster- 
lichen Instituten  gewährten  Abgabenfreiheit  der  Erneuerung  und 
ausdrücklichen  Anerkennung  durch  denselben.*) 

Ein  weiterer  Schritt  und  eine  Kombination  mit  dem  Umstande, 
dass  die  Merovinger  Krongut,  wie  an  Mitglieder  ihrer  Familie*) 
und  an  Private  4),  so  an  Kirchen  und  Klöster  schenkten  *),  war 
neben  der  eigenen  Abgabenfreiheit  des  Beschenkten  die  Ver- 
leihung des  Rechtes,  diejenigen  Leistungen,  welche  auf  diesem 
Gute  hafteten  und  deren  Zahlung  geruht  hatte,  so  lange  dasselbe 
in  des  Königs  Eigentum  gewesen  war,  fiir  die  eigene  Kasse  zu 


gleich  mit  Greg.  Hi«t.  IX,  30  S.  384,  wonach  der  von  Chlotbar  nicht  nur 
den  Kirchen  von  Tourt,  sondern  der  ganzen  Stadt  gewährte  Steuererlass 
gleichfalls  per  timorem  sancti  Martini  verursacht  war. 

')  Nachdem  der  Stadt  Tours  durch  Chlothar  L Abgabenfreiheit  gewährt 
worden,  versprach  auch  dessen  Sohn  Charibert  den  Einwohnern  von  Tours 
eidlich:  ut  leges  consuetudineaque  novas  populo  non  inüigeret,  sed  in  illo, 
quo  quondam  sub  patris  dominationem  statu  vixerant,  in  ipso  hic  eos  dein- 
cept  retineret,  neque  ullam  novam  ordinacionem  se  inflicturum  super  eos, 
quod  pertinent  ad  spolium,  spopondit  (Greg.  Hist.  IX,  30  S.  884).  Ebenso 
respektierten  Sigibert  und  Childebcrt  I.  die  Abgabenfreiheit  der  Turoner, 
König  Childebert  II.  jedoch  will  Tours  wieder  besteuern;  Bischof  Gregor 
führt  den  königlichen  Beamten  die  erwähnten  Exemtionen  vor,  giebt  aber 
gleichzeitig  zu,  dass  es  in  deren  Macht  stände,  ob  sie  Abgaben  erheben 
wollten  oder  nicht  (Greg.  Hist.  eod.  8.  386:  nunc  autem  potestatis  vestrae 
est,  utrum  ccnseatis  tributum,  an  non). 

*)  Chloth.  II.  praec.  cap.  11  (Boretius  S.  19:  Ecclesiae  vel  clericia 
nullam  requirant  agentes  publici  functionem,  qui  avi  vel  genetoris  nostri 
immunitatem  meruerunt)  enthält  eine  generelle  Bestätigung  sämmtlicher 
von  den  Vorgängern  gewährten  Privilegien,  wie  cap.  19  eod.  eine  Bestätigung 
sämmtlicher  Schenkungen,  welche  diese  gemacht  hatten. 

*)  So  spricht  Greg.  Hist.  VI,  45  8.  285  Königin  Fredegunde  von  den 
domus  sibi  concessae. 

‘)  Greg.  Hist.  X,  20  S.  377,  X,  31  sub  11  S.  446  (zugleich  als  Beweis 
der  Veräusserungsfabigkeit  des  Geschenkten);  cf.  eod.  X,  19  S.  432.  Nament- 
lich seinen  Beamten  schenkte  der  König  Krongut  in  Ermangelung  des 
noch  nicht  üblichen  festen  Gehaltes  (eod.  VIII,  21,  22  S.  339,  340,  IX,  38 
S.  393,  V,  3 S.  195,  VII,  22  S.  303). 

*)  Vgl.  hierüber  und  über  das  Folgende  die  eingehenden  Erörterungen 
bei  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik  III  und  IV,  Wien  1864  (Sitzunga- 
berichte der  Akademie  in  Wien  XL,  VII,  S.  176  ff.,  666  ff.),  Loening 
S.  724  ff.,  671;  Waitz  II,  2,  8.  334  ff. 
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erheben;  hiermit  wieder  stand  in  Verbindung  die  Verleihung  des 
Rechtes,  den  königlichen  Beamten  zu  untersagen,  das  der  Staats- 
kasse gegenüber  abgabenfreie  Gebiet  zu  betreten,  ein  Recht, 
welches  allerdings  zur  Zeit  der  Merovingerfürsten  noch  keine 
Befreiung  von  der  königlichen  Gerichtsgewalt  zur  Folge  hatte. 

Indessen  auch  hinsichtlich  dieser  sog.  Immunität  kirchlicher 
und  klösterlicher  Institute  handelte  es  sich  nicht  um  eine  gene- 
relle und  principielle  Exemtion,  sondern  nur  um  eine  — aller- 
dings grosse  — Anzahl  von  Einzclfällen,  welche  ihre  Natur  als 
Spezial  Privilegien  nicht  verläugneten  und  für  deren  jeden  wiederum 
nicht  feste  allgemeine  Regeln  massgebend  waren,  sondern  in 
qualitativer  und  quantitativer  Beziehung  lediglich  die  Freigebig- 
keit des  jedesmaligen  Verleihers  entschied.1) 

Der  Merovingerzeit  gehörten  nur  die  Wurzeln  und  ersten 
Anfänge  dieser  Immunitäten  an,  zur  vollen  Blüte  gelangten 
dieselben  erst  unter  den  Karolingern.*) 


§ »■ 

Der  Episkopat  im  Besonderen. 

Auch  wenn  wir  nunmehr  im  Besonderen  das  bischöfliche 
Amt  und  die  Stellung  der  Merovinger  zum  Episkopate,  wie  um- 
gekehrt die  des  Episkopates  zu  den  Fürsten  betrachten,  werden 
wir  den  streng  nationalen  Charakter  der  fränkischen  Kirche  und 
die  straff  gespannte  Kirchenhoheit  der  Könige  durchgeführt  finden; 
andererseits  werden  wir  hier  aber  zugleich  eine  Bestätigung  dafür 
erhalten,  dass  auch  die  kirchliche  Macht  befugt  war,  in  die 
Sphäre  der  staatlichen  Macht  einzugreifen. 

Gerade  in  dem  wechselseitigen  Verhältnis  zwischen  Landes- 
und Kirchenfürsten  spitzt  sich  die  Untersuchung  des  wechsel- 
seitigen Verhältnisses  von  Klerus  und  weltlicher  Gewalt,  von 
Kirche  und  Staat  zu. 

Auch  der  Episkopat  war  in  vollständigster  Abhängigkeit  von 
den  merovingischen  Herrschern. 

Es  zeigt  sich  dieses  vornehmlich  bei  der  Einsetzung  der 
Bischöfe,  desgleichen  aber  auch  während  der  Dauer  der  bischöf 

*)  Immunitätsrechte  Privater  ergeben  sich  namentlich  aus  Marc.  form.  I. 
14,  17  (Zeumer  8.  52,  54). 

a)  Vgl.  die  8.  50  Anm.  ö angegebene  Literatur. 
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liehen  Amtsführung,  teilweise  auch  bei  der  Absetzung  der 
Bischöfe. 

Der  Einfluss  des  Königs  bei  der  Bischufswahl  war  ein  un- 
umschränkter.1) 

Ein  vakant  gewordener  bischöflicher  Stuhl  wurde  auf  folgende 
Weise  besetzt: 

Klerus  und  Laien  der  verwaisten  Diözese  thaten  sich  zusammen 
zur  Wahl  eines  neuen  Bischofs.*)  Der  von  ihnen  Vorgeschla- 
gene erhält  alsdann  eine  Urkunde  — technisch  consensus 
genannt*)  — welche  die  Wähler  selbst  ausgestellt  und  unter- 

')  Vgl.  im  Allgemeinen  Staudenmaier  (Geschichte  der  Bischofs- 
wählen,  Tübingen  1830)  S.  80  ff.,  Rüvkert  U,  8.  161  ff.,  Rettberg  Bd.  I, 
S.  307  ff.,  II.  605  ff.,  sowie  H a u c k (die  Biachofswahlen  unter  den  Iferovingern, 
Erlangen  1883)  dessen  weitläufige  Darstellung  jedoch  nichts  Neues  enthält. 

*)  Vgl.  ausaer  den  Beispielen  in  Anm.  3 auch  Greg.  Hist.  IV,  6,  7,  11 
S.  146,  147,  Conc.  Aurel.  II.  can.  7 (MansiVIIl,  836),  edict.  Chloth.  II.  c.  1 
(Boretius  8.  21).  Genaueres  über  diesen  hier  weniger  interessierenden 
Punkt  bietet  de  Ijezardiiro  II,  S.  28  c.  16,  S.  224  ff.  Vielfache  Irrtümer 
finden  sich  bei  v.  Daniels  S.  396. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  16  S.  162  (facto  consensu  in  Eufronio); 

IV,  26  8.  161  f.  (fconsensum  fecere  in  Heraclium quod  . . . sub- 

soriptum  propriis  manibus  ....  conscnsum  subscribere  dignaretur  . . . . 
consensum  ad  te  direxerunt);  IV,  35  S.  170  (accepto  consensu);  VI,  15  S.  258 
(consensUm,  i|uem  . . . fecerat,  suis  suhscriptionibus  roborarent);  VlU,  22 
8.  889  (cum  muneribus  et  consensu  civium);  cf.  X,  1 S.  407  (bei  der  Papst- 
walil:  consensum,  quod  populus  fecerat,  imperatori  direxit);  Greg.  Vita 
patr.  VI,  3 S.  682  (cum  consensu  . . . facto  et  multa  munera  ad  regem 
venerunt);  Conc.  Aurel.  V.  can.  11  (Mansi  IX,  131:  Nullus  invitus  detur 
episcopus,  sed  nee  per  oppressionem  potentium  personarum  ad  consensum 
faciendum  cives  aut  clerici  inclinentur.  Quod  si  factum  fuerit,  ipse  epi- 
scopus, qui  magis  per  violentiam,  quam  [>er  decretum  legitimum  ordinatur, 
ab  indqpto  pontificatus  honorc  . . . deponatur).  Vgl.  Pardessus,  dipl. 
No.  246,  II,  S.  3.  Dass  , consensus'  und  nicht  , decretum'  die  technische 
Bezeichnung  der  Wahlurkunde  gewesen  ist,  gebt  gegen  Loening  8.  174 
Anm.  2 und  Hinscbius  II,  S.  517  zunächst  aus  den  soeben  aufgezählten 
Beispielen  hervor,  insbesondere  aber  ist  hierfür  beweisend  Marc.  form.  I,  7 
(Zeumer  8.  47:  consensu  civium  per  episcopatum  ....  voluntatis  inre- 
fragabiliter  manot  nostrae  liuttc  consensu  decrevimus  roborare)  und  Greg. 
Vit.  patr.  XVII,  1 8.  728  (rex  Theodoricus  . . . decedente  Trevericae  urbis 
sacerdote  ad  episcopatum  [8.  Nicetium]  iussit  arcessi.  Cumt[ue  dato 
consensu  popull  au  decreto  regis  ad  ordinandum  a viris  summo 
cum  rege  honore  praeditis  adducebatur).  — Von  den  Citaten  Loenings 
a.  a.  O.  gehören  die  beiden  ersten  der  vorfränkischen  Zeit  an;  in  Conc. 
Aurel.  V.  can  11  (oben  zitiert),  bezeichnet  .decretum',  wie  die  vorangehende 
Erwähnung  des  .consensus'  lehrt,  weniger  die  „Wahl  urkunde“,  als  den 
Wahlakt  (wie  andererseits  Greg.  Hist,  IX,  23  8.  .'180.  Conc.  Arvern. 
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zeichnet  haben  und  welche  zugleich  den  Vermerk  enthalten  muss, 
dass  der  Metropolit  und  die  Mehrzahl  der  anderen  Bischöfe  der 
Kirchenprovinz  dem  Kandidaten  ihre  Stimme  geben.1) 

War  letzterer  somit  durch  Gemeinde,  Komprovinzialeu  und 
Metropolit  bezeichnet,  so  begab  er  sich  mit  dem  , Consensus'  zum 
Könige  und  bat  diesen  um  die  Bestätigung.') 

Der  König  prüfte  nun  die  Wahlurkunde  sowie  die  Qualification 
des  Bewerbers8)  und  hatte  alsdann  die  definitive  Entscheidung 
zu  geben,  indem  er  demjenigen  Kandidaten,  gegen  welchen  er 
keine  Einwendungen  erheben  wollte,  das  Genehmigungsschreiben 
— praeceptum  *),  decretum8)  — aushändigte. 


can.  2,  Conc.  Aurel.  III.  can.  3,  Conc.  Par.  V.  can.  1 — Mansi  VIII,  360, 
IX,  12,  X,  640  — mehr  die  übereinstimmende  Beschlussfassung  der  Wähler, 
einschliesslich  der  Komprovinzialen  und  des  Metropoliten,  als  die  Wahl' 
urkunde  ins  Auge  fassen);  in  Conc.  Aurel.  IV.  cau.  5 (Mansi  IX,  114)  kann 
,decretum‘  auch  die  weiter  unten  Anm.  2 besprochene  Bedeutung  haben. 
Die  einzige  t^uellenstelie,  in  der  ,decretum‘  unzweifelhaft  die  Wahlurkunde 
bezeichnet  (Conc.  Arv.  can.  2,  Mansi  VIII,  360)  führt  Doening  nicht  an. 

>)  «reg.  Hist.  VI,  15  8.  258,  IV,  26  S.  161. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  7,  15,  16,  85  8.  145  f.,  152,  161,  170,-  VIII,  22 
S.  339,  IX,  29  8.  380,  Vit.  patr.  VI,  3 (unten  S.  55  Anm.  5),  cf.  Hist.  III,  2 
8.  110. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  15  152;  vgl.  Chloth.  II.  ed.  (unten  8.  54  Anm.  b\ 
Marc.  form.  I,  6 (Zeumer  8.  46)  und  Brief  Dagoberts  an  Sulpiciua  von 
Bourges  (Mansi  X,  651,  Pardessus  dipl.  No.  261,  II,  8.  7):  Nos  cognoscite 
taliter  decre visse,  ut  (Desiderius  theaaurarius)  in  civitate  Cadurca  . . 
honorem  episcopatus  . . . debeat  accipere:  quia  . . potentia  talis  nostra 
devotio  manet,  ut  eos,  quos  moribus  omatos  et  sanctis  operibus  deditos 
perspicimus,  sicut  est  iste  . . Desiderius,  hos  ad  episcopale  culmen  provehere 
debeamus:  quia  sic  decet  regiam  celsitudinem,  ut  quos  cognoscit  in  Dei 
timore  conversari  . . . omnimodis  ad  pontificale  officium  studeat  promovere. 
Vgl.  Pardessus  dipl.  No.  246.  II,  8.  3. 

*)  Marc.  form.  I,  5 (Zeumer  S.  45)  Überschrift;  Greg.  Hist.  VIII,  20 
8.  338,  VI,  7 S.  253;  ähnlich  praeceptio  : Greg.  Hist.  IV,  16  8. 152,  VII,  31 
8.  312,  VIII,  22  8.  339. 

s)  Greg.  Hist.  IV,  26  8. 161  (decretum  enim  regis  Chlotharii  habuerat); 
Vit.  patr.  XVII,  1 (oben  8.  62  Anm.  3);  cf.  ,decrevimus‘  in  Marc.  form.  1,  5,  6 
(Zeumer  S.  46)  und  im  Briefe  Dagoberts  (oben  Anm.  8);  vereinzelt  findet 
sich  ,charta‘  bei  Pertz,  dipl.  I,  48,  8.  44  (Mansi  XI,  172)  und  ,mandatum‘ 
in  Mir.  8.  Martial,  c.  13  (Boll.  acta  30.  Juni,  VII,  508). 
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Der  so  gewählte  und  vom  König  anerkannte  Bischof  wurde 
dann  durch  den  Metropoliten  ’)  geweiht  und  — bisweilen  mit  grossem 
Pompe*)  — in  die  Diözese  eingefübrt.8) 

Dies  war  der  — der  Papstwahl  analoge*)  — Modus  der 
Bischofs  wähl,  wie  ihn,  wenigstens  seit  Mitte  des  VI.  Jahr- 
hunderts*), die  Kirchengesetze  für  das  Frankenreich  vor- 
schrieben und  wie  er  — in  den  ersten  Generationen  des  Mero- 


')  Greg.  Hirt.  IV,  26,  35  8.  161,  170,  VII,  31  8.  312,  Oone.  Aurel.  IV. 
can.  & (Mansi  IX,  114),  Oone.  Paris.  V.  can.  1 (Mansi  X,  639);  für  den  Fall, 
dass  es  sich  um  eine  verwaiste  Me  tro  poli  ta  nkirche  handelte,  vgl.  Gone. 
Aurel.  IL  can.  7 (Mansi  VIII,  8361  und  Conc.  Aurel.  III.  can.  3 (Mansi  IX,  12). 

*)  Greg.  Hirt.  IV,  7,  26  8.  146,  162,  Vit.  patr.  XVII,  1 8.  728;  et 
eod.  VI,  3 S.  682  und  Hist.  UI,  2 8.  110. 

*)  Hie  Reihenfolge  der  einzelnen  Stadien  giebt  Greg.  Vit.  patr.  IV,  1 
8.  674  wieder:  Quintianus  ...  ad  episcopatum  Rutenae  eclesiae  eligitur, 
expetitnr,  ordinatur,  ein  Bericht,  der  allerdings  von  der  vorfränkiachen 
Zeit  bandelt,  offenbar  aber  die  zu  Gregors  Zeit  geltenden  Kechtagrundsätze 
wiederspiegelt. 

4)  cf.  Greg.  Hist.  X,  1 8.  406  ff.  und  genauer  Hinschius  1,8.217  0'., 
Richter-Hove  8.  402,  Zorn  S.  44. 

*)  Conc.  Aurel.  V.  can.  10  (vom  Jahre  649)  (Mansi  IX,  131):  Ut  nulli 
episcopatum  praemiis  aut  comparatione  liceat  adipisci,  sed  cum  volun- 
tate  regia  juxta  electionem  cleri  ac  plebis,  sicut  in  antiquis  canonibus 
tenetur  scriptum,  a metropol  itano  . . . cum  comprovincialibus  pontifex  con- 
secretur.  cf.  Greg.  Hist.  IV,  6 8.  145  tim  Jahre  664),  wo  die  Geistlichkeit 
von  Arvern  den  Cato  weihen  will,  ohne  die  Genehmigung  Theodeberts  ein- 
zuholen, der  noch  ein  Kind  sei,  und  wo  Cato  sich  diesem  Vorschlag 
abgeneigt  zeigt  mit  den  AV orten : ,Canonice  adsnmturus  sum  hunc 
honorem1.  (Hie  Heutung,  welche  flauck  8.  17  für  diese  Worte  giebt,  muss 
als  verfehlt  bezeichnet  werden).  — Her  Mitwirkung  de«  Königs  gedenken 
nicht  (noch  nicht?)  Conc.  Aurel.  II.  (v.  J.  533)  can.  7,  Conc.  Arvern. 
(v.  J.  686)  can.  2 und  Conc.  Aurel.  III.  (v.  J.  538)  can.  3,  bei  Mansi  VIII, 
836,  860,  IX,  12,  sowie  später  das  Conc.  Paris.  V.  (v.  J.  614)  can.  1,  bei 
Mansi  X,  539;  doch  lässt  ein  Vergleich  der  Bestimmung  des  letztgenannten 
Konzils  mit  cap.  1 des  Ediktes  von  Chlothar  II.  (Boretius  8.  21)  — vgl. 
hierüber  Rückert  II,  S.  475  f.,  Loening  8.  181  f.,  Waitz  II,  2,  8.  61 
Anm.  3,  Friedberg  8.  23  I,  Hinschius  H,  S.  618  Anra.  7,  Hauck 
8.  45  ff.,  Kaufmann  (Beutsche  Geschichte,  Leipzig  1881)  8.  161  — ver- 
muten, dass  es  sich  auch  seitens  der  anderen  drei  Konzilien  nur  um  einen 
— von  den  Herrschern  nicht  akzeptierten  (vgl.  oben  8.  22  ff.)  — Versuch 
gehandelt  hat,  die  staatliche  Mitwirkung  bei  Besetzung  der  Bischöfsstühle 
zu  beseitigen  oder  cinzuschränken.  Über  Conc.  Paris.  HI.  can.  8 (Mansi  IX, 
746)  vgl.  Loening  8.  179  f.  — Unrichtig  ist  es  jedenfalls,  wenn  Gnizot, 
histoire  I,  8.  444  meint:  Ccpendant  le  fait  ne  se  change  point  en  droit, 
et  continue  de  passer  pour  abus. 
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ringertum*  wohl  entgegen  den  Kirchengeeetzen  — schon  zu 
Chlodovechs  Zeit  eich  in  Uebung  findet.*) 

Eine  von  den  Konzilien  als  Missbrauch  verdammte*)  Modi- 
fikation des  kanonischen  Verfahrens  war  die  (testamentarische) 
Designation  des  Bischofs  durch  den  augenblicklichen  Inhaber 
des  Amtes.*)  Aber  auch  hier  war  die  königliche  Bestätigung  er- 
forderlich.*) 

Des  Königs  Entscheidung  war  eine  vollkommen  freie*), 
keinenfalls  lag  darin  ein  lediglich  formelles,  nicht  versagbares 
Bestätigungsrecht,  mit  welchem  die  katholische  Kirche  so  oft  die 
staatliche  Gewalt  abzufinden  gewusst  hat. 

Die  Bestätigung  des  Neugewählten  seitens  des  Königs  war 
an  und  für  sich  schon  eine  eminente  Konzession,  zu  der  sich 
der  Klerus  hatte  verstehen  müssen,  ein  hochbedeutendes  Vorrecht 
der  Merovinger,  wie  es  die  Kirche  weder  dem  byzantinischen 
Kaiser  *),  noch  der  Mehrzahl  der  abendländischen  ’)  Herrscher 


')  Die  unten  8. 67  Anm.  1 aufgeführten  Beispiele  bilden  ein  Analogon. 
Vgl.  Hauck  S.  9 f. 

’)  cf.  Conc.  Paris.  V.  tan.  3 (Mansi  X,  540)  und  die  Briefe  Oregor  de« 
Grossen  Mansi  X,  345,  346  sowie  Greg.  Hist.  VI,  15  S.  259. 

*)  Beispiele  sind  ausser  den  in  Anm.  4 aufgeführten  Greg.  Hist.  IV,  36 
& 170,  V,  42  S.  233,  VI,  15  8.  258  f.  In  Greg.  Hist.  V,  5 S.  196  handelt 
es  sich  dagegen  (irrig  Loening  8.  194  Anm.  2)  um  den  Fall,  dass  ein 
Bischof  durch  Krankheit  an  der  Amtsführung  behindert  ist.  Vgl.  Conc. 
Paris  V.  can  2 (Mansi  X,  540:  certae  oondicionee,  ut  ecclesiam  suam  regere 
non  possit)  und  die  in  Anm.  2 zitierten  Briefe. 

‘)  Greg.  Hist.  IV,  18  8.  166,  VI,  9 8.  254,  VIII,  22  8.  339  (wo  frei- 
lich zugleich  auch  von  dem  consensus  civium  die  Bede  ist),  Vit.  patr.  VIII,  3 
8.  693  (Parallelstelle  zu  Hist.  IV,  36  8.  170). 

*)  Greg.  Hist.  VIII,  22  8.  339:  Der  Diakon  Waddo  cum  . . . conaensu 
civium  ad  regem  properat,  sed  nihil  obtenuit.  — Vit.  patr.  VI,  3 S.  682: 
Der  hl.  Gallus  bewirbt  sieh  beim  König  um  das  Bistum  Arvern;  zu  gleicher 
Zeit  ist  Bischof  Aprunculus  von  Trier  gestorben:  congregatique  clerici 
civitatis  illius  ad  Theodoricum  regem  sanctum  Gollum  petebant  episcopum. 
Quibus  ille  ait:  ,Abscedite  et  alium  requerite,  Gallum  enim  diaconem  alibi 
habeo  distmatum1.  Tune  elegentes  sanctum  Nicetium  episcopum  acceperunt; 
Arverni  vero  clerici  cum  consensu  insipientium  facto  et  multa  munera  ad 
regem  venerunt  (Jam  tune  germen  illod  iniquum  coeperat  fructifieare,  ut 
sacerdotium  aut  vinderetur  a regibus  aut  compararetur  a clericis).  Tune  hi 
audiunt  a rege,  quod  sanctum  Gallum  habituri  essent  episcopum.  — Ver- 
weigerung des  praeceptum  begegnet  noch  Greg.  Hist.  IV,  26  8.  162. 

*)  Vgl.  Zorn  8.  44,  45,  Hinschius  II,  S.  152  ff. 

’)  Vgl.  Hinschius  II,  8.  516;  über  das  westgothische  Recht  D ahn, 
Könige  der  Germanen  IV  (Die  Verfassung  der  Westgothen),  2.  Auflage, 
Leipzig  1885,  8.  394  ff. 
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zugestand.  Aber  die  Merovinger  begnügten  sich  mit  diesem 
ßestätigungsrecbt  nicht  immer,  sie  durchbrachen,  sobald  es  ihnen 
beliebte,  jedwede  der  oben  ausgeführten  kirchengesetzlichen  Be- 
stimmungen. Beabsichtigte  der  König  z.  B.,  dass  der  Neugewählte 
in  seiner  Gegenwart  konsekriert  würde1),  und  der  Metropolit 
war  nicht  zugegen,  so  mussten  die  kanonischen  Vorschriften,  dass 
die  Weihe  in  der  Kirche,  für  welche  der  neue  Bischof  bestimmt 
war,  und  durch  den  Metropoliten  vorgenommen  würde*),  dem 
Willen  des  Königs  weichen.*)  Hatte  der  Fürst  die  Diözese  einem 
speciellen  Günstlinge  zugedacht  und  ihm  dieselbe  — vielleicht 
schon  geraume  Zeit  vor  der  thatsächlichen  Erledigung  — ver- 
sprochen *),  so  wusste  er  durch  die  Erklärung,  diesen  Mann  wolle 
er  eingesetzt  haben,  die  Wahl,  der  Gemeinde  und  mehr  noch  die 
der  anderen  Bischöfe  genügend  zu  beeinflussen,  um  sicher  darauf 
rechnen  zu  können,  dass  man  ihm  nur  diesen  seinen  Günstling 
präsentieren  werde;  mussten  doch  die  Wählenden  darauf  gefasst 
sein,  dass  er  jeden  anderen  Kandidaten  ablehnen  würde.*) 

So  bildete  sich  alsdann  neben  dem  normalen  Modus  der 
Besetzung  einer  erledigten  Bischofsstelle  und  mit  ihm  konkurrierend, 
ohne  jenen  jedoch  völlig  ausser  Gebrauch  zu  setzen,  das  Ver- 
fahren aus,  dass  der  vom  König  Designierte  nunmehr  ein- 


')  etwa,  weil  er  aus  der  Hand  des  neuen  Bischöfe  das  Abendmahl 
empfangen  wollte:  Greg.  Hist.  IV,  35  8.  170,  wo  cs  bezeichnender  Weise 
nicht  der  Episkopat,  sondern  König  Sigibert  ist,  welcher  „von  der  Strenge 
der  Kirchengesetze“  d.  h.  von  deren  Formvorschriften,  „absah“  und  seinen 
Günstling  Avitus,  den  er  für  Arvcrn  als  Bischof  bestätigt  hatte,  „in  seiner 
Gegenwart  weihen  liess“.  (quem  rex  in  tanto  honore  dilcxit,  ut  parumper 
rigorem  canonicum  praeteriens,  in  sua  eum  praesentia  benedici  juberet.) 

*)  Conc.  Aurel.  IV.  can.  5 (Mansi  IX,  114),  Marc.  form.  I,  (5  (Zeumer 
S.  46). 

*)  Vgl.  Greg.  Hist.  IV,  7 S.  146  und  vor  Allem  eod.  IV,  26  S.  161  f.  den 
interessanten  und  in  vielfacher  Hinsioht  lehrreichen  Bericht  über  die 
Absetzung  des  Bischof  Emerius  durch  die  Provinzialsynode  von  Saintes  und 
über  die  Kandidatur  des  Heraclius  (Plank  S.  118  Anm.  6 begeht  das 
Versehen,  an  König  Chlothar  IL  zu  denken). 

«)  Vgl.  Greg.  Hist.  VI,  9 S.  254,  VIII,  41  S.  363. 

s)  s.  insbes.  Greg.  Vit.  patr.  VI,  3 (oben  S.  65  Anm.  6)  und  Hist.  IV,  15 
S.  152,  wo  sich  die  Bürger  von  Tours  facto  consensu  in  Eufronio  presbitero 
znm  König  begeben,  dieser  aber  entgegnet:  .Praeciperam  enim  („ich  hatte 
doch  gewünscht“),  ut  Cato  presbiter  illic  ordinaretur;  et  cur  est  spreta  jussio 
nostra?“  Vgl.  Plank  S.  123. 
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faoh  von  der  Gemeinde  bestätigt  wurde');  es  war  jetzt 
unnötig  geworden,  dass  ein  solcher  Kandidat  nochmals  zum  Könige 
ging,  um  dessen  Genehmigung,  die  er  sich  ja  im  Voraus  gesichert 
hatte,  einzuholen.  Die  Ausstellung  des  praeceptum  durch  den 
Fürsten  erfolgte  also  bisweilen  schon  lange  bevor  die  eigentliche 
Neuwahl  selbst  statt  hatte.  Das  praeceptum  (decretum)  hatte 
hiermit  schon  die  gewöhnliche  Bedeutung  des  Wortes:  „Befehl“ 
erhalten  an  Stelle  der  ursgrünglichen  Bedeutung:  „Bestätigung“; 
nunmehr  bildete  das  praeceptum  die  Grundlage  der  Wahl- 
bewegung *),  und  der  solchergestalt  vom  Könige  für  ein  Bistum 
Bestimmte  hatte  jetzt  einen  vollbegriindeten  Anspruch  darauf, 
von  den  Klerikern  und  Laien  der  Diözese  anerkannt  und  von 
dem  Metropoliten  geweiht  zu  werden.*)  Damit  war  allerdings 


')  de  Lezardicre  II,  S.  244  will  hierin  eine  Rechtswidrigkeit  linden, 
verkennt  aber,  dass  es  sieh  um  eine  Zeit  handelt,  in  welcher  die  Praxis 
eher  imstande  war,  Recht  zu  schaffen,  als  die  Theorie  der  Gesetzgebung. 
Betreffs  des  edietnm  Chlotharii  II.  von  614  vgl.  oben  8.  54  Anm.  ö. 

’)  Vgl.  Greg.  Hist.  VIII,  22  (unten  S.  58  Anm.  2),  Vit.  Leob.  o.  14 
(Habilion  I,  8.  118)  bei  Hauck  8.  24.  Vielfach  erfahren  wir,  dass  Jemand 
den  Bischofsstuhl  besteigt  ex  jussu  regis  (Greg.  Hist.  IV,  18  8.  156, 
LU,  17  8.  126.  cf.  X,  31  sub  10  8.  446  und  Vit,  patr.  IV,  1 S.  676),  rege 
elegente  (Greg.  Hist.  VIII,  39  8.  352),  opitulante  (eod.  IV,  5 8.  144, 
cf.  als  Parallelstelle  Vit.  patr.  VI,  3 8.  682,  vgl.  Hist.  VI,  38  8.  278), 
ordinante  (Greg.  Hist.  VI,  15  8.  259,  cf.  III,  17  8.  126),  largiente 
(eod.  IX,  25  8.  381,  Vit.  patr.  VI,  3 S.  682).  — Lehrreich  ist  es  auch, 
Greg.  Hist.  X,  31  sub  12  8.  446  und  eod.  UI.  17  S.  126,  sowie  eod.  UI,  2 
8.  109  und  eod.  X,  31  sub  11  S.  446  gegonüberzustellen,  wo  der  Schrift- 
steller, dort  von  Bischof  Omnatius,  hier  von  Bischof  Difinius  von  Tours 
in  je  zwei  Parallelstellen  einmal  nur  einfach  die  Wahl  zum  Bischöfe,  das 
andere  Mal,  dass  diese  Wahl  ex  jusso,  per  electionem  regis  stattgefunden, 
berichtet.  — Vgl.  ferner  Flod.  I,  14  S.  425,  wo  König  Uhlodovech  Genc- 
baudum  . . . ordinat  episcopum,  sowie  Vita  S.  Euspich  und  Vita  8.  Eptadii 
(Boiland,  acta  20.  Juli,  V,  76,  24.  August,  IV,  778,  Locning  S.  176  f„ 
Hauck  8.  9 f.)  als  Nachweise  der  von  Plauk  8.  115  f.  nur  vermutungs- 
weise angenommenen  Ernennung  von  Bischöfen  schon  durch  Uhlodovech. 
— Es  begegnen  auch  Fälle,  dass  tiir  eine  und  dieselbe  Diözese  zwei  Bischöfe 
vom  Herrscher  eingesetzt  werden  (Greg.  Hist.  UI,  17  8.  126,  X,  31  sub  10 
S.  446;  so  erklären  sieh  wohl  auch  Conc.  Cabill.  can.  4,  20  und  die  beiden 
letzten  Unterschriften  zu  diesem  Konzil,  Hansi  X.  1190,  1193,  1194). 

s)  Vgl.  Greg.  Vit.  patr.  XVII,  1 S.  729 : Der  hl.  Nicetius  kehrt  vom 
König  mit  dessen  Genebmigungsschreiben  zurück;  seine  Begleiter,  die  er 
mit  Exkommunikation  bedroht,  meinen:  ,Adhuc  . . . episcopalem  apicem 
non  es  adeptus*  . . Et  ille:  ,Vere‘,  inquid,  ,dico  vobis,  >juia  distinavit  rex, 
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die  Beteiligung  der  Gemeinde  und  des  Episkopats  an  der  Be- 
setzung des  Bischofsstuhles  ihrerseits  zu  einem  lediglich  formalen, 
vom  Willen  des  Königs  beherrschten  Akte  herabgesunken;  Ge- 
meinde, Metropolit,  Komprorinzialen  bcsassen,  ausser  wo  ihnen 
dasselbe  im  einzelnen  Falle  aus  besonderer  Nachsicht  des  Herr- 
schers noch  gewahrt  blieb,  kein  selbständiges  Recht  der  Mit- 
wirkung mehr,  sondern  nur  den  leeren  Schein  eines  Rechtes; 
und  doch  finden  sich  in  den  Quellen  der  Merovingerzeit  keine 
Andeutungen,  dass  man  hierin  einen  Uebergriff  und  eine  An- 
massung  erblickte;  man  gestand  den  Merovingern,  welche  sich 
dazu  durch  göttliche  Ermächtigung  legitimiert  hielten*),  die 
unbedingte  Verfügung  Uber  die  Bistümer  im  Reiche  zu,  selbst 
wenn  des  Königs  Entscheidung  im  einzelnen  Falle  einen  direkten 
Gegensatz  zu  den  eigenen  Wünschen  der  Gemeinde  enthielt.*) 
Das  freie  Ernennungsrecht  des  Königs  — hierzu  hatte  cs 
sich  thatsächlich  gestaltet*)  — widersprach  als  solches  nicht  den 
Konzessionen  des  Klerus.  Oft  genug  aber  widersprach  diesen 
und  den  Kirchengesetzen  die. Art  und  Weise,  auf  welche,  so 
wie  der  Zweck,  zu  welchem  der  König  von  seinem  Ernennungs- 
rechte  Gebrauch  machte.  Nicht  selten  nämlich  betrachteten  die 


ut  mo  . . hnic  oneri  cousecrari  juberet.  Vgl.  den  Brief  Dagoberts  an  Sul- 
pitius  von  Bourges  (Mansi  X,  361,  Fardessus,  dipl.  251,  II,  8.  7),  wo  der 
König  sogar  den  Tag  der  Konsekration  festsetzt,  und  Marc.  form.  I,  6,  6 
(Zeumer  8.  45  f.). 

')  Vgl.  Theodorici  regis  praec.  quo  confirmat  electionem  Kremberti 
abb.  Corbej.  v.  J.  667  (Mansi  XI,  110,  Pertz,  dipl.  I,  5,  2,  8.  47):  Decet 
regalem  olementiaro,  ut  non  solum  gubernacula  regalia  culminis  provideat, 
sed  ot  regimina  ecclesiarum  et  monasteriorum  pro  Dei  intuitu  . . . solerti 
cura  providere.  Vgl.  Marc.  form.  I,  6 (Zeumer  8.  45). 

*)  Greg.  Hist.  VIII,  22  S.  339  (oben  8.  56  Anm.  6;  alsdann:)  Tune 
rex  data  praeceptione  jussit  Gundegisilum  Sanctonicum  comitem  . . . epis- 
copum  ordinäre,  gestumque  est  ita;  Vita  Leobini  (oben  8.  57  Anm.  2);  dass 
in  Greg.  Vit  patr.  VI,  4 8.  683  ein  vereinzeltes  „Beispiel  der  Opposition 
des  Volkes  gegen  den  vom  Könige  aufgedrungenen  Bischof  zu  sehen  ist, 
muss  man  mit  Rückert  II,  8.  468  gegen  Loening  8. 177  Anm.  1 insofern 
annehmen,  als  die  Befragung  des  Königs  vor  der  Bischofsweihe,  wenn  auch 
nicht  ausdrücklich  hervorgehoben,  so  doch  unumgänglich  notwendig  war, 
also  die  Empörnng  der  Bewohner  von  Javols  sich  zugleich  gegen  den  König 
gerichtet  hat.  — Conc.  Aurel.  V.  can.  11  (Mansi  IX,  181)  untersagt,  wie  der 
Vergleich  mit  can.  10  eod.  lehrt,  nicht  die  Einwirkung  des  Königs, 
sondern  diejenige  anderer  weltlicher  Machthaber. 

*)  Vgl.  auch  Schroeder  I,  8.  141. 
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Fürsten  die  Bischofswürde  als  eine  bequeme  Abfindung  und 
Versorgung  für  ihre  Hof-  und  Reichsbeamten  *),  welche  aus  dem 
weltlichen  Dienet  auszuscheiden  gedachten ; oft  setzte  der  König 
Laien  ein,  welche  dann  in  aller  Eile  die  Tonsur  erhielten  und 
in  beschleunigtem  Tempo  *)  die  niederen  kirchlichen  Grade  durch- 
machten.*) Nur  äusserst  selten4)  nahmen  die  Könige  darauf 
Rücksicht,  dass  die  Kirchengesetze  solches  streng  verpönten.5) 
Auch  die  Verleihung  von  Bistümern  gegen  Geld  war  bereits 
von  den  Kirchengesetzen  verboten  und  erregte  als  Simonie  An- 
stoss.  Könige,  welche  wie  Guntchraran  *)  der  Kirche  unnötigen 
Arger  ersparen  wollten,  zeigten  sich  bisweilen  unbestechlich.7) 


■)  Beispiele  sind:  Kanzler  Licerius  (Greg.  Hist.  VIII,  39  8.  352), 
Kanzler  Flavias  (eod.  V,  45  S.  338),  Kanzler  Desiderius  (Mansi  X,  661, 
Pardessu«,  dipl.  251  II,  S.  7),  der  Hausmeier  bezw.  Kanzler  Baudin  (Greg. 
Hist.  IV,  3 S.  143  und  X,  31  sub  16  S.  447),  Statthalter  Jovinus  (eod  VI,  7 
S.  253),  Graf  Gundegisil  (eod.  VIII,  22  S.  339,  oben  S.  58  Anm.  2),  Graf 
Nicesius  (eod.  VII.  31  S.  812,  VIII,  20  S.  338),  sowie  Herzog  Austrapius 
(eod.  IV,  18  S.  156).  Vgl.  Greg.  Hist.  VI,  88  S.  278. 

*)  , subito*,  .praecipiti  saltu*  (Brief  Gregor  des  Grossen  an  Virgilius  von 
Arles  and  Cbildebert  II.,  Mansi  IX,  1232.  1236);  vgl.  desselben  Papstes 
Krmahnungen  an  Brunechilde,  Theoderich  II.  und  Theodebert  II.  (Mansi  IX, 
88,  187,  190). 

>)  Vgl.  Greg.  Hist.  VH,  31  S.  312,  VI,  46  S.  286.  VH,  22  S.  339, 
Conc.  Aurel.  V.  can.  5 (Mansi  IX,  131). 

4)  Selbst  König  Guntchramn  bestellte  Laien  zu  Bischöfen;  cf.  Greg. 
Hist.  VI,  7,  39  S.  253,  278. 

*)  Vgl.  die  Citate  in  Anm.  2 und  Greg.  Hist.  VI,  15  8.  259:  Wie 
lange  es  einerseits  in  normalen  Fallen  gedauert  hat,  bis  Jemand  die  kirch- 
lichen Grade  durchmachte,  und  wie  eilig  die  eben  erst  in  den  geistlichen 
Stand  eingetretenen  Günstlinge  der  Fürsten  andererseits  zum  Bischofsstuhle 
zugelassen  wurden,  lehrt  die  Gegenüberstellung  von  Greg.  Hist.  IV,  6 S.  145 
und  eod.  VI,  9 8.  255. 

*)  Eine  zutreffende  Charakteristik  dieses  Fürsten  giebt  Gustav 
Richter  8.  96  Anm.  1. 

’)  Greg.  Hist.  IV,  35  S.  169  f.,  VI,  39  S.  278;  eod.  VHI,  22  8.  339 
zeigt,  dass  Guntchramn  nicht  „oin  erklärter  Gegner  der  Simonie“  war,  wie 
Fuhr  S.  105  meint.  — Vgl.  ferner  Vit.  patr.  VI,  3 8.  682  (oben  S.  55 
Anm.  6).  — Gegen  dio  simonische  Besetzung  der  Bischofsstühle  wenden 
sich:  Conc.  Aurel.  H.  can.  4,  Conc.  Aurel.  V.  can.  10  (Mansi  VIH,  836, 
IX,  131),  sowie  Gregor  der  Grosse  in  wiederholten  Briefen  an  den  Episkopat 
und  die  Fürsten  (Mansi  IX.  1232,  1236,  X,  188,  189);  ähnlich  Conc.  Paris. V. 
can.  1 (Mansi  X,  540);  vgl.  eingehend  Rückert  n,  8.  477  ff. 
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Den  meisten  Fürsten  war  dagegen  die  Verleihung  bischöf- 
licher Ämter  eine  erwünschte  Quelle,  ihre  Kasse  zu  füllen.') 
Gerade  solche  Fälle  des  Missbrauchs  beweisen  uns  jedoch , wie 
fraglos  und  unbezweifeit  das  freie  Ernennungsrecht  der  Könige*) 
dastand.  * 

Während  die  Merovinger  ihrerseits  die  kirchengesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Bischofswahl  geradezu  ignorierten,  so 
duldeten  sie  es  nimmer,  wenn  man  es  versuchte,  sich  über  die 
staatliche  Mitwirkung  bei  der  Wahl  hinwegzusetzen.  Geschah 
etwas  derartiges  seitens  des  Klerus  — die  Beispiele  sind  selten 
genug  — so  trat  harte  Bestrafung  der  Schuldigen  ein.*) 

Einen  besonderen  Amtseid,  den  der  neu  ernannte  Bischof 
dem  Könige  zu  leisten  gehabt  hätte,  kannte  die  merovingische 
Periode  noch  nicht.4) 

Hier  mag  zugleich  ein  Irrthum  Loening#*)  berichtigt  werden, 
welcher  eine  besondere  Pflicht  des  Bischofs  annimint,  wenn  sich 
der  König  der  bischöflichen  Stadt  nahte,  ihm  entgegenzuziehen 
und  ihm  einen  feierlichen  Empfang  zu  bereiten,  der  occursus  ge- 
hiessen  habe;  weder  sind  die  von  Loening  gewählten  Belege") 
beweisend  — dieselben  handeln  nämlich  nicht  von  dem  Falle, 


’)  Für  Geld  und  Geschenke  wird  z.  £.  Appollinaris  eingesetzt.  (Greg. 
Hist.  III,  2 S.  110),  vgl.  Vit.  patr.  VI,  3 S.  682.  Laien,  welche  ein 
Bistum  kaufen,  sind  Desiderius  (Greg.  Hist.  VIII,  22  S.  338)  und  der  syrische 
Kaufmann  £usebius  (eod.  X,  26  S.  438). 

•)  Diejenigen  Königinnen,  welche  als  Vormünderinnen  ihrer  minder- 
jährigen Söhne  die  Regentschaft  führten,  übten  nebst  anderen  Regierungs- 
rechten auch  dasjenige  der  Bischofsbestätigung  bezw.  Bischofsernennung  aus. 
Vgl.  Greg.  Hist  III,  17  S.  126,  X,  31  sub  Kl  S.  446.  VIH,  41  S.  353,  VI, 
38  S.  278  uud  X,  31  sub  11  S.  446,  woselbst  eine  Handscbrift  liest:  Ditinius 
episcopus  , . . per  elcctionem  praefatae  reginae  ad  episcopatum  accessit. 

*)  Greg.  Hist.  VI,  7 S.  253  als  Albinus  extra  regis  consilium  den 
bischöflichen  Stuhl  zu  Usez  bestiegen  hat;  vgl.  eod.  IV,  6,  26  S.  146,  162, 
sowie  Syn.  Mariae.  (Mansi  XI,  172,  Pertz,  dipl.  1.  48,  8.  44). 

‘)  Zorn  nimmt  S.  58  das  eidliche  Gelöbnis  des  Gehorsams  bei  Antritt 
des  Amtes  an  und  beruft  sich  dafür  auf  Loening  S.  254,  welcher  indessen 
a.  a.  O.  nur  die  Verpflichtung  auch  der  Bischöfe  zur  Leistung  des  allgemeinen 
Fidelitatseides  (vgl.  oben  S.  83  zu  Anm.  4)  bespricht 

*)  Loening  S.  256,  267;  ebenso  dürfte  Waitz  irren,  wenn  er  II,  1, 
S.  179  aagt:  „In  Städten,  die  der  König  besuchte,  wurden  ihm  wohl  fest- 
liche Ehren  bereitet“  und  Anm.  2 unter  Bezugnahme  auf  Greg.  Glor.  Conf. 
c.  19  und  Vit  patr.  XVII,  4 fortfährt:  „Es  heisst  daa  occursus  regis.“ 

")  Greg.  Glor.  Conf.  c.  19  S.  758,  Vit  patr.  XVII,  4 S.  731. 
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(läse  «ich  der  König  der  bischöflichen  Stadt  nahte,  sondern  von 
Besuchen  der  betreffenden  Geistlichen  beim  Könige')  — noch 
ist  occursus*),  wo  mit  diesem  Worte  das  bald  mehr  bald  minder 
feierliche  Entgegengehen  und  der  Empfang  bezeichnet  wird, 
technischer  Ausdruck  für  den  Empfang  des  Königs;  denn  ein 
derartiger  occursus  wird  ebenso  wie  dem  Fürsten  *)  und  seinen 
Beamten  4)  einem  Bischof  oder  einem  Heiligen6),  neu  ankommenden 
Reliquien8)  und  einer  übernatürlichen  Erscheinung5)  bereitet  und 
ferner , wo  er  dem  Fürsten  gilt , nicht  nur  von  dem  Bischöfe, 


*)  Auch  zu  diesen  Besuchen  war  der  Bischof  durchaus  nicht  ver- 
pflichtet, wie  die  Wendung:  invitatus  i|uodam  tempore  sacerdos  a rege  in 
Vit.  patr.  1.  c.  lehrt;  vgl.  ferner  Greg.  Hist.  VI,  2 8.  246,  wo  der  Schrift- 
steller selbst  sich  nach  dem  Hofe  Nogent  ,ad  occuraum  regis“  begiebt  und 
dort  einige  Zeit  verweilt;  ähnlich  Greg.  Hist.  IX,  20  8.  374.  — .Occursus“ 
in  der  Bedeutung  „Besuch“  begegnet  noch  Greg.  Vit.  patr.  XII,  2 8.  713, 
Hist.  III,  22  S.  131.  — Anscheinend  bekundet  der  Brief  des  Remigius  von 
Reims  an  Chlodovech  (Kanal  VIII,  178:  Quaeso,  ut  tanti  habeatis  igno- 
scere  quod  ijui  occursum  debui,  exhortatoria  destinare  verba praesumpsi. 
Tarnen  per  harum  bajulum,  si  jubeatis  ut  vadam  ....  ad  vos  . . . pervenire 
contendam)  eine  Verpflichtung  der  Bischöfe  zu  Besuchen  bei  den  Fürsten; 
doch  will  Remigius,  der  als  Täufer  Chlodovechs  demselben  besonders  nahe 
stand,  hier  nur  sagen,  dass  er  es  eigentlich  geziemend  gefunden  hätte,  leider 
aber  nicht  habe  ermöglichen  können,  dem  Könige  zum  Tode  seiner  Schwester 
mündlich  sein  Beileid  auszudrücken  und  seinen  Trost  zu  spenden. 

’)  und  ebenso  oocurrere  und  das  mit  .occurere'  und  , occursum  reddere“ 
gleichbedeutende  (cf.  Greg.  Vit.  patr.  1.  c.,  Passio  septem  dormientium  c.  11 
8.  852)  ,in  obviam  egredi*  (Pass.  sept.  dorm.  1.  c.),  ,in  obviam  procedere“ 
(Greg.  Hist.  VIII,  1 8.  326,  Vita  Lupi  bei  Boiland,  acta  1.  Sept.  I,  656), 
,in  obviam  ire“  (Greg.  Virt.  8.  Juliani  c.  32  8.  577). 

*)  cf.  Greg.  Hist.  VIII,  1,  Pass.  sept.  dorm.  I.  c. 

4)  Vita  Lupi  (Boll.  1.  c.),  Vita  8.  t^uinidii  (Boll.  15.  Feb.  H,  832)  und 
Flod.  L 26  8.  446. 

*)  Greg.  Hirac.  S.  Andreae  c.  19  8.  837,  Hist  II,  1 8.  60.  Vit.  patr. 
VI,  3 8.  682,  Glor.  Conf.  c.  44  8.  775  (oben  8.  46  Anm.  3),  Conc.  Rothomag, 
can.  16  (Mausi  X,  1203),  Flod.  I,  13  S.  424  (und  zwar-hier  durch  den 
König  selbst;  ebenso  heisst  es  Greg.  Hist.  IX,  10  8.  367  von  König 
Ohildebert  IL:  adsumpta  matrem  cum  sorore  et  conjuge  ad  occuraum 
patrui  — König  Guntchramns  — distinat). 

•)  Greg.  Hist  IX,  6 8.  362,  Virt.  S.  Jul.  I.  c. 

’)  Greg.  Glor.  L'onf.  c.  58  S.  781.  — Vgl.  sonst  noch  Greg.  Hist.  II,  37 

S.  101. 
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sondern  ebenso  von  der  übrigen  Einwohnerschaft ')  derjenigen 
Stadt  gezollt,  welche  er  besucht.*) 

Die  Stellung,  welche  der  Episkopat  zu  den  Königen  einnahin, 
erinnert  in  vielen  Punkten  an  die  der  weltlichen  Beamten.  Beide 
verdanken  ihr  Amt  dem  Fürsten8),  bei  beiden  ist  von  einer 
näheren  Spezialisierung  der  Pflichten  gegenüber  dem  Landesherrn 
nie  die  Rede,  vielmehr  potenziert  sich  nur  bei  beiden  die  schon 
aus  dem  Fidelitätseide  entspringende  Verpflichtung,  nie  „gegen 
des  Königs  Wohl“  zu  handeln  und  des  Herrschers  Interesse  in 
ihrem  Wirkungskreise  nach  jeder  Richtung  zu  vertreten8);  wie 
die  staatlichen  Würdenträger8)  müssen  auch  die  geistlichen  jeder- 
zeit bereit  sein,  speziellen  Aufträgen  des  Königs  nachzukommen*), 
selbst  wenn  diese  Aufträge  ausserhalb  der  primären  Funktionen 
ihres  weltlichen  bezw.  geistlichen  Amtes  liegen.  Und  nicht  selten 
begegnen  wir  einer  Verwendung  der  hohen  Geistlichkeit  in  Ge- 
schäften, welche  rein  staatlichen  Charakter  tragen,  denen  sich 
aber  der  Bischof  nicht  entziehen  konnte,  da  eben  der  König  den 
Befehl  gegeben.  Hierher  ist  es  vor  Allem  zu  rechnen,  wenn  die 
Bischöfe  als  Gesandte  benutzt  werden:  gerade  zu  diesem  Zwecke 

*)  Greg.  Hist.  VIII,  1,  cf.  Pass.  sept.  dorm.  1.  c. 

’)  Hit  der  feierlichen  Einholung  war  alsdann  Besohenkung  des  Ein- 
geholten verbunden  (das  Ausbleiben  des  Letzteren  ist  es,  was  Boll.  11.  cc. 
die  königlichen  Beamten  in  Grimm  bringt),  wie  .occursus1  in  Conc.  Paris.  III. 
c.  9 bei  Mansi  IX,  747  und  in  form,  imperial.  20  (Zeumer  S.  301)  geradezu 
die  Bedeutung  „Abgabe“  hat. 

’)  Betreffs  der  Bischöfe  s.  oben  S.  52  ff.,  betreffs  der  Beamten  Conc. 
Paris.  V.  can.  lö  (Hansi  X,  542),  betreffs  der  Keichsbeamten  (Herzöge,  alias 
Statthalter,  und  Grafen)  im  Besondern  Greg.  Hist.  VI,  11S.  256  f.,  VIII, 
18,  42,  46  8.  337,  364,  357  (eod.  IV,  24,  42,  43  S.  159,  176,  178)  und  IV, 
39,  42  S.  172,  175,  VI,  22  S.  262,  VIII,  18  S.  337;  wie  das  Bestätigungs- 
schreiben des  Königs  für  einen  neuen  Bischof  (s.  oben  S.  53  Anm.  4),  so 
wird  auch  die  Bestallung  eines  Reichsbeamten  .praeceptum*  (Greg.  Hist. 

VIII,  18  S.  337)  oder  „Charta“  (Marc.  form.  I,  II,  Zeumer  S.  49)  genannt. 
Auch  bei  der  Ernennung  von  Beamten  bildeten  Geldgeschenke  die  beste 
Empfehlung,  cf.  Greg.  Hist.  IV,  42  S.  175,  VIII.  18  S.  337,  V,  48  8.  239. 

4)  Vgl.  einerseits  Greg.  Hist.  IX,  8 S.  364,  X,  9 8.  417,  VII,  13 
8.  298,  andererseits  eod.  X,  9 (oben  8.  3ü  Anm.  4),  X,  19,  S.  432)  Vit. 
patr.  VHI,  3 (unten  Anm.  6). 

5)  Hinsiohtlich  des  Kanzlers  und  Pfälzgrafen  ergiebt  dies  Greg.  Hist. 

IX,  30  8.  384,  hinsiohtlich  des  .Stallgrafen  eod.  V,  48,  39  S.  238,  232, 
VII,  39  8.  320. 

*)  Bischof  Sacerdos  von  Lyon  rühmt  sich  zu  König  Childebert  (Greg. 
Vit.  patr.  VIII,  3 8.  693):  Optimc  nosti,  o rex  piissime,  quod  tibi  in 
Omnibus  necessitatihus  tuis  fideliter  servierim  ac  quaecumque  injunxisti 
devote  impleverim.  — Greg.  Hist.  IX,  33,  40  8.  389,  397,  VI,  36  8.  277. 
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wurden  sie  von  den  Fürsten  mit  Vorliebe  ausgewählt1);  es  hängt 
diese  Erscheinung  damit  zusammen,  dass  die  Merovinger  den 
geistlichen  Grossen  eine  bedeutende  Einsicht  auch  in  Fragen  der 
weltlichen  Politik  zutrauten,  in  Fragen,  welche  die  Regierung 
des  eigenen  Landes  und  dessen  Stellung  zu  anderen  Reichen 
berührten : Zu  den  Gerichtssitzungen  der  Fürsten  *) , zu  den 
Landtagen,  welche  ein  König’)  oder  mehrere  Könige4)  mit 
einander  abhielten  *)  wurden  besonders  die  Bischöfe  herangezogen, 
wie  umgekehrt  den  Konzilien,  welche  man  doch  hauptsächlich 
zur  Erörterung  kirchlicher  Interessen  einberief,  nicht  selten  auch 
solche  Vorlagen  unterbreitet  worden  sind,  welche  weltliche  und 
politische  Angelegenheiten  betrafen : Entscheidungen  über  Thron- 
streitigkeiten *),  über  Vergehungen  hoher  Staatsbeamten  ’),  einmal 
sogar  über  Beschuldigungen,  welche  gegen  Königin  Brunechilde 
erhoben  sind.®)  — Als  Ratgeber  der  Fürsten  treten  neben  den 


')  Greg.  Hist.  V,  36,  40  S.  226,  232,  VI,  3,  31  8.  246,  269,  VII,  14 
8.  298,  IX,  18,  20,  38  8.  872,  374,  398,  X,  31  sub.  17  8.  447,  Marc.  form.  I,  11 
(Zeumer  8.  49). 

’)  Greg.  Hist.  VIII,  2 S.  327  wird  über  zwei  Bischöfe  Untersuchung 
gehalten  a reliquis  episcopis  et  optimatibus  regis;  eod.  VIII,  30  S.  944 
ist  ein  Kriegsgericht  zusammengesetzt  aus:  episcopis  neenon  et  majoribus 
natu  laicorum.  Vgl.  Marc.  form.  1,  25,  Pertz,  dipl.  I,  No.  36,  41,  64,  66,  70 
(Zeumer  S.  34,  38,  57,  58,  62). 

*)  Vgl.  Greg.  Hist.  V,  5 S.  197  (Loening  S.  501  denkt  irrtümlicher 
Weise  an  eine  „Synode“)  und  die  Versammlungen  zu  Bonogelo -Villa 
(Mansi  X,  645)  und  palatium  Clippiacum  (Mansi  eod.  611). 

4)  Greg.  Hist.  IX,  20  8.  374  und  Boretius  8.  12  im  Eingänge  des 
Vertrages  von  Andolet, 

*)  Viele  andere  Beispiele  geben  Waitz  II,  2,  8.  229  ff.  und  Philipps 
8.  472  Anm.  1.  Bezüglich  der  Lehre  von  den  sog.  ooncilia  mixta  vgl  gegen 
Plank  II,  8. 138,  Rettberg  II,  8.625  ff.,  Eichhorn  8.477  und  Richter- 
Dove  S.  57  die  Ausführungen  von  Waitz  a.  a.  O.  sowie  Loening  8. 138  ff. 
(Zorn  8.  55,  56,  82  Anm.  1,  Sohroeder  I,  146)  und  als  Beweis,  dass  unter 
den  Merovingern  zwischen  kirchlichen  und  weltliohen  Versammlungen  unter- 
schieden ist,  wohl  auoh  noch  den  Brief  Dagoberts  Mansi  X,  659:  ut  quod 
ante  hos  dies  Compendio  in  generali  nostro  placito  tractavimus  nunc  in 
universali  nostro  synodo  Parisiis  congregata  immunitatem  S.  Dionysii  . . . 
denuo  conferremus. 

*)  Greg.  Hist  IV.  47  8.  182;  cf.  eod.  IX,  20  8.  378  (Sunt  multa  . . . 
quae  debeant  disoerni  (auf  einem  von  Guntchramn  und  Childebert  II. 
geplanten  Nationalkonzile)  quae  injuste  gesta  sunt ...  de  ipsis , quae  inter 
nos  aguntur  Gauais).  Vgl.  eod.  VI,  1 8.  245. 

’)  Vgl.  Greg.  Hist.  VI,  1 8.  245. 

*)  Greg.  Hist  IX,  32  8.  386  f.;  in  dem  angeblichen  Plane  Brune- 
childens,  sich  mit  einem  Sohne  des  Prätendenten  Gundovald  zu  vermählen 
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Hofbeamten  in  erster  Reihe  gerade  Geistliche  auf1),  ihre  Ver- 
mittelung stellt  den  Frieden  zwischen  den  Königen  her.*)  Der 
Vertrag  von  Andolet,  welchen  im  Jahre  587  Guntchramn  und 
Childebert  schlossen,  entstand  mediantibus  sacerdotibus *),  des- 
gleichen unter  Mitberatung  der  Geistlichkeit  der  Vertrag  zwischen 
Childebert  I.  und  Chlothar  1. 4)  sowie  das  Edikt  Chlothars  II.  vom 
Jahre  614 5);  als  im  Jahre  583  Guntchramn  und  Chilperich  nach 
heftigem  Bruderkriege  festgesetzt  hatten,  der  schuldige  Teil  solle 
an  den  anderen  eine  Busssumme  erlegen,  da  übertrugen  die  Könige 
die  Fixierung  dieser  Busssumme  neben  den  weltlichen  Gross- 
wiirdenträgern  den  Bischöfen.*)  Zu  dem  Rechte  des  .Franken- 
fürsten, über  sein  Episkopat7)  in  Spezialaufträgen  *u  gebieten, 

(vgl.  einen  ähnlichen  Plan  der  Königin  in  Greg.  Hiit.  V,  2 8.  192),  haben 
allerdings  neben  den  politischen  Bedenken,  welche  eine  solche  Verbindung 
in  Qruntchramns  Augen  hatte,  insofern  kirchliche  Bedenken  gelegen,  als 
Guntchramn  inkonsequent  genug  gewesen  sein  mag,  die  Möglichkeit  der  sonst 
von  den  Merovingern  stets  geleugneten  Verwandtschaft  mit  Gundovald  (vgl. 
Greg.  Hist.  VI,  24  S.  263),  diesmal  zugegeben,  und  so  den  nach  Conc. 
Arvern.  can.  12,  Conc.  Aurel.  III.  can.  10,  Conc.  Paris.  III.  can.  4,  Conc. 
Turon.  II.  can.  21  (Mansi  VIII,  861,  IX,  14,  745,  802)  kirohengesetzlich  ver- 
botenen Pall  der  Eheschliessung  mit  dem  Neffen  des  verstorbenen  Gatten 
zu  konstruieren.  — Doch  stand  die  Königin  zugleich  in  dem  Verdachte  der 
geistigen  Urheberschaft  eines  auf  Okkupation  von  Guntchramns  Reich 
gerichteten  Planes  des  jungen  Childebert  II. 

•)  Guntchramn  entlässt  die  Bischöfe,  welche  als  Gesandte  seines  Neffen 
Childeberts  II.  zu  ihm  gekommen,  mit  der  Ermahnung:  ut  ea  semper  Childe- 
bertho  regi  insinuentur,  quae  vitae  ejus  oomoda  fiant  (Greg.  Hist.  IX.  20 
8.  379).  — Eod.  X,  19  S.  433  gesteht  Egidius  von  Reims:  per  meum  Con- 
silium multa  fuisse  gesta  certamina.  — Unter  den  geistlichen  Ratgebern  der 
Könige  mag  der  Hofkapellan  (Guizot  8.447,  Plank  8. 150 ff..  Waitz  II,  2, 
8.  102),  die  hervorragendste  Stelle  eingenommen  haben. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  47  S.  182,  VI,  31  8.  269. 

*)  Greg.  Hist.  IX,  20  S.  375,  Boretius  8.  13. 

*)  Boretius  S.  6 sub  14:  sicut  cum  episcopis  convenit.  Der  Vertrag 
fällt  in  die  Zeit  von  511  (Chlodovechs  Tod)  bis  556  (Childeberts  I.  Tod). 

*)  Boretius  8.  28  snb  24:  deliberatio  . . . quem  cum  ponteficibus  vel 
tarn  magnis  viris  optematihus  aut  fidelibus  nostris  in  synodale  concilio 
instruemus. 

*)  Greg.  Hist  VI,  3]  8.  271:  Pacein  fecerunt,  pollioentes  alter  ab 
alterutrum.  ut  quiequid  sacerdotes  vel  seniores  populi  judicarent,  pars  parte 
componeret,  quae  terminum  legis  excesserat. 

'•)  Von  mit  speziellem  Aufträge  des  Königs  betrauten  Geistlichen,  die 
nicht  die  Würde  eines  Bischofs  bekleideteu,  habe  ich  nur  das  Beispiel  des 
Priester  Theutar  gefunden , der  vorher  Kanzler  König  Sigiberts  gewesen 
war.  (Greg.  Hist.  IX,  33,  43  8.  389,  404  und  X,  16  8.  429). 
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gesellte  sich  die  Erkenntnis« , das«  inan  den  Bischöfen  als  den 
ersten  Repräsentanten  geistiger  Bildung  im  Frankenvolke  immer- 
hin zum  eigenen  Vorteile  des  Königtum«  eine  eingreifende  Mit- 
wirkung bei  den  Staatsgeschäften  einräumen  könne.  Aber  in 
allen  derartigen  Fällen  handelte  es  sich  nie  um  ein  jus  proprium, 
welches  das  bischöfliche  Amt  in  sich  begriffen  hätte,  sondern 
stets  nur  um  eine  besondere  Ermächtigung  durch  den  Landes- 
herrn; die  Könige,  und  ebenso,  nachdem  die  eigentliche  Herr- 
schaft in  die  Hände  der  Hausmeier  gelangt  war1),  die  Hausmeier 
waren  weit  entfernt,  die  Zügel  der  Regierung  den  Kirchenfürsten 
zu  überlassen ; nie  durften  die  Bischöfe,  so  schonend  sie  von  der 
weltlichen  Macht  behandelt  wurden,  vergessen,  dass  sie  „Diener“  *) 
de«  Königs,  die  Kirche  Dienerin  des  Staates  war;  nie  duldete 
der  Landesherr,  welcher  die  Bischöfe  eingesetzt  hatte,  eine  Auf- 
lehnung gegen  seinen  Willen,  selbst  da  nicht,  wo  des  Königs 
Wille  gegen  wohl  begründete  Ansprüche  der  Kirche  verstiess, 
wo  also  der  Widerstand  der  Geistlichkeit  keine  Anmaassung 
enthielt4). 

Was  die  Frage  betrifft,  ob  die  Bischöfe,  deren  Einsetzung 
im  Grunde  nur  von  dem  Willen  des  Königs  abhing,  auch  vom 
Könige  abgesetzt  werden  konnten,  so  steht  diese  Frage  natur- 
gemäss  mit  derjenigen  in  Zusammenhang,  ob  den  Merovingem 
Strafjurisdiktion  über  den  Episkopat  gebührte. 

Wir  wollen  hier  indessen  nicht  untersuchen 4),  ob,  in  welchen 
Fällen  und  in  welchem  Umfange  die  staatliche  Strafrechtspflege 
auch  gegen  Bischöfe  Anwendung  gefunden  hat  und  ob  sich  die- 
jenigen Beispiele,  in  welchen  wir  einen  Bischof  vor  das  weltliche 


*)  Vgl.  über  die  Entwickeluugsgeschichte  des  Hausmeieramtes  die  ein- 
gehende Untersuchung  von  Pertz,  Geschichte  der  merovingischen  Haus- 
meier, Hannover  1819. 

’)  Greg.  Vit.  patr.  V1H,  3 (oben  S.  62  Amn.  6).  Ebenso  sind  des 
Königs  Beamte  Sklaven  seines  Willens,  seiner  Launen,  Sklaven  fast  im 
eigentlichsten  Sinne  des  Wortes,  und  nicht  nur  der  König  bezeichnet  sie 
als  solche  (Greg.  Hist.  VH,  33  S.  314:  ,Rex  est,  cui  vos  nunc  deservire 
debetis“),  sondern  sic  seihst  geben  sich  diesen  Namen  (eod.  IX,  36  3.  391 : 
,da  nobis  unum  de  filiis  tuis,  ut  serviamus  ei‘;  eod.  V,  21  S.  218:  accedentes 
ad  regem  familiäres  ejus  dixerunt:  ,8i  propitius  audire  diguaretur  rex 
verba  servorum  suorum* ; cf.  eod.  V,  3S.  194:  servitium  quod  tempore  fratris 
sui  habuerat). 

*)  Ein  eklatantes  Beispiel  bietet  Greg.  Hist.  IV,  26  S.  161  f. 

*)  Vgl.  oben  S.  37. 

W'eyt,  frknkiiches  BtaaUkirchonrecht  zur  Zeit  der  Merovinger.  5 
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Gericht  gestellt  finden,  als  ein  von  der  staatlichen  Macht  be- 
gangener Gewaltakt  und  als  Rechtswidrigkeit  charakterisirt  haben ; 
wir  müssen  jedoch  hervorheben , dass  überall  da,  wo  die  Quellen 
von  dem  Erscheinen  eines  Bischofs  vor  dem  weltlichen  Richter 
sprechen,  es  stets  entweder  der  König  selbst ')  oder  ein  Spezial- 
bevollmächtigter  desselben  ist*),  welcher  jurisdiktionelle  Gewalt 
über  den  Bischof  zur  Geltung  bringt. 

Es  entspricht  dieser  Umstand  der  bevorzugten  Stellung, 
welche  der  Episkopat  genoss,  und  den  sonstigen  Parallelen,  welche 
sich  für  die  geistlichen  und  weltlichen  Grosswürdenträger  bieten.*) 

Die  Quellen  der  Merovingerzeit  berichten  nirgends  von  der 
Absetzung  eines  Bischofs,  welche  durch  den  König  erfolgt  wäre4): 

*)  Greif.  Hist.  V,  20  S.  218:  Da  Salonius  und  Sagittarius.  auf  Grund 
ihrer  Appellation  an  den  Papst  (vffl.  oben  8.  1 1 Anro.  4)  wieder  in  ihre 
Bistümer  eingesetzt,  keine  Besserung  zeigen:  eos  . . . re\  aecessiri  praecepit. 
Quibus  advenientibus,  noluit  suis  obtutibus  praeseutari,  scilicet  ut,  prius 
babita  andientia,  si  idonei  inveniebautur.  sic  rcgi9  praesentiam  ( Königs- 
gericht cf.  eod.  IV,  39,  43.  16  8.  172,  178,  181,  V,  24  8.  220,  IX,  13,  38,  40 
8.  869,  388,  397,  X,  5,  9.  10  8.  413,  418  und  Pertz  dipl.  9 8.  12  unten  8.  74 
Anm.)  mererentur.  — Palladius  von  Heims  muss  sich  eod.  VIII.  2 8.  327  vor 
einem  ,placitum‘  verantworten,  das  aber  trotz  Anwesenheit  von  Bischöfen  keine 
Kirchenversammlung  war. — Vor  das  Königsgcriclitgestellto  Bischöfe  begegnen 
eod.  VI,  22.  11.  24  8.  262,  256,  264.  VIII,  43  8.  354  f..  V,  8 S.  209  ff.;  ein 
Kleriker  verklagt  seinen  Bischof  beim  Hofgericht  eod.  IV,  12  8.  149  cf.  VT, 
36  8.  277.  — Vgl.  Vita  Lupi  c.  12  (Bolland,  acta  Sept.  I,  259),  Vita  Ausberti 
c.  31  (Mabillon,  acta  II,  1012)  und  Greg.  Hist.  V,  18  8.211  das  Geständnis 
Gregors  vor  König  Chilperich : ,Si  quis  de  nobis,  o rex,  justitiae  tramitem 
transscendere  voluerit,  a te  corrigi  polest * 

*)  Greg.  Hist.  VIII,  12.  43  8.  331,  354;  eod.  VI,  24  8.  264  handelt  es 
sich  nur  um  vorläufige  Festnahme  des  Bischofs  durch  Herzog  Guntchramn, 
auf  welche  später  eine  Verhandlung  im  Königsgericht  folgte. 

*)  Über  die  höheren  Beamten  war  allein  das  Königsgericht  kompetent, 
welches  für  die  Hofbeamten  zugleich  forum  domicilii  war;  Herzoge  (bezw. 
Statthalter)  und  Grafen  treffen  wir  vor  dem  Königsgericht  an:  Greg.  Hist. 
IX,  10  8.  367,  VIII,  21,  30  8.  339,  345  (bezw.  IV.  43  8.  178,  cf.  VI,  11 
S.  255  f„  IX,  22  8.  380)  und  X,  9 8.  418,  V,  24  S.  220,  IV,  39  8.  172 
(sofern  hier  Graf  Palladius  von  Javols  und  nicht  Bischof  Parthenius  Be- 
klagter ist.).  — Die  Vikare  und  Tribunen  müssen  sich  vor  dem  Grafen 
verantworten,  cf.  eod.  VII,  23  S.  805  (nicht  widerspricht  eod  X.  5 8.  413. 
wo  die  objektive  Verbrcchenskouuexität  das  forum  bestimmte). 

4)  Die  vom  Könige  sehr  oft  ausgesprochene  Verbannung  (cf.  Greg.  Hist. 
V,  20,  26.  29,  40  8.  218,  222,  223,  233,  VI,  11  8.  255  f,  VII,  27  8.  307, 
VIII,  20  8.  339,  Vit.  patr.  XVII,  2,  3 8.  730)  hatte  Amtsverlust  nicht  zur 
Folge  und  begriff  denselben  nicht  in  sich.  Vgl.  Greg.  Hist.  V,  20.  27 
8.  218,  222. 


Digitized  by  Google 


6t 


eg  ist  mithin  anzuuehmen,  da««  ein  diesbezügliche*  Recht  der 
Könige  nicht  bestanden  hat : auf  Amtsvcrlust  zu  erkennen  scheint 
den  Episkopal  Versammlungen  allein  Vorbehalten  gewesen  zu  sein  '), 
und  es  kann  hier  nicht  in  Betracht  kommen,  wenn  mittelbar 
kraft  seines  Einflusses  auf  die  Konzilien  und  deren  Entscheidungen 
auch  der  König  die  Absetzung  eines  Bischofs  zu  erwirken 
vermochte.  *) 


VI. 

Die  Kirche  und  die  staatliche  Gesetzgebung. 

§ 10. 

Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  in  welchem  Maasse 
das  Gesetzgebungsrecht  der  Merovinger  zu  Gunsten  der  Kirche 
modifiziert  worden  sei,  bieten  die  Quellen  wenig  Anhalt. 

Schon  oben*)  haben  wir  allerdings  gesehen,  dass  die  Konzils- 
schlüsse der  königlichen  Bestätigung  bedurften,  andererseits  aber 
ist  es  wahrscheinlich,  dass  die  Beschlüsse  der  Provinzialsynoden 
nicht  der  Kontrolle  durch  den  Landesherrn  unterlagen,  und  auch 


>)  Beispiele  sind:  Greg.  Hist.  IV,  26  8.  161,  V,  18,  20,  27,  49  8.  209  ff., 
218,  222,  241  ff..  VIII,  20  S.  338.  X,  1»  S.  432  f„  Conc.  Cabillon.  can.  20 
tMansi  X,  1193)  und  Ep.  Conc.  Cabill.  ad  Theodorum  episc.  (eod.  1195). 

*)  Die  Bischöfe,  welche  über  Praetextatus  von  Konen  zu  Gericht  sitzen, 
gestehen  diesem  (Greg.  Hist.  V,  18  8.214):  ,Quia  regia  gratiam  non  habes, 
ideoque  nec  uostram  caritatem  uti  poteris,  priusquam  regis  indulgentia 
merearis.  In  eod.  X,  19  S.  431  ff.  lässt  der  Schriftsteller  zur  Genüge  durch- 
blicken.  dass  die  Absetzung  des  Bischof  Egidius  von  Reims  durch  die 
Episkopalversammlung  von  Metz  nur  erfolgte,  weil  Childebert  II.  es  so  ver- 
langte. — Auf  dem  Konzil  von  Chälons,  der  Residenz  Guntchramns  (cf.  eod. 
VII,  21  8.  302,  VIII,  1,  11  8.320,  331  und  schon  vorher  IV,  25  8.  160  als 
Beweis,  dass  Orleans  seinen  ursprünglichen  eod.  IV,  22  S.  159  hervorge- 
hobenen Charakter  als  Residenz  verloren  hatte),  meinten  die  urteilenden 
Bischöfe,  die  dem  Salonius  und  Sagittarius  vorgeworfenen  Verbrechen  könnten 
per  paenitentiam  purgari,  mit  einfacher  Kircheubussc  gesühnt  werden,  in- 
dessen von  dem  Könige  oder  seinem  Vertreter,  der  auf  dem  Konzil  gewesen 
zu  sein  scheint : illud  est  additum . quod  essent  rei  majestatis  et  patriae 
proditores.  Qua  de  causa  ab  episcopato  discincti  ( abgesetzt)  in  basilica 
beati  Marcel  li  sub  custodia  detruduntur  (Greg  Hist.  V,  27  S.  222).  — Auf 
König  Chilperichs  Geheiss  muss  Bischof  Gregor  von  Tours  auf  dem  Konzil 
zu  Tours  (Greg.  Hist.  V,  49  S.  241)  den  Reinigungseid  leisten,  wiewohl 
derselbe,  deutsch  - rechtlichen  Ursprungs,  den  römisch  - rechtlichen  Grund- 
sätzen der  Kirchengesetze  widersprach. 

’)  8.  22  fl'. 
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sonnt  lässt  sich  vermuthen,  dass  die  Könige  der  Kirche  eine  ge- 
wisse Autonomie  gew  ährt  hüben,  wie  sie  ja  auch  der  Kirche  gemäss 
dem  itn  Frankenreiche  geltenden  Grundsätze  der  Persönlichkeit 
des  Rechts  zugestanden  hatten,  dass  sie  die  kirchliche  Verwaltung 
und  die  interne  Disziplin  nach  denselben  Normen  regeln  dürfe, 
nach  welchen  sie  diese  Punkte  bereits  vor  dem  Eindringen  des 
Frankenvolkes  geregelt  hatte  *)  d.  h.  nach  den  Kirchengesetzen, 
die  sich  unter  der  Herrschaft  Westroms  und  alsdann  unter  dem 
Westgothenscepter  gebildet  hatten.*) 

Mangels  näherer  Quellenberichte  lässt  sich  indessen  nichts 
Genaues  darüber  feststellen,  ob  ausser  den  Provinzialkonzilien 
noch  ein  anderes  kirchliches  Organ  zur  Geltendmachung  dieser 
Autonomie  bestanden  hat,  sowie,  welche  Bedingungen  und  Grenzen 
für  die  letztere  gegolten  haben.  Betreffs  der  dogmatischen 
Fragen  und  der  Irrlehren  dürfte  mit  der  in  erster  Linie  in  Be- 
tracht kommenden  Entscheidung  durch  die  Episkopalversamm- 
lungen *)  und  mit  der  lediglich  indirekten  Geltendmachung  des 
königlichen  Willens  auf  diesen  ein  selbstständiges,  für  die  Kleriker 
verbindliches  Gesetzgebungsrecht  des  Königs  konkurriert  haben. 
Es  ergiebt  sich  dies  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  zunächst 
aus  dem  praeceptum  Childcberts  I.4),  sodann  aber  aus  folgender 
Nachricht,  die  uns  Gregor  von  Tours  überliefert:  König  Chilperich 
war  ein  Anhänger  des  Sabellianismus 6)  und  trat  für  denselben 
in  einer  kleinen  Schrift  ein;  um  der  sabellianischen  Lehre  jedoch 
allgemeine  Geltung  zu  verschaffen,  begnügte  er  sich  nicht  damit, 
ihr  durch  Mittel  der  Wissenschaft  den  Weg  zu  bahnen;  er  ge- 


')  Lex  Bibuaria  53,  1 (Monuments  Germuniae,  Legum  Sectio  V.  8.  152), 
Codc.  Aurel.  L can.  1 (Mansi  VIII,  850),  Zorn  8.61,  Brunner  S.  259  ff., 
269:  „Der  einzelne  Kleriker  wurde  im  fränkischen  Reich  nicht,  wie  man 
vielfach  behauptet,  nach  römischem  Recht,  sondern  nach  dem  Recht  seiner 
Geburt  beurteilt.“  Loening  S.  284  ff. 

’)  Von  der  Anwendung  der  canones  erfahren  wir  ausser  durch  die 
KonziUakton  z.  B.  bei  Greg.  Hist.  IV.  6,  26  8.  145,  161,  VI,  15  8.259,  IV,  35 
8.  170,  V,  18,  49  8.  214,  241,  VIH,  7 8.  330,  X,  19  8.  433  bezüglich  der 
Wahl,  Weihe  und  Aburteilung  der  Bischöfe. 

*)  Greg.  Hist.  VIII,  20  S.  338,  IX,  6,  20  S.  363,  378,  Conc.  AureL  V. 
can.  1 (Mansi  IX,  129). 

*)  Childeberthi  regis  praeceptum  bei  Boretius  S.  2 (Mansi  IX,  738); 
vgl.  oben  8.  5 Anm.  1. 

*)  Vgl.  Ruinart  zu  Greg.  Hist.  V,  44  (Bouquet  8.  259  Anm,  e) : Porro 
hic  Cbilpericus  Sabellii  falsa  dogmata  renovabat. 
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dachte  vielmehr  seine  eigene  Ueberzeugung  als  Staatsreligion 
im  Frankenreiche  durchzuführen.  Darum  legte  er  seine  Schrift 
dem  Bischof  Gregor  vor  und  sagte  zu  ihm : „So  verlange  ich,  dass 
Du  und  die  anderen  Lehrer  der  Kirche  glauben“  *).  — Nur  als 
Gregor  ihm  das  Fehlerhafte  seiner  religiösen  Ansicht  nachwies, 
und  als  einige  Tage  später  Bischof  Salvius  von  Albi  dem  Könige 
ebenso  heftige  Vorwürfe  macht,  steht  letzterer  von  seinem  Vor- 
haben ab’). 

Wenn  wir  keinen  andern  analogen  Fall  in  den  „Zehn  Büchern 
fränkischer  Geschichte“  oder  in  den  sonstigen  Ueberlieferungen 
berichtet  finden,  wenn  vielmehr  die  andern  Könige  die  Ent- 
scheidung dogmatischer  Streitigkeiten  den  Kirchen  Versammlungen 
überliessen , so  hat  dies  seinen  Grund  darin , dass  die  andern 
Fürsten  theoretischen  Fragen  nicht  dasselbe  Interesse  entgegen- 
trugen wie  Chilperich *)  und  dass  es  ihnen  genügte,  durch  Kontrolle 
der  Konzilsschlüsse  ihr  jus  cavendi  zur  Geltung  zu  bringen. 
Das  vorgeführte  Beispiel  legt  es  nahe,  nicht  nur  betreffs  der 
kirchlichen  Glaubenslehren,  sondern  ganz  allgemein  ein  kirchen- 
politisches Gesetzgebungsrecht  der  Merovinger  anzunehmen4); 


')  Greg.  Hist.  V,  44  S.  237:  ,Sic‘,  inquid,  ,volo‘,  nt  tu  vel  reliqui  doctores 
eclesiarum  credatis.  Loeniag  S.  31  (und  wie  er  Hinscbius  III  S.  700; 
anders  Zorn  S.  54  zu  Amn.  5 und  Kaufmann  S.  144)  fasst  das  Wort 
,volo‘  nicht  als  Befehl,  sondern  als  „Bitte“  des  Königs  auf;  dagegen 
spricht  ausser  dem  in  der  folgenden  Anmerkung  Gesagten  der  Vergleich  mit 
der  Schlussnotiz  desselben  Kapitels,  wonach  durch  Befehl  des  Königs  ein 
anderes  Erzeugniss  seiner  wissenschaftlichen  Thätigkeit,  die  neu  erdachten 
Buchstaben,  im  ganzen  Reiche  Geltung  erhalten  sollten. 

*)  Unstreitig  würde  Chilperich  durch  halsstarriges  Festhalten  an  seinem 
Plane,  die  sabellianische  Lehre  zur  S taa ts  r e I igi on  zu  erheben,  einen 
fanatischen  Widerstand  des  gesammten  Klerus  herauf  beschworen  haben, 
einen  Widerstaud,  der  zu  unabsehbaren  Folgen  geführt  hätte;  andererseits 
ist  aber  Gregors  Bericht  ein  Beweis,  dass  das  formale  Recht  — wenn 
auch  kaum  der  thatsächliche  Enderfolg  — auf  Seiten  des  Königs  gewesen 
wäre.  Hätte  in  den  angefnrten  Worten  Chilperichs  etwas  völlig  absurdes, 
von  vornherein  undenkbares,  weil  rechtlich  unmögliches  gelegen,  so 
hätte  der  Bischof  Gregor  dem  Fürsten  nicht  nur  die  theoretische  Unhalt- 
barkeit des  Sabellianismus  zu  beweisen  gesucht,  er  hätte  ihn  auch  auf  das 
Unstatthafte  des  geplanten  Schrittes  aufmerksam  gemacht,  und  der  Schrift- 
steller Gregor  hätte  nicht  versäumt,  eine  diesbezügliche  Äusserung  des 
Bischofs  Gregor  aufzuzeichnen. 

5)  cf.  Greg.  Hist.  VI,  ö S.  247  !f. 

*)  Vgl.  Hinschius  III,  701. 
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dass  dasselbe  nicht  eine  solche  Ausdehnung  gewonnen  hat  wie 
z.  B.  iw  oströmischen  Reiche  * ),  hängt  damit  zusammen,  dass  die 
merovingischen  Könige  von  ihrem  Gesetzgebungsrechte  über- 
haupt nicht  den  umfangreichen  Gebrauch  machten , wie  die 
Kaiser  von  Byzanz. 

Daneben  erfahren  wir  bisweilen  von  königlichen  Spezial- 
verordnungen, mittels  derer  die  Merovinger  hochbedeutende  jura 
in  sacra  geltend  machten:  so  „bedachte“  König  Guntchramn, 
als  Marseille  von  der  Drüsenpest  heimgesucht  wurde  ä),  „wie  ein 
guter  Priester  die  Mittel“,  wie  einer  Weiterverbreitung  entgegen- 
zutreten sei,  und  erlies«  neben  dem  sanitätspolizeilichen  Befehle, 
nur  Gerstenbrot  und  reines  Wasser  zu  gemessen,  die  Anordnung, 
„dass  alles  Volk  in  den  Kirchen  Zusammenkommen“,  „mit  grösster 
Andacht  Betfeste  halten“  und  „an  den  Vigilien  eifrig  teiluehmen 
solle“.  — Hierher  gehört  ferner  das  von  den  Königen  — zumeist 
wohl  im  Interesse  ihrer  Beamten8)  — in  Anspruch  genommene 
Recht  des  Eheschliessungsbefehls4)  d.  h.  des  an  die  Eltern  oder 
Vormünder  eines  Mädchens  ergehenden  Specialgebotes,  in  deren 
Verlobung  und  Eheschliessung  mit  einem  Bestimmten  seiner  Unter- 
thanen  zu  willigen,  welchem  der  König  das  Mädchen  auf  dessen 
Nachsuchen  zugesichert  hatte.  Eine  Opposition  gegen  einen 
derartigen  Eheschliessungsbefehl  seitens  des  Mädchens  oder  ihrer 
Angehörigen  war  nicht  möglich.8)  — Wie  häufig  diese  Befehle 
ergangen  sind,  lehren  die  wiederholten  Versuche  der  Kirche, 
solche  Eingriffe  der  weltlichen  Macht  in  die  Freiheit  der  Ehe- 


>)  Vgl.  Zorn  8.  30. 

J)  Greg.  Hi*t.  IX,  21  S.  379:  Rex  acsi  bonus  saeerdus  provideus  remedia, 
qua  cicatrices  pcccatoris  vulgi  mederentur.  jnssit  omnem  populum  ad  cclo- 
siam  convenire  et  rogationes  summa  cum  devotione  oclebrare;  et  nihil  aliud 
in  usu  vescendi  nisi  panem  ordiacium  cum  aqua  munda  adsumi,  vigiliisque 
adesse  instanter  omnes  jobet. 

*)  Vgl.  die  meisten  der  folgenden  lieispiele. 

*)  Vgl.  Grimm,  deutsche  Rechtsaltertümer,  2.  Ausgabe.  Göttingen  1854. 
8.  4'dü.  Fried berg,  das  Recht  der  Eheschliessungen  in  seiner  geschicht- 
lichen Entwicklung,  Leipzig  18Ö5,  S.  20. 

’l  Greg.  Hist.  VI,  lfi  S.  259,  wo  erzählt  wird,  dasB  Pappoien  die  Nichte 
des  Bischof  Felix  von  Nantes  adsumptam  de  monastirio  suo  conjugio  copu- 
lavit,  regalibusque  munitus  prac ccptioni bus  timere  parentum 
distulit  moenas  (i.  e.  minas). 
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Schliessung  zu  beseitigen  *):  Eingriffe,  deren  Cnrechtmäseigkeit 
die  Fürsten  selbst  nicht  verkannten  *) , deren  sie  sich  indessen, 
vielleicht  aus  Habsucht,  immer  von  Neuem  schuldig  machten’). 


v. 

Der  Staat  und  die  Klöster. 

§ 11. 

Ein  wichtiges  Verfassungselement  waren  schon  vom  VI.  Jahr- 
hundert an  die  fränkischen  Klöster,  deren  Angehörige  indessen 
staatskirchcnrcchtlich  im  Allgemeinen  dieselbe  Stellung  ein- 


*)  Conc.  Aurel.  IV.  v.  J.  541  can.  22  (Mansi  IX,  117:  Ut  nullus  per 
Imperium  potestatis  filiam  competere  audeat  alienam,  ne  conjugium. 
quod  contra  parentum  voluntatem  impie  copulatur,  velut  captivitas 
judicetur);  Couc.  Paris.  III.  v.  J.  557  can.  6 (Mansi  IX,  746:  Nullus  viduam 
neque  filiam  alterius  extra  voluntatem  parentum  aut  rapere  praesumat  aut 
regi  s bencficio  aestimet  postulandamd ; Conc.  Turon.  II.  v.  J.  567  can.  20 
(Mansi  IX,  800:  betreffs  der  gottgeweihten  Jungfrauen  und  Wittwen,  welche 
eine  £he  eingeben : et  excludatur  excusationis  adinventio,  quod  propterea 
se  veste  mutaverint,  ne  eas  inferiores  personae  macularent:  cum  non  solum 
domini  gloriosae  memoriae  Childebertua  et  Chlotharius  reges  constitutionein 
legum  de  hac  re  custodierint  et  servaverint,  quam  nunc  dominus  Charibertua 
rex  . . . praecepto  suo  roboravit,  ut  nullus  ullam  pueltam  absque  parentum 
voluntate  trahere  aut  accipere  praesumeret) ; Conc.  Remense  um  625 
cau.  2.-1  (Mansi  X,  597  Flodoard  II,  5 S.  254:  Viduas  quae  se  domino  eon- 
secrari  petierunt  vel  puellas  domino  consecratas  nullus  neque  per  aucto- 
ritatem  ragiam  neque  qualicumque  potestate  suffultus  . . . trahere 
audeat.). 

3)  Vgl.  ausser  Conc.  Turon.  II.  (v.  Jahre  567)  can.  20  (in  der  vorigen 
Anmerkung)  noch:  Cbloth.  II.  edict.  c.  7 bei  Boretius  8.  19  (Nullus  per 
auctoritatem  nostram  matrimunium  viduae  vel  puellae  sjne  ipsarum  voluntate 
praesumat  expetere  neque  per  suggesaionis  subrepticias  rapiantur  injustc, 
wozu  zu  vergleichen  ist  eod.  c.  5:  si  quis  auctoritatem  nostram  subreptitie 
contra  legem  elicuerit  fallendo  principem,  non  valebit);  Chloth.  II.  edict. 
c.  18  bei  Boretius  S.  23  im  Speciellen  betreffs  der  Gottgeweihten : Puellas 
et  viduas  religiosas  aut  sanctimoniales,  qui  se  Deo  voverant  . . . nullus  nec 
per  praeceptum  nostrum  competat,  nec  . . . Bibi  in  conjugio  sociare  penitus 
praesumat.  Et  si  quis  exinde  praeceptum  eleguerit,  nullum  sortiatur  effectum. 
Nur  auf  den  letzteren  Fall,  nicht  auch  auf  den  ersteren  will  Loening 
S.  606  die  Nichtigkeit  der  geschlossenen  Ehe  beziehen. 

s)  Ausser  Greg.  Hist.  VI,  16  (virgo  religiosa)  oben  S.  70  Anm.  5 eod. 
IV,  46  S.  181,  wo  Andarchius:  regressus  ad  regem  praeceptionem  ad  judicem 
loci  exibuit,  ut  puetlam  hanc  suo  matrimonio  sociarct  . . . .gloriae  vestrae 
praeceptionem  deposco,  ut  filiam  suam  mihi  tradat.  in  matrimonio“,  sowie 
die  Beispiele  aus  den  Heiligenleben  bei  Loening  8 605  Anm.  2. 
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nahmen,  wie  die  Geistlichkeit,  obwohl  der  Eintritt  in  ein  Kloster 
nicht  den  Eintritt  in  den  Klerus  bedingte  oder  voraussetzte1). 

Hinsichtlich  der  staatsbürgerlichen  Pflichten  galten  für  die 
Mönche  dieselben  Grundsätze  wie  für  die  Geistlichkeit.  Der 
Grundsteuer  waren  die  Klöster  in  demselben  Maasse  unterworfen 
wie  die  kirchlichen  Institute  d.  h.  sie  waren  von  derselben  gleich 
jenen  nur  bisweilen  durch  Specialprivilegien,  nicht  aber  generell 
befreit*);  ob  Dreiheit  von  der  Kopfsteuer  für  die  Mönche  ebenso 
wie  für  die  Kleriker  bestanden  hot,  ist  nicht  ersichtlich“),  Frei- 
heit vom  Kriegsdienste  genossen  die  Mönche  jedenfalls4). 
Zum  Eintritt  in  ein  Kloster  bedurfte  es  der  staatlichen  Erlaubniss 
nicht“),  oder  doch  nur  da,  wo  damit  zugleich  der  — von  könig- 


')  Vgl.  Conc.  Aurel.  1.  can.  30  (Mansi  VIII,  356 : .clerieus,  monachus,  - 
saecularis.*);  ebensowenig  wurde  die  zunächst  bei  den  Klosterangehörigen 
üblich  gewesene  Tonsur  nur  von  Klerikern  getragen.  Vgl.  Loening  S.277. 

*)  Greg.  Hist.  X,  7 S.  413  (oben  8.  49  Anm.  1). 

')  Über  Marc.  form.  I,  19  s.  unten  Anm.  5. 

4)  Greg.  Hist.  I,  41  S.  52:  Valens  (imperator) . . . monachus  ad  militiam 
cogi  jobet,  nolentis  fustibus  praoeipit  verberari.  Da  das  Kömerheer  von  den 
Westgothen  geschlagen  und  Valens  selbst  verbrannt  wird,  fasst  der  Schrift- 
steller dies  alB  Zeichen  auf,  dass : ultio  divina  ob  sanctorum  efluso  sanguinem 
tandem  emissa  processit.  Diese  Notiz  berechtigt  zu  der  Annahme,  dass  im 
Frankenreiche  ebenso  wie  im  oströmischen  der  Kriegsdienst  unvereinbar 
erschien  mit  des  Mönches  weltflüchtigem  Heben. 

e)  Loening  8.  897  (ebenso  Zorn  S.  63  zu  Anm.  13)  behauptet  das 
Gegenteil  und  stützt  sich  darauf,  dass  Marc  form.  T,  19  (oben  S.  33  Anm.  6) 
auch  derer  erwähnt,  welche  beabsichtigen,  ad  monasterium  deservire.  Da 
indessen  Marculfs  Formel  die  Überschrift  hat:  .preceptum  de  clericatum-, 
so  kann  hier  nur  an  den  Fall  des  gleichzeitigen  Eintritts  in  den  Klerus 
gedacht  werden,  ebenso  wie  in  Vita  Ermenfredi  abb.  Cusant.  (s.  auch  oben 
S.  33  Anm.  2):  ,clericum  me  monachumque  fieri  opto*  („ich  will  Kleriker 
und  zwar  Mönch  werden“),  ,peto  autem  ut  mihi  licentiam  detis*.  — ,Se  ad 
religionem  sociare1  in  Conc.  Kem.  can.  6 (oben  S 33  Anm.  6)  bedeutet 
wohl  „geistlich  werden“.  Beweisend  für  die  im  Texte  aufgcstellte  Behaup- 
tung ist  aber  vor  Allem  Conc.  Aurel.  I.  can.  4 (oben  S.  32  Anm.  1),  denu 
angesichts  von  can.  19—23  eod.  kann  man  die  von  Loening  8.397  für  die 
Zeit  ums  Jahr  511  behauptete  Bedeutungslosigkeit  des  Mönchtums,  aus  der 
sich  die  Nicht- Erwähnung  der  Klosterangehörigen  in  can  4 erklären  solle, 
nicht  zugeben.  — Über  Vit.  S.  Geremari  abb.  Grandiv.  s.  oben  8.  33  Anm.  2. 
Vit.  8.  Geremari  abb.  Flaviac.  (ebenda  Anm.  4)  verdiente  von  Loening 
8.  398  Anm.  3 als  Beweis  herangezogen  zu  werden,  dass  die  Bestimmung 
der  Klosterregeln,  wonach  beim  Eintritt  in  ein  Kloster  Abtretung  des  Ver- 
mögens an  die  Angehörigen  notwendig  war,  auch  im  fränkischen  Reiche 
Eingang  gefunden  hat. 
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licher  Genehmigung  abhängige  — Eintritt  in  den  Klerus  ver- 
bunden werden  sollte. 

Während  die  Merovinger  weitgehende  Rechte  bei  Besetzung 
der  Biachofsstühle  ausübten,  griffen  sie  bei  der  Wahl  der  Kloster- 
oberen *)  im  Allgemeinen  nicht  ein,  vielmehr  nur  da,  wo  Bie 
selber  das  Kloster  gegründet  hatten*).  In  diesen  Fällen  war  es 
aber  nicht  des  Königs  Eigenschaft  als  Landesherr,  welche  ihm, 
wie  bei  den  Bistümern,  das  Verleihungsrccht  gab,  sondern  die 
Eigenschaft  als  Patronatsherr,  welche  auch  Privaten  zustehen 
konnte.3) 

Modifiziert  wurden  die  eben  besprochenen  Grundsäzc  da, 
wo  ein  Kloster  den  besonderen  Königsschutz  genoss.  Wie  näm- 
lich jeder  Freie  einen  Anderen  zu  seinem  speziellen  Schutz- 
befohlenen erklären  konnte 4),  so  nahm  sich  auch  der  König 
gewisser  Personen  und  Personenkreise  in  erhöhtem  Maasse  an, 
so  vor  Allem  neben  den  Frauen,  welche  keinen  natürlichen  Be- 
schützer hatten  '),  eben  einzelner  Klöster,  denen  er  seinen  beson- 
deren Königsschutz  verlieh*).  Die  hauptsächlichste  Wirkung 

')  Über  die  Klostcrobern  und  ihre  Kmeunung  8.  Loening  S.  373  ff. 

J)  Vgl.  Greg.  Hist.  IX,  42  S.  401  f.;  ähnlich  Vit.  S.  Agili  abb.  Hesbac. 
c.  Ui  (Habilion  II.  S.  309,  Mansi  X,  607 : Audoenus  . . hoc  monaaterium 
committens  potestati  regiae  ...  in  episcopali  aynodo,  quae  Kal.  Haji  in 
Clipiaco  eo  anno  est  habita.  beatum  Agilum  . . . rex  in  memoratn  coenobio 
prsefecit  abbatem);  ferner  das  Privileg  Gregor  des  Grossen  für  die  Pilger- 
herberge (,xenodochium‘)  zu  Autun,  welche  (cf.  Hansi  X,  346)  Brunichildc 
gegründet  hatte  (Hansi  X,  346:  obeunte  abbate  . . . xenodochii  atque 
roonasterii  non  alius  . . . ibi  ordinetur,  niai  quem  rex  ejusdem  provinciae 
cum  consensu  monachorum  . . . elcgerit). 

’)  Greg.  Vit.  patr.  IX,  3 S.  704,  Plank  S.  52«.  cf.  Schroeder  S.  141. 

*)  Greg.  Hist.  IV.  46  S.  180,  IX.  19  S.  373  f.,  cf.  eod.  V,  46  S.  238. 
Vit.  patr.  IX,  1 S.  703. 

*1  Vgl.  Greg.  Hist.  IX,  27  S.  383  den  Bericht  von  der  puella  in  verbo 
Guntchramni  regis  posita,  in  deren  Interesse  der  Fürst:  praeceptionem  tribui 
jussit.  ut  . . . a nullo  umqnam  parentum  des  von  ihr  erschlagenen  Ver- 
folgers ihrer  jungfräulichen  Ehre  in  aliquo  molestiam  pateretur. 

•)  In  dem  von  Gregor  von  Tours  Hist.  IX,  42  S.  401  ff  aufgonommeuen 
Briefe  der  hl.  Radegunde,  Abtissin  im  Kloster  zu  Poitiers,  sagt  diese  u.  A.: 
S.  403  principes  . . conjuro  . . . ut  mouasterium  . . . sub  sua  tuitione  et 
sermone  . . . jubeant  gubernare;  et  a nullo  neque  . . . abbatissam  . . . 
neqne  aliqnid  ad  nostmm  monaaterium  pertenenten  molestari  aut  inqnietari 
. . . (rex)  permittat;  sed  magis  . . . sicut  ejus  (seil,  verbo,  tuitioni,  sermoni) 
commendo  ( in  Schutz  geben  cf.  Greg.  Hist.  IV.  46,  V.  46,  Vit.  patr.  IX,  1 
oben  Anm.  4)  defensari  jubeat,  ut  in  cujus  honore  Dei  famulas  protegunt. 
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dieses  Verhältnisses  war  für  die  Klosterangehörigen  folgende: 
Während  Jedermann  das  Hofgericht  als  Berufungsinstanz  in 
Anspruch  nehmen  konnte '),  stand  es  ausser  den  Beamten  *)  der 
Könige  nur  den  Schutzbefohlenen  (in  verbo  regis  positis)  frei, 
sich  jederzeit,  also  auch  in  erster  Instanz,  beim  Könige  Recht 
zu  holen.*) 


VI. 

Schluss: 

Die  Ausübung  kirchlicher  Disciplinargewalt  über 
die  Könige. 

§ 12. 

Während  gemäss  den  Resultaten  der  obigen  Untersuchungen 
die  Merovinger  eine  straffgespannte  Kirchenhoheit  ausübten  und 
die  kirchlichen  Verhältnisse  einem  weitgehenden  Aufsichtsrechte 
unterwarfen,  lässt  sich  desgleichen  umgekehrt  feststellen,  dass  die 
Kirche  gegenüber  den  Königen  ein  Aufsichtsrecht  ausgeübt  und 
dieselben  ihrer  Disziplinargewalt  unterworfen  hat. 


enm  defensore  pauperam  . . . perpotualiter  aeterno  socientur  in  regno.  Vgl. 
Pertz,  dipl.  S.  12:  der  König,  gebeten,  das  Kloster  und  dessen  Angehörige 
Tel  sermone  tnitionis  vel  mundebnrdo  rccipere,  verspricht,  die«  zu  thun: 
Liceat  eis  sub  sermone  nostrae  tnitionis  vel  sub  emunitate  nostra  quietos  vivere 
(ähnlich  Marc.  form.  I,  24,  Zcumer  8.  58)  et  si  aliquas  causas  adversum 
ipsum  monaaterium  ortas  fuerint  aut  surrexerint  et  a vobis  aut  jonioribus 
vestris  absque  eorum  iniquo  dispendio  terminatas  non  fnerint,  usque  in 
praesentia  nostra  omnimodis  serventur  et  ibidem  finitivam  sententiam  debeant 
accipere.  — Vgl.  v.  Roth,  Peudalität  8.  266  ff. 

')  Greg.  Hiat.  VII,  23,  47  S.  305,  328. 

’j  Greg  Hist.  VIII,  27  S.  341,  cf.  X,  8 8.  414,  416,  vielleicht  auch 
IV,  48  S.  181.  Vgl.  Waitz  U,  1 8.  339,  340,  Schaeffner  8 347.  Die 
höheren  Beamten  — und  ebenso  die  Antrustionen  — hatten  sich  gleichfalls 
im  Königsgerioht  strafrechtlich  zu  verantworten,  (s.  oben  S.  66  Anm.  3.) 

•)  Vgl.  Pertz,  dipl.  9 S.  12  (oben  Anm.);  Marc.  form.  I,  24 
(Boretius  8.  68,  Waitz  II,  1 S.  331  Anm.  3);  Nonnen,  welche  das  Königs- 
gericht aufsuchen,  sind:  die  Abtissin  Jngytrude  und  die  Nonne  Berthcgunde 
vom  Kloster  zu  Tours  (Greg.  Hist.  IX,  33  8.  387,  389,  X,  12  8.  419)  sowie 
Chrodielde  und  andere  Nonnen  vom  Kloster  zu  Poitiers  (eod.  IX,  39,  40,  43 
8.  393,  397  f.,  404);  wenn  Jngytrude,  Berthegunde  und  Chrodielde  selbst 
die  Könige  als  ihre  Richter  anrufen,  so  erklärt  sich  dies  für  ihre  Personen 
allerdings  zugleich  aus  ihrer  Verwandtschaft  mit  den  Merovingem  (eod. 
VIII,  2 8.  327,  IX,  39  8.  393). 
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Bei  Übertretungen  weltlicher  Rechtsnormen  waren  die 
Herrscher  unverantwortlich;  wir  erfahren  nirgends,  dass 
weltliche  Kriminaljustiz  über  die  Könige  bestanden  hat ; im 
Gegenteil  Sussert  der  Bischof  Gregor  von  Tours  im  Jahre  577 
zu  Chilperich:  „Wenn  einer  von  uns,  o König,  den  Pfad  der 
Gerechtigkeit  übertreten  wollte,  so  kann  er  von  Dir  zurecht- 
gewiesen werden;  wenn  Du  selbst  ihn  jedoch  verlässt,  wer 
kann  Dich  tadeln?“1)  Auch  gab  es  im  Merovingerreiche  kein 
Organ,  welches  zur  Rechtsprechung  über  den  König  kompetent 
gewesen  wäre:  Die  Volksversammlung,  welche  vor  dem  Ein- 
dringen der  Franken  in  Gallien  ein  wesentlicher  Verfassungs- 
bestandteil gewesen*),  war  bald  nach  Chlodovechs  Tode  unter- 
gegangen und  hatte  in  der  letzten  Zeit  ihrer  Existenz  ihren  ur- 
sprünglichen Charakter  verloren  und  den  einer  Heerversammlung, 
ja  nur  einer  Heerschau  angenommen.8)  Aber  auch  die  weltlichen 
Grossen  haben  trotz  der  bedeutenden  Machtfülle,  welche  sie  ini 
VI.  und  VII.  Jahrhundert  an  sich  rissen4),  nie  die  Möglichkeit 
eines  auf  rechtlicher  Grundlage  beruhenden  Einschreitens  gegen 
die  Merovinger  erlangt;  sie  übten  zwar  vielfach  Gewaltakte, 
nirgends  aber  Kriminaljustiz  gegen  die  Fürsten  aus.8) 


’)  Greg.  Hist.  V,  18  S 211:  ,Si  quis  de  nobis,  o rex,  justitiae  tramitem 
transscendere  voluerit,  a te  corrigi  potest;  si  vero  tu  excesseris,  quis  tu 
corripiet  eine  Äusserung,  welche  sich  angesichts  der  unten  zu  besprechenden 
Möglichkeit  kirchlicher  Disziplin  über  den  König  nur  auf  die  Un- 
möglichkeit der  Ausübung  weltlicher  .Strafjustiz  gegen  denselben  be- 
ziehen kann.  — Wenn  in  ähnlicher  Weise  eod.  II,  34  S.  96  A vitus  von 
Vienne  zu  König  Gundobad  von  Burgund  äussert:  ,cum  sis  rex  . . a nullo  ad- 
praehendi  formidaa',  so  kann  man  annehmen,  dass  der  fränkische  Schrift- 
steller hier  die  ihm  selbst  geläufige  Auffassung  dem  burgundischen  Geist- 
lichen in  den  Mund  gelegt  hat.  — Ähnlich  heist  es  eod.  Vll,  14  S.  209  von 
Fredegunde,  sic  könne  nicht  ausgeliefert  werden,  da  sie  einen  König  zum 
Sohne  habe,  d.  h.  da  sie  mit  diesem  zugleich  für  ihre  eigene  Person  Straf- 
freiheit geniesse 

3)  Waitz  I,  S.  33ö  ff. 

*)  Waitz  II,  2 S.  21b,  22ü  ff,  240  ff.,  wo  insbesondere  richtig  hervor- 
gehoben wird,  dass  in  Austrasien  die  Volksversammlungen  erst  unter  Childc- 
bert  II.  abstarben,  weil  sich  hier  mit  der  deutschen  Nationalität  auch  die  heimat- 
lichen Einrichtungen  ungetrübter  erhielten,  als  unter  der  Mischbevölkerung 
der  westlichen  und  südlichen  Länder.  Den  Ausführungen  von  Waitz 
schliesst  sich  Schroeder  1,  145  durchweg  an. 

*)  Vgl.  Waitz  II,  2 S.  382  ff. 

5)  Erst  unter  den  Karolingern  bildeten  sich  richterliche  Befugnisse  des 
Pfalzgrafen  über  den  Herrscher  aus  cf.  Siegel  S.  187. 
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Um  so  auffallender  und  um  so  anerkennenswerter  ist  es,  dass 
die  Geistlichkeit  innerhalb  der  für  sie  naturgemäss  bestehenden 
Grenzen  d.  h.  in  Fällen  der  Übertretung  kirchlicher 
Ke  ch  tsnorine n auf  dem  Wege  kirchlicher  Disziplin 
und  durch  kirchliche  Strafen  gegen  die  Greuel  ein- 
schritten, welche  die  Herrschaft  der  Merovinger  charakterisieren. 

Wir  erfahren,  dass  König  Charibert  vom  Bischof  Germanus 
exkommuniziert  wurde  M,  und  dass  das  Konzil  von  Braine  den 
König  Chilperich  *)  sowie  der  heilige  Columban  den  König  Theo- 
derich  II.  mit  dem  Banne  bedroht  haben*). 

Die  Gründe  sind  in  den  erwähnten  Fällen  die  folgenden 
gewesen:  Charibert  machte,  nachdem  er  bereits  mit  Merotledis 
verheirathet  war,  noch  deren  ältere  Schwester  Marcovefa  zur 
Gemahlin,  welche  das  Gelübde  der  Keuschheit  gethan  und 
Nonnenklcider  angelegt,  somit  also  auch  ohne  den  Eintritt  in  ein 
Kloster  die  Verpflichtungen  einer  Nonne  übernommen  hatte4);  vom 
Könige  waren  also  dreierlei  Ehehindernisse  zugleich  verletzt  worden"); 
Chilperich  hatte  einen  Bischof  fälschlich  angeklagt*);  Theo- 


')  Greg.  Hist.  IV.  26  S.  160:  Charibertus  rex  Ingobergam  aceepit 
uxorem  . . . Habebat  tune  temporis  Ingoberga  in  servitium  suum  duaa 
pucllas  pauperis  cujusdam  tilias,  quarum  prima  vocabatur  Marcovefa,  reli- 
giöse veste  habens,  alia  vero  Merotledis;  in  quarum  amore  rex  valde  detene- 
batur  . . . reliquit  Ingobergain  et  Merotledem  aceepit  . . . Post  haec  Marco- 
veifa,  Merotledis  scilicet  sororem,  conjugio  copulavit.  Pro  qua  causa  a sancto 
Germano  episcopo  excommunicatus  uterque  (est). 

*)  Greg.  Hist.  V,  49  S.  241:  Nachdem  sich  die  Unschuld  des  Bischofs 
Gregor  von  Tours  herausgestellt  hat,  sagen  die  Bischöfe:  ,0  rex,  quid  nunc 
ad  te,  nisi  ut  cum  Berthramno  accusatore  fratris  communione  priverisi“ 
Der  König  weiss  indessen  den  Zorn  des  Episkopates  und  Bomit  die  Ex- 
kommunikation auf  eine  andere  Person  zu  lenken,  gegen  welche  nunmehr 
der  Beschluss  ergeht,  dass  sie  als  (falsus)  accusator  episcopi  ab  Omnibus 
arcerctur  ecclesiis. 

*)  Vgl.  Fredeg.  Chronic.  V,  36  (Bouquet  II,  430,  Loening  S.  33 
Anm.  2).  — Wenn  Loening  8.  33  Asm.  1 als  ferneres  Beispiel  der  Ex- 
kommunizierung  eines  Königs  Greg.  Hist.  V,  20  zitiert,  so  liegt  wohl  ein 
Irrtum  vor. 

*)  Vgl.  Loening  S.  403,  v.  Giesehrecht  I S.  45  Anm.  I. 

s)  Einmal  war  Charibert  nicht  ledig,  sodann  war  die  eheliche  Ver- 
bindung mit  der  Schwägerin  verboten  (Conc.  Aurel.  I.  can.  18,  Mansi  VIII, 
354,  Conc.  Arvern.  can.  12,  eod.  861,  Conc.  Aurel.  III.  can.  10,  Mansi  IX,  14- 
Conc.  Paris.  III.  can.  4,  eod.  74ö),  ferner  diejenige  mit  einer  gottgeweihten 
Jungfrau  (vgl.  Loening  S.  402). 

*)  Dass  hierauf  Bann  stand,  lehrt  Greg.  Hist.  V,  49  (oben  Anm.  2)  selbst. 
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derich  II.  lebte  iui  Ehebruch.1)  Jedesmal  war  es  demnach  die 
Missachtung  einer  wichtigen  kirchengesetzlichen  Vorschrift  ge- 
wesen, wodurch  die  Exkommunikation  gerechtfertigt  wurde. 

Die  Befugnis  der  Kirche  zur  Verhängung  von  Disziplinar- 
strafen musste,  wenn  sie  schon  gegenüber  den  regierenden 
Königen  galt,  um  so  mehr  hinsichtlich  der  anderen  Glieder  des 
königlichen  Hauses  anwendbar  sein , für  welche  übrigens  in 
weltlichen  Kriminalfällen  eich  eine  Verantwortlichkeit  und 
zwar  vor  dem  Könige  und  seinem  Hofgericht  ergiebt4):  Mit 
Charibert  zugleich  wird  seine  Gemahlin  Marcovefa  exkommuni- 
ziert ®).  Chilperichs  Sohn  Merovech  trifft  dieselbe  Strafe  wegen 
der  Heirat  mit  seiner  Tante  Brunichilde,  der  Wittwe  König 
Sigiberts4)  ®). 


’)  s.  S.  76  Amn.  3.  — Wenn  es  Greg.  Vit.  patr.  XVII,  2 S.  730  vom 
hl.  Nicetius  von  Trier  heisst : Chlotharium  regem  pro  injnstis  operibus  saepe 
excommunicavit,  exiliumque  minanti  numquam  est  territus,  so  werilen  Ohiothars 
injnata  opera  in  ehebrecherischer  Vielweiberei  bestanden  haben  (vgl.  Greg. 
Hist.  UI  6.  7 S.  114,  115,  IV,  3,  9 S.  142  f.,  147,  VI,  24  S.  263);  auch  er 
heiratete,  wie  wir  es  von  Oharibert  erfuhren,  die  Schwester  seiner  Gattin. 
(1.  c.  IV,  3),  ferner  die  Wittwe  seines  Bruders  (eod.  III,  6 cf.  Conc.  Aurel.  I. 
can.  18,  Mansi  VIII,  354);  als  Theodebert  gestorben  war,  machte  Chlothar 
dessen  Wittwe  zu  seiner  Gemahlin,  entschloss  sich  aber,  von  den  Bischöfen 
hart  getadelt,  diese  Ehe  aufzulösen  (eod.  IV,  9);  in  den  uns  erhaltenen 
Konzilsakten  aus  der  Zeit  bis  zu  Chlothars  Tode  war  diese  Ehe  allerdings 
nicht  ausdrücklich  verboten. 

*)  Vgl.  gegen  Greg.  VII,  14  (oben  S.  75  Anm.  1)  eod.  VII,  7 S.  294, 
wo  von  einem  Landtage  die  Rede  ist,  auf  welchem  Guntchramn  und 
Childebert  II  über  die  mannigfachen  Mordthaten  Fredegundens  (vgl.  zu 
Greg.  Hist.  VII,  7:  eod.  IV,  28,  51  S.  164,  186,  V,  18,  39  S.  215  , 232, 
andererseits  aber  eod.  VII,  21  S.  302)  urteilen  wollen. 

*)  Greg.  Hist.  IV,  26  (oben  S.  76  Anm.  1);  vgl.  Conc.  Turon.  II. 
can.  21  (Mansi  IX,  802). 

4)  Greg.  Hist.  14  S.  202,  206,  cf.  eod.  V,  2,  18  S.  192,  209;  dass  das 
verwandtschaftliche  Verhältnis  zwischeu  Neffen  und  Tante  ein  Ehehindernis 
war,  sowie  über  Greg.  Hist  IX,  32  vgl.  oben  S.  63  Anm.  8. 

“)  Ausserhalb  derartiger  Fälle  von  Übertretungen  kirchenrechtlicher 
Vorschriften  besass  der  Episkopat  nicht  die  Möglichkeit  eines  Einschreitens 
gegen  das  Merovingerhaus:  in  Greg.  Hist.  IV,  47  (oben  S.  64  Anm.  2 
handelt  es  sich  nicht  um  einen  richterlichen,  sondern  um  einen  schieds- 
richterlichen Spruch,  auch  ist  es  dort,  wie  in  Greg.  Hist.  VI,  31  (ebenda) 
nicht  ein  jus  proprium  der  Kirche,  sondern  der  Auftrag  des  Königs,  wodurch 
die  Bischöfe  zur  Abgabe  ihrer  Entscheidung  ermächtigt  waren;  vgl.  oben 
S.  65. 
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Wenn  die  Bischöfe  über  die  Könige  und  deren  Anver- 
wandle nur  äusserst  selten  kirchliche  Strafen  verhängten , wie- 
wohl das  Fürstenhaus  oft  genug  den  formalen  Anlass  zum  Ein- 
schreiten geboten  hat,  so  beweist  das  nichts  gegen  die  Berechtigung 
der  Geistlichkeit1);  der  Episkopat  konnte  und  mochte  nicht  in 
jedem  Falle  und  gegen  jeden  der  Herrscher  mit  gleicher  Energie 
auftreten*);  die  Mehrzahl  der  Frankenkönige  verletzte  das  christ- 
liche Gebot  der  Monogamie  aufs  frechste  — selbst  der  „gute“ 
König  Guntchramn  lebte  in  Vielweiberei  *)  — und  doch  ist  dies 
allein  der  Kirche  in  der  Kegel  keine  genügende  Veranlassung, 
um  über  einen  Fürsten  den  Bann  auszusprechen. 

Diese  Thatsache,  dass  die  Geistlichkeit  nur  äusserst  selten 
von  ihrer  disziplinären  Kompetenz  über  die  Merovinger  Gebrauch 
machte,  kann  nicht  Wunder  nehmen,  sie  steht  vielmehr  in  voll- 
kommenem Einklang  mit  den  anderen  Beweisen,  welche  sich  uns 
dafür  geboten  haben , dass  trotz  der  Machtstellung  des  Episko- 
pates und  trotz  des  Einflusses  der  Kirche  auf  das  staatliche  Leben 
im  fränkischen  Staatskirchenrecht  das  Königtum  die  herrschende, 
die  Kirche  die  dienende  Rolle  spielte. 


')  Dass  die  Briefe,  in  welchen  der  Papst  die  Könige  mit  dem  Banne 
bedroht,  gefälscht  sind,  ist  schon  oben  S.  11  Anm.  7 und  8.  12  Anm.  1 
bemerkt  worden. 

*)  Auch  mit  Chilperichs  Exkommuuizierung  (Greg.  Hist.  V,  49,  oben 
S.  7b  Anm.  2)  wird  nicht  Ernst  gemacht,  das  Konzil  mag  sich  vielmehr 
gefreut  haben,  als  der  König  eine  Ausrede  vorbracht«. 

•)  Greg.  Hist.  IV,  2ö  8.  160. 
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Wir  lesen  öfter  in  den  Geschichtsschreibern  des  13.  Jahr- 
hunderts, dass  an  deutschen  Königen,  nachdem  sie  bereits  einmal 
durch  Wahl  erhoben  waren,  später  nochmals  Wahlhandlungen 
vollzogen  worden  sind.  Sn  ist  Philipp  von  Schwaben  1198  und 
1205,  Otto  IV.  1198  und  1208,  Wilhelm  von  Holland  1247  und 
1252  gewählt  worden.  Von  Wahlen  Friedrichs  II.  hören  wir  aus 
den  Jahren  1196,  1197,  1198,  1211  und  1212.  Auch  über  die 
Erhebung  Konrads  IV.  1237  haben  wir  eine  Nachricht,  welche 
vielleicht  als  wiederholte  Wahl  zu  deuten  ist.  Diese  Erscheinungen 
verdienen  wohl  einmal  im  Zusammenhang  betrachtet  zu  werden, 
damit  festgestellt  wird,  wie  sich  die  jeweiligen  späteren  als  Wahlen 
bezeichneten  Akte  zu  den  früheren  verhalten  haben.  Aus  dem 
Resultat  dürfte  sich  einiges  für  das  Wesen  der  deutschen  Königs- 
wahl überhaupt  ergeben. 

Für  unsern  Zweck  wird  es  nützlich  sein,  einige  Wahlwieder- 
holungen aus  der  früheren  Zeit  vorher  ins  Auge  zu  fassen.  Die 
erste  Spur  einer  solchen  ’)  finde  ich  bei  der  Erhebung  Ottos  II. 
im  Jahre  961.  Der  Oont.  Reginonis  berichtet  uns  aus  demselben 
Jahre  (SS.  I,  624):  Rex  (Otto  I.)  in  Italiam  ire  disponens 


')  Die  doppelte  electio  Ottos  1.,  von  der  Widuk.  II,  1 spricht,  ist  wohl 
so  zu  verstehen,  dass  man  mit  Köpke-Dümniler , Otto  d.  (Ir.  26  und  )U  in 
der  ersten  electio  die  Vorwahl,  durch  welche  Otto  als  zu  wählender  König 
bestimmt,  gewählt  wurde,  (aber  doch  wohl  eine  allgemeine  Vorwahl,  nicht 
blos  der  Sachsen  und  Franken,  vergl.  Waitz,  Verf.-Gesch.  VI,  135)  zu  sehen 
hat.  Erst  durch  die  zweite  electio,  die  Kur  zu  Aachen,  wurde  Otto  König. 
— Beachtenswert)!  dagegen  ist,  was  Liutprand,  Autapod.  II,  23  erzählt.  Als 
Heinrich  1. 921  nach  Baiern  zog,  um  den  Herzog  Arnulf  zu  veranlassen,  dass 
er  ihn  anerkenne . wurde  diesem  von  seinen  Getreuen  gerathen : aequum 
autem  iustumque  nobis  videtur,  ut  a caeteris  non  dissentiens  hunc  regem 
eligeres.  Heinrich  war  seit  919  König  und  921  sollte  ihn  der  Herzog 
von  Baiern  zum  König  wählen ! 

HtxUnbery,  Köuig«wahleu.  | 
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maximam  suorum  fidelium  multitudincm  Wormatiiie  coadunavit, 
ubi  consensu  et  ununimitate  regni  procerutn  totiusquc  populi  filius 
eiua  Otto  rex  eligitur.  Iudeque  progrediens  convenientia  quoque 
et  electione  omniuui  Lotharicnsiuin  Aquis  rex  ordinatur.  Wir 
unterscheiden  hier  zwei  Wahlhandlungen:  in  Worms  wählt  die 
Reichs  Versammlung,  in  Aachen  die  Lothringer.  Es  sind  also 
verschiedene  Personen,  welche  das  erste  und  das  zweite  Mal  als 
Wähler  auftreten,  und  es  ist  zu  bemerken,  dass  unser  Schriftsteller 
beide  Male  von  electio  und  eligere  spricht,  woraus  man  schliessen 
muss,  dass  ihm  beide  Vorgänge,  wenn  nicht  als  gleichwerthig, 
doch  als  gleichartig  erschienen  sind.  — Nach  dem  Tode  Ottos  I. 
erzählt  uns  dann  Widukind  III,  76  (SS.  III,  466):  Mane  iam 
facto,  licet  iam  olim  unctus  esset  in  regem  et  a beato  apostolico 
designatus  in  imperatorein,  spei  unicac  totius  ecclesiae,  imperatoris 
fil io,  ut  in  initio  certatim  manus  dabant,  tidern  pollicentes  et 
operam  suam  contra  oniucs  adversarios  sacramentis  militaribus 
confirmantes.  Igitur  ab  integro  ab  omni  populo  electus  in 
principem  etc.  Aehidich  Thietmar  II,  28  (p  757):  iterum  coulau- 
datur  a cunctis  in  dominum  et  regem;  das  Wort  collaudare  ist 
Synonym  zu  eligere  und  bedeutet,  im  Gegensatz  zur  Vorwahl, 
zur  Berathung  über  die  Person  des  zu  Wählenden,  speciell  die 
feierliche  und  öffentliche  Kur.  Diese  neue  Wiederholung  der 
Wahl  973  hat  augenscheinlich  einen  anderen  Charakter  als  die 
durch  die  Lothringer  im  Jahre  961.  Als  es  sich  darum  handelte, 
dass  der  bereits  gewählte,  aber  nicht  regierende  König  und  Kaiser 
die  Regierung  antrat  und  das  Reich  in  Besitz  nahm,  ist  an  ihm 
wiederum  eine  Wahl  vollzogen  worden.  Dieselbe  ist  als  eine 
neue  allgemeine  Wahl  aufzufassen. 

Höchst  merkwürdig  ist  es  bei  der  Erhebung  Heinrichs  II. 
1002  zugegangen.  Ohne  dass  ein  allgemeiner  Wahltag  ausge- 
schrieben war,  zog  Heinrich  mit  seinen  Anhängern  nach  Mainz 
und  wurde  hier  zum  Könige  gewählt.1)  Als  seine  Wähler  werden 
Baiern,  Pranken  und  Lothringer  aus  der  Moselgegend  genannt. 
Unmittelbar  auf  die  Wahl  folgte,  ebenfalls  zu  Mainz,  die  Krönung 
am  6.  oder  7.  Juni  1002.  Seitdem  führte  Heinrich  den  königlichen 
Namen  und  übte  königliche  Rechte  aus.  Trotzdem  hat  er  sich 
nachher  noch  an  mehreren  Orten  einer  Wahl  unterworfen.  Zunächst 


*)  A Francis  in  regnuin  eligitur;  Ann,  Quedlinb.  a.  1002.  Ibidem 
(M&gontiae)  — — in  regem  electuB;  Thietmar  V,  7.  Vgl.  Waitr,  Verf.- 
Gescb.  VI,  137. 


Digitized  by  Google 


3 


wandte  er  »ich  nach  Thüringen *)  und  hier  wurde  er  von  dem 
Grafen  Wilhelm  von  Weimar  und  den  ersten  des  Lande»  zuni 
Könige  gewählt.  In  Merseburg  traf  er  sodann  mit  den  ver- 
sammelten sächsischen  Grossen  zusammen,  und  nachdem  er  ihnen 
bestimmte  Zusicherungen  gemacht  hatte,  wurde  er  hier  ebenfalls 
zum  Könige  gewählt.8)  Schliesslich  ist  er  in  Duisburg  von  dem 
Erzbischof  von  Köln  und  andern  lothringischen  Bischöfen  gewählt 
worden.8)  Heinrich  ist  also  nicht  durch  eine  gemeinsame  Wahl- 
handlung zur  Herrschaft  gelangt,  sondern  nach  einander  haben 
ihn  die  verschiedenen  Theile  des  Reichs  gewählt,  und  es  ist 
wieder  zu  beachten,  dass  die  zeitgenössischen  Schriftsteller  nicht 
etwa  den  einen  oder  den  andern  Akt  als  den  entscheidenden 
ansehen,  durch  welchen  nun  Heinrich  wirklich  König  geworden 
sei,  sondern  unbedenklich  mehrere  Akte  als  electio  bezeichnen. 
So  nennen  die  Ann.  Quedlinh  die  Vorgänge  zu  Mainz  und 
zu  Merseburg,  Thietmar  ebenfalls  die  zu  Mainz  und  die  zu 
Duisburg  electio,  letzterer  die  in  Thüringen  collaudatio.  Die 
Erhebung  Heinrichs  II.  ähnelt  also  der  Ottos  II.  961,  bei  welcher 
ebenfalls  die  Wähler  nicht  gleichzeitig,  sondern  nach  einander 
in  Thätigkeit  getreten  sind. 

Vielleicht  auch  bei  der  Erhebung  Kon  rads  II.  ist  ähnliches 
vorgekommen.  Nachdem  derselbe  auf  der  allgemeinen  Wahl- 
versammlung zu  Kantba  1024  zum  Könige  gewählt  und  zu  Mainz 
gekrönt  war,  machte  er  seinen  Umritt  durch  das  Reich.  In 
Minden  kam  er  mit  den  sächsischen  Grossen  zusammen,  und  nun 
hören  wir  in  den  Ann.  Hildeshem.  a.  1025  (Sep.  -Ausg.  p.  34): 
Ibi  etiam  plurimos,  qui  predicte  eius  electioni  non  intererant, 
obvios  habuit  omnesque  sibi  devotos  in  gratiam  rccepit.  Nach 
dem  Satze:  qui  predicte  eius  electioni  non  intererant,  sollte  man 
erwarten,  dass  diese  nun  ihr  Wahlrecht  ausgeübt  hätten,  und 
die  Wahl  Heinrichs  II.  1002  musste  bei  den  Sachsen  noch  in 
lebendiger  Erinnerung  sein  und  konnte  leicht  als  Präcedenzfall 
angesehen  werden.4)  Aber  die  Nachricht  ist  doch  nicht  bestimmt 
genug,  um  sichere  Schlüsse  zuzulassen. 

')  lbi  (in  Thuringia)  tune  rex  a prefato  comite  et  a primis  iiliua  rogionis 
conlaudatur  in  dominum;  Thietmar  V,  9. 

*)  (Merseburg)  Bernhardus  dux  et  Saxonum  primates dominum  sibi 

illum  ac  regem  elegerunt;  Ann.  Quedlinb.  a.  1002.  Bernhardus  «gitur  dux 
ex  parte  omnium  regni  curam  illi  fideliter  committit ; Thietmar  V,  9. 

*)  Igitur  hii  confratres,  epi  acilicet,  regem  pariter  eligentes;  nachher 
a primatibus  Liuthariorum  in  regem  collaudatnr;  Thietmar  V,  12. 

*)  Vgl.  Bresslau,  Konr.  II.,  I,  41 — 42. 

1* 
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Anscheinend  eine  andere  Bedeutung  hat  die  wiederholte  Wahl 
Heinriche  IV.  gehabt.  Dieser  ist  1053  von  der  Reichs- 
versammlung zu  Tribur  gewählt  und  1054  gekrönt  worden.  Als 
dann  »ein  Vater  1055  auf  dem  Sterbebette  lag,  Hess  er  ihn  von 
Neuem  erwählen.  *)  Hier  wird  bei  der  Veranstaltung  der  Wald 
kaum  die  Absicht  Vorgelegen  haben,  dass  die  Fürsten  und  Grossen, 
welche  1053  an  der  ersten  Wahl  Heinrichs  nicht  mitgewirkt 
hatten,  obgleich  auch  solche  anwesend  sein  mochten,  demselben 
nunmehr  ihre  Stimme  gäben.  Vielmehr  möchte  man  vermuthen, 
es  sei  die  Idee  de»  sterbenden  Kaisers  gewesen,  dass,  da  er  selbst 
nur  noch  wenige  Stunden  leben  würde,  durch  den  Wahlakt  sein 
Sohn  — wenn  auch  unter  Vormundschaft  — bereits  wirklich  die 
Regierung  anträte  und  von  der  königlichen  Herrschaft  Besitz 
ergriffe,  als  wenn  er  selbst,  sein  Vater,  schon  todt  wäre.  Eis 
wäre  demnach  diese  zweite  Wahl  Heinrichs  IV.  mit  der  Wahl 
Ottos  II.  973  in  Parallele  zu  stellen. 

Endlich  ist  noch  die  Erhebung  Konrads  III.  heranzuziehen. 
Dieser  ist  sehr  unregelmässig,  ohne  dass  die  ausgeschriebene 
allgemeine  Wahlversammlung  abgewartet  war,  von  nur  wenigen 
Fürsten  zu  Koblenz  am  7.  März  1138  gewählt  und  zu  Aachen 
am  13.  März  gekrönt  worden.  Zu  Pfingsten  wurde  dann  nach 
Bamberg  ein  Reichstag  angesagt  und  über  diesen  berichtet  die 
Oont.  Cosmae  Canon.  Wissegrad.  a.  1138  (SS.  IX,  144):  Electo 
itaque  rege  Gonrado  omnes  principe»  et  quique  primates  ac 
familiäres  regni  sui  »tatuerunt,  quatenus  in  sancta  sollemnitate 
penthecostes,  quod  erat  XI  Kal.  Junii,  curiam  et  conciliurn  Bam- 
berk  in  civitate  facerent,  et  ut  omnes  ad  regnum  suum  spectantes 
ibidem  in  predicto  tempore  conveniant  et  ut  elcctio  sua  pariter 
corroboretur  ab  Omnibus.  Eine  dem  corroborare  ähnliche 
Wendung  haben  die  Ann.  Pegav.  a.  1138  (SS.  XVI,  257): 
(Conradus)  ad  proximum  pentecosten  ad  curiam  Babenberg 
habitam  a quam  plurimi»  regni  principibus  confirmatur.  Wenn, 
wie  es  vermuthet  worden  *)  und  allerdings  wahrscheinlich  ist,  wir 
in  dem  Bericht  des  canon.  Wissegrad,  einen  Auszug  aus  dem 
Berufungsschreiben  haben,  also  in  demselben  der  Ausdruck  corrobo- 
rare oder  ein  ähnlicher  gebraucht  ist,  so  dürfte  der  Tag  zu  Bam- 
berg zu  dem  Zwecke  veranstaltet  sein,  dass  Konrad  dort  auch 


■)  Vgl.  Steindorff,  Heinr.  IIL,  LI,  3&i;  Waitz,  Varf.-Oczch  VI,  132. 
*)  Bernhardi,  Konr.  III.,  39,  not.  23. 
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von  den  Fürsten,  welche  an  der  Koblenzer  Wahl  nicht  theil- 
grnommen  hatten,  nb  omnibus,  die  Stimme  erhielt;  denn  eine 
andere  Form  der  corroboratio  oder  cuniirmatio  einer  Königs  wähl 
kennen  wir  nicht.  Schon  dass  die  Berufung  des  Reichstages  nicht 
vom  Könige,  sondern  von  den  Grossen  ausging,  weist  auf  eine 
besondere  Art  von  Versammlung  hin;  daran,  dass  in  Bamberg 
nochmals  gewählt  werden  sollte,  wird  man  nach  den  Vorgängen 
bei  der  Erhebung  Heinrichs  II.  keinen  Anstoss  nehmen,  und  der 
Ausdruck  corroborare  statt  eligere  steht  damit  nicht  in  Wider- 
spruch ; denn  die  Rücksicht  auf  den  bereits  gekrönten  König 
Konrad,  welchen  die  Einberufer  des  Reichstages  entweder  schon 
anerkannt  hatten  oder  anzuefkennen  entschlossen  waren,  konnte 
es  nahe  legen  nur  von  einer  Bestätigung  zu  reden,  wenn  es  sich 
auch,  wie  einst  bei  Heinrich  II.,  um  eine  wirkliche  Wahl  handelte. 
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Im  Hinblick  auf  diese  Erscheinungen  der  früheren  Zeit 
werden  wir  bei  den  Wahl  Wiederholungen  des  13.  Jahrhunderts 
da,  wo  nicht  der  Kegieruugsantritt’  den  Anlass  zu  einer  solchen 
gab,  zunächst  stets  zu  fragen  haben:  wer  wählte  das  erste  Mal, 
wer  das  zweite  Mal?  Die  Wähler  Philipps  waren  im  Jahre  1198 
die  Erzbischöfe  von  Magdeburg  und  Salzburg,  die  Bischöfe  von 
Merseburg,  Worms,  Bamberg  und  Eichstädt,  der  Abt  von  Fulda, 
die  Herzoge  von  Sachsen  und  Baicrn  und  der  Graf  von  Orlatnünde. 
Die  Wahl  fand  in  Thüringen  statt,  und  zwar  die  Vorwahl  zu 
Ichtershausen  bei  Arnstadt  am  6.  März,  die  Hauptwahl  zu  Mühl- 
hausen am  8.  März.1)  Seitdem  nannte  sich  Philipp  König.'-') 
Gekrönt  wurde  er  am  8.  September  1198  zu  Mainz  durch  den 
Erzbischof  von  Tarantaise  in  Gegenwart  des  inzwischen  zu  ihm 
übergetretenen  Erzbischofs  von  Trier.8) 

Von  der  zweiten  Wahl  Philipps  im  Jahre  1205  wissen  nur 
Kölner  Quellen.  Die  ausführlichsten  Nachrichten  haben  wir  in 
der  im  Pantaleonskloster  zu  Köln  geschriebenen  Fortsetzung  der 
Chronica  regia  Coloniensis.  Diese  Fortsetzung  ist  uns  in  zwei 
Fassungen  überliefert,  einer  kürzeren,  von  Waitz  in  seiner  Ausgabe 
nach  den  Codices  alsrecensioB.,  einerweiteren,  als  rec. C. bezeichnet. 
Waitz  bestimmt  das  Verhältniss  beider  so,  dass  C.  die  ursprüngliche 
Form,  B.  dagegen  ein  Auszug  aus  C.  sei.  Augenscheinlich  ist 
aber  das  Verhältniss  umgekehrt,  wofür  der  Nachweis  hinten  im 
Anhang  geführt  werden  wird : zu  Grunde  liegt  rec.  B.,  welche 
in  C.  überarbeitet  und  durch  vielfach  gute,  selbständige  Nach- 
richten vermehrt,  an  einzelnen  Stellen  auch  richtig  geändert 
ist.  Ich  lasse  beide  ßecensionen  hier  folgen,  ed.  Waitz  p.  219: 


')  Winkelmann,  Philipp  u.  Otto  IV.,  1,  (18  u.  ft0|. 

Böhmer-Ficker,  Heg.  Imp.  V,  1 f>  c. 

*)  Ebendas.  1t)  a. 
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ßec.  ß. : Rec.  C. : 

Colonicnsis  vero  epus  — — Coloniensis  vero  epus  — — 
post  fest uui  S. Martini  ad  cundem  post  festuin 8. Martini  ad  eundein 

Phylippuin  cum  duce  Brabantie  Philippum  cum  duce  Lovaniae 

Contluentium  venit  et  ei  iura-  j et  aliis  nobilibus  viris  Confluen- 
mentum  fidelitatis  cum  ducc  tiani  venit  et  ei  iuranientum 

ibidem  fecit.  Ibi  etiam  rex  fidelitatis  cum  duce  ibidem  fecit. 

Phylippus  celebrem  curiam  lbi  etiam  Philippus  rex  consilio 

omnibus  qui  aderant  principibus  eins  et  principum  qui  aderant 

in  epyphania  Domini  Aquisgrani  celebrem  curiam  omnibus  princi- 

indicit,  et  Colonieusiseum  ibidem  pibus  regni  in  epyphania  Domini 

in  regem  consecrari  et  ungi  Aquisgrani  indicit  et  Coloni- 

proinittit.  Quod  et  factum  est.  Rex  ensis  eum  ibi  in  regem  conse- 

igitur,  ut  proposuerat  , cum  i crari  et  ungi  promittit.  — 
pluribtis  regni  principibus  Aquis-  Philippus  igitur  rex,  ut  propo- 

grani  venit, ubi  rursus  ab  omnibus  suerat,  cum  universis  pene  prin- 

in  regem  cligitur  et  in  aecclesia  cipibus  regni  Aquisgrani  venit, 

b.  Marie  a Coloniensi  uepo  cum  ubi  cum  maximo  apparatu  et 

Maria  uxore  sua  ungituretconse-  obsequio  Coloniensis  ei  occurrit. 

cratur.  Ibi  rex,  consilio  cum  suis  habito, 

ut  principes  suam  liberam  elec- 
tionem  secundum  antiquitatis 
institutuni  non  perdant,  regium 
nomen  et  coronam  deponit  et  ut 
concorditer  ab  omnibus  eligatur 
precatur.  Quod  et  factum  est 
ibidem  in  ecclesia  b.  Mariae;  ab 
omnibus  eligitur  et  a Coloniensi 
aepo  cum  Maria  uxore  sua  ungitur 
et  consecratur. 

Nach  rec.  B.,  welche  also  in  erster  Linie  zu  Rathe  zu  ziehen 
ist,  stellt  sich  der  Hergang  so  dar.  Nach  dem  11.  November  1204 
kommen  der  Erzbischof  von  Köln  und  der  Herzog  von  Brabant 
zu  Philipp  nach  Koblenz  und  leisten  ihm  den  Treueid.  Dort 
sagt  Philipp  den  Fürsten,  welche  zugegen  waren,  einen  Reichstag 
zu  Epiphanias,  fl.  Januar  1205,  nach  Aachen  an.  Der  König 
erscheint  daselbst  mit  einer  Anzahl  fpluribus)  Fürsten  und  wird 
von  allen  wiederum  zum  König  gewählt  und  vom  Erzbischof 
gekrönt.  Demgegenüber  berichtet  rec.  C.  ausdrücklich  von  einer 
vollkommenen  Neuwahl:  Philipp  habe  seiner  königlichen  Würde 
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entsagt  und  «ei  daun  von  beinahe  allen  Fürsten  des  Reichs  zum 
Könige  gewählt  worden. 

Als  Neuwahl  lässt  sich  auch  der  Bericht  von  rec.  B.  auf- 
fassen, wenn  darin  auch  der  ganze  Vorgang  weniger  bedeutsam 
und  der  Aachener  Tag  fast  als  eine  Provinzialversanunlung  der 
niederrheinischen  Grossen  unter  dem  Vorsitze  Philipps  erscheint. 
Von  anderen  Kölner  Quellen  spricht  der  Dialogus  clerici  et  laici  *) 
nur  davon,  dass  Adolf  von  Köln  Philipp  wiederum  zum  Könige 
gewählt  habe.  Dagegen  sagt  Oaesarius  von  Heisterbach  in  seinem 
Catalog  der  Kölner  Erzbischöfe  geradezu,  dass,  trotzdem  Philipp 
von  beinahe  allen  Fürsten  gewählt  und  zu  Mainz  gekrönt  sei, 
alles  das  hätte  cassirt  werden  müssen,  damit  Adolf  von  Köln 
allein  ihn  wählte.*)  Allein  Cäsarius  ist  von  Tendenz  nicht  frei, 
er  schreibt  zum  Ruhme  der  Kölner  Kirche,  und  da  er  überdies 
die  Chron.  regia  benutzt  hat,*)  werden  wir  seiner  Angabe  eine 
selbständige  Bedeutung  wenigstens  nicht  unbedingt  beimessen 
können.  Stark  dagegen  fällt  für  eine  Neuwahl  ins  Gewicht,  dass 
Philipp  zu  Aachen  von  Neuem  gekrönt  ist.  Und  schliesslich 
ersieht  man  aus  den  Zeugenreihen  der  gleichzeitigen  Urkunden 
Philipps,4)  dass  allerdings  eine  stattliche  Reihe  von  Fürsten  und 
Herren  in  Aachen  anwesend  war:  der  Erzbischof  von  Köln,  die 
Bischöfe  von  Constanz  und  Speier,  die  Erwählten  von  Würzburg 
und  Strassburg,  mehrere  Pröpste,  die  Herzoge  von  Brabant,  Baiern, 
Sachsen  und  Lothringen,  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  und  eine 
Anzahl  Vertreter  des  niederrheinischen  Adels  und  der  staufischen 
Ministerialität. 

Indessen  stehen  der  Annahme  einer  Neuwahl  *)  doch  recht 
erhebliche  Bedenken  gegenüber.  Die  Wiederholung  der  Krönung 
lässt  sich  auch  daraus  erklären,  dass  Philipp  das  erste  Mal  nicht 
am  richtigen  Orte,  zu  Aachen,  sondern  zu  Mainz  gekrönt  war, 
und  auch  nicht  von  der  Person,  welche  nach  weit  verbreiteter 
Anschauung  von  Alters  her  das  Recht  dazu  hatte,  dem  Erzbischof 


')  Kd.  Waitz,  Chron.  reg.  Colon,  p.  317:  Iterum  Philippum  ducem 
Suevie  in  ttomanornra  regem  elegit. 

*)  Cum  Philippus  dux  ab  omnibut  pene  principihus  regni  t'uisaet  elevtus 
et  in  ecclesia  Moguntinensi  in  regem  unetus  atque  coronatus,  ut  cum  solus 
eligeret  aepus  Adolfus,  oportebat,  ut  omnia  cassarentur;  SS.  XXIV,  346. 

*)  S.  die  Ausgabe  von  Cardauns  SS.  XXIV. 

4)  Böhmer-Ficker  30,  31  vom  12.  Jan.  1206. 

*)  Für  eine  solche  entscheidet  sich  Winkelmann.  Phil.  I,  362. 
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von  Köln.  Eine  neue  Krönung  wird  daher  eine  der  ersten  Forde 
rnngen  Adolfs  für  seinen  Übertritt  gewesen  sein  Auch  Friedrich  II. 
ist  zweimal,  1212  und  1215,  gekrönt  wurden,  ebenfalls  zuerst  zu 
Mainz  und  dann  zu  Aachen,  dazu  beide  Male  von  dem  Erz- 
bischof von  Mainz,  und  ohne  dass  eine  Wahl  dazwischen  lag. 
Ausserdem  begreift  man  nicht,  was  Philipp,  nachdem  er  soeben 
im  Osten  wie  im  Westen  erfolgreich  gewesen  war,  bewogen  haben 
könnte,  sein  bisheriges  Königthum  zu  verleugnen.  Ja,  wenn  sich 
ihm  die  Möglichkeit  geboten  hätte,  nun  in  einer  Neuwahl  eine 
allgemeine  Wahl  auf  seine  Person  zu  Stande  zu  bringen,  dann 
mochte  der  Preis  nicht  zu  hoch  sein.  Aber  Otto  war  keineswegs 
bezwungen,  und  als  Geeammtheit  der  deutschen  Fürsten  konnte 
die  Aachener  Versammlung,  so  glänzend  eie  war,  kaum  angesehen 
werden.  Die  stärkste  Stütze  der  staufischen  Partei,  der  deutsche 
Episcopat,  war  nur  schwach  vertreten.’)  Das  Resultat  wäre 
also  für  Philipp  gewesen,  dass  er  eine  Anzahl  von  Stimmen 
gewonnen  hätte,  welche  er  bisher  nicht  besass,  dagegen  die 
Stimmen  von  einer  Anzahl  mächtiger,  bisher  ihm  treu  ergebener 
Fürsten  nicht  mehr  gehabt  hätte.  Für  diese  und  die  zahlreichen 
anderen  Fürsten,  welche  ohne  an  der  ersten  Wahl  1198  betheiligt 
zu  sein,  sich  Philipp  später  angeschlossen  und  1199  und  1202 ä) 
so  energisch  die  Rechtmässigkeit  seines  Königthums  gegen 
Innocenz  III.  vertreten  hatten,  musste  eine  Resignation,  welche 
durch  die  Rücksicht  auf  die  niederrheinischen  Fürsten  herbeigefdhrt 
wurde,  in  hohem  Grade  beleidigend  sein ; und  es  war  sehr  fraglich, 
ob  der  Tausch  vortheilhaft  für  Philipp  war,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  gerade  eine  Neuwahl  Zweifel  an  der  Rechtmässigkeit  der 
früheren  Wahl  Philipps  erregen  musste.  Endlich  wird  auch 
das  Gewicht  von  einem  argumentum  ex  silentio  nicht  zu  unter- 
schätzen sein:  die  grosse  Menge  der  gut  unterrichteten,  zeit- 
genössischen Schriftsteller,  sowohl  der  Philipp  freundlichen  wie 
der  ihm  feindlichen,  weiss  nichts  von  einer  Wahl  zu  Aachen. 
Die  Krönung  wird  vielfach  erwähnt,  aber  auch  nur  diese.3) 


')  Man  vergl.  z.  B.  die  lange  Reihe  von  Namen  in  der  Erklärung  von 
Speier  am  28.  Mai  1199;  B.-F.  27;  ich  folge  in  der  Datirung  Ficker. 

»)  B.-F.  «5. 

*)  Ich  nenne  z.  B.  Chron.  Ursperg.,  Chron.  Montis  Sereni,  Ann  Marbac.. 
Am.  Lubic.,  Ann.  Mellic.,  Contin.  Admunt.;  ebenso  auch  der  in  dem  be- 
nachbarten Lüttich  mit  den  Ereignissen  gleichzeitig  schreibende  Rein.  Leod. 
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Selbst  eine  zweite  Fortsetzung  der  Chronica  regia  Col.,  welche 
sich  ausführlich  über  den  Uebertritt  des  Erzbischofs  Adolf  ver- 
breitet, schweigt  von  der  Wahl.  *) 

Aber  gewählt  worden  ist  in  Aachen  j an  der  Thatsache  wird 
man  bei  der  .Bestimmtheit  der  .Nachrichten  fesihalten  müssen. 
Fragt  man,  was  den  Anlass  zu  einer  Wahl  geben  konnte,  so 
antwortet  rec.  C. : damit  die  Fürsten  ihr  Wahlrecht  nicht  verlören. 
Das  traf  aber  nur  für  diejenigen  zu,  welche  bisher  Philipp  ihre 
Stimme  nicht  gegeben  hatten,  in  erster  Linie  den  Erzbischof  von 
Köln  und  den  Herzog  von  Brabant,  dazu  kam  der  anwesende 
Pfalzgraf  bei  Rhein,  welcher  Anfang  1204  zu  Philipp  Ubergegangeu 
war.  *)  Wurde  nun  allein  um  dieser  Fürsten  willen  die  neue 
Wahl  vorgenommen,  so  dürfen  wir  mit  Rücksicht  auf  ähnliche 
Vorgänge  der  früheren  Zeit  vcrinuthen,  dass  sie  auch  die  einzigen 
Wähler  waren,  und  das  um  so  eher,  als  wir  sehen,  dass  auch  im 
13.  Jahrhundert  eine  Königswahl  nicht  nothwendig  durch  einen 
gemeinsamen  Akt  erfolgen  musste.  Die  (Jontin.  Admunt.  (SS.  IX, 
591)  berichtet  nämlich  über  die  Erhebung  Ottos  IV.  1208:  Abhinc 
igitur  diversis  quidem  temporibus  sed  eodem  animo  et  in- 
fra  spacium  anni  principes  omnes  Ottoni  adherentes  eum  unani- 
miter  in  regem  Romanorum  elegerunt  et  confirmarunt.  Man 
mag  über  die  materielle  Richtigkeit  der  Angabe  in  Bezug  auf 
Otto  IV.  vorläufig  denken  wie  man  will : so  viel  dürfen  wir 
jedenfalls  der  Stelle  entnehmen,  dass  es  für  rechtlich  zulässig 
galt,  dass  einzelne  Fürsten  gesondert  und  zu  anderer  Zeit  als 
die  übrigen  ihre  Stimme  abgaben.  Das  Richtige  könnte  auch 
den  S.  8 citirten  Worten  des  Caesarius  von  Heisterbach  bei  aller 
ihrer  sonstigen  Verkehrtheit  zu  Grunde  liegen  : ut  eum  (Philippum) 
solus  cligeret  acpus;  denn  die  Erinnerung  daran,  dass  1205  nur  der 


')  Die  supercreatio  Philippi  (ed.  Waitz,  p.  174)  ist  nach  dem  Voran- 
gehenden doch  wohl  als  die  zweite  Krönung  zu  verstehen,  welche  Adolf  von 
Köln  an  Philipp  vollzog,  trotzdem  der  von  ihm  gekrönte  Otto  noch  lebte. 

•)B.-F.  82a.  Unter  den  übrigen  anwesenden  Pürsten,  welche  an 
Philip]  js  Wahl  in  Thüringen  1188  nicht  betheiligt  gewesen  waren,  hatten 
sich  der  Bischof  von  Conatanz  und  der  Herzog  von  Lothringen  (wenn  es 
Simon  II.  war,  welcher  1205  in  ein  Kloster  ging,  und  nicht  sein  Brnder  und 
Nachfolger  Friedrich  I)  bereits  am  28.  Mai  1199  als  Wähler  Philipps  be- 
zeichnet; s.  S.  12.  Der  Bischof  von  Speier  findet  sich  seit  seiner  Erhebung 
1200  oft  in  der  Umgebung  Philipps,  während  die  Erwählteu  von  Würzburg 
und  Straasburg  hier  zuerst  bei  ihm  erscheinen ; ob  sie  initgewälilt  haben, 
ist  zweifelhaft;  denn  schon  ihre  Vorgänger  hatten  Philipp  anerkannt.  Wegen 
der  Uechtsfrage  vergl.  S.  16  — 17. 
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Erzbischof  von  Köln  und  einige  andere  wählten,  konnte  sich  in 
der  Kölner  Diöccse  wohl  erhalten  und  zu  dieser  Forinulirung 
des  Satzes  geführt  haben.  Sehr  deutlich  weisen  endlich  die  Ann. 
Mellic.  a.  1205  (SS.  IX,  506),  welche  zwar  nicht  direkt  von  einer 
Wahl  sprechen,  doch  gerade  auf  die  Betheiligung  der  bisherigen 
Gegner  Philipps  an  dein  Aachener  Tage  hin:  Phylippus  rex  secundo 
apud  Aquasgranas  ab  epis  et  ducibus  et  marchionibus  et  aliis 
principibus,  quisibipriusrestiterant,  intronizatur  et  sollcmpni 
unetione  consecratur. 

Zu  einer  solchen  nachträglichen  Theilwahl  stimmt  nun  aufs 
beste  der  Bericht  der  rec.  B.,  welcher  die  Aachener  Versammlung 
als  eine  allein  für  die  niederrheinischen  Fürsten  berufene  hinstcllt. 
VV'ir  können  damit  aber  auch  alle  Nachrichten  der  rec. C.  in  Einklang 
bringen,  man  muss  ihnen  nur  eine  etwas  andere  Richtung  geben. 
Darnach  wurde  also,  damit  nicht  die  Fürsten  ihr  Wahlrecht  durch 
Nichtausübung  verlören , die  Wahl  veranstaltet.  Die  frühere 
Wahl  Philipps  von  1198  wurde  dadurch  überhaupt  nicht  berührt, 
und  Philipp  brauchte  deshalb  ebensowenig  seine  königliche  Würde 
niederzulegen,  wie  es  einst  Heinrich  II.  gethan  hatte,  als  er  nach 
Thüringen  und  Sachsen  kam.  Wohl  aber  wird  inan  mit  unserer 
Quelle  anzunehmen  haben,  dass  man  nicht  den  .König'  Philipp 
zum  König  ausrief,  sondern  ,Philipp‘  oder  , Philipp  Herzog  von 
Schwaben'.  Auch  dass  alle  Anwesenden  sich  an  der  Wahl  be- 
theiligten, durfte  der  Wahrheit  gemäss  behauptet  werden;  denn 
nachdem  diejenigen,  welche  eine  Stimme  abzugeben  hatten,  wobei  wir 
vornehmlich  an  die  erwähnten  drei , den  Erzbischof  von  Köln, 
den  Herzog  von  Brabant  und  den  Pfalzgrafen,  zu  denken  haben, 
in  feierlicher  Weise  einzeln  erklärt  hatten,  dass  sie  Philipp  zum 
Könige  wählten,  fiel  nach  alter  Sitte  das  versammelte  Volk  jubelnd 
ein,  und  beim  Zuruf,  welcher  auch  ein  Theil  der  Wahl  war,  *) 
wird  sich  keiner  der  früheren  Wähler  Philipps  ausgeschlossen 
haben. 

Eins  jedoch  bei  dieser  Wahl  ist  auffallend:  sie  erfolgte, 
nachdem  bereits  die  Wähler  dem  König  Philipp  den  Treueid 
geleistet  hatten.  Von  dem  Erzbischof  von  Köln  und  dem  Herzog 

*)  So  ist  doch  wohl  der  Unterschied  zwischen  Wahl  und  Zustimmung 
zu  deuten,  welchen  1P.18  die  Wähler  Ottos  IV.  in  der  Anzeige  über  dessen 
Wahl  an  den  Papst  machen:  Ottonem  — elegimus  et  sicut  debuimus 
ipsius  electioni  consensimus;  darunter  die  Unterschriften:  Kgo  Adolfus 
Colon,  aepus  elegi  et  subscripsi  etc.  Kgo  Hcnricus  comes  de  Kuke  con- 
sensi  et  subscripsi;  B.-F.  203. 
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von  Brabant  wird  es  in  beiden  Recensionen  der  Chron.  regia 
überliefert;  dass  der  Herzog  ausserdem  den  Lchnscid  vorher 
geschworen,  wird  durch  eine  Urkunde  vom  12.  November  1204 
bezeugt, ')  und  dass  das  Gleiche  beim  Übertritt  des  Pfalzgrafen 
Anfang  1204  gefordert  und  gewährt  worden  ist,  lag  in  der  Natur 
der  Sache.  Die  Aachener  Wahl  sinkt  damit  fast  zu  einer  Förm- 
lichkeit herab.  Allerdings  nicht  ganz.  Wie  die  thatsächliche 
Ausübung  des  Wahlrechts  für  die  Wähler  ihren  Werth  hatte,  so 
hatte  Philipp  bei  der  Unzuverlässigkeit  der  deutschen  Fürsten 
ein  Interesse  daran,  dass  dieselben  nicht  nur  durch  Eide  an  ihn 
gebunden  waren,  sondern  auch  durch  eine  förmliche  Wahlhandlung; 
denn  während  die  Eide  leicht  als  erzwungen  angesehen  werden 
konnten,  musste  die  Wahl  in  höherem  Masse  als  aus  einem  freien 
Entschlüsse  hervorgegangen  erscheinen. 

Da  somit  die  Anerkennung  Philipps  seitens  einzelner  Fürsten, 
welche  an  der  Thüringer  Wald  von  1198  nicht  mitgewirkt  hatten, 
i205  in  der  Form  einer  selbständigen  Wahl  erfolgt  ist,  darf  mau 
fragen,  ob  dasselbe  nicht  öfter  geschehen  ist.  Am  28.  Mai  1199 
erliess  eine  grosse  Anzahl  geistlicher  und  weltlicher  Fürsten  zu 
Speier  eine  Erklärung  zu  Gunsten  Philipps  an  den  Papst. 4)  Die 
Fürsten  bezeichnen  sich  darin  als  Wähler  Philipps:  Philippum 
in  imperatorem  Romani  solii  rite  et  solemniter  elegimus.  Dass 
sie  alle  bei  seiner  Erhebung  zu  Ichtershausen  und  Mühlhausen 
im  März  1198  anwesend  waren,  ist  ausgeschlossen.  Von  dem 
Erzbischof  von  Trier  z.  B.  wissen  wir,  dass  er  auf  die  Seite 
Philipps  erst  kurz  vor  dessen  Krönung  am  8.  September  1198 
trat,a)  der  Herzog  von  Österreich  war  im  Frühjahr  1198  mit 
einer  Reihe  anderer  Fürsten  auf  einem  Kreuzzuge  in  Palästina,4) 
und  von  den  zahlreichen  andern  in  jener  Urkunde  genannten 
Bischöfen,  Herzogen  und  Markgrafen  wäre  doch  wohl  der  eine 
oder  der  andere  ausser  den  uns  bekannten  Fürsten  in  einer  der 
vielen  Quellen  bei  Gelegenheit  der  Wahl  erwähnt  worden,  wenn 
er  dabei  gewesen  wäre. 

Nun  möchte  ich  nicht  behaupten,  dass  die  nachträgliche 
Anerkennung  einzelner  Fürsten  sich  stets  in  die  Form  einer  Wahl 

•)  B.-F.  87. 

»)  ß.-F.  27. 

’)  S.  S.  6. 

4)  Winkelmann,  Phil.  I,  60. 
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kleiden  musste  oder  auch  nur  zu  kleideu  pflegte.  Unzweifelhaft 
genügten  Eide , uud  wer  sie  geleistet  hatte , mochte  immerhin, 
wenn  ihm  im  Ucbrigen  ein  Wahlrecht  zukam,  sich  als  Wähler 
des  Königs  bezeichnen.  Aber  man  wird  die  Möglichkeit  einer 
öfteren  Anerkennung  durch  Wahl  schon  deswegen  nicht  ohne 
Weiteres  abweisen,  weil  es  gerade  die  Art  der  Erhebung  Philipps 
war,  welche  angcfochten  wurde.  Wir  hören  nun,  dass  auch  zu 
Mainz  vor  der  Krönung  am  8.  September  1198  eine  Wahl  Philipps 
stattgefunden  hat. ')  Möchte  man  bei  den  Schriftstellern,  welche 
die  Nachricht  bringen,  zunächst  geneigt  sein  an  eine  Verwechselung 
mit  der  Thüringer  W'ahl  zu  denken,  so  ist  dies  doch  du  ausge- 
schlossen, wo  vorher  von  einer  Wahl  bereits  gesprochen  ist  und 
die  Mainzer  darnach  als  die  zweite  erscheint.  So  in  den  Ann.  Marbac., 
von  denen  allerdings  die  erste  Wahl  irrthümlich  nach  Frankfurt 
verlegt  wird,  besonders  aber  in  den  Gesta  episc.  Halberstad. 
(SS.  XXIII,  113):  Hac  igitur  electione  (in  villa  Arnestede) 
c e l e b r a t a , (Philippus)  Moguntiam  est  adductus  populoque  ostensus, 
sicut  moris  est  facere  de  electis,  et  pari  voto  omnium  et  consensu, 
acclamatione  quoque  unanimi  et  applausu  in  regem  est  collau- 
dat  u s. 

üb  man  in  dieser  Mainzer  Wahl  eine  .Erneuerung1  *)  der 
früheren  Wahl  sehen  darf,  ist  mehr  als  zweifelhaft.  Es  fehlt  an 
jeglicher  Analogie  dafür,  dass  man  einen  König  von  Neuem 
wählte  etwa  zur  Bekräftigung  oder  Bestätigung  seiner  Würde. 
Eine  Erneuerung  der  Wahl  müsste  als  Voraussetzung  die  Un- 
gültigkeit der  früheren  Wahl  gehabt  haben,  und  vor  einem  der- 
artigen Zugeständniss,  durch  welches  anerkannt  wurde,  dass  der 
Thüringer  Wahl  gewisse  Mängel  anklebten,  werden  sich  die  B'ührer 
der  stauflschen  Partei  gehütet  haben.  Dass  aber  Philipp  resignirt 
hätte,  etwa  um  durch  eine  grössere  Anzahl  von  Fürsten  sofort 
wiedergewählt  zu  werden,  dem  widerspricht,  abgesehen  von  dem 
Fehlen  jeder  Nachricht  und  der  inneren  Unwahrscheinlichkeit, 
der  Umstand,  dass  derselbe  seine  Regierungsjahre  vom  März  1198, 
also  von  der  ersten  Wahl  an  zählte*)  Es  wird  uns  daher,  da 
die  Thatsache  einer  Wahl  zu  Mainz  feststeht,  nichts  übrig  bleiben 
als  anzunehmen,  dass  hier  in  derselben  Weise,  wie  das  120T)  ge- 
schehen ist,  eine  Anzahl  Fürsten,  welche  Philipp  bisher  nicht 


’)  Winkelmutm,  Pliil.  1,  WO. 
*)  So  Wmkelmann  a a.  U. 
>)  B.-F.  16  a. 
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gewählt  hatten,  ihm  ihre  Stimme  gegeben  haben.  Die  Wähler 
werden  einesteils  Fürsten  gewesen  sein,  welche  inzwischen  vom 
Kreuzzuge  heimgekehrt  waren,  dann  solche,  welche  aus  irgend- 
welchen andern  Gründen  die  Thüringer  Versammlungen  nicht 
hatten  besuchen  können  oder  wollen,  wie  der  in  Mainz  zum  König 
erhobene  Herzog  Ottokar  von  Böhmen,  endlich  auch  wohl  solche, 
welche,  wie  der  Erzbischof  von  Trier,  bisherOtto  angehangen  hatten. 

Vielleicht  auf  diesen  Mainzer  Tag  muss  man  auch  eine  Stelle 
in  dem  Rechtfertigungsschreiben  beziehen,  welches  Philipp  1206 
an  Innocenz  III.  schickte.  Er  erzählt  dort,  dass  er  nach  seiner 
Wahl  mit  einem  Heere  zur  Krönung  nach  Aachen  habe  ziehen 
wollen,  aber  durch  trügerische  Vorspiegelungen  seiner  Gegner 
getäuscht  davon  abgestanden  sei1):  astutia  et  dolis  adversariorum 
nostrorum  circumventi  exercituin  nostrum  remisimus,  accepto  tarnen 
prius  ab  eis  sacramento,  quod  etiam  ipsi  in  nos  vota  sua  deberent 
transfundere;  darauf  hätte  man  Otto  gewählt.  ,Vota  trans- 
fundere“  heisst  doch  wohl  ,die  Stimme  geben“,  und  da  Philipp 
von  der  Zeit  nach  seiner  Wahl  spricht,  scheint  damals  schon 
ein  zweiter  Wahltag  für  diejenigen,  welche  ihn  noch  nicht  ge- 
wählt hatten,  in  Aussicht  genommen  zu  sein. 

Unser  Resultat  in  Bezug  auf  Philipp  ist  also  dieses.  Zu 
Mühlhausen  am  8.  März  1198  ist  er  von  einer  Anzahl  Fürsten 
gewählt.  Auf  Grund  dieser  Wahl  nannte  er  sich  König.  Andere 
Fürsten  sind  Anfangs  September  1198  vor  seiner  Krönung  zu 
Mainz,  die  niederrheinischen  und  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  Anfangs 
Januar  1205  zu  Aachen  seiner  Wahl  in  der  Form  beigetreten, 
dass  sie  ihn  ihrerseits  zum  Könige  wählten.  Man  möchte  diese 
Wahlen  Anerkenuungswahlen  nennen , um  der  merkwürdigen 
Sache  einen  Namen  zu  geben,  welcher  die  beiden  Seiten  derselben 
zum  Ausdruck  bringt;  denn  wenn  einerseits  diese  Wahlen  wirkliche 
Wahlen  waren,  durch  welche  theoretisch  wenigstens  der  Wähler, 
was  seine  Person  anlangte,  sich  seinen  König  erst  schuf,  so  kamen 
sic  thatsächlich  doch  auf  die  Anerkennung  einer  schon  begründeten 
königlichen  Gewalt  hinaus. 


')  LL.  II,  212.  lin.  1. 
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Otto  IV.  ist  am  9.  Juni  1198  zu  Köln  erwählt  und  am 
12.  Juli  zu  Aachen  von  dem  Erzhisehof  von  Köln  gekrönt  worden. 
Als  seine  Wähler  bezeichnen  sich  in  einem  Schreiben,  in  welchem 
sie  Innocenz  III.  um  die  Bestätigung  Ottos  bitten:1)  der  Erz- 
bischof von  Köln,  die  Bischöfe  von  Paderborn  und  Minden,  die 
Abte  von  Corvey,  Jnden  und  Werden  und  der  Herzog  von 
Brabant.  *)  Augenscheinlich  hat  jedoch  Otto  noch  die  Stimmen  von 
andern  gehabt,  wie  von  den  Grafen  von  Flandern  und  Dagsburg.  *) 
Auch  der  Landgraf  von  Thüringen  hat,  als  er  im  Laufe  des 
Jahres  1198  aus  Palästina  zurückkehrte,  Otto  in  der  Gestalt 
anerkannt,  dass  er  ihn  wählte.  Es  erzählen  nämlich  die  Ann. 
Reinhardsbr.  ed.  Wegele  83:  lantgravius  — — se  dedens  Ottonis 
hominio.  dignitatem  principatuum  suorum  ab  eo  solempniteraccepit, 
detestandoque  Philippum  cum  suis  electoribus  Ot  ton  ein  cum 
magnificis  preconiis  regem  publice  declaravit.  Hier 
wird  also  von  der  Eidesleistung  noch  unterschieden  die  vom 
Landgrafen  abgegebene  Erklärung,  dass  Otto  (sein)  König  sei, 
und  das  war  doch  die  Form,  in  welcher  die  Könige  gewählt 


')  B.-F.  208. 

*)  Dieser  war  allerdings  zur  Zeit  der  Wahl  iu  Palästina.  Es  scheint 
seine  Gemahlin  Mathilde  als  Regentin  des  Herzogthums  für  ihn  gestimmt 
zu  haben,  welche  auch  in  einer  wahrscheinlich  zu  Aachen  bald  nach  der 
Krönung  ausgestellten  Urkunde  Ottos  Zeuge  ist;  B.-F.  200.  Freilich  unter 
welchen  Formen  die  Herzogin  die  Stimme  abgegeben  hat,  wissen  wir  nicht, 
vermuthlich  durch  einen  Bevollmächtigten.  Uber  Vertretung  der  Wähler: 
des  Böhmenkönigs  1252  bei  der  Wahl  Wilh.vou  Holland  s.  Cap.  IV ; bei  der 
Wahl  Richards  1257  s.  Raynald.  Ann.  eccl.  a.  1208,  § 54 ; bei  der  Wahl 
Heinr.  VII.  1306  LL.  II,  491. 

“)  B.-F.  205,  206. 
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wurden.  ‘)  — In  dem  folgenden  Kampf  um  das  Reich  ist  Otto 
«einem  Gegner  unterlegen  und  erst  die  Ermordung  Philipp«  1208 
eröffnete  ihm  die  Aussicht  wirklicher  Herrscher  zu  werden.  Er 
ist  dann  1208  auf  zwei  Versammlungen,  zu  Halberstadt  am 
22.  September  s)  und  zu  Frankfurt  am  II.  November,  von  Neuem 
zum  König  gewählt  worden.  Es  gilt  nun  das  Verhältnis«  dieser 
beiden  Wahlen  zu  der  von  1198  zu  bestimmen,  wobei  die  beiden 
Möglichkeiten,  ob  Neuwahl  oder  Anerkennungswahl,*)  zu  erwägen 
sind  und  zunächst  von  dem  Umstande,  dass  1208  zwei  Wahlen 
vorgenommen  sind,  abgesehen  werden  soll. 

Von  den  Wählern  Ottos  aus  dem  Jahre  1198  waren  der 
Erzbischof  von  Köln,  der  Herzog  von  Brabant  und  der  Landgraf 
von  Thüringen 4)  zu  Philipp  übergegangen,  die  beiden  Bischöfe 
waren  gestorben  und  Philipp  war  so  vollständig  Sieger  geblieben, 
dass  seit  Ende  1206,  von  geringen  Thcilen  Sachsens  abgesehen, 
seine  Herrschaft  überall  in  Deutschland  anerkannt  war.  Gern 
oder  ungern  hatten  sich  ihm  die  Fürsten,  welche  Otto  einst  an- 
gehangen hatten,  gefugt,  und  wir  erfahren  nicht,  dass  unter  denen, 
welchen  ein  Wahlrecht  zukam,  einer  bei  Otto  ausgehalten  hätte. 
Es  war  demnach,  soviel  sich  erkennen  lässt,  die  Gesammtheit  der 
deutschen  Fürsten,  welche  Otto  1208  wählen  musste.  — Allerdings 
könnte  es  fraglich  sein,  ob  die  Wähler  Ottos  vom  Jahre  1 198, 
welche  inzwischen  sich  Philipp  zugewnndt  hatten,  im  Jahre  1208 
das  Recht  hatten  Otto  nochmals  zu  wählen,  und  ob  nicht  die 
Mindener  und  Paderborner  Stimmen,  trotzdem  die  Nachfolger  der 
Inhaber,  welche  sie  1198  führten,  Philipp  anerkannt  hatten,  als 


*)  Wahrscheinlich  hat  sich  dein  Otto  auch  sein  Bruder,  der  Pfalzgraf 
Heinrich,  in  derselben  Form  der  Wahl  angeschlossen  : Henricus  vero  dux 
Saxonie.  coines  etiam  palatinus  de  Keno,  frater  predicti  Othonis,  post  reditum 
suum  de  Terra  Sulie  (Sancta)  ratum  et  gratum  habens,  quod  de  fratre  suo 
factum  fuerat.  electionem  suam  coufirmavit;  Kogeri  de  Hov.  Chron. 
SS.  XXVII,  178.  Freilich  ist  Roger  Engländer  und  deswegen  das  conti rraare 
vielleicht  nicht  so  scharf  zu  interpretiren.  Doch  auch  nach  Arn  Lubio.  VI,  1 
hat  Heinrich  Otto  gewählt,  allerdings  kann  das  nicht,  wie  dort  behauptet 
wird,  im  Frühjahr  1198  geschehen  sein.  Indessen  Iunoceuz  scheint  ebenfalls 
den  Pfalzgrafen  zu  deu  Wählern  Ottos  zu  zählen  ; Phillips,  deutsche  Königs- 
wahl, Sitzungsb.  d.  Wiener  Ak.  1858,  S.  94;  Quidde,  Knrfiirstencoll.  72. 

3)  Ich  schliesse  mich  in  der  Ansetzung  des  Tages  Ficker  an;  B.-F.  240c. 

*)  Sehr  bestimmt  hat  sich,  in  Übereinstimmung  mit  Abel,  Winkelmanu 

Phil,  und  Otto,  II,  124  und  480  für  eine  Neuwahl  ausgesprochen. 

4)  Ebenso  der  Pfalzgraf. 
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bereite  1198  für  Otto  abgegeben  Rngesehen  werden  mussten,  also 
1208  nicht  weiter  berechtigt  wuren.  Eine  bestimmte  Antwort 
lässt  eich  darauf  natürlich  nicht  geben.  Doch  wie  die  Wahl- 
stimme noch  als  ein  Recht  erscheint,  welches  mehr  an  der  Person 
des  Wählers  als  an  seinem  Territorium  haftet,  *)  so  darf  man 
auch  annehmen,  dass  für  denjenigen,  welcher  erst  Otto  gewählt, 
dann  sich  aber  zu  einer  Anerkennung  seines  Oegners  verstanden 
hatte,  später  eine  neue,  wiederholte  Abgabe  der  Stimme  für  Otto 
wenigstens  möglich  war.  Eine  Bestätigung  findet  das  darin, 
dass  der  Landgraf  von  Thüringen,  welcher  nach  Obigem  Otto 
1198  durch  eine  Wahl  anerkannt  und  nachher  sich  Philipp  an- 
geschlossen hatte,  nichts  desto  weniger  Otto  1208  zu  Halberstadt 
noch  einmal  wählte.5)  Etwas  anderes  war  es  indessen,  ob  nicht 
Otto  die  Stimmen  von  Köln,  Brabant  und  der  anderen  Wähler 
von  1198  für  die  Berechtigung  seines  Königthums  geltend  machen 
konnte,  trotzdem  ihre  Inhaber  später  von  ihm  abgefallen  waren. 
Die  Antwort  liegt  im  Folgenden. 

Waren  die  Wähler  Ottos  1208  die  Oesammtheit  der  deutschen 
Fürsten,  so  lässt  sich  die  Frage,  ob  damals  eine  Neuwahl  statt- 
gefunden hat,  d h.  ob  Ottos  Recht  auf  die  königliche  Gewalt 
erst  durch  die  Wahl  von  1208  geschaffen  ist,  oder  ob  dieselbe 
nur  einem  bereits  vorhandenen  aber  unvollständigen  Recht  erst 
die  ganze  Kraft,  gleichsam  die  Vollendung  gab,  durch  die  Unter- 
frage nach  den  Wählern  von  1198  und  1208  nicht  zur  Erledigung 
bringen.  Hören  wir  darum  zunächst  das  Unheil  der  Schriftsteller. 
Die  Mehrzahl  unter  ihnen  scheidet  nicht  zwischen  den  beiden 
Wahltagen  von  1208:  am  häufigsten  wird  die  Frankfurter  Ver- 
sammlung erwähnt,  welche  als  die  wichtigere  erscheint.  Meistens 
lesen  wir  nur,  dass  Otto  gewählt  sei,  öfter  mit  dem  Zusatze  von 
allen  Fürsten.*)  Andere  sprechen  von  einer  wiederholten  Wahl,4) 

■)  Z.  B.  der  Graf  Albrecht  von  Dagsburg  hatte  1198  bei  der  Wahl 
Otto«  doch  nicht  deswegen  eine  Stimme  gehabt,  weil  er  die  Grafachaft 
Dagsburg  be«as« , sondern  weil  er  eine  hervorragende  Persönlichkeit  war. 

*)  S.  S.  21.  — Anders  ist  freilich  unter  Wilhelm  von  Holland  die 
Mainzer  Stimme  behandelt.  Siegfried  III.  hatte  Wilhelm  1247  gewählt, 
sein  zweiter  Nachfolger  Gerhard  hat  aber,  trotzdem  er  bei  der  zweiten  Wahl 
Wilhelms  zu  Braunschweig  1252  anwesend  war,  nicht  mitgestimmt.  Allein 
zwischen  1247  und  1252  hatte  auch  kein  Mainzer  Erzbischof  Konrad  IV. 
anerkannt;  s.  Cap.  IV. 

*)  S.  Winkelmann  H,  481  und  öfter. 

*)  Gervasii  Tilleb.  Otia  imp.  SS.  XXVII,  881 ; Roberti  canon.  S.  Mariani 
Autiss.  Chron.  SS.  XXVI,  272:  rursus  in  imperium  accersitur. 

Rodtnbtrg , KönigtwfthJen. 
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doch  auch  damit  lässt  sich  für  unsern  Zweck  nicht  viel  anfangen. 
Mehrere  Schriftsteller  nennen  aber  auch  die  Erhebung  Ottos  1208 
eine  Bestätigung,  confinnatio. ')  Noch  bestimmter  drücken  sich 
andere  aus:  Arnold  von  Lübeck  giebt  Lib.  VII,  13  dem  Capitel, 
in  welchem  er  die  Halberstädter  Wahl  erzählt,  die  Überschrift: 
De  plenaria  electione  Ottonis  regis;  die  Ann.  Stadenses  a.  1208 
sagen,  Otto  sei  durch  den  Access  erst  der  Sachsen,  dann  der 
Fürsten  und  durch  die  Verlobung  mit  Philipps  Tochter  im  Reich 
bestätigt  worden;1)  ganz  deutlich  die  Magdeburger  Schöppen- 
chronik S.  133:  „Und  bischop  Albrecht  verbodede  de  sasseschen 
heren  bi  Halberstad  und  dat  se  koning  Otten  beholden  und 
keisen;  dat  schach.“  Nun  ist  richtig,  dass  dies  sächsische  Quellen 
sind,  aber  diese  hatten  naturgemäss  das  meiste  Interesse  für  Otto 
und  sie  geben  im  Übrigen  die  ausführlichsten  Nachrichten  über 
ihn.  Allein  auch  der  gut  staufische  Ursperger  Chronist  (SS.  XXIII, 
372),  welcher  die  Erhebung  Ottos  im  Jahre  1 198  als  electio 
bezeichnet,  sagt  zu  1208  nur:  regnum  accepit  und  consensum 
principum  accepit,  was  man  als  Neuwahl  gewiss  nicht  deuten 
kann.  Schliesslich  möchte  ich  grosses  Gewicht  den  Worten  des 
Konrad  von  Pfävers  beilegen.  Dieser  hatte  nahe  Beziehungen 
zu  dem  Abt  von  St.  Gallen  Konrad  von  Bussnang,  welcher  ein 
vertrauter  JRathgeber  Friedrichs  II.  war,  wonach  man  wird  an- 
nehmen dürfen,  dass  sich  in  seinem  Werke  die  Anschauungen 
des  spätem  staufischen  Hofes  und  Friedrichs  II.  selbst  wieder- 
spiegeln, welcher  nicht  geneigt  sein  konnte,  Otto  mehr  Recht  zu- 
zuerkennen, als  er  wirklich  besessen  hatte.  Konrad  schreibt 
(SS.  II,  170):  Rex  animosus  iudice  Deo  electus,  quiequid  in 
electione  prius  habuit  infirmum,  coadunatis  in  electione 
principibus  omni  tergiversatione  postposita  universaliter  ab  Omnibus 
elevatur  in  regem;  confirmatus  in  regno  etc.  Der  Satz:  quie- 
quid in  electione  prius  habuit  infirmum,  giebt  dem  Verhältnis 
einen  sehr  prägnanten  Ausdruck  und  enthält  den  bestimmtesten 
Hinweis  auf  ein  bereite  vorhandenes,  indessen  unvollständiges 


’)  Chron.  Sampetr.  pag.  öl;  Godefr.  Viterb.  cont.  Eberbac.  SS.  XXII, 
346;  Ann.  Flureff.  SS.  XVI,  626;  Ann.  Normann.  SS.  XXVI,  518;  a.  auch 
unten  Ann.  Stad.,  Conr.  de  Fabaria,  Caesar.  Heisterb.  Cat.  aep.  CoL;  auch 
Cont.  Admunt.  oben  auf  S.  10. 

’)  Rex  Otto,  accedentibus  aibi  primum  Saxonibus,  deinde 

principibus,  deaponaata  etiam  aibi  regis  Philipp!  filia , subito  eat.  in 

imperio  confirmatus;  SS.  XVI,  364. 
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Recht  Ottos  auf  den  Thron.  Anderseits  aber,  von  einer  Neuwahl, 
so  dass  die  frühere  Wahl  von  1198  für  ungiltig  erklärt  wäre, 
spricht  ausdrücklich  kein  Schriftsteller.  Caesarius  von  Heisterbach 
behauptet  sogar  in  seinem  Catalog  der  Kölner  Erzbischöfe  direkt 
das  Gegentheil:  Ottos  frühere  Wahl  sei  12ü8  nicht  cassirt,  sondern 
approbirt  worden.1)  Würde  man  der  Stelle,  wenn  sie  die  einzig 
überlieferte  Nachricht  enthielte,  nach  Obigem  kaum  viel  Glauben 
schenken,  im  Verein  mit  den  übrigen  Zeugnissen  bestätigt  sie, 
dass  weite  Kreise  in  der  Wahl  von  1208  nur  eine  Bekräftigung  und 
Ergänzung,  nicht  eine  Creirung  von  Ottos  Recht  auf  die  königliche 
Gewalt  sahen. 

Dieselbe  Anschauung  finden  wir  aber  auch  bei  deutschen 
Fürsten,  selbst  bei  solchen,  die  Otto  vorher  niemals  anerkannt 
hatten.  Wir  haben  ein  Schriftstück,  welches  nach  der  Ermordung 
Philipps  und  vor  der  Wahl  Ottos  1208  abgefasst  ist  und  in  den 
Eingangsworten  sich  als  einen  Vertrag’)  Ottos  mit  dem  Erzbischof 
von  Magdeburg  giebt.  In  Wirklichkeit  haben  wir  es  jedoch  nicht 
mit  einer  ausgefertigten  Urkunde  übereinen  abgeschlossenen  Vertrag 
zu  thun,  sondern  mit  einem  Angebot  Ottos  an  den  Erzbischof, 
damit  dieser  ihn  als  König  anerkenne.  8)  Er  verspricht  nämlich 
demselben  eine  Reihe  Zugeständnisse  zu  machen  und  erhebt  am 
Schluss  als  einzige  Gegenforderung  die  Leistung  des  Treueides: 
Hec  universa  debebimus  iuxta  consilium  aepi  stabilire  et  ipse 
nobis  prestabit  fidei  sacramcntum  et  serviet  nobis  tarn- 
quam  domino  suo  regi.  Darüber,  ob  eine  Einigung  erzielt 
worden,  giebt  uns  unser  Schriftstück  keine  Auskunft,  wohl  aber 
ein  ebenfalls  vor  der  Wahl  erlassenes  Schreiben  Ottos  an  den 
Papst  Innocenz  111.,  in  welchem  es  heisst:  aepus  Magdeburgensis 


*)  8.  oben  8.  8,  Not.  2;  cs  folgt:  Et  cum  e converso  comitem  Ottonem 
solus  pene  ex  principibus  Adolpbus  elegisset,  non  est  eius  electio  in  Francken- 
fortt  a principibus,  qui  illuc  convenerant,  cassata  sed  approbata. 

*)  Compositio;  B.-F.  239. 

s)  DieFutura,  indenen  Otto  spricht  (conferemua,  renuntiabimus,  dabimus), 
hat  auch  Winkelmann  II,  103,  Not.  1 bemerkt;  aber  Otto  macht  die  Aus- 
führung seiner  Versprechungen  nicht  davon  abhängig,  .dass  der  Erzb.  ihm 
nun  auch  wirklich  zum  Throne  verhelfe',  sondern  wie  der  Schluss  zeigt,  dass 
er  ihn  als  König  anerkenne.  Dass  der  V ertrag  noch  nicht  perfekt  war,  geht 
evident  aus  folgendem  Satz  hervor:  Item  promittemus,  quod  aepum 
semper  pre  aliis  principibus  in  nostris  consiliis  familiärem  habebimus.  Das 
Stück  dürfte  daher  bei  B.-F.  vor  238g,  vor  die  Zusammenkunft  Ottos  mit 
dem  firzb.  zu  Somersohenburg,  zu  setzen  sein. 

2* 
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et  Halvestadensis  et  Mindensis  epi  ad  uostrum  auxilium  et 
servitium  accesserunt. l)  Was  den  Halberstädter  Bischof  anlangt, 
so  stimmt  dazu  die  ausführlichere  Erzählung  in  den  Gesta  ep. 
Haiberst.  (SS.  XXIII,  122),  uud  wenn  darin  auch  nur  von  dem 
obsequium  des  Bischofs  die  Rede  ist,  so  lassen  diese  Angaben  in 
Verbindung  mit  einander  gebracht  nur  den  Schluss  zu,  dass  die 
drei  Bischöfe  Otto  den  verlangten  Treueid  geleistet  haben.  Den 
Treueid  schwur  aber  ein  Bischof  nur  dem  Könige;  er  war  das 
Zeichen,  dass  der  Bischof  den  König  als  solchen  anerkannte  und 
zwischen  beiden  das  gesetzliche  und  normale  Verhältniss  herge- 
stellt sei.  Es  erinnert  dieser  Vorgang  an  den  Übertritt  der 
niederrheinischen  Fürsten  zu  Philipp  Ende  1204:  auch  sie  haben 
zunächst  dem  Könige  die  erforderlichen  Eide  geleistet  und  dann 
ihn  erst  im  Januar  1205  zum  Könige  gewählt. 

Schliesslich  ist  zu  beachten,  worauf  Ficker*)  mit  Recht  hin- 
gewiesen hat,  dass  Otto  nach  seiner  zweiten  Erhebung  1208  nicht 
von  Neuem  gekrönt  ist.  Hätten  die  Fürsten  durch  ihre  Wahl 
1208  besagen  wollen,  dass  das  Königthum  Ottos  von  1198  bis 
1208  ungesetzlich  gewesen  sei  und  erst  mit  der  Wahl  1208  zu 
Recht  bestehe,  so  wäre  auch  die  Krönung  von  1198  hinfällig 
geworden  und  hätte  wiederholt  werden  müssen;  denn  vor  der 
Wahl  konnte  kein  König  gekrönt  werden. 

Der  rechtliche  Zustand,  in  welchem  sich  Otto  nach  der 
Vorstellung  seiner  Zeitgenossen  vor  seiner  neuen  Wahl  1208 
befand,  ist  allerdings  kein  ganz  klarer  und  gestattet  eine  ganz 
bestimmte  Formulirung  nicht.  Otto  wurde  von  allen  deutschen 
Fürsten  1208  gewählt  und  hatte  dennoch  bereits  vor  der  Wahl 
ein  gewisses  Recht  auf  den  Thron.  Man  konnte  nicht  leugnen, 
dass  er  1198  von  Personen,  welche  ein  unzweifelhaftes  Wahlrecht 
beeassen,  zum  Könige  gewählt  war,  dass  er  in  der  richtigen  Form 
die  Krone  erhalten  und  dass  er  über  einen  bedeutenden  Theil 
des  Reichs  eine  wirkliche  Herrschaft  zeitweilig  ausgeübt  hatte. 
Aber  sein  Recht  war  von  vielen  hestritten  und  schliesslich  auf 
einen  ganz  kleinen  Umkreis  beschränkt  worden.  Es  war  jedoch 
nicht  verloren,  weil  Otto  nicht  resignirt  hatte;  es  war  aber  auch 
nicht  ganz,  nicht  vollständig,  sondern  bedurfte,  wenn  es  volle 
Geltung  haben  sollte,  der  Anerkennung  der  bisher  feindlichen 
Elemente.  Diese  konnte  durch  die  einfache  Unterwerfung  der- 
selben bereits  erlangt  werden,  wie  das  beim  Erzbischof  von 

')  ß.-F.  240. 

»)  B.-F.  240 d. 
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Magdeburg  und  den  Bischöfen  von  Halberstadt  und  Minden 
geschehen  ist.  Man  gab  jedoch  der  feierlichen  Form  der  Wahl 
den  Vorzug,  welche  bei  Philipp  1205  und  sonst  in  ähnlichen 
Verhältnissen  zur  Anwendung  gekommen  war.  — 

Die  Wahl  Ottos,  welche  seinem  Königthum  das  volle  und 
ganze  Recht  verlieh,  ist,  wie  schon  erwähnt,  1208  auf  zwei  Ver- 
sammlungen erfolgt,  zu  Halberstadt  am  22.  September,  zu  Frank- 
furt am  11.  November.  Es  fragt  sich  nun,  welche  Stelle  wir 
der  Wahl  zu  Halberstadt  anzu weisen  haben,  ob  etwa  dort,  wie 
angenommen  ist,  die  Fürsten  nUr  zu  Vorbcrathungen,  einer 
Vorwahl  oder  Designation  Ottos  zusammengetreten  sind  und 
derselbe  erst  in  Frankfurt  endgültig  gewählt  wurde1),  oder  ob 
es  an  beiden  Orten  zu  definitiven  Wahlen  gekommen  ist,  so 
etwa,  dass  die  einen  Wähler  Otto  zu  Halberstadt,  die  andern  zu 
Frankfurt  ihre  Stimme  gegeben  haben. 

Theilnehmer  an  dem  Halberstädter  Tage  waren  ausschliesslich 
Sachsen  und  Thüringer;  aus  dem  übrigen  Reich  war  nur  der  Er- 
wählte von  Würzburg  erschienen;  auch  Otto  war  anwesend.*)  Ein- 
berufen ist  die  Versammlung  von  dem  Erzbischof  von  Magdeburg“), 
welcher  als  der  Führer  des  sächsischen  Stammes  erscheint.  Über 
die  Vorgänge  daselbst  erzählt  am  ausführlichsten  Arnold  von 
Lübeck  VII,  13:  Omnes  igitur  principes,  qui  convenerant,  ac.si 
divinitus  inspirati , pari  voto  et  unanimi  consensu  Ottonem  in 
Romanum  principem  et  semper  augustum  elegerunt  in  nomine 
Patris  et  Filii  et  Spiritus  Sancti,  aepo,  qui  primam  vocem  habere 
videbatur,  inchoante,  prosequente  vero  Bernardo  duce  cum  mar- 
chione  Misnense  et  lantgravio  Thuringie  cum4)  aliis,  ad  quos 

')  So  Winkclmann  II,  111,  welcher  zugleich  in  der  Frankfurter  Wahl 
eine  Neuwahl  sieht;  a.  a.  O.  124  und  430. 

*)  Ficker  ist  geneigt  anzunebmen,  dass  Otto  den  ganzen  Sommer  und 
bis  zum  Frankfurter  Tage  in  Braunschweig  gewesen  sei;  B.-F.  239a.  Dem 
widerspricht  aber  Arnold  von  Lübeck  VII,  13,  welcher  erzählt,  dass  als  der 
Erwählte  von  Würzburg  Otto  zu  Halberstadt  wählen  sollte,  er  sich  weigerte, 
bis  gewisse  Beschwerden  seiner  Kirche  berücksichtigt  seien,  und  aus  der  Ver- 
sammlung fortging.  Altera  tarnen  die  revocatus  electioni  principum  acquievit, 
quorum  una  cum  rege  ordinatione  ecclesia  sua  recepit  (securitatem)  > 
so  ergänzt  Winkelmann  II,  112,  Note  2,  dem  Sinne  nach  wohl  mit  Recht. 
Man  wird  daraus  mit  Winkelmann  auf  Anwesenheit  Ottos  schliessen. 

*)  Magdeb.  Schöppenehr.  133;  s.  S.  13. 

4)  Daraus  dass  ,cum'  und  nicht  ,et‘  gesetzt  ist,  muss  man  doch  wohl 
auf  eine  Abstimmung  nach  Stämmen  schliessen,  indem  bü  dem  Herzog  von 
Sachsen  mit  dem  Markgrafen  von  Meissen  der  Landgraf  von  Thüringen  mit 
den  anderen  gegenüberstellt  wird.  Der  Erwählte  von  Würzburg  scheint,  weil  er 
weder  Sachse  noch  Thüringer  war,  später  als  die  Oenannten  gestimmt  zu  haben. 
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elcctio  regig  pertincrc  videbatur.')  Meines  Erachtens  kann  man 
in  diesem  Bericht  nichts  anderes  sehen  als  die  Darstellung  einer 
definitiven  Wahl.*)  Alles  deutet  auf  eine  feierliche  Handlung 
hin,  und  die  prima  vox,  welche  hier  der  Magdeburger  Erzbischof 
hat  und  welche  auf  den  allgemeinen  Wahlversammlungen  dem 
Mainzer  zukam,  wird  diesem  gerade  für  die  Kur,  die  endgültige, 
öffentliche  Wahlhandlung,  beigelegt.®)  Übrigens  hatte  der  Magde- 
burger Erzbischof  auch  bei  der  Erhebung  Philipps , und  zwar 
bei  der  definitiven  Wahl  zu  Mühlhausen  1198,  die  erste  Stimme 
gehabt4),  allerdings  in  Abwesenheit  des  Mainzer  Erzbischofs.  — 
Die  definitive  Wahl  findet  Unterstützung  in  dem  Chron.  Sampetr. 
p.  50:  — — de  electione  in  regem  Ottonem  omnes  convenerunt 
in  unum.  Inde  marscalcus  — — adiens  regem  Ottonem  regni 
insignia,  civitates,  urbes  et  castella  sibi  utpote  potentie  regali 
subegit.  Nach  dem  ersten  Satz  allein  könnte  auch  nur  von  einer 
Designation  die  Rede  sein;  aber  doch  weil  Otto  zum  König  ge- 
wählt, nicht  weil  seine  Wahl  beschlossen  war,  überliefert  ihm 
Heinrich  von  Kalden  die  Insignien  und  die  Städte  des  Reichs.*) 
Ferner  stellen  die  Ann.  Stad.  a.  1208®)  und  ähnlich  die  Magde- 
burger Schöppenchronik7)  die  Wahl  zu  Halberstadt  mit  der  zu 
Frankfurt  in  Parallele  und  erklären  damit  beide  für  definitive. 
Man  könnte  wieder  einwenden,  dass  alles  dies  sächsische  und 
thüringische  Schriftsteller  berichten,  welche  der  Wahl  ihrer 
Landsleute  eine  übertriebene  Bedeutung  beilegten.  Aber  auch 
die  Cont.  Admunt.  a.  1208  spricht  an  der  S.  10  citirten  Stelle 
von  mehreren  Wahlen  Ottos,  freilich  ohne  genauere  Bezeichnung. 


')  E«  folgt  dann  die  oben  erwähnte  Erzählung  von  dem  Erwählten  von 
Würzbnrg.  Dieser  hat  also  wohl  Tags  darauf  in  der  bekannten  Form  einer 
selbständigen  Wahl  sich  Otto  angcschtossen. 

’)  So  auoh  Waitz,  Forsch.  XIII,  205  und  B.-F.  240  c. 

*)  Bernhardi,  Lothar  HX,  43,  Note  95. 

*)  Winkelmann  I,  69. 

5)  Über  das  Thatsächliche  vergl.  jedoch  Winkelmann  II,  125,  Note  1. 

•)  S.  S.  18,  Note  2. 

’)  S.  S.  18;  es  folgt:  To  handes  darna  in  sunte  Jacobns  dage  koren  se 
on  to  Halberstad  und  vorden  on  to  Frankenfort.  To  hant  darna  quemen 
des  rikes  vorsten  und  drogen  mit  den  Sassen  over  ein  an  deme  rike.  Die 
merkwürdige  Gegenüberstellung  der  Sachsen  und  der  Keichsfürsten  hier  und 
in  den  Ann.  Stad,  geht  wohl  auf  eine  gemeinsame  Quelle  zurück.  Auch 
Winkelmann  II,  481,  Note  1 scheint  der  Ansicht  zu  sein.  Nahe  verwandt 
mit  der  Schöppenchronik  ist  der  Bericht  der  Gesta  aep.Magdeb.  SS.  XIV,  419. 
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Da  wir  also  alle  Nachrichten,  welche  wir  über  den  Halberstädter 
Tag  haben  oder  auf  denselben  beziehen  müssen  ’),  in  bester 
Übereinstimmung  finden  und  überdies  bei  Arnold  jenen  detaillirten 
und  vollständig  klaren  Bericht  über  denselben  besitzen,  werden  wir 
nicht  anstehen,  in  der  Halberstädter  Wahl  bereits  eine  endgültige 
Wahl  und  zwar  der  Sachsen  und  Thüringer  zu  sehen. 

Das  einseitige  Vorgehen  der  Sachsen  und  Thüringer  erklärt 
sich  einestheils  aus  den  allgemeinen  Verhältnissen.  Otto  musste 
wünschen,  zunächst  wieder  durch  eine  starke  Partei  einen  festen 
Untergrund  zu  haben,  und  der  Erzbischof  von  Magdeburg  hatte, 
nachdem  er  sich  ihm  angeschlossen,  das  gleiche  Interesse.  Dazu 
kam  der  starke  sächsische  Particularismus.  *)  Bei  den  Süd-  und 
Westdeutschen  hingegen  herrschte  noch  eine  leicht  begreifliche 
Unentschlossenheit;  es  mochte  ihnen  schwer  fallen,  Otto,  welchen 
sie  Jahre  lang  bekämpft  hatten,  als  König  über  sich  zu  sehen. 
Ausserdem  war  der  Erzbischof  von  Mainz,  welcher  ordnungs- 
gemäss die  allgemeinen  Wahlversammlungen  zu  leiten  hatte, 
ebenso  der  Erzbischof  Bruno  von  Köln  auf  einer  ftomreise  ab- 
wesend. Aber  anderntheils  ist  es  bei  den  Sachsen  und  Thüringern 
wohl  nicht  ohne  Einfluss  gewesen,  dass  es  sich  nicht  um  eine 
Neuwahl  Ottos  handelte,  sondern  im  Grunde  nur  um  seine  An- 
erkennung, und  wenn  sich  dieselbe  auch  in  der  Gestalt  einer 
Wahl  vollzog,  so  mochte  hierfür  wohl  nicht  in  gleichem  Masse 
eine  allgemeine  V ersammlung  der  deutschen  Fürsten  für  erforderlich 
erachtet  werden.4) 

Die  zweite  Wahlversammlung  zu  Frankfurt  am  11.  November 
wurde  nach  dem  Chron.  Sampetr.  p.  51  von  dem  Erzbischof 
von  Mainz  berufen,  nach  der  Braunschweiger  Keimchronik  6388 
von  dem  Erzbischof  von  Mainz  und  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein, 
nach  Caesarius  von  Heisterbach  in  seinem  Catulng  der  Kölner 
Erzbischöfe  (SS.  XXIV,  346)  von  dem  Erzbischof  Bruno  von 
Köln.  Augenscheinlich  ist  die  Berufung  von'  einer  Fürsten- 
versammlung ausgegangen,  an  welcher  die  genannten  drei  und 


’)  S.  auch  die  Geata  ep.  Haiberat.  SS.  XXIII,  132  und  B.-F.  240  c. 

’)  Dass  auaaerdem  noch  andere  Motive  für  einzelne  Fürsten  mitsprachen, 
z.  B.  bei  Meissen,  ist  allerdings  gewiss. 

*)  Auch  für  die  Wahl  Philippe  durch  die  niederrheinischen  Fürsten 
1205  war  keine  allgemeine  Reichsversammlung  angesagt;  Chron.  reg.  Col. 
rec  B. ; s.  oben  S.  7. 
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andere  theilgenommen  haben’);  denn  es  dürfte  vor  der  Eröffnung 
des  Frankfurter  Tages  bereits  festgestanden  haben,  dass  man 
Otto  dort  wählen  wollte.  Wahrscheinlich  tagte  diese  vorberathende 
Versammlung  am  mittlern  oder  niedere  Rhein;  auf  dieselbe  scheint 
die  Chron.  regia  Colon.  Cont.  II,  p.  183  anzuspielen,  wo  von  dem 
Versuch  Heinrichs  von  Brabant  die  deutsche  Krone  zu  erwerben 
berichtet  wird  und  es  dann  heisst:  Sed  Brunone  aepo,  Sifrido 
Mogonciensi  aepo,  qui  eo  tempore  utputa  divina  disponente 
providentia  de  Roma  pariter  advenerant,  et  Heinrico  palatino 
aliisque  quam  pluribus  un an  imi ter  s ibi  res is te n ti bus 
a regno  cessavit.  Jedenfalls  ist  es  nicht,  wie  die  Ann.  Reinhardsbr. 
behaupten,  Otto  gewesen,  welcher  die  Fürsten  nach  Frankfurt 
entbot.  Der  Charakter  der  Wahlversammlung  ist  somit  dem  Frank- 
furter Reichstage  schon  durch  die  Art  der  Berufung  so  gut  wie 
sicher. 

Die  Versammlung  war  sehr  stark  besucht;  Otto  war  selbst 
zugegen.  Als  anwesend  nennt  Arnold  von  Lübeck  VII,  14  die 
Fürsten  von  Franken,  Baiern  und  Schwaben.  Aber  auch  Sachsen 
hatten  sich  eingefunden;  sicher  nach  weisen  lassen  sich  der  Erz- 
bischof von  Magdeburg,  der  Bischof  von  Hildesheim,  der  Abt 
von  Hersfeld  uud  der  Markgraf  von  Meissen. s)  Allgemein  da- 
gegen sprechen  die  Schöppenchronik  und  mit  ihr  übereinstimmend 
die  Gesta  archiep.  Magd.*)  davon,  dass  Otto  nach  der  Halber- 
städter  Wahl  von  den  sächsischen  Fürsten  nach  Frankfurt  ge- 
führt sei.  Von  allen  anwesenden  Fürsten  ist  Otto,  wie  wir  hören, 
einstimmig  zum  König  gewählt  worden.4)  Dass  in  Frankfurt 
überhaupt  gewählt  worden  ist,  wird  durch  zahlreiche  Quellen- 
stellen bezeugt;  es  wird  dadurch  unterstützt,  dass,  wie  oben 
nachgewiesen  wurde,  die  Versammlung  nicht  vom  Könige,  sondern 
von  den  Fürsten  berufen  ist,  und  die  Stellen,  an  denen  um- 
schreibende Ausdrücke  wie  confirmare  und  ähnliche  gebraucht 
sind,  können  als  Einwand  nicht  gelten ; denn  für  die  confirmatio 
eines  Königs  hatte  man  keine  andere  Form  als  eben  die  der 
Wahl.  Das  Wesen  der  Frankfurter  Wahl  ergiebt  sich  aus  den 
früheren  Erörterungen:  wie  in  Halberstadt  Sachsen  und  Thüringer, 
so  haben  in  Frankfurt  die  übrigen  Fürsten  Otto  als  König  aner- 

»)  Vergl.  auch  Ann.  Reinhardsbr.  118.  Auch  zur  Wahl  nach  dem  Tode 
Heinrichs  V.  1125  hatte  eine  Fürstenversammlung  eingeladen;  LL.  II,  79. 

’)  Winkelmann  II,  122. 

»)  S.  8.  22,  Not.  7. 

*)  8.  S.  17  und  Winkelmann  II,  481. 
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kannt  und  ihm  sein  volles  Recht  auf  die  königliche  Gewalt  ver- 
liehen, und  zwar  geschah  das  an  beiden  Orten  in  der  Form  einer 
selbständigen  Wahl. 

Fraglich  kann  nur  sein,  wie  sich  in  Frankfurt  die  anwesenden 
Sachsen  verhalten  haben,  welche  Otto  bereits  in  Halberstadt  ge- 
wählt hatten.  Wenn  diese  Anerkennungs  wählen  wirkliche  Wahlen 
waren  und  daher  mit  den  Neuwahlen  die  gleichen  Formen  hatten, 
so  kann  man  sich  schwer  vorstellen,  dass  zu  Frankfurt  etwa  der 
Erzbischof  von  Magdeburg  oder  der  Markgraf  von  Meissen  nochmals 
vor  der  Reichsversammlung  aufgetreten  wäre,  um  Otto  feierlich 
zum  Könige  zu  küren.  *)  Diese  Wahlen  wurden  doch  veranstaltet, 
damit  einzelne  Fürsten  ihre  Stimme  abgaben ; sie  bestanden,  wie 
die  Wahlen  überhaupt,  aus  einer  Reihe  einzelner  Erklärungen, 
wie  wir  das  deutlich  in  dem  Bericht  Arnolds  von  Lübeck  über 
den  Halberstädter  Tag  erkennen,  nicht  aus  einem  gemeinsamen 
Akte.  Erst  wenn  die  einzelnen  Erklärungen  der  wahlberechtigten 
Fürsten  abgegeben  waren,  folgte  die  gemeinsame  Zustimmung  des 
versammelten  Volkes,  und  dass  daran  alle  Anwesenden,  auch  die, 
welche  bereits  einzeln  gewählt  hatten,  theilnahmen,  darf  man  für 
selbstverständlich  halten.  Da  aber  dieser  gemeinsame  Zuruf  einen 
Theil  der  Wahl  ausmachte,  konnte  man  immerhin  sagen,  dass 
der  König  von  allen  gewählt  sei. 


')  In  diesem  Punkt«  kann  ich  Ficker,  ß.-F.  2I0d,  nicht  zastiimnen, 
vergl.  auch  Waitz,  Forsch.  XIII.  205. 
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Wilhelm  von  Holland  wurde  1247  als  Gegenkönig  gegen 
Friedrich  II.  und  Konrad  IV.  aufgestellt  und  am  3.  October 
desselben  Jahres  zu  Woringen  am  Niederrhein  gewählt.  Seine 
Wähler  waren  nach  einem  Schreiben  Innocenz  IV.  vom  19.  Novem- 
ber 1247  *):  die  Erzbischöfe  von  Mainz,  Köln,  Trier  und  Bremen, 
die  Bischöfe  von  Würzburg,  Strassburg  und  Münster,  der  Erwählte 
von  Speicr,  der  Herzog  von  Brabant  und  die  Grafen  von  Geldern 
und  Looz.  Doch  scheinen  noch  andere  Fürsten  bei  der  Wahl 
betheiligt  gewesen  zu  sein*);  fest  steht  indessen,  dass  der  Herzog 
von  Brabant  der  einzige  anwesende  Laienfürst  war.  8) 

Am  25.  März  1252  wurde  zu  Braunschweig  eine  neue  Wahl 
an  Wilhelm  vollzogen.  Ich  lasse  den  Bericht  darüber,  welchen 
wir  in  den  Ann.  Erphord.  (SS.  XVI,  38)  haben,  ganz  folgen, 
weil  sein  Wortlaut  bedeutsam  ist:  Qui  (electus  Maguntinus  ) postea 
vocatus  a legato  Magdeburg  pervenit,  ac  dein  Brunswic  cum  rege 
veniens  in  die  Palmarura  ab  Eboracense  (lies  Ebredunensi)  aepo  in 
pnntificalem  sublatus  est  dignitatem.  Ubi  etiam  sequenti  die  rex 
Wilhelmus  a marchione  Brandenburgensi  ac  duceSaxonic  ceterisque 
huius  terre  magnatibus  in  Bomanum  sollempniter  electus  est 
principem.  Eodetnque  tempore  cives  Goslarienses  fecerunt  simi- 
liter.  — — Quapropter  cooperante  sibi  Dei  gratia  per  Bomane 
sedis  legatum  omnium  fere  principum  sibi  conciliavit  favorem, 
excepto  duce  Bawarie,  qui  genero  suo  Conrado  filio  quondam 
imperatoris  in  sui  honoris  et  ditionis  periculum  pertinaciter 
adherebat.  Bex  etiam  Boemie  pretiosis  atque  regalibus  muneribus 


*)  Potth.  12159. 

»)  B.-F.  4888  u.  M Germ.  Ep.  sei.  II,  332,  not.  6. 

*)  Sachs  Weltchr.  397  in  M.  Germ.  Deutsche  Chr.  II,  p.  267. 
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in  signutn  electionis  ipsutn  honoravit.  Post  hec  iam  sepe 
di  et  um  rex  Wilhelmus  in  septimana  post  Albas  Merseburc  venit, 
ubi  Magdeburgensis  aepus  et  marchio  Misnensis  mnnus  ei  dantes 
8ua  ab  ipso  feuda  receperunt. 

Also  der  Markgraf  von  Brandenburg ')  und  der  Herzog  von 
Sachsen  haben  Wilhelm  mit  den  Grossen  ihrer  Gebiete  zum  König 
gewählt.  Dass  hier  eine  wirkliche  Wahl  vorgenommen  ist,  nicht 
etwa  allein  eine  Huldigung  oder  Unterwerfung-stattgefunden  hat, 
beweist  Überdies  ein  Brief  des  gleichzeitig  in  Braunschweig  an- 
wesenden Cardinallegaten  Hugo,  worin  derselbe  den  Bischöfen 
von  Schwerin  und  Havelberg  schreibt,  dass  der  Herzog  von 
Sachsen  und  der  Markgraf  von  Brandenburg  die  Wahl  König 
Wilhelms  genehm  gehalten , ihn  zum  König  erwählt  und  ihm 
den  Treu-  und  Lehnseid  geleistet  haben.*)  Der  Legat  unter- 
scheidet hier  also  bestimmt  zwischen  der  Huldigung  und  der 
Wahl,  und  er  spricht  von  einer  Wahl,  trotzdem  nach  seiner  und 
des  Papstes  Anschauung  Wilhelm  bereits  seit  dem  Jahre  1247 
rechtmässig  erhobener  König  war.  — Auch  der  Annalist  ist  sich 
augenscheinlich  des  Unterschiedes  zwischen  Wahl  und  Huldigung 
bewusst:  der  Herzog  von  Sachsen  und  der  Markgraf  wählen,  der 
König  von  Böhmen  schickt  Geschenke  zum  Zeichen  der  Wahl; 


')  Es  gab  damals  zwei  Markgrafen,  .Johann  und  Otto  III.,  doch  nur  einer 
scheint  in  Braunschweig  anwesend  gewesen  zu  Bein.  Offenbar  war  es  Johann, 
der  ältere  Bruder,  welcher  am  20.  April  1252  zu  Wolmirstädt  urkundet,  Lüb. 
U.  B.  1, 169,  n.  183;  am  gleichen  Tage  war  König  Wilhelm  daselbst;  B.-F.  6078. 

’)  B.-F.  5068;  Lüb.  U.  B.  I,  168,  n.  182:  dux  et  marchio  antedicti  elec- 
tionem  de  predicto  rege  factam  ratam  habuerunt  et  gratam  ac  eundem  in 
regem  elegerunt  unanimiterad  cautelam  ac  eidem  fidelitatem  et  homagium 
in  solempni  curia  nobis  presenti  bus  prestiterunt.  Schwierigkeiten  macht  der 
Ausdruck  ,ad  cautelam.*  Man  könnte  übersetzen : ,zur  Gewähr,  dass  die  beiden 
Fürsten  die  Wahl  Wilhelms  genehmigten,  wählten  sie  ihn1;  allein  die 
Wortstellung  legt  die  Vermuthung  nahe,  dassdieWorte  ,ad  cautelam'  vielmehr 
ein  terminus  technicus  sind.  Als  solcher  werden  sie  in  päpstlichen  Schreiben 
gebraucht,  speciell  in  Verbindung  mit  relaxare  sententiam  (Mon.  Germ. 
Ep.  sei.  II,  606,  im  Glossar):  der  Papst  befiehlt  eine  Sentenz,  welche  von 
andern  verhängt  ist,  zu  suspendiren  ad  cautelam,  d.  h.  augenscheinlich:  unter 
der  Bürgschaft,  dass  der  Excommunioirte  sich  einem  nenen  ordentlichen 
Verfahren  unterwirft;  was  dann  allgemein  bedeutet:  .ohne  Präjudiz  für  die 
Hechtsfrage'.  Danach  würde  unsere  Stelle  besagen,  dass  die  beiden  Wähler 
eine  cautela  empfangen , nicht  gegeben  haben , und  wahrscheinlich  wäre 
ihnen  dann  gewährleistet,  dass  durch  die  nachträgliche  Wahl  ihre  Rechte, 
besonders  wohl  ihr  Wahlrecht,  nicht  beeinträchtigt  worden  würden.  Ich  gebe 
indessen  diese  Erklärung  nur  als  Vermuthung. 
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unmittelbar  darauf  erzählt  er  aber,  wie  zu  Merseburg  die  Aner- 
kennung Wilhelms  seitens  des  Erzbischofs  von  Magdeburg  und 
des  Markgrafen  von  Meissen  durch  Huldigung  geschieht.  Beide 
Fürsten  hatten  ihr  früheres  Wahlrecht  verloren.  Offenbar  kennt 
auch  der  Annalist  bereits  die  Theorie  von  den  sieben  Kurfürsten, 
wie  sie  durch  die  grosse  Verbreitung  des  Sachsenspiegels  zur 
Anerkennung  gekommen  war.  Die  drei  rheinischen  Erzbischöfe 
hatten  Wilhelm  schon  1247  ihre  Stimmen  gegeben,  also  kamen 
nur  noch  die  vier  Laienfürsten,  welche  ein  Vorstimmrecht  hatten, 
in  Betracht,  und  diese  nennt  der  Annalist  an  der  citirten  Stelle 
sämmtlich.  Da  nun  drei  derselben  Wilhelm  zu  Braunschweig  auch 
ihrerseits  gewählt  hatten,  sagt  er,  fast  alle  Fürsten  (natürlich  auf 
deren  Stimmen  etwas  ankam)  seien  für  den  König  gewonnen 
worden,  ausgenommen  der  Herzog  von  Baiern,  dass  ist  der  Pfalz- 
graf bei  Bhein.  Auch  dieser  Umstand  zeugt  dafür,  dass  der 
Annalist  mit  Bewusstsein  von  einer  Wahl  spricht 

Nicht  ganz  klar  sind  allein  die  Worte:  Eodemque  tempore 
eives  Goslarienses  fecerunt  similiter.  Bei  der  Exaktheit  des 
Ausdrucks , welche  wir  bisher  bei  dem  Annalisten  fanden, 
werden  wir,  denke  ich,  die  Stelle  wörtlich  übersetzen  können: 
die  Goslarer  Bürger  thatcn  etwas  Ähnliches,  aber  nicht  genau 
dasselbe,  d.  h.  sie  erkannten  Wilhelm  als  König  an  und  leisteten 
ihm  die  erforderlichen  Eide,  ebenso  wie  der  Herzog  und  der 
Markgraf,  aber  zu  wählen  hatten  sie  nicht.  Vielleicht  waren  die 
Abgesandten  der  Stadt  Goslar  bei  der  Wahl  zugegen  und  fielen 
mit  den  übrigen  Anwesenden  in  den  Beifallsruf  ein.1) 

So  sicher  nun  in  Braunschweig  eine  Wahl  vorgenommen  ist, 
ebenso  sicher  ist  eine  Neuwahl  Wilhelms  ausgeschlossen.  Die 
Ann.  Erph.  erwähnen  selbst,  dass  der  Erzbischof  von  Mainz  zur 
Zeit  der  Wahl  in  Braunschweig  war,  deuten  aber  mit  keinem 
Worte  an,  dass  er  mitgewählt  hat,  und  das  wird  durch  das  oben 
angeführte  Schreiben  des  Cardinallegaten  Hugo  bestätigt,  welcher 
nur  von  der  Wahl  Wilhelms  durch  den  Herzog  und  den  Mark- 
grafen weise.  Die  Mainzer  Stimme  hatte  Wilhelm  bereits  1247 
erhalten.’)  Diese  Braunschweiger  Wahl  vom  Jahre  1252  ist  der 
reinste  Typus  jener  nachträglichen  Wahlen,  durch  welche  einzelne 


>)  So  ist  augenscheinlich  auch  die  Wahl  der  ,ceteri  huiua  terre  mag- 
nates*  an  der  citirten  Stelle  zu  verstehen. 

»)  8.  S.  17,  Not.  2. 
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Fürsten  einen  schon  vorher  gewählten  König  anerkannten : nicht 
allein  leisteten  sie  ihm  das  homagium  zum  Zeichen  der  Unter- 
werfung, sondern  eie  wählten  ihn  auch,  und  sie  allein  waren  im 
Augenblick  die  Wähler,  sonst  niemand. 
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Unter  sich  in  ihrem  Wesen  sehr  verschieden  sind  die  mehr- 
fachen Wahlen  gewesen,  denen  Friedrich  II.  unterworfen 
ist,  bis  er  endlich  die  Herrschaft  erlangte.  Gegen  Ende  1196, 
also  noch  zu  Lebzeiten  seines  Vaters,  wurde  Friedrich  von  den 
zu  Frankfurt  versammelten  Fürsten,  welche  allcrWahrscheinlichkeit 
nach  speciell  zum  Zweck  der  Wahl  dorthin  entboten  waren,  zum 
deutschen  Könige  erwählt  und  ausgerufen,  und  ihm  der  Treueid 
und  von  einigen  auch  der  Lehnseid  geleistet.1)  Nur  das  Haupt 
der  bisherigen  Opposition  gegen  Heinrich  VI.,  der  Erzbischof 
Adolf  von  Köln,  widerstrebte  eine  Zeit  lang  seiner  Erhebung, 
aber  auch  er  gab  ihm  im  folgenden  Jahre  zu  Boppard  vor  dem 
Herzog  Philipp  von  Schwaben  seine  Stimme  und  schwur  ihm 
Treue.  Adolfs  Zutritt  zur  Wahl  Friedrichs  wird  in  der  Chron. 
regia  Colon,  als  Zustimmung  (consensit),  von  Otto  von  St.  Blasien 
(SS.  XX,  328)  als  Wahl  bezeichnet  (in  regem  collaudavit).  Wir 
haben  hier  eine  jener  Anerkennungswahlen , welche  wir  bereits 
kennen.  Gekrönt  worden  ist  Friedrich  jetzt  nicht.  Er  sollte 
zur  Krönung  nach  Deutschland  gebracht  werden,  als  sein  Vater 
starb.  Gegen  das  Herkommen  war  bei  der  Wahl  Friedrichs 
weder  er  selbst  noch  sein  Vater  zugegen,  doch  ist,  als  man  später 
nach  Gründen  suchte,  die  Wahl  für  ungiltig  zu  erklären,  dieser 
Umstand  nicht  angeführt  worden.  *) 


■)  Toechc,  Heinr.  VI.,  444. 

*)  Innocenz  III.  Reg.  super  neg.  imp.  Rom.  29  erwähnt  zwar  die  Ab- 
wesenheit Heinrichs  (patre  absente),  aber  in  einem  Zusammenhang,  dass 
daraus  vielmehr  ein  Moment  für  die  Gültigkeit  der  Wahl  Friedrichs  wird, 
indem  auf  diese  Weise  die  Fürsten  von  Heinrich  nicht  beeinflusst  seien. 
Vergl.  auch  LL.  II,  211,  lin.  1. 
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Zur  Zeit  von  Heinriche  VI.  Tode  war  eine  bedeutende 
Anzahl  der  deutschen  Fürsten  auf  einem  Kreuzzuge  in  Palästina. 
Als  sie  die  Trnuernachricht  erhielten,  haben  sie  zu  Akkon  Friedrich 
von  Neuem  gewählt  und  ihm  den  Treueid  wiederholt.  Beide 
Akte  werden  in  den  Quellen  erwähnt '),  und  wir  haben  keinen 
Grund,  sie  für  identisch  zu  halten,  da  wir  gesehen  haben,  dass 
die  Schriftsteller  zwischen  ihnen  zu  unterscheiden  wissen.  Ob 
auch  bei  dieser  Wahl  in  der  förmlichen  Weise  vorgegangen  ist, 
dass  alle  Fürsten,  welche  ein  Wahlrecht  besessen,  ihre  Stimmen 
einzeln  nochmals  abgegeben  haben,  mag  dahingestellt  bleiben; 
jedenfalls  wird  Friedrich,  wohl  unter  der  Leitung  des  anwesenden 
Erzbischofs  von  Mainz,  als  König  feierlich  ausgerufen  sein.  Den 
Anlass  zu  der  neuen  Wahl  gab  der  Umstand,  dass  Friedrich 
mit  dem  Tode  seines  Vaters  die  Regierung  anzutreten  hatte. 
Indem  er,  obgleich  schon  vorher  zum  Könige  gewählt,  doch  jetzt 
erst  von  dem  Reiche  Besitz  ergreifen  konnte,  kam  er  zu  dem- 
selben in  ein  anderes  thatsächliches  und  rechtliches  Verhältnis, 
und  dies  empfing  durch  die  neue  Wahl  seine  Begründung  oder 
mindestens  seine  feierliche  Sanktion.  Ebenso  war  einst  973  der 
bereits  gewählte  und  zum  König  und  Kaiser  gekrönte  Otto  II. 
nach  dem  Tode  seines  Vaters  von  Neuem  zum  König  ausgerufen 
worden.  Diese  Wahlen,  welche  an  bereite  gewählten  Königen 
beim  Beginn  ihrer  Regierung  wiederholt  wurden,  haben  mit  den 
Wahl  Wiederholungen,  welche  durch  die  nachträgliche  Anerkennung 
einzelner  Fürsten  entstanden,  nichts  gemein ; sie  sind  im  Gegen- 
satz zu  diesen  als  neue  allgemeine  Wahlen  anzusehen. 

Bekanntlich  Ist  Friedrich  trotzdem  damals  nicht  zur  Herr- 
schaft gelangt.  Mochte  er  selbst  der  Ansicht  sein,  dass  sein  Recht 
auf  den  deutschen  Thron  durch  die  Erhebung  Philipps  und 
Ottos  IV.  nicht  hinfällig  geworden  sei,  für  die  deutschen  Fürsten 
lag  die  Sache  anders.  Soweit  sie  den  Staufern  günstig  waren, 
hatten  sie  Philipp  gewählt  oder  anerkannt,  und  nach  1208  herrschte 
Otto  widerspruchslos.  Es  gab  niemanden  in  Deutschland,  welcher 
die  Rechtmässigkeit  seines  Königthums  bestritten  hätte.  Als 
daher  nach  seiner  Excommunication  die  deutschen  Fürsten  daran 
gingen,  Friedrich  an  seine  Stelle  zu  setzen,  konnte  es  sich  für 
sie  nur  um  eine  Neuwahl  handeln. 


')  Oie  Wahl  allein  in  den  Ann.  Stad.  1I9H:  der  Eid  allein  bei  Am. 
Lubic.  V,  27 ; Wahl  und  Eid  in  den  (iesta  ep.  Haiberst,  nach  dem  Bericht 
eines  Augenzeugen;  SS.  XXLII,  112. 
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Friedrich  ist  auf  zwei  Versammlungen  gewählt  worden,  zu 
Nürnberg  im  September  1211,  zu  Frankfurt  am  6.  December  1212; 
unmittelbar  darauf  ist  er  am  9.  December  zu  Mainz  gekrönt 
worden.  Uber  den  Nürnberger  Tag  sind  wir  wenig  gut  unter- 
richtet; fest  steht  indessen,  dass  Friedrich  dort  gewählt  worden 
ist.  *)  Mit  wunderbarer  Übereinstimmung  hören  wir  nuu  aber, 
dass  dort  seine  Wahl  nicht  zum  deutschen  König,  sondern  zum 
Kaiser  vorgenommen  sei.  So  berichten  ausdrücklich  die  Ursperger 
Chronik  (SS.  XXIII,  373)  und  das  Chrou.  Sampetr.  p.  53*); 
Friedrich  selbst  nennt  sich,  nachdem  er  sich  entschlossen  nach 
Deutschland  zu  ziehen,  und  während  er  noch  im  Königreich 
Sicilien  war:  rex  Sicilie,  ducatus  Apulie  et  principatus  Capue  et 
in  Romanorum  imperatorem  electus  s),  erst  seit  der  Frankfurter 
Wahl  und  der  Krönung  bezeichnet  er  sich  als  Romanorum  rex*); 
er  sagt  von  dem  Könige  von  Böhmen  urkundlich,  dass  derselbe 
ihn  vor  den  anderen  Fürsten  zum  Kaiser  gewählt  habe4);  ähnlich 
spricht  der  päpstliche  Legat  Siegfried  von  Mainz  von  der  Wahl 
Friedrichs  zum  Kaiser  in  einer  Urkunde,  welche  gewöhnlich  in 
das  Jahr  1214  gesetzt  wird,  augenscheinlich  aber  dem  Jahre  1212 
angehört*);  endlich  schreibt  nach  der  Frankfurter  Wahl  der  Hof- 


*)  S.  Winkelmann  II,  500. 

•)  Auch  Reiner.  Leod.  spricht  von  dem  erwählten  Kaiser,  verlegt  aber 
die  Wahl  zum  Kaiser  erst  nach  Frankfurt;  SS.  XVI,  665. 

*)  Es  wechseln  in  Rom.  imperatorem  electus  und  Rom.  imperator  electus. 
So  lange  Friedrich  in  Italien  war . steht  der  sicilische  Königstitel  voran, 
nachher  folgt  er  dem  kaiserlichen  Titel. 

*)  So  nennt  sich  Friedrich  allerdings  schon  in  zwei  Urkunden  vom 
21.  Nov.  und  3.  Dec.  12X2;  ß.-F.  <179,  6X0.  Die  Erklärung  wird  nicht  im 
Verfassungsrecht  sondern  in  der  Urkundenlehre  zu  suchen  sein.  Die  Aus- 
stellung der  Urkunden  wird  nach  der  Krönung,  die  bekundete  Handlung 
vor  dieselbe  fallen,  und  das  Datum  dieser  ist  in  der  Urkunde  beibehalten. 

»)  B.-F.  671. 

*)  B.-F.  726  mit  V.  oder  VII.  Kl.  Apr.  pont.  a.  13,  was  allerdings, 
die  Jahre  Siegfrieds  von  der  Weihe  am  30.  Sept.  1201  an  gerechnet,  auf 
1214  führen  wurde,  aber  nicht  möglich  ist.  In  der  Fastenzeit  1214  war  der 
Bischof  Otto  von  Münster,  ein  Anhänger  Friedrichs  II.,  von  Kölnern  ge- 
fangen worden  (B -F.  725  a.),  und  darin  hat  man  eine  Bestätigung  der  Zeit- 
angaben unserer  Urkunde  gefunden.  In  derselben  erneuert  nämlich  Siegfried 
Excommunication  und  Interdikt  gegen  die  Bürger  und  Dienstmannen  von 
Münster,  weil  sie  ihren  Bischof  verrätherisch  verlassen  haben.  Aber  dass 
dabei  die  Gefangennahme  desselben  nicht  erwähnt  wird,  ist  schon  auffallend, 
auffallender  noch . dass  wo  die  Oründe  für  die  Rechtmässigkeit  Friedrichs 
aufgeführt  werden,  die  Urkunde  wohl  von  der  Wahl  zum  Kaiser  und  der 
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kanzler  Konrad  von  Speier  an  den  König  von  Frankreich:  wir 
haben  den  erwählten  römischen  Kaiser  zum  deutschen  Könige 
gewählt. ') 

Eine  Wahl  zum  Kaiser  durch  deutsche  Fürsten  ist  eine 
Abnormität  und  nie  vorher  vorgekommen.  Die  deutschen  Könige 
hatten  seit  Jahrhunderten  einen  Anspruch  auf  die  Kaiser  würde, 
aber  Kaiser  wurden  sie  erst,  indem  der  Papst  sie  krönte.  Man 
darf  daher  gespannt  sein,  wie  sich  die  Curie  zu  dieser  Kaiserwahl 
gestellt  hat.  Cnd  das  ist  merkwürdig  genug:  wir  stehen  vor 
der  Thatsache,  dass  Friedrich,  welcher  als  Schützling  des  Papstes 
und  als  Gegenkönig  gegen  Otto  IV.  nach  Deutschland  ging,  von 
der  päpstlichen  Kanzlei  niemals  als  deutscher  König  bezeichnet 
worden  ist,  weder  unter  Innocenz  III.  noch  unter  seinem  Nach- 
folger Honorius  III.  Er  wird  überhaupt  in  den  päpstlichen 
Schreiben  während  der  entscheidenden  Jahre  von  1211 — 1213 
auffallend  selten  erwähnt  und  man  hat  an  vielen  Stellen  das  sehr 
deutliche  Gefühl,  dass  man  es  absichtlich  vermieden  hat  seinen 
Namen  zu  nennen.  *)  In  Schreiben  an  Italiener  habe  ich  ihn  in 
den  päpstlichen  Regesten  dreimal  gefunden,  1212  am  8.  Juni  und 
21.  October  und  1213  am  30.  Januar*),  allemal  nur  als  rex 
Sicilie,  ohne  Hinweis  auf  den  kaiserlichen  Titel;  als  rex  Sicilie, 
in  Romanorum  imperatorem  electus  hier  zuerst  am  10.  September 
1213  in  einem  Brief  an  den  päpstlichen  Legaten  in  Sicilien4); 
aber  noch  am  22.  April  1214  heisst  er  in  einer  auf  sicilische 
Verhältnisse  bezüglichen  Urkunde  des  Papstes  nur  rex  Sicilie.*) 


Bestätigung  de«  Papstes,  nichts  jedoch  von  der  Wahl  und  Krönung  »um 
deutschen  König  weiss.  Ferner  wäre  es  unbegreiflich,  wie  Siegfried,  wenn 
er  noch  1214  Friedrich  als  König  von  Sicilien  und  erwählten  römischen 
Kaiser  bezeichnet  hätte,  von  ihm  am  18.  Dec.  1215  als  F.  Romanorum  et 
Sicilie  rex  hätte  sprechen  können ; Böhmer-Will,  Reg.  Siegfr.  n.  258.  Allerdings 
erscheint  in  einer  Urkunde  Siegfrieds  vom  10.  Juni  1215  als  Zeuge : Fridericus 
electus  rex  Rom.  et  rex  Sicilie,  aber  doch  als  electus  rex,  und  das  unge- 
wöhnliche electus  rührte  wohl  daher,  dass  bereits  die  zweite  Krönung  am 
25.  Juli  1215  in  Aussicht  genommen  war;  B.-F.  808,  810  b.  In  jedem  Falle 
weist  aber  die  Bezeichnung  als  erwählter  Kaiser  so  bestimmt  auf  das  Jahr 
1212  hin,  dass  wir  schon  deswegen  einen  Fehler  in  der  Datirung  annehmen 
müssen.  Der  Ausstellungsort  Boppard  steht  auch  für  das  Jahr  1212  mit 
dem  Itinerar  Siegfrieds  in  Einklang. 

')  B.-F.  682. 

*)  Z.  B.  Potth.  4446,  4520,  4610,  4805  u.  öfter. 

•)  Potth.  4626,  4611,  4668. 

•)  Potth.  4810. 

»)  Potth.  4915. 

JtodMSery,  Köulg»w»hl«i.  3 
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In  päpstlichen  Briefen,  welche  nach  Deutschland  geriohtet  sind, 
fand  ich  ihn  1212  gar  nicht  erwähnt,  trotzdem  sich  wohl  Ge- 
legenheit dazu  geboten  hätte  und  man  erwarten  sollte,  dass 
seine  Candidatur  von  Innocenz  wenigstens  durch  Schreiben 
kräftig  unterstützt  wäre.  Im  Jahre  1213  erscheint  er  selbst 
nicht  auf  der  Laste  der  zum  Lateranconcil  eingeladenen  Pürsten, 
welche  uns  in  den  päpstlichen  Regesten  aufbewahrt  ist. l) 
Ferner  ist  1213  da,  wo  sein  Name  unbedingt  hingehört  hätte, 
in  zwei  Schreiben  vom  25.  Mai  und  6.  Juni  *)  die  auffallende 
Umschreibung  pars  ecclesie  oder  catholica  gesetzt:  der 
Herzog  von  Brabant  und  der  Bischof  Otto  von  Würzburg 
sollen  der  Partei  der  Kirche  anhangen.  Erst  am  7.  Sep- 
tember 1213*),  also  genau  zu  derselben  Zeit  wie  in  den 
für  Italiener  bestimmten  Schreiben,  taucht  der  Titel  rex  Sicilie, 
in  Romanorum  imperatorem  electus  auf.  Dieser  ist  dann  beibe- 
halten bis  zur  Kaiserkrönung  1220,  von  wo  an  Romanorum  imperator 
an  seine  Stelle  tritt.  Aus  dieser  Zusammenstellung  ergiebt  sich 
das  jedenfalls  mit  voller  Gewissheit,  dass  die  Curie  Friedrich 
absichtlich  den  Titel  eines  deutschen  Königs,  Romanorum  rex, 
versagt  hat. 

Der  Grund  hierfür  ist  nicht  schwer  zu  entdecken.  Was 
Innocenz  die  Candidatur  Friedrichs  für  den  deutschen  Thron 
bedenklich  machen  musste,  war  der  Umstand,  dass  er  König  von 
Sicilien  war;  denn  es  drohte  die  Gefahr,  dass  in  ihm  das  deutsche 
Reich  und  Sicilien  vereinigt  und  dadurch  von  Neuem  jene  für 
das  Papsttlium  verderbliche  politische  Constellation  geschaffen 
würde,  welche  unter  Heinrich  VI.  bestanden  hatte,  indem  das 
kirchliche  Gebiet  von  Norden  und  Süden  durch  dieselbe  Macht 
umschlossen  wurde.  Indessen  Innocenz  hatte,  was  die  Person 
Friedrichs  anlangte,  keine  Wahl;  er  hatte  keinen  Candidaten, 
welcher  sich  gegen  Otto  mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  hätte 
behaupten  können  Aber  die  Vereinigung  Siciliens  mit  dem 
Reich  musste  in  jedem  Fall  verhindert  werden. 

Wie  da«  nach  dem  Plane  des  Papstes  geschehen  sollte,  er- 
fahren wir  aus  einer  Urkunde  Friedrichs  vom  1.  Juli  1216. 4)  Er 


')  Potth.  4706. 

•)  Potth.  4736,  4746. 
*)  Potth.  4606. 

*)  ß.-F.  866. 
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verspricht  darin  Innocenz,  sobald  er  die  Kaiserkrone  erlangt  habe, 
werde  er  seinen  Sohn  Heinrich,  welcher  bereits  ,ad  mandatum 
vestrum*  zum  Könige  von  Sicilien  gekrönt  sei  (es  war  1212  vor 
dem  Aufbruch  Friedrichs  nach  Deutschland  geschehen1),  aus  der 
väterlichen  Gewalt  entlassen  und  ihm  Sicilien  gänzlich  übergeben, 
so  dass  er  sich  selbst  nicht  mehr  König  von  Sicilien  nennen 
werde.  Man  darf  vermuthen,  dass  die  zu  Grunde  liegenden  Ab- 
machungen älteren  Datums  sind,  bereits  das  Resultat  der  Ver- 
handlungen , welche  Friedrich , ehe  er  die  Throncandidatur  für 
Deutschland  übernahm,  mit  dem  Papste  gepflogen  hatte.  So  ge- 
winnt man  allein  eine  genügende  Erklärung  für  die  auf  Befehl 
des  Papstes  erfolgte  Krönung  Heinrichs  im  Jahre  1212.  Allerdings 
hatte  Friedrich  den  begreiflichen  Wunsch,  wie  auch  sein  ge- 
wagter Zug  nach  Deutschland  auslaufen  mochte,  Sicilien  wenigstens 
seiner  Familie  zu  erhalten.  Aber  dieses  war  kein  Wahlreich, 
sondern  hatte  erbliche  Succession.  Es  wird  daher  wohl  die  Haupt- 
veranlassung zu  der  Krönung  das  Verlangen  des  Papstes  gewesen 
sein,  indem  damit  der  erste  Schritt  zur  Selbständigmachnng 
Heinrichs  und  zur  Trennung  Siciliens  von  dem  zu  erwerbenden 
Kaiserreiche  gethan  wurde. 

Damit  haben  wir  den  Schlüssel  zu  Innocenz  Verhalten.  Mit 
dem  Titel,  den  er  Friedrich  zugestand,  erkannte  er  die  aus  dem- 
selben fliessenden  Rechte  an.  Er  musste  also  zu  vermeiden 
suchen , dass  er  je  in  die  Lage  käme , ihn  zugleich  deutschen 
und  sicilischen  König  nennen  zu  müssen.  Hat  er  ihm  vielleicht 
schon  1212  angetragen  auf  Sicilien  zu  Gunsten  des  Kaiserreiches 
zu  entsagen,  so  musste  Friedrich  das  ablehnen,  weil,  wenn  seine 
Expedition  nach  Deutschland,  was  damals  sehr  wohl  möglich 
war,  missglückte,  er  dann  gar  nichts  mehr  gehabt  hätte  und 
nichts  mehr  als  ein  Prätendent  gewesen  wäre.  Den  Titel 
eines  erwählten  römischen  Königs,  in  Romanorum  regem  electus, 
es  war  das  derjenige,  welcher  dem  gewählten  deutschen  Könige 
vor  seiner  Königskrönung  zukam  und  welchen  Friedrich  nach 
seiner  Ansicht  auf  Grund  seiner  früheren  Wahl  von  1196  bean- 
spruchen konnte*),  vermochte  ihm  Innocenz  nicht  zuzugestehen; 
denn  die  Krönung  des  deutschen  Königs  lag  ausserhalb  der 
Rechtsspbäre  des  Papstes.  Aus  dem  electus  wurde  durch  die 


>)  B.-F.  6ft4a. 

’)  Ich  sehe  hier  zunächst  von  der  Frage  ab , auf  welchen  Titel  ihm 
etwa  die  Nürnberger  Wahl  von  1211  ein  Becht  gab;  s.  8.  39. 
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Krönung  ohne  Zuthun  des  Papstes  ein  rex,  und  Innocenz  konnte 
demjenigen,  den  er  früher  in  regem  electus  genannt  hatte,  später 
den  Titel  eines  rex  nicht  versagen,  ohne  sich  einer  argen  Incon- 
sequenz  schuldig  zu  machen.  Anders  verhielt  es  sich  mit  dem 
kaiserlichen  Namen;  dieser  konnte  nicht  ohne  Mitwirkung  des 
Papstes  angenommen  werden.  Indem  Friedrich  electus  fiir  die 
Kaiserwürde  war,  hatte  er  einen  ähnlichen  Charakter  wie  die 
geistlichen  electi,  d.  h.  einen  Anspruch  auf  die  Weihe,  aber  ohne 
die  Weihe  nicht  die  volle  Gewalt.  Innocenz  hatte  es  in  der 
Hand,  wann  er  ihm  die  Kaiserkrone  aufsetzen  wollte,  und  er 
konnte  dafür  den  Verzicht  auf  Sicilien  als  Bedingung  stellen. 

Diese  Erklärung  ist  weniger  künstlich,  als  sie  scheint.  Es 
ist  ja  bekannt,  welche  Sorgfalt  in  den  päpstlichen  Schreiben  auf 
genaue  Titulaturen  verwendet  wurde  *) ; ferner  entsprach  diejenige, 
welche  Friedrich  annuhm,  durchaus,  wie  wir  sahen,  den  Interessen 
der  Curie,  und  die  Curie  hat  Friedrich  noch  als  in  imperatorem 
electus  bezeichnet,  nachdem  er  selbst  sich  längst  Romanorum  rex 
nannte.  Jeder  Zweifel  inbetreff  der  Herkunft  des  Titels  muss 
aber  schwinden,  wenn  man  sieht,  dass  Innocenz  einst  auch 
Otto  IV.,  als  er  ihn  am  1.  März  1201  als  König  anerkannte, 
nicht  nur  als  rex  sondern  auch  als  in  Romanorum  imperatorem 
electus  begrüsste.  Es  war  aber  sicher  Innocenz,  welcher  Otto 
diesen  Titel  beilegte  *);  denn  er  findet  sich  nur  in  päpstlichen 
Schreiben,  in  diesen  jedoch  regelmässig*);  Otto  selbst  nennt  sich 
stets  einfach  Romanorum  rex.  Nahm  daher  Friedrich  IL,  als 
er  1212  von  Sicilien  nach  Deutschland  aufbrach,  ebenfalls  den 
Titel  eines  in  imperatorem  electus  an,  so  kann  das  nur  auf  eine 
Vereinbarung  mit  dem  Papste  zurückgehen. 


')  Z.  B.  ,causae  rationabiles'  hinderten  Gregor  IX.  bis  zum  12.  Aug. 
1231  Friedrich  II.  den  Titel  eines  Königs  von  Jerusalem  zu  geben,  den 
dieser  sich  selbst  seit  dem  Ilec.  122ö  beigelegt  hatte;  Potth.  8785.  Als 
später  Urban  IV.  in  Verlegenheit  war.  ob  er  Richard  oder  Alfons  inseinen 
Briefen  als  deutschen  König  bezeichnen  sollte,  hat  er  die  Entscheidung 
dadurch  umgangen,  dass  er  sie  beide  ,in  Rom.  regem  electus'  nannte,  und 
hat  dies  ausführlich  begründet;  Potth.  18619.  Man  beachte  auch,  wie  con- 
sequent  Friedrich  II.  nach  seiner  zweiten  Excommunication  bei  Gregor  IX. 
,dictus  imperator1,  bei  Innocenz  IV.  bis  zur  Absetzung  .princeps1,  nach  der- 
selben ,quondam  imperator*  heisst  Vergl  auch  Neues  Archiv  X,  542. 

*)  Das  zeigt  auch  der  Wortlaut  der  päpstlichen  Schreiben;  Potth.  1292 
u.  folg. 

*)  8.  z.  B.  Potth.  2444,  2448,  3475,  3636,  3542  u.  öfter. 
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Dass  Innocenz  ihm  trotzdem  diesen  Titel  Anfangs  in  Urkunden 
nioht  gewähren  wollte,  wird  wahrscheinlich  darin  seinen  Grund 
gehabt  haben,  dass  dieser  Titel  und  die  darin  zum  Ausdruck 
kommenden  Verhältnisse  das  letzte  Zugeständniss  waren , zu 
welchem  sich  Innocenz  dem  Drängen  Friedrichs  gegenüber  herbei- 
liess.  Friedrich  wird  gewünscht  haben  neben  dem  Kaiserreiche 
Sicilien  dauernd  zu  behalten,  während  Innocenz  der  sofortige 
Verzicht  desselben  auf  Sicilien  das  liebste  gewesen  wäre:  da  aber 
dieser  nicht  zu  erlangen  war,  hat  er,  auch  nur  die  Möglichkeit 
einer  Vereinigung  des  Reichs  mit  Sicilien  im  Titel  Friedrichs 
anzudeuten,  noch  eine  Zeit  lang  Bedenken  getragen,  weil  er 
befürchtete,  es  könne  ein  derartiges  Schreiben  gegen  ihn  ver- 
wendet werden.  Vermuthlich  haben  dann  die  grossen  und  rück- 
haltlosen Concessionen , welche  Friedrich  am  12.  Juli  1213  in 
seinem  Privileg  von  Eger1)  dem  Papstthum  machte  und  welche 
unter  der  Zustimmung  und  Bekräftigung  der  deutschen  Fürsten 
die  päpstlichen  Territorien  vom  tyrrhenischen  bis  zum  adriatischen 
Meere  ausdehnten,  vielleicht  auch  begleitende  beruhigende  Er- 
klärungen inbetreff  seiner  weiteren  Absichten  Innocenz  Besorgnisse 
zerstreut1),  so  dass  er  ihn  seit  dein  September  1213  als  in 
imperatorem  electus,  aber  doch  stets  ohne  Romanorum  rex  hinzu- 
zufügen, bezeichnete. 

Diese  Erklärung  bietet  auch  den  Vortheil,  dass  dadurch  die 
räthselhafte  Erscheinung  einer  Wahl  zum  Kaiser  durch  deutsche 
Fürsten  beseitigt  wird.  An  Friedrich  wurde  zu  Nürnberg  1211 
nur  eine  electio  in  regem  Romanorum  vorgenommen , vielleicht 
mit  dem  Zusatze  et  in  futurum  imperatorem,  welcher  uns  bei 
der  Erhebung  Konrads  IV.  im  Jahre  1237  begegnet8),  so  dass 
möglicherweise  nebenbei  auch  daran  der  Papst  angeknüpft  haben 
kann.  Damit  lassen  sich  die  übrigen  Nachrichten  ganz  gut  in 
Einklang  bringen.4)  Wo  Friedrich  sich  selbst  in  imperatorem 

')  ß.-F.  706. 

■)  Man  könnte  vermnthen,  dass  der  Papst  auch  gemeint  habe,  er  müsse 
die  Empfindlichkeit  der  deutschen  Fürsten  schonen  and  ihnen  die  Ent- 
scheidung in  dem  Streit  zwischen  Otto  and  Friedrich  allein  überlassen  und 
dürfe  nicht  mit  einem  Titel  vorgreifen.  Die  Rücksicht  auf  die  Fürsten  hat 
wohl  bei  seiner  Politik  gegen  Deutschland  mitgesprochen,  aber  sie  ist  für 
seine  Stellung  zur  Titelfrage  entscheidend  nicht  gewesen;  denn  weswegen 
änderte  er  dieselbe  im  Sept  1213  und  gab  Friedrich  doch  nur  den  Titel 
eines  erwählten  Kaisers? 

*)  S.  unter  8.  48,  Not  2. 

‘)  8.  8.  82. 
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electus  nannte,  war  es  nur  folgerichtig,  wenn  er  am  26.  September 
1212,  also  vor  der  Frankfurter  Wahl,  dem  Könige  von  Böhmen 
schrieb,  er  habe  ihn  vor  den  andern  Fürsten  zum  Kaiser  ge- 
wählt; zumal  Friedrich,  wie  wir  sehen  werden,  sich  vor  der 
Frankfurter  Wahl  gar  nicht  als  rex  oder  auch  nur  in  regem 
electus  bezeichnen  konnte.  Dasselbe  gilt  von  dem  oben  erwähnten 
Schreiben  des  Erzbischofs  von  Mainz.  Die  Schriftsteller  ferner 
gaben  Friedrich  nur  den  Titel,  welchen  er  sich  selbst  beilegte, 
und  wir  treffen  denselben  gerade  in  solchen  Aufzeichnungen,  die 
mit  den  Ereignissen  gleichzeitig  entstanden  sind,  die  späteren 
haben  ihn  nicht  mehr;  und  dass  Friedrich  bereits  früher  1196 
gewählt  war,  mochte  wohl  als  Bestätigung  dafür  dienen,  dass  in 
Nürnberg  bei  seiner  Erhebung  etwas  Besonderes  geschehen  sei. 
Ebensowenig  ist  aus  den  Worten  des  Hofkanzlers  in  seiuem  Bericht 
an  den  König  von  Frankreich  zu  schliessen,  dass  die  Bezeichnung 
in  imperatorem  electus  auf  die  frühere  Wahl  der  Fürsten  zurückgehe ; 
eher  könnte  man  aus  der  Gegenüberstellung  von  König  und  Kaiser 
etwas  wie  Spott  heraushören : wir  haben  den  erwählten  Kaiser 
durch  unsere  Wahl  zum  König  gemacht!  Auch  der  Umstand, 
dass  Friedrich  unmittelbar  nach  der  Frankfurter  Wahl  und  der 
Königskrönung  sich  consequent  und  allein  Romanorum  rex  ohne 
den  Zusatz  in  imperatorem  electus  nennt,  w'as  nicht  gegen  den 
Willen  der  Fürsten  geschehen  konnte,  spricht  gewiss  nicht  dafür, 
dass  sie  es  gewesen  waren,  welche  ihn  einst  zum  imperator  electus 
erhoben  batten. 

Ist  also  die  Nürnberger  Wahl  auf  eine  einfache  Königswahl 
reducirt,  so  bleibt  noch  übrig  ihr  Verhältniss  zu  der  früheren 
Wahl  von  1196  und  zu  der  späteren  zu  Frankfurt  1212  festzu- 
stellen. Dass  es  sich  für  die  Fürsten  1211  nur  um  eine  Neu- 
wahl handeln  konnte , weil  über  die  Rechtmässigkeit  von  Ottos 
Königthum  wenigstens  seit  dem  Jahre  1208  kein  Zweifel  bestand, 
habe  ich  schon  vorhin  dargelegt. ')  Nun  weisen  indessen  mehrere 
Schriftsteller  bei  Gelegenheit  des  Nürnberger  Tages  auf  die 
frühere  Wahl  Friedrichs  und  auf  die  damals  demselben  von  den 
Fürsten  geschworenen  Eide  hin.  Aber  sollten  sich  wohl  die  Fürsten 
selbst  zu  Nürnberg  darauf  berufen  haben’)?  Sie  hätten  sich  nur  ein 


>)  8.  31. 

*)  Das  meint  Winkelmann  II,  280  und  300.  Es  bängt  das  damit  zu- 
sammen, dass  er  annimmt,  Friedrich  sei  in  Nürnberg  zum  Kaiser  «rwäblt. 
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Meitieidezeugniac  ausgestellt , und  ein  Recht  auf  den  Thron  haben 
sie  Friedrich  aus  der  früheren  Wahl  nicht  zuerkannt;  wozu  wäre 
dann  noch  eine  neue  Königswahl  noth wendig  gewesen?  Die 
Schriftsteller,  und  wer  sonst  die  Folge  der  Begebenheiten  über- 
blickte, mochten  leicht  dahin  geführt  werden,  die  schliessliche 
Erhebung  Friedrichs  mit  der  früheren  Wahl  in  Zusammenhang 
zu  bringen,  und  sein  ungewöhnlicher  Titel  musste  dazu  beitragen, 
den  wahren  Sachverhalt  zu  verdunkeln.  Ausserdem  fällt  es  auf, 
dass  Friedrich,  der  doch  sein  Recht  auf  den  Thron  als  durch 
die  Regierung  von  Philipp  und  Otto  nicht  beseitigt  ansah,  in 
den  verschiedenen  Privilegien,  welche  er  den  Fürsten  gleich 
nach  seiner  Ankunft  in  Deutschland  zum  Dank  für  ihre  Unter- 
stützung verlieh,  nirgends  auch  nur  andeutet,  dass  sie  seinem 
alten  Rechte  zur  Anerkennung  verholfen  hätten.  Aus  diesen 
Gründen  ist  es  mir  wenig  wahrscheinlich,  dass  man  zu  Nürnberg 
aus  der  früheren  Wahl  irgend  ein  Recht  hergeleitet  oder  auch 
nur  irgendwie  an  dieselbe  angeknüpft  hat.  Dass  sie  ihm  jedoch 
manchen  Anhänger  gewonnen  hat,  soll  damit  in  keiner  Weise 
geleugnet  werden. 

Anderseits  aber  hat  in  Nürnberg  nicht  die  definitive  und 
abschliessende  Wahl  Friedrichs  stattgefunden,  sondern  nur  seine 
Designation ‘);  die  Fürsten  beriefen  Friedrich  zur  Regierung  nach 
Deutschland , sie  einigten  und  verpflichteten  sich , dass  sie  ihn, 
sobald  er  komme,  wählen  würden,  wobei  wohl  die  Vorstellung, 
sei  es  bewusst,  sei  es  unbewusst,  wirksam  war,  dass  zur  richtigen 
Wahl  die  Anwesenheit  des  zu  Wählenden  gehöre.*)  Für  diesen 
Charakter  des  Nürnberger  Tages  scheint  mir  einmal  entscheidend, 
dass  Friedrich  nicht  sofort,  als  er  nach  Deutschland  kam,  ge- 
krönt wurde,  obwohl  er  allem  Anschein  nach  bereits  im  October 
1212  hätte  nach  .Mainz  gelangen  können,  der  Stadt,  in  welcher 


')  So  auch  Winkelmann  a.  a.  O. 

*)  Bis  zur  ersten  Wahl  Friedrichs  II.  1196  hat  man,  so  viel  ich  sehe, 
nie  einen  Abwesenden  gewählt;  wenigstens  ist,  wo  es  sich  nm  die  Erhebung 
eines  Kindes  handelte,  stets  der  Vater  zugegen  gewesen.  Die  Wahlen 
Friedrichs  II.  1196,  1197,  1198  in  Abwesenheit  erklären  sieh  wohl  ans  den 
besonderen  Verhältnissen.  Dass  Otto  IV.  seiner  Wahl  zu  Halberstadt  im 
Jahre  1208  beiwohnte,  glaube  ich  S.  21,  Not.  2 nachgewiesen  zu  haben. 
Später  sind  Heinrich  VIL  und  Konrad  IV.,  obgleich  noch  Kinder,  ebenso 
Heinrich  Raspe  und  Wilhelm  von  Holland  bei  ihrer  Wahl  zugegen  gewesen. 
Erst  Richard  und  Alfons  sind  wieder  als  Abwesende  gewählt  Die  Erhebung 
von  Alfons  kann  für  diese  Dinge  kaum  in  Betracht  kommen,  aber  Richard 
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er  später  die  Krone  empfing.  Er  bedurfte  eben  der  definitiven 
Wahl,  welche  nur  von  einer  allgemeinen  Reichs  Versammlung 
ausgehen  konnte,  und  da  die  Berufung  einer  solchen  geraume 
Zeit,  mindestens  eine  Anzahl  Wochen,  in  Anspruch  nahm,  konnte 
der  Wahltag  erst  auf  den  Anfang  December  angesetzt  werden. 
Unmittelbar  auf  die  definitive  Wahl  am  6.  December  folgte  aber 
auch  am  9.  December  die  Krönung.  Ferner  aber,  wollte  man 
annehmen,  Friedrich  hätte  bereits  in  Nürnberg  die  volle  königliche 
Gewalt  erlangt,  so  könnte  die  Frankfurter  Wahl  nur  eine  solche 
gewesen  sein,  durch  welche  einzelne  Fürsten  ihn  als  König  an- 
erkannten; es  wäre  also  dort  zu  seiner  Gewalt  qualitativ  nichts, 
nur  quantitativ  etwas  hinzugefügt  worden.  Dem  widerspricht 
aber  das  mehrfach  citirte  Schreiben  des  Hofkanzlers,  wo  auf  das 
Bestimmteste  es  ausgesprochen  ist,  dass  Friedrich  durch  die 
Frankfurter  Wahl  etwas  Anderes  wurde,  als  er  bisher  gewesen 
war:  er  war  erwählter  Kaiser  und  wurde  König.  Endlich,  wenn 
sich  Friedrich  nach  der  Frankfurter  Wahl  und  der  Krönung 
Romanorum  rex  nannte  und  den  Titel  eines  erwählten  Kaisers 
ablegte,  warum  nannte  er  sich  nicht  schon  vorher,  wenigstens 
seitdem  er  in  Deutschland  war,  in  regem  electua?  vorausgesetzt, 
dass  ihm  durch  einen  definitiven  Wahlakt  der  deutschen  Fürsten 
dieser  Titel  zukam. 

Gegen  die  Ansetzung  der  Nürnberger  Wahl  als  Vorwahl 
lässt  sich  allerdings  ein  starker  Einwand  erheben : Friedrich  hat 
vor  dem  Frankfurter  Wahltage  unzweifelhafte  Regierungsrechte 
ausgeübt  und  allem  Anschein  nach  sind  ihm  von  einer  Anzahl 
Fürsten  Treu-  und  Lehnseide  geschworen,  die  sie  nur  dem  Könige 
leisteten;  die  obsequia  der  Fürsten,  von  denen  Friedrich  in  seinen 
Urkunden  spricht,  werden  wohl  nicht  anders  zu  verstehen  sein. ') 
Nun  möchte  man  wieder  zur  Erklärung  dieser  Thatsachen  auf 
die  frühere  Wahl  von  1196  zurückgreifen;  ob  aber  mit  Recht, 


batte  sich  doch  vor  der  Wahl  verpflichtet  bis  zu  einem  bestimmten  Termin 
nach  Deutschland  herüberzukommen ; Winkelmann,  Acta  I,  583,  n.  738.  Zu 
Grunde  lag  wohl  die  Vorstellung,  dass  der  neue  König,  wenn  er  nioht  etwa 
allein  der  bei  Lebzeiten  des  Vaters  bestellte  Machfolger  desselben  war,  mit 
der  Wahl  sofort  die  Regierung  antrat,  und  vollständig  konnte  das  nur  ge- 
schehen, wenn  er  persönlich  die  Herrschaft  übernahm.  Die  Sitte,  nach  der 
die  Anwesenheit  des  zu  Wählenden  erforderlich  war,  konnte  aber  auf  die 
Wahlen,  durch  welche  nur  der  Nachfolger  bestimmt  wurde,  um  so  leichter 
übertragen  werden,  als  dieser  auch  bereits  Eide  zu  empfangen  pflegte. 

')  B.-F.  671  u.  folg. 
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ist  mir  nach  Obigem  und  bei  dem  Schweigen  der  Urkunden 
Friedrichs  über  diesen  Punkt  sehr  zweifelhaft.  Eher  möchte  ich 
hierfür  die  Designation  mit  ihren  rechtlichen  Folgen  heranziehen. 
Zwar  sind  die  Rechte  eines  zum  König  Designirten  kaum  jemals 
durch  einen  Rechtssprach  fixirt  worden ; denn  die  Designirten 
wurden  in  der  Regel  sehr  bald  gewählt,  und  wo  die  Wahl  wie 
bei  Ludwig  dem  Kinde,  Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  längere 
Zeit  oder  wie  bei  Ludolf  dem  Sohne  Ottos  I.  ganz  unterblieb, 
kamen  sie,  da  ihre  Väter  lebten,  überhaupt  nicht  in  die  Lage, 
sich  mit  Regierungsgeschäften  befassen  zu  müssen.  Aber  wir 
hören  doch,  dass  Ludwig  das  Kind *),  Ludolf*)  und  Heinrich  IV.*) 
nach  ihrer  Designation  bereits  die  Treueide  der  Grossen  des 
Reichs  empfangen  haben,  und  ähnlich  wie  diese  Designationen 
werden  auch  die  Beschlüsse  bei  den  Vorberathungen  für  eine 
neue  Wahl  wohl  regelmässig  von  den  Anwesenden  beschworen 
sein.  Ausdrücklich  überliefert  ist  uns  das,  als  1198  die  nieder- 
rheinischen Fürsten  den  Herzog  von  Zäringen  zum  deutschen 
König  wählen  wollten 4) ; auch  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  hat  eidlich 
versprochen  Richard  1257  seine  Stimme  zu  geben.*)  In  gleicher 
Weise  werden  die  deutschen  Fürsten,  welche  1211  Friedrich  nach 
Deutschland  beriefen,  schon  um  einander  sicher  zu  sein,  ge- 
schworen haben,  ihn  bei  seiner  Ankunft  wirklich  zu  wählen. 
Also  bindende  Verpflichtungen  schuf  bereits  die  Designation  oder 
Vorwahl.  Stand  nun  der  endgiltigen  Wahl  Friedrichs  1212  nur 
im  Wege,  dass  die  allgemeine  Reichs  Versammlung  nicht  sofort 
zur  Stelle  war,  sondern  erst  berufen  werden  musste,  und  geboten 
es  die  Verhältnisse,  dass  er  inzwischen  die  Rechte  eines  Königs 
auch  als  Designirter  in  Anspruch  nahm,  so  mochte  über  die 
momentan  noch  ausstehende  formale  Befugniss  wohl  hinweggesehen 
werden,  und  am  ersten  von  den  Fürsten , welche  ihn  erhoben 
hatten  und  welche  er  kraft  seiner,  wenn  auch  vorläufig  noch 
nicht  vollberechtigten  Gewalt  mit  Wohlthaten  überhäufte. 

An  Friedrich  II.  sind  somit  die  sämmtlichen  Handlungen, 
welche  man  als  Wahlen  bezeichnete,  vollzogen  worden.  Bei 
Lebzeiten  seines  Vaters  ist  er  1196  zum  Nachfolger  gewählt; 

*)  Herim.  Aug.  Chron.  a.  897;  SS.  V,  111. 

’)  Köpke-Dümmler,  Otto  d.  Gr.  149,  Not.  4. 

•)  Steindorff,  Heinr.  IIL,  H,  118,  Not.  2. 

4)  duoi  Cerugie  ädern  fecerunt,  quod eum  — — regem  crearent; 

Chron.  reg.  CoL  p.  163. 

*)  'Winkelmann,  Acta  1,  583,  n.  738. 
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1187  hat  ihn  der  Erzbischof  von  Köln,  welcher  ihm  1196  seine 
Stimme  nicht  gegeben  hatte,  auch  seinerseits  gewählt  und  damit 
anerkannt;  1198,  als  er  die  Regierung  antreten  sollte,  ist  er  von 
den  auf  dem  Kreuzzuge  befindlichen  Fürsten  von  Neuem  ge- 
wählt. Sein  Recht  wurde  aber  durch  die  Erhebung  Philipps 
und  Ottos  IV.  nach  der  Ansicht  der  deutschen  Fürsten  hinfällig. 
Im  Jahre  1211  haben  sie  ihn  in  Nürnberg  von  Neuem  zum 
König  designirt  und  ihn  1212  zu  Frankfurt  endgültig  gewählt.  *) 


')  Vielleicht  ist  Friedrich  nach  dem  Tode  Ottos  IV.  nochmals  gewählt 
worden.  Die  Ann.  Stad.  (SS.  XVI.  357)  berichten  zu  1218:  Rex  Fridericus 
Hervordiae  celebrata  curia  in  imperio  confirmatnr.  A.  1219.  Rex 
Fridericus  conventu  habito  apud  Ooslariam  principe»  convocavit,  ubi  dux 
Heinricus  ei  imperii  insignia  presentavit.  Ferner  S&chs.  Weltchr.  p.  241, 
cap.  357:  Deine  (Friedrich)  antworde  de  hertoge  Heinric,  de»  heiser 
Otten  broder , dat  rike  to  Ooslare.  Es  erinnert  da»  daran,  dass  bei 
Thietmar  V,  9 der  Herzog  von  Sachsen  Heinrich  II.  ,regni  curam  committit*, 
wofür  die  Ann.  Quedlinb.  ,eligere‘  sagen;  s.  S. 3,  Not.  2.  Über  die  Reichs- 
tage zu  Erfurt  und  Ooslar  vergl  B.-F.  1023  a n.  1024  a Es  scheint  mir  nichts 
im  Wege  zu  stehen,  dass  zu  Erfurt  von  dem  Pfalzgrafen  Heinrich  und  andern 
bisherigen  Anhängern  Ottos  Friedrich  gewählt  and  ihm  za  Ooslar  die  Reiche- 
insignien  überliefert  sind. 
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Nach  unsere  bisherigen  Resultaten  werden  wir  auch  eine 
Stelle,  welche  wir  über  die  Erhebung  Konrads  IV.  haben,  als 
wiederholte  Wahl  deuten  müssen.  Konrad  wurde  im  Februar 
1237  zu  Wien  gewählt , und  zwar  von  den  Erzbischöfen  von 
Mainz,  Trier  und  Salzburg,  den  Bischöfen  von  Bamberg,  Regens- 
burg, Freising  und  Passau,  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  dem 
König  von  Böhmen,  dem  Landgrafen  von  Thüringen  und  dem 
Herzog  von  Kärnthen.  Die  Fürsten  waren,  wie  sie  selbst  in 
der  über  die  Wahl  ausgestellten  Urkunde  sagen,  von  Friedrich  II. 
zur  Wahl  berufen  worden1);  es  war  also,  wie  man  annehmen 
muss,  ein  allgemeiner  Wahltag  ausgeschrieben,  zu  welchem  alle 
Fürsten  entboten  waren.  Die  Wahl  selbst  muss  als  definitive 
bezeichnet  werden;  denn  die  Wähler  erklären  in  jener  Urkunde: 
wir  haben  Konrad  zum  König  der  Römer  und  zum  künftigen 
Kaiser  erwählt  und  dem  Kaiser,  seinem  Vater,  geschworen,  dass 
wir  nach  seinem  Tode  den  genannten  Konrad,  welchen  wir  zum 
König  wählten  , als  unsern  Herrn  und  Kaiser  haben  werden.  *) 
Ausserdem  erscheint  Konrad  sehr  bald  nach  seiner  Wahl,  zuerst 
am  28.  November  1237,  unter  der  Vormundschaft  des  ersten 
Wählers , des  Erzbischofs  von  Mainz , als  in  Romanorum  regem 
electus  *),  also  unter  dem  Titel,  welcher  dem  gewählten  aber  nicht 
gekrönten  König  zukam.  Gekrönt  ist  Konrad  niemals. 


*)  Ad  Tocstionem  et  preoe» imperatoris  — — vota  nostra 

contulimus  in  Corradum ; Huillard-ßreholles,  Hist.  dipl.  Frid.  £L,  V,  32. 

*)  Eligentes  ipsum  ibidem  in  Romanorum  regem  et  in  futurum  im- 
peratorem  nostrum  post  obitum  patris  habendum,  ac  etiam  fide  data  eidem 
domino  imperatori  sacramento  firmavimns,  quod  prefatum  Conradum  a nobis 
in  regem  electum  post  mortem  prenominati  patris  sni  dominum  et  impera. 
torem  nostrum  habebimus;  ibid. 

•)  B.-F.  4387. 
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Nun  erzählt  uns  die  Chron.  regia  Colon,  a.  1237,  ed.  Waitz 
p.270:  imperator  ab  Austria  ascendit  usque  Ratisponam,  prinnipibus 
apud  Spiream  ad  colloquium  evocatis.  übi  cum  quidam  principes 
convenissent,  ab  eo  ad  conviviutn  invitantur.  Filium  eciatn  suum 
Cunradum  adhuc  pucrum,  prius  in  Austria  regem  Theutonie 
designatum,  denuo  ab  ipsis  optinet  approbari.  Zu  Speier  ist 
also  der  zum  deutschen  König  designirte  Konrad  von  einigen 
Fürsten  approbirt  worden.  Die  Bezeichnung  für  Konrad  als 
designatus  ist,  wie  wir  wissen , nicht  genau ; doch  mochte  man 
den  bei  Lebzeiten  des  Vaters  erwählten  Nachfolger  leicht  als 
designatus  ansehen,  insofern  er  noch  nicht  eigentlicher  Herrscher 
war  und  später  beim  Beginn  seiner  Regierung  noch  eine  zweite 
Wahl  wenigstens  folgen  konnte,  welche  dann  als  diejenige  er- 
schien, die  ihm  erst  volles  Recht  gab. 

Die  Thatsache  jedoch,  dass  zu  Speier  die  Wahl  Konrads 
von  einigen  Fürsten  bestätigt  ist,  wird  man  unbedenklich  an- 
nehmen dürfen.  Das  würde  nach  Analogie  der  früheren  Fälle 
heissen,  dass  ihm  Fürsten,  welche  bei  der  Wahl  in  Wien  nicht 
mitgewirkt  hatten,  nunmehr  ihre  Stimme  gaben.  Urkundlich 
lassen  sich  zu  Speier  im  Juni  1237  folgende  Fürsten  nachweisen l): 
die  Erzbischöfe  von  Mainz  und  Trier,  die  Bischöfe  von  Speier 
und  Worms,  der  Markgraf  Johann  von  Brandenburg’)  und  der 
Herzog  von  Limburg.  Diese  haben  Konrad,  mit  Ausnahme  der 
beiden  Erzbischöfe,  welche  ihn  bereits  zu  Wien  gewühlt  hatten, 
nun  ihrerseits,  jeder  einzeln  für  sich,  in  feierlicherWeise  zu  ihrem 
König  erklärt. 

Das  Merkwürdige  an  dieser  Wahl  ist,  dass  sie  stattfand, 
trotzdem  die  Reichsversammlung  zu  Wien  augenscheinlich  in 
vollkommen  ordnungsgemässer  Weise  und  für  die  Wahl  berufen 
war.  • Gewiss  war  Konrad  auch  durch  die  Wiener  Wahl  allein  der 
rechtmässig  gewählte  Nachfolger  seines  Vaters,  man  sieht  aber,  dass 
auch  nach  einer  formell  unanfechtbaren  Entscheidung  der  Reichs- 
versammlung, durch  welche  man  das  ganze  Reich  für  gebunden 
halten  sollte,  Fürsten,  die  abwesend  gewesen  waren,  nachträglich 
noch  ihr  Stimmrecht  ausüben  konnten  und  ihr  Votum  noch  Werth 


*)  B.-F.  22Ö8  o.  folg. 

*)  Vielleicht  ist  diese  Wahl  des  Markgrafen  für  das  Knrrecht  von 
Brandenburg  nicht  ganz  bedeutungslos  gewesen,  wie  überhaupt  die  Resultate 
dieser  Untersuchungen  die  Beurtheilung  der  Kurfürstenfrage  in  einigen 
Punkten  beeinflussen  dürften,  schon  deswegen  weil  neues  Material  über 
Königswahlen  beigebracht  ist. 
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und  Bedeutung  hatte.  Die  nachträgliche  Wahl  zu  Speier  wird, 
wie  das  unsere  Quelle  auch  zu  verstehen  giebt,  auf  den  besonderen 
Wunsch  Friedrichs  II.  zurückzuführen  sein.  Sein  Verhältniss 
zum  Papste  spitzte  sich  bereits  merklich  zu,  und  wie  er  sich  in 
seinem  Vorgehen  gegen  die  Lombarden  möglichst  durch  die 
Zustimmung  der  Reichsfürsten  zu  decken  und  zu  stärken  suchte, 
so  auch  bei  der  Sicherung  der  Nachfolge.  Vom  Papste  scheint 
denn  auch  Konrad  nie  als  deutscher  König  anerkannt  zu  sein.  *) 


')  Gregor  IX.  nennt  Konrad  noch  1233,  März  24  .carissimus  in  Christo 
filius* ; Mon.  Germ.  Ep.  sei.  I,  415,  n.  516;  später  finde  ich  diese  den  Königen 
zukommende  Bezeichnung  für  Konrad  nicht  mehr.  1237,  Nor.  2,  also  nach 
der  Wahl,  heisst  er  nur  .dilectus  filius  nobilisrir1;  Potth.  10477;  1239  nach 
Friedrichs  Excommunication  fehlen  auch  diese  Worte;  Ep.  sei.  I,  648,  lin.  11, 
Potth.  10766;  1240,  Jun.  2 spricht  Gregor  von  .Corrado  nato  Fr.  dioti 
imperatoris,  qui  se  facit  regem  Teutonie  appellari';  Ep.  sei.  I,  675,  n.  776. 
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Wir  haben  also  bei  den  Wiederholungen  von  Königs  wählen 
zwei  Arten  auseinanderzuhalten,  welche  in  ihrem  Wesen  ver- 
schieden gind.  Der  König,  welcher  bei  Lebzeiten  seines  Vaters 
gewählt  wurde,  hatte,  selbst  wenn  er  gekrönt  wurde,  noch  nicht 
das  gleiche  Recht  wie  dieser  auf  das  Reich,  sondern  gewann 
dasselbe  erst  dann,  wenn  er  das  Reich  beherrschte.  Der  Antritt 
der  wirklichen  Herrschaft  schuf  für  den  bereits  gewählten  König 
nicht  nur  ein  Deues  thatsächliches  Verhältniss,  sondern  gab  ihm 
Überhaupt  erst  sein  volles  Recht.  Es  hatte  das  seinen  Grund  in 
der  Bedeutung,  welche  man  dem  Besitz  einer  Sache  beitnass. 
Zur  Erläuterung  darf  man  daher  wohl  die  Giiterübertragungen 
im  privaten  Recht  heranziehen.  Dieses  schied  bei  denselben  zwei 
selbständige  Handlungen:  die  Überlassung  des  RechtB  auf  die 
Sache,  durch  welche  zunächst  nur  ein  Verhältniss  zwischen  dem 
Veräusserer  und  dem  Erwerber  hergestellt  wurde,  nicht  zwischen 
dem  Erwerber  und  der  erworbenen  Sache,  und  die  Einführung 
in  den  Besitz,  welche  eine  selbständige,  durch  einen  symbolischen 
Akt  sich  vollziehende  Handlung  war.  Erst  durch  den  Besitz  der 
Sache  entstand  ein  volles  Eigenthum  Uber  dieselbe.  Dass  man 
nun  den  Übergang  des  Reichs  von  einem  Herrscher  auf  den 
andern  als  ßesitzwechsel  behandelte,  lag  nahe  genug,  ln  der 
Wahl,  welche  man  nach  dem  Tode  des  seitherigen  Königs  an 
einem  vorher  noch  nicht  gewählten  vornahm,  vereinigten  sich 
beide  Akte:  die  Übertragung  des  Rechts  und  die  Einführung  in 
den  Besitz;  der  Moment  der  vollzogenen  Wahl  war  der  Augen- 
blick, in  welchem  der  neue  König  die  Regierung  antrat,  und  das 
ist  wohl  der  Anlass  gewesen,  weswegen  man  im  Allgemeinen 
darauf  hielt,  dass  der  zu  wählende  bei  der  Wahl  anwesend  war.1) 
Die  Krönung  gab  dem  König  eine  höhere  Weihe  und  kräftigte 

*)  8.  S.  89,  Note  2. 
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sein  Recht,  aber  alle  Regierungarechte  übte  er  echon  vor  der- 
selben.') Daaa  eine  aolche  Wahl  zugleich  einer  Einführung  in 
den  Besitz  gleichkomme,  schimmert  auch  einzeln  in  den  Worten 
unserer  Quellen  durch.  In  der  Erklärung  von  Speier  vom 
28.  Mai  1199  schrieben  die  deutschen  Fürsten,  welche  sich  als 
Wähler  Philipps  bezeichneten , an  Innocenz  III.  (LL.  II,  202): 
sie  würden  ihren  König  unterstützen,  adiutorium  prestituri,  quod 
nullua  in  imperio  et  in  terris,  quaa  serenissimua  frater  auus 
habuit,  ipsius  audebit  dominium  recusare.  Da»  Chron. 
Sampetr.  p.  50  sagt  von  der  Halberatädter  Wahl  Otto»  1208: 

de  electione  in  regem  Ottonem  omnes  convcnerunt  in 

unum.  Inde  marscalcus  (Henricus  de  Kalentin) adiens 

regem  Ottonem  regni  insignia,  civitates,  urbes  et  castella 
aibi  utpote  potentie  regali  subegit.  Noch  deutlicher  sind 
die  theoretischen  Auseinandersetzungen,  welche  Richard  von  Corn- 
wall dem  Papste  Urban  IV.  schickte.’)  Nachdem  er  geschildert, 
wie  der  deutsche  König  in  richtiger  Weise  gewählt  und  gekrönt 
werde,  fährt  er  fort:  quo  facto  cuilibet  via  precluditur  contra 
electionem  vel  electura,  iam  regem  Romanorum  effectura,  dicendi 
aliquid  vel  etiam  opponendi,  — — ei  — debet  — obediri,  suo 
more  homagia  et  fidelitatis  iuramenta  preatari,  asaiguari  civi- 

tates,  oppida,  castra et  alia  iura  imperii.  Aber 

entsprechend  dem  privaten  Rechte  kam  es  darauf  an , dass  der 
König  auch  wirklich  in  den  Besitz  des  Reiches  gelangte.  Der 
Besitz  besserte  das  Recht  des  Königs.  Philipp  beruft  sich  1206 
in  einem  Schreiben  an  Innocenz  III.  für  die  Rechtmässigkeit 
seines  Königthums  darauf,  dass  er  nach  seiner  Wahl  1198  das 
Reich  10  Wochen  lang  widerspruchslos  im  ruhigen  Besitz  gehabt 
habe,*)  dann  erst  sei  Otto  IV.  gewählt  worden;  ebenso  macht 
Richard  von  Cornwall  geltend,  dass  er  im  Besitze  des  Reichs 

')  Konrad  IV.  und  Heinrich  Raspe  sind  nie  gekrönt,  Philipp  ein  halbes 
Jahr,  Wilhelm  von  Holland  ein  ganzes  nach  der  Wahl,  ohne  dass  sie  des- 
wegen in  ihrer  Regierungsthätigkeit  inzwischen  behindert  waren.  Urban  IV. 
schrieb  an  Richard,  als  er  ihn  und  Alfons  als  ,in  Rom.  regem  electus*  be- 
zeichnet hatte,  in  einer  freilich  einseitigen  Darstellung:  tibi  non  ex  coro- 
natione  sed  eleotione,  per  quam,  ai  sit  legitime,  jus  solet  acquiri, 
electi  titulum  duximus  ascribendum;  so  ist  Rayn.  a.  1263,  §44,  Potth.  18633, 
nach  den  päpstlichen  Regesten  zu  corrigiren. 

*)  Raynald.  a.  1263.  § 63;  Potth.  18635. 

*)  post  ipsam  electionem  nostram  per  oontinuas  decem  septimanas  sine 
oontradictione  fuimus  in  imperii  quieta  possessione;  LL.  II, 
811,  lin.  66. 
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sei,  sein  Gegner  Alfons  aber  nicht.1)  — Wo  nun  aber  eine  Ein- 
weisung in  den  Besitz  bei  der  Wahl  ausgeschlossen  war,  indem 
durch  dieselbe  nur  einem  regierenden  Könige  der  Nachfolger 
bestellt  wurde,  konnte  man  diese  Wahl  leicht  als  eine  alleinige 
Übertragung  des  Rechte  auifassen,  welche  erst  in  der  späteren 
Besitzergreifung  ihre  Ergänzung  fand.  Ich  will  nicht  sagen,  dass 
man  sich  im  Mittelalter  in  dieser  Weise  die  Königswahlen  theoretisch 
conetruirt  hat;  da  aber  im  Privatrecht  Anschauungen  wie  die  eben 
entwickelten  bestanden,  erscheint  es  begreiflich,  wie  man  zu  der 
Ansicht  neigen  konnte,  dass  wenn  man  einen  Königssobn  bei 
Lebzeiten  seines  Vaters  zum  Nachfolger  wählte,  man  ihm  noch 
nicht  das  volle  Recht  am  Reich  übertrug,1)  und  wie  daher  am 
Begi  nn  der  wirklichen  Regierung  noch  eine  zweite  Wahl,  die 
eigentliche  Einführung  in  die  Herrschaft,  folgen  konnte.  So  möchte 
ich  die  zweite  Wahl  Friedrichs  II.  1198,  die  Ottos  IL  973  er- 
klären. Anderseits  aber,  wie  beim  Besitzwechsel  die  entscheidende 
Handlung  die  Übertragung  des  Rechts  auf  die  Sache  war  und 
die  Besitzeinweisung  allerdings  ein  nothwendiger  Akt,  aber  unter 
normalen  Verhältnissen  doch  nur  eine  Formalität  war,  so  mochte 
auch  die  Wahl  beim  Regierungsantritt  des  bereits  gewählten 
Königs,  besonders  wenn  die  Gewinnung  der  wirklichen  Herrschaft 
ausser  Zweifel  stand,  als  weniger  wichtig  erscheinen,  sich  vielleicht 
weniger  förmlich  vollziehen  oder  auch  ganz  unterbleiben.  Doch 
ist  diese  zweite  Wahl  vielleicht  öfter  vorgekommen , als  uns 
überliefert  ist. 

Eine  zweite  Art  von  Wiederholungen  der  Wahlhandlung 
entstand  dann,  wenn  bei  der  ersten  Wahl  einzelne  Fürsten,  welche 
eine  Stimme  besessen,  dieselbe  nicht  abgegeben  hatten  und  dies 
später  durch  einen  besonderen  Wahlakt  thaten.  Das  ist  bei  der 
Wahl  Philippe  1205,  Ottos  IV.  1208,  Wilhelms  von  Holland  1252, 
Friedrichs  II.  1197,  Konrads  IV.  1237  geschehen;  in  früherer 
Zeit  finden  wir  etwas  Ähnliches  vornehmlich  bei  der  Erhebung 
Heinrichs  II.  In  diesem  Fall  ist  die  erste  Wahl  bereits  als  eine 
fertige,  abgeschlossene  Wahl  zu  betrachten,  welche  dem  erwählten 
König  sein  volles  königliches  Recht  gab,  so  weit  das  durch  die 
Wahl  möglich  war;  die  zweite  Wahl  erscheint  als  eine  neue, 


■)  Hayn.  a.  1963,  § 66;  Winkelmann,  Acta  X,  466,  lin.  9t. 

•)  Daraus  ist  es  auch  wohl  Th.  zu  erklären,  dass  man  nach  dem 
Tode  Heinriohs  VL  so  schnell  von  der  Erhebung  Friedrichs  IL  abkam. 
Dazu  kam  freilich,  dass  er  ein  kleiner  Knabe  und  von  Deutschland  fern  war, 
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selbständige  Wahl,  welche  nur  für  diejenigen  eine  Bedeutung 
hatte,  die  bei  ihr  betheiligt  waren.1)  Die  zweiten  Wähler  schufen 
nun  ihrerseits,  soweit  sie  im  Stande  waren,  ihren  König,  und 
wenn  sie  auch  bei  der  Abgabe  ihrer  Stimmen  zu  - demselben 
Resultat  kamen  wie  die  ersten  Wähler  und  somit  faktisch  nichts 
anders  thaten  als  die  bereits  anderweitig  begründete  königliche 
Gewalt  anerkennen,  so  darf  man  doch,  weil  sie  theoretisch 
dieselbe  Freiheit  für  ihre  Entscheidung  in  Anspruch  nahmen  wie 
die  ersten  Wähler,  genau  genommen  den  Akt  nicht  als  An- 
erkennung bezeichnen,  sondern  kann  nur  von  einer  Anerkennungs- 
wahl reden. 

Der  Beweis  dafür  liegt  einmal  darin,  dass  unsere  Quellen 
zwischen  Wahl  und  Anerkennung  wohl  zu  unterscheiden  wissen. 
Die  Anerkennung  geschah  durch  Eide,  den  Treu-  und  Lehnseid, 
die  Wahl  durch  eine  Erklärung  des  Wählers,  dass  er  den  und 
den  zum  König  wähle,  d.  h.  dessen  königliche  Gewalt  creire.*) 
Es  ist  sogar  vorgekommen,  dass  die  Eide  vor  der  Wahl  geleistet 
sind,  so  bei  der  Wahl  Philipps  durch  die  niederrheinischen 
Fürsten  1205,  auch  der  Magdeburger  Erzbischof  und  andere 
haben  Otto  IV.  vor  seiner  Wahl  1208  Treue  geschworen.  Dass  trotz 
dieser  Eide  dieselben  Fürsten  nachher  noch  den  König  wählten, 
ist  der  beste  Beleg  dafür,  dass  Wahl  und  Anerkennung  in  ihrem 
Wesen  und  in  ihrem  Zweck  als  etwas  Verschiedenes  aufgefasst 
wurden. 

Einen  weiteren  Beweis  finde  ich  darin,  dass  ebenso  wie  die 
erste  Wahl  des  Könige  auch  der  spätere  Zutritt  einzelner  Fürsten 
electio  genannt  wird.  Gerade  das  Wort,  welches  unserm  (an- 
erkennen* am  vollständigsten  entspricht,  recognoscere,  wird  für 
den  zweiten  Akt  nicht  gebraucht.  Wenn  die  Quellen  einzeln  von 
confirmare,  corroborarc,  approbare  reden,  so  betonen  sie  damit 
die  Folge,  welche  der  nachträgliche  Zutritt  einzelner  Fürsten 
hatte.  Jedoch  durchaus  die  Regel  ist,  dass  dieser  wie  die  erste 
Wahl  electio  heisst;  daneben  kommt  der  synonyme  Ausdruck 
collaudatio  vor,  welcher  speciell  die  feierliche  Kur  bedeutet.  Nun 
wird  zwar  mit  electio  sowohl  die  Vorwahl,  die  Vorberathung  über 
den  zu  Wählenden,  die  Designation  desselben  für  die  Hauptwahl, 
als  auch  die  Hauptwahl  selbst,  die  abschliessende,  öffentliche 

’)  Dass  darin  ein  gewisser  Widersprach,  eine  Unklarheit  liegt,  ist  mir 
bewusst;  ich  denke,  es  wird  das  im  Folgenden  seine  Erklärung  finden. 

*)  Vergl.  eligere  — regni  curam  committere  S.  12,  Note  1. 

Ji&Unbcrg,  Kftnigvwahlen.  4 
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Kur  bezeichnet;  aber  bei  Vorwahl  wie  Hauptwahl  wurde  doch 
dieselbe  Handlung  des  Wählen*  vorgenommen , nur  unter  ver- 
schiedenen Umständen  und  daher  mit  verschiedener  Wirkung. 
Wenn  daher  an  einem  bereite  gewählten  König  nochmals  eine 
electio  vollzogen  wurde,  so  muss  man  aus  dem  Wort  electio 
folgern,  dass  auch  die  zweite  Handlung  eine  Wahl  war.  Man 
wird  nicht  ein  wenden,  dass  die  mittelalterlichen  Quellen  bei  Ge- 
legenheit der  Erhebung  von  Bischöfen  mit  electio  öfter  eine 
feierliche  Anerkennung  bezeichnet  haben.  Wurden  im  12.  Jahr- 
hundert und  früher  vielfach  die  Bischöfe  von  den  Königen  ein- 
gesetzt und  schritten  nachher  Clerus  und  Volk  der  Bisohofsstadt 
trotzdem  noch  zu  einer  electio,  so  hat  man  darin  unzweifelhaft 
eine  Wahl  zu  sehen.  Es  kam  darin,  wenn  auch  oft  wohl  in 
wenig  förmlicher  Weise,  das  alte  Wahlrecht  von  Clerus  und  Volk 
zum  Ausdruck,  welches  die  faktische  Ernennung  der  Bischöfe 
durch  die  Könige  wohl  bei  Seite  geschoben,  aber  nicht  vernichtet 
hatte  und  welches  später  in  etwas  veränderter  Gestalt  wieder 
zur  Herrschaft  gelangte.  Und  für  das  Recht  des  Bischofs  auf 
sein  Amt  ist  diese  Einführung  durch  eine  Wahl  keineswegs  ohne 
Belang  gewesen.1) 

Allerdings  wird  man  bei  Feststellung  des  Begriffs  der  electio 
auch  damit  rechnen  müssen,  dass  das  Wort,  wie  jedes  andere, 
in  übertragenem  Sinn  gebraucht  werden  konnte.  So  sind  wohl 
die  Fälle  zu  deuten,  welche  Ficker  zu  den  Böhmerschen  Regesten 
240d  anführt,  wo  er  darauf  hin  weist,  dass  man  auch  von  einer 
electio  des  Lehnserben  im  Fürstenthum  durch  die  Grossen  des- 
selben, ja  sogar  von  einer  electio  der  Königin  durch  die  Fürsten 
gesprochen  habe.  Leider  kenne  ich  die  Stellen  nicht,  möchte 
aber  vermuthen,  dass  mit  der  electio  nicht  zunächst  die  Aner- 
kennung, sondern  das  feierliche  Ausrufen  bezeichnet  worden  ist, 
in  welchem  bei  der  Königin  eine  Art  Anerkennung  zugleich  ent- 
halten war.  *)  Für  die  Anerkennung  des  Lehnserben  werden 
! 


*)  Vergl.  Bemheim,  Lothar  III.  u.  d.  Wormser  Concordst  25  u.  folg.; 
Forsch.  XX.,  361—365. 

*)  Merkwürdig  ist  auch  Ann.  Haies  sin.  a.  1235,  SS.  XVI,  483:  Isabella 
soror  regis  Aoglie  electa  est  imperatrix  Alemannie.  Hier  ist  weder  an 
Wahl,  noch  an  Anerkennung,  noch  an  ein  Ausrufen  za  denken,  sondern  wie 
man  die  Erhebung  eines  deutschen  Königs  als  seine  Wahl  bezeichnen  konnte, 
so  ist  es  auch,  wenig  passend,  bei  der  durch  Heirath  erfolgten  Erhebung 
der  Isabella  zur  Kaiserin  geschehen. 
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Eide  ausserdem  gefordert  sein.  So  mochte  besonders  in  letzterem 
Falle  die  Feierlichkeit  den  Eindruck  einer  Wahl  machen;  doch 
wäre  wohl  noch  nachzuforschen , ob  nicht  etwa  die  Erinnerung 
an  ein  früheres  Wahlrecht  der  Grossen  fortlebte.  Überhaupt 
möchte  ich,  da  das  Wort  eligere  überwiegend  in  ganz  bestimmter, 
technischer  Weise  gebraucht  wird,  demselben  an  schwierigen 
Stellen  zunächst  nicht  eine  andere  Bedeutung  unterschieben,  sondern 
umgekehrt  aus  dem  eligere  eher  auf  ein  auffallendes  Wahlrecht 
schliessen,  das  entweder  vorhanden  war  oder  gewesen  war  oder 
beansprucht  wurde.  Jedenfalls  aber  stand,  wie  man  annehmen 
muss,  der  Begriff  der  Königswahl  so  fest,  dass,  wo  die  Schrift- 
steller davon  reden,  sie  auch  eine  solche  haben  bezeichnen  wollen. 

Weswegen  einzelne  Fürsten  nach  geschehener  Hauptwahl 
noch  ihre  Stimmen  in  feierlicher  Wahl  dem  Könige  gaben,  ist 
schon  früher  berührt  worden.1)  Für  die  Fürsten  kam  es  darauf 
an  durch  die  Ausübung  ihres  Wahlrechts  die  Entstehung  schäd- 
licher Präcedenzfälle  zu  verhüten,  für  den  König  die  ausdrückliche 
Wahlerklärung  der  Fürsten  zu  besitzen.  Die  einfache  Unter- 
werfung oder  Anerkennung  durch  Eide  konnte  leicht  als  er- 
zwungen angesehen  werden , wohingegen  die  Wahl  in  höherem 
Grade  als  das  Resultat  eines  freien  Entschlusses  erscheinen  musste. 
Dass  aber  die  Stimmen  von  denen,  welche  bei  der  Hauptwahl  nicht 
mitgewirkt  hatten,  nach  derselben  noch  Werth  hatten,  hat  seinen 
letzten  Grund  darin  gehabt,  dass  man  für  die  Königs  wähl  Ein- 
stimmigkeit verlangte.  Der  uns  als  selbstverständlich  geltende 
Satz,  dass  in  solchen  Fällen  die  Entscheidung  der  Majorität  eine 
etwaige  dissentirende  Minderheit  mit  verpflichtet,  widerstrebte 
überhaupt  dem  Empfinden  der  mittelalterlichen  Deutschen.  Das 
Majoritätsprincip  ist  in  Verbindung  mit  der  Königswahl  während 
des  13.  Jahrhunderts  nur  sehr  vereinzelt  aufgetaucht.*)  Praktisch 
konnte  es  überhaupt  erst  werden  mit  der  Beschränkung  der 


•)  S.  12. 

’)  So  in  Schreiben  Innocenz  III.,  vergl.  Quidde,  Entst.  d.  Kurfürsten- 
oollegs  71  u.  folg.;  in  dem  Protest  der  deutschen  Fürsten  zu  Gunsten 
Philipps  gegen  Innocenz  1202;  Reg.  super  neg.  imp.  61;  bei  dem  Streit 
zwischen  Richard  und  Alfons,  Wiukelmann,  Acta  I,  465,  n.  667  u.  Potth.  18684i 
im  Schwabenspiegel  Ld.  R c.  130.  Auch  für  das  Schiedsgericht,  welches 
1200  Uber  das  Recht  Philipps  und  Ottos  IT.  entscheiden  sollte,  war  das 
ICajoritätsprincip  angenommen;  B.-F.  46a. 

4* 
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Wähler  auf  eine  bestimmte  Zahl,  also  mit  der  Ausbildung  des 
Kurfürstencollegs,  und  reichsgesetzliche  Sanktion  hat  es  für  die 
Königswahl  erst  1338  erhalten.1) 

Man  wird  nicht  einmal  behaupten  können,  dass  das  Votum 
der  Anwesenden  die  Abwesenden  unbedingt  gebunden  habe. 
Gewiss  ist  im  Allgemeinen  nicht  zu  bestreiten,  dass  Beschlüsse, 
welche  auf  ordnungsgemäss  angesagten  Reichstagen  mit  Beobachtung 
aller  Formen  gefasst  wurden,  für  das  ganze  Reich  und  für  jeden 
Einzelnen  Rechtskraft  hatten;  und  zu  den  Reichstagen  gehörten 
auch  die  Wahltage.  So  ist  denn  auch  gerade  da  , wo  einzelne 
Fürsten  nachträglich  gewählt  haben,  entweder  eine  allgemeine 
Versammlung  gar  nicht  berufen  oder  ihre  formale  Rechtmässigkeit 
angefochten  worden.  Ersteres  war  bei  der  Erhebung  Heinrichs  II. 
und  Konrads  m.  der  Fall,  letzteres  bei  der  Philipps,  Ottos  IV. 
und  Wilhelms  von  Holland.  Schwer  lässt  sich  aber  schon  gegen 
die  Frankfurter  Versammlung  von  1196,  auf  welcher  Friedrich  II. 
gewählt  wurde,  etwas  einwenden,  und  gewiss  nichts  gegen  den 
Wiener  Tag  1237,  auf  welchem  die  Erhebung  Konrads  IV.  er- 
folgte, und  doch  sind  zu  jener  wie  zu  dieser  Wahl  später  zu- 
stimmende  Erklärungen  einzelner  Fürsten  eingeholt  worden. 
Allerdings  hatten  beide  Male  die  Kaiser  ein  besonderes  Interesse 
daran,  möglichst  viele  Stimmen  auf  ihre  Söhne  zu  vereinigen; 
aber  merkwürdig  bleibt  es,  dass  zu  bereits  formell  vollkommen 
gültigen  Entscheidungen  die  nachträgliche  ausdrückliche  Zustim- 
mung rechtlich  noch  möglich  war,  ja  ihnen  zur  Bekräftigung 
diente;  denn  das  lässt  umgekehrt  schliessen,  dass  diejenigen, 
welche  än  der  Wahl  nicht  mitgewirkt  hatten,  dem  König  weniger 
verpflichtet  waren,  als  die,  welche  für  ihn  gestimmt  hatten. 

Bei  einer  consequenten  Weiterführang  dieser  Anschauung 
würde  man  dahin  kommen,  dass  der  König  nur  der  König  seiner 
Wähler  und  derjenigen  gewesen  sei,  welche  ihn  anerkannt  hatten. 
Und  allerdings  eine  gewisse  Neigung  zu  einer  solchen  Auflassung 
der  staatlichen  Verhältnisse  ist  nicht  zu  leugnen.  Wo  Einstimmigkeit 
Erforderniss  bei  der  Königswahl  war , ergab  es  sich  von  selbst, 
dass,  wer  einen  König  nicht  wählte  oder  die  Wahl  an  Bedingungen 
knüpfte,  welche,  nicht  erfüllt  wurden,  oder  die  nöthigen  Eide  nicht 
leistete,  dem  König  auch  die  Anerkennung  versagte.  Dann 
musste  Gewalt  entscheiden,  und  je  nach  dem  Ausgang  des 
Kampfes  grenzte  sich  die  Herrschaft  des  Königs  thatsächlich  in 

*)  Zoepfl,  RcchUgesch.  4.  Aufl.  Bd.  II,  % 58,  S.  314. 
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der  angegebenen  Weise  von  selbst  ab.  Wurde  gegen  einen  König 
von  seinen  Widersachern  ein  anderer  als  Gegenkönig  aufgestellt, 
so  lag  die  Sache  noch  klarer;  dann  war  jeder  von  ihnen  eben  nur 
der  König  seiner  Anhänger.1) 

Diesen  thatsächlichen  Verhältnissen  zur  Seite  gehen  gewisse 
ihnen  entsprechende  Rechtsvorstellungen , welche  zwar  nicht 
unbedingt  und  widerspruchslos  herrschten,  aber  doch  vorhanden 
waren.  Schon  das  Bestreben,  die  nicht  abgegebenen  Stimmen 
auch  nach  der  Wahl  noch  zu  gewinnen,  legte  den  Gedanken  nahe, 
dass  die  Wahl  als  solche  eine  vollständige  Verpflichtung  gegen 
den  König  für  die  Gesaramtheit  noch  nicht  schuf,  sondern  zunächst 
nur  für  die  Wähler.  Aber  man  kann  den  Satz  allgemeiner  fassen: 
es  galt  für  nothwendig,  dass  überhaupt  jeder  einzelne  sich  durch 
eine  freie  Handlung  zu  dem  neuerhobenen  König  in  das  richtige 
Verhältniss  setzte.  Die  Form  dafür  war  der  Eid.  Das  Wahl- 
recht und  der  Eid  des  Volkes  stehen  in  Beziehung  zu  einander 
und  haben  eine  ähnliche  Entwicklung  durchgemacht.  Zur  Zeit 
der  Merowinger  und  Karolinger  wurde  der  Eid  der  Treue  von 
jedem  freien  Mann  gefordert.  Als  aber  jene  zahlreichen,  mannig- 
faltigen, für  das  Mittelalter  so  charakteristischen  Abhängigkeits- 
Verhältnisse  mehr  und  mehr  Ausdehnung  und  festere  Formen 
gewannen  und  lehnsrechtliche  Anschauungen  das  ganze  Staats- 
leben durchdrangen,  zerriss  die  unmittelbare  Verbindung  des 
Königs  mit  weiten  Kreisen  des  Volks.  Diese  erschienen  nunmehr 
zunächst  abhängig  von  ihren  Herren  und  erst  mittelbar  vom  König. 
Damit  verringerte  sich  die  Zahl  derjenigen,  welche  dem  König  zu 
schwören  hatten.  Wer  überhaupt  zum  Eide  verpflichtet  war, 
ist  nicht  ganz  klar:  im  Allgemeinen  bemerkt  man,  dass  ihn  die- 
jenigen leisteten,  welche  in  unmittelbarer  Abhängigkeit  vom  Könige 
standen.  Doch  wird  man  ihren  Eid,  wenigstens  bis  zur  Entstehung 
der  Landesherrschaft  1231,  als  allgemeinen  Eid  des  Volkes  anzu- 
sehen haben,  so  gut  wie  die  Wahl  des  Königs  trotz  des  ent- 
scheidenden Gewichts  einzelner  Stimmen  bis  zur  vollständigen 
Ausbildung  des  Kurfdrstencollegs  eine  allgemeine  Wahl  des 
Volkes  war.  Fürsten  und  Grosse  schwuren  und  wählten  als 
diejenigen,  welche  nach  der  natürlichen  Ordnung  der  Dinge  die 
berufenen  Vertreter  des  Volkes  waren,  und  sie  handelten  für 


')  S.  i.  B.  lantgravius,  reprobato  rege  euo  Ottouc,  Philippo  regi  >e 
iuramento  et  hominio  obligavit;  Chron.  Sampetr.  46. 
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dieses  mit.  — Worauf  es  nun  ankoruuit , das  ist  der  Charakter 
des  Eides.  Ich  sehe  dabei  ab  von  dem  Eide  der  früheren  Zeit.  ’) 
Für  die  Zeit,  welche  uns  beschäftigt,  den  Anfang  und  die  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts,  ist  der  Eid  des  Volkes  jedenfalls  nicht 
schlechthin  als  rechtliche  Consequenz  der  Wahl  des  Königs  auf- 
zufassen,  schon  deswegen  nicht,  weil  er  nur  zur  Hälfte  ein  staat- 
licher Eid , zur  andern  Hälfte  dagegen  ein  Lehnseid  war. 
Allerdings  die  Wähler  des  Königs  erklärten  durch  die  Wahl 
zugleich  ihre  Bereitwilligkeit  zum  Eide,  aber  erst  durch  diesen 
wurde  von  ihnen  und  überhaupt  von  allen,  welche  ihn  leisteten, 
das  Treuverhältniss  zum  König  rechtlich  bindend  begründet. 
Deutlich  offenbart  sich  das  darin,  wie  die  Eide  seitens  der  Päpste 
behandelt  sind.  Ale  Philipp  1201  reprobirt,  Otto  IV.  1210  und 
Friedrich  II.  1245  abgesetzt  wurden*),  haben  die  Päpste  die 
Unterthanen  von  ihren  Eiden  noch  besonders  gelöst.*)  Also 
trotz  Reprobation  und  Absetzung  blieben  die  Eide  und  die  daraus 
fliessenden  Verbindlichkeiten  bestehen.  Der  Eid  kann  sonach 
nicht  die  einfache  Folge  der  Entstehung  der  königlichen  Gewalt 
gewesen  sein , weil  er  mit  derselben  nicht  erlosch.  Man  kann 
das  Verhältniss  so  definiren:  durch  die  Wahl  entstand  für  die 
Wähler  die  stärkste  moralische  Verpflichtung  gegen  den  König, 
aber  erst  der  Eid  schuf  das  formal  rechtliche  Band*);  jedoch 
ebenso  wie  die  Wahl  war  der  Eid  das  Resultat  einer  freien  und 
selbständigen  Handlung,  zu  welcher  das  Individuum  nicht  ohne 
Weiteres  auf  Grund  der  vollzogenen  Wahl  verpflichtet  war. 

Existirten  solche  Anschauungen,  so  konnten  diejenigen,  welche 
einen  König  nicht  wählten  oder  nicht  anerkannten  und  einen 
Gegenkönig  erhoben,  nicht  geradezu  als  Rebellen  betrachtet  werden. 
Zwar  die  Neigung  dazu  war  begreiflicherweise  auf  beiden  Seiten 
jeder  Zeit  vorhanden.  Aber  in  gewissem  Sinn  erscheint  doch 

')  Dass  z.  B.  unter  Karl  <1  Gr.  und  zu  manchen  andern  Zeiten  der  Kid 
allgemein  als  etwas  betrachtet  wurde,  das  niemand  dem  Könige  verweigern 
könne,  ist  ganz  sicher.  Aber  man  darf  auch  wohl  darauf  hinweisen,  dass, 
als  einst  Verschwörer  gegen  das  Leben  Karls  vor  Gericht  gestellt  wurden, 
sie  sich  darauf  beriefen,  dass  sie  demselben  keine  Treue  geschworen  hätten ; 
Waitz,  Verf.-Oesch.  III,  291. 

*)  Winkelmann  L 209;  II,  249;  Potth.  11733. 

*)  Dasselbe  hat  Gregor  VII.  gethan,  als  er  1076  Heinrich  IV.  absetzte; 
Jaffe,  Reg.  Gr.  p.  224. 

*)  Daraus  erklärt  es  sich  auch  wohl,  dass  Philipp  1204  von  den  nieder- 
rheinischen  Fürsten  bei  ihrer  Unterwerfung  erst  den  Eid  forderte,  dann 
erst  1206  die  Wahl  nachfolgte, 
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der  Kampf  der  Gegenkönige  als  ein  Kampf  um  das  Reich,  nicht 
als  die  Empörung  des  eineD  gegen  den  andern.  Den  Eindruck 
gewinnt  man  aus  manchen  zeitgenössischen  Darstellungen.  Auf 
dieselbe  Auffassung  stösst  man , wenn  man  daraufhin  die  Vor- 
gänge bei  der  Erhebung  Ottos  IV.  1208  prüft.  ’)  Indem  die 
siegreiche  staufische  Partei  keine  Neuwahl  und  keine  neue 
Krönung  verlangte  und  somit  Otto  ein  gewisses  Recht  auf  das 
Reich  auf  Grund  seiner  früheren  Wahl  zuerkannte,  gab  eie  zu, 
dass  diese  wenigstens  nicht  gegen  alles  Recht  geschehen  sei. 
Damit  waren  denn  auch  Ottos  frühere  Wähler  und  Anhänger 
gerechtfertigt.  Deutlicher  noch  spricht  der  schon  erwähnte  Brief, 
welchen  der  Gardinallegat  Hugo  nach  der  Braunschweiger  Wahl 
Wilhelms  1252  schrieb,  worin  er  sagt,  dass  sich  nun  niemand, 
wie  bisher  eine  Anzahl  Städte,  damit  entschuldigen  könne,  dass 
sie  dem  König  Wilhelm  nicht  zu  gehorchen  brauchten,  weil  der 
Herzog  von  Sachsen  und  der  Markgraf  von  Brandenburg  dessen 
Wahl  nicht  zugestimmt  hätten.9)  Das  heisst  doch,  so  lange  die 
Zustimmung  oder  Wahl  der  beiden  Pürsten  unterblieben  war, 
konnten  die  Städte  mit  gewissem  Rechte  ihren  Ungehorsam  ent- 
schuldigen; und  was  von  den  Städten,  galt  sicher  von  den  Wählern 
selbst,  denen  damit  von  der  Gegenpartei  zugestanden  wird,  dass 
sie  bis  zu  ihrer  Wahl  mindestens  ein  geringeres  Mass  von  Ver- 
pflichtung gegen  den  König  hatten  als  die  Wähler,  welche  ihre 
Stimme  demselben  gegeben  hatten. 

Wie  man  sieht,  sind  das  deutliche  Spuren  der  Anschauung, 
dass  die  staatlichen  Verhältnisse  gleichsam  auf  einem  Vertrage 
zwischen  dem  König  und  dem  Volke,  oder  genauer  den  einzelnen 
Gliedern  des  Volkes,  beruhten9),  und  dadurch  treten  die  nach- 

>)  S.  Cap.  HL 

*)  B.-F.  5068:  se  aliquot  civitates  et  oppida  excusabant, 
dicentua  quod  eidem  domino  W.  non  debebant  intendere  tanquam  regi,  pro 
eo  quod  nobiles  principes  dux  Saxonie  etmarchio  Brandenburgensis,  qui  vocem 
habent  in  electione  predicta,  electioni  non  consenserant  supradicte  ; nun  aber 
hatten  beide  Fürsten  Wilhelm  gewählt,  8.  S.  27,  Not.  2.  Cum  igitur  prefate 
civitates  et  oppida  se  non  possint  ulterius  excusare,  quin  obedire  debeant 

dicto  regi, mandamus,  quod  (quatinus:') moneatis,  ut  — — Wilelmo 

in  omnibus  obediant  tanquam  regi  etc. 

s)  Ähnlichen  Anschauungen  begegnet  man  bei  der  Frage  nach  der  Be- 
steuerung im  Reich  und  besonders  in  den  einzelnen  Territorien : Zeumer, 
Städtesteuern  5 u.  folg.,  36  u.  folg.;  Waitz,  Verf.-Oesch  VIII,  394  u.  folg.; 
Nitzsch,  Gesch.  d.  d.  Volkes  III,  175.  Ebenso  bei  der  Keichsheerfahrt : 
Weiland,  Forsch.  VII,  113;  Waitz,  VIII,  98.  Vergl.  auch  im  Allgemeinen 
B.-F.  4198,  über  die  Landstande. 
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fraglichen  Wahlen  einzelner  Fürsten  erst  ins  richtige  Licht. 
Man  wird  sich  jedoch  hüten  müssen  diese  Dinge  zu  scharf  zu 
formuliren,  denn  ganz  klar  und  unbestritten  war  das  Recht  derer, 
welche  denKönig  weder  gewählt  nochanerkannt  hatten,  keineswegs. 
Es  rührte  das  daher,  dass  der  Tendenz,  die  Verpflichtung  gegen 
den  König  von  einem  Willensakte  des  Individuums  abhängig  zu 
machen,  sehr  bestimmt  ein  anderes  höheres  politisches  Priocip 
gegenüberstand,  das  der  politischen  Einheit  des  Reichs,  wonach 
ein  einzelnes  Glied  desselben  durchaus  nicht  die  Freiheit  hatte, 
sich  von  demselben  loszusagen,  wann  es  ihm  beliebte.  Alle  Könige 
haben  den  Anspruch  auf  das  ganze  Reich  erhoben.  Merkwürdig 
ist,  wie  die  beiden  sich  widersprechenden  Vorstellungen  gerade 
bei  der  Königswahl  zum  Vorschein  kommen.  Eine  Königswahl 
ist  es  gewesen,  welche  zum  ersten  Male  das  politische  Einheits- 
geflihl  der  Deutschen  offenbarte,  nämlich  die  Erhebung  Arnulfs  887. 
Es  war  wohl  eins  der  grössten  und  ruhmvollsten  Resultate  der 
staatlichen  Organisation  und  Thätigkeit  der  Karolinger,  dass 
durch  eie  die  einzelnen  deutschen  Stämme  ein  Bewusstsein  ihrer 
politischen  Zusammengehörigkeit  gewannen,  so  dass,  als  das  grosse 
Reich  sich  aufzulösen  begann,  sie  nicht  wieder  wie  einst  beim 
Ende  der  Merowingerperiode  sich  völlig  auf  ihr  landschaftliches 
Sonderleben  zurückzogen.  Die  gemeinsame  Königswahl,  welche 
seit  Arnulf  die  Regel  wurde,  trat  nicht  nur  der  bisher  geltenden 
Sitte  der  Theilung  des  Reichs  unter  die  Erben  entgegen,  sondern 
sie  zeigte  auch,  dass  die  Stämme  sich  als  Glieder  einer  grösseren 
politischen  Gemeinschaft  betrachteten.  Und  so  wie  einst  Arnulf 
sind  später  alle  Könige,  selbst  wenn  sie  von  einer  Minorität 
erhoben  wurden,  immer  als  Könige  des  ganzen  Reichs  gewählt 
worden.  An  eine  Theilung  des  Reichs  hat  man  ernstlich  nie 
mehr  gedacht. 

Man  begreift , dass  unter  diesen  Umständen  jenes  indi- 
vidualistische Princip,  wenn  es  auch  vorhanden  war,  nie  ganz 
rein  zur  Erscheinung  gekommen  ist.  *)  Widerspruch  konnte  eine 
rechtmässige  Königswahl  nicht  hindern  und  gar  ein  absolutes 
Veto  hat  der  einzelne  nie  besessen.  Wer  sich  weigerte  einen 


>)  So  konnte  sich  neben  der  oben  entwickelten  Auffassung  von  dem 
Eide  des  Volks  »ach  die  entgegengesetzte  geltend  machen,  wie  das  die 
S.  47  oitirte  Stelle  aus  den  Darlegungen  Richards  zeigt.  Allerdings  ist  hier 
aber  auch  die  seltsame  Theorie  aufgestellt,  dass  bereits  durch  zwei  kurfürst- 
liche Stimmen  eine  rechtmässige  Königswahl  zu  Stande  kommen  könne.  — 
Damit  dürfte  sich  auch  der  S.  49,  Note  1 erwähnte  Widerspruch  erklären. 
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König  zu  wählen  oder  anzuerkennen,  mochte  es  thun ; er  that  es 
aut'  seine  Gefahr  und  musste  es  sich  gefallen  lassen,  dass  viel- 
leicht von  ihm  die  versagte  Anerkennung  erzwungen  wurde. 
Eine  solche  Entscheidung  herbeizuführen  war  durchaus  zulässig, 
und  um  so  eher  als  man  geneigt  war,  auch  den  Kampf  als  Rechts- 
mittel und  seinen  Ausgang  als  Urtheil  anzusehen.  Man  bestritt 
dem  Könige  in  keiner  Weise  das  Recht  gegen  jeden  im  Reich, 
der  sich  nach  der  Wahl  ihm  nicht  unterwerfen  wollte,  Gewalt  zu 
gebrauchen.  Aber  daneben  und  dagegen  behauptete  sich  doch 
wieder  die  seit  uralten  Zeiten  vererbte  Empfindung,  dass  der 
einzelne  freie  Mann  im  Grunde  staatlich  nur  zu  dem  verpflichtet 
sei,  dem  er  zugestimmt  habe,  und  sie  war  so  stark,  dass  sie  die 
Ausbildung  eines  Majoritätsprincips  hindern  konnte  und  der  nicht 
abgegebenen  Stimme  auch  nach  der  Wahl  noch  Bedeutung  verlieh 
und  ihre  Gewinnung  als  wünschenswerth  erscheinen  liess. 

In  Folge  dieses  Widerstreits  der  Anschauungen  ist  es  nicht 
möglich  bei  einer  Königswahl , für  welche  volle  Einstimmigkeit 
nicht  erzielt  war,  genau  festzustellen,  wann  sie  den  formalen  An- 
forderungen genügte.  Sehr  wesentlich  war  der  thatsächliche 
Besitz  und  die  Ausübung  der  Herrschaft , dass  aber  auch  eine 
starke  Majorität,  obwohl  sie  als  zwingend  nicht  anerkannt  wurde, 
doch  ein  ausschlaggebendes  Gewicht  hatte,  ist  nicht  zu  leugnen. 

Oie  Ansichten  von  dem  weiten  Recht  des  Einzelnen  gegen 
die  Gesammtheit  konnten  neben  der  erkannten  Einheit  und 
Untheilbarkeit  des  Reichs  nur  deshalb  so  lange  fortwuchern,  weil 
es  an  einer  gesetzlichen  Formulirung  des  öffentlichen  Rechts 
fehlte.  Sowie  man  zu  einer  zusammenfassenden  Darstellung 
schritt,  musste  man  die  Widersprüche,  Unsicherheiten  und  Un- 
klarheiten desselben  gewahr  werden  und  aus  dem  Wege  zu 
räumen  suchen.  Das  zeigt  sich  vornehmlich  bei  dem  Wahlrecht 
und  dem  Wahlmodus.  Wenige  Dinge  haben  die  Entstehung  eines 
abgeschlossenen  College  von  Kurfürsten  so  sehr  gefordert  wie  die 
bekannte  Stelle  des  Sachsenspiegels,  *)  und  so  war  es  schliesslich 
auch  nur  consequent,  dass  später  der  Schwabenepiegel,  um  eine 
weitere  Unklarheit  zu  beseitigen,  das  Majoritätsprincip  für  die 
Abstimmung  des  Kurfürsten  bei  der  Königswahl  postulirte.  *) 

«)  Ld.  K.  HI,  67,  2. 

*)  Dass  die  Stelle  Ld.  R,  130  trotz  ihrer  Form  nicht  geltendes  Recht, 
sondern  eine  Forderung  des  Spieglers  enthält,  ist  ganz  klar.  Dasselbe  dürfte 
auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von  jener  Stelle  des  Sachsensp.  za  sagen  sein. 
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Auf  S.  6 habe  ich  behauptet,  dass  von  den  beiden  Recen- 
sionen  der  Chron.  regia  Colon,  cont.  8.  Pantaleonis  1200 — 1219 
die  ausführlichere  rec.  C eine  Ableitung  und  Erweiterung  der 
rec.  B sei ; im  Gegensatz  zu  Waitz,  welcher  in  seiner  Ausgabe 
B als  einen  Auszug  von  C hinstellt.  Waitz  begründet  seine 
Ansetzung  (S  XVIII,  not  1 u.  2)  mit  dem  allgemeinen  Charakter 
der  Erzählung  und  fuhrt  zum  Beweis  einzelne  Beispiele  an. 

Uber  den  allgemeinen  Charakter  bemerke  ich  Folgendes. 
B und  C stimmen  im  Allgemeinen  wörtlich  überein , aber  C 
hat  an  einer  Anzahl  Stellen  ganze  Abschnitte  oder  einzelne 
Sätze  mit  guten,  selbständigen  Nachrichten,  von  denen  sich  bei 
B nichts  findet.  In  den  ersten  Jahren  (z.  B.  1201,  1203,  1204, 
1205)  weicht  auch  öfter  der  Wortlaut  der  beiden  Recensionen 
stark  von  einander  ab,  ohne  dass  sich  stets  inhaltlich  eine  wesent- 
liche Verschiedenheit  ergäbe,  so  dass  man  sieht,  einer  der  beiden 
Verfasser  hat  umgearbeitet.  In  den  späteren  Jahren  hat  C, 
abgesehen  von  dem  Plus  an  selbständigen  Sätzen,  bei  voller 
Übereinstimmung  im  Übrigen  öfter  ein  oder  zwei  Wörter  mehr, 
welche  den  Sinn  an  vielen  8tellen  nicht  verändern,  aber  den 
Text  glatter  und  lesbarer  erscheinen  lassen,  als  er  in  B ist. 

Die  einzelnen  Beispiele,  auf  welche  Waitz  sich  stützt,  sind 
folgende.  Unter  dem  Jahre  1203  ist  ein  langer  Brief  des  Kaisers 
Balduin  über  die  Eroberung  von  Constantinopel  durch  die 
Kreuzfahrer  eingerückt,  in  welchem  C (S.  214)  einen  grösseren 
Abschnitt  hat,  welchen  B nicht  bringt.  Die  übrigen  bekannten 
Exemplare  geben  die  Stelle  wie  C.  Aber  in  dem  an  den  Papst 
Innocenz  III.  adressirteu  Exemplar  (Reg.  VII,  152)  fehlt  doch 
auch  ein  Satz  dieser  Stelle,  in  welchem  über  die  Tödtung  des 
päpstlichen  Legaten  durch  die  Griechen  gesprochen  wird,  und 
jedes  der  vorhandenen  Exemplare  weist  an  anderen  Orten  grössere 
Abschnitte  auf,  welche  die  übrigen  nicht  haben.  Es  wäre  daher 


Digitized  by  Google 


59 


nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  dass  ein  Exemplar  existirt  hätte 
und  von  B benutzt  wäre,  in  welchem  die  erwähnte  8telle  fehlte ; 
denn  in  derselben  wird  nur  in  höchst  rhetorischer  Weise  ge- 
schildert, welches  Verderben  Oonstantinopel  über  die  Christenheit 
gebracht  habe ; wo  rec.  B fortfährt,  leitet  sie  den  Satz  mit  einem 
,denique‘  ein,  das  die  übrigen  Exemplare  nicht  haben,  und  der 
Satz  schliesst  sich,  wie  er  bei  B steht,  inhaltlich  sehr  gut  an  das 
dort  Vorangehende  an.  Wenn  rec.  B zu  Grunde  lag,  müsste 
also  C den  Text  nach  einem  zweiten  Exemplar  corrigirt  haben, 
und  unmöglich  wenigstens  wäre  das  nicht;  denn  C bietet  ja 
mancherlei  Neues.  Jedenfalls  aber  hat  die  andere  Annahme, 
dass  B jene  Stelle  in  C vorgefunden,  jedoch  ausgelassen  und 
dann  mit  ,denique‘  den  nächsten  Satz  eingeleitet  hat,  gewiss  ihr 
Missliches. 

Am  Schluss  von  1201  heisst  es  nach  der  Erzählung  von  der 
Eroberung  von  Zora  in  C : ad  expugnandam  Constantinopolim  cum 
eo  (Alexio) proficiscun tur ; in  B:  ad  subdendam  orientalem  ecclesiam 
Romane  cum  eo  diriguntur.  Hier  ist  allerdings  das  Natürlichste 
eine  Ableitung  von  B aus  C anzunehmen,  weil  man  glauben 
möchte,  dass  an  die  Stelle  des  idealen  Motivs  der  Unterwerfung 
der  orientalischen  Kirche  nicht  leicht  das  mehr  egoistische  der 
Eroberung  von  Constantinopel  gesetzt  worden  ist.  Aber  C giebt 
wenigstens  doch  das  Richtigere.  Für  Alexius  kam  es  nur  auf 
die  Wiedergewinnung  seiner  Hauptstadt  an , und  . von  dessen 
Thätigkeit  für  die  Vereinigung  der  beiden  Kirchen  wird  nachher 
nichts  erzählt.  Ausserdem  ist  gerade  dies  Jahr  stark  im  Texte 
umgearbeitet,  ohne  dass  an  allen  Stellen  die  Absicht  Vorgelegen 
hat  den  Sinn  zu  ändern. 

Zu  1211  hat  B bei  Syfridus  Mogonciensis  aepus  den  Zusatz: 
et  legatus  a papa  constitutus,  welcher  sich  in  C nicht  findet. 
Aber  Waitz  scheint  nicht  beachtet  zu  haben,  dass  es  wenige 
Zeilen  weiter  in  C heisst:  Syfridus  similiter  a papa  se  legatum 
per  Alemanniam  constitutum  affirmans,  und  dieser  Zusatz  fehlt 
in  B.  Hier  ist  es  gewiss  ebenso  wahrscheinlich,  dass  C die 
rec.  B.  corrigirt  hat,  zumal  C den  Zeitpunkt  für  die  Übernahme 
des  Legatenamts  richtiger  angiebt. 

Unter  1212  hat  B den  Satz:  Teodericus  vero  aepus  — — 
Romani  progreditur,  ubi  per  longum  tempus  demoratur.  C hat 
den  Satz  nicht.  Aus  dem  longum  tempus  schliesst  Waitz  auf 
spätere  Abfassung  von  B.  Dagegen  lässt  sich  nur  einwenden, 
dass,  wie  Waitz  S.  XVIII,  not.  4 selbst  bemerkt,  Öfter  Dinge 


Digitized  by  Google 


60 


vorgreifend  berichtet  werden,  und  zwar  geschieht  das  in  dem 
beiden  Reoensionen  gemeinsamen  Texte. 

So  haben  wir  allerdings  mehrere  Stellen,  welche  sich  am 
ungezwungensten  durch  die  Annahme  einer  Abhängigkeit  der 
rec.  B von  C erklären.  Dagegen  sind  jedoch  einige  allgemeine 
Bemerkungen  zu  machen.  Wenn  man  den  Wortlaut  von  B und 
C neben  einander  hält,  kann  man  B jedenfalls  nicht  als  einen 
Auszug  aus  C bezeichnen.  Die  Absicht  mit  weniger  Worten 
möglichst  dasselbe  zu  sagen  oder  die  ausführlichere  rec.  C nach 
bestimmten  Gesichtspunkten  inhaltlich  zu  kürzen,  lässt  sich,  wenn 
man  von  den  weniger  klaren,  schon  charakterisirten  ersten  Jahren 
absieht,  nirgends  entdecken.  Lange  Partien  in  beiden  Recen- 
sionen  stimmen  wörtlich  überein.  Stösst  man  auf  eine  irgendwie 
bedeutendere  Abweichung,  so  hat  C regelmässig  eine  oder  mehrere 
neue  Thatsachen,  welche  sich  bei  B nicht  finden.  Diese  er- 
scheinen dann  in  C so,  dass  entweder  die  Construction  des  Satzes 
dieselbe  ist  wie  in  B und  nur  der  Inhalt  ein  umfassenderer,  oder, 
was  gewöhnlich  ist,  C hat  ein  reines  Plus  von  einem  oder  mehreren 
selbständigen  Sätzen.  Diese  Verhältnisse  machen  es  aber  ganz 
und  gar  unwahrscheinlich,  dass  B nach  C gefertigt  ist;  denn 
man  begreift  nicht,  wie  B eine  Reihe  von  Thatsachen  einfach 
übergangen  haben  sollte,  ohne  dass  sich  im  Allgemeinen  die 
Neigung  zeigte,  die  Vorlage  zusammenzuziehen. 

Inhaltlich  betrifft  das  Mehr  von  C die  verschiedenartigsten 
Dinge:  1202  und  1204  holländische,  1202  und  1203  westfalische, 
1203,  1204  und  1212  thüringisch- böhmische,  1205  kölnische  Ver- 
hältnisse, 1211  die  Albigenserkriege  u.  s.  w.  Es  ist  gewiss 
auffallend,  dass  das  Plus  mehrfach  Ereignisse  derselben  Gegend 
behandelt,  während  in  demselben  sich  doch  eine  einheitliche 
politische  oder  persönliche  Tendenz  nicht  kundgiebt,  welche  B 
bewogen  haben  könnte,  diese  Nachrichten  fortzulassen.  Die 
einfache  Erklärung  scheint  die,  dass  der  Verfasser  von  C aus 
verschiedenen  Gebieten  Nachrichten  hatte,  welche  er  in  B nicht 
vorfand  und  einfügte. 

Endlich  scheint  mir  an  der  S.  7 citirten  Stelle  geradezu 
ausgeschlossen,  dass  B aus  C geflossen  sein  kann.  Wie  sollte 
jemand  dazu  kommen,  aus  einer  allgemeinen  Reichsversammlung 
eine  Art  von  Provinzialversammlung  unter  dem  Vorsitze  des 
Königs  zu  machen  7 und  wohl  kaum  ein  Schriftsteller  hätte  sich 
die  merkwürdigen  Nachrichten  von  der  vorübergehenden  Re- 
signation Philipps  und  seiner  sofortigen  Wiederwahl  entgehen 
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lassen,  vorausgesetzt,  dass  er  sie  nicht  in  bewusster  Weise  ver- 
warf; und  das  kann  man  aus  B gewiss  nicht  herauslesen.  Dass 
rec.  B,  wie  sie  an  dieser  Stelle  vorliegt,  aus  C gleichsam  ab- 
geschwächt wäre,  erscheint  unmöglich,  vielmehr  weist  umgekehrt 
sowohl  der  Inhalt  wie  das  Satzgefüge  sehr  deutlich  darauf  hin, 
dass  C aus  B erweitert  ist. 

Andere  Beispiele  der  Art  sind  folgende.  A.  1200  hat  B: 

abbate,  fratribus  discordantibus;  C:  abbate,  — — cum 

nec  ulla  ratione  fratres  concordarent,  fratribus  digcordantibus.  — 
A.  1202  kann  das  Mehr  in  C:  Per  idem  tempus  — mancipavit, 
nur  nachgetragen  sein;  deun  wäre  C einheitlich  concipirt,  so 
wäre  die  Nachricht  mit  der  Erzählung  von  den  brabantisch- 
geldrischen  Händeln,  zu  denen  sie  gehört,  am  Beginn  des  Jahres 
verbunden  worden.  Fehlt  nun  der  Zusatz  in  B,  so  muss  B die 
frühere  Form  sein.  — A.  1203  (pag.  202)  heisst  es  von  Constan- 
tinopel  in  B:  constructa,  invaditur  et  capitur;  in  C:  constructa 
et  semper  insuperabilis  existens,  capitur.  Weiter  unten  lesen  wir 
in  B,  dass  Constantin  Constantinopel  auch  prächtig  ausgeschmückt 
habe;  nach  C haben  dies  seine  Nachfolger  gethan.  Dass  B 
hier  gekürzt  hat,  ist  nicht  zu  glauben,  denn  B ist  nicht  kürzer, 
vielmehr  hat  augenscheinlich  C an  beiden  Stellen  geändert. 

Die  Abweichungen  von  G sind  also  darauf  zurückzuführen, 
dass  der  Verfasser  seine  Vorlage  B zu  vervollständigen,  zu 
corrigiren  l)  und  besser  zu  stilisiren  strebte. 


')  Eine  bemerkenawerthe  Correctur  findet  sich  auch  1216,  wo  der 
Reichstag  vom  1.  Hai  von  ß nach  Nürnberg  verlegt  wird,  während  C richtig 
Würzburg  angiebt.  Vielleicht  war  der  Tag  ursprünglich  nach  Nürnberg 
berufen. 
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Nachtrag  zu  Seite  3. 


Konrad  II.  ist  in  Burgund  zweimal  gewählt  worden.  Wipo 
c.  30  erzählt  zu  1033:  Veniens  ad  Paterniacurn  monasterium  in 
purificatione  s.  Mariae  a maioribus  et  minoribus  regni  ad  regendam 
Burgundiam  electus  est  et  in  ipsa  die  pro  rege  coronatus  est. 
Die  Ann.  Sangall.  a.  |034  berichten : Genevamque  pervenit.  Ibi 
— — in  festivitate  s.  Petri  ad  vincula  coronatus  producitur  et 
in  regnum  Burgundionum  rex  eligitur.  Konrad  ist  demnach 
1033  zu  Peterlingen  von  den  germanischen  Burgundern  nach 
ihrer  Unterwerfung  zum  König  gewählt  und  dann  gekrönt; 
1031  haben  die  romanischen  Burgunder  zu  Genf  das  Königthum 
Konrads  anerkannt,  indem  sie  ihn  ihrerseits  zum  König  wählten ; 
vergl.  Bresslau,  Konr.  II.,  II,  111.  Nach  unserer  Quelle  scheint 
Konrad  bei  dieser  Wahl  die  burgundische  Königskrone  getragen 
zu  haben;  vergl.  dazu  S.  11. 


K.  Uruhn’i  Buobdruckertti,  Warmbraun. 
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Vorrede. 


Die  vorliegende  Arbeit,  zu  welcher  Herr  Professor  Dr.  H. 
Bresslau  die  erste  Anregung  gegeben  hat  und  der  die  denselben 
Titel  führende  Dissertation  des  Verfassers  zu  Grunde  liegt, 
sollte  bereits  im  April  dieses  Jahres  im  Druck  erscheinen. 

Das  Herauskommen  jedoch  des  4.  Bandes  von  Franz  von 
HoltzendorfFs  „Handbuch  des  Völkerrechts,“  in  welchem  in 
ausführlichster  Weise  das  Kriegsrecht  behandelt  wird,  forderte 
zu  einer  erneuten  Untersuchung  auf,  ob  das  aufrecht  zu  er- 
halten wäre,  was  Verfasser  im  Beginne  der  Einleitung  ausge- 
führt hat,  dass  nämlich  eine  Darstellung  des  Völkerrechts  im 
Mittelalter  von  juristischen  Völkerrechtsschriftstellern  nicht 
in  genügender  Weise  gegeben  und  deshalb  wohl  einmal  von 
einem  Historiker  versucht  werden  könne. 

Schon  ein  Überblick  Uber  die  Bezeichnungen  der  einzelnen 
Capitel  in  diesem  Buche  erweckt  nämlich  den  Glauben,  dass  in 
ihm  auch  das  Kriegsrecht  der  Vergangenheit,  insbesondere  das 
des  Mittelalters  genügende  Darstellung  gefunden  habe.  Es 
findet  sich  nicht  bloss  ein  Capitel  „die  geschichtliche  Entwicke- 
lung des  Kriegsreclits  und  seiner  grundsätzlichen  Auflassung; 
II.  im  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit,“  sondern  auch  Einzelnes, 
wie  z.  B.  Repressalien,  die  Kriegsgefangenschaft,  die  Neutra- 
lität erfährt  eine  geschichtliche  Betrachtung. 

Mit  den  allgemeinen  Bemerkungen  in  jenem  erstgenannten 
Capitel  stimmt  wohl  im  Wesentlichen  überein,  was  Verfasser 
in  der  Einleitung  (SS.  3 und  4)  und  in  dem  Abschnitt  über 
„Beginn  der  Feindseligkeiten“  (SS.  8 und  9)  aufgeführt  hat, 
es  muss  sogar  besonders  hingewiesen  werden  auf  die  Erörte- 
rungen über  die  durch  die  Praxis  der  damaligen  Kirche  behin- 
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derte  Fähigkeit  des  Christentums,  die  grausamen  Kriegssitten  zu 
mildern  (Holtzendorff  S.  261). 

Was  aber  in  den  Einzelerörterungen  in  Bezug  auf  das 
Mittelalter  gesagt  ist,  unterscheidet  sich  au  Genauigkeit  und 
quellenmässiger  Beweisführung  in  nichts  von  den  in  der  Ein- 
leitung der  vorliegenden  Arbeit  charakterisirten  Ausführungen 
anderer  Darstellungen  des  Völkerrechts. 

Eine  historische  Darstellung  des  Kriegsrechts  im  Mittel- 
alter  auf  Grund  quellenmässiger  Forschung,  womit  in  dieser 
Arbeit  ein  Anfang  gemacht  ist,  der  aber  noch  der  Ergänzung 
für  das  ganze  Mittelalter  bedarf,  dürfte  durch  das  Erscheinen 
des  HoltzendortFschen  Buches  micht  überflüssig  geworden  sein. 

Berlin,  im  Oktober  1889. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


Glicht  blos  das  sogenannte  moderne  Völkerrecht,  sondern 
das  Völkerrecht  überhaupt  ist  ein  Produkt  und  eine  Errungen- 
schaft der  neueren  Zeit.  Wo  mehrere  Staaten  nebeneinander 
bestanden , da  werden  sich  allerdings  immer  gewisse  Beziehungen 
zwischen  ihnen,  und  in  diesen  auch  gewisse  Kegeln  heraus- 
gebildet haben,  sie  sind  dem  Altertum  ebenso  wenig  fremd  wie 
dem  Mittelalter,  aber  diesen  Beziehungen  fehlt  jener  vorwiegend 
rechtliche  Charakter,  welcher  an  Stelle  der  Völkersitte 
früherer  Zeiten  heute  ein  Völkerrecht  gesetzt  hat. 

Es  mag  daher  für  den  Erforscher  des  Völkerrechts  immer- 
hin interessant  sein,  den  Spuren  desselben  auch  in  früheren 
Zeiten  nachzugehen,  aber  die  Ergebnisse  seiner  Forschung 
werden  ihn  insofern  wenig  befriedigen,  als  sie  meistens  negativ 
ausfallen  und  ihm  immer  wieder  die  Thatsache  vor  Augen  führen 
werden,  dass  das  Völkerrecht  nur  auf  dem  Boden  moderner 
Civilisation  und  modern  organisirter  Staatenverhältnisse  er- 
wachsen konnte,  dass  hier  nur  entwickelungsfähige  Keime 
gelegt  werden  konnten. 

Die  Geschichte  anderer  Rechtsdisziplinen  giebt  mehr  oder 
weniger  das  Bild  eines  Entwickelungsganges,  der,  früh  begin- 
nend, bis  zu  heute  bestehenden  Rechtsverhältnissen  heranführt 
— die  Geschichte  des  Völkerrechts  zeigt  auch  schon  früh  An- 
sätze und  Anfänge  mannigfacher  Art,  aber  kein  einziger  hat 
sich  continuirlicli  fortentwickelt  und  zu  einer  heute  zu  Recht 
bestehenden  Institution  ausgestaltet. 

Aus  Betrachtungen  solcher  Art  mag  es  sich  erklären,  dass 
die  juristischeLitteratur  über  die  Geschichte  des  Völkerrechts 
eine  so  überaus  dürftige  ist.  Keins  der  grossen  Handbücher, 

Levy,  Kriegsrecht.  1 
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die  sonst  an  Ausführlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig  lassen, 
kommt  in  seinem  rechtsgeschichtlichen  Teil  über  allgemeine 
Betrachtungen  hinaus,  und  bei  diesen  ist  das  Mittelalter,  ins- 
besondere das  frühere,  meist  noch  schlechter  gefahren,  als  das 
Altertum.  Ein  einziger  umfassender  Versuch  dieser  Art  liegt 
vor  in  dem  höchst  anregend  und  gründlich  geschriebenen  Werke 
von  Ward;1)  aber  da  das  Buch  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts verfasst  ist,  fehlt  ihm  natürlich  jene  Unterlage,  welche 
der  heutige  Stand  der  Quellen  zur  Geschichte  des  Mittelalters 
bietet,  und  von  der  aus  allein  eine  derartige  Untersuchung 
geführt  werden  kann.  Zudem  stehen  iu  diesem  Buche  die  eng- 
lischen Verhältnisse  mehr  im  Vordergrund,  als  zum  Erkennen 
der  kriegsrechtlichen  Gebräuche  anderer  Völker  und  besonders 
der  uns  zunächst  interessierenden  Deutschen  dienlich  ist.  Das 
weit  angelegte  Werk  von  Laurent’)  ist  mehr  eine  Culturge- 
schichte  als  eine  Völkerrechtsgeschichte,  das  Buch  von  K.  Th. 
Pütter*)  enthält  auch  nicht  viel,  was  für  unsere  Aufgabe  in 
Betracht  käme.  Eine  Monographie  der  neuesten  Zeit  von  Nys,4) 
die  sich  allein  mit  dem  Kriegsrecht  befasst,  hat  hauptsächlich 
die  Litteraturgeschichte  des  Kriegsrechts  vor  Hugo  Grotius  im 
Auge,  und,  wo  sie  auch  auf  die  Praxis  desselben  eingeht,  da 
ist  wieder  das  frühere  Mittelalter  fast  gar  nicht  berücksichtigt. 

Die  Erforschung  des  Völkerrechts  früherer  Zeiten  gehört, 
besonders  wegen  der  demselben  als  Hintergrund  dienenden  poli- 
tischen Verhältnisse,  wohl  auch  mehr  als  die  Geschichte  an- 
derer Rechtsgebiete  zu  der  Aufgabe  des  Hi storiker’s,  und  die 
quellenmässigen  Untersuchungen,  die  in  neuester  Zeit  auf  dem 
Gebiete  der  Völkerrechtsgeschichte  gemacht  wurden,  sind  ja 
auch  von  Historikern  ausgegangen.6) 

*)  Kob.  Ward,  Iuquiry  into  the  foundatiou  and  hiatory  of  the  law  of 
nations  in  Europe  from  the  time  of  the  Grecks  and  Romans  to  the  agc  of 
Grotius.  London  1795.  Dieses  seltene  Buch,  welches  auf  keiner  Berliner 
Bibliothek  vorhanden  zu  sein  scheint,  wurde  mir  durch  die  freundliche  Ver- 
mittlung der  Direction  der  KSnigl.  Universitäts-Bibliothek  zu  Göttingen  zu- 
gänglich, was  ich  an  dieser  Stelle  gern  mit  Dank  erwähne. 

*)  Laurent,  Etudes  sur  l’histoire  de  l'humanitfc.  1850/70. 

*)  K.  Th.  Ptltter,  Beitrüge  zur  Völkerrechtsgeschichte.  1846. 

‘)  Ernest  Nys,  le  droit  de  la  guerre  et  les  prfccurseurs  de  Grotius.  Bru- 
xelles et  Leipzig  1882. 

•)  Löbren,  Gesandtschaftücher  Verkehr  im  Mittelalter.  Heidelberg.  Dia- 
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Wenn  sich  der  Verfasser  dieser  Arbeit  eine  Untersuchung 
des  Kriegs  rechts  zur  Aufgabe  gestellt  hat,  so  beginnt  er  aber 
dadurch  nicht  blos  mit  der  Ausfüllung  einer  Lücke,  deren  Vor- 
handensein in  der  Wissenschaft  der  Völkerrechtsgeschichte  nach- 
zuweisen und  zu  erklären  oben  versucht  wurde,  sondern  die 
Untersuchung  dürfte  auch  zur  Klarstellung  von  Verhältnissen 
dienen,  welche  bis  jetzt  auch  von  Seiten  der  Historiker  nicht 
gegeben  wurde. 

Zwar  sind  die  Stellen  nicht  selten,  an  denen  das  Wort 
„ Kriegsrecht“  in  wissenschaftlichen  Darstellungen  mittelalter- 
licher Geschichte  sich  findet,  aber  dass  damit  immer  eine  klare 
Vorstellung  davon  verbunden  worden  wäre,  was  im  Mittelalter 
unter  Kriegsrecht  verstanden  wurde,  geht  aus  den  Stellen  selbst 
wenigstens  nicht  hervor,  und  auch  im  Zusammenhang  hat  man 
sich  in  solchen  Büchern  darüber  niemals  ausgelassen.  Wenn 
z.  B.  Waitz  (Jahrbücher  Heinrichs  I.’S.  127)  die  Behandlung 
erzählt,  welche  Heinrich  I den  Daleminziern  nach  der  Einnahme 
von  Glana  zu  Teil  werden  lässt,  und  dazu  bemerkt:  „liier 
waltete  volles  Kriegsrecht“,  so  kann  man  leicht  zu  der  Ver- 
mutung kommen,  dass  „volles  Kriegsrecht“  es  erfordert  oder 
vielmehr  zugelassen  hätte,  mit  besiegten  Feinden  also  zu  ver- 
fahren, während  vielmehr  diese  Untersuchung  unter  anderem 
auch  zeigen  wird,  dass  das  als  Regel  keineswegs  betrachtet 
werden  konnte.  Oder,  wenn  Giesebrecht  (Deutsche  Kaiserzeit 
Bd.  I,  S.  681)  von  dem  Einfalle  Lothars  von  Frankreich  in  Lo- 
thringen 978  bemerkt : „ . . . brach  Lothar  plötzlich  ohne  Kriegs- 
ankündigung wider  Sitte  und  Herkommen  in  Lothringen  ein,“ 
so  scheint  es  festzusteheu,  dass  eine  Kriegsankündigung  sonst 
unter  allen  Umständen  stattfand,  eine  Annahme,  welche  sich 
aus  den  Quellen  keineswegs  als  feststehend  nachweisen  lässt. 

In  die  Untersuchung  dieser  Verhältnisse  ist  nun  aber  der 
Verfasser  — und  das  sei  von  vornherein  betont  — nicht  mit  der 
Tendenz  eingetreten,  welche,  wie  oben  ausgeführt,  demjenigen 
nahe  liegen  dürfte,  der  das  Völkerrecht,  wie  es  heute  besteht, 
in  seinen  Anfängen  in  früherer  Zeit  suchen  will.  Nicht  soll 
etwa  gezeigt  werden,  dass  die  heutigen  kriegsrechtlichen  Ver- 


Bertation  1882.  — Michael,  die  Formen  des  unmittelbaren  Verkehrs  zwischen 
den  deutschen  Kaisern  und  souveränen  Fürsten.  Hamburg  1888. 
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hältnisse  auf  damaligen  fussen,  oder  dass  damals  schon  Bestim- 
mungen gegolten  haben,  die  auch  heute  in  Kriegszeit  interna- 
tionale Gültigkeit  haben.  Um  das  zu  zeigen,  müsste  der  Beweis 
erbracht  werden,  dass  damals  bestimmte  Regeln  im  Kriege  mit 
jenem  Bewustsein  der  rechtlichen  und  moralischen  Verpflichtung 
innegehalten  wurden,  welches  dem  heutigen  Kriegsrecht  seinen 
praktischen  Wert  und  die  Bürgschaft  weiterer  Ausbildung  ver- 
leiht. Dieser  Beweis  kann  aber  schon  deshalb  nicht  geführt 
werden,  weil  dem  Mittelalter  und  besonders  den  hier  zu  behan- 
delnden früheren  Jahrhunderten  desselben  die  moralischen  sowohl 
wie  die  in  den  Verhältnissen  der  Staaten  zn  einander  begrün- 
deten Voraussetzungen  eines  solchen  Bewusstseins  fehlten,  Vor- 
aussetzungen, die  in  damaligen  Zeiten  auch  durch  die  mächtige 
humanisierende  Kraft  des  Christentums  noch  nicht  genügend  er- 
füllt werden  konnten. 

Es  soll  vielmehr  lediglich  dargestellt  werden,  wie  sich  im 
Mittelalter  kriegführende  Parteien  gegenseitig  behandelten, 
gleichviel,  ob  darin  eine  kriegsrechtliche  Regel  im  heutigen 
Sinne  oder  ein  zufälliges  Verhalten  gesehen  werden  kann.  Es 
soll  mit  einem  Wort  nicht  untersucht  werden,  ob  ein  Kriegs- 
recht im  heutigen  Sinne,  wenn  auch  nur  in  einer  damaligen 
Verhältnissen  angepassten  Weise,  vorhanden  war,  sondern  quel- 
lenmässig  und  rein  historisch  soll  mitgeteilt  werden, 
wie  sich  die  Völker  im  Kriege  in  Bezug  auf  solche 
Fragen  verhielten,  die  schon  an  sich,  ohne  dass  man 
das  Criterium  modernen  Kriegsrechts  anlegt,  rein 
kriegsrechtlicher  Natur  waren  und,  wenn  auch  nicht 
theoretisch  erörtert,  doch  praktisch  gelöst  werden 
mussten. 

Es  entsteht  nun  zunächst  die  Frage , ob  man  alle  Kämpfe 
des  Mittelalters  in  diese  Untersuchung  hineinzuziehen  hat,  eine 
Frage,  welche  schon  deshalb  sehr  wichtig  ist,  weil  jene  kampf- 
erfüllten Zeiten  ein  so  reichhaltiges  Material  in  dieser  Beziehung 
bieten,  dass  seine  Bewältigung  nicht  geringe  Schwierigkeiten 
bereitet. 

Wenn  man  modernes  Kriegsrecht  darstellen  will,  ist  die 
Lösung  einer  derartigen  Frage  leicht,  denn  es  ist  nicht  zweifel- 
haft, welche  Kriege  heute  überhaupt  kriegsrechtlich  als  solche 
betrachtet  werden,  und  welche  kriegführenden  Parteien  auf 
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Beobachtung  kriegsrechtlichen  Verhaltens  von  Seiten  ihrer 
Gegner  Anspruch  machen  können.  Das  Kriegsrecht  im  subjek- 
tiven Sinne,  d.  h.  die  Berechtigung,  den  Krieg  zu  erklären,  als 
Kriegspartei  aufzutreten  und  die  Befugnisse  auszuüben,  die  jedem 
regelrecht  kriegführenden  Teil  zugesprochen  werden,  haben 
z.  B.  weder  halbsonveräne  Staaten  noch  auch  die  einzelnen, 
unselbständigen  Glieder  eines  Staatenverbandes,  und  von  solchen 
geführte  Kämpfe  werden  demgemäss  nicht  in  die  Reihe  kriegs- 
rechtlich zu  behandelnder  aufgenommen  werden.1) 

Bei  einer  Betrachtung  des  Kriegsrechts  im  Mittelalter  müssen 
aber  solche  Unterscheidungen  ausser  Acht  gelassen  werden. 
Soll  ein  Bild  davon  gegeben  werden,  wie  sich  im  Mittelalter 
Kämpfende  zu  einander  verhielten,  werden  aber  zu  diesem 
Zwecke  blos  Kriege  zwischen  unabhängigen,  selbständigen 
Völkern  in  Betracht  gezogen,  so  wird  das  gelieferte  Bild  ein 
höchst  unvollständiges  werden,  denn  diese  Kämpfe  bilden  einen 
verhältnismässig  geringen  Teil  aller  Kämpfe;  die  Kriege  z.  B., 
die  das  deutsche  Reich  in  der  Karolingerzeit  gegen  seine  grossen 
tributpflichtigen,  also  nicht  ganz  unabhängigen  Nachbarn  zu 
führen  hatte,  stellen  ebenso  gewaltige  Kämpfe  dar,  wie  die  mit 
ganz  selbständigen,  unabhängigen  Staaten.  Wichtiger  aber 
als  dieser  äussere  Grund  ist  der  innere,  dass  die  kriegführenden 
Parteien  damaliger  Zeit  selbst  gewiss  nie  die  Frage  aufgeworfen 
haben,  ob  sie  subjektiv  zum  Kriege  berechtigt  wären  und  ob 
also  der  von  ihnen  geführte  Kampf  nnter  den  Begriff  des  Krieges 
falle.  Will  man  also  diese  Kämpfe  aus  der  damals  geltenden 
Anschauung  heraus  betrachten,  so  darf  man  sie  von  einer  Un- 
tersuchung des  Kriegsrechts  nicht  ausschliessen. 

Aber  man  hat  wohl  noch  weiter  zu  gehen  und  auch  die 
rein  inneren  Kämpfe,  sowohl  die,  welche  das  Reichsoberhaupt 
mit  aufrührerischen  Vasallen,  wie  die,  welche  Vasallen  unter  sich 
führten,  mit  in  den  Kreis  der  Betrachtung  zu  ziehen.  Auch 
diese  inneren  Kämpfe  nämlich  weisen  eine  Fülle  von  Momenten 
auf,  die  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  können,  wenn 

')  Ein  Kriegsstand , sagt  Ilcffter  (das  Europäische  Völkerrecht  7.  Aufl. 
S.  241),  kann  rechtmässiger  Weise  nur  unter  Parteien  eintreten,  unter  welchen 
der  Russerste  Grad  der  Selbsthilfe  erlaubt  und  möglich  ist,  hauptsächlich  also 
unter  völlig  freien,  von  einander  unabhängigen,  keiner  gemeinsamen  höheren 
Gewalt  unterworfenen  Parteien. 
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Vollständigkeit  in  der  Darstellung  unseres  Gegenstandes  erzielt 
werden  soll.  Zwar  schwillt,  wie  schon  angedeutet,  die  Zahl 
der  Kämpfe,  welche  das  Material  zur  Untersuchung  liefern  sollen, 
wenn  man  alle  oben  erwähnten  zu  Grunde  legt,  mächtig  an 
und  wird  so  gross,  dass  man  fürchten  muss,  die  Uebersicht  zu 
verlieren,  aber  nur  indem  alle  Kämpfe  von  einiger  Bedeu- 
tung zusammengestellt  werden,  wird  es  möglich,  ohne  Lücke  zu 
constatiren,  wie  sich  im  Mittelalter  kriegführende  Parteien  zu 
einander  verhielten. 

Ein  abschliessendes  Bild  allerdings  für  das  ganze  Mittel- 
alter  kann  diese  Abhandlung  noch  nicht  geben,  weil  zweierlei 
Grenzen  gezogen  sind,  die  der  Zeit,  indem  zunächst  nur  einige 
Jahrhunderte  des  Mittelalters  behandelt  sind,  und  die  des  Stoffs, 
indem  im  Wesentlichen  nur  die  Kämpfe  zur  Sprache  kommen,  an 
welchen  Deutschland,  sei  es  in  seiner  ganzen  Ausdehnung,  sei  es 
in  einzelnen  seiner  Bestandteile,  beteiligt  war.  Dass  dabei  mit 
dem  8.  Jahrhundert,  speziell  mit  der  Zeit  Karl  Martell’s,  be- 
gonnen wurde , hat  den  rein  äusserlichen  Grund , dass  erst  in 
dieser  Zeit  die  „Jahrbücher  der  deutschen  Geschichte“  einsetzen, 
welche  unentbehrlich  sind,  um  Gewissheit  darüber  zu  bekommen, 
dass  in  der  Unzahl  der  Kämpfe,  welche  Verfasser  aus  den 
Quellen  entnahm,  keine  übersehen  wurden.  Der  Zusammenhang 
des  Ganzen  leidet  unter  dieser  Willkürlichkeit  deshalb  nicht, 
weil  eine,  wenn  auch  nicht  so  gründliche,  Kenntnisnahme  der 
Kämpfe  von  den  Zeiten  der  Völkerwanderung  bis  zu  Karl 
Marteil  den  Verfasser  darüber  belehrt  hat,  dass  die  hier 
behandelte  Zeit  keine  Fortbildungen  jener  in  völkerrecht- 
licher Beziehung  zeigt,  sondern  im  Wesentlichen  nur  Gleich- 
artiges. 

Nicht  nur  aus  äusseren  Gründen  ferner,  sondern,  wie  sich 
zeigen  wird,  auch  vielfach  der  Natur  der  gefundenen  Resultate 
wegen  musste  in  der  grossen  Anzahl  der  Kämpfe  eine  gewisse 
Einteilung  Platz  greifen. 

In  Betracht  kam  dabei  zunächst  die  oben  berührte  Unter- 
scheidung zwischen  äusseren  und  inneren  Kriegen.  Der  Begriff 
der  inneren  Feinde  ist  dabei  ziemlich  weitgehend  genommen 
worden,  indem  nicht  blos  die  direkten  Unterthanen  des  Reiches, 
sondern  auch  die  in  loserem  Verhältnis  zu  demselben  stehenden, 
fast  ganz  selbständigen  Teile  dazu  gerechnet  wurden. 
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Wichtiger  als  diese  Unterscheidung,  wie  sich  vielfach  her- 
aussteilen wird,  ist  die  zwischen  solchen  Kriegen,  in  denen  die 
Deutschen,  von  welchen  wir  ja  hauptsächlich  ausgehen,  mit 
christlichen  Feinden,  und  solchen,  in  denen  sie  mit  nicht- 
christlichen zu  kämpfen  hatten. 

Zu  bemerken  ist  schliesslich,  dass  in  der  Behandlung  der 
karolingischen  Zeit  nach  dem  Tode  Ludwigs  des  Frommen  eine 
strenge  Scheidung  zwischen  den  drei  Reichen  wregen  ihres  noch 
immer  engen  Zusammenhangs  nicht  stattgefunden  hat.  Neben 
dem  Ostreich  kommen  auch  die  Kämpfe  des  Westreichs  und  die 
des  Reiches  Lothars  vielfach  zur  Sprache. 
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I.  Beginn  der  Feindseligkeiten. 


Zum  Verständnis  des  Ueberganges,  welcher  in  mittelalter- 
lichen Kämpfen  zwischen  dem  offenen  Ausbruch  der  Feindselig- 
keiten und  dem  Zustand  vor  diesem  vermittelte,  ist  es  not- 
wendig, sich  zu  vergegenwärtigen,  welcher  Art  der  Normal- 
zustand war,  von  welchem  sich  die  einzelnen  Kämpfe  abhoben. 

Wenn  man  die  endlose  Reihe  derselben  betrachtet,  wenn 
man  während  vieler  Jahrhunderte  fast  kein  Jahr  ohne  sie  findet, 
so  dass  wohl  hin  und  wieder  die  Chronisten  der  Zeit  von  einem 
Jahr  besonders  hervorheben,  dass  es  ein  kampfloses  gewesen 
sei,  so  könnte  man  leicht  auf  die  Vermutung  kommen,  dass  im 
Mittelalter,  in  direktem  Gegensatz  zur  netteren  Zeit,  der  Krieg 
als  der  normale  Zustand  zwischen  den  Völkern  betrachtet  wurde, 
der  vom  Frieden  so  unterbrochen  wurde,  wie  heute  umgekehrt 
der  Friedenszustand  durch  den  Krieg.  Aber  abgesehen  davon, 
dass  eine  solche  barbarische  Anschauung,  wie  sie  sich  heute 
selbst  unter  ganz  wilden  heidnischen  Völkern  kaum  finden 
dürfte,  doch  sehr  auffallend  wäre  für  eine  Zeit,  in  welcher  das 
Christentum  immerhin  bereits  mächtige  Fortschritte  gemacht 
hatte,  spricht  für  diese  Annahme  kein  Zeugnis  der  Zeit,  keine 
Andeutung  der  Geschichtschreiber,  und  die  zwar  nicht  selten 
vorkommende  Thatsache,  dass  ein  Friede,  ohne  dass  er  gerade 
den  Charakter  eines  blossen  Waffenstillstandes  trug,  auf  eine 
bestimmte  Frist  geschlossen  wurde,  könnte  hier  nur  dann  aus- 
schlaggebende Beweiskraft  haben,  wenn  ihr  nicht  die  wenigstens 
eben  so  oft  sich  findende  Thatsache  entgegenstände,  dass  Frie- 
densschlüsse auch  ohne  Zeitbestimmungen  betreffs  ihrer  Gültig- 
keit zu  Stande  kamen. 
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Obgleich  also  zu  der  Annahme  eines  ununterbrochenen 
Kriegszustandes  zwischen  den  Völkern  keine  Berechtigung  vor- 
liegt, so  hatte  doch  das  Verhältnis,  in  welchem  damals  Völker 
und  Staaten  zu  einander  standen,  auch  entfernt  keine  Aehn- 
lichkeit  mit  dem  heutigen.  Der  Begriff  der  Gegenseitigkeit  und 
Gleichberechtigung,  der  gegenseitigen  Achtung  und  Anerkennung 
im  internationalen  Leben,  welcher  dem  modernen  Völkerrecht 
seinen  Stempel  aufdrückt,  fehlte  ganz  und  gar,  dem  mächtigen 
Band,  durch  welches  in  modernen  Zeiten  das  Christentum  mit 
ganz  wenigen  Ausnahmen  alle  civilisirten  Völker  verknüpft, 
entspricht  in  damaliger  Zeit  der  trennende  Gegensatz  zwischen 
Christentum,  Mohammedanismus  und  Heidentum,  gemeinsame 
culturelle  Interessen,  wie  sie  heute  das  Leben  der  Völker  be- 
herrschen, entstehen  ebenso  wie  die  grossen  Beziehungen  des 
Handels  und  Verkehrs  erst  in  späterer  Zeit;  — es  fehlen  also 
alle  verbindenden  Elemente,  und  so  ergiebt  sich  in  Zeiten,  wo 
kein  offener  Kriegszustand  ist,  auch  zwischen  den  Völkern,  die 
nicht  etwa  wegen  widerstreitender  politischer  Interessen,  reli- 
giöser oder  Stammes- Verschiedenheiten  auf  gespanntem  Fusse 
stehen,  also  auch  z.  B.  zwischen  den  einzelnen  christlichen 
Reichen,  ein  jeder  völkerrechtlichen  Verbindung  entbehrendes, 
indifferentes  Verhältnis.  Die  also  nebeneinander  stehenden  un- 
abhängigen Staaten  hatten  noch  keinen  regelmässigen  diploma- 
tischen Verkehr,  die  grossen  Staatengebilde  ferner  bildeten  auch 
in  sich  nicht  ein  so  festes  Gefüge,  dass  man  von  ihren  einzelnen 
Teilen  sagen  könnte,  sie  hätten  sich  in  ähnlicher  Weise  gegen- 
übergestanden, wie  heute  die  einzelnen  Glieder  eines  Staaten- 
bundes oder  Bundesstaates ; wenn  also  zwischen  solchen  Faktoren 
ein  Kampf  ausbrach,  so  traten  sie  nicht,  wie  heute,  aus  einem 
freundschaftlichen,  sondern  mit  Ausnahme  der  Fälle,  wo  vor- 
her geschlossene  Verträge  Vorlagen,  aus  einem  gleichgültigen 
Verhältnisse  in  ein  feindliches. 

Man  kann  nun  sagen,  dass  entsprechend  diesen  Verhältnis- 
sen es  die  Regel  bildete,  dass  der  Zustand  des  offenen  Kampfes 
unvermittelt  dem  Friedenszustande  folgte  und  zwar  nicht  blos 
in  inneren  Empörungskriegen,  in  welchen  es  so  natürlich  war, 
sondern  auch  besonders  in  äusseren  Kriegen. 

Was  zunächst  die  Kriege  angeht,  welche  in  der  merovin- 
gischen  und  karolingischen  Zeit  zwischen  unabhängigen 
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christlichen  Völkern  einerseits  und  dem  fränkischen  Reiche 
andererseits  geführt  wurden,  so  war  in  ihnen  die  Institution 
der  Kriegserklärung  nicht  üblich.  Es  muss  das  besonders 
deshalb  auffallend  erscheinen,  weil  sich  dieselbe  vielfach  im 
späteren  Mittelalter  findet. 

Daraus,  dass  die  Schriftsteller  unserer  hier  zu  betrachten- 
den Zeit  die  Kriegsankündigung  nicht  erwähnen,  darf  meines  Er- 
achtens nicht  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  sie  dieselbe  als 
selbstverständlich  mit  Stillschweigen  übergangen  haben,  ebenso- 
wenig wie  da,  wo  nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist,  dass  der 
Krieg  durch  einen  Friedensschluss  beendet  wurde,  anzunehmen 
ist,  dass  doch  ein  solcher  stattgefunden  hat;  denn  könnte  man 
diesen  Schluss  ex  silentio  immerhin  zulassen,  wro  eine  mangel- 
hafte Berichtertattung  uns  keine  Details  über  die  Kriegführung 
überliefert,  so  scheint  er  mir  da  doch  unberechtigt,  wo  aus- 
führliche Nachrichten  über  den  Verlauf  des  Krieges,  und  nicht 
am  wenigsten  solche  über  Förmlichkeiten,  vorliegen. 

Wenn  aber  auch  keine  Kriegserklärung,  so  finden  wir  doch 
als  Einleitung  eines  Krieges  nicht  selten  jene  gütlichen  Ver- 
suche, welche  den  Zweck  haben,  den  anderen  von  seinem  Un- 
recht und  von  der  Berechtigung  der  Ansprüche  des  Fordernden 
zu  überzeugen  und  so  womöglich  zur  Nachgiebigkeit  zu  bestimmen 
und  den  Ausbruch  des  offenen  Kampfes  zu  verhindern.  Eine 
in  dieser  Beziehung  merkwürdige  Stelle  findet  sich  in  den 
Annales  Fuldenses,  wo  von  den  von  Seiten  Ludwig's  des  Jüngern 
mit  Karl  dem  Kahlen  bei  Gelegenheit  des  Einfalls  desselben 
in  das  ostfränkische  Reich  876  geführten  Verhandlungen  erzählt 
wird.1) 

Ludwig  lässt  da  unter  Anderem  dem  Karl  sagen,  „Gott 
habe  den  Israeliten  sogar  verboten,  fremde  Völker,  bevor  sie 
nicht  den  angebotenen  Frieden  zurückgewiesen,  mit  Krieg  zu 
überziehen.“ 

Man  kann  diese  Worte  wohl  als  aus  der  Anschauung  der 
Zeit  herausgesprochen  betrachten,  denn  die  Situation,  in  welcher 


l)  Ann.  Fuld.  P.  III.  A.  876 Misitque  interea  nuntios  ad  Karo- 

lum  dicens:  Cur  ascendisti  ad  bcllandum  contra  me?  quandoquidem  nec  exteria 
gcntibus  bellum  est  antiquo  (i.  e.  Iudaeorum)  populo  penitus  iuferre  praecep- 
tum,  ni.ni  pacem  oblatam  respuerint.  Monumenta  Germauiae  Scriptores  I,  390. 
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Ludwig  die  Gesandtschaft  schickte,  war  nicht  eine  derartig 
ungünstige,  dass  er  genötigt  gewesen  wäre,  zu  ausserordent- 
lichen Mitteln,  also  in  diesem  Falle  zu  fingirten  Rechtsan- 
sehauungen, seine  Zuflucht  zu  nehmen. 

Aber  dieser  theoretischen  Anschauung  gegenüber  gestatten 
die  Thatsachen  doch  nicht,  derartige  Verhandlungen  vor  Ausbruch 
des  Krieges,  die  man  etwa  mit  unserer  heutigen  Institution 
des  Ultimatums  vergleichen  könnte,  als  eine  feststehende  kriegs- 
rechtliche Sitte  zu  betrachten ; denn  die  Verhandlungen  wrerden 
oft  nur  angeknüpft,  um  einen  Vorwand  zum  Kriege  zu  suchen, 
oder  sie  sind  in  den  versöhnlichen  Charaktereigenschaften  einer 
der  beiden  kriegführenden  Parteien  oder  beider  begründet. 

Einige  Beispiele  solcher  Verhandlungen  vor  Ausbruch  des 
Kampfes  seien  hier  erwähnt. 

Sie  finden  sich  gleich  in  dem  ersten  grösseren  Kriege  der 
Deutschen  mit  einer  auswärtigen  Macht,  der  uns  in  unserer 
Epoche  begegnet,  und  zwar  dauern  sie  da  bis  zum  letzten 
Augenblick  vor  Beginn  des  Krieges.  Es  ist  der  Kampf  zwischen 
Tippin  und  dem  Longobardenkönig  Aistnlf  im  Jahre  754,  bei 
welchem  Pippin  bis  zum  letzten  Augenblick  den  Wunsch  zeigt, 
durch  das  Gewicht  seines  Wortes  Aistnlf  zur  friedfertigen 
Räumung  des  eroberten  Gebietes  zu  bewegen.1)  'Weitläufige 
Verhandlungen  gehen  auch  dem  Zuge  Karls  des  Grossen  gegen 
Desiderius  im  Jahre  773  voraus,  Verhandlungen,  bei  welchen 
allerdings  das  politische  Motiv  nicht  zu  verkennen  ist.  Dass 
dieses  aber  nicht  ausschliesslich  massgebend  war,  sondern  Karl 
den  Wunsch  hatte,  Desiderius  mit  einem  Kriege  nicht  zu 
überraschen,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  er  auch  dann 
noch  einer  friedlichen  Lösung  den  Vorzug  giebt,  als  es  der 
Verhandlungen  nicht  mehr  bedurfte,  um  den  Eingang  in  Ita- 
lien zu  finden.  — Verhandlungen  sind  auch  dem  Kriege  Karls 
mit  den  Griechen  im  Jahre  788  vorausgegangen,  weitere  Förm- 
lichkeiten scheinen  aber  auch  hier  nicht  erfüllt  worden  zu  sein, 
denn  die  Hauptnachricht,  welche  wir  über  den  Beginn  des 
Kampfes  haben,“)  beginnt  mit  den  Worten:  Interea  Constan- 
tinus  imperator fines  Beneventanorum  vastare  iussit. 

*)  Contiuuat.  Fredegari  119.  120  bei  Bouquet,  liecucil  des  Historieus 
des  Gaules  etc.  Bd.  V,  S.  2. 

*)  Ann.  Einhardi  ad  a,  788.  SS.  I,  176. 
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Wie  hier,  wo  nicht  das  fränkische  Reich,  sondern  die 
Griechen  der  angreifende  Teil  sind,  ein  formaler  Uebergang 
vom  Zustande  des  Friedens  zu  dem  des  Krieges  fehlt,  so  ist 
er  auch  nicht  vorhanden,  als  im  Jahre  786  Karl  wiederum  als 
Angreifer,  und  zwar  dieses  Mal  gegen  Arichis  von  Benevent, 
zu  Felde  zieht.  Und  ebensowenig  ist  irgend  ein  Uebergang 
all’  jenen  schmachvollen  Einfällen  vorangegangen,  welche  die 
Nachkommen  Ludwig’s  des  Frommen  gegenseitig  in  ihre  Reiche 
machten,  Einfälle,  bei  denen  ja  meist  auch  kein  anderer  Grund 
vorhanden  war,  als  schnöde  Ländergier,  weicher  dann  der 
Landesverrat  von  aufrührerischen  Grossen  einen  willkommenen 
Vorwand  lieh. 

Rücksichten,  welche  christliche  Völker  unter  einander  nicht 
beobachteten,  wurden  natürlich  erst  recht  heidnischen  und 
mohammedanischen  gegenüber  ausser  Acht  gelassen. 

Wenn  sich  also  in  den  Kämpfen,  welche  hier  in  Betracht 
kommen,  doch  ein  einziger  Fall  einer  Kriegsankündigung  findet, 
so  ist  damit  nicht  bewiesen,  dass  die  Kriegsankündigung  immer 
stattfand,  sondern  nur,  dass  sie  keine  ganz  unbekannte  In- 
stitution war.  Unsere  Nachricht  hierüber  ist  ausserdem  et- 
was merkwürdig,  denn  gerade  wo  hier  die  Kriegserklärung  be- 
richtet wird,  erwarten  wir  sie  keineswegs:  Drei  Heere  setzen 
sich  im  Jahre  791  gegen  die  Avaren  in  Bewegung.  Ausserdem 
hat  Karl  angeordnet,  dass  Pippin  von  Italien  aus  den  Angriff 
unterstützen  soll.  Als  Karl  nun  mit  einer  Abteilung  des  Heeres 
die  Grenzen  des  feindlichen  Landes  überschreitet,  lässt  er  den 
Krieg  förmlich  erklären,  obgleich  er  inzwischen  erfahren  hat,  dass 
von  Italien  aus  der  Angriff  bereits  erfolgt,  der  Krieg  also  fac- 
tisch  begonnen  war.  Eine  Anlehnung  an  klassische  Muster  ist 
in  diesem  „indictum  est“ ')  nicht  ausgeschlossen,  denn  bekannt- 
lich war  die  Kriegserklärung  bei  den  Römern  durchaus  üblich; 
ganz  zu  verwerfen  ist  die  Stelle  keinesfalls,  aber  sie  beweist 
nicht  mehr,  als  oben  ausgeführt  wurde. 

Diesem  einen  besonders  hervorzuhebenden  Falle  stehen  alle 
anderen  Kriegszüge  gegenüber,  bei  denen  in  jenen  Zeiten  das 
fränkische  Reich  unabhängigen  heidnischen  oder  mohameda- 


*)  Ami.  Einli.  ad  a.  791:  Tum  demuiu  castra  niota  et  belliuu  genti  Hu- 
norum  indictum  eat.  SS.  1, 177. 
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nischen  Völkern  gegenüber  der  angreifende  Teil  war.  Sie  alle 
erfolgen  ohne  Kriegserklärung  oder  sonstige  den  Kriegszustand 
einleitende  Schritte. 

Auffallend  erscheint  da  zunächst  das  Vorgehen  gegen  die 
Czechen  im  Jahre  805,  mit  denen  man,  so  weit  zu  sehen  ist, 
bisher  noch  in  gar  keine  Berührung  getreten  war.  Nicht  ein- 
mal ein  directer  Grund  zum  Kriege  ist  hier  berichtet,1)  der  An- 
griff erfolgt  ohne  Weiteres.  — Zweifellos  erscheint  es  mir  auch, 
dass  die  Kämpfe  mit  den  Sachsen  im  Jahre  772,  bei  ihrem 
ersten  Beginne  also,  ohne  jede  Einleitung  angefangen  haben.  Die 
Quellen  erwähnen  von  einer  solchen  absolut  nicht«,  im  Gegenteil, 
sie  bezeugen  den  sofortigen  Uebergang  zum  Kampfe,  nachdem  der- 
selbe auf  derWormser  Reichsversammlung  beschlossen  worden  war. 

Die  Annalen  Einhard’s  zum  Jahre  772*)  sagen  nämlich: 
Congregato  apud  Wormaciam  generali  conventu,  Saxoniam 
bello  adgredi  statuit.  eamque  sine  mora  ingressus.  Von  etwa- 
igen Verhandlungen  mit  den  Sachsen  oder  anderen  einleitenden 
Schritten  vor  jener  Reichsversammlung  findet  sich  aber  auch 
nichts.  Natürlich  ist  in  diesem  Falle  zu  berücksichtigen,  dass 
ein  feindseliges  Verhältnis  zwischen  Sachsen  und  Franken  noch 
aus  der  Zeit  Karl  Martell’s  her  bestand,  und  dass  der  Ausbruch 
eines  Kampfes  mit  denselben  bei  den  obwaltenden  Grenzver- 
hältnissen und  den  auf  Erweiterung  seines  Reiches  und  Christia- 
nisirung  der  noch  heidnischen  Teile  desselben  gerichteten  Ten- 
denzen Karls  nur  eine  Frage  der  Zeit  war.  Es  verdient  das 
deshalb  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  weil  man  wegen 
der  grossen  Härte  und  Grausamkeit,  mit  welcher  Karl  diese 
Sachsenkriege  führte,  allzuleicht  geneigt  ist,  demselben  ein  wider- 
rechtliches Verfahren  vorzuwerfen,  welches  also  bei  diesem  plötz- 
lichen Angriff  in  der  Ueberraschung  eines  Volkes,  mit  welchem 
man  bisher  zwar  auf  gespanntem  Fusse,  aber  keineswegs  in 
offenem  Kriegszustände  gelebt  hatte,  bestanden  hätte.  — Auch 
der  grosse  Angriff  gegen  Spanien  im  Jahre  778,  zu  welchem 
Karl  allerdings  von  einer  spanischen  Partei  aufgefordert  war, 
erfolgt  ohne  irgend  eine  einleitende  Verhandlung  oder  ähnliche 
Vorgänge.  Zwar  sind  wir  gerade  über  die  Zeit  unmittelbar 

*).  Vgl.  auch  Palacky,  Geschichte  Böhmens  Bd.  I,  99  nt.  öl. 

’)  SS.  1, 151. 
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vor  dem  Einmärsche  Karl’s  in  das  Land  schlecht  berichtet,1) 
und  die  Möglichkeit  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  hier,  ähnlich 
wie  bei  dem  Einfall  gegen  die  Avaren,  eine  Ankündigung  statt- 
gefunden hat;  aber  wahrscheinlich  ist  es  nicht,  denn  weshalb 
sollte  Karl  Rücksichten  auwenden,  die  ihm  und  seinen  Vor- 
gängern gegenüber  nicht  gebraucht  worden  waren!  Die  Ein- 
fälle der  Araber  nämlich  waren  bisher  immer  plötzlich  und  ohne 
Einleitung  erfolgt,  wie  das  z.  B.  schon  gleich  bei  dem  ersten 
Angriff,  welchen  die  Araber  im  Jahre  720  gegen  das  merovingi- 
sche  Reich  machten,  zu  sehen  ist.*) 

Die  Eroberung  Barcelonas  im  Jahre  801  erfolgt  ebenso 
gauz  unvermittelt  Aus  der  Nachricht  Visum  est  regi  et  consi- 
liariis  suis,  ut  ad  Barcinnonam  oppugnandum  ire  deberent  ist 
nicht  zu  entnehmen,  dass  einleitende  Schritte  vorhergegangen 
wären.®) 

Wo  heidnische  Völker  in  dieser  Zeit  als  die  angreifenden 
erscheinen,  Anden  wir  mehrfach  von  ihnen  angeknüpfte,  dem 
Kriege  vorausgehende  Verhandlungen. 

Das  erste  Auftreten  der  Bulgaren  in  der  deutschen  Geschichte 
im  Jahre  827  beginnt  uicht,  wie  mau  es  nun  nach  Analogie  mit  den 
anderen  Einfällen  heidnischer  Völkerschaften  fast  erwartet  mit 
einem  plötzlichen  Ueberfall  durch  dieselben,  sondern  lange  Ver- 
handlungen gehen  denselben  voraus.  Der  Bulgaren-Khan  Omor- 
tag  zeigt  sogar  dem  zurückhaltenden , ja  ablehnenden  Verhalten 
Ludwig’s  des  Frommen  gegenüber  eine  grosse  Geduld.  Wiederholte 
Gesandtschaften  suchen  die  Grenzstreitigkeiten,  um  die  es  sich 
handelt,  auf  friedlichem  Wege  zu  ordnen,  Omortag  lässt  aber 
auch  deutlich  durchblicken,  dass,  wenn  die  Sache  auf  diesem 
Wege  nicht  geregelt  würde,  das  Schwert  entscheiden  solle,4) 
wie  es  denn  ja  auch  später  der  Fall  war.  — Der  erste  Einfall 
hingegen  des  Dänenköuigs  Göttrick  im  Jahre  808,  welcher  sich 
gegen  das  Land  der  mit  dem  Frankenreiche  in  enger  freund- 
schaftlicher Verbindung  stehenden  Abrodriten  richtete,  erfolgt 
unversehens,  und,  wenn  auch  später  Göttrick  dem  Karl  sagen 

')  Abel,  Jalirbtlcher  Karts  das  Grossen  Btt.  I,  S.  234. 

*)  Vgl.  darüber  Breysig,  Jahrbücher  des  fritnk.  Kciches  714—41  (Karl 
Kartell)  S.  34. 

*)  Vita  Hlud.  c.  13  SS.  II,  G12. 

*)  Ami.  Einh.  ad  a.  826.  SS.  I,  214. 
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lässt,1)  der  Friedensbrucli  sei  von  den  Abrodriten  ausgegangen, 
so  ist  das  wolil  kaum  als  Tliatsaelie,  vielmehr  als  ein  vorge- 
schütztes Mittel  zu  betrachten,  um  Karls  ihm  immerhin  gefähr- 
lichen Zorn  zu  besänftigen.  Aehnlich  verfahren  die  Söhne  Göt- 
tricks  im  Jahre  828.  An  der  Grenze  wurde  damals  über  die 
Zurückführung  des  Dänen  Heriold  verhandelt.  Da  brach  dieser  *) 
den  Frieden  uder  vielmehr  die  Waffenruhe,  indem  er  mehrere 
dänische  Dörfer  anzündete.  Die  Dänen  aber  fallen  plötzlich  in 
die  Nordmark  ein  und  schicken  erst  nachträglich  eine  Gesand- 
schaft  an  Ludwig,  welche  dieses  Verfahren  entschuldigen  soll. 
Dass  hier  rechtliche  Motive  in  dem  Sinne  vorlägen,  dass  die 
Göttrickssöhne  es  als  ein  Unrecht  betrachtet  hätten,  plötzlich  in 
ein  Land  einzufällen,  lässt  sich  bei  dem  sonstigen  Verhalten 
derselben  nicht  wohl  annehmen. 

Dass  die  schrecklichen  Einfälle  der  normannischen  und 
sarazenischen  Seeräuber  ohne  irgend  eine  vorhergehende  An- 
sage oder  ähnliche  einleitende  Schritte  erfolgten,  ist  ja  wohl 
eigentlich  selbstverständlich.  Das  charakteristische  Moment  der- 
selben , und  dasjenige , welches  ihnen  neben  der  inneren  Zer- 
fahrenheit der  angegriffenen  Reiche  fast  immer  sicheren  Erfolg 
verlieh,  war  ja  eben  das  unvermutete,  plötzliche  Hereinbrechen. 
Verhandlungen,  die  zuweilen  in  diesen  Kämpfen  sich  fiuden, 
kommen  natürlich  für  unsere  Frage  hier  nicht  in  Betracht,  denn 
sie  finden  ja  immer  erst  statt,  nachdem  der  Angriff  bereits  er- 
folgt ist,  und  sind  keine  Versuche  gütlichen  Uebereinkommens, 
sondern  einfach  Erpressungsversuche. 

Ein  anderes  Moment  übrigens,  welches  bei  Betrachtung  so- 
wohl der  bisher  behandelten  äusseren,  als  auch  der  noch  zu  be- 
handelnden inneren  Kämpfe  in  Rücksicht  gezogen  werden  muss, 
wenn  man  sich  über  das  mehr  oder  weniger  unvermittelte  Herein- 
brechen derselben  wundern  sollte,  ist  folgendes : Selten  verhält- 
nismässig fanden  Kriege  jener  Zeit  einen  förmlichen  Abschluss, 
wie  wir  das  später  noch  werden  zu  betrachten  haben.  Der 
Kriegszustand  dauerte  oft  mehrere  Jahre  lang,  ohne  dass  des- 
halb auch  während  dieser  ganzen  Zeit  wirklich  gekämpft  wurde. 


*)  Ann.  Einh.  809.  SS.  I,  196. 
»)  Ann.  Einh.  828.  SS.  I,  217. 
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Sehen  wir  nun  nach  einiger  Zeit  einen  Kampf  aufs  Neue  ausbrechen, 
der  längere  Zeit  geruht  hatte,  so  verfallen  wir  leicht  in  den  Irr- 
tum, ihn  für  einen  neuen,  selbständigen  zu  halten,  der,  mit 
Rücksicht  auf  seinen  Beginn  betrachtet,  also  auch  wieder  einer 
Einleitung  bedurft  hätte;  verfolgen  wir  aber  seine  Entstehung 
rückwärts,  so  finden  wir  bald,  dass  er  nnr  eine  Episode  eines 
grossen,  durch  Jahre,  ja  Jahrzehnte  sich  hinziehenden  Krieges  ist. 

Die  inneren  Kämpfe,  zu  welchen  wir  uns  jetzt  wenden 
wollen,  tragen  in  einer  Hinsicht,  die  für  unsere  Frage  besonders 
in  Betracht  kommt,  einen  ganz  anderen  Charakter  als  die  eben 
erwähnten  äusseren  Kriege  zwischen  selbständigen,  unabhängigen 
Staaten  oder  Völkern.  Es  sind  nämlich  überwiegend  Empö- 
rungskämpfe mehr  oder  minder  abhängiger  Teile  des  Reiches 
gegen  das  Oberhaupt  desselben,  resp.  das  durch  das  Oberhaupt 
vertretene  Reich  selber.  Im  Begriff  einer  derartigen  Empörung 
aber  liegt  es,  dass  sie  nicht  mit  einer  Ankündigung  beginnt, 
dass  vielmehr  meistens  ihr  Bekanntwerden  mit  dem  ersten  Schritt, 
den  der  sich  Empörende  zum  Beginn  eines  offenen  Kampfes 
thut,  zusammenfällt. 

Es  kann  uns  also  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  die  bereits 
in  den  äusseren  Kriegen  vermisste  Ankündigung  sich  auch  hier 
nicht  findet.  Aber  auch  einleitende  Verhandlungen  sind,  dem 
oben  ansgeführten  Charakter  dieser  Kämpfe  entsprechend,  sel- 
tener. — Sie  finden  sich  im  Wesentlichen  hier  nur  vor  solchen 
Kämpfen,  die  zwar  deshalb  als  Empörungskriege  betrachtet 
werden  müssen,  weil  ihnen  Nichterfüllung  von  Pflichten  zu 
Grunde  lag,  deren  Erfüllung  vom  Reichsoberhaupt  gefordert 
werden  konnte,  die  aber  im  Uebrigen  äusserlich  denselben  Cha- 
rakter trugen,  wie  Kriege  mit  selbständigen  unabhängigen 
Staaten,  weil  die  widerstrebenden  Teile  des  Reiches  eine  so  ge- 
waltige Machtstellung  besassen,  dass  sie  sich  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  von  solchen  unterschieden. 

Wenn  derartige  Teile  des  Reiches  ihren  Verpflichtungen 
nicht  nachkommen  wollten,  hatte  das  Reichsoberhaupt  zwar  ge- 
wiss nicht  die  Verpflichtung,  sie  an  dieselben  zu  gemahnen,  be- 
vor es  mit  Gewalt  vorging,  aber  thatsächlich  hat  es  vorher 
diesen  Weg  meist  beschritten,  und  diese  Vermahnungen  er- 
scheinen nicht  anders,  als  Verhandlungen,  um  den  offenen  Kampf 
zu  verhüten. 
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Bevor  Karl  der  Grosse  787  gegen  Tassilo  von  Baiern  mit 
bewaffneter  Macht  vorgelit,  lässt  er  ihn  auffordern,1)  den  Er- 
mahnungen des  Papstes,  welche  sich  ja  auf  den  Gehorsam  gegen 
Karl  bezogen,  nachzukommen. 

Ausführliche  Nachrichten  haben  wir  durch  Ermoldus  Nigel- 
lus  über  einen  ähnlichen  Fall,  nämlich  die  Verhandlungen  zwi- 
schen Ludwig  dem  Frommen  und  dem  aufständischen  Bretonen- 
fürsten  Morman*):  Auf  einer  Versammlung  der  Grossen  be- 
richtet Graf  Lambert  von  Nantes  über  die  Widersetzlichkeit 
der  Bretonen.  Der  Kaiser  sendet  darauf  den  Abt  Witchar  an 
Morman  und  fordert  von  diesem  Zahlung  des  Tributs  und 
Anerkennung  der  Oberhoheit.  Erst  als  Morman  die  Forderungen 
ablehnt,  beschliesst  Ludwig  den  Krieg  und  erlässt  das  Heeres- 
aufgebot. Sogar  noch  eine  zweite  Aufforderung  zur  Unterwer- 
fung ergeht  an  Morman,  und  erst,  als  auch  diese  eine  schroffe 
Zurückweisung  erfahren,  wird  der  Feldzug  wirklich  angetreten. 

Anders  hätte  Ludwig  auch  einer  grossen  auswärtigen  Macht 
gegenüber  nicht  verfahren  können,  die  rechtliche  Abhängigkeit 
der  Bretonen,  bei  welcher  Weigerung  des  Tributs  und  Aehn- 
liches  der  offenen  Empörung  gleichkam,  konnte  über  die  Tliat- 
sache  nicht  hinweghelfen,  dass  man  es  factisch  mit  einer  grossen 
gefährlichen  Macht  zu  thun  hatte. 

Auch  der  Angriff  Arnulfs  auf  Mähren  im  Jalire  892  ist 
nicht  ohne  weitere  Einleitung  erfolgt,  wenn  auch  die  Nach- 
richten darüber  viel  dürftiger  fliessen  als  über  die  oben  be- 
sprochene Erhebung  der  Bretonen.  Sicher  wissen  wir,5)  dass 
sich  Arnulf  nach  Oetting  in  der  Ostmark  begeben  hat,  um  dort 
eine  Zusammenkunft  mit  Suatopluck  zu  halten,  welche  ihm 
dieser  versprochen  hatte  und  auf  welcher  über  alle  streitigen 

*)  Ann.  Lauriss.  mai.  787.  SS.  I,  168. 

’)  Ermoldus  Nigellus  lib.  HI,  v.  1 — 330.  SS.  II,  489 — 495. 

•)  Ann.  Fuld.  P.  V.  892.  88. 1,  408. 

Die  Abhängigkeit  Mährens  vom  Reiche  schwankt,  besonders  während 
der  Regierungszeit  Suatopluck’*,  sehr,  und  es  kann  zweifelhaft  erscheinen,  ob 
man  den  obigen  Erörterungen  gemäss  einen  Krieg  mit  Mähren  als  einen 
inneren  Krieg  betrachten  kann.  Da  aber  die  Abhängigkeit  rechtlich  immer 
wieder  geltend  gemacht  wird  und  sich  nur  zeitweise  factisch  in  eine  gänz- 
liche Unabhängigkeit  verwandelt,  so  dürfte  es  doch  wohl  richtig  Bein,  Mähren 
als  einen  Teil  des  Reiches  und  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  vor 
Ausbruch  eines  Kampfes  mit  ihm  geführten  Verhandlungen  zu  betrachten. 

Levy,  Kriegsrecht.  s 
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Punkte  zwischen  beiden  verhandelt  werden  sollte.  Der  Er- 
wartete aber  blieb  aus  und  brach  hierdurch  die  übrigens  schon 
länger  schwebenden  Verhandlungen  ab.  So  wurde  der  Krieg 
unvermeidlich. 

Es  ist  auffallend,  dass  von  Seiten  solcher  aufrührerischer 
Vasallen  selbst  seltener  solche  Verhandlungen  angeknüpft  wurden. 
Es  findet  sich  ein  Fall  bei  Gelegenheit  der  Empörung  des  Nor- 
mannen Gottfried  gegen  den  ostfränkischen  König  Karl  III.  im 
Jahre  885.  Aber  die  Anerbietungen,1)  welche  Gottfried  diesem 
machen  lässt,  sind  nicht  als  ernst  gemeint,  d.  h.  nicht  als  zu 
dem  Zweck  angeknüpft  zu  betrachten,  um  den  Krieg  wirklich 
zu  vermeiden.  Es  war  Gottfried  offenbar  nur  darum  zu  thun, 
durch  Verweigerung  seiner  Forderungen  einen  Vorwand  zur 
Empörung  zu  finden,  denn  an  ihre  Erfüllung  konnte  er  selbst 
nicht  wohl  glauben. 

Allen  jenen  Verhandlungen,  mochten  sie  nun  wirklich  den 
Zweck  haben,  den  Kampf  zu  vermeiden,  oder,  wie  in  letzterwähntem 
Falle,  geradezu  Heuchelei  sein,  hat  das  Bewusstsein  einer 
rechtlichen  Verpflichtung  zu  denselben  ferngelegen. 
Nicht  als  Ausdruck  eines  solchen  sind  sie  angeführt  worden, 
sondern  um  das  Bild,  wie  der  Zustand  des  offenen  Kampfes  dem 
Friedenszustand  folgte,  auch  für  innere  Kämpfe  zu  ergänzen. 

Was  wir  nun  aber  über  diesen  Beginn  innerer  Kriege  in 
der  Karolingischen  Epoche  resp.  darüber,  dass  niemals  eine 
Kriegserklärung  dieselben  einleitete,  gesagt  haben,  scheint  eine 
wesentliche  Erschütterung  durch  eine  Nachricht  der  sogenannten 
Annalen  Einhards  aus  dem  Jahre  741  zu  erleiden.  Wenn  es 
nicht  gelingt,  diese  Nachricht  zu  entkräften,  wäre  die  Behaup- 
tung nicht  ungerechtfertigt,  dass  in  inneren  Kriegen  die  Kriegs- 
ankündigung so  regelmässig  gebräuchlich  war,  dass  sie  selbst 
in  den  Fällen  stattfand,  wo  man  sie  nicht  einmal  in  kriegs- 
rechtlich hoch  entwickelten  Zeiten  unbedingt  notwendig  finden 
würde. 


’)  Die  Stelle  sei  al«  besonders  charakteristisch  hier  angeführt:  Regino  885 

si  Teilet,  ut  in  — fidelitate  pcrseveraret,  finesque  regni  sibi  com- 

missns  ab  incnreione  propriae  gentia  defennaret,  Oonfluentee,  Andrenaeum  et 
Sincicha  et  nonnullo«  alios  fiscos  obsequiis  iniperialibns  deditoe  sibi  largiretur 
propter  vini  affluentiam,  quae  in  bis  loeis  exuberabat  etc.  SS.  I,  595. 
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Konnte  aber  dem  Bericht  Uber  eine  Kriegserklärung  vor 
Ausbruch  des  Avarenkrieges  im  Jahre  791  noch  die  Bedeutung 
beigelegt  werden,  dass  in  äusseren  Kriegen  die  Kriegserklärung 
nicht  unbekannt  war,  — angewendet  wurde  sie,  wie  nachge- 
wiesen, selten  — so  kann  aus  unserer  hier  vorliegenden  Nach- 
richt keinerlei  Folgerung  und  am  wenigsten  jene  oben  ange- 
deutete gezogen  werden,  denn  die  Nachricht  entspricht 
offenbar  keinem  historischen  Faktum,  sondern  sie  ist  eine 
Anlehnung  an  klassische  Vorbilder  und  ohne  jeden  Wert.1) 

Die  betreffende  Stelle  bei  Einhard  lautet8):  Haec  (Suana- 
hilde)  illum  maligno  consilio  ad  spem  totius  regni  concitavit  in 
tantum,  ut  sine  dilatione  Laudunum  civitatem  occuparet,  ac 
bellum  fratribus  indiceret. 

Sie  bezieht  sich  auf  jenen  Bruderzwist  nach  dem  Tode 
Karl  Martell’s,  der.  weit  über  seine  historische  Bedeutung  hin- 
aus, wohl  nur  deshalb  wiederholt  erörtert  worden  ist,*)  weil 
über  ihn  zwei  in  wesentlichen  Punkten  sich  widersprechende 
Nachrichten  vorliegen,  die  eine,  wie  oben  angeführt,  die  andere 
in  den  Annales  Mettenses,  die  des  besseren  Verständnisses  halber 
hier  auch  mitgeteilt  sein  möge:  Ann.  Mett.  741 4):  Karolus 

autem Grifoni partem  ei  in  medioprincipatus  sui  tri- 

buit,  partem  videlicet  aliquam  Nenstriae,  partemque  Austriae  et 
Burgnndiae.  De  hac  autem  tertia  portione,  quam  Gripponi 
adolescenti  decessurus  princeps  tradiderat,  Franci  valde  contri- 
stati  erant,  quod  per  Consilium  mulieris  improbae  fuissent  divisi, 
et  a legitimis  heredibus  seinncti.  Consilioque  inito,  sumptis 
»»cum  principibus  Karlomanno  et  Pippino,  ad  capiendum  Griffo- 
nem  exercitum  congregant. 

*)  Dass  in  den  Annalen  Einhards , wie  in  der  Vita  Caroli  Einhards 
solche  Anlehnungen  nicht  selten  sind,  ist  in  den  zahlreichen  Arbeiten  Uber 
die  sogenannte  Annalenfrage  oft  genug  betont  und  zwar  auch  für  den 
Fall,  dass  Einhard  selbst  an  der  Verfassung  dieser  Annalen  gar  keinen  Anteil 
gehabt  hat.  — Dass  bei  den  Khmern  die  Kriegserklärung  üblich  war,  ist  be- 
kannt, ein  , bellum  indietnm  est“  kann  also  sehr  leicht  von  dem  Verfasser 
der  Ann.  Einhardi  aus  römischer  Quelle  abgeschrieben  worden  sein. 

*)  Ann.  Einh.  ad  a.  741.  SS.  1, 135. 

*)  Die  betreffenden  Erörterungen  befinden  sich:  Hahn,  Jahrb.  des  frän- 
kischen Rcich's  741 — 52.  S.  15.  Eicnrs  111.  — Waitz,  Verfassungsgesch. 
Bd.  III,  S.  32  nt.  3.  — Kanke,  Weltgesch.  Bd,  V Abtlg.  2,  S.  298. 

*)  SS.  I,  827. 
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Die  für  uns  wichtige  Abweichung  in  den  beiden  Nachrichten 
liegt  darin,  dass  nach  den  Annalen  Einhards  Grifo,  nach  den 
Annales  Mettenses  Karlmann  und  Pippin  die  Angreifenden  sind, 
denn,  ist  der  Krieg  von  den  Brüdern  ausgegangen,  so  kann 
selbstverständlich  Grifo  nicht  den  Krieg  erklärt  haben. 

Hahn,  der  in  einem  Excurs  zuerst  durch  psychologische 
Erörterungen  und  rhetorische  Fragen  die  Nachricht  Einhards 
als  die  wahrscheinlichere  zu  beglaubigen  und  dann  gar  beide 
Nachrichten  zu  verbinden  sucht,  muss  selber  zugestehen,  dass 
der  Richtigkeit  der  Darstellung  der  Annales  Mettenses,  soweit 
sie  sich  auf  die  Teilung  des  Reiches  durch  Karl  Martell  bezieht, 
nichts  im  Wege  steht.  Und  in  der  That  ist  eine  solche  Teilung 
in  den  Verhältnissen  so  begründet  gewesen,  und  die  Erzählung 
davon  in  den  Annales  so  natürlich  und  glaubwürdig,  dass  auch 
der  daraus  sich  ergebenden  Handlungsweise  der  Brüder  kein 
Zweifel  entgegenzusetzen  ist,  während  die  Nachricht  Einhards 
unzuverlässig  zunächst  deshalb  erscheinen  muss,  weil  sie  obige 
Teilung  gar  nicht  erwähnt,  dann  aber  auch,  weil  es  unerklär- 
lich ist,  wie  Grifo  dazu  gekommen  sein  soll,  sich  mit  einem  so 
weit  ausschauenden  Plane,  wie  der  Eroberung  des  ganzen 
Reiches,  zu  tragen.  Schon  Waitz  *)  bezeichnet  die  Nachricht 
der  Metzer  Annalen  als  unbefangener,  als  die  der  Annalen  Ein- 
hard’s,  Ranke  spricht  seine  Ansicht  noch  viel  entschiedener  aus, 
indem  er  sagt*:)  Der  Mettensische  Annalist  giebt  die  einzige 
verständliche  und  glaubwürdige  Nachricht,  die  uns  ohne  ihn 
unbekannt  geblieben  sein  würde. 

Können  wir  also  die  ganze  Nachricht  Einhards  im  Wesent- 
lichen unberücksichtigt  lassen,  so  kann  uns  auch  das  darin  vor- 
kommende „bellum  indiceret“  nicht  weiter  stören.  Liessen 
wir  sie  aber  auch  selbst  als  richtig  zu , so  müsste  uns 
ein  innerer  Widerspruch  in  derselben,  insbesondere  in  Bezug 
auf  unsere  Frage  der  Kriegserklärung,  stutzig  machen,  ein 
Widerspruch,  der  merkwürdigerweise  keinem  der  erwähnten 
Autoren  anfgefallen  ist.  Einhard  sagt  nämlich:  ut  Laudunum 
civitatem  occuparet  et  bellum  fratribus  indiceret.  Grifo  hätte 
also  faktisch  den  Krieg  eröffnet  und  ihn  dann  erst  erklärt,  ein 

')  r.  a.  0. 

*)  Ranke,  a.  a.  0.  Im  Text  nimmt  R.  auch  die  Erzählung  Einhard« 
mit  auf,  aber  aus  den  Analekten  geht  doch  klar  hervor,  dass  er  sie  verwirft. 
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für  damalige  Zeiten  im  höchsten  Grade  unwahrscheinliches  Ver- 
fahren ; wird  doch  sogar  heutzutage  eine  solche  formelle  Kriegs- 
erklärung nach  bereits  eröflheten  Feindseligkeiten  höchst  selten 
erlassen,  und  wenn  es  geschieht,  so  ist  es  eine  Form,  die  sich 
nur  als  Ausdruck  sogar  in  Kriegszeiten  besonders  zu  beobachten- 
der Höflichkeit  des  internationalen  Verkehrs  charakterisiren  lässt. 

Der  Verfasser  der  betreffenden  Stelle  hat  also,  ähnlich  wie 
ja  mittelalterliche  Historiker  in  noch  zahllosen  anderen  Fällen, 
gedankenlos  eine  ihm  aus  der  Lektüre  klassischer  Autoren  ge- 
läufige Wendung  gebraucht. 

Im  Ganzen  scheint  sich  mir  für  die  karolingische  Epoche  unserer 
Untersuchung  in  Bezug  auf  die  Einleitung  des  Krieges  ein  ganz 
bestimmtes  Resultat  zu  ergeben:  Eine  Kriegserklärung  war 
weder  in  äusseren  noch  in  inneren  Kriegen  gebräuch- 
lich. Verhandlungen  vor  Ausbruch  des  Krieges  waren 
vielfach  üblich,  besonders  in  äusseren  Kriegen,  sie  waren  aber 
doch  mehr  von  Zufälligkeiten,  politischen  Verhältnissen  und  per- 
sönlichen Eigenschaften  der  kriegführenden  Parteien  abhängig, 
als  aus  einem  rechtlichen  Bewusstsein  hervorgegangen.  In  den 
bei  weitem  meisten  Fällen  folgt  der  Zustand  des  Unfriedens  resp. 
des  offenen  Kampfes  unvermittelt  dem  Zustand  des  Friedens. 

Wesentliche  Veränderungen  bringt  in  dieser  Beziehung  die 
sächsische  Epoche  nicht. 

Auch  in  dieser  bildet  ein  unvermittelter  Uebergang  vom 
Frieden  zum  Kriege  die  Regel,  wie  denn  überhaupt  im  Grossen 
und  Ganzen,  wie  wir  sehen  werden,  ein  Fortschritt  zu  grösserer 
kriegsrechtlicher  Entwickelung  sich  schwer  wird  feststellen  lassen. 

Wie  schon  in  der  Einleitung  erwähnt,1)  giebt  eine  Stelle 
in  Giesebrecht’s  Kaisergeschichte  Veranlassung,  den  Einbruch 
Lothars  in  Lothringen  im  Jahre  978  als  eine  Verletzung  des 
Kriegsrechts  unerhörter  Art  anzusehen,  eine  Anschauung,  die 
übrigens  Giesebrecht  schon  in  den  Jahrbüchern  Ottos  II  an 
der  betreffenden  Stelle  ausgesprochen  hat. 

Sehen  wir  näher  zu,  so  geben  die  Quellen  keine  Veran- 
lassung, in  Lothars  Verfahren  deshalb  ein  besonders  wider- 
rechtliches und  unerhörtes  zu  sehen,  weil  er  einbrach,  ohne 
diesen  Einbruch  vorher  durch  eine  Kriegserklärung  angekündigt 


*)  siehe  oben  S.  3. 
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zu  haben.  Wäre  etwa  Lothar  mit  seiueni  Heere  plötzlich  bis 
dicht  an  die  deutsche  Grenze  vorgerückt,  hätte  dann  einen 
Boten  an  Otto  mit  der  Nachricht  geschickt,  er  werde  in  wenigen 
Stunden  die  Grenze  überschreiten,  um  ihn  anzngreifen,  — ein 
solches  Verfahren  wäre  einer  regelrechten  Kriegserkläruug  gleich' 
gekommen  — und  wäre  er  dann  auch  wirklich  in  deutsches  Gebiet 
eingefallen,  so  würde  sein  Verfahren  kaum  weniger  Entrüstung 
hervorgerufen  haben.  Denn  das  eigentlich  Tadelnswerte,  einiger- 
massen  Ungewöhnliche  und  so  grosses  Aufsehen  Erregende  seiner 
Handlungsweise  bestand  darin,  dass  er  ganz  unmotivirt.  mitten 
im  Friedenszustande,  in  einer  Zeit,  wo  man  deutscherseits  nichts 
weniger  als  das  vermutete,  in  feindlicher  Altsicht  anf  deutschem 
Boden  erschien.  Eine  Kriegserklärung  hatte  gewiss  kein  Mensch 
erwartet  in  damaliger  Zeit,  hätte  doch  nach  den  Gepflogenheiten 
damaliger  Kriegsführung,  wie  nun  schon  vielfach  ausgeführt 
ist,  nicht  einmal  ein  plötzlicher  Einfall  unerhört  erscheinen 
können,  wenn  nur  einigermassen  ein  Grund  dafür  Vorgelegen  hätte. 

Otto  beantwortet  das  V erfahren  Lothars  zwar  durch  eine 
otfene  Kriegserklärung,  in  der  er  ihm  sagen  lässt,1)  quod  prop- 
ter  ultionem  suae  tantae  perfidiae  nullos  ei  dolos  aut  insidias 
innecteret,  non  frarnle  subriperet,  sed  sublatis  omnibus  fraudu- 
lentiis,  Kalendis  Octobribus  ad  debilitandum  sui  rtgni  imperium 
procederet.  Aber  er  thut  das  nicht  etwa,  um  sich  nicht,  wie  Lothar, 
einer  schrotten  Rechtsverletzung  schuldig  zu  machen,  sondern 
weil  er  der  heimlichen  perfiden  Handlungsweise  Lothars  die 
grösstmögliche  Offenheit  in  der  seinen  entgegensetzen  will. 
Aus  dem  Worte  perfidia  die  Entrüstung  gerade  über  die 
mangelnde  Kriegserklärung  herauslesen  wollen,  wie  das  Giese- 


*)  Geafft  epp.  Camcracens.  I,  97.  SS.  VII,  440.  Pie  ganze  Erzählung 
unseres  Vorgangs  an  dieser  Stelle  lautet:  Post  liacc  autem  iniperntor,  iam 
pacato  rcgno  et  omnibus  sibi  ante  resistontilms  virtute  sedatia,  qnietns  et 
cum  prosperitate  quae  Pei  sunt  tractans,  apnd  palatium  Aqnisgrani  circa 
festivitatem  sancti  Joannis  morabatur;  cum  repente  Lotharins  rex  Karlen- 
sium  ncpos  videlicet  suus,  illum  volens  privare  iraperio,  occulto  adeo  incautum 
paravit  invadere,  ut  priedie  antequam  prcocuperatnr,  possct  resiscere.  Qui 
quoniam  huius  rci  improvidus  putabat  se  non  habere  in  prescns,  ad  remitcnduiu 

copiam,  movcns  se  a loco,  cnm  omni  scressit  fnmilia  Coloniam; illi 

nimirum  revertcnti  Otto  legationem  dirigere  festiuavit  aperte  videlicet  de- 
nuntians  etc.  wie  oben. 
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brecht  zu  thun  scheint,  heisst  nur  moderne  Anschauungen  jenen 
Zeiten  imputiren. 

Bei  Richer  III,  70’)  lautet  die  unsere  Frage  betreffende 
Stelle:  Quae  dum  ad  aures  Ottonis  referuntur,  ille  utpote  erat 
audaci  animo,  Lotharium  nuraquam  haec  aggressum  respondit. 
Nec  vero  in  suas  partes  adventare  potuisse,  cum  nec  ei  copia  mi- 
litum  sufficeret,  nec  de  suis  satis  spei  haberet.  Otto  ist  liier  gar 
nicht  entrüstet  über  den  plötzlichen  Einfall , er  erwähnt  wenig- 
stens nichts  diesbezügliches,  für  unglaublich  hält  er  die  Nach- 
richt nur,  weil  er  an  der  technischen  Möglichkeit  eines  solcheu 
Einfalls  Lothars  zweifelt.  Nun  ist  allerdings  Richer  bekannt- 
lich parteiisch,  und  es  läge  nahe,  von  ihm  zu  vermuten,  dass 
er  das  Widerrechtliche,  Unerhörte  in  Lothars  Verfahren  nicht 
habe  herrorheben  wollen. 

Aber  auch  unsere  anderen  zahlreichen  Quellen  liefern  uns 
keinen  Anhaltspunkt,  dass  Lothar  „wider  Sitte  und  Herkommen“ 
verstossen  habe. 

Rodulfus  Glaber,  Thietinar,  Annales  Sangallenses  maiores 
erwähnen  von  einer  Ueberraschung  überhaupt  nichts.  Ausführ- 
lich berichtet  Wilhelmi  Chronicon  (Bouquet  IX,  81):  Lotha- 

rius  rex  Francorum  , . Lotharingiam  intrat Transiens 

inde  ad  Palatium  Aquisgrani Rex  inde  distraxit,  quic- 

quid  praedabile  potuit  reperiri,  totamque  adiacentem  provinciam 
rapinis  et  incendiis  vastavit  absque  resistentia.  Otto  autem 

imperator  tantam  ininriam  aegre  ferens Hier  scheint  der 

Unmut  Otto’s  sich  doch  offenbar  nur  auf  die  Art  der  Krieg- 
führung Lothars,  auf  seine  Verwüstungen  etc.  zu  beziehen, 
denn  das  Plötzliche,  des  Einfalls  wird  ja  gar  nicht  erwähnt. 
Ebenso  wenig  ist  von  einer  Verletzung  des  Kriegsrechts  aus  der 
Nachricht  bei  Alpertus*)  herauszulesen,  die  nur  deutlich  hervor- 
hebt, dass  man  damals  überhaupt  Lothars  Einfall  nicht  erwar- 
tete, dass  derselbe  gänzlich  unvermutet  kam.  Die  Annales  Al- 
tahenses  und  Annales  Lamberti  zum  Jahre  978 s)  melden  in 

>)  S&  III,  622. 

*)  AJpertus  de  epp.  Mett.  978:  N'ani  dnrn  forte  Aquis  Otto  cesar  ad  con- 
ventus  agendos  tutus  et  omni  timore  sublato  consisteret,  et  id  per  exploratores 
Lothario  regi  enuntiatnm  esset,  raagnis  itineribus  ad  eum  contcndit,  et  de  im- 
proviso  prope  castra  accessit,  ut  imperatori  vix  facultas  »ui  reeipiendi  relin- 
queretur,  atqne  in  fuga  acceleranda  etc.  SS.  IV,  697. 

*)  SS.  UI,  65. 
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Bezug  auf  unsere  Frage  nur:  repente  invasit;  andere  Quellen, 
wie  z.  B.  das  Chronicon  Turonense  (bei  Bouquet  IX,  S.  54),  haben 
noch  kürzere  Nachrichten.1) 

Die  etwas  ausführlichere  Erörterung  dieses  Falles  bezweckte 
weniger  eine  Widerlegung  Giesebrecht’s,  als  sie  an  einem  recht 
eklatanten  Beispiel  zeigen  sollte,  dass  der  Mangel  einer  Kriegs- 
erklärung in  der  damaligen  Zeit  durchaus  nichts  Auffallendes,  dass 
vielmehr  der  unvermittelte  Uebergang  vom  Frieden  zum  Kriege 
auch  hier  die  Regel  war.  Erst  unter  Heinrich  II.,  wie  mir 
scheint,  wurde  eine  etwas  andere  Praxis  gehandhabt.  Wir 
kommen  darauf  zurück. 

Plötzlich  wie  sein  erster  Angriff  auf  deutsches  Gebiet,  war 
übrigens  auch  desselben  Lothar  Angriff  auf  Lothringen  984. 
Und  nicht  anders  wie  Lothar  ist  in  Bezug  auf  di*  Einleitung 
seines  Einfalls  in  deutsches  Gebiet  im  Jahre  920  dessen  Vor- 
gänger Karl  verfahren.  Aus  der  diesbezüglichen  Nachricht1) 
lässt  sich  das  unschwer  herauslesen.  Anders  ist  aber  auch 
Heinrich  I.  nicht  vorgegangen,  als  er  923  in  lothringische,  also 
doch  eines  damals  zu  Frankreich  gehörigen  Landes,  Verhält- 
nisse eingriff. 

Ottos  I.  und  seines  Sohnes  Liudolf  Züge  nach  Italien  im 
Jahre  951,  die  sich  gegen  Berengar,  als  König  des  damals  in 
in  nur  sehr  loser  Beziehung  zu  Deutschland  stehenden  Landes, 
richteten,  sind,  soweit  wir  sehen  können,  auch  ohne  irgend  eine 
Einleitung  erfolgt,  ebenso  Ottos  westfränkischer  Feldzug  gegen 
Hugo  von  Francien  im  Jahre  946.  Im  Beginne  dieses  Anden 
sich  allerdings  jene  seltsamen  Verhandlungen  zwischen  den  beiden 
Gegnern,  in  denen  die  Strohhüte  der  Krieger  Otto’s  eine  Rolle 
spielen,3)  aber  einerseits  sind  dieselben  nicht  von  dem  angreifen- 
den Otto,  sondern  von  Hugo  angeknüpft  worden,  und  anderer- 
seits mehr  eine  Prahlerei  als  ernsthafte  Versuche  den  Kampf  zu 
verhüten  gewesen. 

')  A.  Matthaei,  die  Händel  Ottos  II.  mit  Lothar  von  Frankreich.  Halle  1882. 
spricht  zwar  auch  von  einem  „rechtswidrigen  Ueberfall“  lässt  sich  aber  nicht 
weiter  über  die  Sache  aus.  — Banke,  Weltgesch.  Bd.  VH,  S.  14  erzählt  nur, 
dass  Otto  Lothar  Vorwürfe  über  seine  .Hinterlist“  machen  Hess,  scheint  also 
auch  aus  den  Quellen  eine  besondere  Bechtswidrigkeit  nicht  ersehen  zu  haben. 

*)  Contin.  Beginonis:  Carolus  Alsatiam  ....  sibi  nsurpaturus,  usque 
Paternisheim  villam  iuxta  Wormatiam  hostiliter  pervenit,  88. 1,  616  ad.  a.  923, 

*)  Wid.  m,  2.  SS.  IH,  451. 
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Sehr  in  die  Augen  fallend  ist  das  Vorgehen  Ottos  im  Jahre 
968,  als  er  seinen  ersten  Angriff  auf  das  griechische  Apulien 
macht,  "während  doch  die  Verhandlungen  mit  dem  byzantinischen 
Hofe  noch  keineswegs  zu  einem  solchen  Abschlüsse  gelaugt 
waren,  dass  ein  Krieg  unvermeidlich  gewesen  wäre.  Das  be- 
tont wohl  auch  hauptsächlich  der  griechische  Kaiser  Nieeplioros 
Phokas  Liudprand  gegenüber,1)  davon  dass  Otto  etwa  vorher 
seinen  Einfall  hätte  ankündigen  sollen,  erwähnt  er  aber  nichts. 

Dass  hingegen  Ottos  II.  Angriff  auf  die  Länder  der  Griechen 
in  Unteritalien  im  Jahre  981  Verhandlungen  vorangegangen 
sind,  ersehen  wir  aus  einer  Stelle  der  Annales  Sangallenses.*)  Sie 
scheinen,  zwar  auch  seitens  des  angegriffenen,  nicht  des  an- 
greifenden Teils  angeknttpft,  wirklich  den  Zweck  verfolgt  zu 
haben,  den  Kampf  zu  verhüten,  wenn  sie  auch  thatsächlich  er- 
folglos blieben. 

Die  Kämpfe,  welche  in  dieser  Zeit  deutscherseits  mit  aus- 
wärtigen, unabhängigen  heidnischen  Völkern  gefühlt  werden, 
sind  im  Wesentlichen  gleichbedeutend  mit  den  Einfällen  der 
Ungarn  in  Deutschland.  Dass  die  Ungarn  denselben  keine 
weiteren  Einleitungen  vorausgehen  Hessen,  bedarf  keiner  wei- 
teren Ausführung.  Natürlich  hat  aber  auch  Herzog  Heinrich 
von  Baiern,  als  er  950  einmal  einen  Angriff  auf  ungarisches 
Gebiet  machte,  sich  nicht  anders  verhalten. 

Die  übrigen  hier  in  Betracht  kommenden  Kämpfe  bieten 
in  dieser  Beziehung  keine  andere  Erscheinung. 

Die  inneren  Kriege  der  sächsischen  Epoche  sind  auch  wieder- 
um zum  grössten  Teil  Empörungskriege,  auf  welche  sich  das 
oben  Ausgeführte  betreffs  einer  hier  nicht  zu  erwartenden  Kriegs- 
erklärung oder  sonstigen  Einleitung  natürlich  auch  erstreckt. 
Dass  in  einzelnen  Fällen  dem  Ausbruch  des  offenen  Kampfes 
Verhandlungen  vorausgegangen  sind,  ist  ja  dabei  natürlich  nicht 
ausgeschlossen.  Ein  solcher  Fall  liegt  z.  B.  sehr  deutlich  vor 
bei  Gelegenheit  der  Kämpfe  Ottos  I.  mit  den  Slaven  im  Jahre 
955.  Eine  Gesandtschaft  der  Slaven  erklärt,  Tribut  wollten  sie 
in  gewohnter  Weise  entrichten,  im  Uebrigen  aber  wollten  sie 


*)  Liudpr.  Relatio  de  legat.  Censtantinopol.  c.  6.  SS.  III,  348. 
*)  Ann.  Sangall.  982.  SS.  I,  80. 
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die  Herrschaft  über  ihr  Land  behalten.  Nur  unter  dieser  Be- 
dingung wollten  sie  den  Frieden.1) 

In  diese  Gruppe  von  Kämpfen  fällt  aber  auch  wieder  einer, 
in  dem  sich  eine  Kriegserklärung  findet.  Nach  Widukind*)  erklärt 
Boleslav  einem  benachbarten  Fürsten,  der  sich  der  allgemeinen 
Erhebung  gegen  Otto  I.  im  Jahre  936  nicht  angeschlossen  zu 
haben  scheint,  den  Krieg.  Es  ist  merkwürdig,  dass  sich  aucli 
diese  Nachricht  wieder  an  einer  Stelle  findet,  wo  man  nichts 
weniger  als  sie  erwartet,  nicht  etwa  am  Beginn  eines  grossen 
Krieges,  der  von  Bedeutung  gewesen  wäre  und  demgemäss  viel- 
fach in  den  Quellen  Erwähnung  gefunden  hätte,  sondern  ganz 
verloren  bei  einem  einzigen  Schriftsteller  uud  vor  Beginn,  wie 
es  scheint,  eines  blossen  Ueberfalls  seitens  eines  mächtigen  Fürsten 
auf  einen  kleinen,  unbedeutenden  Nachbar. 

Die  schon  in  karolingischer  Zeit,  wie  zugegeben  worden 
ist,  bekannte  Institution  der  Kriegserklärung  war  natürlich  auch 
für  die  folgende  Zeit  nicht  verloren  gegangen,  aber  da  die 
Nachricht  über  eine  solche  in  den  bei  weitem  meisten  Fällen, 
wie  wir  gesehen  haben,  fehlt,  hat  sie  auch  an  dieser  Stelle 
natürlich  keine  symptomatische  Bedeutung,  ja  sogar  nicht  ein- 
mal an  sich  scheint  sie  mir  den  geringsten  Anspruch  auf  Glaub- 
würdigkeit zu  haben.  Mir  scheint,  dass  die  Nachahmung  an- 
tiker Redeweise,  wie  sie  ja  bei  Widukind  bekannt  ist,  hier  das 
einzige  Thatsächliche  bildet,  was  unserer  Nachricht  zu  Grunde 
liegt,  ganz  ähnlich,  wie  bei  der  oben  erörterten  Stelle  Einhards. 

Man  kann  zu  einer  abschliessenden  und  fehlerlosen  Schil- 
derung der  Kriege  unserer  Epoche  in  Bezug  auf  die  Frage  ihres 
Beginns  nicht  gelangen,  wenn  man  nicht  den  Kriegen  Hein- 
rich’s  II.  eine  besondere  Betrachtung  widmet. 

Die  Ausnahmen,  welche  wir  bei  den  unter  den  übrigen  deutschen 
Königen  geführten  Kriegen  von  der  Regel,  dass  der  Krieg  unver- 
mittelt dem  F rieden  folgte,  fanden , waren  verhältnismässig  so  wenig 
zahlreich,  dass  sie  keinen  Zweifel  darüber  Hessen,  dass  es  eben 
nur  Ausnahmen  waren  — hier  ist  es  umgekehrt,  indem  die 
Mehrzahl  der  Kriege,  von  denen  man  es  überhaupt  erwarten 
kann,  jenes  Bild  eines  plötzlichen,  den  Angegriffenen  vollständig 

~ Ö Wid.  III,  53.  SS.  m,  460. 

’)  Wid.  U,  3:  Timensque  aibi  vicinum  sab  regulnm  eo  qnod  pariusset  im- 
periis  Saxonum,  indixit  ei  bellum. 
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überraschenden  Kampfes  nicht  bieten.  Es  scheint  mir  aber 
durchaus  nicht  richtig  zu  sein,  in  dieser  Thatsache  den  Ausdruck 
einer  in  dieser  Beziehung  veränderten  Anschauung  der  Zeit  zu 
selien  — wie  sollte  das  möglich  gewesen  sein,  ohne  dass  auch 
nur  ein  einziges  Moment  vorläge,  in  welchem  man  den  Anlass 
oder  die  tiefer  liegende  Ursache  eines  solchen  Fortschrittes  in 
völkerrechtlicher  Beziehuug  erkennen  könnte?  Ebensowenig  aber 
haben  wir  meines  Erachtens  darin  etwa  das  Bestrebeu  des  ja 
im  Uebrigen  durch  eine  milde  Gesinnung  ausgezeichneten  Hein- 
rich zu  erkennen,  die  rauhe  Kriegspraxis  damaliger  Zeiten  über- 
haupt umzugestalten,  denn  einen  solchen  Wunsch  müssten  wir 
dann  doch  auch  noch  in  andern,  die  barbarische  Art  der  Krieg- 
führung mildernden  Massregeln  ansgedrückt  sehen.  Weder  aus 
der  Anschauung  der  Zeit  heraus  noch  auch  individuell  von 
Seiten  Heinrichs  hat  ein  rechtliches  Motiv  Vorgelegen  — es 
siud  politische  Verhältnisse,  deren  Folgen  wir  sehen. 

Die  Erscheinung  nämlich,  dass  Heinrich  seinem  Angriff  Ver- 
handlungen vorausgehen  lässt,  die  teils  sogar  in  eine  direkte 
Kriegserklärung  oder  doch  in  ein  einer  solchen  sehr  nahe  kom- 
mendes Ultimatum  auslaufen,  findet  sich  ganz  vorwiegend  in 
seinen  Kriegen  mit  Polen. 

Schon  im  Jahre  1003 , nachdem  Boleslav  Chrobry  sich  in 
Böhmen  festgesetzt  hat,  lässt  Heinrich  ihm  in  schonendster  Weise 
Anerbietungen  machen,1)  welche  die  Notwendigkeit  verhüten 
sollen,  mit  dem  Schwert  einzugreifen.  Boleslav  weist  die  An- 
erbietungen schroff  zurück.  Der  im  Jahre  1003  durch  die  Ver- 
bindung Boleslavs  mit  dem  Empörer  Heinrich  von  Schweinfurt 
mit  Heinrich  begonnene  Kampf  zieht  sich  in  einzelnen  Episoden 
bis  zum  Frieden  zu  Posen  im  Jahre  1005  hin.  In  dem  vielfach  unter- 
brochenen und  oft  lange  Zeit  gänzlich  ruhenden  Streite  sind  wir 
doch  in  keinem  Moment  berechtigt,  neue  einleitende  Schritte  von 
Seiten  Heinrichs,  wie  sie  einem  neu  ausbrechenden  Kriege  voraus- 
gehen können,  zu  erwarten. 

Der  neue  Krieg  aber  mit  Polen  im  Jahre  1007  be- 
ginnt mit  einer  Kriegserklärung  Heinrichs  in  aller  Form,*) 

>)  Thietro.  V,  19.  SS.  IIT,  799. 

*)  Thietm.  VI,  24 : Haec  rcx  cum  suis  principibuü  cantc  considerana,  di- 
versnque  ab  hiis  consilii  responsa  percipiens,  iniquoe  voluntati  eorrnu  in  hoc 
couseusit,  quod  gencrnmauimet  Hirimannnm  illo  mitten«,  condicta  pacis  foedera 
iuterdiceret.  SS.  UI,  815. 
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die  in  einer  Aufkündigung  des  1005  geschlossenen  Friedens 
besteht. l) 

Dem  neuen  Feldzug  gegen  Boleslav  im  Jahre  1010  gehen 
wieder  Verhandlungen  voraus,  Herzog  Bernhard  und  Probst 
Walthard  wurden  mit  einer  Friedensgesandtschaft  an  Boleslav 
geschickt,  die  aber  wieder  erfolglos  blieb.*)  Dieser  Feldzug 
fand  wieder  keinen  Abschluss  durch  einen  Friedensschluss  und 
der  Neubeginn  des  Kampfes  im  Jahre  1012,  den  ja  übrigens 
von  Boleslav  angeknüpfte  Verhandlungen  mit  Walthard  von 
Merseburg  einleiten,  ist  nur  als  eine  Fortsetzung  des  noch 
unerledigten  Streites  zu  betrachten,  der  aber  nun  im  Frieden 
zu  Merseburg  seinen  Abschluss  fand. 

Lange  Verhandlungen  gehen  dann  wieder  dem  1015  neu 
ausbrechenden  Kampfe  mit  Polen  voraus,*)  Verhandlungen,  deren 
Schluss  ein  Ultimatum  in  aller  Form  bildete.  Die  Aufforderung  an 
Boleslav,  die  Lausitzen,  welche  er  als  Reichslehen  besass,  her- 
auszugeben,4) bedeutete  nichts  Anderes  als  das. 

Verhandlungen  endlich  leiten  auch  den  letzten  Krieg  mit 
Polen  im  Jahre  1017  ein.  Auch  hier  zeigte  sich  der  Polenfürst 
den  Anerbietungen  des  Kaisers  so  wenig  entgegenkommend, 
dass  der  Krieg  die  unabweisbare  Folge  war.*) 

In  dieser  ganzen  Reihe  von  Kriegen  mit  Polen  sehen  wir 
also  ein  Verfahren  Heinrichs,  welches  nach  den  bisher  gemachten 
Betrachtungen  befremden  muss. 

Wie  verhielt  er  sich  nun  in  seinen  anderen  Kriegen? 

*)  Pabst  (Jahrb.  Heinrichs  II.,  Bd.  2 S.  9 Anm.  1)  scheint  — übrigens 
nicht  im  Zusammenhänge  mit  unserer  hier  behandelten  Frage  — in  meinen, 
nach  Thietmar  habe  in  der  Kriegserklärung  eine  Concession  an  die  dem  Kriege 
Überhaupt  abgeneigte  Ansicht  der  Fürsten  gelegen.  Meines  Erachtens  ist  das 
aus  der  citirten  Stelle  nicht  zu  ersehen. 

*)  Thietm.  VI,  38.  8S.  HI,  853. 

s)  s.  darüber  Hirsch,  Jahrb.  Heinr.'s  II.  Bd.  3 S.  16  ff. 

4)  Annal.  Quedlinb.  1015 : Addidit  etiam  imperator  hoc  anno  Iegationem 
mittere  ad  ßolizlavonem  pro  restituendis  regionibus,  quas  abstulcrat.  SS.  III, 
83.  — Hirsch,  Jahrb.  Bd.  3 S.  18  sagt:  „In  alten  und  neuen  Tagen  hat  man 
cs  unter  solchen  Umständen  geliebt,  Ornnd  und  Zweck  des  unvermeidlich  ge- 
wordenen Krieges  in  einer  unzweideutigen  Formel  zusammenzufassen.'  Dieser 
Satz  kann  leicht  so  gedeutet  werden,  als  ob  es  stets  in  „alten  Zeiten“  gerade 
so  üblich  gewesen  wäre,  wie  heute.  In  unserem  Falle  liegt  aber,  wie  auch 
demgegenüber  wieder  zu  betonen  ist,  nur  eine  Ausnahme  vor. 

*)  s.  besonders  Thietmar  VH,  36  u.  42.  SS.  UI,  852  u.  854. 
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Dem  Beschlüsse  Heinrichs  gegen  Balduin  von  Flandern  zu  Felde 
zu  ziehen  im  Jahre  1007  gehen  mehrfache  Aufforderungen  an  den- 
selben voraus,  seinen  Raub  (Valenciennes)  herauszugeben,  ähn- 
lich im  Jahre  1018  seinem  Zuge  gegen  den  Grafen  Dietrich  von 
Holland  der  Befehl,  die  von  jenem  erbaute  Feste  im  Gebiete 
des  Bischofs  von  Utrecht  zu  schleifen;  und  endlich  lässt  er 
im  Jahre  1020  auch  den  Grafen  Otto  von  Hammerstein  wieder- 
holt auffordern  sich  zu  unterwerfen,  bevor  er  gegen  denselben 
zu  Felde  zieht.1) 

Wenn  wir  nun  von  den  noch  nicht  erwähnten  Kriegen 
Heinrichs  noch  diejenigen  ausnehmen,  bei  welchen  man,  wie  bei 
seinen  burgundischen  Feldzügen  und  seinen  Kämpfen  mit  den 
Griechen  auf  dem  Römerzuge  1021/22,  einleitende  Verhandlungen 
oder  ähnliche  Schritte  gar  nicht  erwarten  kann,*)  so  ergiebt 
sich,  dass  er  im  Ganzen  sehr  oft  von  der  herrschenden  Sitte 
abgewichen  ist. 

Es  ist  wohl  überall  aus  politischer  Klugheit  geschehen. 

Besonders  das  Vorgehen  gegen  Polen  lässt  darauf  schliessen, 
dass  Heinrich  viel  daran  lag,  den  Kampf  mit  einem  Gegner  zu 
vermeiden,  der  so  mächtig  war,  dass  die  Entscheidung  sehr 
zweifelhaft  erscheinen  musste.  Eine  gewisse,  kaum  zu  ver- 
kennende Furcht  vor  dem  mächtigen  Vasallen  hat  Heinrich 
immer  wieder  zu  Mitteln  greifen  lassen,  die  einen  Charakter 
völkerrechtlicher  Rücksichten  tragen,  wie  wir  ihn  in  damaligen 
Zeiten  zu  sehen  nicht  gewöhnt  sind,  die  in  Wirklichkeit  aber 
nur  Rücksichten  auf  die  eigne  Lage  und  den  eignen  Vorteil 
entsprangen. 

Auch  die  anderen  Gegner,  gegen  die  Heinrich  nicht  un- 
vermittelt den  Krieg  unternahm,  sind,  ihrer  Machtstellung  nach, 
solche  gewesen,  dass  es  wohl  wünschenswert  erscheinen  konnte, 
den  Kampf  mit  ihnen  zu  vermeiden.  Auch  mit  ihnen  hat  der 
Kaiser  zu  eignem  Nutz  und  Frommen,  nicht  aus  kriegsrecht- 
licher Höflichkeit,  verhandelt,  bevor  er  gegen  sie  zu  Felde  zog. 


')  Aon.  Quedliub.  1020:  priino  per  nuncios,  deinde  per  amicos  perque 
semet  ipsum  ab  bac  inani  tentat  revocare  vcsania.  SS.  III,  85. 

')  Die  Züge  nach  Burgund  1016  u.  1018  hatten  zunächst  ja  nur  den 
Zweck,  von  einem  bereits  abgetretenen  Lande  Besitz  zu  ergreifen,  Kriegszllge 
wurden  sie  erst  durch  den  Widerstand  der  Grossen.  Der  Kampf  mit  den 
Griechen  ist  die  Antwort  auf  die  von  griechischer  Seite  ergriffene  Offensive. 
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Das  Verfahren  im  Kriege  mit  Polen  erhält  allerdings  eine 
eigentümliche  Beleuchtung  durch  eine  Stelle  in  dem  angeblichen 
Briefe  Heinrichs  V.  an  Boleslav  in  den  Ohronicae  Polonorum.1) 

Dort  heisst  es:  Indignuni  est  enim  imperatori  legibusque 
Romanis  inhibitnm,  fines  hostis  praesertimque  sui  militis  prius  hos- 
tiliter  introire,  quam  eum  sciscitare  de  pace,  si  voluerit  oboe- 
dire,  vel  de  bello,  si  restiterit,  ut  se  praemuniret. 

Eine  solche  Anschauung  sahen  wir  schon  einmal  hei  Ge- 
legenheit eines  Krieges  des  Jahres  876  theoretisch  ausge- 
sprochen, und  hier  wie  dort  ist  sie  beachtenswert.  Aber  auch 
der  hier  ausgesprochenen  Regel  ist  keineswegs  praktisch  ent- 
sprochen worden,  und  wenn  Waitz,’)  auf  diese  Stelle  gestützt, 
den  Satz  aufstellt  : „Auswärtigen  Feinden  ward  der  Krieg  förm- 
lich angekündigt.  Plötzlicher  Ueberfall  galt  nicht  als  ehren- 
haft,“ so  findet  derselbe,  wenigstens  für  die  von  uns  behandelte 
Zeit,  in  den  Quellen  keine  Bestätigung. 


')  Cli ron.  Pnlon.  III,  2.  SS.  IX,  4f>7. 

•)  WaitJi,  Verfassungsgesch.  VIII,  S.  186. 
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II.  Behandlung  des  feindlichen  Landes. 


Es  bedarf  nicht  einer  neuen  Untersuchung,  um  nachzu- 
weisen, dass  die  mittelalterlichen  Kriege  fast  noch  mehr  als 
selbst  die  grausamsten  und  erbittertsten  Kriege  der  neueren 
Zeit  einem  Barbarismus  unterworfen  waren,  dessen  Geschichte 
den  Leser  immer  wieder  aufs  Neue  mit  Entsetzen  und  Wider- 
willen erfüllt. 

Da  scheint  es  denn  eine  undankbare  Aufgabe  zu  sein,  sich 
in  die  Geschichte  jener  Kämpfe  zu  vertiefen,  um  in  ihnen  hier 
und  da  Spuren  zu  finden,  dass  auch  die  Menschen  jener  Epoche 
eine  Idee  davon  gehabt  hätten,  selbst  im  Kriege,  also  in  dem 
Zustande  äusserster  Feindseligkeit  zwischen  zwei  streitenden 
Parteien,  müsse  ein  Recht  bestehen,  welches  nicht  durch  Ge- 
setze und  Zwang,  sondern  durch  das  einfache  Gefühl  der  Mensch- 
lichkeit geheiligt  und  gesichert  werde. 

Aber  der  Historiker  darf  sich  durch  das  Bewusstsein,  dass 
seine  Resultate  im  Wesentlichen  negativ  sein  würden,  wenn  er 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Untersuchung  führen  würde, 
nicht  abschrecken  lassen  — es  gilt  zu  zeigen,  wie  man 
im  Kriege  feindliches  Land  und  feindliche  Personen 
behandelte,  es  soll  klar  gestellt  werden,  ob  es  in  die- 
ser Beziehung  Beschränkungen  gab,  selbst  auf  die  Ge- 
fahr hin,  vielleicht  noch  die  eine  oder  andere  Vorstellung  zu 
zerstören,  die  jener  Zeit  in  dieser  Beziehung  eine  günstigere 
Meinung  abgewinnen  will. 

Es  mag  auf  den  ersten  Blick  nicht  als  hierher  gehörig  er- 
scheinen, die  verwüstende  Art  der  Kriegführung  damaliger 
Zeit  zu  betonen.  Und  doch  gehört  dieselbe  in  eine  Geschichte 
etwa  der  Kriegstaktik  doch  nur  da,  wo  es  sich  um  Darlegung  be- 
stimmter strategischer  Massnahmen  in  einem  gegebenen  strate- 
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gisch  merkwürdigen  Falle  handelt  — hier  kommt  in  Betracht, 
ob  die  kriegführenden  Parteien  es  für  erlaubt  hielten,  immer, 
während  der  ganzen  Zeit  eines  Krieges  zu  verwüsten  und  zu 
verheeren,  gleichviel  ob  kriegstaktische  Rücksichten  das  er- 
forderten oder  nicht. 

Diese  Frage  muss  für  die  ganze  uns  interessirende  Zeit 
unbedingt  bejaht  werden. 

Gleichviel,  ob  Christen  mit  Christen,  oder  mit  Moham- 
medanern und  Heiden  Krieg  führten,  mochte  es  sich  um  kleine 
Fehden,  um  Empörungskriege,  Raubzüge  oder  auch  um  grosse 
eigentlich  politische  Kriege  zwischen  selbständigen,  auf 
gleicher  Civilisationsstufe  stehenden  Völkern  handeln  die  Verwüs- 
tung des  feindlichen  Landes,  die  Zerstörung  des  feindlichen  Eigen- 
tums waren  die  selbstverständlichen  Folgen  des  Kriegszustandes. 
Davon  also,  dass,  wie  heute,  im  Kriege  eine  Propotionalität 
zwischen  den  angewendeten  militärischen  Zwangsinassregeln  und 
dem  durch  den  Krieg  zu  erreichenden  Zweck  bestanden  hätte, 
findet  sich  nicht  die  geringste  Spur. 

Es  kann  diese  Behauptung  natürlich  nicht  an  jedem  ein- 
zelnen in  der  langen  Reihe  der  hier  behandelten  Kriege  nach- 
gewiesen werden.  Ueber  viele  derselben  besitzen  wir  nur  kurze 
Nachrichten,  aber  das  gerade  in  diesen  kurzen  annalistischen 
Aufzeichnungen  fast  regelmässig  wiederkehrende  „terra  vastata 
est“  und  ähnliche  dieselbe  Seite  der  Kriegführung  hervorhebende 
Bemerkungen  scheinen  mir  am  besten  zu  beweisen,  dass  es  eben 
Regel  war,  das  feindliche  Land  schonungslos  zu  verwüsten  und 
zu  plündern.  Ein  gewisser  Schematismus  der  Scriptores  in  Be- 
zug auf  die  Berichterstattung  mag  dabei  wohl  vorliegen  und  es 
mag  oft  genug  sich  die  betreffende  Nachricht  finden,  ohne  dass 
der  Berichtende  ihre  Thatsüchliehkeit  wirklich  gewusst  hat, 
aber  das  beweist  ebensowenig,  wie  andererseits  der  Umstand, 
dass  in  manchen  ausführlichen  Berichten  über  einen  Krieg  die 
betreffende  Seite  desselben  in  verhältnissmässiger  Kürze  behan- 
delt ist.  Im  ersteren  Falle  ist  etwas  berichtet,  was  als  sicher 
zutreffend  angenommen  werden  durfte,  im  letzteren  etwas  kurz 
oder  gar  nicht  erwähnt,  weil  es  als  selbstverständlich  galt. 
Bleiben  aber  auch  selbst  beide  Fälle  ausser  Betracht,  der  der 
etwas  hinzudichtenden  und  der  der  etwas  Wesentliches,  aber 
Selbstverständliches  vergessenden  Berichterstattung,  so  bleiben 
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noch  immer  so  zahlreiche  Fälle  übrig,  in  denen  über  die  ohne 
Unterschied  verwüstende  Art  der  Kriegführung  in  durchaus 
glaubwürdiger  Weise  berichtet  wird,  dass  an  der  Thatsache  zu 
zweifeln  kein  Grund  vorliegt. 

Ausnahmen  von  unserer  Regel  sind  natürlich  vorgekommen 
und  werden  auch  berichtet.  Sie  können  durch  taktische  Rück- 
sichten auf  die  Beschaffenheit  des  Landes,  durch  mildere  Iuten- 
tionen  des  jeweiligen  Heerführers  hervorgerufen  worden  sein, 
sie  kommen  aber  natürlich  nicht  in  Betracht,  wenn  wir  die  all- 
gemeine Bedeutung  dieser  Kriegführung  in  kriegsrechtlicher  Be- 
ziehung betrachten  wollen. 

Wesentlich  aber  würde  es  für  deren  Beurteilung  sein, 
wenn  wir  ein  Moment  fänden,  welches  uns  diese  Art  der  Krieg- 
führung als  für  damalige  Verhältnisse  aus  taktischen  Gründen 
etwa  notwendig  zeigte. 

Wenn  z.  B.  dieses  Plünderungs-System  eine  Art  von  Fou- 
ragiren  gewesen  wäre,  bedingt  durch  die  damaligen  unzureichen- 
den Verproviantirungsverhältnisse,  so  würde  dadurch  zwar  das 
Barbarische  eines  solchen  Systems  an  sich  nicht  gemildert 
erscheinen,  man  würde  aber  dann  doch  sagen  müssen,  dass  die 
Hintansetzung  jeder  Schonung  nicht  aus  blossem  Barbarismus,  aus 
Mangel  an  jeder  Rücksichtnahme  auf  den  Feind  und  auf  die 
Möglichkeit,  dass  derselbe  nach  beendetem  Kriege  wieder  in 
normale  Verhältnisse  zurückkehren  könne,  hervorgegangen  sei. 
Die  Notwendigkeit  einer  so  grausamen  Kriegführung  würde 
bei  einem  Vergleich  mit  analogen  heutigen  Verhältnissen  nicht 
so  zu  Ungunsten  des  früheren  Mittelalters  sprechen,  wie  ihre 
willkürliche  Anwendung. 

Die  Annalen  von  Fulda  zum  Jahre  879  ‘)  berichten  von 
dem  Heere  Ludwigs  des  Jüngeren , mit  welchem  derselbe  in 
Westfranken  einfftllt:  Excercitus  autem,  quoniam  a civibus  illis 
sibi  victui  necessaria  iusto  precio  emere  non  potuisset,  versus 
est  ad  praedam,  et  pene  universam  depopulatus  est  civitatem. 

Wie  hier  das  Heer  eine  Stadt  plündert,  weil  es  auf  dem 
Wege  des  Einkaufs  von  ihren  Bewohnern  keine  Lebensmittel 
erlangen  kann,  so  hätte  das  Plündern  ja  überhaupt  können  statt- 
gehabt haben,  um  dem  Bedürfnis  nach  Lebensmitteln  abzuhelfen. 


*)  Alm.  Füllten«.  P.  UI.  SS.  I,  392. 

Levy,  Kriegsrtcht.  9 
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Scheint  doch  für  diese  Annahme  auch  der  eigentümliche  Um- 
stand zu  sprechen,  dass  zum  Kriege  ausziehende  Heere  bereits 
im  eigenen  oder  beim  Durchzug  durch  befreundetes  Land  sicli 
des  Plünderns  und  Verwüstens  nicht  enthalten  haben.') 

Aber  diese  Andeutungen  sind  wohl  doch  zu  vereinzelt,  als  dass 
man  aus  ihnen  mit  Gewissheit  eine  Erklärung  und  damit  auch 
Entschuldigung  jener  rohen  Sitte  herleiteu  könnte.  Und  zudem 
bestand  jenes  Plünderungssystem  doch  auch  keineswegs  nur  im 
Rauben,  sondern  vielmehr  in  gänzlichem  Zerstören  und  Ver- 
nichten; man  scheint  bezweckt  zu  haben,  das  feindliche  Land 
in  einen  Zustand  zn  versetzen,  aus  dem  es  sich  auch  nach  Be- 
endigung des  Krieges  schwer  wieder  erholen  konnte,  man  hat 
den  Feind  durch  diese  Art  der  Kriegführung  zur  Unterwerfung, 
zum  Unterliegen  zwingen  wollen.  Deutlich  spricht  sich  diese 
Tendenz  in  folgenden  Worten  aus:  . . . Unde  rex  Hlndovi- 
cns  ....  terram  eorunt  ingressus,  gravi  eos  obsidione  fatigavit; 
perditisque  frugibus  et  omni  spe  victns  adempta,  magis  eos  fame 
quam  ferro  perdomuit  *)  oder  auch : Cum  autem  ratio  et  neces- 
sitas  mihi  accidit,  ....  ut  mihi  meum  nepotem  subriperet,  et 
homines  meos  mihi  subtraheret,  ac  tideles  meos  vastanter  im- 
primeret 3) 

So  also  war  die  Kriegssitte  damaliger  Zeiten  in  Bezug  auf 
die  Behandlung  des  feindlichen  Landes,  und  dass  diese  Kriegssitte 
im  vollen  Sinne  des  Wortes  auch  ein  Kriegsrecht  war,  dass  sie 
den  kriegführenden  Parteien  erlaubt  schien,  das  scheint  mir 
ganz  klar  daraus  hervorzugehen,  dass  nicht  an  einer  einzigen 
Stelle  eines  mittelalterlichen  Geschichtsschreibers  ein  Wort  des 


')  Siehe  z B.  «las  Vorgehen  des  zmu  Kriege  gegen  die  Bretonon  aus- 
ziehenden Heeres  Ludwigs  des  Frommen  im  Jahre  824,  worüber  Cap.  Aipiisgr. 
825  c.  16  M.  G.  LI..  I,  244  zu  vergleichen.  Ferner  die  l’lUmlerung  und  Ver- 
heerung der  befreundeten  Ostmark,  welche  das  deutsche  Heer  bei  seinem  Auf- 
bruch gegen  Polen  1010  zu  durchziehen  hatte.  Derselben  geschieht  von 
Seiten  des  Königs  kein  Einhalt,  worüber  Thietm.  VI,  38  zn  vergleichen. 
Auch  Hirsch,  Jahrb.  Heinrichs  II.,  S.  292  und  Zeissberg,  die  Kriege  Kaiser 
Heinrichs  II.  mit  Herzog  Boleslav  I.  von  Polen,  S.  374  fuhren  die  Erschei- 
nung auf  die  unvollkommene  Verpflegung  der  Heere  im  Mittelalter  zurück. 

*)  Ruod.  Fuld.  Ann.  851.  SS  I,  367.  Ludwig  der  Deutsche  züchtigt  die 
Sorben  für  ihre  verheerenden  Einfälle  in  fränkisches  Gebiet. 

*)  Libellus  proclamationis  domiui  Karoli  etc.  c 7.  M.  G.  LL.  I,  463.  Lud- 
wig der  Deutsche  fällt  in  das  westfränkische  Reich  ein. 
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Tadels  darüber  ausgesprochen  ist.  Wohl  werden  die  entsetz- 
lichen Raub-  und  Plünderungszüge  von  Normannen  und  Ungarn 
mit  glühenderen  Farben  geschildert,  und  es  fehlt  nicht  an  jam- 
mernden Klagen  über  deren  Barbareien,  aber  in  Bezug  auf  die 
Behandlung  des  feindlichen  Landes,  soweit  wir  dieselbe  hier  be- 
trachtethaben, war  thatsächlich  kein  grosser  Unterschied  zwischen 
Einfällen  von  Sarazenen  und  Heiden  und  solchen  christlicher 
Völker.  Kein  Wort  des  Tadels,  wie  gesagt,  wird  laut,  keine 
Andeutung,  dass  ein  solches  Verfahren  dem  Völkerrechte  Hohn 
spreche  — es  war  eben  selbstverständlich,  wie  die  plötzlichen, 
in  keiner  Weise  angekündigten  Kriegszüge  selbst. 

Das  Gesagte  bezieht  sich  im  Wesentlichen  auf  die  Behandlung 
des  platten  Landes,  wenn  es  heisst:  „terra  vastata  est,“  so  ist 
das  eben  auf  das  platte  Land  zu  beziehen ; eine  gesonderte  Bespre- 
chung erfordert  die  Behandlung  der  Städte  und  der  Kirchen. 

Die  Einnahme  von  Städten  und  festen  Plätzen  konnte  auch 
in  damaliger  Zeit  natürlich  entweder  durch  freiwillige  Ueber- 
gabe  oder  durch  Eroberung  mit  Gewalt  erfolgen. 

Eine  nähere  Betrachtung  dieser  Arten,  also  etwa  der 
Mittel,  welche  bei  der  Erstürmung,  oder  der  Förmlichkeiten, 
welche  bei  einer  Uebergabe  in  Anwendung  kamen,  kann  um  so 
eher  unterbleiben,  als  in  ersterer  Beziehung  offenbar  über- 
haupt keinerlei  Beschränkungen  beobachtet  wurden,  in  letz- 
terer aber  das  vorliegende  Material,  die  Ausführlichkeit  der 
Nachrichten  nicht  ausreicht,  um  eine  erschöpfende  Darstellung 
zu  geben,  welche  sich  ja  übrigens  auch  nur  auf  Ceremouien 
beschränken  würde. 

Für  unsere  Untersuchung  ist  die  Frage  interessant,  welche 
Folgen  für  einen  Ort  die  eine  oder  audere  Art  der 
Einnahme  hatte,  welche  Behandlung  er  erfuhr,  nach- 
dem der  Sieger  sich  seiner  bemächtigt  hatte. 

Die  Eroberung  einer  Stadt,  d.  h.  ihre  Einnahme  mit  Ge- 
walt bedingte  ihre  schonungslose  Ausplünderung  und  in  den  bei 
weiten  meisten  Fällen  ihre  Zerstörung  und  Verbrennung. 

Diese  Erscheinung  ist  zwar  bei  dem  schon  des  öfteren  be- 
tonten Barbarismus  der  Kriegführung  nicht  sonderlich  auffallend; 
aber  sie  scheint  mir  doch  auch  von  neueren  Schriftstellern  nicht 
nach  Verdienst  beachtet  worden  zu  sein,  denn  nicht  an  eiuer 
einzigen  Stelle  bei  diesen  ist  betont,  dass  im  gegebenen  Falle 
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nicht  eine  vereinzelte  Erscheinung,  sondern  eine  regelmässig 
wiederkehrende  vorliegt.  Und  gerade  zu  dieser  Erscheinung 
stehen  doch  heutige  Verhältnisse  in  vorteilhaftem  Gegensatz. 
Dass  der  moderne  Sieger  über  eine  eroberte  Stadt  volle  Ge- 
walt und  das  Recht  hat,  strenge  Massregeln  über  ihre  Ein- 
wohner zu  verhängen,  dürfte  theoretisch  nicht  bestritten  werden, 
praktisch  aber  wird  er  die  thatsächlich  erlangte  Macht  niemals 
so  ausbenten,  wie  es  damals  geschah. 

Ausnahmen  von  der  Regel,  dass  eine  mit  Gewalt  eroberte 
Stadt  zerstört  oder  verbrannt  wurde,  finden  sich  nur  vereinzelt, 
uml  da  erklären  sie  sich  ans  taktischen  oder  politischen  Gründen. 
Wenn  z.  B.  Thankmar  938  die  Eresburg  einnimmt,  ohne  sie  zu 
zerstören,  so  unterbleibt  das  offenbar,  weil  er  sie  als  Stützpunkt 
benutzen  will,  von  dem  aus  er  Raubzfige  in  das  umliegende. 
Land  unternehmen  kann.  *)  Auf  seinem  3.  Feldzuge  gegen 
Aquitanien  erobert  Pippin  die  Stadt  Bourges ; die  anderen  Städte 
und  Burgen,  die  er  in  diesen  Kriegen  gegen  Aquitanien  erobert, 
werden  zerstört  und  verbrannt,  diese  nicht,  offenbar,  weil  er 
sie  seinem  Reiche  selbst  ein  verleibt.*)  880  wird  von  einem 
westfränkisch-ostfränkischen  Heere  das  Castell  Matiscanum  (Mä- 
con)  erobert,  von  einer  Zerstörung  ist  nichts  berichtet,  wohl 
aber,  dass  dasselbe  alsbald  mit  der  Grafschaft  einem  gewissen 
Bernhard  übergeben  wurde,  Grund  genug,  es  nicht  vorher  zu 
zerstören.3)  Auch  die  Erstürmung  Roms  durch  Arnulf  im  Jahre 
896  ist  nicht  von  weiteren  bösen  Folgen  für  die  Stadt  begleitet 
gewesen,  was  damit  zu  erklären  ist,  dass  der  Arnulf  entgegen- 
gesetzte Widerstand  gar  nicht  von  Einwohnern  der  Stadt,  son- 
dern vielmehr  von  der  mit  ihrem  Anhang  inzwischen  aus  der 
Stadt  entflohenen  Ageltrude  (der  Wittwe  Widos)  ausgegangen 
war.4) 

Neben  diesen  Fällen,  in  denen  die  Zerstörung  aus  bestimmten 
taktischen  oder  politischen  G Hin  den  unterblieb,  finden  sich  auch 
solche,  in  denen  sie  gerade  aus  denselben  geboten  war.  So  wird 
während  des  Aufstandes  in  Baiem  im  Jahre  977  die  Stadt 

')  Wid.  II,  11.  SS.  BI,  440. 

*)  Cont.  Fred.  126.  Bouq.  Bd.  V,  5. 

*)  Hincmar.  Arm.  880  SS.  I,  613. 

*)  s.  darüber  Dümmler,  Jahrb.  des  ostfrÄnk.  Reiches,  2.  Auf.  BI,  417 — 419. 
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Passau,  deren  sich  vorher  der  aufrührerische  Herzog  Heinrich 
bemächtigt  hatte,  von  Kaiser  Otto  II.  und  Herzog  Otto  bezwungen 
und  fast  ganz  zerstört.  Es  geschieht  das,  wie  aus  zwei  Ur- 
kunden1) deutlich  zu  ersehen  ist,  damit  der  Feind  hier  nicht 
noch  einmal  eine  Zuflucht  finde.  In  diesem  Falle  wäre  unter 
anderen  Umständen  aus  Rücksichten  auf  Ottos  Anhänger  Pili- 
grim  eine  schonende  Behandlung  sehr  wahrscheinlich  gewesen. 

Solche  bestimmte  Gründe  zur  Misshandlung  einer  Stadt, 
wie  hier,  sind  uns  sehr  selten  überliefert,  nnd  wir  haben  keinen 
Grund  anzunehmen,  dass  sie  in  all’  den  Fällen  vorhanden  ge- 
wesen siud,  wo  eroberte  Städte  ausgeplündert,  zerstört  oder 
verbrannt  wurden.  Für  diese  letztere  Thatsache  ist  meines  Er- 
achtens vielmehr  der  Grund  lediglich  in  der  rohen  Anschauung 
der  Zeit  zu  suchen,  welche  dem  Gegner  im  Kriege  keine  Scho- 
nung angedeihen  Hess. 

Die  furchtbare  Verwüstung  der  Stadt  Bergamo*)  durch 
Arnulf  im  Jahre  894,  welche  weithin  Furcht  und  Schrecken 
verbreitete,  die  Verwüstung  und  Verbrennung  Strassburgs s) 
durch  ein  lothringisches  Heer  im  Jahre  912,  die  gleiche  Be- 
handlung der  Burgen  Bourbon  und  Clermont-Ferrand4)  im  Jahre 
761  während  des  neunjährigen  Krieges  Pippin’s  gegen  Waifar  von 
Aquitanien  760/68,  die  Verbrennung  der  Burg  Elmeri  durch  Her- 
zog Eberhard  937, 5)  die  abermalige  Ausplünderung  von  Strass- 
burg  durch  Herzog  Herimann  von  Schwaben  1002,  die  In- 
brandsteckung  der  Burg  Liubusa6)  durch  Boleslav  1012,  die 
Erstürmung  und  Verbrennung  Avignons  durch  Karl  den  Grossen 
in  seinem  Kampfe  mit  den  Arabern  93 7, 7)  die  Einäscherung 
mährischer  Städte  durch  Karl  den  Dicken  869*)  und  endlich 
die  massenhaften  Verbrennungen  deutscher  und  französischer 


')  Mon.  Boica  XXVIII,  1,  S.  223  und  XXXI,  1,  S.  232.  siehe  auch  Riezler, 
Gesch.  Baicrns  1, 36!). 

»)  I.iutpr.  Ant.  I,  23.  SS.  III,  281.  Ann.  Ful.  P.  V ad  a.  894  SS.  I, 
409  M.  A. 

*)  Ann.  Alamann.  912.  SS.  I,  55. 

4)  Cont.  Fred.  125.  126  bei  Bouqu.  Bd.  V,  S.  425. 
l)  Wid.  II,  6 SS.  III,  439. 

•)  Thietm.  VI,  48  SS.  III,  829. 

T)  Cont.  Fred.  109  Bouq.  II,  455. 

*)  Ann.  Fuld.  869  P.  III  SS.  I,  380. 


Digitized  by  Google 


38 


Städte  durch  die  Normannen  bei  ihren  zahllosen  Einfällen  sind 
weuige  Beispiele  aus  der  sehr  grossen  Zahl  von  Fällen,  welche 
zeigen,  dass  in  der  von  uns  betrachteten  Zeit  Christen  im 
Kampfe  mit  Christen  und  Nichtchristen,  Deutsche  gegen  Deutsche 
und  gegen  andere  Nationen,  das  Reichsoberhaupt  gegen  seine 
Vasallen  und  diese  gegen  das  erstere  und  untereinander  in 
gleicher  Weise  verfuhren,  wenn  es  sich  um  die  Behandlung  er- 
oberter Orte  handelte.  Und  zwar  war  dieselbe  keineswegs  blos 
dann  üblich,  wenn  dem  Belagerer  ein  ernstlicher  Widerstand 
entgegengesetzt  worden  war.  Oft  ist  gar  nicht  zu  ersehen,  ob 
überhaupt  eine  Belagerung  stattgefunden  hat,  aber  es  ist  auch 
nichts  von  einer  freiwilligen  Uebergabe  berichtet,  und  da  dürfen 
wir  denn  aus  den  Folgen,  d.  h.  aus  der  Art  der  Behandlung, 
auf  die  Art  der  Einnahme  schliessen. 

Erstreckt  sich  doch  jene  schonungslose  Behandlung  auch 
auf  solche  Orte,  die  vermöge  ihrer  Beschaffenheit  nicht  im 
Stande  gewesen  sind,  überhaupt  Widerstand  zu  leisten,  wenn 
ihre  Einwohner  nicht  etwa  durch  friedliches  Entgegenkommen 
oder  andere  Akte  der  Unterwerfung  der  Wut  des  Feindes  zu- 
vorkamen. Das  Hofgut  Melciacum  z.  B.,  welches  Waifar  im 
Jahre  761  niederbrennen  lässt,1)  ist  wohl  als  ein  solcher  offener 
Ort  zu  denken,  der,  ohne  überhaupt  Widerstand  leisten  zu  kön- 
nen, dem  Feinde  zur  Zeistörung  preisgegeben  war.  Auch  die 
vielberufene  Ausplünderung  Aachens  im  Jahre  978  ist  nicht 
etwa  eine  Folge  vorhergegangenen  Widerstandes  oder  einer  Er- 
oberung durch  Sturm,  denn  man  hatte  ja  gar  keine  Zeit  ge- 
habt, sich  in  Verteidigungszustand  zu  setzen.  Der  ganze  Ueber- 
fall  Lothars  ist  ja  lediglich  ein  Plünderungszug,  und  Otto  rächt 
sich  bei  seinem  Einfall  in  Frankreich  denn  auch  in  ent- 
sprechender Weise,  indem  er  Orte,  wie  das  Kammergnt  At- 
tigny,  plündern  und  in  Asche  legen  und  die  königliche  Pfalz 
zu  Attigny  fast  ganz  zerstören  lässt.*) 

Bei  diesen  Verwüstungen  und  Zerstörungen  von  Städten, 
Festungen,  Burgen  und  kleineren  Orten  wurden  mit  häufiger 
Ausnahme  der  Kirchen,  worauf  zurückzukommen  ist,  keine  Ge- 
bäude verschont.  Dass  bei  Festungen  hauptsächlich  die  Be- 


*)  Cont.  Fred.  125  Bonqu.  V,  4. 
*)  Kicher  111, 74  SS.  LU,  622. 
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festigungen  vernichtet  wurden,  mag  wohl  vorgekoramen  sein, 
denn  zuweilen  finden  wir  in  dem  Bericht  über  die  bezüglichen 
Massnahmen  nur  diese  erwähnt,  aber  solche  Fälle  sind  ver- 
einzelt gewesen.  Mit  den  Befestigungen  fielen  durchgängig  die 
übrigen  Teile  der  Stadt,  dem  Einreissen  der  Mauern  folgte  die 
Vernichtung  der  Häuser,  und  wenn  Brand  angelegt  wurde,  war 
es  ja  überhaupt  gar  nicht  möglich,  seiner  Ausbreitung  Schran- 
ken zu  ziehen. 

Die  erwähnte  Erscheinung  hängt  mit  dem  Umstande  zu- 
sammen, der  hier  mit  Recht  Erwähnung  finden  dürfte,  dass  sich 
der  Kampf  in  mittelalterlichen  Kriegen  gleichmässig  gegen  alle 
Einwohner  des  feindlichen  Landes  richtete,  nicht  etwa,  wie 
heute,  nur  gegen  die.  kampffähigen,  und  dass  demgemäss, 
gleichviel  ob  in  einzelnen  Fällen  die  besonderen  Verhältnisse 
es  mit  sich  brachten  oder  notwendig  machten,  der  Zerstörung 
stets  Alles  anheimfiel,  sowohl  das,  was  der  Ausführung  krie- 
gerischer Operationen  hindernd  im  Wege  stand,  als  das,  was 
zu  denselben  in  gar  keiner  Beziehung  stand.  Ein  Unterschied 
zwischen  dem  Staat,  gegen  den  man  Krieg  führte,  und  dessen 
einzelnen  Gliedern  wurde  in  keiner  Weise  gemacht,  wurde  aber 
nicht  zwischen  den  Personen  selbst  unterschieden,  so  auch 
naturgemäss  nicht  zwischen  ihrem  Eigentum. 

Die  Behandlung  der  Städte  und  Burgen , die  durch 
freiwillige  Uebergabe  in  die  Hände  des  Gegners  fielen,  bietet 
ein  von  dem  oben  entworfenen  wesentlich  verschiedenes  Bild. 

Solche  Orte  blieben  von  allen  Gewaltmassregeln  durchweg 
verschont. 

Zwar  fehlt  in  den  betrettenden  Nachrichten  die  ausdrück- 
liche Betonung  dieser  Erscheinung,  aber  das  Nichterwähnen 
von  Zerstörung  und  Aehnlichem  darf  hier  doch  wohl  als  gleich- 
bedeutend mit  einer  positiven  diesbezüglichen  Nachricht  be- 
trachtet werden.  Hier  und  da  lässt  sich  aber  auch  wohl  aus 
anderen,  nicht  die  Einnahme  selbst  betreffenden  Nachrichten 
ersehen,  dass  eine  schonende  Behandlung  stattgeha\»t  hat,  wie 
z.  B.  bei  der  der  Insel  St.  Giulio  im  See  von  Orta  im  Jahre  962 
während  des  Rümerzuges  Ottos  I.  Diese  Insel  nämlich  wird 
später,  wie  wir  aus  einer  Urkunde1)  erfahren,  den  Domherren 

‘)  Monum.  hist.  patr.  Chartae  1, 194  Stumpf,  Reichskanzler  309. 
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von  Novara,  denen  sie  von  Berengar  widerrechtlich  geraubt 
war,  znrttckgegeben , was  doch  wohl  kaum  geschehen  wäre, 
wenn  man  sie  vorher  zerstört  hätte.  Oder  wenn  der  Sieger  in 
feierlichem  Einzug  eine  übergebene  Stadt  betritt,  wie  Karl  der 
Grosse  Pavia  im  Jahre  775,  *)  kann  doch  wohl  angenommen 
werden,  dass  keine  Zerstörung-  vorher  erfolgt  war. 

Es  scheint,  dass  diese  schonende  Behandlungs weise  einer 
Stadt,  die  sich  ergeben  hatte,  aJs  ganz  selbstverständlich  galt, 
denn  es  liegt  kein  Grund  vor  anzuuehmen,  dass  sie  in  den  solcher 
Uebergabe  naturgemäss  vorangehenden  Unterhandlungen  zwischen 
Belagerern  und  Belagerten  in  jedem  einzelnen  Falle  etwa  erst 
vereinbart  wurde.  Diese  Verhandlungen  drehten  sich  meistens 
nur  um  das  Schicksal  der  Besatzung  oder  der  Einwohner  und 
deren  beweglicher  Habe.  Vorher  vereinbart  vielmehr  musste  es 
werden,  wenn  der  herrschenden  Sitte  entgegen  ein  Ort  zerstört 
werden  sollte,  trotzdem  er  sich  freiwillig  übergeben  hatte.  So 
geschah  es  1002  bei  der  Belagerung  der  kleinen  Festung 
Amerdal  durch  Heinrich  II.,  in  welche  sich  Magan,  ein  Anhänger 
des  aufrührerischen  Markgrafen  Heinrich  von  Schweinfurt, 
nachdem  er  kurz  zuvor  des  Königs  ganzen  Schatz  geraubt, 
zurückgezogen  hatte,  Thietmar“)  berichtet  ausdrücklich,  dass 
der  Besatzung  gegen  Uebergabe  des  Ortes  und  der  Leute  nur 
ihr  Leben  zugesichert  wurde,  das  heisst  wohl,  dass  die  Ueber- 
tretung  der  sonst  selbstverständlichen  Regel  der  Schonung  des 
übergebenen  Ortes  hier  im  Voraus  ausgemacht  wurde.  Die 
Festung  fiel  denn  auch  alsbald  der  Zerstörung  anheim.  Während 
desselben  Krieges  wird  von  Heinrich  das  durch  des  Markgrafen 
Bruder  Bucco  verteidigte  ('reussen  durch  Uebergabe  einge- 
nommen. Bncco  erhält  mit  der  ihm  anvertrauten  Besatzung 
zwar  freien  Abzug,  die  Stadt  aber  befiehlt  der  König  von  Grund 
aus  zu  zerstören, s)  jedenfalls  auch  eine  Folge  vorheriger  dies- 
bezüglicher Verhandlungen.  Bei  der  1001  erfolgenden  Ueber- 
gabe der  lange  belagerten  Stadt  Tibur  müssen  sich  die  Ein- 
wohner dazu  verstehen,  selbst  einen  Teil  der  Stadt  niederzu- 
reisseu;4)  dasselbe  müssen  die  Einwohner  von  Troia  1022, 

’)  Ann.  Lauriss.  Min.  775  SS.  1, 117. 

>)  Thietm.  V,  21  SS.  III,  800. 

*)  Thietm.  V,  21  SS.  111,800. 

*)  Thangmari  Vita  Bernwardi  c.  23  SS.  IV.  769. 
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nachdem  sie  sich  Heinrich  II.  ergeben  hatten.1)  Ihre  wiederholten 
Bittgesandtschaften  hatten  diese  M assregel  nicht  verhüten  können. 

Wenn  taktische  oder  politische  Gründe  Vorlagen,  eine 
Stadt  zu  zerstören,  dann  allerdings  wurde  der  für  damalige  Zeiten 
immerhin  auffallend  milde  Grundsatz  der  Schonung  auch  trotz 
erfolgter  llebergabe  aufgegeben.  So  lässt  Karl  der  Grosse  778 
die  Mauern  der  asturischen  Stadt  Pampelnna  zerstören,  trotzdem 
er  ihre  Uebergabe  angenommen  hatte,  weil  er  der  dortigen 
Bevölkerung  betreffs  einer  abermaligen  Erhebung  nicht  traute.  *) 
So  lässt  auch  der  schon  mehrfach  erwähnte  Nominoi  850  die 
Festungswerke  der  durch  Uebergabe  gewonnenen  Städte  Rennes 
und  Nantes  schleifen,  offenbar  damit  die  beiden  Städte  nicht 
wieder  als  feindliche  Waffenplätze  dienen  könnten. 3) 

Wenn  hingegen  solche  Gründe  taktischer  oder  politischer 
Natur  nicht  Vorlagen,  erschien  eine  Plünderung  oder  Zerstörung 
der  Stadt  trotz  erfolgter  freiwilliger  Uebergabe  höchst  auffallend 
und  ungewöhnlich.  Deutlich  zeigt  das  der  Bericht  der  Vita 
Hludowici  über  die  Einnahme  und  Misshandlung  von  Ohaions 
durch  das  Heer  Lothars  im  Jahre  834.  Er  sagt  : *)  . . . et  tandem 
ad  deditionem  primura  urbs  recepta  est;  post  autem  versa  vice, 

*)  Ex  Rodulfi  Glabri  libris  HUtoriarum  III.  SS.  VII,  63.  Ann.  Sangall. 
mai.  1022  SS.  I,  82.  Brcsslau  i.  Hirsch.  Jahrb.  Heinr.’s  II.  S.  202  meint  „mehr 
zum  Zeichen  der  Unterwerfung,  als  zur  Strafe.“ 

’)  Einh.  Ann.  778:  Cuius  muros,  ne  rebellare  posset,  ad  solum  usque 
destruxit  ....  SS.  1, 159. 

*)  Die  Nachricht , i.  d.  Ann.  Eugulism.  850  SS.  XVI,  486  sagt  das  zwar 
nicht,  aber  der  Zusammenhang  der  Erzählung  lässt  es  deutlich  ersehen, 
s.  Diimmler,  Gesch.  d.  Ostfränkischen  Reiches  2.  Anfl.  Bd.  1, 342  und  343. 

*)  Vit.  Hlnd.  c.  52  SS.  II,  689.  Simson,  Jahrb.  d.  fränk.  Reiches  unter 
Ludwig  d.  Fr.  II,  106  scheint  einen  besonderen  Vergleich  anznnehmen , in 
welchem  die  Schonung  der  Stadt  verbürgt  war.  Daran  ist  wohl  nicht  zu 
denken,  vielmehr  ist  diese  Clauscl,  wie  oben  ausgeführt,  in  der  Uebergabe 
als  selbstverständlich  vorhanden  gewesen  zu  betrachten.  — Bemerkenswert  ist, 
dass  die  übrigen  Qnellen  die  Thatsache  der  Uebergabe  überhaupt  nicht  kennen 
und  nur  von  der  Einnahme  sprechen.  Ann.  Bertin.  834  SS.  I,  428  erzählen  sogar: 
. . . eam  expugnavit,  ignique  suecendit,  und  diesen  folgt  Ranke,  Weltgesch. 
Bd.  VI,  1 S.  83:  .Auch  C'balons  ....  wurde  angegriffen  und  erobert.“  Ist  Cha- 
lons  thatsächlich  nicht  durch  Uebergnbe,  sondern  durch  Eroberung  in  den  Be- 
sitz Lothars  gelaugt , dann  war  seine  Behandlung,  wie  bei  der  Darstellung 
der  Behandlung  mit  Gewalt  eingenommener  Städte  ansgeführt  ist,  durch- 
aus dem  gewöhnlichen  Kriegsbranch  entsprechend.  Es  liegt  aber  kein  Grund 
vor,  der  ausführlichen  Erzählung  des  Astronomus  keinen  Glauben  zu  schenken. 
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crudelium  niore  victoruin.  primo  quidem  direptionibus  ecclesiae 
vastatae,  ....  ad  ultimum  vero  civitas  voraci  depasta  est  in- 
cendio.  ...  Es  ist  unschwer  aus  diesen  Worten  herauszulesen,  dass 
der  berichtete  Vorgang  wider  den  gewohnten  Gang  solcher  Ein- 
nahmen verstiess,  und  wirklich  scheint  eine  Gewaltthat,  ein  beson- 
derer gegen  den  Willen  seines  Anführers  vollführter  Akt  derWnt  des 
Heeres  vorzuliegen;  sonst  würde  der  nicht  eben  auf  Lothars 
Lob  bedachte  Astrouomus  gewiss  nicht  die  Worte  hinzugefügt 
haben:  Nec  tarnen  Hlotharii  volnntas  fuit.  ut  civitas  succenderetnr. 

Andererseits  konnten  für  die  Schonung  eines  übergebenen 
Ortes  neben  den  erörterten  kriegsrechtlichen  Gründen  natürlich 
auch  andere  in  die  Wagschale  fallen,  wie  es  z.  B.  selbstver- 
ständlich war,  dass  Ludwig  von  Westfranken  und  Otto  I.  946 
die  von  Hugo  von  Francien  übergebene  Stadt  Reims  nicht 
etwa  zerstörten.  Ein  solcher  Akt  hätte  Ludwig  selbst  getroffen, 
denn  die  Stadt  war  ja  nur  vorübergehend  von  Hugo  in  Besitz 
genommen  worden  und  gehörte  doch  faktisch  zu  dem  Ludwig 
von  jenem  streitig  gemachten  Lande. 

Während  also  die  Anwendung  von  Gewaltmnssregeln  bei 
Städten,  die  in  die  Hände  des  Siegers  gefallen,  wesentlich  von 
der  Art  und  Weise  abhing,  wie  sie  in  dessen  Besitz  gelangt 
waren , hat  dem  Feind  in  jeder  anderen  Beziehung  nach  da- 
maligen Begriffen  zweifellos  in  allen  Fällen  das  Yerfiigungsreeht 
zugestanden,  sowohl  über  deu  einzelnen  Ort  wie  über  das  ganze 
eroberte  Land. 

Das  Schleifen  von  Festungswerken  und  Zerstören  von 
Mauern  aus  taktischen  Gründen  haben  wir  schon  berührt,  er- 
wähnt wurde  auch  die  Ausnutzung  des  platten  Landes  zu 
Verproviantirungsz wecken.  Gleichzustellen  diesen  Massregeln 
ist  das  nicht  seltene  Hineinlegen  von  Besatzungen  in  eroberte 
Städte,  am  einschneidensten  aber  zeigt  sich  die  Bedeutung  der 
von  dem  Sieger  erlangten  Macht  in  dem  Rechte  der  An- 
nexion bedeutender  Teile  des  feindlichen  Landes  oder  auch 
des  ganzen  Landes. 

Dieses  Recht  des  Krieges  ist  auch  modernen  kriegsrecht- 
lichen Begriffen  so  geläufig  nnd  selbstverständlich,  dass  es 
einer  weiteren  Begründung  desselben  zumal  für  Zeiten,  die 
sonst  wesentlich  zurückstehen,  nicht  bedarf.  Ebensowenig  ist 
eine  Erörterung  all’  der  Fälle  am  Platze,  in  welchen  das  Er- 


Digitized  by  Google 


43 


oberungsrecht  praktische  ßethätigung  fand  — die  ganze 
Geschichte  des  fränkischen  Reiches  unter  den  Meroviugern  und 
Karolingern  ist  das  treffendste  Beispiel  — aber  es  ist  bemer- 
kenswert, dass  wahrscheinlich  die  Einverleibung  von  Ländern 
und  Städten  doch  mit  dem  Bewusstsein  stattgehabt  hat,  dass 
man  damit  keine  rohe  Gewaltthat  beging,  sondern  ein  durch  den 
Krieg  und  den  Sieg  wohl  erworbenes  Recht  bethätigte.  Nur 
wahrscheinlich  scheint  mir  das  zu  sein,  denn  eine  absolute 
Sicherheit  wird  durch  die  folgende  einzige  diesbezügliche  Bemer- 
kung eines  mittelalterlichen  Geschichtschreibers  nicht  verbürgt. 

Der  Fortsetzer  des  Fredegar1)  nämlich  erzählt  bezüglich 
der  Einverleibung  der  Stadt  Bourges  im  Jahre  762  in  dem 
langjährigen  Kriege , den  Pippin  mit  Waifar  von  Aquitanien 
führt  und  desseu  kriegsrechtliche  Erscheinungen  uns  schon 
mehrfach  beschäftigt  haben : , . . restituit  eam  ditioni  suae  iure 
proelii.  Oelsner2)  weist  nach,  „dass  dieser  Begriff  (des  Eroberungs- 
rechts) in  die  damalige  Gedankenwelt  durch  Vermittelung  der 
Bibel  Eingang  gefunden  habe,“  diesem  Umstande  aber,  der  die 
Bedeutsamkeit  der  Stelle  doch  jedenfalls  beeinträchtigt,  trägt 
er  andererseits  zu  wenig  Rechnung,  wenn  er,  durch  das  Auffällige 
der  Wendung  Fredegars  verleitet,  sagt3):  „Mit  voller  Klarheit 
hebt  der  fränkische  Chronist  daher  gerade  hier  das  Recht  der 
Schlachten  hervor,  um  die  Occupation  von  Bourges,  die  erste  in 
diesem  Kriege,  zu  begründen,  ja  vielleicht  zu  rechtfertigen.“ 
Bestand  dieses  Eroberungsrecht,  so  bedurfte  seine  Handhabung 
durch  Pippin  keiner  Rechtfertigung,  bestand  dasselbe  nicht,  so 
ist  die  Wendung  des  Chronisten  ohne  Grund  und  Sinn  der 
Bibel  entlehnt. 

Was  die  Behandlung  von  Kirchen  und  Klöstern  an- 
geht, so  dürfte  wohl,  und  zwar  von  natürlichen  Voraussetzungen 
ausgehend,  auch  mit  grosser  Berechtigung,  die  Meinung  sehr 
verbreitet  sein,  dass  das  Gesetz  der  Unverletzlichkeit  derselben 
auch  im  Kriege  geachtet  wurde. 

Und  in  der  That  ist  es  zweifellos,  dass  bei  sonst  noch  so 
rauhen  Kriegssitten,  seine  Anerkennung  theoretisch  niemals  an- 

')  Cont.  Fred.  c.  126.  Bouqu.  V,  4. 

’)  Oelsner  Jahrb.  d.  fränk.  Reich,  unter  König  Pipin.  S.  131  nt.  3 und 
Excurs  I,  g 7b. 

*)  Oelsner,  Jahrb.  S.  361.  Bouqu.  Bd.  V,  5, 
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gefuchten  worden  ist.  Man  könnte  es  als«  bei  einer  Darlegung 
des  Kriegsrechts  damaliger  Zeiten  eigentlich  bei  dem  Nachweis 
bewenden  lassen,  dass  das  Gesetz  in  Concilienbeschltissen , Ca- 
pitularien  und  anderen  Urkunden  vielfach  niedergelegt  ist. 
Eine  Untersuchung  aber,  welche  die  Schilderung  faktischer  Zu- 
stände zur  Aufgabe  hat  und  die  zeigen  soll,  wie  kriegsrechtliche 
Fragen  praktisch  gelöst  wurden,  muss  betonen,  dass  in  Wirk- 
lichkeit Verletzungen  von  Kirchen  und  Kircheneigentum,  ja  selbst 
Zerstörungen  von  Kirchen  im  Kriege  so  oft  vorgekommen  sind, 
dass  man  sagen  darf,  sie  haben  nicht  zu  dem  Ungewöhnlichengehört. 

Gerade  diese  Uebertretungen  aber  verdienen  erhöhtes  In- 
teresse. Denn  während  man  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  hei  den 
bisher  betrachteten  Kriegsbräuchen,  die  möglicher  oder  auch 
wahrscheinlicher  Weise  bewusste  Handhabung  des  Eroberungs- 
rechts ausgenommen,  überhaupt  nicht  recht  bewusst  wurde,  ob 
sie  Recht  oder  Unrecht  waren,  ihre  Berechtigung  vielmehr 
mit  ihrer  Existenz  zusammentiel  und  wir  sie  daher  von  unserem 
modernen  Standpunkt  aus  auch  nur  als  mehr  zufällige  Erschei- 
nungen betrachten  können,  an  deren  Stelle  heutzutage  bewusst 
gehandhabte  internationale  Regeln  von  praktisch  doch  immerhin 
grosser  Tragweite  getreten  sind,  sehen  wir  in  Bezug  auf  die 
Behandlung  der  Kirchen  im  Kriege  auch  in  damaliger  Zeit  ein 
offenbar  ganz  bewusstes,  von  damals  nicht  weniger  als 
heute  mächtigen  religiösen  Motiven  geleitetes  Verfahren. 

Das  ja  in  den  meisten  Fällen  doch  zweifellose  .Unter- 
bliebensein der  Misshandlung  von  Kirchen  bedeutet  ebensowenig 
ein  zufälliges  der  einmal  üblichen  Kriegssitte  folgendes  Handeln, 
wie  bei  den  vorgekommenen  Verletzungen  das  Bewusstsein 
gefehlt  hat,  dass  man  wider  Recht  und  Herkommen ' verstiess. 

Es  ergiebt  sich  das  leicht  ans  einer  Betrachtung  sowohl 
der  Berichterstattung,  als  auch  des  Vorgehens  der  beteiligten 
Personen  in  einigen  diesbezüglichen  Fällen. 

Von  ersterer  haben  wir  bereits  hervorgehoben,  dass  ihr 
Enthalten  von  jedem  Tadel,  wenn  sie  von  Kräegsgräneln  spricht, 
die  uus  mit  Abscheu  erfüllen,  am  besten  zeige,  dass  jene  Zeit 
dieselben  als  selbstverständlich  betrachtete.  Hier  hat  sie  aber 
solche  Wendungen,  aus  denen  die  Missbilligung  des  Geschehenen 
zu  ersehen  ist,  oder  auch  ein  Lob,  wenn  solcher  Frevel  verhütet 
wurde. 
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Dass  die  Briefe  des  Papstes,  wenn  sie  von  Kirchenschän- 
dungen  berichten,1)  und  die  aus  Klöstern  stammenden  Geschichten 
von  Wundem  und  Uebertragungen  von  Heiligen*)  bei  gleichen 
Anlässen  von  Klagen  voll  sind,  kann  nicht  Wunder  nehmen, 
wie  ja  auch  liier  an  den  betreffenden  Stellen  starke  Ueber- 
treibungen  vielfach  vorliegen,  aber  auch  andersartige  Berichte 
lassen  ihre  Be-  resp.  Verurteilung  der  mitgeteilten  Vorgänge 
nicht  verkennen.  So  Prudentius,3)  wenn  er  über  die  Kirclien- 
schändungen  des  Heeres  Karls  des  Kahlen  im  Jahre  854 
berichtet,  so  auch  Adalbokl  und  der  Verfasser  der  Ann.  San- 
gallenses,4)  wenn  sie  von  denen  des  Heeres  Herimanns  von 
Schwaben  im  Jahre  1002  erzählen. 

Otto  11.  hingegen  wird  es  unverkennbar  zum  Ruhme  an- 
gerechnet, dass  er  bei  seinem  Zuge  gegen  Lothar  978  die  Kirchen 
vor  Verwüstung  zu  schützen  weiss.5) 

Dabei  darf  allerdings  der  geistliche  Charakter  der  Verfasser 
auch  dieser  Quellen  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  Aber 
durch  denselben  wird  die  Bedeutsamkeit  des  Umstandes  nicht 
vermindert,  dass  sie  bestrebt  sind,  von  den  Personen  die  Ver- 
antwortung abzuwälzen,  welche  in  erster  Linie  ein  Vorwurf 
traf,  nämlich  von  den  Führern  der  Heere. 

Nicht  zum  wenigsten  aus  diesem  Motiv  scheint  mir  jener  schon 
oben6)  erwähnte  Zusatz  des  Astronomen  „nec  tarnen  Hlotharii  vo- 
lnntas  fuit,  nt  urbs  suecenderetur“  zu  kommen.  Auch  bei  Thietmar 7) 
ist  die  Absicht  klar  erkennbar,  wenn  er  seinem  Bericht  über  die 

')  siehe  die  Briefe  Stephans  II.  au  Pippin  über. die  Kirckeusehändiuigen 
Aistulfs  i.  Ood.  Car.  epp.  8.  i)  und  den  Briefe  Hadrians  an  Karl  Uber  die  Mis- 
setaten der  italienischen  Herzoge  in  Cod.  t'ar.  ep.  58  Jaffa,  Bibi.  rer.  germ.  IV, 
48  nml  48,  191. 

*)  siehe  i.  B.  Ailrevnldi  Historia  miraculorum  S.  Beuedecti  c.  57  i.  d. 
Acta  Sanetoruui  o.  8.  Ben.  li,  883  und  Mirucula  S.  Martialis  11)  L.  II,  6 88.  XV, 
282  über  die  Verwüstung  des  Heeres  Ludwigs  des  Krummen  auf  dem  Zuge 
gegen  Pippin  832. 

•)  Prud.  Ann.  854:  ....  uec  ab  ipsis  ecclesiis  et  altaribns  Dei  suam 
cupiditatem  et  audaciam  cokibet  88. 1,  448. 

*)  Adalboldi  Vita  Henr.  II.  c.  7 SS.  IV,  (>85.  — Ann.  Sangall.  mai.  1002 : 
pessimo  quoque  exemplo  sacra  profauaviter  88.  I,  81. 

*)  lieata  epp.  Cainerac.  I,  97  SS.  VII,  441  c.  Paternis  tarnen  moribus  iustri  o- 
tus,  eeclesias  observa  vi  t . immu  etiam  oppuleu  tis  nmueribus  ditare  put  in»  existimavit. 

*)  siehe  oben  8.  42. 

’j  Thietm.  V,  7.  SS.  UI,  794. 
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eben  erwähnten  Kirebenschäudungen  des  Jahres  1002  hinzuftigt, 
dass  die  Anzündung  der  Marienkirche  in  Strassburg  ohne  Wissen 
des  Herzogs  geschehen  sei.  Fürdie  Richtigkeit  dieser  Mitteilungen 
liegen  weitere  Beweise  nicht  vor,  aber  man  darf  ihnen  wohl 
vollen  Glauben  schenken. 

Denn  es  fehlt  nicht  an  anderen  Stellen,  welche  zeigen, 
wie  die  Heerführer  sich  wirklich  den  Kirchenschändungen  ihrer 
Heere  gegenüber  verhielten.  Otto  II.  ist  sehr  erzürnt,  als  er 
erfährt,  dass  einige  vorausgeschickte  Hauptleute  das  Kloster 
der  heiligen  Baitilde  zu  ('helle  mit  Feuer  und  Schwert  verwüstet 
hatten, l)  und  er  sucht  den  Schaden  zu  ersetzen.  1009  auf 
Heinrichs  II.  Zuge  gegen  Metz  zerstören  die  mitgenommenen 
heidnischen  Liulizen  das  Kloster  St.  Martin  bei  Metz.  Heinrich 
aber  heilt  den  entstandenen  Schaden  ans  seinen  eigenen  Mitteln 
und  erlässt  strenge  Vorschriften  behufs  künftiger  Verhütung 
solcher  Vorkommnisse.*)  Wie  man  sieht,  sind  das  Bestrebungen, 
die  zeigen,  dass  die  Rohheit  der  Heere  etwas  vollführt  hatte, 
was  als  gegen  das  Recht  verstossend  betrachtet  wurde  und 
Sühne  erforderte. 

Die  letzterwähnte  Kirchenzerstörung  ist,  wie  gesagt,  von 
Heiden  ausgeführt  worden,  sie  durfte  aber  an  dieser  Stelle  mit 
in  die  Betrachtung  gezogen  werden,  weil  es  darauf  ankam,  das 
daran  sich  knüpfende  Auftreten  Heinrichs  zu  charakterisiren, 
welches  ja  wohl  das  gleiche  gewesen  wäre,  wenn  die  Kirchen- 
schänder dem  Christentum  angehört  hätten. 

Im  Uebrigen  aber  sind  die  Kirchen  Zerstörungen  heidnischer 
und  mohammedanischer  Feinde  von  einem  ganz  anderen  Stand- 
punkt aus  zu  betrachten.  Bei  ihnen  war  es  wieder  geradezu  Kriegs- 
brauch, christliche  Kirchen  und  Klöster  stets  so  der  Vernichtung 
zu  weihen,  wie  die  Städte  und  Gegenden  selbst,  in  denen  die- 
selben sich  befanden.  Geradezu  erschütternd  zahlreich  sind  die 
z.  B.  von  normannischer  und  ungarischer  Seite  vollführten 
Kirchenzerstörungen  und  Beraubungen,  deren  Schilderung  natür- 
lich nicht  hierher  gehört,  gewesen,  zahlreicher  noch  als  die 


')  Richer  III,  74:  Nec  minus  centuriones  praevii  eo  ignorante  sanctae 
Bnitildis  monasterium,  apml  Che  las  penitus  subruerunt  atque  combusserunt. 
Quoil  non  meiliocriter  dolens,  nmlta  in  eius  restaurationem  delegavit.  SS.  III,  62.1. 
*)  Thietm.  VI,  35.  SS.  III,  821. 
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Einfälle  dieser  Völker  selbst.  Aber  ihnen  steht  das  gleiche 
Verfahren  der  Christen  gegen  heidnische  Tempel  und  Götzenbilder 
entgegen,  wenn  sie  bei  Einfällen  in  heidnische  Länder  die 
Missionsversuche,  mit  dem  Schwerte  zu  unterstützen  genötigt 
wurden.  Es  war  entfernt  kein  Unrecht,  vor  den  Stätten  der 
Religion  nicht  Halt  zu  machen,  es  war  auf  beiden  Seiten  gutes 
Recht,  ja  l’flicht,  dieselben  zu  zerstören,  und  es  wird  keiner 
daran  gedacht  haben,  diese  Gräuel  dem  Gegner  zu  verdenken.1) 
Gerade  auf  Raub  und  Zerstörung  richtete  sich  der  religiöse 
Fanatismus  damaliger  Zeiten  und  so  unterscheiden  sich  auch 
die  bezüglichen  Gräuelthaten  der  Heiden  und  Mohammedaner 
gegen  christliche  Kirchen  von  den  früher  betrachteten  christ- 
licher Heere  selbst  insofern,  als  letztere  in  roher  Plünderungs- 
sucht besonders  das  weltliche  Kircheneigeutum  heimsuchten  und 
bei  der  allgemeinen  Zerstörung  auch  mit  den  Kirchengebäuden 
keine  Ausnahme  machten,  erstere  hingegen  daneben  auch  Altäre, 
Kreuze  und  andere  geheiligte  Gegenstände  von  oft  hohem  Werte 
vernichteten  oder  auch  mit  sich  fortschleppten.*) 

Das  Asylrecht  der  Kirchen,  welches  ja  im  mittelalter- 
lichen Strafrecht  eine  grosse  Rolle  spielt,  ist  in  gleicher  Weise 
gehandhabt  worden , wie  das  der  Unverletzlichkeit  der  Kirchen 
selbst.  Während  es  theoretisch  zweifellos  anerkannt  war,  hat 
die  Wut  des  Krieges  doch  auch  hier  manche  Uebertretungen  zur 
F'olge  gehabt,  die  aber  auch  als  solche  beurteilt  wurden. 

Dass  Kirchen  ein  Asylrecht  im  Kriege  zuerkannt  wurde, 
ersehen  wir  deutlich  aus  einem  Ereignisse  des  Jahres  1004 
während  des  Krieges,  den  Heinrich  II.  zur  Herstellung  der 

*)  Erwähnenswert  ist,  dass  in  den  flir  diese  Untersuchung  in  Frage 
kommenden  Kämpfen  keine  Stelle  gefunden  wurde,  die  von  einer  Zerstörung 
mohammedanischer  Moseheeea  durch  Christen  berichtet.  Es  ist  das  wohl  da- 
her zu  erklären,  dass  die  Deutschen  mit  mohammedanischen  Völkern  nicht  in 
ursprünglich  mohammedanischen,  sondern  in  occupirten  Ländern  zusammen- 
trafen,  in  welchen  die  Mohammedaner  vielleicht  die  christlichen  Kirchen  zu 
gottesdienstlichen  Zwecken  benutzten.  Diese  christlichen  Kirchen  fanden  dann 
als  solche  hei  christlichen  Feinden  Schonung. 

*)  Neben  vielen  anderen  Fällen  z.  B.  bei  Gelegenheit  des  Einfalls  afrika- 
nischer Sarazenen  in  Italien  846  die  schonungslose  Ausräubung  der  Kirchen 
S.  Peter  und  S.  Paul  (Ann.  Bertin.  846.  SS.  I,  442.  Siehe  auch  V.  Sergii  II. 
c.  47  bei  Vignoli , Liber  pontidcalis  sen  de  gestis  llumanorum  pontiücum. 
Tom.  UI  p.  63). 
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deutschen  Herrschaft  in  Böhmen  und  in  den  Marken  führte. 
Nach  der  Uebergabe  von  Saaz  fallen  die  Einwohner  über  die  pol- 
nische Besatzung  her  und  wüten  unter  derselben  auf  die  furchtbarste 
Weise.  Als  der  König  das  hört,  beschliesst  er  Einhalt  zu  thun 
und  um  die.  Schonung  der  noch  übrigen  polnischen  Krieger  zu 
sichern,  lässt  er  dieselben  in  die  Kirche  treiben.1) 

Dort  waren  sie  also  vor  der  Wut  ihrer  Feinde  sicher. 
Bezeichnend  in  dieser  Beziehung  ist  auch  ein  Vorgang  während 
der  durch  die  Empörungen  Heinrich’s  von  Schweinfurt  hervor- 
gerufenen Kämpfe  im  Jahre  100.'!.  Bischof  Heinrich  von  Würz- 
burg und  Abt  Erkanbald  von  Fulda  werden  von  Heinrich  ent- 
sendet, um  die  Burg  Schweinfurt  anzuzünden  und  zu  zerstören. 
Dort  befand  sich  des  Markgrafen  Mutter  Eila,  und  als  diese 
von  dem  Aufträge  der  beiden  hört,  eilt  sie  in  die  Kirche  und 
schwört  lieber  mit  derselben  in  den  Flammen  uinkommen,  als 
sie  lebend  verlassen  zu  wollen.  Eigenmächtig  änderen  darauf 
die  beiden  Abgesandten  des  Königs  das  Urteil  desselben  dahin 
ab,  dass  sie  nur  die  Mauern  und  Gebäude  der  Stadt  dem  Erd- 
boden gleichmachten.®)  Hätten  sie  dem  ursprünglichen  Befehle 
gemäss  die  Stadt  angezündet,  so  hätte  der  dadurch  entstandene 
Brand  doch  auch  die  Kirche  ergreifen  müssen  und  das  Leben 
der  Frau,  die  dort  ein  Asyl  gesucht,  gefährdet.  Das  Asylrecht 
zeigt  sich  hier  ganz  hervorstechend  darin,  dass  die  Kirche  nicht 
bloss  die  Person  sicherte,  welche  in  ihr  Zuflucht  suchte,  sondern 
auch  umgekehrt  die  Kirche,  welche  ja  hier,  weil  man  sie  bei 
der  Inbrandsetzung  der  Stadt  nicht  hätte  retten  können,  zu 
Grunde  gehen  musste,  durch  die  Person  gesichert  wurde.  — 
Eine  schroffe  Verletzung  des  Asylrechts,  die  umsomehr  in  die 
Augen  springt,  als  sich  ein  Bischof  derselben  schuldig  macht, 
bringt  der  Bischofsstreit  in  Camerik  des  Jahres  965.  Der  von 
den  Einwohnern  von  Camerik  vertriebene  Bischof  Berengar 
überfällt  die  Stadt,  und  nicht  einmal  die  Kirche  von  St.  Gery 
schützt  die  Einwohner  vor  den  grässlichsten  Verstümmelungen.5) 
Nach  der  Charakterschilderung,  welche  von  Berengar  entworfen 
wird,  ist  anzunehmen,  dass  er  selbst  der  Anstifter  dieser  Gräuel 
gewesen  ist.  Novum  genas  spectaculi!  ruft  der  Berichterstatter 

•)  Thietmar.  VI,  8.  38.  III,  808.  Adalb.  c.  47.  SS.  IV,  69f». 

*)  TUietm.  V,  23.  SS.  Ul,  801. 

*)  Gest  epp.  Cainerae.  I,  83.  SS.  VH,  432. 
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aus,  indem  er  mit  der  Erzählung  anhebt,  und  kennzeichnet  damit 
den  Fall  als  einen  ganz  unerhörten,  aller  Kriegssitte  zuwider- 
laufenden. Eine  eklatante  Verletzung  des  kirchlichen  Asylrechts 
enthielt  auch  der  Untergang  von  Ottos  I.  Halbbruder  Thankmar 
im  Jahre  938.  Bekanntlich  war  derselbe  in  eine  Kirche  geflohen, 
wurde  aber  von  den  Leuten  Heinrichs  dahin  verfolgt  und  trotzdem 
er  seine  Waffen  auf  dem  Altar  niedergelegt  hatte,  weiter  an- 
gegriffen, verteidigte  sich  und  erhielt  dann  deu  Todesstoss. ') 

Es  könnte  auflallend  erscheinen,  dass  der  König  nicht  auch 
hier,  wie  wir  es  in  anderen  Füllen  gesehen  haben,  die  schwere 
Verletzung  des  Asylrechts  sühnte;  was  ihn  davon  zurückhielt, 
waren  politische  Rücksichten  auf  seine  Anhänger,  zu  denen  ja 
jene  Kirchenschänder  gehörten.2) 

Dass  die  Ungläubigen  im  Kriege  ebensowenig  wie  die  Kir- 
chen selbst  das  Asylrecht  derselben  achteten,  bedarf  keiner  wei- 
teren Ausführung.  Vielfach  sind  sie.  wie  es  scheint,  darauf 
ausgegangen,  gerade  die  Kirchen  zu  Schauplätzen  ihrer  Bar- 
bareien zu  machen.3) 


>)  Wid.  II,  11.  SS.  UI,  440. 

*)  Kamin  rerum  rex  ignarus  et  absens  cum  audiaset,  super  temeritat« 
militmn  indiguatns  est,  seil  fervente  adlmc  hello  civili  non  potuit  cos  contristari. 
SS.  III,  441. 

*)  s.  z.  B.  die  Niedermetzelung  der  zur  Feier  des  .Trdmnnisfestes  in  der 
Kathedrale  zu  Nantes  versammelten  Menge  durch  die  Normannen  im  Jahre  843. 
Der  Bischof  (tunlmrd  fallt  am  Altar,  siehe  z.  B.  Prud.  Trec.  Ann.  843  SS. 
I,  439  und  Fragm.  Dhron.  Fontaueil.  843  8S.  II,  303. 


Levy,  Kriegsrecht. 
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III.  Behandlung  feindlicher  Personen. 


Es  wurde  schon  im  Beginn  des  Teiles  unserer  Unter- 
suchung, der  sich  mit  der  Behandlung  des  feindlichen  Landes 
befasst,  hervorgehoben,  dass  die  zu  gewinnenden  Resultate  vom 
Standpunkte  modernen,  humaneren  Kriegsrechtes  aus  kein  erfreu- 
liches Bild  ergeben  würden. 

Nicht  besser  wird  das  Bild,  wenn  man  sich  zur  Behand- 
lung der  feindlichen  Personenin  mittelalterlichen  Kämpfen 
wendet.  Man  wird  sich  dessen  klar  bewusst,  wenn  man,  ohne 
die  streng  historische,  darstellende  Methode  der  Untersuchung 
verlassen  zu  wollen,  doch  nicht  umhin  kaun,  hin  und  wieder, 
um  damalige  Verhältnisse  in  ein  helleres  Licht  treten  zu  lassen, 
moderne  zur  Vergleichung  heranzuzieheu. 

Die  rücksichtslose  Zerstörung  und  Ausräubung  des  platten 
Landes,  sowie  die  gleiche  Behandlung  eroberter  Städte  ergab 
die  Tkatsache,  dass  mittelalterliche  Kriege  sich  nicht  mit  den 
zur  Erreichung  des  Kriegszwecks  notwendigen  Mitteln  begnügten, 
sondern  im  weitesten  Sinne  Alles  anwendeten,  um  den  Feind 
überhaupt  gänzlich  zu  vernichten. 

Demgemäss  hat  man.  wie  auch  schon  angedeutet  wurde,  nicht 
Halt  gemacht  bei  den  Personen,  deren  Unschädlichmachung  und 
materielle  Vernichtung  gleichbedeutend  war  mit  der  der  feindlichen 
Wehrkraft,  sondern  die  Feindseligkeiten  gingen  weit  darüber  hinaus. 
Nicht  Staat  gegen  Staat  führte  Krieg,  nicht  Heergegen  Heer,  sondern 
im  weitesten  Sinne  des  Wortes  Volk  gegen  Volk.  Bei  der  mannig- 
fachen Zusammensetzung  mittelalterlicher  Heere  und  da  es  bei- 
spielsweise bei  Belagerungen  von  Städten  selten  klar  ersichtlich 
ist,  aus  welchen  Elementen  sich  ihre  Verteidiger  zusammen- 
setzten, ob  nicht  die  männlichen  Einwohner  der  Stadt  ebenso 
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gut  wie  die  eigentlich  militairische  Besatzung  an  dem  bewaff- 
neten Widerstand  beteiligt  waren,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit 
konstatiren,  wie  weit  ausser  den  kämpfenden  Heeren  die  übrige 
männliche  Einwohnerschaft  in  Mitleidenschaft  gezogen  war. 
Aber  dass  auch  hier  die  Grenzen  sehr  weit  gesteckt  waren, 
lässt  sich  unschwer  aus  dem  Umstande  schliessen,  dass  sogar 
Weiber  und  Kinder  im  Kriege  der  Willkür  des  Feindes  preis- 
gegeben waren.  Man  kann  also  sagen,  dass  die  ganze 
Einwohnerschaft  des  feindlichen  Landes,  abgesehen 
von  den  indirekten  Folgen,  den  direkten  Wirkungen 
des  Krieges  ausgesetzt  erscheint. 

Nirgend  tritt  das  deutlicher  hervor,  als  in  einer  Erscheinung, 
welche  bei  Betrachtung  mittelalterlicher  Kriegführung  bald  be- 
fremdend in  die  Augen  fällt,  nämlich  in  der  Gefangennahme 
eben  solcher  Personen,  die  gar  nicht  zu  den  eigentlich  Krieg- 
führenden  gehörten.  Alle  Bewohner  des  feindlichen  Landes, 
bewaffnete  und  unbewaffnete,  die  Besatzung  eingenommener 
Städte  nicht  mehr  als  die  Einwohner  derselben  selbst,  besonders 
aber  neben  Männern  auch  Weiber  und  Kinder  konnten,  ohne 
dass  damit  etwas  irgendwie  Ungewöhnliches,  der  herrschenden 
Sitte  Zuwiderlaufendes  geschah,  in  die  Gefangenschaft  geschleppt 
werden.  Dass  nicht  alle  Sieger  gleichmässig  von  diesem  Rechte 
Gebrauch  gemacht  haben,  bedarf  keiner  weiteren  Betonung. 

In  Kriegen  jeglicher  Art,  äusseren  sowohl,  wie  inneren, 
Raubzügen  wie  Empörungskriegen,  ist  diese  für  heutige  Begriffe 
geradezu  unerhörte  Massregel  zur  Anwendung  gekommen,  sie 
findet  sich  allerdings  zwischen  deutschen  und  heidnischen  oder 
mohammedanischen  Feinden  häufiger  als  im  Kampfe  mit  anderen 
christlichen  Völkern.  Hier  scheint  sie  neben  vereinzelten  Fällen 
in  auswärtigen  Kriegen  — 923  überschreitet  Heinrich  I.  den 
Rhein  und  führt  einen  Teil  der  lothringischen  Jugend  mit  sich 
fort,1)  wie  die  Griechen  985  viele  Bewohner  von  Capua,  das  sie 
belagert,  mit  sich  fortführen*)  — meist  angewendet  worden  zu 
sein,  wo  es  sich  um  Unterwerfung  oder  Wiederunterwerfung 
nicht  unmittelbar  zum  Reiche  gehöriger  Länder  handelte.  So 

*)  Flod.  923:  Depopulatus  est  . . . . cnjn  pluriworum  quoque  iuventutis 
captivitate.  SS.  III,  372. 

’)  Chronic.  Saleruit.  c.  172:  . . . multosque  homiues  promisctii  sexua  inibi 
capiuut,  ...  SS.  III,  5öä. 
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schleppen  die  Franken  bei  dem  Aufstande  der  Aquitanier  742 
die  Bewohner  der  feindlichen  Ortschaften  gefangen  fort,1)  eben- 
falls im  Kriege  mit  Aquitanien,  da  es  sich  um  dessen  dauernde 
Unterwerfung  handelte,  lässt  Pippin  die  Vasconen,  die  er  in 
dem  eroberten  Bourges  findet,  mit  sich  ziehen,  ihre  Weiber  und 
Kinder  aber  schickt  er  nach  dem  Frankenlande,*)  den  aufstän- 
dischen Basken  im  Jahre  813  werden  ihre  Weiber  und  Kinder 
genommen.*) 

Bemerkenswert  ist  das  Verfahren  Boleslavs  Chobry  von 
Polen,  der  im  Jahre  1017  allein  aus  dem  verhältnismässig 
kleinen  Landstrich  zwischen  Elbe  und  Mulde  1000  Gefangene 
fortgeführt  haben  soll.*) 

Was  die  Kriege  mit  Heiden  oder  Mohammedanern  angeht, 
so  ist  das  Verfahren  Karls  des  Grossen  bekannt,  welcher  gegen 
die  Sachsen  diese  Entvölkerung  ganzer  Gegenden  durch  Fort- 
schleppen der  gesammten  Bewohner  anwendete,  dann  aber  die  Neu- 
bevölkerung derselben  bewirkte.5)  DieMassregel  dient  hier  offenbar 
der  Christianisirung  des  Landes,  nur  so  glaubte  Karl  das  Heiden- 
tum mit  Sicherheit  ausrotten  zu  können.  Solche  Tendenzen 
liegen  aber  nicht  vor  bei  dem  gleichen  Verfahren  gegen  die 
Avaren  im  Jahre  791,®)  wo  nicht  einmal  eine  Eroberung  des 

')  Cont.  Fred.  P.  III  c.  111  Bouq.  II,  458. 

>)  Cont.  Fred.  P.  IV  c.  126  bei  Bouq.  V,  5. 

•)  Vita  Hlud.  18  SS.  II,  615. 

4)  Thietm.  VII,  47.  SS.  III,  856.  Giesebreeht,  Gesell,  d.  deutschen  Kaiser- 
zeit II,  99  sagt  Uber  das  Wegschleppen  von  Gefangenen  durch  Boleslav:  „Polen 
war  mit  seinen  weiten  SUmpfen  und  dichten  Kiefernwäldern  damals  ein  armes, 

schwach  bevölkertes  Land Massenweise  schleppte  er  (Boleslav)  auf  seinen 

Kriegszllgen  Gefangene  fort,  um  mit  Leibeigenen  die  öden  Striche  seines  Landes 
zu  bevölkern.'  Als  Erklärung  von  Boleslavs  Verfahren  mögen  diese  Ab- 
führungen wohl  zutreffend  sein,  eine  Rechtfertigung  sollen  sie  ja  wohl  nicht 
bedeuten.  Eine  solche  wäre  für  die  Beurteilung  vom  kriegsrechtlicben  Stand- 
punkt aus  von  Bedeutuug,  wenn  sie  sich  in  den  Quellen  fände,  denn  darin 
wUrde  sich  die  Anschauung  ausdrQcken , dass  man  auch  damals  eine  solche 
Massregel  als  besonders  hart  und  nicht  als  selbstverständlich  betrachtete. 

*)  siehe  z.  B.  Ann.  Lauresh.  796  SS.  I,  37.  Ann.  laur.  min.  797  SS.  I,  119 
(er  führt  jeden  3.  Manu  nebst  Weib  und  Kind  fort  und  siedelt  Franken  an) 
und  besonders  die  grosse  UeberfUhning  sächsischer  Einwohner  am  Schlüsse  der 

Sachsenkriege.  Ann.  Einh ornnes  qui  traus  Albiam  et  in  Wihmuodi 

habitabant  Saxones  cum  mulieribus  et  infantibus  transtulit  in  Franciam,  et 
pagos  transalbianos  Abodritis  dedit.  SS.  I,  191. 

*)  Ann.  Lauresh.  791  SS.  I,  34. 
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Landes  beabsichtigt  zu  sein  scheint.  Fast  regelmässig  haben 
Normannen  und  Ungarn  einen  grossen  Teil  der  Bewohner  der  von 
ihnen  heimgesuchteu  Länder  in  die  Gefangenschaft  geschleppt.*) 

Den  Ungarn  zahlte  man  mit  gleicher  Münze  heim,  als  die 
Deutschen  unter  Heinrich  von  Baiem  950  auch  einmal  einen 
Angriff  auf  deren  Lande  machten,  indem  sie  Frauen  und  Kinder 
der  vornehmen  Ungarn  in  die  Gefangenschaft  führten.*)  Gegen 
Slaven  verfuhr  man  deutscherseits  ebenso.  Nach  der  Einnahme 
der  dalemincisclieu  Stadt  Gana  im  Jahre  928,  die  auch  noch 
anderweitig  zu  erörtern  ist,  werden  Knaben  und  Mädchen  in 
die  Gefangenschaft  geführt,5)  nach  der  Uebergabe  von  Lenzen 
während  des  grossen  Aufstandes  der  Redarier  im  Jahre  929 
werden  Weiber,  Kinder  und  Sklaveu  sammt  allem  Gut  für  den 
König  als  Kriegsbeute  genommen.4)  Die  Araber  endlich,  um 
auch  diese  nocli  beispielsweise  anzuführen,  führen  ebenfalls  nach 
der  Einnahme  von  Xarbonne  im  Jahre  720  Weiber  und  Kinder 
gefangen  mit  sich  fort.4) 

Welche  Behandlung  die  also  Gefangenen  erfahren  haben, 
wird  in  einem  späteren  Abschnitt  über  die  Behandlung  der 
Gefangenen  überhaupt  zu  zeigen  sein,  liier  soll  aber  noch  er- 
örtert werden,  welche  andere  Feindseligkeiten  ausser  der  Ge- 
fangennahme gegen  nicht  direkt  am  Kampfe  beteiligte  Personen 
geübt  wurden. 

Es  kommt  da  zunächst  das  Schicksal  der  Einwohner  ein- 
genommener Städte,  soweit  sie  nicht  gefangen  fortgeführt 
wurden,  in  Betracht.  Wie  das  Schicksal  der  Städte  selbst, 
richtete  sich  auch  das  ihrer  Einwohner  wesentlich  nach  der  Art 
ihrer  Einnahme.  Bei  Einnahme  durch  Sturm  fielen  meistens  der 
Wut  des  Siegers  gerade  so  gut  alle  Menschen  in  derselben,  wie 


>)  siehe  z.  B.  Ami.  Xantens  837  SS.  II,  226.  Ann.  r»li<l.  906  SS.  XVI,  60, 
Wid.  III,  30  SS.  III,  455(954  werden  dem  Grafen  Ernst  im  Sualafelde  1000 
Familien  von  Hörigen  durch  die  Ungarn  in  die  Gefangenschaft  geschleppt.) 

*)  Hrotsvith.  v.  390 — 394  . . . llxores  procemm,  soboles  rapuit  quoque 
dtllees ; SS.  IV,  326. 


*)  Wid.  I,  35 pueri  ac  pucllae  captivitati  servatae.  SS.  III,  432. 

4)  Wid.  I,  36: »ervilis  autcin  conditio  et  omnia  pecunia  cmn 


uxnribus  et  filiia  et  omni  suppcllectili  barbarorum  regis  captivitatem  subihaut. 
SS.  III,  433. 

*)  Uhren.  Moiss.  ad  a 715  . . . midieres  vero  vel  parvulos  captivos  in  Spa- 
niern ducunt.  SS.  I,  290. 
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alle  Häuser  und  alles  sonstige  Eigentum  zum  Opfer.  Es  ist  das 
aber  doch  wohl  nur  so  zu  denken,  dass  man  in  der  Hitze  des 
Gefechts,  in  den  wütenden  Strassenkämpfen , die  einem  Sturm 
damals,  wie  heute  zu  folgen  pflegten,  keine  Rücksicht  auf  Ge- 
schlecht oder  Stand  nahm,  dass  Weiber  und  Kinder  ebensowenig 
wie  Geistliche  und  Nonnen  von  Misshandlungen  oder  auch  dem 
Tode  durch  das  Schwert  verschont  blieben,  wie  das  z.  B. 
Liudprand,1)  die  Eroberung  von  Bergamo  durch  Arnulf  im  Jahre 
894  behandelnd,  schildert,  oder  wie  es  bei  den  Ueberfällen  durch 
Normannen  und  Ungarn  vielfach  zu  lesen  ist.  Bei  einer  mehr 
planmässigen  Niedermetzelung  der  Bevölkerung,  nicht  blos  bei 
eroberten  Städten,  sondern  auch  auf  dem  platten  Lande,  hat 
man  sich  jedoch  auf  den  männlichen  Teil  derselben  beschränkt. 
Dafür,  wie  weit  hier  die  Ungarn  wohl  zu  gehen  pflegten,  ist 
eine  Stelle  bei  Liudprand*)  bezeichnend,  welche  sagt,  dass  die- 
selben verabredet  hätten,  Niemanden,  der  über  10  Jahre  alt 
wäre,  am  Leben  zu  lassen.  Vorher  ist  aber  ausdrücklich  neben 
der  Tödtung  der  Männer  die  blosse  Gefangennahme  der  Weiber 
und  Kinder  erzählt.  Die  Verabredung  bezieht  sich  also  nur 
auf  die  männliche  Bevölkerung.  Nach  der  bereits  erwähnten 
Einnahme  der  Stadt  Gana  werden  von  Heinrich  I nur  die 
„puberes,“  die  erwachsenen  Männer  also,  getötet,  Knaben  und 
Mädchen  hingegen,  wie  oben  schon  mitgeteilt,  in  die  Gefangen- 
schaft geführt.8)  Der  Frauen  geschieht  hier  keine  Erwähnung, 
denn  es  scheint  doch  nicht  zulässig  unter  puberes  Männer  und 
Frauen  zu  verstehen.4) 

■)  Liudpr.  Antap.  I.  33  SS.  III,  283,  Wimmler,  Jahrb.  d.  ostfränk.  Reiches 
III,  375  Aiun.  1 zieht  mit  Impus,  Codex  Diplomaticns  civitatis  et  ecclesiae 
Bergnmatis  I,  1025  diese  Stelle  Liudprands  hierher. 

*)  Liudpr.  Ant.  II,  28:  condixerant  enim,  a decimo  et  deincep.s  anno  ne- 
minem se  supcrstitcm  relictnros,  ...  SS.  III,  294. 

J)  \Vid.  I,  35: puberes  omnes  interfecti  SS.  III,  432. 

*)  Waitz,  Jahrb.  Heinrich  I.  S.  124  sagt  allerdings:  „Und  hier  waltete 
volles  Kriegsrecht:  Alles  in  der  Stadt  ward  dem  Heer  zur  Heute,  die  er- 
wachsene Bevölkerung  erschlagen,  Knaben  und  Mädchen  als  Sklaven  I'ortgc- 
filhrt.“  Ranke,  Weltgesch.  VI,  2 S.  128  schreibt  auch,  „die  erwachsene  Be- 
völkerung,“ worunter  doch  Männer  und  Frauen  zu  verstehen  sind.  Auch 
(liesebrecht,  Gesch.  d.  deutschen  Kaiserz.  5 And.  I,  S.  226:  „ ...  die  mann- 
bare Bevölkerung  erschlagen,  die  Kinder  als  Sklaven  verkauft.  So  wollte  cs  die 
arge  Sitte “ Wenn  hier  unter  puberes  aber  nur  die  Männer  ver- 


Digitized  by  Google 


55 


Was  die  Araber  angeht,  so  berichtet  zwar  der  Fortsetzer 
des  Fredegar,1)  dass  sie  731  nach  der  Stadt  Burdigala  (Bordeaux) 
rückten,  die  Kirchen  niederbranuten  und  die  Einwohner  töte- 
ten. Aus  dieser  etwas  allgemein  gehaltenen,  ungenauen  Nach- 
richt braucht  aber  nicht  auf  die  Tötung  aller  Einwohner  ge- 
schlossen zu  werden,  vielmehr  scheint  es  mir  wahrscheinlich, 
dass  sie  im  allgemeinen  so  verfuhren,  wie  nach  der  Einnahme 
von  Narbonne  720,  wo  die  Männer  niedergemacht,  die  Frauen 
und  die  Kinder  nur  gefangen  fortgeführt  wurden.*) 

Die  Einwohnerschaften,  welche  die  von  ihnen  bewohnten  Orte 
freiwillig  dem  Feinde  übergaben,  sind  an  Leib  und  Leben 
niemals  geschädigt  worden,  was  ja  auch  ganz  der  schonenden 
Behandlungsweise  entspricht,  welche  diese  Orte  selbst  erfuhren. 
Dass  sich  etwa  die  Einwohner  selbst  oder  auch  die  Besatzung 
eines  Ortes  zuerst  ergeben  hätten , und  die  Sieger  dann 
ein  Blutbad  angerichtet  hätten , ist  an  keiner  Stelle  be- 
richtet. Das  Schicksal  der  Einwohnerschaft  mag  gerade  so  wie 
das  des  Ortes  selbst  und  besonders  das  der  Besatzung  vielfach 
Gegenstand  der  Verhandlungen,  die  einer  Uebergabe  voraus- 
gingen, gewesen  sein,  aber  es  hat  derselben  offenbar  nicht  be- 
durft, um  den  Einwohnern  das  Leben  zu  sichern ; sonst  würden 
sich  wohl  die  Geschichtschreiber  zuweilen  dahin  äussem,  dass 
die  Schonung  desselben  eine  Folge  solcher  Vereinbarungen  ge- 
wesen sei.  Nicht  einmal  ein  Fall  des  Jahres  955,  welcher 
scheinbar  eine  Ausnahme  von  unserer  Regel  begründet,  kann  als 
solche  betrachtet  werden.  Trotz  vorheriger  Vereinbarungen  wird 
nämlich  ein  grosser  Teil  der  Einwohner  einer  Burg  nach  deren 
Uebergabe  von  Wenden  niedergemetzelt.  Aber  einerseits  ist  die 
Nachricht  besondere  insofern  sehr  verworren,  als  sich  nicht  mit 
Sicherheit  erkennen  lässt,  ob  d e r Teil  der  Einwohnerschaft,  dem 
Sicherheit  verbürgt  ist,  auch  wirklich  verletzt  wurde,  anderer- 


standen sind,  und  das  scheint  mir  höchst  wahrscheinlich  schon  deshalb,  weil, 
wie  wir  gesehen  haben,  die  Deutschen  auch  gefangene  Weiber  nicht  ge- 
tötet haben,  dann  bestand  „ volles  Kriegsrecht'  und  .die  arge  Sitte*  nur  in 
Tötung  der  MSnner  und  eveut.  Fortschleppung  der  Frauen  und  Kinder. 

')  Cont.  Fred.  c.  108  Burdegalensem  urbem  pervenerunt ....  populis  con- 
sumptis  . . . Bouq.  II,  454. 

*)  Chron.  Moiss.  ad  a.  715:  virosque  civitatis  illins  gladio  perirai  iusoit ; 
mulieres  etc.  siehe  oben  S.  53  Anm.  5. 
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seit«  ist  von  einem  Missverständnisse  berichtet,  durch  welches 
erst  die  Niedermetzdung  hervorgerufen  worden  sei.1) 

Die  Behandlung  des  Privateigentums  der  Bewohner  von 
Feindesland  ist  bereits  charakterisirt  worden,  indem  die  all- 
gemeine Zerstörung  und  Plünderung  geschildert  wurde.  Be- 
wegliches wie  unbewegliches  Gut  — die  Zerstörung  des  letz- 
teren wurde  speciell  erörtert  — konnten  bei  einer  solchen  Art 
der  Kriegführung  gar  nicht  verschont  bleiben. 

Hier  handelt  es  sich  nun  noch  darum  zu  untersuchen,  wie 
weit  das  Recht  der  Besitznahme  des  feindlichen  Privateigen- 
tums reichte.  Dies  ist  im  Einzelnen  aus  den  Quellen  schwer  zu 
beurteilen.  Das  eine  aber  scheint  mir  mit  Sicherheit  sich  zu 
ergeben,  dass  dasselbe  nach  damaligen  Begriffen  der  Willkür  des 
Feindes  unbedingt  preisgegeben  war.  Das  Beuterecht  an 
Privateigentum,  welches  in  den  Kriegen  der  Jetztzeit  nur  ganz 
ausnahmsweise  den  Soldaten  gestattet  wird,  war  in  damaliger 
Zeit  ein  ganz  unbegrenztes.  Dass  die  Heere  fast  aus  jedem 
Kriege  mit  Beute  und  Schätzen  reich  beladen  heimkehrten,  ist 
meist  getreulich  berichtet.  Diese  Beute  kann  aber  im  Wesent- 
lichen nur  aus  dem  Privateigentum  der  Einwohner  bestanden 
haben,  denn  die  Staaten  selber  befanden  sich  ebensowenig  wie 
die  besiegten  Heere  im  Besitze  grosser  Schätze. 

Wo  ein  Staatsschatz,  der  ja  aber  wohl  dann  gleichbedeu- 
tend mit  dem  Eigentum  des  Fürsten  war,  vorhanden  war,  ver- 
fiel er  natürlich  auch  dem  Sieger,  wie  der  unermessliche  Schatz 
der  avarischen  Khane,  welcher  zu  Zeiten  Karls  des  Grossen 
ansgeraubt  wurde.*) 

Mit  der  freiwilligen  Uebergabe  eines  Ortes  war,  wie  wir 
gesehen  haben,  eine  mildere  Behandlungsweise  des  Ortes  selbst 
und  seiner  Bewohner  geboten,  ob  dieselbe  bei  den  beutelustigen 
Kriegern  jener  Zeit  aber  auch  soweit  ging,  dass  man  das  Recht 
der  Einwohner  an  ihrem  Privateigentum  achtete,  lässt  sich  aus 

*)  siehe  über  «las  Ereignis  Düinmler,  Jahrb.  Otto's  I.  S.  2äl  und  Giese- 
brccht,  Gesch.  d.  Kaisers.  I,  S.  417. 

’)  795  erobert  Markgraf  Erich  von  Eriaul  den  „Ring“  der  Avaren,  wo 
die  kolossalen  Schätze  aufgespeichert  waren.  — Waitz,  Verfassungsgeschichte 
II.  182  spricht  über  den  „Schatz“  der  Könige  und  sagt  u.  A.:  Fast  nicht  we- 
niger als  das  Reich  selber  gilt  er:  immer  wird  hervorgehoben,  dass  das  eine 
mit  dem  anderen  erworben,  vererbt,  erobert  worden  sei. 
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den  Quellen  mit  Sicherheit,  nicht  nachweisen.  Es  ist  in  einzelnen 
Fällen  ausdrücklich  erwähnt,  dass  den  Bewohnern  ihr  Gut  ge- 
lassen wird,  wie  nach  der  Uebergabe  von  Carlat  au  Ludwig 
den  Frommen  im  Jahre  839,  *)  aber  gerade  solche  ausdrückliche 
Erwähnung  in  einzelnen  Fällen  legt  die  Vermutung  nahe,  dass 
man  in  anderen  anders  verfuhr,  dass  sich  das  allgemeine  Beute- 
recht also  auch  auf  das  Privateigentum  der  Bürger  einer  frei- 
willig übergebenen  Stadt  erstreckte. 

Nach  der  Betrachtung  der  Behandlung  derjenigen  feind- 
lichen Personen,  welche  nicht  direkt  am  Kampfe  beteiligt  waren, 
wenden  wir  uns  zu  derjenigen  der  eigentlich  Kämpfenden. 

In  dieser  Beziehung  ist  aber  wenig  zu  sagen,  was  für  eine 
kriegsrechtliche  Untersuchung  in  Betracht  käme,  denn  es  ist 
allzu  begreiflich,  dass  man  sich  im  eigentlichen  Kampfe 
in  Bezug  auf  die  anwendbaren  Mittel  keinerlei  Be- 
schränkungen auferlegte,  dass  alle  Grausamkeiten  in  der 
Schlacht  selbstverständlich  waren. 

')  Ami.  bertiu. : . . . cisque  cousuetissiina  jiietate  vitam,  rnembra  ct  heredi- 
tatcm  concessit  SS.  I,  436. 
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IV.  Behandlung  der  Gefangenen. 

Wenn  man  sich  eine  Vorstellung  davon  bilden  will,  wie 
weit  Völker  sich  von  jener  Rohheit  und  Grausamkeit  der  Krieg- 
führung, welche  zur  Erlangung  des  Kriegszweckes 
nicht  unbedingt  notwendig  ist,  fern  halten,  betrachtet  mau  wohl 
am  geeignetsten,  welche  Behandlung  sie  dem  gefangenen  Feinde 
angedeihen  lassen , der,  völlig  in  ihre  Hand  gegeben,  zwar  noch 
Feind,  aber  doch  gänzlich  unschädlich  gemacht  ist. 

Heutzutage  bildet  die  Behandlung  von  Gefangenen  recht 
eigentlich  den  Glanzpunkt  kriegsrechtlicher  Erscheinungen.  An 
keine  andere  kriegsrechtliche  Bestimmung  pflegen  sich  krieg- 
führende  Parteien  so  unbedingt  zu  binden,  wie  an  die  Vorschriften, 
welche  die  Behandlung  der  Kriegsgefangenen  regeln,  keine 
erfahren  so  seltene  Uebertretungen , und  keine  Uebertretung 
fordert  so  regelmässig  die  allgemeine  Verurteilung  und  unter 
allen  Umständen  auch  entsprechende  Gegenmassregeln  des  be- 
leidigten Teiles  heraus. 

Dem  diesen  Teil  mittelalterlichen  KriegsrechtsUnter- 
suchenden  wird  hingegen  recht  klar  vor  die  Augen  treten, 
welch’  inhumanen,  von  heutigen  Anschauungen  weit  abweichenden 
Standpunkt  die  Völker  jener  Zeit  eingenommen  haben. 

Es  wurde  bereits  ausgeführt,  welche  Personen  im  feind- 
lichen Lande  der  Gefangenschaft  anheimfallen  kounten,  hier  ist 
nun  zu  untersuchen,  wie  es  diesen  erging,  nachdem  sie  in 
die  Hand  des  Feindes  gelangt  waren.  Da  sind  wir  denn 
nun  weniger  sicher,  als  über  die  Thatsache,  dass  sich  die  Gefan- 
gennahme im  Kriege  weit  über  die  Personen  hinaus  erstreckte, 
welche  in  neueren  Kriegen  derselben  anheimzufallen  pflegen, 
über  das  weitere  Schicksal  der  also  Gefangenen  unterrichtet. 
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Es  bandelt  sich  liier  zunächst  um  den  Teil  der  gefangenen 
Feinde,  der  sich  aus  friedlichen  Einwohnern  des  Landes, 
die  nicht  die  Waffen  getragen,  zusammensetzte.  Im  We- 
sentlichen sind  sowohl  in  christlichen  als  in  heidnischen  Staaten 
diese  auch  nach  Beendigung  des  Krieges  nicht  der  Heimat  zu- 
röckgegeben  worden  — eine  Rücksendung  hat  nur  in  Bezug  auf 
einzelne  hervorragende  Gefangene  vielfach  stattgefunden,  worauf 
noch  zurückzukommen  ist  — sondern  sie  haben  im  fremden 
Lande  einen  untergeordneten , oft  in  Leibeigenschaft  oder  Skla- 
verei lebenden  Teil  der  Bevölkerung  gebildet.  Diese  Verhält- 
nisse sind  indessen  mehr  staatsrechtlicher  Natur.  In  den  Rah- 
men des  Kriegsrechts  dürfte  aber  noch  die  Frage  fallen,  wie 
weit  der  Sieger  über  das  Leben  dieser  gefangenen  feindlichen 
Bevölkerung  verfügte. 

Das  Leben  solcher  Gefangenen,  wenn  sieOhristen  waren, 
ist  von  christlichen  Feinden  geschont  worden,  in  keinem  der 
uns  vorliegenden  Fälle  ist  das  Gegenteil  berichtet.  Auch  Heiden 
gegenüber  haben  sich  christliche  Völker,  soweit  wir  sehen 
können,  in  dieser  Beziehung  keine  Grausamkeiten  zu  schulden 
kommeu  lassen,  wohl  aber  Heiden  gegenChristen.  AlsRegel 
kann  es  zwar  nicht  bezeichnet  werden,  dass  friedliche,  christ- 
liche Einwohner  nach  ihrer  Gefangenschaft  durch  die  Hand 
des  heidnischen  Siegers  schreckliche  Misshandlungen  oder  den 
Tod  fanden,  aber  häufig  vorgekommen  ist  es  sicher.  Die  An- 
uales  Palidenses  zum  Jahre  906  berichten  von  den  Gräuelthaten 
der  Ungarn  an  sächsischen  gefangenen  Frauen.1)  Die  wendischen 
Redarier  überfallen  929  die  Stadt  Wallislevn  (Walsleben),  nehmen 
die  Einwohnerschaft  gefangen,  „eine  unzählige  Menge“  und 
tödteten  Alle.*) 

Ueber  die  Behandlung  derjenigen  Kriegsgefangenen,  welche 
aus  den  eigentlich  kämpfenden  Reihen  des  Feindes 
entnommen  waren,  liegt  in  unseren  Quellen  reichliches  Material  vor. 
Aber  bei  keinem  anderen  Teile  der  Untersuchung  ist  es  so  schwer 

')  Ungarn:  ....  molienun  quoque  iugenteui  turbarn  uobilium,  libera- 
rum  et  aneillaruin  per  erinen  veluti  loris  connexam,  mulam  et  mamillis  perfora- 
tam  accuni  cum  pucrulis  duxcre  captivam.  SS.  XVI,  GO. 

*)  Wid.  I,  36:  Bedarii  ....  impetum  fecerunt  in  urbem,  quac  dicitur 
Wallislevn,  ceperuntqne  earn,  captis  et  interfecti»  omnibus  habitatoribus  eins. 
SS.  III,  433. 
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ein  abschliessendes  Resultat  zu  erlangen,  wenn  man  nicht  eben 
jeden  einzelnen  Fall  in  seiner  Besonderheit  betrachten  will. 

Ein  gleichmässiges  Verfahren  unter  gleichen  Verhältnissen 
ist  überaus  schwer  zu  finden,  denn  an  keiner  anderen  Stelle 
zeigt  sich  so  die  Willkiirliehkeit,  mit  welcher  verfahren  wurde, 
der  Mangel  einer  internationalen  rechtlichen  Verpflichtung,  wie 
hier.  Man  gerät  leicht  in  Versuchung  nach  vorher  aufgestellten 
Regeln  die  einzelnen  Fälle  deuten  zu  wollen,  während  doch 
umgekehrt  erst  aus  den  in  den  Quellen  zu  erforschenden  bezüg- 
lichen Begebenheiten  sich  die  Regeln  ergeben  sollen.  Eine 
fernere  Schwierigkeit  liegt  darin,  dass  man  in  einer  ganzen 
Anzahl  von  Fällen  sich  darüber  entscheiden  muss,  ob  man  die 
Behandlung  der  betreffenden  Personen  vom  Standpunkte  des 
Kriegsrechts,  oder,  da  es  um  Empörer  oder  gegen  das  Reichs- 
oberhaupt Verschworene  sich  handelt,  von  dem  des  Strafrechts 
aus  zu  beurteilen  hat.  In  allen  den  Fällen,  wo  solche  Feinde 
mit  bewaffneter  Hand  hatten  niedergeworfen  werden  müssen, 
wo  man  ein  Heer  zu  ihrer  Unterwerfung  aufgeboten  hatte, 
erscheinen  sie  als  Kriegsfeinde  und  wenn  sie  gefangen  sind,  als 
Kriegsgefangene. 

Nichtsdestoweniger  darf  ihre  Behandlung  als  Gefangene  nicht 
von  kriegsrechtlichem  Standpunkte  aus  betrachtet  wer- 
den, denn,  wenn  wir  auch  in  anderer  Beziehung  vielfach  gesehen 
haben,  dass  solche  Empörungskämpfe  denselben  Kriegssitten 
unterlagen,  wie  äussere  Kriege,  so  betrachtete  man  doch  offenbar 
die  Anstifter  derselben  in  damaliger  Zeit  nur  als  politische 
Verbrecher,  deren  Behandlung  sich  ausschliesslich  nach  straf- 
rechtlichen und  staatsrechtlichen  Rücksichten  bestimmte.  Die 
Empörung  König  Bernhards  unter  Ludwig  dem  Frommen,  die 
Empörung  Erchangers  und  Bertholds  unter  Konrad  I,  die  Auf- 
stände Heinrichs  und  der  Herzoge,  Liudolfs  und  Konrads  unter 
Otto  I,  der  Aufstand  der  beiden  Heinriche  gegen  Otto  II.  977 
und  noch  viele  andere  tragen  einen  durchaus  kriegerischen 
Charakter,  aber  ihre  Anstifter  wurden  durchaus  als  Verbrecher, 
nicht  als  Kriegsfeinde  betrachtet  und  behandelt.  Auch  das 
berühmte  Blutbad  Karls  des  Grossen  unter  den  Sachsen  bei 
Verden  an  der  Aller  782  kann  keineswegs  vom  Standpunkte  der 
Zeit  ans  als  ein  an  Kriegsgefangenen  begangener  Frevel  be- 
trachtet werden,  wenn  auch  bei  dem  fortwährenden  Schwanken 
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von  Kriegs-  und  Friedenszustand  in  den  Sachsenkriegen,  der 
Umstand  nicht  schwer  in’s  Gewicht  fällt,  dass  ein  offener  Kriegs- 
zustand damals  gar  nicht  vorlag.  Sachsen  galt  zweifellos  als 
ein  unterworfenes  Land  und  das  Blutbad  war  nichts  anderes, 
als  die  Vollziehung  einer  auf  ein  bestimmtes  Verbrechen  ge- 
setzten Strafe l)  an  Unterthanen. 

Es  scheidet  damit  allerdings  eine  grosse  Anzahl,  oft  inter- 
essanter, Fälle  aus  der  Untersuchung  aus,  denn  die  inneren 
Kriege  bestanden  ja  meistens  aus  Kämpfen,  die  sich  an  solche 
Verschwörungen  gegen  das  Reichsoberhaupt  oder  gegen  die  be- 
stehenden Zustände  ankntipften.*)  Die  Grenze  ist  übrigens  nicht 
so  zu  ziehen,  dass  auch  die  Empörungskriege  abhängiger,  aber 
nicht  unmittelbar  zum  Reichsverband  gehöriger 
Völkerschaften  auszuscheiden  wären.  Diejenigen,  welche  in 
ihnen  gefangen  genommen  wurden,  können  doch  als  Majestäts- 
verbrecher kaum  betrachtet  werden.3) 

Fürstlichen  Personen  und  ihren  nächsten  An- 
verwandten gegenüber,  soweit  sie  selbständig  ein  Land 
beherrschten,  scheint  man  in  der  Kriegsgefangenschaft,  wenn 
auch  keine  angemessene,  so  doch  eine  Leib  und  Leben  scho- 
nende Behandlung  haben  zu  teil  werden  lassen.  Die  Bestimmung 
darüber  hat  wohl  dem  Könige  allein  zugestanden. 

Desiderius,  der  Longobardenkönig,  wird  nach  der  Ueber- 
gabe  Pavias  774  in’s  Frankenland  gebracht.  Die  Nachricht, 


')  Auf  die  Streitfrage,  ob  das  Blutbad  die  Ausführung  eines  Artikels 
der  Capitulatio  de  partibus  Saxoniue  resp.  ob  diese  damals  schon  erlassen  war, 
kann  hier  nicht  eingegangeu  werden.  Nitzsch  (Gesell,  d.  deutschen  Volkes 
Bd.  I,  S.  206),  Waitz  (Verfassungsgeseh.  Bd.  111,  S.  137)  und  Banke  (Weltgesch. 
Bd.  V,  2 S.  144,  145)  nehmen  es  au.  Die  Auslegung  Keutzler’s  (Forsch,  z.  d. 
Gesell.  Bd.  12,  S.  374/75)  dürfte  die  durchaus  richtige  sein. 

*)  Waitz,  Verfassungsgeschichte  IV,  497,  505  u.  506,  in  dem  Abschnitt 
.Gerichtswesen  u.  Rechtspflege,“  sowie  VI,  475,  482  ff.  in  dem  Abschnitt 
„Recht  und  Gewalt  im  Reich“  spricht  Uber  viele  bezügliche  Fälle. 

*)  Waitz.  Verfgesch.  Bnd.  VI,  482  geht  zu  weit,  wenn  er  auch  z.  B.  den 
nach  der  Einnahme  Bergamos  894  gefangenen  Grafen  Ambrosius  in  den  Kreis 
der  Besprechung  zieht,  die  Uber  offene  Feindseligkeiten  gegen  den  König, 
„überhaupt  das,  was  als  Majestätsverbrecheu  galt“  handelt. 

Bei  den  überhaupt  losen  Beziehungen  Italien’s  zu  Deutschland  in  jener 
Zeit  konnte  ein  dort  sich  erhebender  Fürst,  wie  Wido,  ebensowenig  wie 
seine  Anhänger  als  Majestätsverbrecher  betrachtet  werden. 
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dass  er  geblendet  worden  ist.  steht  nur  in  einer  Quelle,1)  über- 
einstimmend wird  in  allen  anderen  Nachrichten  nichts  davon 
erwähnt.  Er  ist  mit  seiner  Familie  wahrscheinlich  einem  Klo- 
ster übergeben  worden.*)  Die  Versicherung  des  Paulus  Dia- 
conus :’)...  clementi  moderatione  victoriam  (Carolus)  temperavit 
verdient  also  vollen  Glauben.  Auch  das  Leben  Ludwigs  des 
Frommen  und  seiner  Gemahlin  Judith  hat  man  nicht  anzutasten 
gewagt,  obgleich  im  Uebrigen  ihre  Behandlung  durch  ihre  Söhne 
so  unerhört  war,  wie  sich  kaum  noch  ein  Fall  in  der  Welt- 
geschichte finden  dürfte.  Ludwig  wurde  bekanntlich  im  Kloster 
St.  Medard  in  strenger  Haft  gehalten,4)  die  Kaiserin  nach  Tor- 
tona  in  die  Verbannung  geschickt,5)  Karl  in  das  Kloster  Prüm.6) 
Bezüglich  ihrer  Behandlung  sind  übrigens  Vereinbarungen  vor- 
her getroffen  worden.7)  Ebenso  werden  Berengar  und  Willa, 
das  longobardische  Königspaar,  964  nur  nach  Bamberg  in  die 
Verbannung  geschickt;*)  als  Willa  zum  ersten  Male  war  gefangen 
worden,  hatte  man  sie  sogar  einfach  freigelassen.3)  Auch  bei 
diesem  letzteren  Falle  wird,  wie  oben  bei  der  Behandlung  des 
Desiderius,  die  Milde  des  Königs  betont,  aber  der  Charakter 
desselben  dürfte  doch  wohl  allein  bei  der  Behandlung  so  hoher 
Gefangener  nicht  ausschlaggebend  gewesen  sein. 

Die  Behandlung  abhängiger  rebellischer  Fürsten  war 
nicht  so  einheitlich,  wie  die  oben  geschilderte,  indem  nicht 
blos  ihre  Freiheit,  sondern  auch  ihr  Leben  bedroht  werden 
konnte. 

Kastislaw  von  Mähren , der  870  in  die  Gefangenschaft 


*)  Chron.  Novalicense  III,  14:  Dicuut  vero  nonuulli  quod  Karolus  rex 
ocnlos  emisset  Desiderii  in  Ticinensi  eivitate,  «bi  eimi  cepit.  SS  VII,  101. 

*)  An«.  Lobienses  SS.  II,  105.  Aun.  Sangnil.  mai  SS.  I,  75.  Ann. 
laubiens.  ad  a.  774.  SS.  IV.  13. 

*)  Gest.  epp.  mett.  SS.  II,  265. 

•)  V.  Hlud.  c.  48  etc.  SS.  II,  636. 

*)  Ann.  bertin.  833  SS.  I.  426  etc. 

•)  Ann.  bertin.  833  etc. 

*)  V.  Hlud  c.  48 : iniperator  filius  adnionuit ut,  promissionis 

suae  meuiures,  tarn  sibi  quam  lilio  et  uxori  inlibata  quae  «lim  promiserant, 
conservareut.  SS.  II,  636.  Aebnl.  Tbegan.  c.  42.  SS.  II,  598. 

*)  Cont.  Regin.  964.  SS.  I,  626.  Ann.  Hildesh.  964  SS.  III,  160. 

*)  Cont.  Regin.  962:  ...  et  ad  ultimum  cleinentia  iinperatoris  diiniasa, 
quo  vellet  ire  pcmiittitur.  SS.  I,  624. 
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Karlmanns  geraten  war,  wird  in  Regensburg  durch  Urteil 
der  Franken  und  Baiern  zum  Tode  verurteilt,  vom  König  aber 
zur  Blendung  begnadigt,1)  der  vom  Reiche  abgefallene  Abodriten- 
fltrst  Slavomir  hingegen  wird  nur  mit  Verbannung  bestraft.2) 
Dass  die  beiden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vasallen  des  Reiches, 
die  ihren  Vasalleupflichten  nicht  genügten,  eine  verschiedene 
Bestrafung  — beide  waren  auch  Christen  — erfuhren,  ist  staats- 
rechtlich auffallend,  dass  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Kriegs- 
gefangene nicht  das  gleiche  Schicksal  erlitten,  ist  nur  ein  Bei- 
spiel dafür,  dass  in  der  Kriegsgefangenschaft  die  Behandlung 
hervorragender  feindlicher  Personen,  wenn  es  nicht  gerade  die 
Fürsten  unabhängiger  Länder  selber  waren,  die  Behandlung 
z.  B.  von  Führern  grosser  Heere  oder  auch  kleineren  Befehls- 
habern, gauz  in  die  Willkür  des  betreffenden  Feindes  gegeben 
war.  Ein  gleichmässiges  in  der  Kriegstradition 
sich  fortbildendes  Verfahren  findet  sich  hier  ganz 
und  gar  nicht. 

Während  nach  der  Erstürmung  des  Castells  bei  Bergamo 
und  der  Stadt  selbst  894  die  Befehlshaber  Gottfried  und  Graf  Am- 
brosius — ersterer  ist  sogar  ein  Geistlicher  — der  eine  in  Folge 
von  Todesurteil,  der  andere  ohne  Weiteres  ihr  Leben  verlieren,3) 
während  788  der  in  der  Schlacht  gefangene  Anführer  der  Grie- 
chen Johannes  getötet  wird,*)  während  in  dem  Kriege  Lo- 


■)  Ann.  Fuld.  P.  in.  A.  870  SS.  I,  382. 

’)  Einh.  Ann.  818  SS.  I,  205. 

*)  lieber  die  Verurteilung  Gotfrieds  siehe  Urk.  Arnulfs  v.  1.  Febr.  894  (Lu- 
pus, Cod.  dipl.  Bergam.  I,  1017) : . . . . Eundem  quoque  Gotefridum  Bergomensi 
castello  annis  bellicis  difficile  capto  legal  i iudicio  interemptum  fore  procaciter 
ditioui  nostrae  repuguantem  eum-tornm  patescat  agnitioni  .... 

Ambrosius  wird  an  einen  Baum  aufgeknüpft.  Ann.  Fuld:  Nam  prae  furore 
iudicio  exercitus  captu»,  et  moxpatibulo  »uspensu»  est;  SS.  I,  409.  Nach  Re- 
gino  894  SS.  I,  606  Liutprand,  Antapod.  I,  23  SS.  III,  281  n.  a.  sogar  auf 
Befehl  Arnulfs. 

4)  Theophanis  Chronicon  cd.  Classeu  I 178  (i.  Corpus  Scriptomm  His- 
tori  aebyzantinae) : vnö  uür  •pQayyuv  ö «öid?  ‘luiävvi,s,  xal  itivüt 

«ryQtlhj.  — Haruack,  das  karoling.  und  das  byzantin.  Reich.  Güttingen  1880 
S.  31  Anm.  4 will  gegen  die  alte  lateinische  Uebenetzung  und  gegen  Abel, 
Jahrb.  Karls  d.  Gr.  Bd.  I S.  524  übersetzen:  „Johannes  wurde  besiegt  und  kam 
auf  schreckliche  Weise  um,"  d.  h.  fiel  in  der  Schlacht.  Es  liegt  dafür  gar  kein 
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tliars  gegen  Ludwig  den  Frommen  2 Grafen,  die  Chalons  ver- 
teidigt hatten,  Gauzhelm  und  Sanila.  und  ein  königlicher  Vasall, 
Madalhelm,  der  Wut  des  Heeres  preisgegebeu  und  enthauptet 
werden  ‘),  und  Suatopluek  von  Mähren  882/84  die  Grafen  Werin- 
liar  und  Wezzilo  gefangennehmen  und  auf  die  schmachvollste 
Weise  misshandeln  lässt:1)  wird  im  Jahre  9(58  Graf  Pandulf, 
bei  der  Belagerung  der  apulischen  Stadt  Bovino  gefangen  ge- 
nommen, zu  dem  griechischen  Patricius  Engen  geführt,  ist  von 
diesem  nach  Constantinopel  gesandt,’)  dort  zwar  in  Fes- 
seln gelegt,  aber  nicht  getötet  worden,  wie  wir  aus  seiner 
spätem  Sendung  nach  Apulien  ersehen  können.4)  Ebensowenig 
ist  der  Graf  Blandinus  von  Avema,  der  761  im  aquitanischen 
Kriege  nach  der  Eroberung  der  Burg  Clareinonte  (Clermunt.) 
gefangen  genommen  wird,  an  Leib  und  Leben  geschädigt  wor- 
den5) oder  während  des  Zuges  Pipins  gegen  Benevent  801/2 
Roselmus,  Statthalter  von  Chieti,  der  in  die  Verbannung  ge- 
schickt,6) und  in  Luceria  Graf  Winigis,  der  von  Grimoald  zuerst, 
wie  ausdrücklich  erwähnt  wird , sogar  eine  ehrenvolle  Behand- 
lung erfährt’)  und  im  Jahre  808  freigelassen  wird,®)  oder  auch 
endlich  Graf  Gottfried  mit  seinen  Verwandten,  welche  984,  als 
Lothar  von  Frankreich  Verdun  belagert,  bei  einem  Ausfall  in 


(irumt  vor,  abgesehen  davon,  dass  man  unter  .kam  auf  schreckliche  Weise 
um“  auch  eine  Hinrichtung  nach  der  .Schlacht  verstehen  kann.  Dieselbe  ist 
nach  den  oben  angeführten  analogen  Fällen  durchaus  wahrscheinlich. 

')  Vita  Hlud.  c.  52  SS.  II,  638. 

’)  Ann.  Fuld.  p.  V a.  884  ....  dexteram  mamim  cum  lingna,  et  — 
monstrom  simile  — verenda  vel  genitalin,  ut  nee  signaculo  desistente,  absci- 
derunt.  SS.  1,  400.  Diese  gräuliche  Barbarei  ist  mir  sonst  an  keiner  Stelle 
begegnet..  Der  Hass  Snatoplucks  gegen  die  Silbne  seines  alten  Gegners  Eu- 
gelschalk  mag  dabei  mitgewirkt  haben. 

*)  Chronic.  Salemitan.  c.  171  SS.  III,  554. 

*)  Chron.  Salemitan.  c.  174: statimqne  (Johannes)  Pandulfum  a 

vincnlis  cnm  quibus  nexus  erat  iussit  absolvi,  ntque  celeriter  illnm  Apnliaiu 
misit,  ....  SS.  III,  556. 

Cont.  Frod.  125.  Bouq.  V,  5. 

•)  Ann.  Einh.  ad  a.  801.  SS.  I,  190. 

’)  Ann.  Einh. : cnptumquc  honuriflee  haliuit. 

*)  Ann.  lanr.  803.  SS.  1, 191.  Winigis  lag  krank  darnieder,  als  die  Stadt 
eingenommen  wurde,  was  aber  wohl  kaum  bestimmend  für  seine  Behandlung 
gewesen  ist. 
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die  Hände  des  Feindes  geraten,  aber  nur  in  die  Gefangenschaft 
gesendet  werden.1) 

Es  liegt  in  den  letzterwähnten  Fällen  kein  Moment  vor, 
welches  eine  andere  mildere  Behandlungsweise,  als  wir  sie  in 
den  ersterwähnten  fänden,  begründete.  Man  kann  also  nur 
sagen,  dass  hier  Kriegsrecht  war,  was  im  einzelnen  Falle  den 
betreffenden  massgebenden  Personen  gut  dünkte. 

Und  dabei  scheinen  sich  diese  massgebenden  Personen  alle 
ein  gleiches  Recht  zugesprochen  zu  haben,  denn  Untertauen 
handelten  nicht  anders  wie  Fürsten.  Neben  den  oben  erwähn- 
ten seien,  um  das  zu  zeigen,  noch  zwei  weitere  Fälle  ange- 
fülirt.  902  lässt  Graf  Gebhard  den  in  seine  Gefangenschaft 
geratenen  Babenberger  Adalbert  ohne  Weiteres  enthaupten.*) 
Es  ist  nirgendwo  gesagt  und  es  liegt  auch  kein  Grund  vor  anzu- 
nehmen, dass  Gebhard  hier  infolge  eines  Urteils  der  Grossen, 
die  sich  bei  ihm  befanden,  oder  an  Stelle  oder  im  Aufträge  des 
Königs  handelte.3)  — Im  Jahre  951  lässt  Herzog  Heinrich  den 
Patriarchen  von  Aquileia  castriren  und  955  den  Erzbischof  Herold 
von  Salzburg  ergreifen  und  blenden  und  schickt  ihn  dann  in  die 
Verbannung  nach  Sehen  (iu  Tirol).4)  Auch  hier  ist  es  nicht 
einmal  der  König  selber,  welcher  einen  Gefangenen,  dessen 
Eigenschaft  als  Geistlicher  noch  besonders  dabei  in  die  Augen 
springt,  also  behandelt. 

Die  Willkür  des  Verfahrens  gegen  Gefangene  zeigt  sich 
ferner  darin,  dass  auch  die  Umstände  nicht  in’s  Gewicht  fielen, 
die  wir  früher  als  bedeutsam  für  gewisse  Verhältnisse  des 
Kriegsrechts  erkannten,  wie  die  freiwillige  Uebergabe. 

Eine  ganz  verschiedene  Behandlungs weise  unter  bezüglich 
gleichen  Verhältnissen  ergaben  schon  oben  die  Beispiele  der  Grafen 

‘)  Gerbcrti  Epp.  47.  50— 52  bei  Du  Ohesne,  Historiae  Francor.  Script. 
II,  pp.  800  u.  801. 

>)  Kegino  902  SS.  I,  StO. 

*)  Stein,  Gesell,  d.  Königs  Konrad  I.  Bnd.  I,  166  spricht  diese  Meinung 
aus : . . . wohl  anzunehmeu,  dass  Gebhard  einen  Spmch  der  uni  ihn  versammel- 
ten Optimaten  als  Vorsitzender  wie  an  Stelle  des  Königs  vorgängig  erwirkt  hatte. 

*)  Schreiben  Wilkelm's  v.  Mainz  a.  Agapit  (Jaflfe,  Bibliotheca  III,  348): 
Qui  Kalendis  Mai.  captus  a patruo  nostro  Heinrico  ....  exoculatus  . , . . 
— Thietmar  II,  25:  Patriarekam  de  Aquileia  castrari,  (siehe  darüber  Dflmm- 
ler,  Jahrb.  Otto’s  d.  Gr.  S.  187)  et  archiepiscopum  Salzbnrgensem  precepit 
excecari.  SS.  III,  756. 

Levy,  Kriegsrecht.  5 
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Gatuzhelm  und  Sanila  einerseits  nnd  des  Grafen  Winingis 
andrerseits,  die  aus  Städten,  die  sich  übergeben  hatten,  in  die 
Hand  des  Feindes  gelangt  waren.  Eine  fernere  Bestätigung 
dafür,  dass  eine  solche  Uebergabe  hochgestellte  Kriegsgefangene 
nicht  vor  schwerem  Leibesschaden  oder  gar  dem  Tode  schützte, 
ist  das  Schicksal  des  Babenbergers  Adalbert  im  Jahre  906.  Nach  dem 
gegen  ihn  angewendeten  Verfahren  — Aufforderung  sich  vor 
der  Reichs  Versammlung  zu  Tribur  zu  stellen  — ist  es  zwar 
fraglos,  dass  man  ihn  als  Empörer  gegen  die  Reichsgewalt, 
welche  für  den  von  ihm  gebrochenen  Landfrieden  einzustehen 
hatte,  betrachtete,  aber  gerade  der  Umstand,  dass  er  die  vom 
König  erbetene  Gnade  und  Verzeihung,  die  sonst  sogar  uner- 
beten meistens  gewährt  wurde,  nicht  erhielt,  scheint  mir  zu  er- 
geben, dass  man  ihn  nach  seiner  Gefangennahme  nicht  mehr  so  als 
Empörer  wie  als  einfachen  Kriegsgefangenen  behandelte,1)  dessen 
Leben  keinerlei  Anspruch  auf  Schonung  hatte.  Nachdem  er  die  Burg 
Theres  verlassen  und  sich  dem  Könige  gestellt  und  um  Verzeihung 
gebeten,  bedarf  es  nur  einiger  Anschuldigungen  seiner  ehemaligen 
Getreuen,  um  ihn  vor  dem  ganzen  Heere  den  Tod  finden  zu  lassen.*) 

Wenden  wir  uns  jetzt  den  Personen  der  feindlichen  Wehr- 
kraft zu,  welche  die  Masse  derselben  ansmachten,  so  ist  vor 
Allem  zu  bemerken,  dass  unsere  Quellen  da  lange  nicht  so 
reichlich  fliessen,  wie  bei  den  oben  behandelten  einzelnenhervor- 
ragenden Personen.  Es  scheint  mir  das  daran  zu  liegen,  dass  man 
von  der  Masse  des  Heeres  überhaupt  nicht  so  viele  Gefangenen 
machte,  sondern  es  mehr  auf  die  Spitzen  derselben  abgesehen 
hatte.  In  Schlachten  ist  bei  der  gewaltigen  Erbitterung  des 
Kampfes  sehr  wahrscheinlich  selten  Pardon  gegeben  worden, 
vielmehr  wurde  niedergemetzelt,  so  viel  als  möglich  war.  Eine 
durchweg  gleichmässige  Behandlung  in  Bezug  auf  Leib  und 
Leben  — das  spätere  Schicksal  fällt,  wie  das  der  gefangenen 

*)  Auch  wurde  ja  das  gewöhnliche  Verfahren  gegen  einen  Hochverräter, 
die  Stellung  vor  Gericht,  nicht  angewendet.  Unsere  Hauptquelle,  Regino,  be- 
richtet nichts  davon,  denn  dem  „omnibus  adindicantibns,*  welches  sich  dort 
findet,  kann  eine  so  weite  Bedeutung  nicht  zuerteilt  werden,  es  bedeutet  nur 
die  allgemeine  Zustimmung  des  Heeres  zu  dem  strengen  Verfahren.  Siehe 
Ranke , Weltgesch.  Und.  VT,  2 S.  80.  DQmmler,  Gesch.  d.  ostfränk. 
Reiches  Bnd.  II  1.  Aufl  S.  539  ist  anderer  Ansicht. 

*)  Regino  906:  ...  et  in  praesentia  totius  exercitus  manibns  vinctis 
adductus  omnibus  adiudicantibus  capitalem  suscepit  sententiam  SS.  1 612. 
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Einwohner  des  feindlichen  Landes,  ausserhalb  des  Rahmens 
unserer  Betrachtung  — ist  auch  hier  nicht  zu  konstatieren, 
aber  man  wird  hier  sagen  können,  dass  in  den  meisten  Fällen 
das  einfache  Fortschleppen  üblich  war,  wenn  man  nicht  sogar 
die  Gefangenen  einfach  laufen  Hess.  Allerdings  würde  diese 
Behauptung  eine  wesentliche  Beschränkung  erleiden  müssen, 
wenn  man  in  der  nicht  selten  *)  vorkommenden  Wendung  capti 
et  interfecti  sunt  dem  „et“  temporäre  und  nicht  coordinirende 
Bedeutung  zuweisen  müsste,  wozu  sachlich  aber  kein  Grund 
vorliegt. 

Misshandlungen  griechischer  Gefangener  durch  Italiener  er- 
zählt Widukind:  969  wird  ein  griechischer  Heerhaufe  von 
dem  spoletinischen  Grafen  Scio  geschlagen,  dem  Anführer  Ro- 
muald nebst  vielen  Anderen  werden  die  Nasen  abgeschnitten,  dann 
Hess  man  sie  allerdings  laufen.2)  Gräuliche  Misshandlungen 
erfahren  auch  die  Anhänger  Hugo’s  (Sohn  Lothars  II.)  879 
nach  der  Eroberung  eines  Castells  bei  Verdun.3) 

Gewichtige  Ausnahmen  aber  von  einer  schonenden  Behand- 
lung bilden  das  berühmte  Blutbad,  welches  Karlmann  746  unter 
den  Alamannen  anrichten  lässt  und  die  Behandlung  der  Em- 
pörer des  Stellingabundes  im  Jahre  842  durch  Ludwig  den 
Deutschen.4)  Die  letzteren  sind  indessen  wohl  nur  als  Aufrührer  be- 
trachtet und  als  solche  mit  der  ganzen  Strenge  des  Gesetzes 
bestraft  worden,  anders  verhält  es  sich  meines  Erachtens  mit 
den  Alamannen. 

Während  das  Blutbad  zu  Verden  a.  d.  Aller,  an  wel- 
ches dieses  Ereignis  leicht  erinnert,  zweifellos  nichts  weiter 
als  eine,  wenn  auch  grausame  und  in  grossem  Massstabe 
durchgeführte  Gesetzesexecution  war,  Hegt  hier  eine  grossartige 
Gewaltthat  vor,  welche  jedoch,  immerhin  vereinzelt  dastehend, 
keinesfalls  als  typisch  für  das  bezügliche  Recht  des  Krieges 
betrachtet  werden  darf.  746  bricht  Karlmann,  durch  Treulosig- 


*)  siche  z.  B.  Cont.  Fred.  125 : et  multi  Wascones  in  eo  praelio  capti 
atquc  interfecti  sunt.  Bouqnet  V,  5. 

’)  Wid.  III,  72: quos  supererant,  capientes,  obtnmcatis  naribus, 

novam  Romam  rcmeare  permiserunt.  SS.  III,  465. 

*)  Ann.  Fuld.  879  SS.  I,  392. 

*)  Ann.  bertin.  842.  SS.  I,  439.  Nithard  IV,  4 SS.  II  670:  140  Mftnner 
werden  geköpft,  14  am  ßalgen  anfgehängt,  viele  verstümmelt. 

»• 
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keit  der  Alamannen  veranlasst,  mit  einem  Heere  in  deren  Ge- 
biet ein  und  setzt  eine  Versammlung  bei  Cannstatt  an.  Dort 
verbinden  sich  die  Heere  der  Franken  und  Alamannen.  Dann 
aber  nimmt  das  erstere  letzteres  ohne  Schwertstreich  gefangen, 
und  nun  werden  die,  welche  früher  mit  Theobald  den  aufstän- 
dischen Grifo  von  Raiern  gegen  Pippin  und  Karlmann  unter- 
stützt hatten,  bestraft  Je  nach  ihrer  Schuld.“  Diese  letztere 
mildernde  Wendung  kann  den  Thatbestand  --  plurimos  gladio 
trucidavit  — natürlich  nicht  verhüllen.  Nach  dieser  Erzählung, 
welche  den  Annales  Mettenses  folgt  ,1)  ist  zwar  jene  Gewalt- 
tat unter  so  eigentümlichen  Umständen  vor  sich  gegangen, 
dass  sie  nicht  eigentlich  als  eine  im  Kriege  vollführte  betrach- 
tet werden  kann , aber  noch  viel  weniger  erscheint  sie  als  eine 
etwaige  Ausführung  einer  Gesetzesbestimmung.11)  Als  zwischen 
beiden  in  der  Mitte  liegend,  kommt  sie  für  unsere  Untersuchung 
in  Betracht,  weil  sie  zeigt,  welche  grobe  Ausschreitungen  ein 
Zeitalter  hervorbringen  konnte,  das  die  Grenzen  für  das  Er- 
laubte im  Zustande  der  Feindseligkeit  allzuweit  gesteckt  hatte. 

Die  bisher  erörterten  kriegsrechtliehen  Formen  der  Ge- 
fangeuenbehandlung  sind  ausschliesslich  Kämpfen  zwischen  christ- 
lichen Feinden  entnommen. 

Gerade  in  Bezug  auf  diesen  Teil  der  Untersuchung  scheint 
es  nämlich  geraten.  Christen  und  Nichtchristen  gesondert 
zu  betrachten,  denn  nirgendwo,  abgesehen  von  der  Frage  der 
Kirchensehändung,  erwartet  man  mehr  als  hier  schwerwiegende 
Unterschiede.  In  Wirklichkeit  aber  sind  diese  Unterschiede 
deshalb  nicht  allgemeiner  und  durchgreifender  Natur,  weil  wir 


')  Ami.  Mett.  746:  Karlomanus,  cnm  vidisset  Alr.mannomm  infidelitatem, 
cum  exercitu  fine«  eorum  irrnpit,  et  placitum  inatituit  in  loco  qui  dicitnr 
Candiatat.  Iliique  coninnetus  e«t  exercitu«  Francnrum  et  Alamannorum.  Fnit- 
que  ibi  magnmn  miraculmn.  quod  unus  exercitu«  alium  comprebendit  atque  liga- 
vit  absque  nllo  diacrimine  belli.  Ipso«  vero,  qni  principe«  ftierunt  cnm  Teo- 
baldo  in  «olatio  Odilonis  contra  iuvicto»  principe«  Pippiuum  et  Karlomannum, 
comprehcndit  et  misericorditer  secunilnm  «ingulorum  merita  corrcxit  SS.  1.  329. 
— Kurze  Nachricht  über  den  Zug  Karl  mann«  i.  Cont.  Fred.  c.  116  Bouq.  II,  459 
u.  besonders  i.  Ann.  Petaviani  a.  746  SS.  I,  11.  Vgl.  ferner  Hahn.  Jahrb. 
S.  84.  Stälin,  Wirtcmberg.  Gesell.  Bd.  I,  184.  Banke,  Weltgeach.  Bd.  V,  2 S.  300. 

’)  Von  einem  gerichtlichen  Verfahren,  wie  es  ja  sonst  gegen  Aufrührer 
angewendet  wurde,  findet  sich  keine  Spnr.  Die  durch  List  gefangenen  Ala- 
mannen sind  einfach  niedergemetzelt  worden. 
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im  Grossen  und  Ganzen  doch  auch  das  Vorgehen  gegen  christ- 
liche Gefangene  vielfach  grausam  und  willkürlich  fanden,  wenn 
auch,  wie  das  bereits  bei  der  Behandlung  der  nicht  wehrfähi- 
gen Bewohner  mit  Befriedigung  festgestellt  werden  konnte,  hier 
das  Vorgehen  von  Christen  gegen  Christen  an  Grausamkeit 
hinter  dem  von  Christen  gegen  Heiden  zurückgestanden  hat. 

Während,  was  zunächst  die  Behandlung  des  Gros’  feind- 
licher Krieger  betrifft,  es  bei  Christen  nicht  ausgeschlossen 
war,  dass  sie  christliche  Geguer  tödteteu , ist  das  nichtchrist- 
lichen gegenüber  geradezu  die  Regel  gewesen. 

Waitz  beurteilt  hier  die  Sachlage  ganz  richtig,  wenn  er 
sagt1):  „Hart,  ja  grausam  war  die  Sitte  des  Krieges,  nament- 
lich, wo  nicht  Genossen  desselben  Glaubens  sich  gegenüber- 
standeu:  bei  heidnischen  Slaven  und  Ungarn  sind  die  Ge- 
fangenen meist  mit  schimpflichem  Tode  belegt,  aufgehängt,  ein- 
zelne grausam  verstümmelt.“  Ranke8)  hingegen  scheint  anzu- 
uehraen,  dass  man  auf  solche  heidnische  Gefangene  die  Behand- 
lung von  Majestätsverbrecheru  oder  Räubern  übertrug,  indem 
man  sie  hinrichtete.  Mit  Bewusstsein  hat  man  das  zweifellos 
nicht  getan,  die  Uebereinstimmung  vielmehr  fast  aller  bezüg- 
lichen Fälle  ergiebt  hier  eine  feststehende  auf  nichtchristliche 
Gefangene  anzuwendende  Kriegssitte. 

Karl  Martell  tödtet  737  nach  der  Einnahme  von  Avignon 
die  dort  gefangene  Besatzung.3)  Nach  dem  Siege  Heinrichs 

>)  Waitz,  Verfg.  Bn<l.  VIII.  S.  188. 

')  Hauke,  Weltgesch.  Bnd.  VI,  2 S.  202  (über  die  Behandlung  der  in 
der  Schlacht  auf  dem  L^chfelde  gefangeuen  Uugaru):  „der  König  hatte  eine 
so  vollkommene  Ueberlegeuheit  errungen,  dass  er  im  Gefühl  der  Hoheit  des 
Reiches  und  der  Kirche  die  Ungarn  nicht  als  Kriegsleute  behandelte,  sondern 
als  Räuber : die  zahlreichen  Gefangenen  liess  er  am  Galgen  vom  Leben  zum 
Tode  bringen.“  u.  S.  206  (über  die  Hinrichtung  der  in  der  Schlacht  an  der 
Reckenitz  gefangenen  Slaven):  „die  Gefaugenen  wurden  als  älajestätsver- 
brccher  behandelt  und  grossenteils  enthauptet.“ 

*)  Cont.  Fred.  c.  109 liostes  innimicos  snos  capiuut,  interficien- 

tes  trucidant  atque  prostemnnt.  Bonq.  II,  459.  Lembke,  üesch.  Spanicn's  Bd  I 
S.  291  bezieht  innimicos  richtig  auf  die  Besatzung,  denn  man  hatte  keinen  Grund, 
die  Einwohner  zu  tödten,  weil  ihre  Stadt  ja  von  den  Arabern  occupirt  worden 
war.  Abel  (Geschschrber  der  deutschen  Vorzeit,  Lieferung  9 S.  4)  übersetzt 
wohl  ungenau:  . . . nahm  die  Feinde  gefangen  oder  machte  sie  mit  dem 
Schwerte  nieder.  Auch  Brcysig,  Jahrb.  Karl  Martells  S.  82  sagt:  nahmen 
die  Feinde  teils  gelangen,  die  sich  wehrenden  machten  sie  nieder. 
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über  die  Redarier  bei  Lenzen  929  werden  sämmtliche  gefangene 
Slaven  getodtet.1)  Deutlich  tritt  hier  der  Gegensatz  hervor 
zwischen  der  Behandlung  der  gefangenen  Krieger  und  der  der 
Einwohner  der  eroberten  Stadt  Lenzen.8)  Eine  solche  Massen- 
abschlachtung heidnischer  Gefangener  fand  auch  im  Jahre  955 
statt,  nachdem  man  die  Slaven  an  der  Reckenitz  geschlagen  hatte.3) 

Dass  auch  Christen  bei  Heiden  keine  bessere  Behandlung 
fanden,  bedarf  kaum  der  Erwähnung.  Beispiele  sind  nicht  sel- 
ten, so  werden  nach  der  Schlacht  an  der  Genie  891  die  in  der 
Schlacht  gefangenen  Franken  von  den  Normannen  niedergemacht.1) 

Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  einzelnen  hervorra- 
genden Personen  des  Feindes  gegenüber  zwischen  Christen 
und  Nichtchristen  andere  Grundsätze  insofern  gegolten 
hätten,  als  man  geglaubt  hätte,  solche  Personen  aus  kriegs- 
rechtlichen Rücksichten  anders  behaudeln  zu  müssen  als  die 
Masse  des  feindlichen  Heeres.  In  Wirklichkeit  sehen  wir  je- 
doch auch  hier  keineswegs  in  allen  bekannten  Fällen  ein  ganz 
gleichmässiges  Verfahren. 

Dass  man  auch  den  Anführern  und  ähnlichen  Personen 
gegenüber  das  volle  Recht  hatte  den  Tod  zu  verhängen,  scheint 
mir  nicht  zweifelhaft,  es  hat  sich  aber  facti  sch  ihr  Loos  oft 
besser  gestaltet. 

Während  des  Krieges  um  die  Eroberung  Barcelona’s  801 
wird  der  arabische  Anführer  Zeid  von  Ludwig  gefangen  genom- 
men, zugleich  mit  jenem  oben5)  erwähnten  Präfecten  Roselmus 

')  Wid.  I,  36:  Captivi  omnes  postera  die,  nt  promissnm  habebant,  ob- 
trnnacti.  SS.  III,  434.  Oiescbrecht,  Geseh.  d.  dtsch.  Kaiserz.  Bd.  I 5.  Aull. 
S.  812  hält  den  Satz  wegen  seiner  merkwürdigen  Stellung  für  ein- 
geschiiben.  Nichtsdestoweniger  kann  die  darin  enthaltene  Nachricht  richtig 
sein  u.  wird  ja  auch  von  Waitz  (Jalirb.  S.  131)  n.  Giesebrecht  (G.  d.  d.  K.  I, 
S.  228)  anfgenommen.  Sie  bezieht  sich  ja  anch  zweifellos  nur  auf  die  in  der 
Schlacht  Gefangenen,  nicht  auf  die  Einwohner  der  Stadt  Lenzen.  Pas  „ut 
promissnm  habebat“  bezieht  sich  jedenfalls  nur  auf  eine  vor  der  Schlacht  bei 
irgend  einer  Gelegenheit  gegen  die  Slaven  ausgesprochene  Drohung.  L.  Giese- 
brecht, Wendische  Geschichten  Bd.  I S.  136:  „ . . . . 800  Gefangene  wurden 
nach  der  Schlacht,  wie  ihnen  vorher  gedroht  war,  niedergehanen.“ 

•)  siehe  oben  S.  53. 

•)  Wid.  m,  55.  SS.  III,  461. 

4)  Regiuo  891 : Nordmanni,  patrata  victoria,  ...  et  trncidatis,  quos  in 
bello  ceperant,  ...  SS.  I,  603. 

*)  S.  64. 
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von  Chieti  an  Carl  ausgeliefert  und  zugleich  mit  diesem  zur 
Verbannung  verurteilt.1)  Normannen  und  Ungarn  haben  oft 
genug  — wahrlich  nicht  aus  kriegsrechtlichen  Bedenken  — 
hochgestellte  christliche  Feiude  nicht  getödtet,  so  z.  B.  Nor- 
mannen 880  den  Grafen  Eberhard  von  Friesland.  Es  geschah 
das,  so  wie  hier,  wohl  in  den  meisten  Fällen , um  durch  die 
Herausgabe  solcher  Gefangener  hohes  Lösegeld  zu  erpressen.*) 
Auch  die  Christen  lassen  938  einen  ungarischen  Häupt- 
ling gegen  hohes  Lösegeld  frei.3)  Im  Übrigen  aber  machen  sie 
keinen  Unterschied  zwischen  Führern  und  Heer.  Am  Tage 
nach  der  Schlacht  auf  dem  Lechfelde  955  lässt  man  die  drei 
gefangenen  ungarischen  Herzoge  aufhängen.4)  Im  selben  Jahre 
wird  einer  der  Ratgeber  des  Slavenfürsten  Stoinef  von  dem 
Heer  der  Deutschen  schmählich  misshandelt,  man  reisst  ihm 
Zunge  und  Augen  aus  und  lässt  ihn  dann  einfach  unter  den 
Leichen  der  Erschlagenen  liegen.5) 


Y.  Waffenstillstand.  Neutralität,  Beendigung 
der  Feindseligkeiten. 

Trotz  mancher  Beschränkungen  im  Einzelnen  bot  doch  un- 
sere bisherige  Schilderung  mittelalterlichen  Kriegsrechtes  im 
Wesentlichen  das  Bild  grösster  Rücksichtslosigkeit  und  unbe- 
schränktester Willkür  zwischen  den  kriegführenden  Parteien. 


')  Ann.  Einh.  ad  a.  801  SS.  I,  190. 

J)  Kegino  881 : ....  quem  postea  Hinter  Evesn  magno  pretio  dato  in- 
columem  recepit. 

*)  Wid.  n,  14  SS.  m,  442. 

4)  Wid.  HI,  48  SS.  III,  459.  Es  ist  dabei  gleichgültig,  ob  Otto  I.  selbst 
oder  Herzog  Heinrich  die  Hinrichtung  veranlasst;  die  Nachrichten  lauten  da- 
rüber verschieden.  — Giesebrecht,  G.  d.  dtsch.  Kz.  Bd.  I S.  425  sagt:  „ . . . 
wurde  zu  Regensburg  strenges  Gericht  über  die  Gefangenen  gehalten.“ 
Mir  scheint  das  aus  den  Quellen  nicht  hervorzugehen,  solchen  Gerichtes 
bedurfte  es  ja  auch  zur  Abstrafung  von  Kriegsgefangenen  gar  nicht. 

s)  Wid.  III,  65:  ...  . eiusque  consiliarius,  oculis  erutis  lingua  est  pri- 
vatim, in  medioque  cadaverum  inutilis  relictus.  SS.  IH,  464. 
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Um  so  auffallender  sind  die  Resultate,  welche  die  Betrach- 
tung einer  Institution  ergiebt,  die,  wie  der  Waffenstill- 
stand, hohe  Anforderungen  an  die  Mässignng  der  Kriegf liliren- 
deu  stellt. 

Es  gilt,  wenn  wir  auch  hier  wieder  von  den  äusseren  For- 
malitäten absehen,  zu  zeigen,  ob  der  Waffenstillstand  nur  als 
eiue  kriegstaktische  Institution  galt,  deren  Innehaltung  oder 
Nichtinnehaltung  sich  je  nach  dem  Nutzen  oder  Nachteil,  den 
sie  brachte,  richtete,  oder  ob  man  ihm  eine  rechtliche 
Bedeutung  beimass,  durch  die  man  sich  gebunden 
fühlte. 

Nun  darf  man  natürlich  in  einer  so  wilden  Zeit,  wie  der 
damaligen,  auch  von  der  hochheiligsten  und  gewichtigsten  In- 
stitution nicht  erwarten,  dass  sie  im  Kriege  niemals  übertreten 
wurde.  Wenn  eine  solche  aber  trotz  vieler  Uebertretungeu 
durchweg  geachtet  wurde,  so  erscheint  das  schon  als  ein 
Moment,  welches  uns  im  mittelalterlichen  Kriegsrecht  allzuselten 
begegnet.  Die  Innehaltung  des  Waffenstillstandes  bedeutet  die 
Achtung  vor  einem  Vertrag  in  einer  Zeit,  wo  damals  über- 
haupt jedes  Band  einer  menschlichen  Zusammengehörigkeit 
missachtet  wurde  und  sonst  kein  Mittel  uuangeweudet.  blieb, 
durch  welches  man  kriegerischen  Vorteil  erlangen  konnte.1) 
Und  in  der  Tat  ist  in  den  meisten  uns  überlieferten 
Fällen  der  Waffenstillstand  geachtet  worden.  Um 
genau  zu  beurteilen,  wie  weit  sich  dabei  die  Gewissenhaftigkeit 
der  feindlichen  Parteien  erstreckte,  müsste  man  aus  Urkunden 
und  etwaigen  schriftlichen  Verträgen  ersehen  können,  auf  welche 
Einzelheiten  er  sich  überhaupt  erstreckte.  Die  Geschichts- 
schreiber gewähren  uns  die  Mittel  zu  dieser  Erkenntnis  nicht, 
und  so  stellt  sich  im  Wesentlichen  der  Waffenstillstand  nur  als 
ein  Vertrag  dar,  welcher  auf  bestimmte  Zeit  die  Feindselig- 
keiten zwischen  zwei  kriegführenden  Parteien  aufhören  lässt. 
Wenn  also,  soweit  wir  das  zu  konstatireu  imstande  sind,  nach 
Abschluss  eines  solchen  Waffenstillstandes  keine  Kämpfe  melir 
vor  Ablauf  des  festgesetzten  Endtermins  stattfanden,  so  können 

')  Es  sei  hier  mir  an  die  von  den  Söhnen  Ludwigs  des  Frommen  viel- 
belicbtc,  heute  völkerrechtlich  gänzlich  unzulässige  Methode  erinnert,  vor  dem 
Einfalle  in  ein  feindliches  Land  die  Einwohner  desselben  zum  Landesverrat 
aufzureizeu. 
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wir  sagen,  dass  der  Waffenstillstand  gehalten  worden  ist,  und 
man  dem  Grundsatz  „etiara  hosti  ödes  servanda“  gehuldigt  hat. 

Das  ist  der  Fall,  um  nur  wenige  Beispiele  heranszugreifeu, 
in  jenem  Bürgerkriege,  deu  Odo  und  Karl  der  Einfältige  in 
Frankreich  führen  und  in  welchen  auch  der  deutsche  Kaiser 
Arnulf  eingreift.  Im  September  893  wird  zwischen  Odo  und 
Karl  ein  Waffenstillstand  bis  Ostern  894  geschlossen1)  und  in 
der  Tat  rückt  Odo  erst  nach  Ablauf  dieser  Frist  wieder  ge- 
gen Karl  an.  921  schliesst  Heinrich  I.  eiuen  Waffenstillstand 
mit  Karl  von  Lothringen,*)  der  ebenfalls  so  lange  gehalten 
wird,  bis  er,  noch  vor  seinem  Ablauf,  durch  einen  Frieden  er- 
setzt wird.  In  dem  Kriege  zwischen  Ludwig  von  Westfranken 
und  Hugo  von  Francieu  vermittelt  Otto  I.  947  einen  Waffen- 
stillstand, welcher  bis  zu  einer  im  November  stattfludendeu  Sy- 
node dauern  sollte.3)  Auch  dieser  ist  nicht  gebrochen  worden. 

Noch  eine  grosse  Anzahl  von  Waffenstillständen 
auch  aus  der  früheren  Zeit  ergeben  gleiche  Erscheinungen. 
Wie  ernst  man  es  mit  der  Einhaltung  nahm,  zeigt 
recht  deutlich  ein  Vorgang  des  Jahres  871.  Ludwig  und 
Karl,  die  jüngeren  Söhne  Ludwigs  des  Frommen,  in 
einer  Empöruug  gegen  ihren  Vater  begriffen,  schliessen  mit  ihm 
am  1.  Februar  zu  Frankfurt  einen  Waffenstillstand  bis  zu  einer 
im  Mai  in  Tribur  abzuhaltenden  Zusammenkunft.  Die  Bestra- 
fung eines  Vasallen  des  ostfränkischen  Grafen  Heinrich  aber, 
der  einer  ihrer  Anhänger  war,  von  Seiten  des  Königs,  ein  Akt 
also,  der  nicht  einmal  eine  offene  Feindseligkeit,  sondern  viel- 
leicht sogar  Ausübung  eines  dem  Kaiser  zustehenden  Rechtes 
war,  erscheint  den  Sühnen  als  Bruch  des  Waffenstillstandes  und 
sie  weigern  sich,  in  Tribur  zu  erscheinen.4) 

Diese  strenge  Auffassung  von  der  Verbindlichkeit  des 
Waffenstillstandes  war  nun  allerdings  allgemein  nicht  in  dem 
Masse  vorhanden,  dass  sie  eine  Übertretung  gradezu  ausge- 
schlossen hätte.  Das  ist  ja  gerade  das  Charakteristische  des 
mittelalterlichen  Kriegsrechts,  dass  es  in  der  Wut  des  Krieges 

‘)  Flodoardi  Hist.  Rein.  IV  e.  3 SS.  XIII,  560. 

*)  Flod.  Ami.  921  SS.  III,  369. 

®)  Flod.  Ann.  947 : Trengae  vel  indntiae  belli  intcr  regem  Lndovicnm  et 
Hugonem  principcm  usque  ad  synodi  tenipus,  Otbone  rege  medi&nte,  disponuntur 
SS.  III.  394. 

4)  Ann.  Fuld.  871  SS.  I,  383. 
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meist  von  der  Willkür  und  der  Individualität  des  betreffenden 
Kriegführenden  abhing. 

Einige  Fälle  von  Verletzungen  des  Waffenstill- 
standes fallen  besonders  schwer  in’s  Gewicht,  weil  sie  die 
Folge  trügerischer  Absichten  waren  die  schon  beim  Abschlüssen 
des  betreffenden  Waffenstillstandes  bestanden  hatten. 

Die  Zeit  der  Verwandteukriege  nach  dem  Tode  Ludwigs 
des  Frommen,  reich  wie  kaum  eine  andere  Zeit  der  Weltge- 
schichte an  Lug  und  Trug,  an  Heuchelei  und  Verrat,  bietet 
auch  in  dieser  Beziehung  Beispiele.  Eins  der  eklatantesten 
fällt  in  die  Geschichte  des  Einfalls  Karls  des  Kahlen  in  das 
Reich  seines  Neffen  87(5.  Es  wird  zwischen  den  beiden  Königen 
die  Verabredung  getroffen,  einen  Vertrag  hersteilen  zu  lassen, 
bis  derselbe  fertig  sei,  aber  Waffenruhe  zu  halten.1)  In  der  dem 
Tage  dieser  Übereinkunft  folgenden  Nacht  aber  setzt  sich  Karl 
in  Bewegung,  um  Ludwig,  der  durch  den  Waffenstillstand  sicher 
gemacht  war,  zu  überraschen.  Dass  der  Verrat  nicht  gelang, 
verdankte  Ludwig  dem  Eingreifen  Williberts  von  Cöln.  Beim 
Abschlüsse  des  Waffenstillstandes  hatte  Karl  nichts  anderes, 
als  die  Ausführung  jenes  heimtückischen  Plaues  im  Auge  ge- 
habt.*) Lothar  hat  während  des  Krieges,  den  er  mit  seinen 
Brüdern  bis  zum  Vertrage  von  Verdun  führte,  eine  ganze  An- 
zahl solcher  Waffenstillstände  geschlossen,  die  er  nur  zu  halten 
gedachte,  so  lange  irgend  ein  Vorteil,  den  er  gerade  im  Auge 
hatte,  dadurch  erreicht  wurde. 

Zweifellos  hat  ihnen  auch  schon  die  Absicht  des  Bruches 
nahe  gelegen,  als  die  lützelburger  Brüder  Heinrich  und  Dietrich 
im  Jahre  1009  mit  Heinrich  II.  zu  Mainz  den  Waffenstillstand 
schlossen,  dem  jener  berühmte  Überfall  der  Lützelburger  auf 
Dietrich  von  Oberlothriugen , Bischof  Haimo  von  Verdun  und 
seine  Begleiter  bei  Odernheim  folgte.*) 


‘)  Ann,  bcrtin.  876  SS.  I 498. 

*)  Ann.  Fuld.  876:  ille  vcro  iterum  nontios  ad  Karolom  destinavit  pro 
pace  intcr  cos  componenda.  At  Karolus  pacemsimulana  et  frau- 
dem in  corde  meditana,  ae  paci  conacnaurum  pro  communi 
n tili  täte  et  lcgatos  ad  Hludnvicum  inisannun,  — aubdola  falaitate 
promisit.  In  eadem  enim  nocte  cum  omni  exercitu  ano  properavit,  ut  . . . 
Hiudovicoin  comprehenderet  etc.  SS.  I,  390. 

*)  Thietm.  VI,  35  SS.  III,  821. 


Digitized  by  Google 


75 


Wie  hoch  eiu  Waffenstillstand  geachtet  wurde,  ist  am 
besten  daraus  zu  beurteilen,  dass  christliche  Völker  sich 
durch  ihn  auch  Heiden  gegenüber  für  gebunden  hielten. 

882  hatte  Karl  III.  einen  Waffenstillstand  mit  dem  Nor- 
mannenführer Gottfried  abgeschlossen.  Zwar  ist  derselbe  von 
den  Normannen  schmählich  gebrochen  worden,  aber  Karl  hält  mit 
grösster  Strenge  darauf,  dass  er  von  seiner  Seite  nicht  verletzt 
werde.1)  Allerdings  ist  Karls  Verhalten  während  jenes  ganzen 
Feldzuges  überaus  feige  und  schwach,  aber  in  dieser  Gewissen- 
haftigkeit, mit  welcher  er  auf  Aufrechterhaltung  des  Waffenstill- 
standes hält,  darf  man  deshalb  mehr  als  rein  praktische  Motive 
vermuten,  weil  es  nicht  recht  ersichtlich  ist,  dass  ihm  Vorteile 
dadurch  erwuchsen. 

Es  ist  schon  angedeutet  worden,  dass  die  heidnischen  Nor- 
mannen in  diesem  Falle  das  Haltendes  Waffenstillstandes  nicht  für 
nötig  hielten.  Die  durch  Aufsteekuug  eines  Waffenschildes,  als 
Zeicheu  der  Waffenruhe,  in  die  Burg  Elsloo  gelockten  Fran- 
ken werden,  nachdem  mau  den  Schild  plötzlich  abgenommen  und 
die  Thore  geschlossen  hat,  teils  niedergemetzelt,  teils  in  Ketten 
gelegt.  Dass  Heiden  es  mit  dem  Halten  eines  Vertrages,  be- 
sondere im  Kriege,  nicht  so  genau  nahmen,  kann  uns  übrigens  nicht 
Wunder  nehmen.  Ich  nehme  deshalb  auch  keinen  Anstand,  den 
Einfall  der  Ungarn  in  Alamanien  und  Lothringen  im  Jahre  926 
als  einen  Bruch  ihres  im  Jahre  924  mit  Heinrich  I.  geschlossenen 
Waffenstillstandes  zu  betrachten.  Waitz*)  und  Giesebrecht s) 
sind  zwar  der  Ansicht,  dass  jener  Vertrag  sich  nur  auf  Sachsen 
und  Thüringen  erstrecke.  Das  ist  aber  in  der  bezüglichen 
Quelle1)  keineswegs  erwähnt,  und  wenn  Giesebrecht  meint 
„Heinrichs  Vertrag  mit  den  Ungarn  ging,  wie  man  annehmen 

')  Ann.  Fuld.  P.  IV : Praeterea  quisquis  de  suo  exercitn  — aliquem  de 
Nurdinannis,  qui  castra  invadere  temptabant,  occidit  aut  eum  iugnlare  aut  ei 
oculos  erucre  praecepit. 

Sogar  heutzutage  würde  der  Bruch  des  Waffenstillstandes  durch  eine 
der  Parteien,  die  ihn  geschlossen  haben,  selbstverständlich  auch  die  Ver- 
pflichtung der  anderen,  ihn  zu  halten,  lösen. 

’)  Waitz  Jahrb.  Heinrichs  I.  S.  85. 

*)  Giesebrecht  G.  d.  dtsch.  K.  Bd.  I S.  221. 

*)  Wid.  I,  32:  Rex  autem  spernens  anrnm,  expostulat  pacem,  tandem- 
que  obtinuit,  ut  reddito  captivo  cum  aliis  mnneribns,  ad  novem  annos  pax 
finnaretur.  SS.  III,  431. 
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muss,  nur  auf  Sachsen  und  Thüringen,  denn  Baiern , Schwaben 
und  Lothringen  wurden  Anfang  des  Jahres  92(5  auf’s  Neue  von 
den  Ungarn  heimgesucht;  vielleicht  konnte,  vielleicht  wollte 
Heinrich  nicht  auch  diesen  Ländern  den  Frieden  erwirken,“  so 
liegt  darin  die  falsche  Voraussetzung,  dass  es  den  Ungarn  über- 
haupt gar  nicht  hätte  in  den  Sinn  kommen  können,  einen 
Waffenstillstand  zu  brechen. 

Neutralität. 

Die  Neutralität,  heute  ein  umfangreiches,  höchst  wich- 
tiges Capitel  des  internationalen  Kriegsrechts,  ist  für  die  Staa- 
tenverhältnisse der  in  dieser  Arbeit  betrachteten  Zeit  von  sehr 
geringer  Bedeutung.  Die  Beziehungen  der  Staaten  untereinan- 
der in  Friedenszeiten  waren,  wie  in  dem  Teile  der  Unter- 
suchung über  die  Einleitung  des  Krieges  dargelegt  wurde,1)  so 
wenig  freundschaftlicher  Natur,  ein  Staat  kümmerte  sich  im 
Allgemeinen  so  wenig  um  den  andern,  dass  man  im  Kriege 
kaum  erst  nötig  hatte,  neben  dem  offenen  Kriegszustände  mit 
dem  einen  Staate  die  nur  oberflächlich  verdeckte  Feindseligkeit 
gegen  den  anderen  noch  besonders  hervortreten  zu  lassen. 

Man  kann  füglich  mittelalterliches  Kriegsrecht  behandeln, 
ohne  der  Neutralität  Erwähnung  zu  thun,  aber  einige  Spuren, 
die  doch  in  dieser  Hinsicht  beachtenswert  erscheinen,  mögen 
hier  angeführt  werden.  Schlüsse  daraus  zu  ziehen, 
scheint  mir  unzulässig,  so  lange  neben  ihnen  nicht 
andere  Anhaltspunkte  gefunden  werden,  die  ein  et- 
waiges Resultat  bestärken  könnten. 

Die  Aufständischen  gegen  Otto  I.  des  Jahres  939  haben 
beim  westfränkischen  Reiche  Hilfe  nachgesucht,  die  ihnen  aber 
deshalb  versagt  wurde,  weil  zu  jener  Zeit  zwischen  deu  beiden 
Reichen,  dem  ost-  und  westfränkischen,  Friede  herrschte.*) 
Später  hat  man  den  Beistand  des  westfränkischen  Königs 
erhalten,  wogegen  Otto  sich  mit  den  gegen  ihren  Landesherrn 

')  siehe  oben  SS.  8 u.  9. 

’)  Flod.  Ann.  939:  Lotharienscs  Othonem  regem  suurn  deaerunt,  et  ad 
I.udowicum  regem  veniunt,  qui  eoa  recipere  distulit  ob  amicitiam, 
que  inter  eoa,  legatis  ipsiua  Othonis  et  Arnulfo  comitc  mediaute,  depacta  erat 
SS.  UI,  385. 
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aufständischen  Herzogen  Otto  uud  Wilhelm  von  der  Normandie 
verbindet. 

Für  den  speciellen  Fall  unterliegt  es  keiner  Frage,  dass 
Ludwig  von  Westfranken,  und  zwar  bewusst,  eine  ausgesprochene 
Neutralität  wahrte. 

In  den  dem  3.  Römerzuge  Heinrichs  II.  vorausgehenden 
Kämpfen  findet  sich  der  Fall,  dass  der  griechische  Feldherr 
Boioannes  sich  den  Durchzug  durch  das  Gebiet  Pandulfs  von 
Capua  mit  einer  bedeutenden  Geldsumme  erkauft.1)  Es  geht 
daraus  hervor,  dass  es  solcher  Massnahmen  bedurfte,  um  die 
Erlaubnis  des  Durchzugs  zu  erlangen,  dieser  also  nicht  als 
selbstverständlich  galt.  Dass  auch  hier  das  Motiv  der  Neutra- 
lität Vorgelegen  hätte,  ist  aber  nicht  ausdrücklich  zu  erweisen. 

Der  jüngere  Ludwig  endlich  — um  auch  diesen  Fall  noch 
zu  erwähnen  — ist  840  genötigt,  durch  den  Anzug  seines  Vaters 
hart  bedrängt,  seine  Rückkehr  durch  das  am  Kampfe  nicht  be- 
teiligte Sorbenland  zu  nehmen.  Die  Erlaubnis  dazu  aber  muss 
er  von  den  Sorben  erkaufen,  wie  aus  einer  Bemerkung  bei 
Nitliard  hervorgeht.*)  Auch  hier  liegt  die  Möglichkeit  vor,  dass 
der  Durchzug  aus  Neutralitätsrücksichten  zunächst  verweigert, 
dann  unter  erschwerenden  Bedingungen  gestattet  wurde,  aber 
Sicheres  lässt  sich  nicht  ergründen. 

In  allen  drei  Fällen  sehen  wirSpuren,  aber  nicht 
genügende  Zeugnisse  für  ausgebildete  Verhältnisse. 

Beendigung  der  Feindseligkeiten. 

In  eine  Untersuchung  über  Kriegsrecht  gehört  diesen  Punkt 
betreffend  nur  die  Frage,  ob  überhaupt  eine  formale  Be- 
endigung des  Krieges  durch  einen  Friedensschluss 
für  geboten  erachtet  wurde,  eine  Frage,  die  sich  für  heu- 
tiges Völkerrecht  nicht  durchaus  gleichmassig  beantworten  lässt. 

Dass  die  tatsächliche  Einstellung  der  Feindseligkeiten  oder 
aber  die  vollständige  Unterwerfung  des  einen  Staates  unter  den 
andem  zum  Frieden  hinüberleite,  ohne  dass  dieser  durch  einen 
Friedensvei  trag  besiegelt  wird,  ist  heutzutage  eine  völkerrecht- 

')  Chron.  Mon.  Casinenais  II,  38:  Praedictus  interca  Boiano 

rogat,  nt se  tranaire  permitteret:  Penmssum  est.  SS.  VII,  653. 

*)  Nithard  I,  8:  per  Sclavoa  itiuere  reden) pto SS.  n,  655.  ähn- 

lich v.  Illud.  c.  62.  SS.  II,  646. 


Digitized  by  Google 


78 


lieh  durchaus  nicht  ungewöhnliche  Erscheinung  und  auch  die 
Völkerrechtswissenschaft  fordert  einen  Friedensschluss  nicht, 
wie  sie  eine  Kriegseinleitung  verlangt. 

Wie  man  im  früheren  Mittelalter  über  Kriegseinleitung 
theoretisch  dachte,  dafür  konnten  wir  an  der  betreffenden  Stelle 
wenigstens  ein  bedeutsames  Zeugnis  anführen. ')  Hier  fehlt 
auch  dieses,  und  wollte  man  sich  selbst  auf  eine  theoretische 
Untersuchung  einlassen,  die  ja  aber  ausserhalb  unseres  Zieles 
liegt,  man  hätte  keine  anderen  Stützen,  als  die  Tatsachen. 
Ob  ein  Krieg  in  der  Anschauung  der  Zeit  als  beendigt 
galt,  fällt  also  auch  hier  mit  der  Tatsache  zusammen, 
ob  er  factisch  beendigt  war. 

Es  fällt  nun  allerdings  eine  grosse  Anzahl  von  Kriegen, 
welche  uus  im  Übrigen  manche  Ergebnisse  für  unsere  Unter- 
suchung lieferten,  für  diese  specielle  Frage  überhaupt  fort. 
Denn  die  Beendigung  von  Empörungskriegen,  wenn  nicht  jene 
Reichsmitglieder  eine  Rolle  spielten,  die  nur  formal  abhängig 
waren,  bestand  naturgemäss  entweder  in  dem  Unabhängigwerden 
oder  in  der  Unterwerfung  des  aufrührerischen  Vasallen,  d.  h. 
der  Krieg  war  selbstverständlich  beendet,  wenn  einer  dieser 
Processe  vollendet  war.  Die  Geiselstellnng,  das  Erlegen  von 
Tribut  und  ähnliche  Vorgänge  bildeten  hier  den  Abschluss,  ein 
förmlicher  Friedensschluss  konnte  statthaben,  er- 
folgte aber  in  den  meisten  Fällen  nicht. 

Die  grossen  Raubzüge  von  Normannen  und  Ungarn  fanden 
ihren  Abschluss  damit,  dass  diese  Räuberscliaaren  zurückkehrten, 
wenn  sie  genug  geplündert  und  gemordet  hatten. 

Es  bleiben  die  eigentlichen  auswärtigen  Kriege. 

Eine  grosse  Anzahl  förmlicher  Friedensschlüsse 
am  Schlüsse  solcher  Kriege  liegt  vor.  Es  sei  nur  er- 
innert an  den  Frieden,  der  Pippins  ersten  italienischen  Feldzug 
beendete,*)  ferner  an  den  zwischen  Arnulf  und  Suato- 
pluok  von  Mähren  884  geschlossenen,’)  an  den  Bonner 


')  siehe  oben  S.  10. 

’)  V.  Steph.  37:  per  scriptara  paffinan)  affinnavit  etc.  Vijfnoli,  Lib.  pont.  II. 
*)  Ann.  fnld.  885  P.  V.:  Pax  in  Oriente  intcr  Aruolfo  et  Znentibaldn 
. . inriainrando  countare  Armatur.  SS.  I,  401. 
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Frieden  von  921  zwischen  Heinrich  I.  und  Karl  von  West- 
franken  ’)  u.  a. 

Und  doch  bilden  diese  Friedensschlüsse  die  Aus- 
nahme. Die  einfache  Rückkehr  aus  Feindesland,  das  Ablassen 
von  den  alten  Feindseligkeiten  haben  viel  öfter  den  Krieg  fak- 
tisch beendet,  als  solche  Friedensschlüsse.  In  den  Normalzu- 
stand, wie  er  damals  war,  kehrte  man  zurück  von  dem  Augen- 
blick an.  wo  man  nicht  mehr  offen  im  Felde  stand,  und  damit 
war  in  damaligem  Sinne  offenbar  der  Krieg  beendet. 


Es  war  das  Ziel  gesetzt,  eine.  Untersuchung  der  kriegs- 
rechtlichen Erscheinungen  vorzunehmen,  soweit  sie  die  Kriege 
betrafen,  an  welchen  Deutsche  beteiligt  waren. 

Abgesehen  davon,  dass  hin  und  wieder  diese  Grenze  über- 
schritten wurde,  darf  am  Schlüsse  wohl  betont  werden,  dass  die 
gefundenen  Resultate  symptomatisch  auch  für  Kriege  zwi- 
schen andern  Völkern,  also  für  das  Kriegsrecht  der  be- 
trachteten Periode  des  Mittelalters  überhaupt  einiger- 
massen  von  Bedeutung  sind. 

>)  Flod.  921.  SS.  m,  369.  M.  Q.  L.  L.  I S.  567. 
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Verzeichnis 

der  in  der  Abhandlung  berücksichtigten  Kämpfe  und  Kriege. 

A.  Kriege  zwischen  Deutschen  und  äusseren 
Feinden. 

I.  Christliche  Feinde. 

Karolingische  Epoche:  jahr 

1)  Erster  italienischer  Fclclzug  Pippins 7ö4 

2)  Zweiter  italienischer  Fehlzag  Pippins  750 

3)  Zug  Karls  des  Grossen  gegen  Desideritis  773  n.  74 

4)  Zug  Karls  des  Grossen  gegen  Arichis  von  Beiievent  . . 786  n.  87 

6)  Krieg  mit  den  Griechen 788 

6)  Kümpfe  mit  Byzanz  wegen  Dalmatiens  und  Venedigs  806  — 10 

7)  Zug  Ludwigs  des  .Illngercn  (Sohn  Lothars)  gegen  Rom  844 

8)  Einfall  Ludwigs  des  Deutschen  in  das  westfränkische 

Reich 858 

9)  Karl  und  Karlmauu  (Sühne  Ludwigs  des  Deutschen)  gegen 

Karl  den  Kahlen  nach  Italien 875 

10)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  Westfranken  875 

11)  Einfall  Karls  des  Kahlen  in  das  ostfränkische  Reich  . 876 

12)  Einfall  Karlmanns  in  die  Lombardei 877 

13)  Einfall  Ludwigs  des  Jüngeren  in  Westfranken  ....  879 

14)  Zweiter  Einfall  Ludwigs  des  Jüngeren  in  Westfranken  . 880 

15)  Arnulf  gegen  Rudolf  von  Burgund 888 

16)  Zug  Zwentibalds  (Arnulfs  Sohn)  gegen  Wido  nach 

Italien 893 

17)  Erster  Zug  Arnnlfs  gegen  Wido  nach  Italien  ...  894 

18)  Zwentibald  gegen  Rudolf  von  Burgund 894 

19)  Feldzug  Zwentibalds  nach  Frankreich  zur  Unterstützung 

Karls  des  Einfältigen  895 
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Jahr 

20)  Zweiter  Zug  Arnulfs  gegen  Wido  nach  Italien  ....  895  — 96 

21)  Einfall  Karls  von  Westfranken  in  Lothringen  ....  898 

22  Erster  und  zweiter  Feldzug  Kourads  I.  nach  Lothringen 

gegen  Karl  den  Einfältigen  von  Westfranken  ....  912 

23)  Dritter  Feldzug  Konrads  I.  nach  Lothringen  ....  - 913 

24)  Kampf  zwischen  Rudolf  II.  von  Hoeliburgund  und  Bur- 

cliard  von  Schwaben . 919 

Sächsische  Epoche: 

25)  Karl  von  Westfranken  gegen  Heinrich  1 920  — 21 

26)  Kümpfe  um  Lothringen 923  — 25 

27)  Arnulf  von  Baiern  in  Italien 935 

28)  Otto  I.  unterstützt  Ludwig  von  Westfranken  gegen  Hugo 

von  Francien 946  — 50 

29)  Lindolfs  Zug  nach  Italien 951 

30)  Ottos  I.  Zug  nach  Italien 951 

31)  Herzog  Konrads  Zug  in  das  westfränkiscbe  Reich  . . 952 

32)  Liudolf  nach  Italien 956 

33)  Brun  als  Verbündeter  Lothars  von  Westfranken  nach 

Burgund 960 

34)  Ottos  Kämpfe  mit  den  Griechen 968  — 69 

35)  Ueberfall  Ottos  II.  durch  Lothar  von  Frankreich  . . . 978 

36)  Ottos  II.  Feldzug  nach  Frankreich  ........  978 

37)  Ottos  Angriff  auf  die  Länder  der  Griechen  in  Süd- 

Italien  981 

38)  Fortsetzung  des  Krieges  gegen  die  Griechen  und  Araber  982 

39)  Lothars  von  Frankreich  Angriff  auf  Lothringen  . . . 984 

40)  Kämpfe  Heinrichs  II.  mit  Flandern 1006  — 7 

41)  Heinrichs  Rümerzug 1013  — 14 

42)  Zng  nach  Burgund  1016 

43)  Weitere  Kämpfe  um  Burgund 1018  — 20 

44)  Heinrichs  zweiter  Römerzug  (Kämpfe  mit  den  Griechen)  1021 — 22 

45)  Angriff  Wernhers  von  Strassburg  auf  Burgund  . . . 1020 


II.  Nichtchristliche  Feinde. 

(Heiden  und  Mohammedaner). 


Karolingische  Epoche: 

1)  Karl  Kartells  Zug  gegen  die  Sachsen 718 

2)  Karl  Martells  Zug  gegen  die  Sachsen 720 

3)  Angriff  der  Araber  auf  Aquitanien 720  — 21 

4)  Karls  Kampf  mit  den  Arabern 732 

5)  Kampf  Karls  mit  den  Arabern  wegen  Arles  ....  735  — 36 

6)  Kampf  Karls  mit  den  Arabern 737 

7)  Feldzug  Karls  gegen  die  Sachsen 738 

Lovy,  Kriegsrecht.  0 
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Jahr 

8)  Einfall  der  Araber  in  die  Provence 739 

9)  Karls  des  Grossen  Kriege  mit  den  Sachsen 772—804 

10)  Karls  Zug  nach  Spanien  778 

11)  Einfall  der  Sorben 782 

12)  Einfall  der  Avaren  in  Friaul  und  Baiem 788 

13)  Feldzug  Karl»  gegen  die  Wilzen  789 

14)  Krieg  mit  den  Avaren 791 

15)  Einbruch  der  Sarazenen  in  Septimanien 793 

16)  Krieg  mit  den  Avaren 796  — 96 

17)  Streifzug  eines  fränkischen  Heeres  nach  Spanien  . . . 796 

18)  Feldzug  Pippins  gegeu  die  Südslaven 797 

19)  Erich  von  Friaul  gegen  die  Avaren 797 

20)  Kampf  mit  den  Mauren  auf  den  balearischen  Inseln  . . 799 

21)  Eroberung  Barcelonas  801 

22)  Erster  Feldzug  des  jüngeren  Karl  gegen  die  Czechen  805 

23)  Feldzug  des  jüngeren  Karl  gegen  die  Sorben  ....  806 

24)  Zweiter  Feldzug  gegen  die  Czechen 806 

25)  Kämpfe  Pippins  und  des  Grafen  Burchard  mit  den  Mau- 
ren auf  Corsica 806  — 7 

26)  Einfall  des  DänenkUnigs  Gottfried  in  das  (Karl  verbttn- 

bündete)  Land  der  Abodriten 808 

27)  Erster  Zug  Ludwigs  gegeu  Tortosa  809 

28)  Zweiter  Zug  gegen  Tortosa 810 

29)  Kampf  mit  den  Dänen 810 

30)  Dritter  Zug  gegen  Tortosa 811 

31)  Der  sächsische  Heerbann  unter  Balderich  nach  Dänemark  815 

32)  Kämpfe  mit  den  spanischen  Sarazenen 820 

33)  Angriffe  der  Normannen  auf  die  fränkischen  Küsten  . . 820 

34)  Plünderungszug  der  Grafen  der  spanischen  Mark  nach 

Spanien 822 

35)  Zug  fränkischer  Grafen  nach  Pampelona 824 

36)  Einfall  der  Sarazenen  in  die  spanische  Mark  ....  827 

37)  Einfall  der  Bulgaren  in  Panonien 827 

38)  Kampf  mit  den  Dänen 828 

39)  Angriff  der  Normannen  auf  die  friesischen  Küsten  . . 834 

40)  Fernere  Einfälle  der  Normannen  in  Friesland  ...  835  — 37 

41)  Einfälle  der  Normannen 839 

42)  Einfälle  der  Normannen 840  — 43 

43)  Zng  Horichs  von  Dänemark  gegen  die  drei  Franken- 
reiche   845 

44)  Einfälle  der  Normannen  in  Friesland  und  Aquitanien  . 846  — 47 

46)  Kämpfe  mit  den  Normannen  in  den  oat-  und  weatfrän- 

kischen  Beichen 850  — 53 

46)  Unterwerfung  der  Daleminzier  durch  Ludwig  den 

Deutschen 856 

47)  Erster  Einbruch  der  Uugarn  in  das  ostfränkische  Reich  862 

48)  Die  Normannen  am  Rhein 863 


Digitized  by  Google 


83 

Jahr 

49)  Die  Normannen  in  Ost-  nnd  Westfranken 880  — 81 

50)  Gemeinsamer  Feldzng  aller  deutschen  Stämme  gegen  die 

Normannen 882 

51)  Einfall  der  Normannen  in  das  Ostreich 891 

52)  Einfall  der  Ungarn  in  Pannonien 894 

53)  Einfall  der  Ungarn  in  Baiem 900 

54)  Einfall  der  Ungarn  in  Kärnthen 901 

55)  Kämpfe  mit  den  Ungarn 903  -904 

58)  Kämpfe  mit  den  Ungarn  in  Sachsen 906 

57)  Kampf  der  Baiern  mit  den  Ungarn 907 

58)  Die  Ungarn  in  Sachsen  und  Thüringen 908 

59)  Die  Ungarn  in  Alamannien 909  — 10 

60)  Einfall  der  Ungarn  in  Alamannien 913 

61)  Einfall  der  Ungarn  in  Alamannien  und  Sachsen  . . . 915 

62)  Einfall  der  Ungarn  in  Lothringen 917 

Sächsische  Epoche: 

63)  Einfall  der  Ungarn  in  Sachsen 919 

64)  Einfall  der  Ungarn  in  Sachsen 924 

65)  Einfall  der  Ungarn  in  Alamannien  und  Lothringen  . . 926 

66)  Unterwerfung  der  Heveller  und  Daleminzicr  durch  Hein- 
rich 1 928 

67)  Zng  gegen  die  Lausitzer 932 

68)  Krieg  mit  den  Ungarn 933 

69)  Heinrichs  Zng  gegen  die  Dänen 934 

70)  Unterwerfung  der  Vucraner 934 

71)  Einfall  der  Ungarn 937 

72)  Einfall  der  Ungarn  in  Sachsen 938 

78)  Angriff  Heinrichs  von  Baiern  auf  die  Ungarn  ....  950 

74)  Kämpfe  mit  den  Ungarn  954 

75)  Kampf  mit  den  Ungarn 955 

76)  Gero  gegen  die  Lausitzer 963 

77)  Einfall  der  Araber  in  Süditalien 976 

78)  Einfall  der  Vickinger  in  Sachsen  und  Friesland  . . . 994 

79)  Einfälle  der  Nonnannen 1006  u.  1007 


B.  Innere  Kriege. 

I.  Mit  christlichen  Feinden. 

Karolingische  Epoche  (beginnend  mit  Karl  Martell):  Jahr 

1)  Empörung  Kaganfreds  gegen  Karl  Martell  ....  724 

2)  Erster  Feldzug  Karl  Kartells  zur  W iederunterwerfung 

Baiern» 725 

«• 
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Jahr 

3)  Zweiter  Feldzug  Karls  in  Baicru 738 

4)  Feldzug  Karls  iu  Alamauuien  gegen  Herzog  Laudfried  730 

5)  Karls  Kämpfe  mit  Eudo  von  Aquitanien 731 

6)  Karl  gegen  Aquitanien 735  — 36 

7)  Aufstand  in  der  Provence 737 

8)  Aulstand  in  der  Provence 739 

9)  Kampf  Pippins  und  Knrlmauns  mit  ihrem  Stiefbruder 

Grifo 741 

10)  Aufstand  der  Aquitanier  und  Alamannen 743 

11)  Empörung  des  Baiemherzogg  Odilo 743 

12)  Empörung  Theudebolds  von  Alauiannieu  745 

13)  Empörung  der  Alamannen 746 

14)  Zug  gegen  Aquitanien 746 

15)  Empörung  Baierns  unter  Grifo 748 

16)  Neunjähriger  Krieg  Pippins  gegen  Herzog  Waifar  von 

Aquitanien 760  — 68 

17)  Empörung  Hnnalds  von  Aquitanien  gegen  Karl  den 

Grossen 769 

18)  Aufstand  der  italienischen  Herzilge 775 

19)  Aufstand  in  Thüringen 785  — 87 

20)  Aufstand  in  der  Bretagne 786 

21)  Empörung  Tassilos  von  Baieru 787 

22)  Pippin  von  Italien  und  Ludwig  von  Aquitanien  gegeu 

Grimoald  von  Benevent  792 

23)  Unterwerfung  der  Bretoneu 799 

24)  Feldzug  Pippins  gegen  Benevent 801  — 2 

25)  Unterwerfung  der  Venetianer 810 

26)  Feldzug  gegeu  die  Bretonen 811 

27)  Aufstand  der  Basken  813 

28)  Aulstand  der  Basken 816 

29)  Empörung  König  Bernhards  gegen  Ludwig  «len  Frommen  817  — 18 

30)  Empörnng  der  Bretonen 818 

31)  Empörung  des  Bretonen  Wihomarch 822 

32)  Zug  gegen  die  Bretonen 814 

33)  Aufstand  Aizos  in  der  spanischen  Mark 826  — 27 

34)  Empörung  Ludwigs  des  Jüngeren  (Sohn  Ludwigs  des 

Frommen)  gegen  seinen  Vater 832 

35)  Ludwig  der  Fromme  gegen  Pippin  von  Aquitanien  . . 832 

36)  Empörung  der  Söhne  Ludwigs  des  Frommen  gegen  den 

Vater 833 

37)  Kampf  Lothars  (Sohn  Ludwigs  des  Frommen)  gegen 

Vater  und  Brüder  834 

38)  Unruhen  in  Aquitanien 839 

39)  Erhebung  des  jüngeren  Ludwig  gegen  den  Vater  . . 840 

40)  Bruderkrieg  der  Söhne  Ludwigs  des  Frommen  . . . 840  — 43 

41)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  den  Stellingabund  in 

Sachsen  842 
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J fthr 

42)  Empörung  der  Bre  tonen 849  — 51 

43)  Empörung  der  A<iuitanier  gegen  Karl  den  Kahlen  . . 854 

44)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  seinen  Sühn  Karimann  . . 863 

45)  Empürung  Ludwigs  des  Jüngern  (Sohn  Ludwig«  des 

Deutschen)  gegen  seinen  Vater 866 

46)  Kämpfe  in  Mähren 870  — 74 

47)  Empüruug  der  jüngeren  Söhne  Ludwigs  des  Deutschen  871 

48)  Aufstand  Hugos  (Sohn  Lothars  II.)  in  Lothringen  . . 879 

49)  Deutsche  unter  Ciraf  Heinrich  mit  den  westfränkischen 

Königen  gegen  Hugo  (Sohn  Lothars).  Thietbald  (dessen 
Schwager)  und  König  Boso  von  Burgund 880 

50)  Fehde  zwischen  Graf  Poppo  von  Thüringen  und  Graf 

Egino  vom  Badanachgau 882  — 83 

51)  Kämpfe  mit  Snatopluck  von  Mähren . 882  — 84 

52)  Zug  Arnulfs  nach  Italien  (gegen  Berengar)  ....  888 

53)  Arnulf  gegen  Mähren 892  — 94 

54)  Arnulfs  Intervention  in  dem  Bürgerkriege  zwischen  Odo 

und  Karl  dem  Einfältigen  in  Westfraukeu 894 

55)  Intervention  Arnulfs  in  dem  Kriege  zwischen  Suato- 

pluck  II.  & Moiniir  in  Mähren 898  — 99 

56)  Empörung  Isnurichs  (Sohn  des  Markgrafen  Aribo)  gegen 

Arnulf 899 

57)  Baubzug  der  Baiem  und  Böhmen  in  das  mährische 

Reich 900 

58)  Kampf  König  Zwentibalds  mit  seinen  Grossen  in 

Lothringen 900 

59)  Kampf  zwischen  Babenbergern  und  Konradincrn  . . . 902 — 3 

60)  Kampf  zwischen  Ludwig  dem  Kinde,  Conrad  dem  Aeltereu 

und  Adalbert  dem  Babenberger 906 

61)  Conrad  der  Jüngere  gegen  die  Grafen  Gerhard  und  Mat- 
fried in  Lothringen 906 

62)  Kampf  zwischen  Conrad  I.  und  Arnulf  von  Baiem  . . 914—16 

63)  Kämpfe  zwischen  Conrad  I.  und  Ercbanger,  Rcrchtold 

und  Burkhard  von  Schwaben  914  — 17 

64)  Kämpfe  Conrads  I.  und  seines  Bruders  Eberhard  gegen 

Heinrich  von  Sachsen 915 

Sächsische  Epoche: 

65)  Heinrich  unterwirft  Arnulf  von  Baiern 921 

66)  Heinrich  gegen  Graf  Boso  in  Lothringen 928 

67)  Kämpfe  in  Lothringen 931 

68)  Eberhard  von  Franken  gegen  Brüning 937 

69)  Empörung  der  Söhne  Arnulfs  von  Baiem  gegen  Otto  I.  937  — 38 

70)  Erhebung  Tankmars  und  Eberhards 938 

71)  Empörung  Heinrichs  und  der  Herzoge 939 
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72)  Empörung  Liudolfs  und  Conrads 952 — 55 

73)  Empörung  der  Neffen  Hermanns  von  Sachsen  . . . 955 

74)  Kampf  Berengars,  Bischofs  von  Camerick,  gegen  die 

Einwohner  der  Stadt  965 

75)  Römerzug  Ottos  1 961  — 64 

76)  Burchard  von  Schwaben  gegen  die  rebellischen  Söhne 

Berengars  nach  der  Lombardei 965 

77)  Römerzug  Ottos  1 966  — 67 

78)  Unruhen  in  Lothringen  unter  Otto  II 974 

79)  Zug  Ottos  nach  Böhrneu 975 

80)  Unruhen  in  Lothringen 976 

81)  Aufstand  Herzogs  Heinrichs 976 

82)  Zweiter  Zug  Ottos  nach  Böhmen 977 

83)  Aufstand  in  Baien» 977 

84)  Krieg  mit  Polen 979 

85)  Kämpfe  mit  Neapel  und  Salenio 981 

86)  Kämpfe  um  die  Vormundschaft  ftlr  Otto  III.  ....  984  — 85 

87)  Empörung  Böhmens 986  — 87 

88)  Unruhen  in  Italien 1001 

89)  Einfall  Boleslavs  von  Polen  in  die  Mark  Meissen  . . 1002 

90)  Unterwerfung  Herimanna  von  Schwaben 1002 

91)  Empörung  Oberitalieus  gegen  die  deutsche  Herrschaft 

nnter  Harduin  von  Ivrea 1002 

92)  Empönmg  des  Markgrafen  Heinrich  von  Schweinfurt 

und  Boleslavs  von  Polen 1003  — 4 

93)  Heinrichs  II.  Zug  nach  Italien 1004 

94)  Herstellung  der  deutschen  Herrschaft  in  Böhmen  nnd  den 

Marken 1004 

95)  Feldzug  gegen  Polen llOö 

96)  Krieg  mit  Polen 1007 

97)  Per  Trierer  Bischofsstreit 1008 

98)  Fehde  zwischen  Guncelin  von  Meissen  nnd  den  Grafen 

Hermann  nnd  Ekkehard 11)09 

99)  Zug  Heinrichs  gegen  Metz 1009 

100)  Fehde  zwischen  Dedo  und  Werner  von  der  Nord- 
mark   1009 

101)  Feldzug  gegen  Polen 1010 

102)  Feldzug  gegen  die  Liltzelburger 1012 

103)  Kämpfe  mit  Polen 1012 — 13 

104)  Fehde  zwischen  Wichmaun  und  Balderich 1015  — 18 

105)  Feldzug  gegen  Polen 1015 

106)  Krieg  mit  Polen 1017 — 18 

107)  Kampf  gegen  Graf  Dietrich  von  Holland 1018 

108)  Kampf  zwischen  Adalbero  von  Kärnten  und  Conrad  II. 

dem  Jüngeren 1020 

109)  Aufstand  des  Herzogs  Bernhard 1020 

110)  Fehde  mit  Otto  von  Hammerstein 1020 
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II.  Mit  nichtchristlichen  Feinden. 

(Heiden  und  Mohammedaner). 

Karolingische  Epoche: 

1)  Empörung  des  Friesenherzogs  Bobo 

2)  Zweiter  Zug  Karl  Martells  gegen  Bobo 

3)  Karl  manu  gegen  die  aufständischen  Sachsen  .... 

4)  Erster  Feldzug  Pippins  gegen  die  Sachsen 

5)  Zweiter  Feldzug  Pippins  gegen  die  Sachsen 

6)  Dritter  Eeldzug  Pippins  gegen  die  Sachsen 

7)  Wiedemnterwerfung  der  Karantanen  durch  Tassilo  von 

Baiern 

8)  Der  Abodritenfilrst  Thrasuco  gegen  Wilzen  und  andere 

Slavenstämme 

9)  Wiederunterwerfung  der  Wilzen 

10)  Feldzug  gegen  die  aufständischen  Sorben  

11)  Abfall  des  AbodritenfUrsten  Slawoinir 

12)  Kämpfe  mit  dem  aufständischen  SlovenenfOrsten  Liudewit 

13)  Züge  gegen  die  aufständischen  Sorben,  Wilzen.  Ahodriten 

und  Linonen  

14)  Feldzug  gegen  die  Colodizen 

15)  Wiederunterwerfung  der  Abodriten  durch  Ludwig  den 

Deutschen  ...  - 

16)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  die  aufständischen  Mähren 

17)  Ludwig  der  Jüngere  gegen  die  Böhmen 

18)  Markgraf  Ernst  gegen  die  aufständischen  Böhmen  . . 

19)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  die  aufständischen  Sorben  . 

20)  Aufstand  der  Bulgaren 

21)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  den  aufrührerischen  Hastis- 

law  von  Mähren 

22)  Zug  gegen  Slawitah , Sohn  des  böhmischen  Herzogs 

Witzrach 

23)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  den  aufständischen  Abodriten- 

herzog  Dabomysl  . 

24)  Ludwig  der  Deutsche  gegen  Rastislaw  von  Mähren  . . 

25)  Ludwig  der  Jüngere  gegen  die  Abodriten 

26)  Kämpfe  gegen  Böhmen  und  Mähren.  Einbruch  der  Sorben 

und  SiiBler 

27)  Wiederunterwerfung  der  Linonen  und  Susler  durch  Lud- 
wig III 

28)  Einfall  der  Daleminzier,  Böhmen  und  Sorben  . . . . 

29)  Empörung  Gottfrieds  von  Dänemark,  (in  Verbindung  mit 

Hugo,  Sohn  Lothars  II.),  gegen  Karl  III 

30)  Arnulf  gegen  die  Abodriten  

Sächsische  Epoche: 

31)  Wiederunterwerfung  der  Böhmen  durch  Heinrich  I.  . . 

32)  Allgemeine  Erhebung  der  Slaven  


Jahr 

733 

734 
745 
747 
753 
758 

772 

809 

812 

816 

817  — 18 
819  — 22 

839 

839 

844 

846 

848 

849 
851 
853 

855 

857 

862 

864 

867 

869 

877 

880 

885 

889 

929 

929 
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Jahr 

33)  Erhebung  der  Bi'ilmien  unter  Boleslnv  gegen  Otto  I.  . . 930 

34)  Erhebung  der  Elbslnveu 986 

33)  Kämpfe  Geros  mit  den  Slaven 939  — 41 

36)  Aufstand  des  Bölnnenherzngs  Boleslav 930 

37)  Kämpfe  gegen  die  Wenden 953 

38)  Herzog  Hermann  von  Sachsen  gegen  den  Wagrierfürsten 

Selibur 963 

39)  Wichmann  und  die  (slarisoheiO  Winiler  gegen  Mesco  von 

Polen 967 

40)  Empörung  der  Dänen  gegen  Otto  II 974 

41)  Empörung  der  Dänen 983 

42)  Aufstand  der  Liutizcn  und  Abodriten 983 

43)  Kämpfe  mit  den  Wenden  unter  Otto  III 985 

44)  Empörung  der  Dänen 987 

45)  Kämpfe  mit  den  Wenden 991 — 95 

46)  Aufstand  der  Wagrier  und  Abodriten  unter  Heinrieh  II.  1002 

47)  Aufstand  der  Liutizcn  und  Abodriten 1018 — 20 


Bachdrackerri  MareUke  * Hirtin,  Trebnit»  in  Schiet. 
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